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Vorrede 


Cine Gejchichte der deutſchen Bundesverfammlung 
ift bisher nicht verfucht worden. ine große Lücke in ber 
Geſchichte des deutſchen Volkes ift daher unausgefüllt ge- 
blieben. Was über die Thätigfeit der Bundesverfammlung 
geſchrieben, entbehrt aller derjenigen Erforberniffe, welche 
eben nur durch zugängliche Benubung der Bunbesprotocolle 
felbit zu erreichen waren. Dieſes große Material für bie 
Geſchichte der Bunbdesverfammlung war entweder nicht zu= 
gänglich oder wenn zugänglich, den Schriftitellern über biefen 
Gegenjtand zur öffentlihen Benutzung verfagt. Ohne die 
vollftändige Einfiht der Bundesprotocolle kann jelbjtredend 
auch eine Gefchichte derjelben nicht gejchrieben werden. 
Diefe Einfiht ſchien für einen Gelehrten jehr weit entfernt 
zu Tiegen und noch v. Mohl*) meinte deßhalb, es bürfe 
eine ſolche Gefchichte noch Tange auf fi) warten laffen. 

Seit einer Reihe von Jahren liegen dem Verfaffer die 
Bundesprotocolle vollftändig vor und zwar fo, daß ihm 


°) 9. Mohl, Geſchichte der Staatswiſſenſchaft. TI. 262. 


IV 
ſelbſt eine große Anzahl der geſchriebenen Protecele, ſewie 
der Verbandlungen in vertraulichen Sitzungen nicht un: 
bekannt geblieben find. Daß von Dielem ſebr großen, Bis 
Labın ganz unbewältigt gebliebenen Material von Dem Vers 
faſſer dasjenige aus den Protocollen ꝛc. nicht veröttentlicht 
wird, was im Intereſſe des deutſchen Volkes jelbit vers 
heimlicht bleiben mus, wie 3. B. vielerlet in Bezug auf die 
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Militairverbältniſſe des deutſchen Bundes, verſteht ſich von 


ſelbſt, und hierbei wird man eine Vollſtändigkeit gewiß nicht 
erwarten können. Dem Kenner dieſer — wird es 
deſſen ungeachtet offenbar ſein, daß dem Verfaſſer auch die 
Protocolle der Militair-Commiſſion zu Gebote ſtanden. 
Dabei muß er aber zugleich hiermit entſchieden erklären, 
daß er die Kenntniß der in dem vorliegenden Werke be— 
nutzten Actenſtücke keiner Indiscretion verdankt; das Nähere 
in dieſer Beziehung ſoll am Schluſſe des Werkes an— 
gegeben werden. 

Was die Behandlung der Sache im Allgemeinen an— 
geht, ſo hat der Verfaſſer geglaubt, ſich auf diejenigen 
Gegenſtände, welche Bezug auf die Nationalintereſſen haben, 
beſchränken zu müſſen. Die Bundesverſammlung hat, be— 
ſonders in der erſten Zeit ihrer Thätigkeit, ſich mit vielerlei 
Sachen beſchäftiget, die zwar ihren guten Willen Gerechtig— 
keit gegen Jedermann, ſoviel an den Geſandten lag, zu 
üben, beweiſen, aber dennoch für das allgemeine Intereſſe 
einen zu untergeordneten Werth beſitzen, um noch jetzt 
eine beſondere Beachtung zu verdienen. Es iſt hierbei z. B. 
an die überrheiniſche Suſtentationsſache, an das ehemalige 
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Reichskammergericht, an den deutfchen Orden ꝛc. zu erinnern. 
Wichtig allerdings war es, Gerechtigfeit in dieſen Ange— 
legenheiten zu üben, aber bem Berfafjer wird man erlaffen, 
auf die Detaild der umfangreichen Arbeiten bierüber ein- 
zugehen. Auch das, was in rein ſtaatsrechtlichen Fragen 
allgemein befannt und in den Handbüchern über Staats⸗ 
und Bundesrecht genügend anerkannt ift, wird nur über- 
fihtlich behandelt werben, 3. B. Austrägalinftanz, ſtandes⸗ 
berrlihe Verhältniffe und dergl. Der Plan bes nachfolgen- 
ben Werkes gebt allein dahin: bie Geſchichte der 
Bundesverfammlung mit vorzugsweiſer Berüd- 
fihtigung ihres Verhaltens zu den großen deut— 
[hen Nationalfragen, zu den bleibenden Inte 
reifen des deutſchen Volkes zu ſchreiben. 

Was die Behandlung der einzelnen Gegenftänbe, welche 
bier in Betracht gezogen werden follen, betrifft, jo Tonnte 
ber Berfaffer nicht eine chronologifhe Ordnung fejthalten, 
fondern fand es angemefjen fie in befonderen Kapiteln nad) 
mehr ober weniger genau abgegränzten Seitperioden dar— 
zuftellen; fo 3. B. die politifchen Unterfuchungen der Eentral- 
Unterfuhungscommilfion zu Mainz, die weſtphäliſche Do- 
mainenangelegenheit, bie Streitigkeiten zwijchen Frankfurt 
und den dortigen “Juden, denen die freie Stadt die erlangte 
gejeglich begründete Emancipation, an fich jchon von ber 
Humanität unfere® Jahrhunderts gefordert, mit Unrecht 
verlümmern wollte, Auch diejenigen Gegenftände, welche 
nad) den Bundesgrundgefegen von der Bundesverfammlung 
hätten erledigt werben müſſen, aber neben und außer ihr 
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verhandelt find, werben hier berüdfichtigt werden, fo 3. ©: 
die Verhandlungen über die Verhältniſſe der Tatholifchen 
Kirche, welche 1818 in Frankfurt geführt und der Bundes: 
verjammlung mitgetheilt wurden, vieled aus den Zoll 
verhandlungen bei den wiener Conferenzen von 1820 und 
Anderes. Der Berfaffer hat es für nothwendig erachtet, 
auh die Verhandlungen in Wien zur Begründung ber 
Bundesacte, von feinem Standpuncte aus, kurz darzuftellen. 
Hierbei Fam es ihm darauf an, ben Vorbergrund für feine 
Beurtheilung ber Thätigkeit der Bundesverfammlung zu 
gewinnen; außerdem waren bisher diefe Verhandlungen zu 
Wien von dem in diefem Buche maßgebenden Standpuncte 
nit erörtert. Es war auf fie befondere Rückſicht zu neh— 
men, weil nur die Verbindung derjelben mit der nachfolgen- 
den Politik der deutjchen Regierungen Alles in das rechte 
Licht ftellen wird. 

Sonft wird bei allen befannten Gegenftänden ber 
Berfaffer fih kurz fafjen, was alfo insbefondere für bie 
Zeit von 1816 — 1820 gilt. Die befannten Sachen ganz 
anszufchliegen ging aber eben jo wenig, als etwa in einer 
neuen Darſtellung der Gefchichte des 18. Jahrhunderts 
längft und unzählige Male vorgeführte hiſtoriſche That- 
ſachen ausgelaffen werden können. Vieles Belannte hat 
durch die Benutzung ber loco dietaturae gebrudten Be- 
richte auch wohl eine wefentlih andere Geftalt gewonnen. 
Damit au der Anſchein vermieden werde, daß 
die Fehler der Bundesverfammlung zu ftart be: 
tont feien, jo find diejenigen Berbandlungen, 
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bei welden ein VBerbienft um Nationalinterejjen 
bervorleuchtet, mit befonderer Ausführlichkeit 
gegeben. Dahin gehören z. B. die Verhandlungen über 
die freie Auswanderung, bie ber PBräfidialgefandte als ein 
wahres allgemeines deutſches Bürgerrecht bezeichnete. Weber: 
haupt wird der Berfaffer die Urkunden in allen wichtigen 
allen fprechen laſſen. Wo das Material allgemein zu= 
gänglich ift, kann man fich deſſen freilich überheben. 

Was den Stanbpunct bes Verfaſſers betrifft, von 
weldem aus er die Gefchichte der Bundesverfammlung ge 
ſchrieben Hat, fühlt er fich gebrungen in diefer Vorrede 
einige nähere Erläuterungen zu geben; je offener fie find, 
je mehr hofft er auf Billigfeit der Beurtheilung. 

Die politische Anficht des Verfaſſers wird denjenigen, 
welche ben politifchen Ereigniffen in den Fleineren deutſchen 
Staaten gefolgt find, im Ganzen nicht unbekannt fein. 
Bon dem erften Beginn feiner akademiſchen Laufbahn an 
hat er dem monarchiſchen Brincip, der landſtändiſchen 
Berfaffung angehangen, freilich nicht jener landſtändiſchen 
Berfafiung, welche mit mittelalterlihen Ständen in ihrer 
überwundenen unmöglich gewordenen Abgeſchloſſenheit Die 
Fortichritte der modernen Entwicklung des Staats ignoriven 
wollte, aber immer einer Verfaſſung mit den vorhandenen, 
gejchichtlich berechtigten Ständen in derjenigen ort: und 
Ausbildung, welche die fortgefchrittene Kultur des Jahr⸗ 
hundert3 mit unverwerflicher Berechtigung verlangen Fann. 

Die Geſchichte der letzten Decennien hat dem Verfaſſer 
die Uebeyzeugung gegeben, daß dieſer Standpunct t hat— 
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ſäch lich nicht mehr aufrecht erhalten werden kann. Es 
geſchahen der Fehler zu viele, welche die Urſache ſind, daß 
das monarchiſche Princip mit einer landſtändiſchen 
Verfaſſung in jener Anwendung, die durch die Bundes- 
acte und Bundesgeſetze feitgehalten werden follte, nicht 
mehr aufrecht zu erhalten if. Denn ftatt ber Aufrecht- 
haltung des monarchiſchen Princips ift man von 
den einflußreichiten Seiten beftrebt gewejen, Principien der 
abjoluten Regierungsform feitzuhalten und felbft, 
wo fie ſchon vor dem Fortjchritte der Zeit gefallen waren, 
wieder einzuführen. Mean ift weiter gegangen. Man bat 
bie landſtändiſche Verfaſſung zu der Durchführung dieſer 
Tendenzen benugt und damit ihr das Vertrauen genommen, 
ohne welches Feine Verfaffung der Welt dem Volke gegen- 
über Beſtand haben Tann. Man bat die Tanditänbifche 
Berfaffung untergraben, indem man die Stüben ber- 
jelben wegnahm, mit Lift oder Gewalt, die Stüten, welche 
ihr Anſehn verjchaffen konnten, weldye zwar bie abjolute 
Herrihaft, aber im Intereſſe des monarchiſchen Princips 
jelbit beſchränkten. Die Blicke und die Neigung der Nation 
wendeten fi daher jenen Inſtitutionen zu, welche mehr 
Bürgſchaft zu leiſten jchienen, als die landitändifche Ver⸗ 
faſſung, — dem franzöfiihen Kammerſyſtem, insbejondere 
wie ed von der Oppojition in der Kammer feit 1816 und 
jeit 1830 in ber fogenannten Julimonarchie verjtanben 
wurde. Es war biefe Richtung tief zu beflagen; denn fie 
binderte die wahrhaft nationale Entwidlung der deutjchen 
Verfaffungsverhältniffe, aber fie war die Schulb ber Ge- 
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walthaber jener Zeit, die ſich dann nicht wunbern durften, 
daß das Jahr 1830 und das fchlimmere Jahr 1848 ihre 
Throne erfchütterten. Man bätte nun aus den traurigen 
Erfahrungen von 1848 die Erkenntniß gereift glauben 
ſollen, daß nur in weifer Beſchränkung der Regierungs⸗ 
gewalt, in voller Ehrlichkeit der Einführung landſtändiſcher 
Berfaffung Haltpunct und Heil für die Regierungen zu 
finden feien, welche die Revolution befiegt und denen das 
Jahr 1850 die Gewalt wieder in die Hände gab. Allein 
auch biefe letzte Gelegenheit dag monarchiſche Prineip auf- 
recht zu erhalten, ift unbenubt geblieben von denen, welchen 
fie reichlich geboten wurde. Es ift gefallen durch bie 
eigene Schuld derjenigen, welche bie Hauptvertreter deſſelben 
zu fein fchienen. Es iſt noch als eine befondere glückliche 
Fügung anzufehen, daß bie franzöfifchen Verfahrungstheorieen 
nicht durchgängig in den Gemüthern der Deutfchen feiten 
Boden gewonnen, ſondern daß fi) auch die Blicke nach 
dem ftammverwandten England richteten. So ijt an bie 
Stelle des monarchiſchen Prineips entweder ausdrücklich 
durch neue Verfaffungsbeitimmungen oder wenigſtens in den 
Geſinnungen der überaus großen Mehrzahl bes beutfchen 
Volles das parlamentarijche getreten. Es wird jeit 
1850 hauptſächlich durch einen großen Staat geftügt, ohne 
deffen Kraft, Macht und Intelligenz Deutjchland politisch 
wenig bebeutete: Preußen. Sn diefem Staate ift nicht 
mur thatfächlich dad monarchifche Princip aufgegeben, fondern 
bie Berfaffung deſſelben hat mit dürren deutlichen Worten 
das mopgrchiſche Princip durch das parlamentarifche 
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erfeßt. Art. 62 Abſ. 1 ber preußiichen Verfaffung vom 
31. Januar 1850 fagt einfah: „Die gefeßgebende 
Gewalt wird gemeinjhaftlih durch den König 
und zwei Kammern ausgeübt.” — Art. 64: „ben 
Könige, jowie jeder Kammer, ſteht das Recht zu, 
Geſetze vorzuſchlagen *).” 

Nachdem die preußiſche Verfaſſung den Sturm von 
1850 überlebte, ſowie den verſuchten Reviſionen von 1851 
und 1852 getrotzt hat, iſt für den unbefangenen Beob⸗ 
achter der politifchen Yuftände jede Ausficht verſchwunden, 
daß das preußifche Volk fich dieſe beiden Art. (62 und 64) 
jemals wieder nehmen lafjen werde. Dieſe beiden Art. 
ftehen aber im entjchiedenften Gegenfat zu ben Bejtim- 
mungen der deutjchen Bundesgrundgefeße, in welchen „bie 
Bereinigung der gefammten Staatsgewalt in bem 
Oberhaupte des Staates” vorgejchrieben ift **). Noch iſt 
zwar in Preußen ein großes Webergewicht der Krone gegen 
die Kammern vorhanden, wozu insbefonbere Art. 46 der 
BVerfafjungsurfunde dient: „der König führt ben Ober- 
befehl über das Heer;“ allein in der Hauptſache ändert 


*) Hiermit vergl. man bie Beitimmungen über die Zuſammenſetzung ber 
zweiten Kammer und tie Rechte, welche fonft den Kammern bei ber Gejep: 
gebung und ben Finanzen zuftehen. 


°) Art. 57 der wiener Schlußacte von 1820: „Da der beutiche Bunb 
mit Ausnahme der freien Städte, aus fouverainen Füriten beficht, fo muß 
dem hierdurch gegebenen Grundbegriffe zufolge, bie gefammte Staats gewalt 
in dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben und ber Souverain kann 
durch eine landſtändiſche Verfoffung nur in Der Ausübung beſtimmter Rechte 
an vie Mitwirkung der Stände gebunden werben.” Bergl. B.-Beſchl. vom 
16. Aug. 1824. B.⸗Beſchl. vom 238. Quni 1832, Art. 1. 
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auch dieſe Beſtimmung für die Zukunft des parlamentari- 
hen Princips nichts. Die neuefte Zeit hat beiwiejen, wie 
weit ſich dafjelbe in Preußen ſchon eingelebt hat, Wie 
wollte fich wohl Deutjchland der Wucht und dem Beifpiel 
eines Staates von der Bebeutung Preußens entziehen? 
Die überaus große Mehrheit in Deutjchland ift überdem für 
das parlamentarijche Princip, wenn fie nicht etwa noch weiter 
dringt: auf die Bolfsfouverainetät, von weldyer die Fürften 
ihr Amt und ihre Gewalt ableiten ſollen. Es ift daher jebt 
nur noch die Möglichkeit gegeben, die übergroße Macht der 
Kammern zu verhindern, insbeſondere in jenem Staate, ben 
Gottes Fügung zum Führer Deutfchlands auserlefen, bis 
Deutfchland zu ber fejten Verfaſſung und zu der Achtung 
gebietenben Stellung dem Auslande gegenüber gelangt ift, 
welche ihm gebühren und das Ziel und das Streben aller 
Bernünftigen fein müſſen; vorab aller Conferbativen. 

Der Sieg des parlamentarifchen Prineipg iſt alfo in 
nächfter Zukunft für Deutjchland unzweifelhaft; der Sieg iſt 
gewonnen zumeift durch die Fehler, — man mag nicht jagen 
böfen Willen — derjenigen, die das monarchiſche Princip 
mit abgenubten Beamtenkniffen aufrecht zu erhalten glaubten ; 
weil ſie Einzelne damit zu verderben vermochten, jo meinten 
fie auch ben Gang ber Ereignifje aufhalten zu können. 
Eine große und jchwere Schuld tragen aud) diejenigen, 
welche nach ihrer Stellung hätten Staatsmänner jein 
jollen und müſſen, aber aus Furcht vor dem Namen von 
Parteimännern, der unter Umftänden ein großer Ehren: 
titel iſt, Hofmänner geworden find; je ehrenwerther 
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jonft in ihren bürgerlichen VBerhältniffen, je ſchlimmer und 
trauriger haben fie gewirkt. Es fol hiermit nicht gefagt 
fein, daß die Varteifucht, welche um jeben Preis felhft bie 
Wahrheit und Sittlichleit Necht behalten will, gelobt werben 
müſſe, denn diefe ift allerdings Urjache fittlihen Verfalls 
geworden. Aber in Zeiten, wie bie bes letzten Decenniums, 
muß jeder Patriot Partei nehmen, weil nur in der Ber: 
einigung bie erfolgreiche Kraft des fittlichen Wirkens ge 
geben war. Glüdlicher Weife bat bie Einfiht aller politi- 
jhen Parteien, die diefen Namen verdienen, in Deutichland 
ſeit 1848 bebeutend zugenommen und man muß auch von 
conjervativer Seite zugeitehen, daß das Hauptorgan ber 
eigentlich republicanifhen Partei in Deutfchland, bie ber- 
liner Nationalzeitung, eine jehr bemerkenswerthe und an- 
erfennenswerthe patriotifhe Haltung bewahrt, bie gegen 
die Beftrebungen der Democraten von 1848 bebeutend ab- 
ftiht. Dieſe vermehrte Einficht aller Parteien jcheint eine 
Hoffnung zu geben, daß Deutſchland die drohenden politi- 
chen Stürme mit Ehren beftehen werde. 

Es würde einem Lehrer ber politiihen Wiffenfchaften 
hleht anftehen, biefen Gang der Dinge zu ignoriren. 
Der Lehrer der politischen Wifjenfchaften bat vor allen 
Dingen die Verpflichtung den thatfächlichen Verhältniſſen 
diejenige Aufmerkſamkeit zu widmen, welde fie verdienen 
und verlangen, und felbjt principielle Bedenken fallen 
zu laffen, wenn die, weldhe zunächſt und entjcheidend 
die Träger zu fein verpflichtet waren, ihre Principien ent- 
weder verleugneten ober in verblendeter Weiſe ſelbſt ver: 





Am 


nichten halfen. In Glaubensſachen, in fittlichen Verhält- 
niffen fann man unbedingt feithalten, und wenn man 
allein fteht, in politifchen Dingen ift e8 anders, Da beißt 
es oft zwifchen zwei Vebeln wählen, wie ſchon Macchiavelli 
fagte. Der Verfaſſer Hat fich ſehr lange gejträubt, die Noth- 
wenbigfeit des parlamentariichen Princips für Deutichland 
zuzugeitehen. Denn es iſt überaus traurig, ein Decennien 
lang vertheidigtes Prineip, für welches manches fchmerzliche 
Opfer gebracht ift, der Nothwendigkeit thatjächlicher 
Berhältniffe gegenüber fallen Iafjen zu müffen. Seit Jahren 
bat fich aber der Verfaſſer diefer Weberzeugung nicht ver- 
fhloffen und fih zum öfteren dahin entjchieben dffentlich, 
wenn auch nicht in Druckwerken ausgefprochen *). 

Wenn aber der Verfaffer für jetige Zuſtände dieſen 
Maßſtab zugeitehen muß, jo will er bamit nicht gejagt 
haben, daß das parlamentariiche Princip für die Beurtheilung 
der Zeit von 1816 bis 1848 das berechtigte gewefen fei. 

Ber Beurtheilung der Thätigkeit der. Bundesverfamm- 
lung darf ed in dieſer Zeit zur Grundlage nicht dienen. 
Sm ſolchen Fehler find Viele gefallen; jo v. Mobl und 
Gervinus. Das kann nur fchiefe Urtheile geben. In 
jener Zeit war dad monarchiſche Princip mit einer land⸗ 
ftändifchen Verfaſſung der Maßſtab für die Handlungsweife 
ber beutjchen Regierungen. Leider wird auch mit biefem 

®) Der Verfaſſer fühlt fih fogar gebrungen, freilih nur in Bezug 
auf Localverhältnifie, Hier hinzuzufügen, wie mancher ängfllichen Seele fein 
offenes Ausſprechen politifcher Grundfäge an öffentlichen Orten eine ſehr uns 


bequeme Stlofigfeit ſchien. Man wird jept die Urſache beffelben ber 
greifen. zT 6 Jahren konnte dieſes Buch noch nicht erfcheinen. 
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Maßſtab das Urtheil oft fehr Hart lauten und die Ver: 
bandlungen bes Bundes werden einem ftrengen Tadel unter- 
liegen müſſen. Die Zeit des Schweigens, ber Zurüd- 
haltung im Urtheil ift endlich für den onjervativen ab- 
gelaufen. So lange die Hoffnung vorhanden war, daß der 
beutfche Bund die einzelnen deutichen Regierungen ihrer 
eriten Verpflichtung nachkommen würden, „bie Grundgefebe 
bes beutichen Bundes aufrecht zu erhalten, ben National- 
intereffen Deutſchlands gerecht zu werben,” mochte ein 
Schweigen von confervativer Seite gerechtfertigt fcheinen. 
Eine Art BPietät hatte bis dahin den Mund verfchlofien. 
Die letztverfloſſenen ſechs Fahre haben aber nur allzujehr 
gezeigt, daß hier jede Hoffnung eine vergebliche iſt und 
fein wird, daß nur eine vollftändige Neform der Bundes- 
grundgefeße, der Negierungsformen in Deutfchland unter 
ber Aegide Preußens helfen kann. Seht wird es enblich 
und bie höchite Zeit, daß auch confervative Stimmen ſich 
ohne Rückhalt äußern, wie fie die Thätigfeit ber deutfchen 
Bunbesverfammlung, der deutſchen Megierungen von ihrem 
Standpuncte beurtheilen, damit e3 nicht fcheine, ala billigten 
fie alles das, was unter dem Namen von confervativen 
Intereſſen vorgejchoben wurde, was aber häufig nichts 
anderes war, — und biejes Urtheil wirb bem Verfaſſer jehr 
ſchwer auszufprehen — als ber blanfjte baarfte Abſolutis⸗ 
mus, Es iſt wahrlich Fein Grund vorhanden, daß bie 
Confervativen fih zum Schild von Beitrebungen machen 
follen, welche ihr Princip felbft untergraben und vernichten, 
bie fociale Revolution befchleunigen, ja mit Nothiwendigfeit 
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berbeiziehen. Nur zu lange haben fie gefchwiegen unb ge- 
ihont, fo daß fie den Argwohn auf ſich Iaden werben, 
fie verließen, wie die Ratten das finfende Schiff, erft 
dann die Reiben des Abfolutismus, wenn der Untergang 
beffelben gewiß ſei. Uber fo Tiegt das Berhältniß den— 
noch nicht, infofern man die Sonfervativen nicht mit ben 
Perjonen verwechjelt, die jedem Minifter, fei er wer er wolle, 
in Gehorfam und Demuth dienen, auch wo fie nicht durch 
ihre Stellung dazu amtlich verpflichtet find, Noch ift immer 
mancher Vortheil von dem Abjolutismus zu hoffen! 

Freilich das letzte nicht zu ferne Ergebniß wird ber 
Sieg des parlamentarifhen Princips in allen Xheilen 
Deutſchlands fein; das germanifche Europa ift einig in 
biefem Puncte. Die Gegner diefes Princips find ohne 
Hoffnung. 

Es hat in diefem Buche fich oft Gelegenheit gefunden 
die Öfterreichifche Politik in Bezug auf Deutfchland am 
Bunbestage zu beleuchten. Verderblich wie fie von jeher 
gewirkt hat, konnte fie dem Tadel nicht entgehen, ben fie 
wirklich verdiente. Möge man dem Berfaffer nicht PBartei- 
lichkeit vorwerfen, — überall follen die Aetenſtücke ſelbſt 
ſprechen. Es ift möglich, daß Oefterreich jet, wo die Ver- 
widelungen in Italien vielleicht bald die Hülfe Deutjchlands 
erfordern, geneigt fcheint, den Riß zwiſchen fich und Deutjch- 
land zu befeitigen, wie es feit 1850 verjuchte, wenigſtens 
in Zollſachen fih zu nähern Allein es ift für Diefe 
Hoffnung, welche feit 1850 fo Feicht zu erfüllen war, bisher 
noch jehr wenig gefchehen. Saft zehn Jahre find feitbem un⸗ 
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benußgt verichwunden; — Dejterreich hatte die Gewalt, viel 
für Deutjchland zu thun, — es bat fie gebraucht nidht um bie 
Schranken zwiſchen fih und Deutſchland nieberzureiken, 
fondern zu erhöhen. Denn Deutjchland duldet, fo lange es be⸗ 
ftehen wirb, Feine abfolute Herrichaft mehr. Einzelne Biter- 
reichiſche Staatsmänner, und vielleicht gerade die conferva- 
tioften, ſtreben nach einer Vereinigung mit Deutſchland. 
Sie werden aber durch wie es fcheint, nicht zu überwäl- 
tigende Einflüſſe von anderer Seite in ihren Beitrebungen 
gehindert. Defterreich ift gegen die Erwartung Conſervativer 
in allen benjenigen ragen, die von Bundeswegen ge- 
ordnet werden mußten, das Hinderniß bei Erledigung der⸗ 
jelben an ber Bunbesverfammlung geblieben. Der Ber: 
fafler gehörte nicht zu denjenigen, welche diefe Erledigung 
im radicalen Sinne wünjchten, aber bie lange unabfehbare 
Hinzögerung dieſer Tragen hat ihn, wie viele Confervative, 
mit Trauer erfüllt. Wenn irgend etwas, fo tft es dieſe 
Hinzögerung gewejen, weldhe den Conjervativen, bie auf 
Oeſterreich hofften, allen Boben unter ben Füßen ge 
nommen, welche ihnen alles Vertrauen geraubt, welche ihre 
Wirkſamkeit für lange Zeit, vielleicht für immer, unmöglich 
macht. Was bat eö,;genüßt, denen, welche eine der That 
nach abſolute Herrſchaft wünjchen, eine kurze Freude und 
Hoffnung für einige Jahre zu verfchaffen? — Daß Deutich- 
land der Gefahr einer Revolution entgegengeht, wenn Gottes 
Fügung nidht etwa große Männer auf den Thronen erweckt, 
wie fie nicht oft in der Gejchichte ericheinen, bie mit Eräf- 
tiger, weifer und gerechter Hand die Zügel ber Regierung 
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faſſen. Deßhalb muß bie Entrüftung über diefe verfehlte 
Politik Deſterreichs am Bundestage auch einen Konjer- 
vativen dad Verlangen ftellen laſſen: „Deutſchland will bie 
verbürgten Thaten einer nationalen Politik Oefterreichs 
für Deutjchland feben, wenn e8 Sympathie für Oeſter⸗ 
reich, Hülfe für deſſen Intereſſen haben fol. Der Worte 
find genug gemacht; es find Bürgſchaften erforderlich.“ 
— Man fage nicht, daß es ungerechtfertigt wäre, wenn 
Deutſchland an feine Hülfe VBebingungen Inüpfe, — wenn 
ein Feind Defterreich angreife, jo fei die Pflicht ber Hülfe 
Deutſchlands von felbjt gegeben, und im eigenen Intereſſe 
erforderlich. So ſchlimm ftehen im Augenblide bie Sachen 
für Defterreich noch nicht. Aber ſtänden fie auch ſchlimm, 
jo läßt fich doch wohl mit großem Rechte die Frage auf- 
werfen: „Warum will Defterreidh die geforderte 
Bürgfchaft, d.5. durch Thaten, nicht geben, wenn 
feine Lage jo ſchlimm ift?” Das Lönnte boch wohl 
nichts anderes heißen, als Dejterreich wolle die Hülfe Deutfch: 
lands, um fpäter. buch Fein Verſprechen gebunden, die alte 
Politik fortzufehen; es könnte doch wohl nichts anderes 
beißen, al3 Oeſterreich halte eine felbft in ber Noth gewiß 
willfonmene Hülfe Deutſchlands noch nicht jo hoch, als 
das Beharren auf dem Wege ber alten, SDeutjchlanb ver 
derblichen Politik. Man bedenke wohl: Defterreich giebt im 
Glüde nichts an Deutſchland, ja es ift zu fürdhten, es 
giebt niemals, jelbft nicht im Unglück. — 
Die Geſchichte der Bundesverſammlung wirb bewei- 
fen, wie nothwendig obige Forderung iſt. Ein richtiges 
> 
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Gefühl hat die Nation geleitet, wenn fie von Anfang an 
anf Verbeflerung und Ergänzung der Bunbesgrundgefehe 
drang, und die Forderungen, welche. fie fpäter bis zum 
Jahre 1848 ftellte, waren gerechtfertigt durch bie zu ihrer 
Kenntniß gelangten Thaten ber Bunbeöverfammlung. Die 
volfftändige Vorführung aller Verhandlungen wird ihren or: 
derungen eine weitere unvermwerfliche feite Grundlage geben. 

Ueber einen Gegenftand fühlt fi der Verfaſſer ge 
drungen, bier noch einige Worte zu fagen. Es ift feine 
bisher nicht aufgegebene Abſicht geweien, in einem bejon- 
beren Buche über die Verfaffungsangelegenheit Kurheſſens 
zu fchreiben, fobalb die Verhandlungen zwijchen der Stants- 
regierung und den Ständen zu einem Rejultate gebiehen fein 
werden; bierin follte auch das Verhalten des Berfaflers als 
Abgeoröneter ber zweiten Kammer im jahre 1852/53 eine 
kurze Darlegung finden. Da aber eine Vereinigung zwijchen 
ber Staatsregierung und den Ständen fich noch weiter 
hinauszuſchieben fcheint, jo mag der Berfaffer ber Oeffentlich⸗ 
feit gegenüber wenigftens über einen Punct nicht länger 
ſchweigen. Unveritand und Böswilligfeit haben nämlich dem 
Berfaffer die Niederlegung feines Mandats als Abgeorbneten 
ber Stabt Marburg (im Sahre 1853) zum Vorwurf ge- 
macht. Sie haben behauptet, da wenn Jemand ein Mian- 
bat biefer Art annehme, fo müſſe er daſſelbe auch unter 
allen Umſtänden bebalten unb feine Intereſſen bintenanfegen, 
dies um jo mehr, wenn buch bie Nieberlegung feines 
Mandats die von ihm vertretene Stabt ohne SDeputirten 
für bie laufende Landtagsperiode bleibe. Der Verfaſſer tft 





XIX 


weit entfernt, bie großen Verpflichtungen eines Abgeordneten 
gegen feine Mandanten zu läugnen, aber er glaubt, daß er 
denfelben in jeber Beziehung nachgefommen ſei. Nur muß 
er von Anfang an bemerten, daß Opfer ohne allen Nuten 
für Stadt und Land nicht zu bringen feien, noch weniger 
aber wenn das, was als Opfer von Einigen angejehen wird, 
gerade zum Nachtheil ber vertretenen Stadt ausfallen muß. 

Seine Weberzeugung bat der. Verfaffer auch als 
Abgeordneter nie verläugnet und fie unter jehr ſchwierigen 
Verhältniffen geltend zu machen geſucht. Es ift unendlich 
leiht mit Unterjtübung einer Staatsregierung, wenn diefe 
das Uebergewicht in einer Kammer befitt, oder mit Unter. 
ſtützung einer radicalen Preſſe in Zeiten wie 1848 feine 
Ueberzeugung auszufprechen, aber ſehr ſchwer, fie gegen eine 
Staatöregierung geltend zu machen, wenn fait jedes Mittel 
in ber Preſſe und Deffentlichkeit, was zur Rechtfertigung 
dienen kann, abgejchnitten iſt. Noch fehwieriger wird aber 
die Stellung eines confervativen Deputirten, wenn er mit 
ber Mißgunft und Abneigung einer gejchloffenen politifchen 
Partei zu fchaffen hat, die aus Parteifucht in verblen- 
detem Haffe diejenigen verfolgt, welche nicht zu ihr gehören, 
wenn fie felbft ihre Anfichten billigen muß, wenn er mit ber 
Thorbeit und dem Unverſtand derjenigen zu kämpfen bat, 
welche glauben, baß fie in einer Furhejliihen Kammer fich 
geberben könnten, wie eine Oppoſition im englifchen 
Parlament, ohne doch nur im Entfernteften Bildung und 
Kenntniß einer ſolchen zu befiten. Schwierigkeiten folcher 
Art ftellten fich dem Verfaffer als Abgeordneten entgegen. 
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Es war Pflicht eine Vermittelung zwiſchen Regierung und 
Ständen in jener ſchwierigen Zeit zu erftreben, jo weit 
dies in der Hand eines Referenten liegen Tonnte und bie 
mildeſte Form, welche die Sache irgend zuließ, zu wählen 
und es durfte an Vorficht deßhalb nicht mangeln. Deſſen⸗ 
ungeachtet hat der Verfaffer als Deputirter in feinem Referat 
über bie proviforifche Verfaffung von 1852, wie font, ftets 
bie Anficht geltend gemacht und im Einzelnen durchgeführt, 
daß die in der Berfaffung von 1831 garantirten 
ftändijhen Rechte unantajtbar feien, infofern 
fie niht den Bundesgeſetzen entgegenftänben. 
Dies geſchah zu einer Zeit, wo diefe Anficht noch Niemand 
in ben Kammern ausgejprochen hatte. Einzelne hatten wohl 
bie Anſicht aufgeftellt, daß die Verfaffung von 1831 zu 
Recht beftände und nur auf dem in diefer Verfaffung 
angegebenen Wege, alfo burh Stände auf Grund bes 
Wahlgeſetzes von 1849 abgeändert werben Tünne Es 
Toftete Mühe biefe von ihrer höchſt unpractifchen Anficht, 
welche unfehlbar die fofortige befinitive Einführung der 
proviſoriſchen Verfaſſung durch den Bundestag zur folge 
gehabt hätte, abzubringen *). Andere behielten ſich vor 
nach Umftänben ihre Anſprüche fpäter zu erheben, ohne 
einftweilen bamit vorzutreten. Des Verfaſſers Bericht datirt 


) Bericht des chem. v. Derhen über bie kurhefſiſche Berfaffungsan- 
gelegenheiten. B.⸗Pr. 1862. — fagt ausdrücklich: „wenn hie zufammen- 
berufenen Kammern dad Verfahren der Bunbesverfammlung felbk angreifen 
wollten, fo x.” 
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auch weit früher als der ber erften Kammer *), bie fich 
überbem fpeciel auf einem Standpuncte ftellte, den nur 
eine nach ber Verfaſſung von 1831 gewählte Kammer hätte 
einnehmen können, — ben eined mit der Regierung auf 
gleicher Stufe jtehenden Factor der Gejeßgebung. Die 
Kammern Fonnten mit Rüdfiht auf die wiener Schlußacte, 
Art. 55, auf die Unverlelichfeit der in ber Berfaffung von 
1831 garantirten Tandftändijchen Rechte dringen, was auch 
Anfiht der Bundesverfammlung war, aber fie 
Eonnten nicht neue Forderungen, 3. B. neue Bevor: 
zugungen ber Nitterjchaft mit gleichem Rechte von der 
Regierung verlangen, fie konnten alſo nicht bie Bedingung 
ftellen, daß alle ihre Forderungen von der Regierung erfüllt 
werben müßten, daß fie nur dann die vorgelegte neue Ver— 
faffung genehmigen würden, wenn die Regierung die alten 
verbrieften Rechte und die neuen Zufäße garantire und be- 
willige *). Die kurheſſiſche Staatsregierung bat nur die 

*) Des Verfaſſers Bericht war wohl einflußreichen Mitglievern ber 
erſten Kammer bekannt, aber ihm find Berichte berfelben über Die Verfaffung 
bis zu feinem gezwungenen Abgang von Caſſel nicht befannt geweſen. 

**) Die Berfafjung von 1831 iſt vom Landesheren und ben Ständen 
gleigmäßig beihworen; von biejen beiden fann daher nur auf ver- 
fejfungsmäßigem Wege eiwad an berjelben geänbert werben. Der 
Art. 56 ber wiener Echlußacte iſt darin deutlich. Gine andere Trage aber 
tm, ob bie Bundesverſammlung an den Inhalt dieſes Artikels ſich 
halten müffe, wenn ed fih um Beſeitigung bundeswidriger Beſtimmungen 
einer Berfaffung handelt; bie Möglichleit liegt nicht fern, daß ſolche Be⸗ 
Rimmungen auf verfafjungsmäßigem Wege nicht zu befeitigen find! Gefteht 
man aber ber Bunbesverfammlung aud) zu, daß fie die Verfaffungsurfunde 
son 1831 in vielen Hauptbeſtimmungen vorläufig abändern burfte, jo muß 


doch auf ber anderen Seite feitgehalten werden, daß Fürft und Stänbe des 
Landes nad ihrem Bid verbunden find, an denjenigen Beftimmungen ber 
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Verpflichtung, die alten ftändifchen Rechte aufrecht zu er: 
halten, mit Ausſcheidung deſſen, was politiiher Unverftand 
gerade al3 Handhabe ausmärtiger Cinmifchungen und des 
Abſolutismus in die Berfaffung von 1831 gebracht, mas 
aljo Direct gegen die Bundesgeſetze verſtieß. Die Conje: 
quenzen ergeben ſich fehr Teicht hieraus, was wohl von 
Richtigkeit iſt in Rückſicht auf das Wieder einzuführende 
Mahlgejet von 1881, welches, wie jetzt die Verhält— 
niſſe liegen, ſich als beſſer herausitellen möchte, als 
das jetzige Zweikammerſyſtem. 

Seinen Bericht über die Verfaſſung in der Kammer 
zu vertheidigen, war dem Verfaſſer nicht gegönnt; er mußte 
aus der Kammer ausſcheiden *). 





Verfaſſung von 1531 feirzubalten, welche nicht gegen die Vundesgrundge'etze 
anſtoßen, und Laß fie zuſammengenommen eder einzeln biernach fich in un- 
bezweifeltem Rechte befinden, in weldem tie Bundesverfammlung 
ſelbſt ſie zu ſchüßen verbunten iſt, wenn fie genen tie dieſen in 
anerfarnter Wirkſamkeit ſich befindenden lantitintifchen Rechten zuwider— 
loufenden Artikel der neuen Verfaſſung proteſtiren. 

*) Intereſſant wird es auswärts ericheinen, — Denn hier iſt man an 
Mancerlei gewöhnt, — daß Herr Abgeordneter Vaumann aus Welſungen 
den Vericht Des Verfaſſers über Das Verhältniß der proviſoriſchen Verfaſſung 
von 1852 zu ber Verfaſſung von 1831 ſpäter als ſeinen (Baumann's) Bericht 
zu ten landſtändiſchen Acten gab, indem er das erſte Blatt des ſchon ge— 
druckten und zur Vertbeilung beſtimmten Berichts wegſchnitt, es neu drucken 
ließ aber in der Ueberſchrift des Verfaſſers Namen als Berichterſtatter 
ausſerich, an dem Schluſſe einige Aenderungen in ber ven ibm (Barmann) 
rertretenen Anſicht vornabm und dann Die ſpäteren Anträge der Mujerität 
tc3 Verfaſſungsausſchuſſes binzufügte, endlich feinen Namen als Bericht: 
erjtatter unterzeichnete, obne auch nur mit einem Worte der Arbeit Des 
Verfaſſers zu erwähnen. Tie Anträge des Verfaſſers zu den einzelnen 68. 
ter Verfaſſung, forafältig nusgearbeitet, famen gar nicht mehr zum Vorjibein, 
wurden, obwohl im Audſchuſſe bereits vorgetragen, nad) Ausſcheidung ber 
rier Teputirten Bert mit einmal zur Abſtimmung achract. 
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Was aber ben Vorwurf wegen ber Deanbatsnieber- 
legung betrifft, fo biene als Rechtfertigung Folgendes: 

Es ift wohl zu unterfcheiden zwiſchen dem Stanbpuncte 
ned Profeſſors ber politifchen Wiſſenſchaften, dem eines 
Deputirten und dem eines im Auftrage mit vorgefchriebenen 
Materialien arbeitenden Staatsdieners. Der lebte ergiebt 
fih von ſelbſt. Der Standpunct des Profeſſors ber poli- 
tiſchen Wiffenfchaften wird aus diefem Buche hervorgehen. 
Der bed Deputirten hängt zum großen Theil von den vor⸗ 
gefundenen Umftänden ab. Es Tann ber Fall fein, daß, 
um größere Uebel zu vermeiden, bie fonjt unabwenbbar 
fcheinen, ber Deputirte von der Ueberzeugung des Profeſſors, 
wie überhaupt des unabhängigen Mannes etwas zum Opfer 
bringt. Der Abgeordnete eines Landes hat nicht zunächſt 
und unter allen Umftänden feine politischen Ueberzeugungen 
zur Richtſchnur feiner Handlungen zu machen, fondern 
zuerjt die Intereſſen derjenigen, die ihn zum Vertreter 
gewählt haben, ind Auge faſſen; denn fie haben ihn wohl 
ſchwerlich gewählt, damit er Gelegenheit Habe, feine politi- 
fhe Meinungen bis zu bem fiat justitia pereat mundus 
burchzufegen, fondern fie haben ihn erwählt, damit er ihre 
Intereſſen aufrecht erhalte, aljo ben Untergang ber: 
felben verhinbere. Dieferhalb kann ein Abgeordneter 
nach gewiffenhafter Prüfung fehr wohl zu ber Ueberzeugung 
gelangen, daß er gerade im Intereſſe feiner Man: 
banten fein Mandat als Abgeordneter niederzulegen habe. 
In diefem Falle befand fich der Verfaffer im Jahre 1853, 
ala er Vertreter der Stadt Marburg in der zweiten Kam- 
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mer zu Caſſel war. ine lange und reiflihe Prüfung 
hatte ihn bewogen, der Kammer anzuzeigen, baß er fein 
Mandat bis zu einem bejtimmten, damals aber noch nicht 
eingetretenem Zeitpunft, niederlegen würde, bis wohin er 
noch alle ihm obliegenden Neferate zu erledigen gedenfe. 
Als aber die Anficht auftauchte, daß die Stadt Marburg 
feine Neuwahl vornehmen dürfe, mußte es dem Verfaſſer 
Pflicht erjcheinen, fein Mandat um fo mehr aufrecht zu 
erhalten, al3 der Zeitpunkt, welchen er für die Niederlegung 
dejjelben bejtimmt hatte, noch nicht eingetreten war und die 
Kammer ſelbſt noch Feinen Beſchluß hierüber gefaßt hatte. 
Er wurde zunächſt durch das Furfürjtlihe Miniſterium 
daran verhindert, dann aber, und dies ift das wahrhaft 
Zraurige, durch einen Beſchluß der Sammer felbit. 

Die jet von der kurheſſiſchen Staatsregierung auf- 
gegebene Meinung, daß wenn ein Abgeordneter ftürbe, oder 
fein Mandat niederlege, der von ihm vertretene Wahlbezirk 
in der laufenden Yandtagsperiode nicht wieder wählen dürfe, 
füllte nach Anficht des damaligen Minijteriums in der pro- 
pijorischen Verfaſſung begründet fein, weil in derjelben nicht 
eine ausdrückliche Beſtimmung ſich finde, daß bei Nieder: 
legung eines Mandats der davon betroffene Wahlbezirk 
wieder wählen dürfe. Es iſt begreiffih, daß ein Meint: 
jterium fi) eine Unbeſtimmtheit in einer Verfaſſungsurkunde 
zu Nutze macht, wenn es einen unbequemen Deputirten 
entfernen will und einen oppofitionellen in neuer Ausjicht 
hat; das iſt in vielen großen und Heinen Yändern feine 
Neuigkeit. Wenn aber Deputirte ſelbſt ſich zu Nerthei- 
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digern einer Meinung hergeben, welche: eine ganze Verfafjung 
illuſoriſch machen Fünnte, jo weiß man in der That nicht, 
was man fagen fol. Die proviſoriſche Berfaffung von 1862 
bat aber nicht einmal biefe Unbeſtimmtheit. Denn. fiefagt, 
daß die zweite Kammer aus 48 Abgeordneten: beitehen ſolle 
und zählt ($. 46) die einzelnen Wahlbezirke, welche in den⸗ 
jelben vertreten fein follen, namentlich auf , darunter die 
Stadt Marburg. 

Feſt ſteht alſo Das Recht jedes Woehlbezuten in der 
Kammer vertreten zu ſein, es iſt die natürliche Baſis der 
landſtaͤndiſchen Vertretung ſelbſt. Was geſchehen ſolle, wenn 
ein Mandat aus irgend einer Urſache während ber: Land- 
tagsperiode erlojhen, hat die Berfaflung nicht ‚angegeben, 
gerade ebenjo wie die preußiiche und andere beutiche Ver⸗ 
fafjungen. Wem, von welcher Partei er auch fein möge, 
ift es in Preußen oder anderen beutjchen Ländern wohl 
eingefallen, deßhalb einen Wahlbezirt um feine. Vertretung 
in ber Kammer zu bringen, weil nicht ausdrücklich in der 
Verfaſſung ftehe, daß nach Niederlegung eines Manbats 
oder nach dem Tode eines Übgeordneten eine Neuwahl vor- 
genommen werden jolle? Denn darnach müßte, wenn ein 
Abgeordneter gleih nach feiner Wahl verftürbe, ber davon 
betroffene Wahlbezirk drei Jahre (in Kurheſſen) ohne Ber- 
tretung fein! Die Möglichfeit einer ſolchen Anficht ift 
allerdings dem Denkvermögen bes Verfaſſers, als er fein 
Mandat niederlegen wollte, fern geblieben. Aber das als 
unmöglich Gedachte hat eine Partei in ber kurheſſiſchen 
zweiten Sammer von. 1853 wirklich ausgeführt. Zwei 
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Juriſten, ber bamalige Präfibent ber zweiten. Kammer, 
Herr Staatsrath Scheffer umb ‚ber Abgeorbnete für Mel- 
lungen, Herr Bürgermeifter Baumann, ftellten biefe Anficht 
im Verfaſſungs- und Rechtsausſchuſſe — natürlich in des 
VBerfaffers Abweſenheit — auf und geivannen dafür fpäter 
bie Majorität der um weitere drei Abgeordnete verringerten 
Kammer. Wenn eine Beitimmung in einem Gefebe ge 
rabezu gegen ben Geift und Hauptinhalt beffelhen geht, 
wenn fie diefem gegenüber geradezu als unvernünftig zu 
betrachten wäre, fo weiß jeder bie Folge hiervon; — foll 
aber eine ſolche Beſtimmung erft in ein Geſetz hinein inter- 
pretirt werben, biefem Geſetze zum Trotz, jo ift das wohl 
das Uebermögliche. Und dennoch iſt es geſchehen. Die 
proviſoriſche Verfaſſung von 1852 verbietet nicht, wie 
ſchon gefagt, eine Neuwahl bei Niederlegung eine? Mandats 
ober im Falle des Todes eines Abgeordneten, während der 
Dauer einer Lanbtagsperiode, was nad) ber Beitimmung, 
daß jeder Wahlkreis das Recht ber Vertretung in ber 
Kammer haben fol, an ſich ein Unfinn wäre, fondern fie 
hat darüber gar Feine Beſtimmung. Echon bei ber erften 
Nachricht Über die Verhandlungen bes Berfaffungsausfchuffes 
über biefen Gegenftand, erklärte der Verfaſſer pflichtgemäß 
ben Kammern, daß er nun zu bem früher beitimmten, aber 
noch nicht eingetretenen Termin fein Mandat nicht nieber: 
legen werde. Aber biefe Erflärung hatte einen Erfolg, 
obwohl doch felbft nach den Grunbfäten bes Privatrechts 
die Erflärung der Manbatsniederlegung zurüdgenommen 
werden kann, wenn ber Zeitpunct, zu welchem fie geſchehen 
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fol, noch nicht eingetreten. it und der Mandant fie noch 
nicht acceptirt hat; ben beiden Juriſten in ber Sammer 
ſchien keine Erinnerung beizuwohnen, daß felbft im Zweifel 
bei den Beitimmungen eine® Gefehes die. milbefte und 
bilfigfte Wortbedeutung anzunehmen fei-*), und daß bie- 
jenige Bedeutung vorgezogen werben muͤſſe, wodurch die ge⸗ 
jegliche Dispofition von Fehlern befreit ift.**), alfo nament- 
fi die, wodurch Abfurdituten vermieden werben. Man 
jollte meinen, Abgeordnete des Landes hätten fich vor allen 
Dingen biefe Regeln auch für das ‚Öffentliche Recht, für 
das Recht der Landſtandſchaft zur Norm dienen. Yafjen! 
Aber fo handelten fie nicht. Die Nieberlegung des Man⸗ 
dats wurde als gefchehen angefehen und die Neuwahl für 
bie Stadt Marburg nicht angeordnet, ja nicht einmal 
von ber Kammer beantragt Webrigend muß ber 
Berfaffer noch weiter bemerken, daß von dem damaligen 
Minifterium die jet ebenfalls von der Staatsregierung 
aufgegebene Anficht gegen ihn geltend gemacht wurde, daß 
mit der durch dag Miniſterium geſchehenen Entziehung ber 
Eigenfchaft eines Ausfchußnitgliedes der Stadt Marburg, 
in welcher Eigenjchaft er zum Abgeordneten erwählt war, 
die Eigenſchaft des letzteren aufhöre. 

Es iſt hiernach Har, daß der Verfaffer Feine Schuld 
an der Nichtvertretung der Stadt Marburg in dem Jahre 
1853 trägt. Er ift fich bewußt feiner Pflicht als Abge— 


*) L. 18 de legib. I. 56, 90, 155. ©. 2. de R. J. I. 42 de poen. 
(48, 19) I. 3 de his. quae in testam. debent. (28, 4). 
®e) L. 19 de legib. Nov. 158 e. 1. 
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orbneter im ganzen Umfange nachgelommen zu fein, wahr- 
ich nicht zu perſönlichem Vortheile. — Die Verlegung ber 
Intereſſen des Landes ift in biefem Falle von jenen Abge- 
orbneten begangen, weldhe durch ihre Anträge und Abftim- 
mungen die Stadt Marburg um ihre Vertretung in ber 
damaligen Landtagöperiode brachten *). Gewiß ift, bag von 
ihnen jpäter Niemand wieder gewählt wurde. Daß unter 
jolchen Umständen die confervative Partei, wenn fie anders 
jhon diefen Namen Partei verdiente, nicht zu Kraft, An- 
fehen und Einfluß gelangen konnte, ja das mühſam gemon- 
nene Terrain wieber verlieren mußte, ift Leicht begreiflich, 
daß bei ſolchen Zuftänden eine Bereinigung mit ben Ständen 
bamals nicht zu Stande Fam, nicht zu verwundern. Ein⸗ 
jhüchterungen halten heutzutage nicht lange vor. 

Der genaueren Darſtellung muß das Einzelne vor- 
behalten bleiben. Der Berfaffer bittet um Nachſicht, daß 
er in diefer Vorrede eine bem Gegenftande fremde Sache 
berührt bat. Er fand aber Feine andere Gelegenheit bazu 
und durfte doch nicht länger fchweigen. 





e) Aber warum befchwerten fi benn Stabtrath und Ausfhuß ber Stabt 
Marburg nicht bei ber Kammer und dem Kurfürftl. Miniflerium, baß ihnen 
feine Neuwahl geftattet werbe follte? — Der Berfafler weiß es nicht, allein 
wohl weiß er, daß dieſe Beſchwerde, aud wenn fie von Einzelnen geicheben 
wäre, wahrfcheinlih Grfolg gehabt hätte. War biefe Pflichterfüllung nicht 
leichter als bie des Verfaſſers? — Sind und waren einzelne Tabeljühtige fo 
tapfer in ber Behauptung, daß fich der Abgeorbnete und feine Familie ohne 
Nutzen aufopfern müfle, und dennoch fo feig zu einer für fie jo unſchäd⸗ 
liden Beſchwerde?! — 


Marburg, 
ben 3. April 1859. 8 F. Ilſe. 


Einleitung. 


Die der Bundesacte voransgehenden Berhandlungen zur Feſtſtellung 
ber Berfafiungsverbältniffe des dentſchen Bundes, 





Die franzöfifche Revolution hatte ihre Aufgabe vollendet, fie 
hatte dad Beſtehende zeritört und war dabei ohne Maaß und Ziel 
weit über das hinausgegangen, was fie Anfang? erſtrebte. Sie 
batte nicht nur die traurigen Mißbräuche einer tief herabgefom- 
menen Zeit und Generation befeitigt, ſondern fie hatte ſelbſt dort, 
wo fie die Throne verjchonte, die Sitten verändert, zwar in einer 
Richtung wohl verbefjernd, in anderer Richtung aber zugleich doc) 
auch in den moralifchen und religiöfen Beziehungen der Völker ver- 
ſchlechternd; fie hatte darneben auch die Regierungen in vorher nicht 
gelannte Kämpfe mit jener moraliichen Gewalt verwicelt, ‚welche 
der Gefellichaft neue Bewegungswerkzeuge und bisher unbekannte 
Intereſſen verlieh. Deutichland war ihren Einflüffen am wenig- 
ten entgangen; auf feinem Boden follten die Grundjäge ber Re: 
volution ihren hauptjächlichiten Kampf kämpfen. Hier follte fich 
dag ſcheiden, was gegen bie ewigen Geſetze der Sittlichfeit won ber 
Revolution gefündigt, von dein, was durch jie an wahrer Freiheit 
gewonnen, aber auch nur zu Ichnell in das Gegentheil verkehrt war. 
Das Hauptwerkzeug der Revolution, in welchem ſie gleichjam alfe 
ihre bewegende Kraft concentrit hatte, Napoleon, von Gottes Gericht 
in Rußland, durch die Aufopferung des ruffischen Volkes tief ge 
demüthigt, war nochmals zum Kampf um die Weltherrichaft, auf 
deutichen Boben bereit. Aber jene neuen Ideen der Freiheit, deren 
Träger er jo oft heuchlerifch fich genannt, in Frankreich zum Zerr- 
bild ausgeartet, hatten auch bie Völker Deutfchlands geweckt, und was 
fie allein vielleicht nicht vermochten, weil fie erft erftarfen mußten, 
devor die Nation von den unrichtigen Bahnen ihrer „Manpfüsgen 

Erſter Theil, 
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vehrmeifter abgelenkt werben konnte, vollendete Napoleons Uebermuth, 
Grauſamkeit und Härte, fein unerträglicher Druck, feine rohe Plün- 
derung, welche, wie früher in Italien auf Befehl des Directoriums, 
jich fpäter auß eigenen Beweggründben bis auf den Raub der wi: 
ſenſchaftlichen und Kunſtſchätze, und der Wittwenfajlen fremder 
Länder mitten im Frieden erjtredte ). Preußen das tief gefallene, 
tiefgedemüthigte hatte fi wie ein Mann erhoben, feine erjten 
Siege wieder erfämpft und felbjt in dem anfänglichen Unglüd 
einen fittlihen Muth nnd eine Aufopferung ohne Gleichen bewie- 
jen, welche einem ber fchlauejten Diplomaten es für gerathen er: 
icheinen ließ, nach vergeblichem Bemühen eine jchiedsrichterliche 
Stellung einzunehmen, fih an Preußen und Rußland zu fchließen. 

szene großen Helvdenthaten, weldye bei Großbeeren, Dennewiß, 
an der Kabbach, bei Wartenburg und Culm, und ſelbſt in den 
unglüdlichen Schlachten bei Großgörſchen und Bauben wie die Sterne 
einer neuen befjeren Zeit glänzten, hatten die Gefahr einer Herr: 
ſchaft Napoleon in Deutjchland jo gut ala beſeitigt, ben drohen⸗ 
den von Metternich vorgefchlagenen Frieden, nach welchem die Elbe 
Napoleon? Grenze geblieben wäre, endlich unmöglich gemacht, und 
zu feiten Verträgen zwifchen den Gropmächten geführt. Das beut- 
she Volt durfte nad fchwerjten Prüfungen ven Preiz feiner An- 
trengungen erwarten; — jenen hohen Preis, nach welchem bie 
civilifirten Völker der alten wie ver neuen Welt von jeher, wenn 
auch oft auf faljchem Wege, gerungen: — die wahre Freiheit, bie 
Freiheit von äußerer Knechtſchaft, von innerer Tyrannei, dem 
ChriftentHum wie der Sittlichkeit gleich gemäß. — Das deutſche 
Bolt kämpſte und fiegte nicht für die faljchen Götter der Ruhm⸗ 
jucht, der Beutegier und Herrfchaft, es kämpfte und fiegte für die 
hoͤchſten Güter, fittliche und religiöfe, für welche ein Volk zu käm⸗ 


°) Gonvention von Bayonne von 1808. Darin auch Beſtimmungen über 
bie Rapitalien der Wittwenfaffen im Großberzogthum Warſchau, welche gegen 
die austrüdliden Beftimmungen des Zilfiter Briedend weggenommen, 
und gegen Zahlung des halben Werthes an ven König von Sachſen über: 
Iaffen wurden. Daſſelbe Schickſal traf die Kapitalten ber preußifchen Eee: 
Bandinng und Bant. 
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pfen vermag. Es legte dabei vertrauend die Orbnung ber fo blutig 
erfämpften neuen Verhältnifje in die Hand ſeiner Fürften, bauend 
auf das fchöne Wort, durch welches es zum Kampf und zu Opfern 
aufgerufen war. Traurig, daß dad Vertrauen nur zu jo Fleinem 
Zheile in Erfüllung geben follte, daß es erjt weiterer trüber Er⸗ 
fahrungen in fpäterer Zeit bedurfte, um das zu erreichen, was 
jene Zeit jo ſchwer und wohl verdient hatte! 

Es geht weit über daß ung vorgeſteckte Ziel hinaus bie Ur- 
jachen, aus welchen die Sreignijje jo verfchieden von den Hoffnungen 
des deutjchen Volks ſich entwickelten, hier ausführlich darzulegen. 
Als hauptſächlichſte Urſache iſt aber feftzuhalten, daß neben 
dem erhebenden Aufjchwung des preußischen Volkes, die lauernde Po- 
litik des Fürften Metternich ſtand, welcher im Sinne feines Kaiſers, 
nimmer dulden wollte, daß bie Völker Deutichlandd neben dem 
Fürſten ein Verdienſt der Befreiung, einen Anſpruch auf 
dieſes Verdienſt bejigen follten. Das Beitreben diefer Politik ging 
dahin, die Intereſſen des Volls in den Hintergrund zu fchieben, 
und allein die der alten Kabinette an deren Stelle zu ſetzen, in 
welchen die Völker nur beachtet wurben, fo weit fie zur Durchfüh- 
rung jener Kabinetszwecke dienen konnten *). Metternich war weit 
entfernt zu begreifen, wa jo oft früher und v. Bethmann-Hollweg **) 
jo treffend neuerdings gejagt: „Von Gottes Gnaden ſchreiben fich 
unjere Fürſten mit Recht, weil ihr Amt nicht von menjchlicher 
Billfür, jondern von einer göttlihen Orbnung und Schiefalälet- 
tung ftammt. Aber ein Titel uneingejchräntter Macht, die feinem 
Erdgebornem zufommt, ist es nicht; wer fie daraus ableitet, begeht 
diefelbe Sünde, wie jene, die abfolute Treiheit im Namen der Men⸗ 
ſchenrechte forderten, bie Sünde der Vermengung deſſen, was Gott 
geſchieden hat.” 

Der Berlauf aller Unterhandlungen vom Frühjahr 1813 bis 
zum zweiten PBarifer Frieden, dann weiter alle Verhandlungen am 





*) Haͤuſer, deutſche Geſchichte, vom Tode Friedrichs des Großen bis 
zur Gründung des deutſchen Bundes. Th. IV. 237 u. a. a. O. 
**) v. Bethmann⸗-Hollweg In den proteſtant. Monatsbl. 1868. Febr.⸗ 
St. S. 119. 
1* 
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Bundestag geben Zeugnik vom Beftreben Metternich3 für die Her: 
ftellung einer abjoluten Macht. 

Nachdem der Vertrag zu Töplit (9. Septbr. 1813) dahin ge 
Ichlofien war, daß mit MWiederherftellung der üjterreichifchen und 
preußiſchen Monarchie, in möglichit gleihem Maapitabe wie im 
Jahre 1805, und de Haufe® Braunfchweig- Lüneburg in feine 
ſämmtlichen deutſchen Beligungen, jo wie dag mit der Auflöjung 
des Rheinbundes auch die wöllige und gänzliche Unabhängigkeit ber 
zwijchen Deitereih, ‘Preußen, dem Rheine und den Alpen Tiegen- 
den Staaten eintreten follte, wäre es dringend geboten geweſen, 
die zufünftige Gejtaltung der deutichen Angelegenheiten hinſichtlich 
der Verfaſſung fogleich zu orbnen. Denn bie einflußreichiten Staats⸗ 
männer, wie Freiherr v. Stein und Graf Münſter wünfchten nadı 
des Yegteren Ausdruck nicht, dag Heine Duodez: Soweräne für 
fh handeln follten. Aber bie öfterreichifche Politit wollte hiervon 
Nichts wiſſen, und Stein, W. v. Humboldt und der Staatslanzler 
Hardenberg unterlagen mit ihren durchgreifenden Plänen der wohl 
überlegten zaubernden Politit des Fürſten Metternich, weldyer, da 
er die verbindungsloſe Zerftücdelung Deutichlands in etwa zwanzig 
unabhängige „yürftenthümer neben den beiden Groß: Staaten feinen 
energifchen Gegnern gegenüber nicht durchlesen konnte, in den fi) 
brängenben und überjtürzenden Kriegöbegebenheiten ben Vorwand 
fand, die Angelegenheit unerledigt zu laſſen. 

Aus dem Briefwechſel Stein? nit Münfter geht mit unum— 
ftöplicher Gewißheit hervor, dag das Wiener Kabinet ven Rhein: 
bundsfürften damals (Herbit 1813) ihre unbejchränkte Souverä: 
netät belaflen wollte, um fie für fi zu gewinnen, und was 
Münſter nicht einfah, und Stein nicht berührte, um bei ihnen ber 
That nad) die Stellung einzunehmen, welche Napoleon durch den 
Rheinbund vertragsmäßig eingenommen, und nachher gewalithätig 
zu einer rüdjichtälofen Ommipotenz außgebeutet hatte. Die Rhein- 
bundsfürſten, gefchreckt durch die Proflamation von Kalifch (25. März 
1813) und die Einrichtnng der Central: Verwaltung unter Stein 
hatten nicht die geringfte Neigung zu Preußen, wie auch Gagern 
& betätigt. Konnte Metternich die Auflöfung des Rheinbundes 
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durch Vertraͤge mit Napoleon erreichen, ohne den Krieg fortzuführen, 
ſo waren allerdings die iſolirten ſüddeutſchen und mitteldeutſchen 
kleinen Staaten, ſelbſt das große Baiern dem Einfluſſe Oeſterreichs 
um ſo mehr unterworfen, als Preußen damals an die Erwerbung 
der Rheinprovinzen d. h. alſo der Poſition, welche ihm ein Gegen- 
gewicht verlieh, nicht denken konnte. 

Metternichs weitjchauende Politif mipbilligte Schon im März 
des Jahres 1813 die preußischen Neclamationen auf jenfeitS vhei- 
niſche Provinzen, die früher zu Preußen gehört, und wünſchte, 
daß es nur von der perfönlichen Befeindung Napoleon geiprochen 
hätte ). Daß Metternich fo fprechen durfte, war an fich eine Be 
leidigung der preußifchen und felbft deutſchen Intereſſen und bewies 
die Schwäche der preußifchen Politik. Ja ſelbſt nad) den großen 
Erfolgen der preußiichen Heere von 1813, 1814 und 1815 wollte 
Metternid, auf die Uebertragung der body fo wohl in ihrer ftrate- 
giihen Wichtigkeit erkannten **) Mofel- und Saargegenden an 
Preußen faum eingehen. Nicht nur Münſter, welcher in der Sou— 
veranetät der Rheinbundsfürſten die größte Gefahr für ihre Unter: 
thanen ſah, und ihr Schickſal jo beflagenswerth hielt, daß er, 
jolite fie beliebt werden, ficy auf die Seite des Revolutionairs zu 
ihlagen ſich bereit erflärte ***), jondern auch Stein, welcher in 
Metternich Unterhandlungen mit Napoleon nur dag Beitreben fah, 
die Sache auf die Fürzefte und bequemſte Art anszuflicken, unter: 
Ihägten damals Metternich. Diejer, welcher Oeſterreichs Vortheil 
ohne Rüdjiht auf Deutjchland im Auge hatte, befolgte 
eine tief angelegte Politif, die nur durch Napoleon? Troß und 
Berblendung in eigener Sache für den Augenblick des Zieles ver- 
fehlte. Ging Metternich! Plan damals durch, erfolgte damals 


*) Gagern aus einer Unterrebung mit Metternih, Antheil an der Por 
ftil, IV. ©, 19. 

*°) In den vertraulihen Sigungen der Bunbesverjammlung in den 
Jahren 1818 und 1819 über dad Bundes-Militairweſen weitläufig aus⸗— 
geführt, 

eee) Berk, Steind Leben. III. 419. 420 
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ein Frieden mit Napoleon, fo war Preußens Stellung ald Groß—⸗ 
macht unmoͤglich. 

Ein nothwendiger Ausfluß diefer Politik war der Vertrag von 
Ried (8. October 1813); denn er ficherte ohne Krieg Oeſterreich 
diejenigen Länder bis zum Bodenſee, welche fein Uebergewicht im 
Süden Deutfchlands allein möglidy machen, wie 1850 von Neuem 
bewiefen, (Vorarlbergiſches Corps!). Metternich hatte mit diefem 
Bertrage, wie Pertz *) ganz richtig bemerkt, die gewaltfame er: 
ftörung des deutſchen Reichs ohne Vorbehalt beitätigt und einen 
Zuftand völliger Auflöjung ber verſchiedenen Beitanbtheile defjelben, 
wobei die Rechte der Nation dem Vortheil Oeſterreichs gegenüber, 
wie er ihn verjtand, für Nicht? zählten, jo viel irgend an ihm lag, 
erreicht. Es war hiermit, kann man hinzufügen, der Proclante- 
tion von Kaliſch, den Berjprechungen der beiden Herricher von 
Preußen und Rußland fait jeder Inhalt zum Voraus genommen. 

Wenn aud fanguiniihe Staatömänner wie Gagern **) nod) 
Ende 1813 von einer Einheit Deutjchlandd unter einem Kaifer 
Iprechen, wenn auch Arndt ***) noch in demfelben Jahre ein kräf: 
tiges Kaiſerthum für Deutjchland forderte, und Görres *%*) auch 
unmittelbar nach der Eröffnung des Wiener Congreſſes erbliche 
Mebertragung des Kaiſerthums an Defterreich, bejchränft durch eine 
ſelbſtſtändige Stellung Preußens, verlangte, fo hatte doch Stein 
(unbeirrt durch die Nachrichten über das fiegreiche Voreilen Napoleons 
nah Mozcau), diefe monardifche Einheit fchon in einer Dent: 
Ihrift vom 18. Sept. 1812 wenigſtens für den damaligen Zeit 
punkt 7) als unerreichbar angejchen, wie zugleich die Herjtellung 


) I. c. IH. 429. 
**) Gagern, Anteil an der Bolitil. IV. 32 ff. 
***) Arndt, Geift der Zeit. I. 431. fi. fi. IL 358. ff. 
”..., Görred, Rheinifcher Mercur, 31. Detbr, 1814 ꝛc. — Klüpfel, 
tie deutſchen Wreiheitsbeitrebungen in ihrem geſchichtlichen Zuſammenhange. 
Lpzg. 1803. ©. 352, fi. 
+) Perg III. 143. Etwas fpäter ſchreibt er allerdings an Mänfter: 
„ir fint tie Dynaſtieen in diefem Augenblid großer Entwidelung vollfom: 
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der alten auch modifizirten Reichs-Verfaſſung unmöglich erklärt, 
„ſeitdem das Volk in den (Rheinbund) Fuͤrſten nur ihre unwür: 
dige Verräther, welche ſtatt für es zu ſterben, das Blut ihres 
Volks verkauften, um ihr ſchamvolles Daſein zu verlängern, be: 
trachte.” Stein wollte damals die Mainlinie zwilchen Oeſterreich 
und Preußen, und, wenn unvermeidlich unter den beiden Staaten 
einige abhängige Bundesſtaaten. Daß er, wie v. Kaltenborn *) ver: 
muthet, noch am 8. November 1814 in den Brodhaufiichen beut- 
ſchen Blättern den radikalen (!) Gedanken ausgefprochen haben 
jol: „Oeſterreich jei eigentlich als nicht deutich auszuſchließen, und 
Preußen an bie Spige allein zu ſtellen,“ ift ficherlich durch nichts 
bewiefen und angedeutet. Stein nannte Gagerns Pläne ſchon am 
16. Sept. 1813 phantaftifch **). 

Aber mit der Erfüllung des Vertrages von Ried mußten aud) 
andere Pläne für dad Wohl Deutſchlands fallen, keinesweges jchon 
durch die geheimen Artikel von Reichenbady (14. Juni 1813) und 
Toplig (9. Septbr. 1813). Dieje Verträge erlaubten noch immer eine 
Beſchränkung der ben Verbündeten im Verfolg ihrer Siege beige: 
tretenen Rheinbundftaaten, wie jih das am Belten aus Graf 
Münjterd Brief vom 8. November 1813 ergibt, der in Bezug auf 
bie öfterreichiiche Politit mit Aberdeen gemeinjchaftlich den Glau— 
ben begte, daß Defterreich die deutſchen Fürften zu gewinnen trachte, 
indem es ihnen ihre von Bonaparte gegebenen Bevorzugungeu und 
bejonder3 ihre Souverainetät zu laſſen verfpradh. Er verhehlte hier: 


men gleichgültig, es find blos Werkzeuge, mein Wunſch ift, Daß Deutfchland 
groß und ftarf werde ıc.“ 

Berg III. 226. 

°) v. Kaltenborn, beutfche Buntes BVerhältnifie Th. I. 94. 

*) Perg. III. 418. v. Radowitz, Denkſchrift. Ende Febr. 1848 nnd 
d. Bangenheim, Oeſterreich, Preußen und das reine Deutjchland ꝛe. Wei- 
mar 1849. ©. 12 beftätigen, daß man fid ſchon in der eriten Hälfte 
bes Jahres 1813 über die Nichtwieberherftellung ber deutfchen Kaijerwürbe 
verkäntigte. Vergl. MW. v. Humboldt's Aeußerung in ber Denkſchrift über 
die Kaiſerwürde vom 3. März 1813. 

Berg. IV. S. 753. $. 3. Schluß. 
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bei nicht feine Indignation: „Tann es einen vernünftigen Yürften 
geben, ber nicht die Timitirten Hoheitsrechte ber deutſchen Eonfö- 
beration dem nichtigen Titel einer unter Bonaparte? Tyrannei 
ftehenden fogenannten Couverainetät vorzieht )7“ — 

Oeſterreich hatte ſich durch den Vertrag von Ried jo weit 
gebunden, daß eine Beſchränkung Baierns, wie fie eine Träftige 
Bunbeöverfajjung verlangte, fehr fchiwierig wurde; aber fo"wollte 
es Metternih. Denn er mußte fehr wohl, daß Stein im Au- 
guft 1813 den Borjchlag zur Errichtung eines deutſchen Bundes, 
welcher die Heinen Fürſtenthümer mit Defterreih und Preußen 
vereinigen follte, gemacht hatte *). Aber gerade dad wollte 
er verhindern, weil er fih fagen mußte, daß mit fo vergrößer: 
tem influffe, welchen Preußen verfaffungsmäßig ohne Oeſter⸗ 
reich) auf Nord: und Mittel-Deutfchland auszuüben gehabt hätte, 
Preußen eine wahrhaft gefährlide Macht gegen feine Pläne ge: 
worden wäre. Diefe gingen eben dahin, überall in Deutichland 
verfaffungsmäßigen oder thatjächlichen Einfluß zu beißen, ihn zu 
eigenem aber niemals zu Deutſchlands VBortheil anzuwenden. Mit 
einer gefunden Politik Defterreich3 ftimmte dies nicht überein, aber 
die Pläne Metternichs waren auch fein Ergebnig einer yejunden 
Politik. Das deutſche Volk konnte bis auf die wenigen Einge— 
weihten freilich das Spiel der öfterreichtichen Diplomatie nicht über: 
jehen, und felbft diefe Wenigen ahnten damals noch nicht, daß 
fo wenig von den Hoffnungen des deutſchen Boll! in Erfüllung 
gehen ſollte. 

Durch den Gang der Begebenheiten, welche dem Eturze Na: 
polcons vorangingen und bis zum Beginn des Wiener Congreſſes 
nachfolgten, ſchien bei den einzelnen beutichen Volksſtämmen vie 
Etanmtezeiferfucht verfchwunden, und bei den verſchiedenen Ctän- 
den eine Gleichförmigkeit der Gefühle in Bezug auf ihre Intereſſen 
einzutreten, wie es Teutjchland Jahrhunderte nicht gejehen; Regie 


*) Perg. ID. 819. 
+) Zchauman in Raumers hiſtoriſchem Taſchenbuch. 1850. S. 167 
übereinitimmenb mit Pertz. II. 427. 


Einleitung. 


Die der Onndesacte boransgehenden Verhandlungen zur Feſtſtellung 
der Berfafiungsverhältniffe des deutſchen Bundes. 
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zu Ried, Fulda und Frankfurt beftätigten fie. Mag fein, daß bie 
Nachricht *), welche Graf Hardenberg in einem Briefe v. 12. Octbr. 
1813 gegen Graf Münfter ausfpricht, richtig ift, dag nämlich Baiern 
gedroht habe, mit 40,000 Mann gegen Defterreich nad) Böhmen zu 
rüden, wenn Dejterreid) die Beitimmung des Art. IV. im Riever Ber: 
trage nicht eingehen wolle. Gewiß aber ift, daß für Metternich feine 
Nothwendigkeit vorlag, den Vertrag zu Fulda in höchſter Eile zu fchlie- 
Ben. Blieb Bayern mit feinen Anſprüchen auf unbeichräntte Sou- 
verainetät allein, fo würde es diefe Anſprũche fpäter wenigjtend mög- 
licher Weife jo wenig durchgefegt haben, als die begehrten, und von 
Oeſterreich zugeficherten Territorialentfhädigungen, den Beliß von 
Frankfurt, Mainz und des Saarthald. Wie anderd wäre ed ge 
fommen, wenn Stein nicht den großen Fehler gemacht hätte, daß 
er, ald er an die Spibe der Central: Berwaltung ber eroberten 
Länder getreten war, in Leipzig zurüdblieb, während fait alle 
Diplomaten von Bereutung mit dem Hauptquartier der Verbünde- 
ten vorwärtd nad) Frankfurt gezogen. Franz I. und Fürſt Metter- 
nich, weldye jehr wohl mußten, was fie wollten, weit befier als 
der zaudernde und bevenflihe Friedrich Wilhelm IM. und Fürſt 
Hardenberg, benutten dieſen Fehler nur zu ſchnell. Die Eiege der 
Verbündeten hatten den Verträgen von Reichenbach und Töoplitz, 
damit den Grundlagen der neuen Ordnung der Dinge Achtung ver: 
ſchaft. Veran die Preußen, mit ihnen Ruffen und Oefterreicher 
zogen von Erfolg zu Erfolg. Aber dieſe theuer erfauften Erfolge 
ftellte der in Abweſenheit Steins geſchloſſene Bertrag zu Fulda 
zum großen Theil in »yrage. Wenn auch die Bemühungen Meet: 
ternichs, dem Schwiegerſohne feines Kaiſers, ben franzöfiichen 
Thron zu bewahren, und damit für deutiche Einigkeit die höchite 
Gefahr zu erregen, die in Weimar nnd Frankfurt fchon jo weit 
mit Crjolg gefrönt waren, daß die Nuflen und Engländer ſchwankten, 
an der glüdlichen Zögerung Napoleons zerbradhen, und mit ber 
Ankunft des energijchen Freiherrn v. Stein in Frankfurt (13. Nobr. 
1813) in Nichts verſchwanden, fo hatte des Letzteren Abwefenheit 


®) Cartlereagh Memvirs and Correspoudeure. XI. p. 140, 


Einleitung. 


Die der Bundesatte voransgehenden Berhandlungen zur Feſtſtellung 
ber Berfaffungsverhältniffe des deutſchen Bundes, 





1813 — 1816. 


12 


Gagerns verhindert wurbe. *). — Nachdem dem Hauptverbiinbeten 
Napoleond, dem ftarren König von Würtemberg, fo günftige 
Bedingungen geftattet waren, konnte Niemand mehr daran denken, 
ja es nur wagen, Hannover, Braunfchweig und Kurheſſen, welche 
von Napoleon bis auf's Aeuperjte verfolgt und gedrückt waren, in 
eine ungünſtigere Lage zu bringen als Würtemberg **). 

Der Eieg Metternidy’3 über Stein war freilidy Fein ehren- 
voller; denn erjterer hatte noch am 30, November fich in Meinin- 
gen für die ruſſiſchen Vorſchläge ausgeſprochen, und nun fchloß er 
hinter dem Rüden der Berbündeten einfeitig einen Frieden, der 
von allen bisherigen Verhandlungen das Gegentheil war. Er hatte 
wohl den Zeitpunct gut gewählt; Stein war abwejend, Preußen 
und Rußland, ungern in diefem Augenblid mit Defterreih bre 
hend, waren nothgedrungen, dem Vertrage beizutreten. Aber der 
für feine Politik errungene Vortheil war ein doppelt unebler, weil 
er das Bündniß der öſtlichen Mächte, wenn dieſe eben fo unedel 
dachten als Metternich, zur Auflöfung bringen Fonnte, und damit 
einen großen Theil der Hoffnungen, für welche das beutiche Volt 
fein Blut eingelegt hatte und noch einzufeßen im Begriff tan, 
vernichten mußte. Es lag in der Handlungsweiſe Metternich's bei 
Weiten am meiften die Abjicht zu Grunde, Preußens vergrößerten 
Einfluß zu verhindern. Der Brudy früherer Verabredungen (zu 
Meiningen) war eben fo auffallend, und wie fpätere Zeiten ala 
die unferigen zeigen werben, eben jo thöricht und verberblich für 
Defterreih al3 der durch Franz II. 1792 erfolgte Bruch des ſechs 
ten geheimen Artifeld der Pöllnitzer WUebereinkunft vom 27. Aug. 
1791 **), welden der einfichtige Leopold II. mit Friedrich Wil: 
beim II. geichlojien, fiir die orientalische Verhältniſſe Defterreichs 
geworben ift ***), Metternich hatte im Fortgange ber Begeben: 


*) Gagern's Antheil an der Pelitik. J. 2241 — 22%. 

**) Vergl. darüber inckejondere Häuſſer's deutſcke Geihidte, vom Tode 
Friedrichs des Großen bis zur Gründung bes deutſchen Vundes. Th. IV. S. 541. 

*“.) Martens. V. 37. 

»20) v. Sybel, Geſchichte der Revolutionszeit. II. 160. 161 ff., vergl. 
S. Sugenheim, Rußlands Einfluß auf Deutſchand. 1856. 11. 116 ff. 
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heiten ftetd nur die Abrundung Oefterreihd in Italien und die 
feften Pofitionen am Po im Auge, niemald eine jichere Gränze 
Deutſchlands gegen Frankreich, und fuchte deshalb ven Frieden 
ftet3 im günftigften Augenblice für Defterreih, niemals aber im 
günftigften Augenblick für Deutichland, welches er mit großem 
Gleichmuthe in den Frankfurter Unterhandlungen mit St. Aignan 
auf die Nheingränze beichränft haben würde. Nur der feite Ent- 
ſchluß des Kaiſers Alerander zwang zur Fortſetzung des Kriege, 
und diefer Entſchluß wurde durch Stein herbeigeführt. Im Haupt: 
quartier zu Langres wiederholte fich dad Spiel ber Politik bes 
Kaiſers Kranz und Metternich’3, fie wollten mwieberum Frieden mit 
ber Rheingränze gegen Frankreich, behielten fich dabei Italien nach 
ihrer erjten Beiprehung mit St. Nignan vor, unb gewannen 
leider für ihr Beginnen Hardenberg, Kneſenbeck und die Engländer 
Cafhcart, Aberdeen und Caſtlereagh. Es iſt dies zum Deftern 
genügend dargejtellt, jo wie, daß man in Chatillon die Gränzen 
von 1792 für Deutfchland feititellen wollte, und daß bie flegrei- 
hen Schlachten Blücher’3 bei Brienne und la Rothiere, Napoleon 
zwar nachgiebiger, aber daß ihm die Verhandlungen und die 
Nachläſſigkeit Schwarzenberg's es möglich machten, das ſchleſiſche 
Heer in einzelnen Theilen bei Champaubert, Montmirail und 
Ctoges zu ſchlagen, daß die Politik Metternich's dadurch eine be- 
deutende Unterſtützung fand und zum Frieden geneigt machte *). — 
Ein verberblicher Friede wäre auch damals noch zu Stande gefom:- 
men, wenn nicht die thörichte Erhöhung der Anfprüche Napoleons 
Metternich endlich gezwungen hätte wider Willen dem Cinfluffe 
Aleranderd und Stein? nachzugeben. Es mußte aber doch exit fo 
weit fommen, daß Metternich nur die Wahl blieb, entweder die 
Tochter des Kaijerd Franz auf dem franzöjiichen Thron zu fehen, 
oder auf Italien zu verzichten. Dieje Alternative veranlafte ihn, 
ſich für Stalien zu entjcheiden uud den Krieg fortzujeßen. 

Man muß geitehen, daß Metternich vom erjten Augenblick 


*) Vergl. neben Perg die vorzügliche Darftellung dieſer Begebenheiten 
bei Häuffer. 572 fi. 604 ff. 640. 
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ber Entwickelung des großen Dramas, welches den Fall Napoleons 
ausmachte, confequent und Klug die von ihm vertretenen Intereſſen 
des abfoluten Defterreichß zu wahren verftand, wenn man von ben 
angewenbeten Weitteln jelbjt abfehen, und die Richtigkeit feines 
Prinzips anerkennen will. Sein fteted Ringen ging von Anfang 
an, auf die Beruichtung der Beitrebungen, welche auf Deutſch⸗ 
lands Erhebung zu einer wahrhaften Nationalität gerichtet waren, 
mit der er feine politischen Grundfäte unvereinbar erkennen mußte. 
Der Sieg feiner diplomatiſchen Gewandtheit ift Deutichland theuer 
zu ftehen gefommen. 

Es iſt jchon erwähnt worden, daß mit ber einmal vertrags- 
wäßig anerkannten vollen Souverainetät der füb- und mitteldeut- 
hen Staaten die Schwierigkeit einer wefentlih neuen Orbnung 
in Deutichland, welche dad Bolfa-Intereffe befriedigen konnte 
gegeben war. Aber dennoch wäre das Beitreben wahrhafter Staat3- 
männer nach biefer Richtung, wenn auch von Anfang an mißlich, 
nicht unmöglich gewejen, wenn Metternich’ Politit nur ala eine 
zuverläffige ſich herauggeftellt hätte. Es verdient indeſſen feinen 
Tadel, daß jie nicht jogleich erfannten, wie ſehr fie ihre Erwartungen 
herabzuſtimmen hatten; edle Gemüther fträuben ſich eine Zeit lang, ihre 
patriotifchen, jo wenig jelbftfüchtigen Hoffnungen fahren zu Lafjen *)! 

Die Geſchichte der Niederlande und ber vereinigten Staaten 
von Norbamerica in den erften Decenien ihres Beitandes beweiſen 
binlänglich, daß ein Bundesſyſtem, welches blos auf die fouverat: 
nen Staaten wirkt, aus welchen es beiteht, und Feine unmittelbare 
Beziehung auf die einzelnen Individuen in biefen Staaten hat, in 
der Erfahrung nicht blos unnütz, fondern fogar fchlecht befunden 
if. Der einzige Weg um zu einer neuen feiten Ordnung, welder 
gleichmäßig die Nation befriedigen konnte, in Deutichland zu ge- 
langen, wäre eine feſte und ftarfe Regierung gewefen, welche 
unmittelbaren Einfluß auf die Stan’sbürger befitend, ausſchließlich 


*) Die Jahre 1848 und 1849 ließen eine andere Grfahrung machen ; 
Soffnungen und Anftzengungen ſchwanden ſchnell, — weil ihre Träger nicht 
die Unelgennügigfeit biefer Staatömänner von 1813 und 1814 befaßen. 
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die Functionen der Spuveratnetät ausgeübt hätte, wobei ben ein—⸗ 
zelnen Staaten nur fo viel Macht geblieben wäre, als fie zur Auf: 
rechthaltung ihrer bejonderen Stellung durchaus nothiwendig hatten. 
Ein ſolches Syitem, damals im Eentrum von Europa befolgt, 
würde die Bürgſchaft der allgemeinen Ruhe und der vernünftigen 
Reform geworben fein; denn e8 wäre frievlich und ohne Ehrgeig und 
Eroberungsſucht, wie jtark für alleg Nationale geweſen. Allein 
bie Hinberniffe, welche einem Bundesſtaate jolcher Art enigegen- 
ſtanden, Ichienen damals jo groß, daß eigentlich nur ein einziger 
Staatsmann in einem practiih durhführbaren Entwurf 
jeine Gedanken darüber den großen Mächten vworlegte: Stein in 
feiner Tenfihrift von Chaumont vom 10. März 1814. — Was 
Arndt, Görres und Andere zu Tage fürderten, hatte nicht den 
Anſpruch auf Durchführbarkeit; — jie hatten mächtig beigetragen 
zur Erhebung und Begeifterung des Volkes, zu dem Entwurf einer 
neuen Reichäverfafjung waren fie nicht geeignet, und nicht in ber 
erforderlichen Stellung. Sie waren mit ben entjcheidenden gehei- 
men Artikeln der Verträge von Neichenbah und Töplig *) nicht 
befannt, und felbjt mit den fich daran jchließenden Verhandlungen - 
überhaupt nicht vertraut genug; volljtändig find heute noch nicht 
einmal die geheimen Artikel des Nieder Vertrages befannt **). 
Will man jich wundern, daß Stein nicht durchdrang? Man denke 
an die Gründung der Verfaflung der Vereinigten Staaten von Norb- 
america und an den Widerſtand und ben Stolz der einzelnen dortigen 
Staaten bei diefer Gründung ***), und richte dann den Blick auf den 
Widerſtand, den Kaifer, Könige, Herzöge und Fürlten gegen einen 
Bundesitaat in Deutichland erhoben haben; „von ihnen glaubte 


*) Per. II. 114. 

ee) Kombſt, Actenftüde. ©. 14. Hiernach wies Metternich) 1819 auf 
gewiſſe geheime Artikel des Vertrags von Ried, um Baiern, welches heftig 
mwiberfirebte, zu feinen Vorſchlägen am Bunbestage zu beftimmen. 

®**) Washington Writings. IX. 162. 187 — 189. 234 — 238. Rergl. 
Reimann, die vereinigten Staaten von Norbamerica im Mebergange vom 
Staatenbund zum Bundesſtaate. 1855. S. 43. 82 ff. und insbeſondere bie 
Iäöne Darſtellang. S. 130 fi. 153 ff. ©. 213 ff. 
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boch ber Kleinfte, dag die Ordnung der Welt ohne feine Souve⸗ 
rainetät nicht beftehen Fünne *)*! Stein fpricht jich über den Geiſt 
vieler damaliger Fürften fehr derb aus, ja er benennt jie fogar 
mit kaum wieberzugebenden Augdrüden **). 

Es war ber Bolitit Metternich’3 ganz gemäß, daß die gleich dar⸗ 
auf beginnenden Verhandlungen des eriten Parijer Friedens nicht zu 
den Grundlagen einer neuen Ordnung Deutichlands führten, ſondern 
nur zu der Stipulation, daß ein Bund errichtet werben follte. Die 
Enticheivung über die VBerfaffung des Bundes wurde an den Wiener 
Congreß verwieſen. Daß in den Verhandlungen des eriten Pariſer 
Friedens von dieſer Verfafjung die Rede war, iſt gewiß, aber lei- 
ber find diefe Verhandlungen bizher unbekannt geblieben; v. Gagern 
kannte jie genau und beabjichtigte diefelben zu veröffentlichen , ſtand 
aber nach einer Anfrage an Wellington davon ab ***), 

Bei diefen Verhandlungen machte Preußen den größten Feh— 
ler, welchen es unter damaligen Umftänden nur machen konnte, 
und welcher denn auch nicht nur für Preußen, fonvern für 
Deutichland tranrige Kolgen nad ſich zog. Statt die preußifchen 
Angelegenheiten dort, wo bie Hleineren Mächte gar nicht gehört 
wurden, in ungefhmwächten Andenken an die Leijtungen des preußi- 
hen Volkes und Heered zur Entſcheidung zu bringen, die Ent: 
ſchädigungen feitzufeßen, unterzeichnete Hardenberg ohne Vorbehalt 
Alles, was zum Vortheil der anderen Mächte dienen konnte, ine 
beſondere ihre beanfpruchte Entjchäbigungen, fette fid) damit frei- 
willig in die Stellung der Mächte zweiten Ranges, welche in ber 
Hauptfahe ihre Entjcheidung erft vom Congreſſe zu Wien zu 


e) Urtheil eines amerifanifhen Staatsmannes: Everett Norbamerif. 
Gchhäftäträger im Haag 1821. Sein Werk it auch in's Deutſche überſetzt: 
Europa ober Ueberficht der Lage der europätfchen Hauptmäcte im Jahre 1821. 
2 Bde., doch fehlt darin die Charakteriftif der Kürften ſelbſt; das englifche 
Driginal ift Bierin ſehr bitter! 

»») Eie könnten, auch wörtlid abgefchrieben, in Zweibrüden auf bie 
Anklagebant führen. 

eee) Perg, Lehen Stein’. VL ©. 522, — Was aber jet die Söhne 
Gagern's von biefer Veröffentlihung abhalten kann, ift nicht wohl erkläͤrlich. 
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erwarten hatten. Per *) behauptet, daß Hardenberg leichtſinnig 
und blindlings gehandelt habe, aber Arndt **) bemerkt dagegen mit 
größerem Rechte, daß Yriedrich Wilhelm IM. jchwer, oft gar nicht 
zu einem beſtimmten Entjchlufje zu bringen geweien, und daß dies 
für die Unterhandlungen zu Paris der Freiherr von Stein mit 
einer anerlennenben Bemerkung über Harbenberg’3 guten Willen und 
richtige Einſicht beftätigt habe. 

Wenn damald zu Paris die preußiſchen Entfchäbigungen 
feſtgeſetzt worden wären, wie anders hätten fich auch die nach 
Wien gewiejenen beutjchen Verhaͤltniſſe geftaltet; dann wären 
Stein, Hardenberg und W. v. Humboldt in der nationalen Sache 
Deutſchlands in Wien burchgebrungen. Preußend Staatgmänner 
hätten nicht nöthig gehabt ihre beite Kunft der Unterhandlungen 
auf bie wenigftend bürftigfte Wiebererftattung der ungemeffenften 
Anftrengungen und Opfer zu verwenden, fie hätten eine eben fo 
freie Stellung als Oefterreih, Rußland und England gehabt; jo 
hatte der niebergeworfene und gebemüthigte Feind Frankreich eine 
beſſere Stellung ala Preußen! — Der geheime Vertrag Oeſter⸗ 
reihe mit Baiern vom 3. Juni 1814 war ebenfalld nur möglich, 
weil die preußische Entſchaͤdigungsfrage nicht zu Paris georbnet war. 

Es Klingt wie biplomatifcher Hohn des Siegerd, wenn Diet: 
ternich bei Eröffnung der Conferenzen fänmtlichen deutjchen Staaten 
zu Bien am 23 Mai nach unendlich langem unnügem Hin⸗ und 
Herhandeln trocken erklärte: „Bevor auf dem Wiener Congreffe bie 
zerritorialfragen nicht geordnet geweien, hätte man an Aufrichtung 
der neuen deutſchen Verfaſſung nicht denken können.” — Harden⸗ 
berg hätte Viel erreichen können, wenn er von Anfang an, ftatt 
af Sachſen auf die Länder am Rhein fein Augenmerk gerichtet; 





°) Leben Stein's. IV. 18, 

**) Arndt, meine Wanderungen und Wandelungen mit dem Reichöfrei- 
berra v. Stein. 41858. S. 242 ff. und ſchon früher. Erinnerungen aus bem 
äußeren Leben. 1842. ©. 239. Anderer Meinung find Haym. W. v. Hum⸗ 
kolbt, ein Lebensbild. 1856. S. 317. und Häuffer IV. 658, nad ihnen 
jol fi Sumbolbt und felbft der König der leichtfinnigen Art des Staats⸗ 
anzlerd vergeblich wiberjeßt haben. 

Eher Theil. 2 
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wenn er eine beffere Grenze gegen Holland in's Auge gefaßt hätte, 
wozu umfichtige preußifche Generale gerathen; es ift hierin gegen 
die Stein’sche Anfchauung, ven wohlbegründeten Anfichten Arndt's *) 
und Häuffer’? **) unbedingt beizuftimmen. Preußen? Ausdehnung 
nach biefer Seite lag im wahrhaften deutſchen Volksintereſſe. 

Die verzögerte Eröffnung des Wiener Congreſſes war weiter 
für Deutfchland nachtheilig, weil die Eintracht der großen Mächte 
fich während diefer Verzögerung lockerte. Die vertraulichen Bor- 
verhanblungen biß zur wirklichen Eröffnung des Congreſſes (1. Nov. 
1814), welche zur vorläufigen Einigung ober wenigftend reifen 
Vorbereitung der Hauptfragen dienen follten, fürberte das Gegen- 
theil zu Tage und waren insbeſondere ben deutſchen Volksintereſſen 
durchaus ungünſtig. Es würbe von einer betaillirten Borfüh- 
rung der Verhandlungen hier wohl abgejehen werben Kinnen, ba 
Perb, Gervinus, Häuffer, Schaumann, jeber nach feinem Theil, 
diefen Gegenftand in ausgezeichneter und ausführlicher Darftel- 
lung behandelt haben; eine Verweiſung auf biefe allbefannten 
Schriften wide hier genügen; fie haben in Bezug auf die ein- 
zelnen beutfchen Nationalintereffen bei ihren Darftellungen ftet3 
ein Auge. Und will man einen ziemlich erichöpfenden Auszug aus 
den Protocollen des Wiener Eongrefied mit Rückſicht auf die neueſte 
Literatur haben, fo genligt v. Kaltenborn's Geſchichte der beutfchen 
Bunbesverhältnifie unb Einheitsbeftrebungen von 1806 bis 1856 
(2 Bde. Berlin 1857), Pos. I. ©. 106 ff. vollfommen. 

Aber überall ift doch in den erftgenannten Schriften auf 
Bieled für unferen vorgejebten Zweck weientlihe Einzelne nicht 
eingegangen, ober auch, wie bei Gervinus, von einer Anſchauung 
getragen, welche wir nicht zur unferigen machen können; bei 
v. Kaltenborn, der gerade am auzführlichiten die Verhandlungen 
bearbeitet hat, tritt fogar eine Anficht auf, welche gegen bie jebt 
allgemein berrfchende Anficht über die Verderblichkeit der Metter: 
nich'ſchen Politik durchaus ſich ausſpricht, und ftatt beren eine 
unverblümte Lobrede auf diefelbe zu Halten fich veranlagt fieht. 

*) Arndt, Erinnerungen. ©. 241 — 342. 

ee) Häufier. IV. ©. 719. 
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Er nennt bie Beſtrebungen Stein’3 an einzelnen Stellen 
„phantaftiichen Schwung” (I. S. 100), er ſpricht von ben ibeali- 
ſtiſchen Plänen beifelben, er nennt ihn „ven guten Stein“ (S. 113), 
wenn gleich er ſich an anderen Orten gegen bie großartige ſtaats⸗ 
maͤnniſche Thaͤtigkeit defjelben nicht verichließt. Er findet (S. 110) 
den damaligen Anfpruch Preußen? auf Parität mit Defterreich 
nicht gerechtfertigt in den Augen der Nichtpreußen, er meint, 
Preußen babe die Vereitelung feiner Pläne erlebt, weil es nicht 
burch die Macht der Thatſachen in feinem Thun getragen unb 
echoben wurbe, weil diefelben nicht im vollen Weſen des dama⸗ 
ligen beutfchen Lebens begründet waren, und weil Preußen 
nicht die Macht hatte, dieſes deutſche Weſen zu feinen Gunften 
umzuwandeln. „Und vie 1815 gegebenen Verhältniſſe in 
Deutſchland ſcheinen auch jett noch diefelben zu fein!” (©. 113). 
&3 ſei abgeſchmakt, jagt er an anberer Stelle (S. 132), wenn 
Leute, die ſich Hiftoriker nennen, nun das Mißlingen ber Bun- 
desſtaatsprojecte auf Defterreich und Metternich wälzten. Zugleich 
rechtfertigt er den MWiderftand von Würtemberg und Baiern 
(S. 139), wie er ſchon früher (S. 112) gefagt: „Wer ven 
öfterreichtfchen Staatöleuten (d. h. alfo Metternich, der damals 
allein entſchied) wegen biefen ihrer Ziele und Erfolge einen Vor⸗ 
warf macht, verjteht die Bedeutung und das Weſen des dfterreichi- 
Ihen Kaiſerſtaats nicht zu beurtheilen, und ba biefe Erfolge füg- 
ih nicht bloß den einzelnen Perfonen zuzufchrieben find, fondern 
weientlich als dad Ergebniß der Wirklichkeit der deutſchen Verhält- 
nifje ald ein Probuct ber gefchichtlichen Entwidelung ſelbſt anzu⸗ 
jehen finb, jo tft es lächerlich, dagegen gleich viel, an welcher Seite 
zu eifern, ober num gar zu lamentiven. Dejterreich fiegte, weil es 
durch die Macht der Thatjachen in feinem Thun getragen und ge 
hoben wurde.“ 

Man braucht wahrlich nicht für die politifchen Grundſaͤtze ber 
franzöfiichen Revolution, für das Prinzip des allgemeinen politt- 
ſchen activen und paffiven Wahlrechts mit feinen furchtbaren 
Eomfequenzen eingenommen zu fein, um biefe Beurtheilung ber 
Verhandlungen des Wiener Congreſſes und der dabei entwidelten 
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diplomatischen Thätigleit Metternichs zu wiberfprechen. Gerade 
vom confervativen Standpuncte aud muß hier Wider— 
ſpruch gegen die Anſicht v. Kaltenborn’3 erhoben 
werdben;— der conjervative Standpunct muß fih am 
entf&hiebenften gegen Anfidhten verwahren, welde 
eine vom ftttliden und ſtaatsmänniſchen Principe 
gleihmäßig verwerflidhe Politik aud nur entſchul— 
bigen will. 

Wer wird leugnen, daß Metternich von feinem Stanbpuncte 
Recht gehabt habe zu handeln, wie er handelte? Aber ber Stanb- 
punct ift es, den man nicht nur für Deutichland, fonbern für 
Oeſterreich als verberblich anzufehen hat, die Mittel, welche er zur 
Erreihung ſeines Zweckes angewendet, find es, welche fich in 
moralifcher und ſtaatsmänniſcher Beziehung nicht rechtfertigen Laffen. 
Metternich handelte als ein guter Diplomat aus jener traurigen 
Schule, als deren Haupt lange Zeit Talleyranb gegolten; aber bie 
Eigenjchaften eines guten Staatsmannes lagen Niemanden ferner 
als ihm. — Er übte nicht eimmal die Klugheit despotiſcher Mi- 
nifter, wie eine Richelieu, welche das an nationalen Intereſſen 
ihres Landes jchonten und pflegten, was ihrem beöpotifchen Schal- 
ten und Walten nicht hindernd entgegenftand. Er war es, um bier 
nur ein Beifpiel anzuführen, welcher kurz vor dem Schluffe der 
Berhandlungen (am 7. Mai 1815) bie bis dahin feitgehaltene 
Beitimmung des erften aller ftaatöbürgerlichen Rechte ausmärzte, 
die Beitimmung, daß es Feine Leibeigenen mehr in Deutfchlanb geben 
folle. — Es hat darnach noch lange gewährt, bis bie letzten Reſte 
der Leibeigenichaft befeitigt werben konnten, und in Defterreidh war 
er es, welcher bie Abgaben, bie brüdenben Laften aus ber Unfrei- 
heit, welche jeden Aufichwung in ver Lanbwirthichaft verhinberten, 
bis 1848 beftehen ließ. Erit dem jebigen Regierungsfyften in 
Defterreich ift es zu banken, daß alle diefe traurigen Hemmniſie 
verfchwunden find, daß eine Gleichberechtigung aller Staatäbürger 
eintrat. (Gefek vom 7. Sepibr. 1848). Wer fi, überzeugen will, 
welch' traurige Refte aus der freilich jchon von Joſeph UI. aufge 
bobenen Leibeigenſchaft bis bahin in Defterreich geblieben waren, 
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vergleiche die Darlegung biefer Verhältniffe bei Czörnig *). — 
Es bedurfte der angeftrengten Thätigleit der jebt an ber Spike 
der einjchlagenden Verwaltungszweige ftehenden Staatsmänner, um 
die langen Xiften jener Verpflichtungen in den einzelnen Ländern 
zu bejeitigen. — Was der Miniſter Bach in jo Furzer Zeit, frei 
lich mit großer Anftrengung, durchführen konnte, lieg Metternich, 
dem dies 1815 leichter geworben wäre, falt ein Menjchenalter hin- 
durch beitehen. — Wenn man alfo jelbit zugehen wollte, daß ge- 
wiſſe bundezftaatliche Einrichtungen durch Metternich 1815 nicht 
zu erreichen gewejen wären, jo gab es denn doch Fein Hinderniß 
gegen Einführung der allgemein bürgerlichen Rechte, welche die 
Grundlage der menjchlichen Freiheit ausmachen. Denn mo nod) 
Jahrzehnte lang gefrohndet wird, wo für unjer Zeitalter entwür- 
digende, aus der Keibeigenichaft als jolcher beitehende Abgaben 
und Leiftungen bis zum Jahr 1848, namentlich in Defterreich fort 
dauern konnten, kann und darf gewiß Niemand von den ftaatz- 
männifchen Eigenjchaften deſſen fprechen, welcher die Haupturjache 
des Beſtandes folcher Webeljtände geblieben. Welch’ eine traurige 
Duelle der empfindlichiten Webeljtände wäre von Anfang des neuen 
Bundes an verjtopft, wern mit ber Freizügigkeit am Bundestage 
zugleich die Befeitigung jener Weberrefte der Leibeigenjchaft Statt 
gefunden hätte Mit Ruhe und Unbefangenheit, vom allgemeinen 
deutihen Standpund aus, mit Rüdficht auf die Intereſſen ver 
Berechtigten wie Verpflichteten hätte man binnen weit fürzerer Zeit 
und mit weit weniger umfangreichen Verhandlungen, als etwa die 
theinifche Sujtentationzfache in Anſpruch genommen hat, dieſe 
erite Forderung des Recht? und der Humanität, die unabweißliche 
Pflicht einer chriftlichen Staatsordnung erfüllen können. — Oeſter⸗ 
reich wie Mecklenburg haben 1848, wie fchon früher, wenn auch 
im minderen Maaße 1830 andere Staaten, traurige Erfahrungen 
in den überftürzenven revolutionären Ereigniffen machen müſſen. 
Man muß bedenken, daß erſt durch das Gefeb vom 7. Septbr. 
1848 in Salzburg die Leibjteuer, der Gehorfamgheller, der Auf: 


) v. Gzoͤrnig, Defterreichd Meugeftaltung. 1808. S. 486 ff. 
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ruhrichtlliing, das Suͤnheu, in Kaͤrnthen die Bogtgaben, unb au 
verjchiedenen Orten das Freigeld von bem beweglichen Vermögen 
der Auszügler aufgehoben wurde ")! 

Gegen ven lebhaften Wiverjpruch der fühbbeutfchen Staaten 
vermochte Metternich feine traurigen Prepbeichränkungen und poli- 
tiichen Berfolgungen im Jahre 1818 und 1819 durchzuſetzen, aber 
bie Leibeigenſchaft und deren traurige Ueberreſte hegte er, obwohl 
fein namenswerther Widerſtand gegen den preußijchen Vorſchlag 
geweien war. Um dieſe Sachen kümmerte fi) wahrlich dad Aus⸗ 
land nicht. In andern Dingen wurbe Metternich freilich durch bie 
auswärtigen Diplomaten befehränkt, aber auch bei reiflicher Erwä⸗ 
gung ber Verhältniffe, zu feiner großen Bejriedigung. — Diefes 
eine Beifpiel würde zum Beweiſe der frivolen, eined Staatsmannes 
fo wenig würdigen Denfungsart Metternichs genügen. Aber ber 
ganze Gang ver Verhandlungen beweißt auch auf jedem andern 
Gebiete den gänzlichen Mangel feiner ſtaatsmaͤnniſchen Eigenſchaf⸗ 
ten, denn feine diplomatische Gewanbtheit, die Kunft des Intri⸗ 
guirens war bei jeder Unterhandlung ſteis auf das Gegentheil ber 
nationalen Intereſſen gerichtet, und was für biefe am Eongrefie 
durchgefeßt wurde, lag wahrlich nicht in jeinem Willen, jondern 
in der Macht ber Verhältniffe und der zähen Ausdauer anderer 
deutſcher Staatsmänner. Er verfolgte nur die felbjtfüchtigen Zwecke 
eines abjoluten Oeſterreichs; Deutjchland Tag ihm nur am Herzen 
als Fußſchemel der Größe bes von ihm in jenem Sinne regier- 
ten Oeſterreichs. Es wird oft genug Gelegenheit fein, dieſes Stre- 
ben Metternicy’3 im Berlaufe diefer Darftellung zu würdigen; vor: 
erft mag & am Hauptüberblide ver Verhandlungen am Wiener 
Congreſſe dargelegt werden. 

Nachdem der erfte Parifer Frieden die deutſchen Angelegen- 
heiten auf den Wiener Congreß verwiejen hatte, nahmen befannt- 
lih Oeſterreich und Preußen die Sache zuerft in die Hand. Har⸗ 
benberg theilte bei einer vertraulichen Beiprechung zu Baben bei 
Wien am 13. Sepibr. 1814 den Plan einer auf Stein Beran- 


*) Gzörmig I. c. ©. 508, Anm. i. 
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laſſung eutworfenen Verfaffung Metternich mit, Zu gleicher Zeit 
wirkte Stein bahin, daß ber frembe, namentlich franzöfifche Ein- 
fluß bei dieſen Verhandlungen ausgejchlojien blieb. Der dahin zie- 
lende Beichluß der vier Großmächte, datirt vom 22. Septbr. An⸗ 
fang fchienen die Angelegenheiten einen guten Fortgang nehmen 
zu wollen. Die despotiſchen Eingriffe des Königs von Würtem- 
berg verjchonten jelbjt die höchſtſtehenden des Adels nicht, und Met⸗ 
ternich jah feinen eigenen Vater dem Reſidenzzwange dieſes eigen- 
willigen Königs unterliegen, die allgemeinen Beſchwerden von 
allen Seiten gegen bie unbefchränkte Herrfchaft der Rheinbunds⸗ 
fürjten, welche jet der Stüße ihre Herrn und Meifterd Napoleon 
entbehrten, machten bedenklich, und Manche wollten jogar Unruhen 
befürchten. Es ſchien eine beffere Zeit zu nahen. 

Dem von Hardenberg an Metternich übergebenen Verfaſſungs⸗ 
entwurfe *) Tag die Denkſchrift Steins vom 10. März 1814 zu Grunde; 
er war von Stein und Graf Solms entworfen, dann Humbolbt zur 
Begutachtung gegeben. Die Stein’fche Denkichrift vom 10. März 1814 
enthielt an der Spite die Bemerkung, daß die Staaten Deutſchlands 
fh den Modificationen ihrer Souverainetät, welche die beutiche 
Verfaſſung verlangen würde, zu unterwerfen hätten, weil fie ent- 
weder nur unter diefer Bedingung zu dem Bünbnifje der Alliirten 
zugelajjen jeien, ober weil fie nur unter biefer Bedingung ihre 
Linder von den Alliirten zurüd erhalten hätten. An der Spike 
der Bunbezverfaflung jollte ein Directorium ftehen, (Oeſterreich, 
Preußen, Hannover und Baiern). Dieſes Directorium ſollte die 
Zeitung der Bundesverſammlung übernehmen, die Ausführung ber 
von derſelben erlafjenen Gejeke haben, bie auswärtigen Verhält- 
niſſe leiten, über Krieg und Frieden beſchließen und die Verfaſſung 
und Rechtöpflege, jo wie die Verhältniffe der einzelnen Staaten zu 
ihren Unterthanen beauffichtigen. Die hierzu nöthigen Mittel 
jollten aus dem zur Dispofition des Directoriums ftehenden Rhein- 
octroy, den Sränzzöllen des Reichs, und aus außerorbentlichen 
Auflagen fließen. Binnenzölle und Einfuhrverbote zwijchen den 
einzelnen deutſchen Staten follten dagegen ganz aufhören. 

9 Re. UL ©. 18 Fi. 
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Die Bundezverfammlung follte aus Abgeordneten der Fürften 
und Hanfeftäbte beftehen, zu ihnen jollten jedoch auch Abgeordnete 
der Provinzialftände hinzugefügt werben. Die nur ſechs Wochen 
jährlich verfammelte Bunbezverfammlung follte über folgende Ges 
genftände beichließen: die Bundesgeſetzgebung, die nöthigen Steuern, 
die Streitigkeiten zwilchen Fürften uud Unterthanen der einzelnen 
Bundesſtaaten, unb zwar vermittelit eines von ihr zu ernennenben 
Ausſchuſſes, ver die Ausführung beforgt. Die beftehenden Kriegs 
einrichtungen bleiben. 

In jedem Bundesſtaate jollten aber Landſtände gebildet werben, 
um über bie Landesgejege, und die für die Verwaltung nöthigen 
Steuern zu ftimmen. 

An allgemeinen Rechten für die Unterthanen fanden fich die 
Beitimmungen, daß Jedermann das Recht der Auswanderung be 
ſitze, Cipvil⸗ oder Kriegsdienſte in jedem beutfchen Lande nehmen 
konne; Preßfreiheit follte beftehen, das Eigenthum ber wiſſenſchaft⸗ 
lihen und Kunftwerfe follte den Eigenthümern gewährt, bie 
Nachbildung verboten und beitraft werben. Jeder Deutiche follte 
nur von feinen natürlichen Richtern verurteilt werben können, 
und nicht länger als 48 Stunden verhaftet fein, ohne von ihnen 
gehört zu werden, damit über feine Verhaftung von ihnen entichie- 
den würde. 

Mit Recht Spricht fi Pertz IT. 561 ff. in rühmenpfter Weife 
über dieje Vorſchläge aus. Mag fein, daß an dem Directorium Eini- 
ges auszuſetzen gewejen, aber die gefammte Grundlage war ben 
beutfhen Zuftänden vollftändig gemäß, und hätte damals einge- 
führt, der deutichen Entwidelung eine andere und befjere Richtung 
gegeben, als es fpäter die Bunbedacte vermochte. 

Hardenberg Tieß nun im Sommer 1814 einen Entwurf einer 
deutjchen Verfaffung ausarbeiten, welchen er im Juli 1814 Stein 
zur Beurtheilung vorlegte *.) Zu diefem Entwurf war allerdings 
Stein? Denkichrijt benußt, aber doch auch viel Neues von anderer 
Richtung hinzugefügt. Stein gab darüber fein Gutachten ſogleich 


*) Perg. IV. S. 43 ff. 
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ab, in einer Konferenz zwiſchen Hardenberg, Stein und Graf 
Eolmd- Laubach wurden die Stein’jchen Bemerkungen weiter be 
ſprochen und barnach ein verbefierter Entwurf abgefaßt, welcher 
nohmald Stein zur Durchficht gegeben wurbe, wobei aber Letzterer 
wiererum auf die Chaumoner Denkfchrift zurückwies. 

Diefer Entwurf hat vielen Tadel gefunden und v. Kaltenborn 
nennt denfelben, welcher am 13. Spibr. an Metternich mitgetheilt 
wurde, ein ziemlich abentheuerliches Gebilde der Staatskunſt, und 
bezeichnet ihn als ein wahres Ungeheuer von Bunbez= und Staats⸗ 
gemiſch *). 

Diefem letzteren Urtheil tft jedoch durchaus nicht beizujtimmen ; 
der Zabel überhaupt jehr zu mobificiren. 

An fih war es geboten in einem deutſchen Verfaffungsentwurf 
neben ben Beitimmungen über den Bunb felbit, eine Reihe von 
Betimmmgen zu Gunften der Unterthbanen der einzel 
nen Bundesstaaten aufzunehmen. Denn bie Feititellungen in 
den Berträgen zu Frankfurt reichten nicht hin, und Haben jpäter 
nit Bingereicht einer abfoluten Regierungdgewalt in einzelnen 
Lindern hindernd entgegen zu treten, und für Balern und Wür⸗ 
temberg waren fie nicht maaßgebend. Haben die preußiſchen Be⸗ 
mübungen, vereinigt mit denen von Hannover, wie fpäter ber Tlei- 
neren Yürften auch nicht? genutzt zu einer guten Bundesverfaſſung, 
[0 verurfachten fie doch neben fonftigen Einwirkungen einen heil- 
jamen Schrecken, welcher die Könige von Baiern und Würtemberg 
zu dem Befehle an ihre Minifter, Verfaſſungen für ihre Länder 
auözuarbeiten, und ſie demnächſt den Ständen vorzulegen, veran- 
laßte. So ift dieſer Verfaffungsentwurf und was fich unmittel: 
bar daran knüpfte, dennoch indirect die Beranlajjung zu 
den eriten ernithaften Schritten von Berfaffungen 
in Süddeutſchland geworben **). 





) 1. e. ©. 119. 

*) v. Lang, Memoiren, Bd. I. ©, 262 ff. — Biedermann, bie Ent⸗ 
widelung des parlamentarifchen Lebens in Deutfchland in Arndt's Germania. 
%.1 6. 135 ff. 
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Auch die Erflärung ver Bevollmächtigten von 29 Fürsten und 
freien Städten, an beren Spitze die von Nafjay und Kur— 
heſſen, in welcher fie (am 14. Novbr. 1814) ihre Bereitwillig- 
feit ausgeſprochen, „zum Beten des Ganzen benjenigen Einfchrän- 
ungen ihrer Souverainetät jowohl im Innern ihrer Staaten, als 
gegen Auswärtige beizupflichten, welche als allgemein verbindlich 
für alle befchloffen worden,” jo wie, „daß nad) ihrer gemeinſamen 
Meberzeugung die deutiche Verfaffung ihren feiteften Beſtand als: 
dann erft werde behaupten können, wenn ein gemeinfames Ober: 
haupt an der Spiße ber beutfchen Verbindung dem von den Stän- 
ben bed Bundes gemeinfam Beichloffenen die unverbrüchliche Voll: 
ziehung fichere, die Säumigen ober Weigernden ohne Unterſchied 
mit erforberlihen Nachdruck zur Erfüllung des Bundesvertrags 
anhaltender Bundesjuſtiz fchnelle und volllommene Folge verjchaffe, 
die Kriegsmacht bed Bundes leite, uud fo im Innern und nach 
Außen, allen Staaten deſſelben, auch den Mächtigſten ala Be- 
Ihüger, erften Repräfentant der deutichen Nation und als Gegen- 
ſtand allgemeiner Ehrfurcht, der Verfaſſung aber als Träftigiter 
Garant, als deutſcher Freiheit Aegide ſich darſtelle,“ — auch dieſe 
Erklärung wäre wohl nicht erfolgt, wenn Preußen nicht mit dem 
Entwurf, welchen v. Kaltenborn ein abentheuerliches Gebilde der 
Staatskunſt nennt, vortrat. Noch weit weniger aber haͤtten ſich 
ohne ſolchen Entwurf dieſe 25 Fürſten und 4 freien Städte verei- 
nigt zu der Erflärung: „Namentlich find fie damit einverjtanden, 
daß aller und jeder Willlür, wie im Ganzen durch die Bundes 
verfafjung, jo im Einzelnen in allen deutichen Staaten, durch Ein- 
führung landftänbifcher Verfaſſungen, wo biefelben noch nicht be- 
jtehen, vorgebeugt, und den Ständen folgende Rechte gegeben 
werben: 

1. Das Recht der VBerwilligung und Regulirung fänmtlicyer 
zur Staatöverwaltung nothwendiger Abgaben. 

2. Das Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden allge: 
meinen Landesgeſetzen. 

3. Das Recht der Mitaufjicht über die Verwendung zu allge: 
meinen Staatszwecken. 
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4. Das Recht der Beichwerbeführung, insbeſondere in Fällen 
der Dtalverjation der Staatsbiener und bei ich ergebenden 
Mißbraͤuchen jeder Art.” 

Daß ſpäter die Verhandlungen ein ſo trauriged Ende nahmen, 
war alfo weder Schuld des preußiichen Entwurf?, noch lag es in 
ven Berhältnifjen des deutſchen Volls ſelbſt. Nur die Politik 
Metternich's in Verbindung mit der des perfiven Talleyrand, 
welche die fühdeutichen Staaten zu feinen Plänen benußte, bie 
Gelüfte dieſer Napoleonifchen neu gejchaffenen Souveraine waren 
&, die den preußifchen Entwurf faft in allen den Beitimmungen, 
welche ven National⸗Intereſſen des Deutjchen gerecht werben follten, 
bejeitigten. An dem preußifchen Entwurf war allerving? zu bejjern, 
insbeſondere, was die Spiken ber Verfafjung und die in den Bund 
zum Eintritt beitimmten öfterreichifchen und preußiſchen Länder 
betraf. Aber die anderen Beitimmungen enthielten nur das, was 
die Ration mit Recht für ihre bargebrachten Opfern fordern konnte. 
v. Gagern’3 Note vom 16. Novbr. 1814 vermochte wohl einzelne 
ſchwache Seiten in bitterer und einfchneidender aber auch jehr 
cafuiftiicher Kritik zu treffen, aber feine Vorjchläge ſelbſt find nichts 
weniger al3 im beutfchen, ſondern nur im fpeciell niederländiſchen 
Intereſſe geweien. Die einheitlihe Spite, welche Sagen in 
Gemeinſchaft mit den minder mächtigen Fürften verlangte, war 
wahrlich den Intereſſen ber oraniſchen Herrfcher noch weit weniger 
angemefjen und deßhalb kann man fich bei der Leſung biejer Note 
nicht wohl des Gedanken? erwehren, daß, wa Gagern betrifft, er 
za denjenigen Bevollmächtigten gehört habe, welche die Kaiſeridee 
nah Angabe Schaumann's *) nur deßhalb aufgeitellt hätten, um 
da3 drohende Directorium der fünf größeren beutichen Mächte zu 
befeitigen **). Auch v. Wangenheimg Kritik *%*) dieſes Entwurf? 





*) Schaumann, über die Bildung des deutſchen Bundes in Raumer's 
hiſtor. Taſchenbuch. 1850. 

*) Etein ſchloß daher auch Gagern von ber Unterhandlung mit den 
mindermaͤchtigen Fuͤrſten aus, als er durch Marſchall mit ihnen Anfangs 
Rovember verhandelte. Pertz. IV. 45 ff. 

eee) v. Wangenheim, das Dreilönigsbünbniß ꝛe. 1851. S. 32 f. 4 ff. 
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ging von ber Voraußfegung ans, daß bie deutſchen Staaten neben 
den beiden Großſtaaten einen beftänbigen, unter richterlihe Gewähr 
geitellten Bund ftiften müßten, in welchem fie fich dem Koͤnigs⸗ 
bünbnifle gegenüber, zu einer Stimme vereinigten; biefer Bund 
müſſe als integrivenber Theil des ganzen Bundes jo conftituirt 
fein, daß er ſich nach gejeßlichen, ſchon eriftirenden und anerkann⸗ 
ten Normen durch Stimmenmehrheiten zu Einer Abjtimmung ver: 
einigte, und ſomit aud die dritte Stimme im Bunde führte, und 
mit diefer zu allen und jeden Beichlüffen entwideltee Auch in 
feiner Kritit hat v. Wangenheim wmejentlih nur an dem Direc- 
torium felbft Ausſetzungen zu machen. 

Laffen wir nun diefen Entwurf felbjt im Anhange unter Wr. 1. 
folgen *). Wir find aus mehr ald einem Grunde veranlaßt, ihn 
vollftändig aufzunehmen, insbefonvere aber, weil wir in fpäteren 
Abtheilungen dieſes Werkes augführlic darauf zurückkommen müf- 
jen, wo dann eine einfache Zurückweiſung zahlreiche Wieberholun- 
gen erſpart. 

Die über diefen Entwurf gepflogenen Unterhanblungen zwifchen 
Preußen und Defterreich,, welche zu Baden Statt fanden, find leider 
bisher fo unbekannt geblieben, als die des erjten Parifer Friedens. 
Als Reſultat ift mur zu bemerken, daß Metternich dem unentſchie⸗ 
benen wechjelvollen Hardenberg zuerft das Zugeftänniß abzwang, 
die Beitimmung über bie führung des Directoriumd Preußens bei 
bem Bunbestage einftweilen in dem zu vereinigenben Entwurf weg: 
zulaſſen, wahrfcheinlich gegen die mündliche Zuficherung der fpä- 
teren Anerkennung **). Dann aber drang Metternich auf den Aus⸗ 
fall vieler Beitimmungen, welche auf die Intereſſen des deutſchen 
Boll3 unmittelbaren Bezug hatten. Es fielen bie Angaben der als 
Minimum einzuräumenven ftändifchen Rechte, das Recht der Un: 
terthanen zu Beſchwerden, die Zuficherung der Prekfreiheit, über 
ben freien Beſuch der deutſchen Univerfitäten, über das Kriege: 


°) Berg. IV. 49 hat ihn volfändig bei v. Wangenheim 1. c. ©. 22 
bat (er wie bei Klüber, Acten bes Wiener Gongrefied. L E. 45 ff.) eine 
Lücke im ©. 6. 

“) Berg. IV. S. 128. 
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weien. Will hierbei v. Kaltenborn auch verfichern, daß Metternich 
durch die beftehenben beutfchen Verhaͤltniſſe getragen, dieſe Beſtim⸗ 
mungen außmärzte? Bei dieſer Verhandlung lag es doch wohl 
allein in feiner Hand, den preußiüchen Anforderungen in Bezug 
auf die Wahrung ber echte des deutſchen Volks beizutreten. — 
Weder Würtemberg noch Baiern hinderten ihn damals. Freilich 
hätte auch Hardenberg feiter auftreten jollen; wahrjcheinlich hat 
aber auch damals bie ſchon berührte Unentjchievenheit Friedrich 
Wilhelm II. ihn daran wiederum gehindert. 

Andere Beitimmungen bed Entwurfs fielen mit Recht; fie 
waren dem deutſchen Intereſſe geradezu zuwider. Dahin gehörte 
bie Beitimmung über das Bündniß mit den Niederlanden und ber 
Schweiz. Hinzugefügt wurbe aber eine Beſtimmung über ben Hin- 
zutritt der ſämmtlichen ehemals zum deutjchen Reiche gehörigen 
Gebiete von Defterreich und Preußen. — Wie v. Wangenheim *) 
bazu gelangt in dem fo abgeänberten Entwurfe nur eine im Ganzen 
unweſentliche Aenderung zu finden, ift nicht einzufehen. 


Die zwiſchen Oeſtereich und Preußen vereinigten zmölf Artifel 
lauteten nun jo **): 

1. Die Staaten Deutſchlands (mit Inbegriff Defterreichd und 
Preußens für ihre deutſchen Länder) vereinigen fich zu einem Bunde, 
weldher ven Namen des Deutichen führen wird. Jeder Eintretendbe 
leittet Verzicht auf das Recht, fich ohne Zuftimmung der übrigen 
davon zu trennen. j 

2. Der Zweck dieſes Bundes ift die Erhaltung ver äußeren 
Ruhe und Unabhängigkeit und die innere Schonung der verfaffungg- 
mäßigen Rechte jeder Claſſe der Nation. 

3. Indem bie Bundesglieder zu Erreichung dieſes auf das Wohl 
des gemeinfamen Vaterlandes gerichteten Endzwecks zufammentreten, 
behalten fie, alle und jeder, den vollen und freien Genuß ihrer 
Regierungsrechte in jo weit diefelben nicht durch den im vorigen 





)ı.c. S. 32, 
*) über. 1. ©. 51 ff. — Wangenheim, 1. c. S. % ff. 
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Artikel beſtimmten Zweck eingefchränft, und diefe Einfchränfungen 
in der Bundesurkunde namentlich ausgedrückt find. 
4. Der Zweck des Bundes wirb erreicht: 

a) durch die, mit einer Eintheilung Deutſchlands in eine An- 
zahl von Kreijen verbundene Anordnung einer Bunbesverjanm- 
lung, welde aus einem Rathe der Kreißoberftien und einem 
Math der übrigen Stände beiteht. 

b) durch ven Einfluß, welcher jevem Kreiß-Oberften nach adem 
Inhalte Bundezurfunde und unter der Aufficht ver Bundes 
verfjammlung über bie Stände feines Kreiſes anvertraut wird. 

5. Im Rathe der Kreisoberſten erjcheinen: 
Oeſterreich mit ... 2, 


Preußen ne. 
Baiern 1, 
Hannover..1 


Würtemberg „ . . . 1Stimme. 
Er iſt ununterbrochen in derſelben Stabt verfammelt, entſcheidet 
nach der Mehrheit der Stimmen, unb es werden jo viele Kreiſe 
gebildet, ald Stimmen in bejjen Rathe find. Ihm gebührt 

a) ausfchlieglich und allein: vie Leitung ber augübenden Gewalt 
des Bundes, bie Vertretung befjelben, da er als ein Ganzes 
gegen auswärtige Mächte erfcheinen muß, die Entjcheibung 
über Krieg und Trieben; 

b) zugleich mit dem Fürften und Stänberath, die Beforgung 
derjenigen Gegenftände, welche den Wirkungskreis vieles letz 
ten ausmachen. 

6. Der Rath ver Stände beſteht: 

a) aus einer Anzahl fürftliher Häufer, den Kreisoberſten 
mit eingerechnet, mit Virilſtimmen. Diefe Häufer würde 
man, nach dem Alter der Fürſtenwürde, dem Glanz der 
Gejchlechter und der Volksmenge vergeftalt auswählen, daß 
außer allen altfürftlichen Häufern einige neufürftliche darin 
wären, jedoch nur jolche, deren Länder in ihren verjchiebenen 
Zweigen eine Bevölferung von mehr als 200,000 Seelen in 
ſich fallen. 
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b) aus ven übrigen fürftlichen Häufern und den freien Stäbten 
mit Euriatftimmen. 

Ihm gebührt aber mur zugleich mit dem Rath ver Kreizober- 
ſten, jedoch jo, daß beibe in abgejonberten Kammern rathichlagen, 
die geſetzgebende Gewalt des Bundes, und er befchäftigt fich daher 
hauptſaͤchlich mit allgemeinen, auf die innere Wohlfahrt gerichteten 
Anordnungen. — Er verjammelt ſich nur alljährlich einmal und 
bleibt nur bis zur Abmachung ber jedesmal vorliegenden Gefchäfte 
zuſammen. 

7. Die Kreisoberſten ſind in ihren Rechten vollkommen gleich; 
nur führt Oeſterreich in beiden Räthen der Bundesverſammlung 
das Geſchäfts⸗Directorium, worunter jedoch blos eine formelle Lei⸗ 
tung der Geſchäfte zu verſtehen iſt. 

8. Den Kreisoberſten ſteht das Geſchaͤft zu: 

a) die Bundesvertretung und bie Bundesbeſchlüfſe aufrecht zu 
erhalten; 

b) bie Kreißverfjammlungen zu leiten; 

c) die höchſte Aufficht über das Kriegsweſen des Kreiſes aus- 
zuũben; 

d) mit ihren Gerichten die letzte Inſianz für diejenigen Kreis⸗ 
flände zu bilben, welche nad) dem Bundedvertrage nicht ſelbſt 
eine böchfte Inſtanz haben jollen. 

Ihr Verhältniß zu den einzelnen Kreizftänden wird verjchieben, 
nach der größeren oder geringeren Beträchtlichkett verjelben, be 
ſtinmt; wozu die obige Eintheilung ber mit Viril- und Eurial- 
ſtimmen begabten, zur Anleitung dienen kann. Die Rechte, welche 
den Kreisoberften nach dem Bunbesvertrage zuſtehen, üben biejel- 
ben nicht vermöge einer eigenen, mit ihrer Eigenfchaft als Landes⸗ 
herrn verbundenen Gewalt, da vielmehr in biefer Hinficht alle 
übrigen deutſchen Stänbe gleiche Nechte mit ihnen haben, fonbern 
als Beauftragte des Bundes und wermöge des ihnen von bemjelben 
übertragenen Amtes aus. 

9. Um zu verhindern, daß nicht ein einzelner Bundesſtaat die 
aͤußere Sicherheit Deutſchlands in Gefahr bringen koͤnne, ver⸗ 
pflichtet ſich jeder welcher keine Ränder außerhalb Deuiſchland be⸗ 
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ſitzt, Keine Kriege für fih mit auswärtigen Mächten zu führen, 
“noch an denfelben Theil zu nehmen, auch ohne Vorbehalt ver Zu⸗ 
ftimmung des Bunbes feine darauf Bezug habende Bünbniffe noch 
Subfidien, oder andere die Ueberlaſſung von Truppen betreffende 
Berträge einzugehen. — Wenn erftere Staaten, welche auch außer: 
halb Deutichland Länder befigen in Kriege mit anderen Mächten 
verwidelt worden, jo. bleibi es ver Berathung bes Bundes über- 
Iafien, auf den Vorſchlag bed Triegführenden Theils daran Theil 
zu nehmen ober nicht. 

410. Die deutſchen Fürſten begeben fich gleichfalls des Rechts 
ber Belriegung unter einander, und unterwerfen ihre Streitigfeiten 
(nur jo fern fte ſich nicht durch Austrägal- Inftanzen abmachen 
laſſen) nach feitzufeßenver Beſtimmung, der zugleich von dem Rath 
ber Kreisoberſten und einem Bundesgericht zu überlaffenven richter- 
lichen Entſcheidung. Diefes, zu biefem Behufe anzuorbnende, Bun- 
degericht |pricht auch über Klagen vie über Verlebung bes Bunbes- 
vertrag? in einzelnen Länbern bei bemjelben erhoben werben. 

41. Der Bundesvertrag fest die Nothwenbigkeit einer (land⸗) 
ſtaͤndiſchen Verfaſſung in jedem einzelnen Bunbesftaate feft, und 
beftimmt ein Minimum ber ftänbifchen Rechte, überläßt es aber 
übrigens ben einzelnen Stänben, ihren (Land⸗) Ständen nicht nur 
ein Mehreres einzuräumen, jondern auch ihnen eine ber Landesart, 
dem Character ver Einwohner und dem Herlommen angemefjene 
Einrichtung zu geben. 

12. Der Bundesvertrag beftimmt gewiffe Rechte, welcher jeder 
Deutiche, wie 3. B. das der Auswanderung unter gewiſſen Be- 
Ichräntungen, ber Annahme Kriegs- ober bürgerlicher Dienfte in 
andern beutichen Staaten u. |. w. in jedem beutichen Staaten un- 
gefränkt genießen ſoll. — Bei den legten Paragraphen bleibt Oeſter⸗ 
reich und Preußen bie Berudfichtigung ihrer befondern Verhältniſſe, 
in Hinficht ihres größeren Umfangs und ihrer Zufammenfeßung 
aus Ländern, bie nicht zum Bunde gehören, unbenommen. 


Nachdem ſich Preußen und Oefterreich über biefe 12 Artikel 
geeinigt hatten, wurben zu der deutſchen Eonferenz die Bevollmaͤch⸗ 
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figten der Könige von Batern, Würtemberg und Hantover einge 
Inden. — Die erfte Sigung des deutſchen Ausſchuſſes war am 
14. Octbr., und in ber zweiten Sigung am 16. Octbr. legten 
Oefterreich und Preußen die 12 Artikel vor. — Was nach dem 
Bertrage von Ried zu erwarten ſtand, trat num jogleich ein. Baiern 
vie Würtemberg kamen mit ihren Proteften gegen bie bevorzugte 
Stellung der beiden Großmächte im Rathe der Kreisoberſten, wollten 
gleiche Stellung und Wechjel des Vorſitzes, hatten aber auf ber 
andern Seite die größte Neigung die mindermächtigen Staaten in 
die Kategorie der Kreizitände hinabzubrüden. Baiern wollte bie 
freien Stäbte verjchwinden lafien, um Frankfurt für fich zu ge 
winnen. Die uber mußten dem baieriſchen Berollmächtigten, 
Zürften Wrebe, zum Vorwand dienen, bie Zuflcherung der Rechte 
für jede Klaſſe ver Nation anzufechten. v. Linden, der Würtem⸗ 
berger, fand den Ausdruck „Regierungsrechte” nicht hinreichend, 
ſondern wollte dafür „Souverainetätzrechte” gebraucht wiljen; bie 
Feſtſtellung eines Minimums ber landſtändiſchen Rechte könne, als 
die Rechte eines jeden Landesherrn kränkend, nnmöglich zugelaffen 
werden; in einem Staatövertrage könne auch niemals von Verhält⸗ 
nijfen einzelner Unterihanen gegen ihre refp. Staaten, zu benen fie 
gehörten, die Rebe fein, und deßhalb müfje alles dahin abzielende 
nothwendig wegbleiben. — Beide Staaten wollten fich feine bundes⸗ 
gerichtlichen Sprüche gefallen laſſen, ebenjowenig eine allgemeine 
Gejeßgebung zur Herftellung gemeinnütziger Einrichtungen. — End⸗ 
lich behielten fie fich ihr Geſandſchafts-, Kriegs- und Friedensrecht, 
das Recht, beliebig Verträge zu jchließen, vor. 

So weit waren bie Sachen bis zur dritten Conferenz (20. Octbr.) 
gebiehen. 

Da erlannte Stein die Nothwenbdigfeit einer entſcheidenden 
Eimwirtung. Er hatte eine Unterredung mit dem Kronprinzen von 
Würtemberg, der ſich für Stein’? Pläne ausſprach, fchrieb an 
Münfter, der ihm am 19. October in mancher Beziehung ablehnend 
antwortete. v. Kaltenborn *) bewundert auch hier wieder die ſtaats⸗ 


*) L 132 fi. | 
Eh Tpen. 3 
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männiſche Weisheit Metternich's, welcher ſchon damals eingefehen, 
daß etwas Anderes als ein principieller vwölferrechtlicher Bund nach 
Maaßgabe der politiſchen Verhältniffe ſich nicht einrichten laſſe, und 
daß dazu gerade ein ſolcher dem öſterreichiſchen Staatsbedürfniſſe 
völlig genüge. „Und fürwahr,“ jagt er weiter, „dem practiſchen 
Staatsmann wirb Tiberall die Erfüllung des eigentlichen Bebürf- 
niſſes, nicht die Erfüllung unbeitimmter ivealer Wünſche die Richt- 
fhnur für feine politiiche Thätigkeit, insbeſondere für politifche 
Neubildungen fein!” 

„Abgeſchmackt ift es,“ führt er fort; „wenn Leute, bie ſich 
Hiftorifer nennen, nun dag Mißlingen der Bundesſtaatsprojecte 
auf Defterreich und Metternich wälzen. Stein, erbittert über ge- 
täufchte Hoffnungen war freilich vielfach dazu geneigt. Er und 
viele Andere auf dem Congrefie überfahen in patriotifcher Leiden- 
Ihaftlichleit bei ihren Plänen die gegebenen, nun einmal nicht auf 
hebbaren Grundbeſtände der deutſchen Zuftände, und vergaken bie 
dadurch beſchränkte Möglichkeit der practijchen Ausführung zu er- 
wägen. Der practiiche Graf Münfter, welcher boch bei anderen 
Gelegenheiten feine beften Wünjche für Aufrichtung reichsſtaatlicher 
Zuftände in Deutichland dargelegt hatte, aber jeine individuellen 
Ideale und Neigungen ala ein ächter Staatsmann jehr wohl von 
dem, was patriotijch möglich, und demnach allein zu eritreben tft, 
zu unterfcheiven wußte, ſprach bei einer Erörterung über Land⸗ 
ftände dies bereit? am 19. October grade gegenüber dem guten 
Stein unverholen aus, indem er fagte: „Ich hätte gerne die Wiener 
Eongreßangelegenheiten Anderen überlafien, weil ich vorber jehe, 
daß man, was geichehen Tann, als unzulänglich Fritifiren und auf 
bie zu überwindenden Schwierigfeiten feine Rückjicht nehmen wird. — 
Sollten wir bad Kind mit dem Babe augichütten, und weil Preußen, 
Deiterreih, Baiern und Würtemberg nicht fo weit gehen wollen, 
ala Ew. Excellenz es wünjchen, lieber Nichts thun? Diefer Mei- 
nung kann ich nicht beipflichten. — Die deutjche Geſchichte wirb 
mit dem Wiener Congreß nicht endigen. Laſſen Sie es der Zeit- 
folge, dad Angefangene weiter au2zubilden.“ — Und fehr bezeidh- 
nend feßt Münfter hinzu: „„Unfere Nation ift noch zu wenig an 
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parlamentarifche Discuffion gewöhnt, verjteht Regierungs- und poli- 
tifche GSegenftände zu wenig. Der Hang fich auz2zuzeichnen wird 
Demagogen hervorbringen, und ftatt Freiheit werben wir Streit 
und Schwierigkeiten hervorrufen.” — Und doch war gerade Muͤn⸗ 
fter ein freund von Sicherung der Unterthanenrechte burch Land— 
jtände und Ähnliche Einrichtungen.“ 

Aber was Raltenborn an Münſter bewundert, iſt gerade 
von diefem ſelbſt zwei Tage nad) feinem Briefe an 
Stein zurüdgenommen. Es iſt dieſe Kritif von Kalten: 
born’3 um fo auffallenver, weil er felbjt auf ver folgenden Seite 
(S. 134) von diefem Schreiben und deſſen Folgen Notiz nimmt. — 
Für Stein war es jehr leicht, das oberflächlihe Raiſonnement 
Münfter’3 zurückzuweiſen. Cr ermwiverte (am 20. October), in 
allen Puncten Münfter fiegreich widerlegend, und fügte hinzu: 

„Ew. Excellenz Tennen Deutichland nicht wegen Ihrer Langen 
Abweſenheit aus demſelben, — daher Fam es, daß Sie anno 
1812 u. 1813 wenig auf bie Energie der Deutfchen vertrauten, 
und daher koͤmmt es, daß Sie jebt an Democraten glauben. — 
Mir ſcheint ferner, man fett zu viel Werth auf das Schickſal der 
Medistijirten und zu wenig auf dad der Nation.” u. ſ. w. 

„Sollten die Stände nur dad Recht haben Gravamina einzurei- 
den, zu doliren? dann ift dag ganze Inftitut ein geiſtloſes Machwerk, 
an dem Fein veritändiger Menjch Theil nehmen mag, und Statt 
auf den Geift der Nation zu wirken, ihn nur noch mehr herab: 
würdigt.” 

Noch mehr aber muß man fich über die leichtfertige Kritik 
v. Kaltenborn's gerabe bei viefer Gelegenheit wundern, wenn man 
bedenkt, daß Münfter- in Folge ber verdienten Zurechtweiſung 
Stein's ſchon am 21. October gemeinfam mit dem zweiten han- 
nõverſchen Bevollmächtigten, und in vollftänbiger Mebereinftimmung 
mit Defterreih und Preußen den von Würtemberg und Baiern 
geänßerten Wiberfprüchen gegenüber ein jchriftliches Votum abgab, 
weiche? am 22. October überreicht, beſonders die ſtändiſchen und 
inbiwibuellen ober perjönlichen Rechte der beutjchen Unterthanen 
überhaupt betraf, und diejenigen Grundſäatze barlegte, welche 

3 u 
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Hannover für eine heilige Pflicht gegen das beutfche Vaterland 
anſah. Es war ganz im Stein’ichen Sinne, und ift zu oft ab- 
gedruckt, um hier nochmal vorgeführt zu werben. Es jollte nur 
fejtgeftellt werben, daß das Votum auf Veranlaſſung Stein’ 
durch ben von ihm wiberlegten „practifchen” Münſter gegeben 
wurde. Die bewunberte „ſtaatsmänniſche Weisheit” Metternich's 
beichränkte ſich damals darauf, biefer hannöverjchen Erklärung 
feine volle Beiftimmung zu geben; ja ſelbſt Baiern konnte fich nicht 
ben „Bunbezftaatöprojecten,” was bie Unterthanen anging, ganz 
entziehen und mußte feine allgemeine Beiltimmung in ber vierten 
Sigung vom 22. October geben. 

Die folgenden Sitzungen, fünfte (24. October) und ſechste 
(26. October) handelte vorzugsweife über das Friedens⸗-Kriegs⸗ 
recht und über ven Rath der Kreißoberiten, und zeigte den Wiber- 
ftand der ſüddeutſchen Regierungen, irgend etwas von ihrer Sou- 
verainetät dem allgemeinen Intereſſe zu opfern, von Neuem — 
doch ſchien es faſt ala wolle fich der König von Würtemberg von 
feinem Sohne, dem Kronprinzen, zu Conceſſionen bewegen laſſen, 
aber Wrede hebte von Neuem und wied auf franzöfiiche Unter- 
ſtützung, und Metternich ließ nach Art jener Diplomaten, denen 
die Sittlichkeit ihrer Mittel gleichgültig ift, im geraden Wiber- 
ſpruch mit feinen offiziellen Verfiderungen durch 
Geng eine Denkſchrift außarbeiten, in welcher er ein Bünbnik von 
Deiterreich, Sühbeutjchland und Frankreich gegen Preußen und 
Rußland anrieth. Wohl gelang es Stein nochmals Würtemberg 
von Baiern zu trennen und letzteres zu iſoliren; allein bie gehei- 
men Pläne Metternich’3 vereitelten, was fonjt zu einem befinitiven 
Ende, nämlich zur völligen Ausfchliefung Baierns, für den Augen- 
bi führen mußte. Stein gab die Hoffnung nod nicht auf. Er 
trat mit den Bevollmächtigten der mindermächtigten Fürſten durch 
den Minifter v. Marfchall in Verbindung, und zwar unter Aus⸗ 
ſchluß von v. Gagern *), und bereitete eine Einwirkung Rußland? 
auf den Gang ber Verhandlungen vor, weil inzwilchen Würtem- 


°) Eiche oben. 
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berg und Baiern neue Schwierigkeiten erhoben hatten. Würtem- 
berg hatte in der 7. Sikung (29. Octbr.) einen neuen Berfafs 
fungsentwurf „Borfchläge zur Redaction ber zwölf Deliberation- 
puncte, die deutfche Bundesverfaſſung betreffend,” überreicht *); 
& beharrte darin in feinem Widerſpruche gegen die Propofi- 
tionen Preußen? und Oeſterreichs. — v. Kaltenborn fieht auch 
hierbei die Schwierigkeit einer Einigung faft nur „in ber Diplo- 
matie and Delicateffe, dem verlegten Ehrgeize und Stolze ber 
Großmaͤchte und nicht. in den reellen Unterjchieven zwiſchen den 
einzelnen Propofitionen.” Aber es fiel in dieſem Entwurf Alles, 
was dem Intereſſe des deutjchen Volkes Genüge leiften Tonnte, die 
Veltimmung des Minimums ftändifcher Rechte, Bundesgericht 2c. 
Daß diefer Standpunct aber, vertreten von Preußen und Hannes 
ver, ein wirklich berechtigter war, wird wohl ſchwerlich Jemand 
leugnen können. Und dennoch fpricht v. Kaltenborn von einer 
eben fo großen Berechtigung ber würtembergifchen Propofitionen, 
und daß Preußen und Hannover, welche durch ihre Hartnäckigkeit 
ben Bundesſtaat einzig und allein nach ihren Schablonen fabriciren 
gewollt, eine glei große Schuld an dem Miplingen ber dama⸗ 
ligen Einigung getragen hätten! 

Es ift bei der Vergleichung der würtembergifchen Propofitionen 
mit den preußifchen VBorfchlägen aber ferner nicht zu überjehen, daß 
die Kreisverfaſſung, die Befugniffe der Kreisoberſten, die gefammte 
Zhätigkeit der Bundesverſammlung eine wefentlich verfchievene Folge 
gehabt hätten, wenn die Rechte ver Stände und Unterthanen nicht 
zugleich feitgeftellt wurden. Und war es denn feine Anmaßung, 
daß Länder, welche jo wejentlich zur napoleonifchen Unterjochung 
Deutſchlands beigetragen hatten, jet dem größten Theile Deutſch— 
lands, welches ſich mit den ungeheueriten Opfern diefer Unter: 
jochung entzogen hatte, die Bebingungen der neuen Verfafjung 
vorihreiben wollten? Indeſſen geht aus dem nächiten Protocolle 
hervor **), daß jowohl Preußen und Hannover, als auch Oeſter⸗ 





) Klüber. II. 148 — 156. Beil. A. 
°°) über, II. 174 ff. 
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reich und jelbft Baiern, fo viel als irgend thunlich auf die würtem- 
bergiichen Propofitionen eingingen; der Vorwurf, weldyer v. Kal- 
tenborn *) gegen Humboldt's Thätigkeit erhebt, ift deshalb auch 
nicht im Geringſten gerechtfertigt. — Der Verlauf der nächlten 
Sitzungen big zur Schlußfigung (der 13.) am 16. November bewies 
immer mehr, daß von Baiern und Würtemberg auf alles das nicht 
eingegangen werben follte, was das beutjche Volk zum allerwenigiten 
zu erwarten berechtigt war. Bundesgericht, ſtändiſche umb Unter: 
thanenrechte wurden verweigert, von einer Bunbesgefeßgebung über 
Zölle, Münzen, Poſten wollten fie gar nicht willen. Die ver: 
ſchiedenen conciliatorischen Worjchläge Dejterreichd® und Preußens 
über Krieg und Frieden und Bündniſſe führten überall zu keinem 
Rejultate. Stein hatte mit Beſorgniß den Gang dieſer Verhand⸗ 
lungen beobachtet, umd verjuchte in einer Denkſchrift vom 4. Novbr. 
1814 den ruſſiſchen Kaijer in das Intereſſe zu ziehen, und nach 
jeiner Angabe eine Note an die Mächte des beutichen Ausſchuſſes 
des Wiener Eongrefied zu richten **). Alerander ging auf Stein’ 
Pläne ein, und ſprach fid (11. Novbr.) ganz zu Gunſten ber 
deutſchen Nationalinterejjen aus, bamit deutſche Diplomaten auf 
das Tieffte beichämend. 
Aber die Note hatte doch nur vorübergehenden Erfolg und 
bald verlor jich diefe in der Complication der großen europäifchen 


°) 1. c. 141. 

e2*) Man hat diefen Schritt Stein’s hart getabelt, und in dem Wider⸗ 
fand Metternich's gegen die von Rußland unterftüßgten Vorſchläge in ter 
deutichen Angelegenheit eine Berechtigung gefunden, weil es eine Schmach für 
Deutſchland fei, fremde Einmiſchungen in folden Angelegenheiten zu bulpen. 
Allein man muß wohl erwägen, daß Kaifer Alegander damals für die 
deutſchen Berfaffungsverhältniffe ein jo cbles und felbitlofes Intereſſe zeigte 
und bewährte, wie es bei verſchiedenen beutichen Fürften zu wünſchen gewefeu 
wäre. Daß fpäter Alexanter von dieſen Anfichten zurüdfam, fie wenigiteng 
ſehr motificirte, lag in ſeitdem gänzlich veranterten Berhältniffen, und in ben 
traurigen Grfahrungen, welche er bei feinen Verhandlungen in Wien gemacht 
batte, fo wie endlich in Dem Gange der orientaliichen Angelegenheiten. Niemals 
wirb wieder ein Kaijer auf tem rufjifchen Throne figen, der, wie Alexander 
für Deutichland ein fo edles Intereſſe fühlt. 
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Intereſſen. Die Territorialfragen ver großen Mächte, infonberheit 
Rußlands und Preußen? traten in den Vordergrund; bie preußt- 
ſchen Entſchädigungen, im Pariſer Frieden nicht georonet, wurben 
Gegenſtand des Zwiſtes. 

Die ſich den preußiſchen und ruſſiſchen Intereſſen entgegen- 
ſtellenden Forderungen Englands und Oeſterreichs verurſachten 
allerdings zunächſt die Schwierigkeiten, aber der Hauptgrund der 
Verwirrung der Angelegenheiten lag doch in der myſtificirenden 
finaſſirenden Politik Metternich's, geſtützt durch die Intriguen 
Frankreichs und die Hetzereien Baierns und Würtembergs. 

Die polniſche Angelegenheit wurde die erſte Veranlafſſung 
der Eiferſucht der großen Mächte, und als Alexander nachgiebiger 
wurde, war die ſächſiſche Frage ſchon die Urſache der weiteren 
Disſsharmonie geworben. Dieſe Zwiſtigkeiten hatten vorerſt Baiern 
und Würtemberg ſtörriſcher gemacht. Nicht allein wieſen ſie in 
den letzten Conferenzen des deutſchen Comités alle Forderungen 
eines Bundesſtaats und mit ihm die Garantie der Rechte des 
deutſchen Volks zurück, ſondern Würtemberg ſchickte ſogar in der 
letzten Sitzung (16. Novbr.) eine Note, in welcher es erklaͤrte, daß 
es zweckmäßig ſei, die deutſche Verfaſſung erſt nad) Regulirung 
der Gebietsfrage zu erörtern. „Nicht einmal die Glieder des 
Bundes ſeien bekannt, nicht der Umfang ihrer Be— 
figungen, nicht die phyſiſchen und politiſchen Gränzen 
des Bundes und die dadurch allein zu entnehmenbe Streit- 
träfte deſſelben; und boch würden in den partiell vorgelegten 
Forderungen die Uebernahme an Verbindlichkeiten, bie 
Verzichtleiſtung und Entfagungen auf unbeftrittene 
Rechte verlangt, zu denen wohl nicht? vermögen könne, als bie 
wohlüberlegte Erwägung der dadurch andererſeits zu erhaltenven 
Vortheile ... ver König fei in der vollfommenften Unwiſſenheit 
über ben Zweck des Bundes, über die Beitandtheile, die Verhält- 
niffe diefer unter einander, und wife nicht mit wem man ab- 
ſchließe, mit wem man fich verbindlich machen folle. Deshalb 
befinde er ſich außer Stande und fähe als unvereinbar mit feinen 
Pihten gegen Staat und Haus an, ſich fernerhin immer 
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nur über einzelne Gegenftände zu erflären, oder 
angefonnene Verbinplichleiten zu übernehmen, ehe 
der Plan bed Ganzen und die no mangelnden Er- 
örterungen mitgetheilt jeten *).* 

Das war fo gut als ein vollitändiges Zurücktreten von allen 
Verhandlungen, umb bie von DOefterreich hierauf beliebte Gegen- 
note vom 2. Novbr. **) Hatte Leinen Erfolg *%*), wenn gleidh 


” über. 1.1. S. 101 — 104. 
*#) Hüber. I. 1. ©. 104 — 108. 

“r, Selbſt die Dichtkunſt wurbe nicht verſchmäht, um gegen bie ver: 
einigten Söfterreich = preußifchen Worfchläge zu wirken. Friedrich Schlegel 
gab fih zu biefer traurigen Beichäftigung her, und ließ in unzähligen 
Gremplaren, aber alle handſchriftlich, gegen bie zwölf Artikel bes 
Öfterreich = preußifchen Verfaſſungsentwurfs, 14 6$. Knittelverſe verbreiten ; 
bier einige Proben davon. 

$ 1. 
Mir deutſchen Kön’ge thun hier kund, 
Daß wir nach langem Zweifelſcheißen 
Beſchloſſen haben einen Bund, 
Und fol der Bund ber beutfche heißen 
Wir wollen das centrale Eine; 
Wer Irgenb nord⸗ und morddeutſch IR 
Der ftehet mit in dem Vereine, 
Demnähft auch der fübbentfhe Chriſt, 
Doch meinen wir vorzüglih Preußen. 
6 2 
Die Fürften, Stäbte, arm unb reich, 
Des Bundes Glieder find fich gleich, 
Doch foll dem Rathe ber Vollziehung, 
Was jeder bat, fo Land als Leute, 
Zum Dank der leitenden Bemühung, 
Stets offen Fiehn zu Rup und Beute. 
F. 3. 
Daß Jeder auch im feſten Gleiſe 
Sich jeder fortbewegen kann. 
So theilen Deutſchland wir im Kreiſe 
Und Direetoren ſtehn voran, 
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fie dieſen würtembergijchen Prätenfionen unwiderleglich entgegen- 
trat, indem fie vor allen Dingen beruorhob, daß bie Trage 
über einen beutichen Grundverein keineswegs als von ber Will⸗ 
für der Pacizcenten in dem Maaße lediglich abhängend angejehen 
werben könne, daß es einem beutjchen Fürſten freiftehen follte, 
dem Bunde beizutreten ober nicht, ober daß es anderer als ver 
Vortheile, die für das Ganze der beutfchen Nation aus dem Bunde 
entipringen würben, bebürfe, um die Entjagungen zu leiften ober bie 
Dpfer zu bringen, die dad Wohl de Ganzen befördern. Wür- 
temberg hatte hierfür, wie für die Ueußerung, daß man Teinem 
deutſchen Staate geitatten wolle, fi durch Ausſchließung vom 
Bunde mit dem Wohl de Ganzen gerabezu in Widerſpruch zu 


Die jeben Kreis jo wohl regieren, 

Daß e8 mit Dank die Intern fpüren. 
F. 4. 

Die Einheit ewig feſt zu klammern 

So theilt der Bund fih in zwei fammern 

Es werben die der mindern Stufen 

Bufammen dann und wann berufen, 

Damit fie dort vernehmen koͤnnen, 

Was jene oben ihnen gönnen, 

Die was im Kreif’ erſt fie beichäftigt, 

Dann als Vollziehungsrath befräftigt. 
$. 5. 

Die Kriegesmacht, bie in das Yelb 

Ein jeder für bie Freiheit ſtellt 

Sol um des Vortheils zu genießen, 

Sich an das Heer der Starken ſchließen, 

Wie glüdlih if der Fleine Staat, 

Der ih fo angeſchloſſen Hat! 

Es folgt ihm Preis und hoher Segen 

Gr darf das ganze Heer verpflegen. 
5. 14. 

Wenn dies die Deutfchen rat’ficiren 

Woll'n Wir fo fürder practiciren, 


Dan fieht wohl, daß und wie Metternich neben ber offictellen Verhand⸗ 
lung durch feine Werkzeuge zu agiren wußte! — 


— 
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jtellen, oder die. Mittel zu verwerfen, die allein zum Zweck dienen 
lönnten, kein Gehör. Ausweichend auf directe wohlverdiente Be⸗ 
ſchuldigungen antwortend, erklärte es in der Erwiderungsnote vom 
24. Novbr. *) auf feinen Abſichten beharren zu wollen. Dieſer 
Widerſtand war erflärlih aus ber ganzen Sachlage am Wiener 
Songreß, aus der Haltung Metternich's gegen Preußen und aus 
dem Intereſſe Frankreichs an ber zerrifienen Geftaltung Deutſch⸗ 
lands. Der deutfche Ausſchuß Töfte fich in Folge dieſer Zwiſtigkeit 
auf und trat nicht wieder zuſammen. 

Eine nicht wieder gut zu machende Ungeſchicklichkeit Harden⸗ 
berg’3 verurfachte dann die enticheidende Niederlage Preußens in 
allen Plänen, welche im Nationalintereffe Deutſchlands aufgeftellt 
waren. Der entfcheidende Tag, an welchem Hardenberg dieſes Unge- 
chief entwidelte, war der 2. December. Er warf fih, durd bie 
damals nicht von ihm geahnte Falſchheit der Metternich’ichen Polt- 
tif getrieben, gleichfam bedingungslos in die Arme Oeſterreichs. 
Freilich waren die nächſten Schritte Metternich's in der ſächſiſchen 
Angelegenheit, das Zurüdnehmen feiner früheren Zuſagen hinrei- 
hend, Hardenberg die Augen zu öffnen und zu einem engern An: 
einanderjchliegen Rußlands und Preußens zu drängen; fie führten 
zu einer offenen feindlichen Stellung der beiden Mächte gegen 
Deiterreih, aber auch zu dem traurigen Bündniß Oeſterreichs, 
Frankreichs und Englands am 3. Januar 1815, dem fi) audy 
Baiern anſchloß, und zu dem jelbit Darmſtadt herangezogen 
wurde, wie dies der neulich von Neumann veröffentlichte geheime 
Vertrag vom 14. Jannar 1815 zwifchen Defterreich und Darm- 
ftabt beweiſt *). Zwar blieb einftweilen der Vertrag vom 3. Jar. 
1815 ohne weitere Folge, aber das Vertrauen auf die Ehrlichkeit 
ber Metternich'ſchen Rolitit war volljtändig geſchwunden, und feine 
Zweideutigkeit jo offenkundig geworden, daß Rußland nicht mehr 
mit ihm verhandeln mochte. Unter ſolchen Umftänden ruhten die 


*) Küber. 1.1. S. 109 — 113. 


**) Neumann, Recueil des trait's et onventions cconelus par l’Autriche. 
1455. IT. S. 490 2q. 
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deutſchen Angelegenheiten ganz, und für bie Rationalintereffen v war’ 
alles gründlich verborben. 

Die vertrauliche Note Rußlands vom 11. Novbr., wie das 
enge Aneinanderfchlichen Preußen? mit Rußland war allerdings 
für die £leineren Staaten ein bevenfliches Anzeichen, denn fie fonn- 
ten fi nicht verhehlen, daß bei ausbrechendem Kriege zwiſchen den 
fünf größeren Mächten ihre Stellung unhaltbar wurde, ‚daß: am 
Ende die Bayonette der beiden großen Militairmächte Rußland 
und Preußen ein letztes Argument für ihre Mediatiſirung abge 
geben hätte. War doch ſchon beim Beginn des Congreſſes durch 
Baiern eine Mebiatifirung Würtembergd und Badens, wertigftens- 
eine Hinaußfchiebung berjelben nach Italien beabfichtigt *),. 
und von Oeſterreich im Verein mit den großen Mächten ſelbſt 
ein Antrag an Baiern gekommen, ji in Stalien abfinden ju 
laſſen **), 

Stein’3 Correſpodenz aus damaliger Zeit, die Art und Weife, 
in welcher er felbjt über die größeren Fürſten Süddeutſchlands an 
die Mitglieder ber kaiſerlich ruſſiſchen Familie, die noch dazu mit 
derſelben nahe verwandt waren, ſich äußert, beweilt, daß bie Situa- 
tion für die mittleren nnd Heineren Fürſten in den Augen ver-Ein- 
geweihten ſehr bedenktich erſchien. Es fchient faſt, als wollten bie 
Großmächte Preußen und Rußland nicht beſondere Rückſicht auf 
die beanſpruchte Souverainetät der mittleren und kleineren deut: 
ihen Staaten nehmen. Man erinnere fih an den Schreden, 


*) Julie Zerzog, Briefe an Montgelad. 1853. ©. XI. 


**) Ritter v. Lang, Memoiren. Th. U. S. 201. „Der erfte Antrag, 
welder dem in Wien perjönlich anweſenden Könige, einverftanden mit allen 
großen Mächten gefhah, war gegen das Königreich Italien, Baiern an 
Deſterreich abzutreten. — Es war natürlich, daß ber Gedanke in feiner Neu: 
beit den König überrafchte; die baterfchen Großen, benen in Italien Feine 
Rojen zu blähen ſchienen, heulten und mwehllagten; eine ruhige Abwägung 
und Ueberlegung , inwiefern ein europäiiches Königreih am Ende wohl einer 
Öferreichifchen Markgrafſchaft vorzuziehen wäre, konnte nicht zur Reife kom: 
nen, ſo daß der König den Borfchlag mit einer Art Erbitterung beftimmt 
ven fi wies.” 
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welchen ein dahin ſich ausdrückender Artikel des Nheinifchen Mer⸗ 
cur? vom 31. October 1814 bei Baiern und Würtemberg erregten, 
weil man ihm preußiſch-ruſſiſchen Einflüffen zuſchrieb. Es ſchien 
ala wollte Preußen ſich dem beengenden Einfluffe ber alten Ifter- 
reichiſchen Kabinetspolitit — ſelbſt unter dem Preiſe eines neuen 
Kriegs entziehen. Dahin hatte es Metternich getrieben. Die eng⸗ 
liſchen Staatsmänner ſahen aber fehr wohl ein, daß ein fo auf 
die Spige getriebenes frevelhaftes Spiel nicht in Englands, nicht 
im europätfchen Intereſſe lag, und lenkten vorfichtig ein, und Met- 
ternich lernte mit Talleyrand bald begreifen, daß die Unterftügung 
Sranfreih in einem Kriege gegen Rufland und Preußen eine 
leere Rebendart gewelen; die Ohnmacht und Unfähigfeit ber Bour⸗ 
bon blieb nach den bevenkflichen Nachrichten aus Frankreich keinem 
Zweifel unterworfen. Die Heinen Heer, wie Wrede, mußten 
fih am meiften demüthigen. 

Bon Neuem begammen die Unterhandlungen. Man kam biz 
zum Anfang Februar 1815 endlich zum Abjchluß in den Terri- 
torialfragen. Während der Zeit, vom 16. Novbr. bis zum 16. 
Febr., hatten die deutſchen Angelegenheiten ganz geruft. Man hat 
von verichiedenen Seiten in dem Schritte der mindermächtigen Fürſten, 
welche in einer gemeinfchaftlichen Note vom 6. Novbr. 1814 gegen 
bie außfchliegliche Berathung der deutſchen Berfaffungs : Angelegen- 
heiten durch die fünf größeren beutjchen Höfe gerichtet war, ein 
bedeutendes Moment für die fchliegliche Erledigung der Angelegen: 
heit jehen wollen, und Xigibi *) meint jogar, daß die Vorichläge 
ber Heinen Staaten, im dunklen Drange der waltenden Berhält- 
nifje zuerſt fich ergebend, dad Fundament des deutſchen Bundes 
geworben wäre, welcher überhaupt nur im eigentlichen Sinne des 
Wort? eine Ausgeburt der Umijtände, eine vollendete Thatſache 
ſei. Diefen Behauptungen läßt fich nicht beipflichten. 

Bon Einzelnen, wie von Gagern, war die Erflärung ber 
29 Fürften und freien Stäbte nur ein Mittel gegen dag Direc- 
torium der fünf größeren deutfchen Mächte, wenngleich fie babei 


*) Aegidi in Bluntſchli's und Brater's Staatölericon. III. 5. 
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mit rühmendwerther Gefinnung den Intereſſen des deutſchen Volks 
gerecht werben wollten. Von Anderen läßt ſich nur jagen, daß fie 
ihre Selbitftänbigfeit nur unter der Bebingung zu erhalten glauben 
tonnten, daß fie fich Beſchränkungen gefallen ließen, welche 
Preußen und Oeſterreich in den vorgelegten 12 Artikeln gemein- 
Khaftlih betont und als ber deutſchen Nation gebührende rechte 
bezeichnet hatten. Erwägt man weiter die durch die Vermittelung 
von Marichall auf die Schritte der 29 Fürften und freien Stäbte 
einwirlende Thätigkeit Stein’, welcher darin eine Unterftügung 
für die preußifchen Anfichten fuchte, um wo möglich bie beiden 
ſüddeutſchen Regierungen zu iſoliren, weil er ven Glauben an die 
Aufrichtigkeit Metternich's wohl noch immer nicht ganz hatte ſinken 
Iofien, jo muß man wohl zu dem Refultate gelangen, daß die Er- 
Härungen der Heineren Staaten big zur Einigung in den Ter- 
ritorialfragen an fich ganz unerheblich für bie deutfchen Verfaj- 
fungö-Angelegenheiten waren. So lange Gagern allein ſich an 
bie Spike der Kleinen Staaten ftellte, wurbe nicht? ausgerichtet; 
mit der Einwirkung Stein’3 aber, welcher bekanntlich Gagern bei 
biefer Verhandlung ausfchloß, wurde die Note vom 16. Novbr. 
1814 zu Stande gebracht. Dennoch bleibt es jehr anerkennungs⸗ 
werth, daß die überaus große Mehrzahl biefer Kleinen Staaten in 
Zukunft an dem Inhalt ihrer Note feithielten und Staaten wie 
Preußen ſpäter beſchämten. Da die Note zu oft abgebrudt und 
audgezogen ift, jo wird es hier genügen, barauf hinzuweiſen, daß 
in derſelben alles das gleichjam zur Dispofition ber neu zu ſchaf⸗ 
fenden Bundeögewalt geftellt war, was einem wahrhaften Bunbes- 
ſtaat mit Berückſichtigung derjenigen Forderungen der Vollsintereſ⸗ 
fen, welche die damalige Entwidelungzftufe des deutſchen Volks zu 
befriedigen vermochten, fchaffen konnte. Die Note ging jogar fo 
weit in der Beichränkung der einzelnen Regierungen, daß fie als 
lebte Spike des Bundesſtaats den beutfchen Kaiſer verlangte; eine 
Idee, von welcher wenigftend Gagern recht wohl wußte, daß ſie 
unausführbar war, daß frühere Verträge und zulegt die Verhand- 
Iungen des Pariſer Friedens hierin die Anficht der ſämmtlichen 
europätichen Großmächte unbedingt feitgeftellt Hatten. Was Hum⸗ 
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boldt in jener Denfichrift vom 3. März 1815 ausſprach, wußte 
Gagern ebenjowohl *). 

Es bleibt daher ein ſchwer zu erflärenbes Räthjel, wie Mün— 
fter, Stein und Anbere auf die Kaiferivee zurückkommen fonnten. 
Daß Münfter’3 Anjicht über die Kaiſerwürde nicht die Abſicht der 
englifchen Minifter war, ift nach der Correſpondenz Caſtlereagh's 
gewiß, daß fie die Anficht de preußiichen Gouvernements nicht 
fein fonnte, ift eben jo gewiß und auch augbrüdlich durch Hum- 
boldt ausgeſprochen, daß Talleyrand bafür am wenigſten fchwärmte, 
braucht nicht erjt verfichert zu werden; Rußland mußte zwar ein 
ftarkes Bollwerk in Deutichland gegen Franfreih wünfchen, aber 
ficherlich ift es durch nichts bewiefen, daß e3 einen beutjchen Kaifer 
an der Spite eines Bundesſtaats wünſchte. So blieb nur Met: 
ternidy) übrig. Nun, von ihm wird Niemand glauben, daß er 
einer Idee Hold war, welche ihn befeitigt haben würde. Wenn 
Kranz von Defterreich deutſcher Kaiſer geworben wäre, fo Bätte 
fein gefammtes Syſtem geändert werben müſſen; ein Bundesftaat, 
wie er dann in's Leben getreten wäre, hätte Metternich nicht an 
der Spike der Angelegenheiten geduldet **). 

Es bleibt daher unerflärt, weshalb Etein die Kaiferwürbe, 
für deren Realifirung auch gar nicht? ſprechen konnte, mit fo 
großem Eifer aufgriff. Bei manchen Anderen könnte man daran 
denken, daß die ganze Verhandlung nur zum Schein geführt wäre, 
daß jie nur beftinnmte andere Pläne durchkreuzen follte, um dann 
bei Seite geworfen zu werben. Man Tönnte bie zum Beifpiel 
vom Standpunct der bannöverfchen Adelspartei, ober von dem ber 
begehrlihen Gelüfte der Holländer annehmen; aber bei einem 


2) Bagern, Antheil II. S. 196 — 197. 

**) Häuffer. IV. 807 — 810 würbigt bie Kaiferfrage mit fehr treffenden 
Worten und fagt unzweifelhaft richtig: „Die kaiſerliche Ginheit und zwei 
Großmädte von gleihem Range, das waren unvereinbare Begenfäge; es 
müßte, wenn man bie erite wollte, eine ber Ichteren aus dem Bundesſtaat 
ausfheiden. Daß Preußen jept und in Zukunft biefer ausfcheidende Theil 
nicht mehr fein Fonnte, dafür forgte die neue Territorial : Geftaltung, bie 
oben unter eifriger Mitwirkung Metternich's zu Stande gelommen war.” 
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Staatömanne, wie Stein es war, bei feinem eblen und uneigen- 
misigen Character laßt ſich dieſe Ericheinung ſchwer erflären. 
Dies Springen von Project zu Project lag wahrlich nicht in fei- 
nem Character, wie dies die jchwierigften Situationen feines Lebens 
beweiſen. Es müjjen daher Mittelgliever in den Verhandlungen 
felbit noch fehlen, welche die Beurtheilung erjchweren. Ob fie 
Verb nicht gefannt haben ſollte? — Da die Verhandlungen über 
die Kaiſerwürde zu biefer Zeit jo ohne allen weiteren Erfolg für 
bie Nattonalinterefjen Deutſchlands geblieben find, laſſen wir fie 
ganz auf jich beruhen *) Die Bevollmächtigten Defterreichg und 
Preußen? antiworteten gar nicht einmal auf die Note der 29 Fürften 
und freien Stäbte! | | 

Aber einen großen Vortheil hatten dieſe Verhandlungen nach 
einer andern Seite. Die 25 Fürſten und 4 freien Städte, die 
durch Hinzutritt von Baden und Oldenburg auf 31 gewachfen 
waren, hatten von ihrer eriten gemeinjchaftlichen Note, vom 16. 
Novbr. 1814 an, bis zum Wiederbeginn ber Unterhandlungen 
über die deutſchen Angelegenheiten die Nothmenbigkeit und ihrerſeits 
die Berpflidhtuing anerkannt, den gerechten Forderungen bes 
deutihen Volkes nachzukommen. Sie hatten, an der Spike 
Lurheſſen, geäußert *): 

„Namentlich find fie damit einverftanden, daß aller und jeder 
Billlür, wie im Ganzen durch die Bundezverfaffung, jo im Ein- 
zelnen in allen deutſchen Staaten, durch Einführung landſtändiſcher 
Berfaffungen, wo diejelben noch nicht beftehen, vorgebeugt, und 
den Ständen jolgenbe Rechte gegeben werben: 

1. Das Recht der Verwilligung und Negulirung ſämmtlicher 
zur Staatöverwaltung nothwendiger Abgaben; 

2. das Recht der Einwilligung bei neu zu erlaffenden allgemei- 
nen Landsgeſetzen; 

3. bad Necht der Mitaufficht über die Verwendung der Steuern 
zu allgemeinen Staatszwecken; 


e) Wan vergl. darüber: Pertz. 1. c. — Raltenborn. J. 1. e. — Bieber: 
mann in der Germania. II. 1. c. — Schaumann. 1. c. ©. 198 ff. 
eo) gKHüber. 1.1. ©. 74. 
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4. dad Recht der Beichwerbeführung, insbeſondere in Fällen der 
Malverſation der Stantzbiener, und bei fich ergebenden Miß⸗ 
brauchen jeber Art; 

wobei übrigen? den einzelnen Staaten bie angemeflene Einrich— 
tung der ftändifchen Verfaflung nach dem Character ver Ein- 
wohner, den Xocalitäten unb dem Herkommen überlaffen bleibt. 
Ebenſo ift es ihr Wunſch, daß ber Juſtizgang, in jeder Beziehung 
unabhängig von Willfür erfcheine, und insbeſondere jede Claffe 
unter ihren ordentlichen Richter geftellt bleibe und werde.” 

Als Münfter unter dem 25. Novbr. darauf erwiberte, auf 
bie Unmöglichkeit ver Wiederheritellung der Kaiſerwürde aufmerkſam 
machend, fprachen fie, jetzt durch den Hinzutritt ber beiden Fürſten 
von Hohenzollern, 31 Yürften und Städte, nochmal3 bie Ueber- 
zeugung von ber Nothmwendigleit der Rechte des deutichen Volks in 
einer Note vom 20. Dechr. au, und Baden, wenngleich fie nicht 
unterzeichnen, wohnte der Berathung der 31 bei, und erließ fogar 
ſelbſtſtändig eine Note vom 1. Dechr. 1814 an Defterreih und 
Preußen, worin es fich zur Einführung einer landſtändiſchen Ber: 
faffung bereit erflärte, und in Abſicht auf die wejentlichen Rechte 
ber Landſtände, wörtlich biefelben Bejtimmungen zu Grunte 
legte, welche ver Fürſten- und Stäbteverein in ber Note vom 16. 
Novbr. feierlich ausgeſprochen hatte *). MS die polniſche und 
fächfiiche Trage beigelegt jchien, traten die Bevollmächtigten von 
32 Fürsten und freien Städten (einjchlieglich Baden? und Olben- 
burgs — Gagern für Oranien war ausgeſchieden) in einer Note 
vom 2. Februar 1815 **) wieberum mit denjelben Anfichten ber- 
vor. Cie baten zupörberft, daß ber beutfche Eongreß, unter Zu— 
ziehung aller Theile des künftigen Ganzen, nunmehr baldigſt möge 
eröffnet und auf demjelben bie Gegenſtände der Tünftigen beutichen 
Verfaſſung mittelft freier Berathung und Beſchlußnahme verhan- 
beit werben möchten; fie fuhren dann aber folgendermaßen fort: 


*) Alüber. I. 1. ©. 96 — 100. 
°e YRlüber. 1.3. S. 127 ff. 
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„Die Unterzeichneten glauben zuverfichtlich, daß nur auf dieſe 
Beife ein den Erwartungen Deutfchlands entiprechendes Refultat, 
fo wie überhaupt eine wahre innige Nationalverbindung herbeige- 
führt werben könne. Wie jede einfeitige Behandlung der Gegen- 
Rinde an und für fich fchon weſentlich nachtheilig werden muß, jo 
gilt & vor allen Dingen die Einwirkung allgemeinen Vertrauens 
zur Sache, damit fie gebeihen, unb zugleich auch ven ficheriten 
Dürgen ihres Beſtandes in der eigenen Gefinnung aller Theil- 
nehmer finden möge. Die VBerfammlung des beutichen Congreſſes 
ſchließt vorbereitende Bearbeitungen des großen Gegenftandes jelbft 
und ber einzelnen Zweige beflelben durch Deputationen, welche 
durch Wahl aus felbigem hervorgehen, keinesweges aus. 

In dem Augenblidle, wo fich alle Stimmen für bie Einführung 
Rindächer Verfaſſungen in den einzelnen dentſchen Ländern ver- 
änigen, kann man die Wahrheit als allgemein anerkannt annehmen, 
daß dad Gemeinwohl, durch ein vielfeitiges, allerdings nach ange- 
meſſenen Formen geregeltes Zufammenwirken beſſer geförbert werbe, 
als durch das abgeſonderte Streben von Einzelnen, und daß das 
Gute und Mechte die Mehrheit allezeit am unwiderſtehlichſten in 
Anfpruch nehme, wo Alles an Gemeinfamteit erinnert. 

Endlich hoffen die Unterzeichneten, durch ihre biäherigen Er: 
Arungen dargethan zu haben, wie bei ihnen bereit# über bie 
weientlichften Puncte völlige Einigung ftattfinde, und daß von 
Seiten ihrer hohen Committenten gewiß freudig die Hand zu Allem 
werde geboten werben, was in dem Bunde deutſcher Staaten, Ein- 
kit, Selbitftänbigfeit und beutfche Freiheit begründen kann. Zuver- 
Khtfih dürfen fie, dem zu Folge, der vollen Gewährung ihrer 
gerechten und billigen Anträge entgegenfehen.“ 

Zwar correfpondirte jet Preußen (am 4. Febr.) *) mit 
Oeſterreich über das Verlangen ber Heineren Staaten, und ſprach 
die Ucberzeugung aus, daß es jebt Zeit fei, die deutſche Verfaf- 
jungdangefegenheiten zu erledigen, nachdem fich bie Gefinnungen 
deutlicher und in vieler Rückſicht erfreulicher ausgeſprochen hätten, 





°) über. I 3. 132. 
Erfer Tpelt. 4 
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und Harbenberg und Humbolbt meinten, baß jebt alle fürften zur 
Berathung Hinzugezogen werben müßten. Deſterreich autwortete 
beiftimmend, 9. Febr. *). Aber noch immer antwerteten bie Groß⸗ 
mächte den Bevollmächtigten der kleineren Fürjten nicht, ſondern 
fuchten zuvor vorläufig fich zu einigen, von Preußens Seite ein 
aufrichtiger Verſuch, von Oeſterreichs Seite aber nicht ernitlid 
gemeint, 

Preußen gab in Folge feiner Note vom 4. Febr. ſchon unter 
dem 10, Febr. zwei neue Entwürfe zu einer deutichen Verfaſſung, 
beharrte darin im Wejentlihen auf ben früheren Borjchlägen, 
und begleitete diefelben durch eine ausführliche Note von demſelben 
Datum. Der eine Entwurf enthielt eine Kreigeintheilung, ber 
andere dagegen nicht. Preußen ließ fich zuerft über den Nachtheil 
eine? Mangels einer Kreißeintheilung aus, indem es dieſe Kreis 
verfaſſung als eine Mittelſtufe der Verbindung zwiſchen den einzel⸗ 
nen Staaten und der Centralgewalt, dann aber auch insbeſondere 
als die innere Sicherung der Rechte und die allgemeine Wohlfahrt 
der Nation, ein in allen Theilen verbindendes Ganze ausmachend, 
hinſtellte. Es verfehlte ferner nicht auf die Vortheile der Kreis 
birectoren bei der Aufrechthaltung der Bundesbeſchlüſſe hinzuweiſen. 

„Für bie Militairverfaſſung änbere aber,” fährt die Note fort, 
„die Berfchievenheit der beiden Entwürfe nichts ab, weil Bezirks 
abtheilungen in dieſer Abſicht immer nothwendig bleiben wirrden. 
In Abſicht der Rechtäpflege hätten aber die Gefammtigerichte bei 
großen Sprengeln immer den Nachtdeil, daß die zu ihnen gehört 
gen Staaten zu entfernt, und in ihren Geſetzen und Verfaſſungen 
zu verjchievenartig feien, bei Kleineren Staaten hingegen fei eine 
gehörige Organifation kaum zu erreichen, auch blieben bie Richter 
ben perjönlichen Verhältnifjen der ftreitenden Theile zu nahe. Die 
Kreisverfammlungen feien aber beſonders nützlich, wegen 
bes gegenfeitigen Erwägens ber Gründe, bei den Berathichlagumgen 
und wegen der Regelmäpigkeit der Wieberlehr der Verſammlungen, 
welche fid) mit der Sorge für das Wohl des beutichen Volks be 


) Aũber. I. 3. 134. 
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Ihäftigten; die Regierungen würben ein lebendiges, und ein folches 
Intereſſe daran gewinnen, in welchen die einjeitigen und eigenfüch- 
tigen Anfichten, die fich fajt bei Großen und Kleinen nur zu leicht 
einfänden, gegen einander abgejchliffen würben. Die Berathichla- 
gungen im zweiten Bundesrath würben ficherlich gewinnen, wenn 
mehrere Fürſten ſchon gemeinjchaftliche Meinungen, ala wenn fie 
jeder feine einzelnen dazu mitbringen. Preußen verfenne zwar bag 
Gewicht der Gründe gegen die Kreißverfafjung nicht, inZbefondere 
nicht die Gefahr, daß das Verhältnig der Kreisdirectoren eine zu 
große Ungleichheit unter den beutjchen Fürften begründe, zum Miß- 
brauch führen Tonne, und dadurch ein Zerfallen Deutſchlands in 
wenige große Theile vorbereite, und im Ganzen wenig Sympathieen 
bei ven Heinen Fürſten für fich Habe. Allein es äußert auch mit 
Recht, daß die Gleichheit der deutſchen Fürſten nicht durch die 
Kreisverfaffung an fich leide; das Gefühl der Gleichheit ſei in ber 
ehemaligen deutſchen Verfaffung gar nicht jo bei den Fürſten ge 
weien, und jet auch In ber Bundesverfaffung dadurch nicht aufge 
heben, daß die Ausübung einzelner Nechte aud) ausſchließlich ge 
wiſſen Mitgliedern ala ein Amt übertragen werde. Es müſſe dies 
nothwendig bei allen Gegenständen ver Fall fein, die ihrer Natur 
nah nur Weniger angehören Fönnten, und es wirbe unmöglich 
werden, darum auf alle ſolche Einrichtungen Verzicht zu Leiten.“ 

Tiefe Ausführung war gewiß nicht zu verwerfen, fo lange 
mar noch im Geringften an bundezftaatliche Einrichtungen dachte, 
die doch damals von Feiner deutſchen Negierung, mit Ausnahme 
Baierns und Würtembergd, verworfen, fondern im egentheil in 
allen Noten und Correfpondenzen feftgehalten wurden. Die preußi⸗ 
Ihe Note ging aber noch tiefer auf den Gegenftand ein und zeigte 
vielleicht mit einer zu großen Offenheit und Gerabheit die wahren 
Gefahren für den Beſtand der kleineren Staaten in Deutfchland. 
Man follte, wenn man diefe Ausführung lieſt, faft meinen, Hum⸗ 
boldt, ver Verfaffer jener Note, habe den Gang ber Verhandlungen 
der deutfchen Regierungen bei jeder nur irgend bedeutenden Be— 
ſchlußnahme des fpäteren Bundestags im Voraus hier fchilbern 
wollen ! 

4* 
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Humboldt jagt: 

„Die Gefahr, daß Deutfchland in einige große Theile zerfalle, 
rührt nicht von der Eintheilung in Kreije her, und dies ift ein jo 
überaus wichtiger Punct, daß er, wie auch die Angelegenheit ber 
Kreife entjchieven werben mag, immer eine eigene Beleuchtung ver- 
dient. Diefe Gefahr entfteht aus der überwiegenden Macht einiger 
Staaten, der großen durch die Säcularifationen und Mebiatifa- 
tionen entitandenen Verringerung der Zahl ber übrigen, und ber 
natürlich durch die Zerjtörung de deutfchen Reichs herbeigeführten 
Entwöhnung von aller, auch noch jo billigen gemeinjchaftlichen 
Verſaſſung. Gegen alle diefe Urfachen, und mithin auch gegen 
ihr Reſultat ift aber das Fräftigite und ficherfte Gegenmittel gerade 
bie Wieberherftellung einer Verfafjung, und bie Sreißeintheilung 
vermehrt jo wenig die oben erwähnte Gefahr, daß man vielmehr 
zweifelhaft bleiben kann, ob fie dieſelbe nicht gerabe im Gegentheil 
verminbert. 

Da einmal mehr ober minder mächtige Staaten in Deutſch⸗ 
land neben einander vorhanden find, fo Tann es nicht fehlen, wenn 
es Teine Kreißverbindung gibt, daß biefelben nicht auf dem Wege 
biplomatiicher Verhandlungen übereinlommenb mit einanber über 
Begenjtände gegenjeitiger Convenienz Verträge ſchließen jollten. 

Nun frage man fi, ob, wenn man bei den größeren Staaten 
bie Abficht vorausſetzt, die Heineren in Nachtheil zu bringen, ein 
Abgeoroneter eines Tleinen Fürften mit einem mächtigern Hofe 
unter dem Geheimniß eines Cabinet3 vorteilhafter unterhandelt 
wird, ala in einer offenen Kreiöverfammlung, wo dem Mächtigern 
fein Begehren vor allen Kreizftänden rechtfertigen muß, und bieje 
ben Schwächern von ſelbſt unterjtügen ) Man frage fich weiter, 
ob, da es viele Arten, einen Nachbar zu beläftigen gibt, die nicht 
leicht eine Erfolg verſprechende Beſchwerde erlauben, ein Minder⸗ 
mächtiger fich eines Unrechts, bag ein größerer Staat einem Heinen 
zufügt, eben jo annehmen wird, wenn er nicht in biefem Unrecht 


) Dieſes Urtheil haben die Bunbeßverhanblungen bis zum Jahre 1840 
nur su ſehr befätigt. 
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eine Willfür eines Kreisdirectors findet, die fchon an fich fein 
eigenes Verhaͤltniß beleibigt? 

Man frage ſich endlich, co, wenn ein größerer Staat wirk⸗ 
lich einen kleineren beeinträchtigt, der noch größere dieſen eben ſo 
bereitwillig ſchũtzen wurde, wenn er nicht eine Verbindlichkeit dazu 
in feiner Eigenfchaft ala Kreigpirector fände? 

Man jagt wohl, daß man ber fchon beträchtlichen phyſiſchen 
Macht noch durch die Verfajjung ein Gewicht zulegen muß, allein 
dies iſt auf's Mindeſte unrichtig ausgedrückt. Gerade dadurch, daß 
man bei Staaten, deren phyſiſche Macht, richtig geleitet, eine 
Wohlthat für den Schwächern wird, derſelben auch ihren Platz in 
der Verfaſſung einräumt und ſie zu einer verfaſſungsmäßigen 
macht, verwandelt man fie in eine moraliſche, bildet Geſetzmäßig⸗ 
leit und Berantwortlichkeit und mindert auf diefe Weiſe den Nach⸗ 
theil des blos phyſiſchen Uebergewichts.“ 

Gerade ſo ſind ſpäter die Verhandlungen am 
Bunde geführt worden. Bei jeder bedeutenden An— 
gelegenheit wurde zwijhen den Kabinetten lange 
vorder verhandelt und fie erſt dann an bie Ausſchüſſe 
ber Bundesverfammlung gebracht. Daß die hier ange 
gebenen Nachtheile fpäter nicht in dem Make eintraten, lag in 
der fhüchternen, worfichtigen unb bei nicht zu vechtfertigender 
Schwäche, dennoch gerechten Gefinnung Friedrich Wilhelm II. 
und in der aufrichtigen Frömmigkeit des eblen Friedrich Wilhelm IV. 
Zrat 3. B. Preußen 1818 — 1819, fo wie [päter 1822 auf, bie 
Seite derjenigen, welche um eine VBerfafjung kämpften, auf bie 
Seite der damals im Großen und Ganzen fo bejcheidenen Wünſche 
für bie Freiheiten des deutſchen Volkes; jo wäre der Ausgang ber 
beutichen Angelegenheiten nicht zweifelhaft gewejen und jowohl die 
kleineren Staaten als felbit Dejterreih würden die Früchte bes 
Widerftrebend gegen eine annähernd — denn weiter waren bie 
preußiſchen Vorjchläge damals nicht? — bundesſtaatliche Verfaſſung 
Deutſchlands geerntet haben. Wollten wir ein Beiſpiel aus der 
neueften Zeit annehmen, fo möchte das Jahr 1849 gewiß dazu 
dienen können. Wie, wenn Friedrich Wilhelm IV. den Durchgang 
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ber ruffiichen Armee durch Oberfchlefien nur einige Wochen aufge 
halten, wenn bie preußiichen Heere, aber freilich zu vor in beſſerer 
Rüftung und Vollſtändigkeit beifammen, nur vierzehn Tage ſpäter, 
als es gefchehen, in Baden einrücten, ſich etwa bis Wetzlar und 
Bach zurücgezogen hätten? Wären Preußen? Beherricher 1814, 
wie fpäter wirflih von der Sucht nad unbilligem Einfluffe, 
nah ungerechter Herrichaft in Deutſchland befeelt geweſen, als 
damals fühdeutiche Stinnmen im Chor mit den eben geretteten Bour- 
bons *) ſich äußerten, fo würbe heute Deutſchland eine andere 
Geftalt haben. 

Segen diefe Stimmen gehen die Ausführungen ber Hardenberg: 
Humboldt'ſchen Note; fie find bemüht die Einwendungen in Bezug 
auf den möglichen Mißbrauch der Kreizdirectoren zu widerlegen; 
ja fie äußern fogar, daß wenn die Sorgfalt, den möglichen Miß 
brauch aus dem vorgelegten Entwurf zu entfernen, nicht genügend 
eriheine, jo würde man das in dieſer Art noch etwa Verſaͤumte 
feinen Anftand finden, fogleic, nachzuholen. Die preußiſche Note 
weift dann weiter nad), daß die Gefahr des Mißbrauchs bei ein- 
geführten Militairbezirfen, welde doch nun einmal mit Ober: 
häuptern eingerichtet fein müßten, bei der Kreisverfaſſung gerade 
vermindert, aber in feinem Falle vermehrt werde. Die preußiſche 
Note ftellt nun aber auch noch Betrachtungen über die eigentlichen 
Grundlagen ber deutſchen VBerfaffung an, insbefondere über die 
Zufammenfügung ded Ganzen, über die eigentliche Centralgewalt 
des Bundes. Sie ſpricht ſich darüber folgendermaßen aus *). 

„Dieſe liegt, nach den bisherigen Entwürfen in dem erſten 
Rath der Bundesverſammlung, welcher allein beſtäändig zuſammen- 
bleibt und die ganze wollziehende Gewalt in fich vereinigt. Gerade 
aber, weil dies fo ift und weil der erfte Rath nur aus wenigen 
und den mächtigften Fürſten beſteht, fo ift es unumgänglich noth⸗ 
wendig, zugleih für ein feites Verbindungsmittel zwifchen beiden 
Räthen Sorge zu tragen, um zu verhüten, daß fich wicht um 





*) Selbſt der Weonitgur, 
**) Klũber. I. 13 — 16. 
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Zweilen ein Geift des Mißtrauens und des Wiverfpruchd gegen 
ben Erſten bilde und die zu dieſem nicht gehörenden Fürften nicht 
allen, für ihren eigenen und den gemeinfamen Schuß fo nothwen- 
digen Einrichtungen, auf denen die Kraft und das Anfehen bes 
Ganzen beruht, darum abgeneigt werden, weil fie von jeder Be- 
rathung Über Vollziehungsmaßregeln außgefchloffen find. Als ein 
ſolches Verbindungsmittel ift bereit? die Zuziehung eine Auß- 
ſchuſſes des zweiten Raths, welcher aus zwei beftändigen Mitglie- 
bern und drei von zweiten Rath zu wählenben wechſelnden beſtehen, 
und mit zwei Stimmen im erjten erjcheinen foll, in mehreren 
Fällen beftimmt worden; allein die Unterzeichneten find ber Mei- 
nung, daß man nur noch einen Schritt weiter gehen und biejen 
Ausſchuß ein für allemal in ven eriten Rath aufnehmen müffe. 

Wenn dies gejchieht, jo bleiben die Gegenftände der Voll 
zehung und Gejebgebung gehörig gefonbert und jever einer feiner 
Natur angemeflenen VBerfammlung anvertraut, und es ift dadurch 
ber Sache vollfommen Genüge geleiftet; zugleich aber werben auch 
bie billiger Forderungen ber Bunbesmitgliever durd, Erhaltung der 
Gleihheit befriedigt, die nicht darin beftehen kann, daß jeber in 
jedem Augenblick alle echte wirklich ausübt, ſondern nur darin, 
dag jeder zur Ausübung aller gelangen kann, und in der Zeit 
wirflih gelangt; jo ift dem zweiten Rath jo viel Antheil an den 
Arbeiten des eriten gegeben, ala ohne Nachtheil an der, bei Gegen- 
Händen der PVollziehung nothwendigen Schnelle und Bewahrung 
bes Geheimniſſes (woran jedem einzelnen Bundesmitgliede für feine 
eigene Sicherheit gelegen fein muß) möglich iſt, und fo wird ber 
jeder vaterlänbifchen Gejinnung jo ſehr entfprechende Zweck erfüllt, 
alle Mitgliever des Bundes enger und allgemeiner mit einander 
zu vereinen. 

Der Ausſchuß verändert übrigens darum keinesweges die ihm 
angewiejene Beitimmung. Er bleibt urfprünglich nnd wefentlich 
immer ber Stellvertreter des zweiten Bundesraths für die Zeit, 
wo diefee sicht verjammelt tft, zugleich aber ftimmt er im erften 
Vundesrath mit. 
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Er hat daher eine doppelte Natur: 

1. ala Vertreter des zweiten Bundesraths in der Zeit ber Ab⸗ 
wejenheit dieſes; 
2. ala Theilhaber im erften. 

In dem erjten Verhältnig handelt er ganz eigentlich ala Aus- 
ſchuß, verfammelt fi für fi) und bringt feine Beichlüffe, ala die 
Stelle eined Schluſſes des zweiten Raths erfebenb in den erften. 

In dem zweiten Verhäaltniß rathichlagen bie ihn bildenden 
Bevollmächtigten gemeinfchaftlich mit denjenigen, welche im eriten 
Rath ihren Sitz haben. 

Die Zahl der Kreife vürfte nicht vermehrt werben, allein die 
beitändigen Mitglieder des Ausſchuſſes würben Mitbirectoren der 
übrigen. 

Es gibt bei ver deutjchen Verfaflung nur drei Puncte, von 
benen man, nach ber innerften Meberzeugung ber Unterzeichneten, 
nicht abgehen kann, ohne der Erreihung bed gemeinjchaftlichen 
Endzwecks den weientlichiten Nachtheil zugufügen: 

eine krafwolle Kriegägewalt, 

ein Bundesgericht und 

landſtaͤndiſche, durch den Bundesvertrag geficherte Verfaf- 
jungen. 

Die Unterzeichneten können fich fchmeicheln, daß aud) der 
öfterreichifche Hof die Anſicht iheilt, daß die Erreichung einer deut⸗ 
fchen Verfaffung nicht blos in Abjicht auf die Verhältniffe der Höfe, 
fondern eben fo fehr zur Befriedigung der gerechten Anſprüche der 
Nation nothwendig fei, die in ber Erinnerung an bie alte, nur 
durch die unglüdlichiten Freignifie untergegangene Reichöverbindung, 
von dem Gefühle durchbrungen ift, daß ihre Sicherheit und Wohl- 
fahrt, und das Fortblühen ächt vaterländifcher Bildung größten- 
theild von ihrer Vereinigung in einen feften Staatälörper abhängt, 
bie nicht im einzelne Theile zerfallen will, fonbern überzeugt tft, 
baß bie trefflihe Mannigfaltigkeit der beutfchen Voltzftänme nur 
dann wohlthätig wirken kann, wenn ſich biefelbe in einer allge- 
meinen Verbindung wieder audgleicht. Geht man aber von biejer 
Betrachtima, dem lnemeinen Verlangen nach einer nationalen 
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Berbinbung aus, fo erhalten die drei erwähnten Puncte eine ver 
ftärkte Wichtigkeit. So iſt es z. DB. unläugbar, daß wenn ed ber 
Tünftigen Verfaſſung an einem Bunbesgericht fehlt, man nie wird 
die Meberzeugung aufheben können, daß dem Nechtägebäube in 
Deutſchland ver letzte und nothwendigſte Schlußftein mangele und 
die Unterzeichneten theilen ſelbſt vollfommen dieſe Meberzeugung.” 

Es ift hier auf den Inhalt diefer Note fo fpeciell eingegangen, 
weil die gewöhnliche Meinung in den Vorlagen Preußens unpracs 
tiſche und Einzelne *) jogar unpolitifche Handlungsweiſe 
ſehen wollen. Man fragt nun aber doch billig, worin dad Unprace 
tiſche und Unpolitiſche liegen fol; jo bald man bie vorausgeſetzte 
Grundlage feithält, nämlich die, daß Dejterreih, Preußen und 
ſaͤmmtliche andere deutſche Staaten, mit Ausnahme von Würteme 
berg und Baiern, in allen vfficiellen Verhandlungen wenigſtens 
annähernd einen Bundesſtaat heritellen wollten? Daß Metternich 
mit Baiern, Frankreich, England ein geheimes Bündniß (3. Jar. 
1815) abgefchlofien, zu dem ſelbſt Hefjen-Darmftabt gezogen war "*), 
Ionnten freilich die preußischen Staat3männer nicht willen, und 
wen man e3 genau betrachtet, nicht einmal ahnen. Wenn 
v. Raltenborn mit auffallender PBarteinahme Humboldt's Propoſi⸗ 
tionen in ihrer Formulirung fogar jehr mangelhaft ***), dagegen 
die wiberftrebenben öfterreichiichen Staatgmänner, an ber Spike 
Metternich, practiich nennt, jo vergißt er gänzlich dabei, daß bie 
Verhandlungen von dem Octbr. 1813 in Bezug auf die beutichen 
Verfaflungsverhälinifje, nachdem einmal Defterreich und Preußen 
ih zu gemeinſchaftlichen bundesſtaatlichen Vorlagen im Jahr 
1814 geeinigt hatten, nicht mehr in die Wagjchale fallen Tonnter. 
Die Idee eined ausgebehnten Syftend von Verträgen und Bünb- 
niſſen zwilchen den beutichen Fürften, war mit bem Beginn der 
Verhandlungen zu Wien befeitigt. Wer in aller Welt kann ver- 
bandeln, wenn e3 einem Theile ver Unterhanbelnben zuftehen joll, 


®) v. Raltenborn. 1 172. 
») ©, Seite 42. 
) 6, 173. Anmerk. 82. — ©. 177. 
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von einmal gemeinschaftlich auerfannten Grumblagen abzugehen? 
Man möchte ein ſolches Abſpringen mit einem anderen Namen 
benennen, als mit dem Ausdruck „practiich.“ 

Wohl Ließ fich jtreiten über bie Kreiseinrichtung, wohl auch 
über die Zufanmenjegung der Bunbeverfammlung, das Verhält 
niß ber Kreisvorſteher (F. 26 — 44. 40 — 44 des preußifchen Ent 
wurfs), aber was war, nach ber öfterreichtfchen, preußischen, babi- 
fchen, hannöverfchen und ben von 29 Fürſten und freien Städten 
officiell gegebenen Noten, gegen die Abftimmungen über die Boll 
ſtreckung der Bundesbeſchlüſſe, des Kriegsweſens, der Mechtspflege, 
des Verhältnifies der Staaten zu ihren Unterthanen, des Bundes 
gerichts (F. 31 — 39, 46 — 54, 2 — 97, 98 — 10 de8 preußi⸗ 
Ihen Entwurf?) einzuwenden, fofern man überhaupt ven Stand- 
punct des deutſchen Nationalinterejjes im Auge hatte? 
Dirjen Standpunct hatte aber Metternich nicht im Auge, und 
eben deßhalb, und um der Eiferfucht Defterreich gegen Preußen, 
um bed Gelüftes willen abfolut zu herrichen, wurde der preu⸗ 
ßiſche Entwurf zurücgewiefen. 

Es wird ſich im Verfolg diefer Schrift leiver mehr als genug 
Gelegenheit bieten, die Fehler der preußischen Politik zu beleuchten, 
aber in dieſen Vorlagen wifjen wir wenigſtens, was bie barin 
gewährten Nationalintereflen betrifft, nichts Wefentliches einzumen- 
den. In einem anderen weientlichen Puncte, nämlich in ber Frage 
ber Geſtaltung der oberfien Bunbesbehörde, ber Bundesverſamm⸗ 
lung, ber Spitze ded Bundes, gaben die preußifchen Vorſchläge 
Raum genug zu weitern Verhandlungen. Mag man ben jchwart- 
kenden Ausdruck in ber Arbeit Humboldt's auch nicht angemeifen 
finden; Zeit genug zur Verbefierung folder Mängel, wäre im 
Laufe der Monate Februar, März und April gewiß gewefen. Bei 
andern Gelegenheiten wußte man mit foldhen Mängeln bald fertig 
zu werben. Aber es war eben nicht Metternich's Wille, auf der 
früher von ihm felbft anerkannten Grundlage fort zu verhandeln. 
v. Kaltenborn führt *) die Gründe aus, warum Defterreich über. 


— — — — 


9) ©. 176. 177. 
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haupt nicht auf bundesſtaatliche Einrichtungen eingehen wollte, er 
verwechjelt dabei nur das Intereſſe der durch Metternich vertre- 
tenen abfoluten Herrihaft mit bem wahren Intereſſe Oeſterreichs, 
weiches jede mögliche Urjache gehabt hätte, fich deutſchen Einrich- 
tungen fo weit wie thunlich anzujchliegen, die tramrige Scheide- 
wand zwiſchen ſich und Deutfchland, feit zwei Jahrhunderten auf- 
gerichtet, nieber zu reißen. Das haben die heutigen Staatsmänner 
Deſterreichs anders und beſſer erkannt! Sie fühlen alle mit ein- 
ander bie Nothwendigkeit die letzten Nefte jener unglüdlichen Politik 
Metternih’3 mit nimmer ruhenden Anstrengungen zu befeitigen. 

Betrachten wir nun die beiden preußifchen Entwürfe näher; 
insbeſondere aber bie Beftimmungen, welche unmittelbar auf bie 
Rationalintereffen des deutſchen Volles, abgejehen von der zu 
bildenden Spitze und der Bundesverfammlung gerichtet waren. Dies 
it um fo nothwendiger für den Zweck dieſes Buches, weil die Dar- 
ſtellungen der Schriftitellee hauptfächlih nur die Bildung der 
Bundesverſammlung, der Spige Deutichlandd im Auge haben. 
Gewinus *) ſpricht, wie jo oft, mit wenigen Worten vornehm ab, 
bingt ſich an einen Vorjchlag, welcher ſich am Ende, wenn nicht 
haltbar , ſehr Leicht befeitigen ließ, um feine Kritik mit einer glän- 
zenben Tirade zu ſchließen **). 


) Gervinus. L ©. 297. 208. 

“) pp. L 6. 298 Was foll man zu folgendem Sage wohl jagen? 
„in Die Säge über das Bundesgericht, iſt die wunberlich kieinmeiſterliche Be⸗ 
ſtimmung aufgenommen, bie auch bie fpäter dauernden niedrigen Begriffe des 
greußifchen Beamtenthums von menfchlichen, bürgerlichen und amtlichen Würbe 
&aracterifirt, daß die In das Bundesgericht Gewählten, d. 5. bie Männer, 
bie, wie in Rorbamerica die größten Stellen im Staate eingenommen haben 
würden, jedesmal einer Prüfung unterworfen merben jollten I? 

Die Beftimmung lautet: 

Das Bundesgericht befteht aus Beifigern und alle mit Birilftimmen 
begabten Mitglieder des Bundes nehmen nach folgender Beftimmung an ber 
Befegung der Stellen darin Theil. 

(Bier ift die namentliche Beftimmung einzufchalten). 

Das erftemal ernennen bie Bundesglieder ſelbſt, koͤnnen jedoch nur 

foldde Berfonen erwählen, welche ſchon Richterftellen in höheren @erichtöhöfen 
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Andere, ſelbſt bie unbefangenften der bisherigen Schriftiteller 
über biefen Gegenſtand, gehen von einer politifchen abftracten Idee 
aus, nach welcher fie möglicher Weife heutige aber nicht damalige 


ober In Juriftenfaeultäten wirklich befleibet Haben, oder bei angeflellten Pruͤ⸗ 
fungen zu bdenfelben tauglich befunden worben find, In ber Folge aber 
wechſelt, bei Erledigung von Beifigerftellen bie Ernennung durch die Bun: 
besmitglieber mit der Wahl bed Gerichts, zu welcher jedoch die Bundesmit⸗ 
glieber ben Vorſchlag machen, ab. 

Del der Grnennung wird ber Ernannte dem Bericht angezeigt, und von 
bemfelben zur Prüfung zugelaffen. 

Dei ber eigenen Wahl des Gerichts werben bemjelben zwei Perſonen 
von bem, ober ben zum Vorſchlage bei ber erlebigten Stelle Berechtigten 
präfentirt. 

Dieſes entſcheidet fi nach Mehrheit der Stimmen für einen von beiden, 
unterwirft den alſo Gewählten einer Prüfung unb nimmt ihn, wenn berjelbe 
bie Prüfung beftebt, in die Zahl feiner Mitglieder auf. Yallt vie Prüfung 
ungünftig aus, fo tritt der andere der beiden Vorgefchlagenen an vie Etelle 
des untüchtig Befundenen. Beſteht auch biefer Lie Prüfung nicht, fo vers 
langt das Gericht neue Vorfchläge von dem, ober ben zur Beſetzung Berech⸗ 
tigten, muß jeboch die Untauglichleit der abgewiefenen Berfonen burd Mit: 
theilung bes Prüfungsprotocoll8 darthun. Daſſelbe findet Etatt, wenn bie 
Prüfung gegen einen, von einem Bundesgliede Ernannten ausfällt ($. 9). 

Wenn man auch mit dieſer Cinrichtung bei dem Bundesgericht nicht 
einverflanben fit, fo muß man doch wohl bebenfen, daß, wo nicht bejonbert, 
ohne Einwilligung ber Lanpflände nicht abzuändernde Geſetze es nicht ſchon 
feftftellten, die Verfaſſungen ber einzelnen beutfchen Länder feit 1816 und 
meiftens auf Antrag der Landſtände felbf, die Beftimmungen 
in ſich haben, daß nur diejenigen ein richterlihes Amt befleiben können, 
welche bie vorfchriftömäßigen Prüfungen beftanden haben Gin Blid in bie 
deutſchen Verfaffungen hätte demnach Gervinus belehren fünnen, wie noth⸗ 
wendig eine Garantie diefer Art bei dem Bundesgericht war. Sie ift gerate 
nothwendig im Intereſſe der bürgerlichen und politifchen Freiheit. Die kur: 
heſſiſche Verfaffung von 1831, welche doch fonft tie ganze Sympathie Gervinus 
befigt, verlangt ebenfalld dieſen Beweis ber Befähigung eines Richters. 
Gervinus ſcheint nicht gewußt zu haben, baß in mehreren deutſchen Ländern 
der Adel noch fpäter ald 1815 eine Art Privilegium beſaß, ohne feine Qua⸗ 
Iification nachzuweiſen, beziehungsweije ohne Examen jede Etelle einzunehmen! 
Benn eine Bedenklichkeit bei ber vorgefchlagenen Einrichtung beftand, jo Ice 
diefe weit mehr in dem Prüfungsrecht bes Bundesgerichts ſelbſt, weldes 
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Zuftände beleuchten dürften. Wer für bie bamalige Zeit ſchon 
äine Einheit Deutſchlands unter einem Oberhaupte, wie dies 1848 
erftrebt wurbe, verlangt, muß freilich alle Verfuche die nicht nach 
diefer Richtung gemacht wurden, tabeln. Für eine ſolche Einheit 
fehlten aber damals alle VBorbebingungen in der Entwidelung des 
deutichen Volkes. 

Der preußifche Vorfchlag vom 10. Febr. 1815 enthält an der 
Spitze bie Beftimmung, daß die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
des Bundes durch eine Bundesverſammlung, aus zwei Näthen 
beſtehend, bejorgt werben jollen. In dem erjten Rathe jollen nur 
die fünf mächtigeren Fürften fiten ($. 8), aber Defterreich und 
Preußen führen jeder zwei Stimmen, während den übrigen nur 
eine Stimme zufteht ($. 3. 4); der erſte Rath ift beftänbig ver⸗ 
ſammelt ($. 5) und entjcheivet durch Mehrheit der Stimmen; 
find aber Defterreih und Preußen zufanmengenommen anderer 
Meinung als die übrigen brei Stimmen, fo entjcheivet die Mehr⸗ 


damit eine Art Eooptation ausübte. Auch wir haben Bebenfen gegen bie 
Prüfung In bem vorliegenden Yalle, weil fie andere Uebelſtände, welde 
bier nicht zu erörtern find, herbeigeführt haben wuͤrde; zu einem ſolchen Aus: 
fol auf das preußiſche Beamtenthum, deſſen damaligen Auswüchſen wir 
ſonſt das Wort nicht reden wollen, gibt aber biejer Vorſchlag wahrlich keinen 
Grand ab. Gervinus Hat ſchon bei anderen Gelegenheiten gezeigt, wie wenig 
er in ſtaatsrechtlicher Beziehung über deutſche Zuſtände zu urtheilen 
verſteht. Wer denkt nicht am bie entjepliche Leichtfertigkeit, mit welcher er 
1847 über preußiiche Zuftände gefhrieben, wo ibm bie allergewöhn- 
lichſte Kenntniß des preußiſchen Staatsrechts ganz abging. Jeder Unbe⸗ 
fangene hat damals hie wohlverdiente, nur weit zu milde Kritik Stuhr's 
über biejen traurigen Verſuch gelefen. Diefer Verſuch iſt nur etwa durch 
bie Brofchäre über die Zulunftöreligion, worunter damals Gervinuß bie 
dentſch⸗ katholiſche verſtanden wiffen wollte, übertroffen. 

Dan vergleiche einmal v. Roͤnne's preußiſches Staatsrecht, bie bortige 
Schilderung preußifcher Verfaffungsguftände, und fehe dann Gervinus Bro: 
Ihüre an; Rönne gehört doch wahrlich auch nicht zu ben Neactionatren, 
Gervinnd Hat unzweifelhaft jehr große und anerkennenswerthe Verbienfte als 
Schriftſteller, aber auf ſtaatsrechtlichem und ſtaatswiſſenſchaftlichem Gebiete 
Degen fie wahrlich nicht; auf dieſem Gebiete ift der glaͤnzendſte Stil an fid, 
bei dem Mangel an pofitiven Kenntnifien von geringer Bedeutung. 
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heit ver erfteren nicht, fonbern es wird fo angefehen, ala ob 
Gleichheit der Stimmen vorhanden wäre. In diefem Falle werten 
andere roch zu beftimmenbe Fürften durch ihre Bevollmächtigten 
zu der in ihrer Gegenwart anzuftellenden abermaligen Berathung 
und zu Ablegung ihrer Stimmen zugezogen ($. 8). Die dem 


erften Rathe allein zuftehenden Rechte find bie Leitung der auf 


übenden Gewalt bed Bundes und ber Vertretung befjelben gegen 
auswärtige Mächte. Die Entſcheidung über Krieg und Frieden 
uͤbtꝰer aber nur mit Zuziehung eines Ausſchuſſes des zweiten Raths. 


Diejer erhält zwei Stimmen ala beftändige Mitglieder dieſes Aus 


ſchuſſes, demjelben werben noch brei andere zugetheilt, welche ven 
dem zweiten Rathe durch Mehrheit der Stimmen auf die Dauer 
von einer Sihung zur andern erwählt werden ($. 9. 14). Gemein: 
ſchaftlich mit dem ganzen zweiten Rath übt er diejenigen Rechte 
aus, welche zu dem Wirkungskreiſe dieſer letzteren gehören ($. 9). 
Der zweite Rath befteht aus allen Witglievern des Bundes, welche 
mit dem Stimmrecht bei den Berathungen begabt find; dieſe üben 
entweder Viril- oder Guriatitimmen aus. Die Aufzählung ber 
Stimmen wird vorbehalten bis zur Erledigung der Territorial⸗ 
fragen. Der zweite Rath verjammelt ſich jährlich in der Bundes⸗ 
ftabt ($. 18. 19). Der Wirkungskreis bed zweiten Rath dehnt 
fich auf alle Gegenftände aus, welche Stoff zu einem allgemeinen 
für ganz Deutfchland geltenden Geſetze abgeben Können ($. 20) 
Die Gegenftände werden durch den erjten Rath in Vorſchlag ge 
bracht, indefjen fteht es auch jedem Mitglieve des zweiten Rathes 
zu, einen Vorſchlag in Berathung zu bringen, infofern er wirklich 
auf Bundesangelegenheiten Bezug hat ($. 21). Auch beim zweiten 
Rathe enticheivet Stimmenmehrheit. 

In den 66. 26 — 44 werden die Befugniffe der Kreisvor⸗ 
fteher näher beftimmt; infofern fie als Fürften im Namen be 
Bundes handeln und infofern fie als Kreisftände, welche als Direc⸗ 
toren ben Kreisverfammlungen mit ihren Mitftänden für das Wohl 
ihrer Kreife thätig find. Shnen find beſonders zugewieſen bie Auf- 
rechthaltung des Bundesvertrags und die Vollſtreckung ber einzelnen 
Bunbesbefchlüffe in ihrem Kreife; dann bie oberfte Aufficht über 
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dad Krlegsweſen aller Stänbe deſſelben und endlich die Bildung 
eine gemeinfchaftlichen Gerichtshofes für diejenigen Gegenftänbe 
des Kreiſes, welchen das Necht der dritten Inſtanz richt zufteht. 
Dies findet fi, was den erften Punct betrifft, etwas näher nad 
einfachen Modus ausgeführt; der zweite Punct, Kriegsweſen, 
wurde weiterer Berathung einftweilen ganz offen gelaflen; für den 
dritten Punct, die Rechtöpflege, wurden zwedmäßige Vorſchläge 
gemacht, die fpäter, wenn auch in veränderter Faſſung, in die 
Bundedacte, ver Hanptſache nach übergegangen find. 

Die Kreisverſammlungen beftehen aus allen Kreisſtaͤnden, unter 
Vorſitz des Kreisvorſtehers. Zu den Kreiöftänden gehören außer 
den Önudezfüriten auch die mediatiſirten Reichſtände, welche ehe 
mal auf bem Reichstage eine Viril⸗ oder Euriatftimme führten; 
bie leßteren üben aber nur Geſammtſtimmen au ($. 40). Be 
ihlüjfe werben durch Stimmenmehrheit gefaßt und ber Kreisvor⸗ 
ſteher hat nur eine Stimme ($. 43). Die Kreisverfammlungen 
finden zwei Monate vor der Zuſammenkunft des weiten Bundes⸗ 
rathes Statt (F. 41). Ihr Wirkungsfreis dehnt fich daher auf 
diejenigen Gegenftände aus, welche, als blos ven einzelnen Kreis 
betreffend, zur Wohlfahrt vefjelben dienen Tönnen, und auch auf 
ſolche, über die man für gut hält, fich unter einander zu vereini- 
gen, um ihre Ausführung in ganz Deutichland in Vorichlag zu 
bringen ($. 42). 

Die Beitimmungen über die. Standesherrn find ebenfalls ſehr 
ausführlich; zum Theil gingen fie in die Bundesacte über, zum 
Theil fanden ſie ſich ſchon in dem zur Nichtichnur bes Bundes⸗ 
tages dienenden baierijchen Edict von 1807 vor. 

Ueber Vorſitz in der Bundesverſammlung war nichts befini- 
tiwes feſtgeſetzt. Nach dem Entwurfe ſtanden im Weſentlichen bie 
beiden Großmädhte ganz auf einer Linie. 

Ausführlich ift aber insbeſondere der Abſchnitt über das Ver- 
haͤltniß der einzelnen beutfchen Staaten zu ihren Unterthanen. An 
der Epige ber Beitimmungen fteht die Verpflichtung aller beut- 
ſchen Staaten, bie vorhandene ftändifche Verfaffung zu erhalten, 
ser eine neue einzuführen, wobei Localverhäliniffe zwar mit ent⸗ 
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ſcheiden, aber doch nicht dahin wirken follen, daß im Abſicht ver 
periodiſchen Verfammlungen ver Stände, das Recht ver Regierung 
fie wieder außeinanber gehen zu laffen, und das in Bezug auf bie 
zwifchen ben Ständen und der Regierung nothwenbigen Mitthei- 
lungen eingeführten Geſchaͤftsganges, Beitimmungen gefaßt werben 
follen, welche den Zwed der Einrichtung ganz ober größtentheild 
vereiteln würden. Die eingerichteten Verfaſſungen müfjen dem 
Bunde vorgelegt werben und befinden fich hiermit unter dem 
Schutze bejjelben, werben von ihm vertreten und können nicht ohne 
Zuftimmung der Stände und neue Mittheilungen an ben Bund 
abgeändert over aufgehoben werben. Daffelbe gilt von allen, zwi- 
ſchen dem Landesherrn unb den Ständen abgeichlofjenen Verträgen. 

Aber unabhängig von der Verjchievenheit landſtändiſcher Der: 
faffungen in den einzelnen Ländern follen alle deutſchen Stände 
folgende Rechte befigen: 

a) das ber Mitberathung, bei Ertheilung neuer, allgemeiner, 
bie perfönlichen und Eigenthumsrechte der Staatöbürger be 
treffenden Geſetze ($. 85); 

b) ba ber Bewilligung bei Einführung neuer Steuern, oder 
bet Erhöhung der fchon vorhandenen ($. 86); 

c) das ber Beichwerbeführung über Mißbräuche ober Mängel 
in ber Landesverwaltung, worauf ihnen bie Regierung die 
nöthige Erklärung darüber nicht verweigern barf ($. 87); 

d) das ber Schüßung und Bertretung der eingeführten Ver⸗ 
fafjung nnd der durch diejelbe und durch den Bundesvertrag 
geficherten Rechte der Einzelnen bei ven Landesherrn und 
bei dem Bunde ($. 88). 

Ale Mitgliever des Bundes machen fich verbindlich, jedem 
ihrer Unterthanen folgende Rechte, als folche davon jeder Deutſche 
genießen muß, unverbrüchlich einzuräumen: 

a) bie Freiheit ungehindert und ohne Entrichtung irgend einer 
Abgabe in jeden andern zum Bunbe gehörenden Staat auf 
zuwandern. 

Hiervon wird blos der Austritt in aufrührerifchen Abſichten, 
wie bei Zufammenrottirungen von Hanbwerfern,, ber um ber Unter: 
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ſuchung eined Verbrechens zu entgehen und der um fich ber Kriegs⸗ 
pfücht zu entziehen, ausgenommen. 

In vieſer letztern Rückſicht iſt jedoch jeder zum Kriegsdienſt, 
ſei es im ſtehenden Heere oder in der Landwehr Verpflichtete, nur 
von ſeinem 18. bis 25. Jahre, ohne erhaltenen Abſchied, in ſeinem 
Vaterlande zu bleiben, verbunden, Während eines Krieges hört 
alles Auswanderungsrecht für jeden zu irgend einer Art der 
Vaterlandsvertheidignng VBerpflichteten auf ($. 89). 

b) Die Freiheit in Civil⸗ oder Kriegsdienſte eined andern Bun- 
desſtaates zu treten. Bei dieſem $, gelten biefelden Ein- 
ſchränkungen, welche bei 8. 89 bemerkt find ($. 90). 

Sole, welche Unterthanen mehrerer Staaten zugleich find, 
bleiben zwar für ihre Befigungen und die darauf haftenden Real- 
vehte Unterthanen jedes der Staaten, in welchen dieſe Beligungen 
liegen. Allein für ihre Perſon müſſen fie fich erflären, wen fie 
für ihren Landesherrn amnerfennen wollen und die Umänberung 
ihrer Erflärung fteht ihnen nachher nur unter denſelben Beſtim⸗ 
mungen frei, welche nach $. 89. das Recht der Auswanderung 
beichränfen. 

c) Die Freiheit, fich auf jeder deutſchen Lehranftalt zu bilben. 

Da das Studium auf fremden Univerfitäten nicht einer Aus: 
wanderung gleich zu ftellen ift, fo finden bei biefem $. auch nicht 
die 6. 89 bemerkten Einſchränkungen Statt, ſondern auch die zum 
kriegsdienſt verpflichteten "jungen Leute, brauchen Erlaubniß auf 
fremden Univerfitäten zu ftubieren nur in fo fern nachzufuchen, 
als jie, den in ihren Ländern über ben Kriegsdienſt beftehenden 
Geſetzen nach, einer ſolchen Erlaubniß zu jeder wefentlichen Ent- 
ſernung von ihrem Wohnorte beduͤrfen. 

Uebrigens ift es genug, wenn fte ſich auf die an ſie ergehen- 
den Aufrufe umverzüglich ftellen. In Abficht jener Erlaubniß, 
machen fich wie Mitglieder des Bundes gegen einander verbindlich, 
biefelbe nicht zu erfchweren, und nicht anberd als tm benjenigen 
Fallen zu verweigern, wo das Gleiche auch bei der Nachſuchung 
der Erlaubniß, eine gleich weite entfernte inländiſche Univerjität 


zu beziehen, gefchehen würbe ($. 91). 
Erßer Tpeir. 5 
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d) Die geſetzmaͤßige freiheit und Sicherheit der Perfon, fo daß 
feine dieſelbe Tränfende Verfügung getroffen werden Tann, 
welche nicht genau mit den Laudesgeſetzen übereinjtimmt und 
burch ben ordentlichen Richter verfügt wird ($. 92). 

e) Tie Sicherheit des Eigenthums gegen jeve Beeinträchtigung 
und mithin auch gegen den Nachdruck ($. 93). 

Ueber den lebten Gegenjtand foll zwar ein eigenes orgami- 
ſches Gefe gegeben werben; indeß wird hier ſchon beitimmt, daß 
feine mit dem Privilegium eines deutichen Bundesſtaats gebrudte 
Schrift während ber Lebenzzeit des Verfaſſers und während dreißig 
Jahre nach feinem Tode innerhalb der Gränzen Deutſchlands ſolle 
nachgedruckt werden können ($. 94). 

f) Die Freiheit, Beeinträchtigungen der perjönlichen oder Eigen- 
thumßrechte gegen “Jedermann nad) ven Geſetzen vor dem 
ordentlichen Richter verfolgen, und wegen verweigerter, ver: 
zögerter oder geſetzwidrig geübter Nechtöpflege Beſchwerde bei 
bem Bunde führen zu können ($. 95). 

g) Auf die Verantwortlichkeit der Schriftjteller ober, falls vide 
nicht genannt jind, der Buchhändler oder Druder gegrüm 
bete und mit ber nöthigen polizeilichen Aufficht auf bie 
Herauögeber periodiſcher Schriften vereinbarte Preffreiheit 
($. %). 

h) Gänzlihe Aufhebung ber Leibeigenſchaft (worunter jedoch 
nicht bloße, an dem Beſitz gewiſſer Grunbitüde haftende 
Leiltungen zu verjtehen find), wo ſolche noch vorhanden iſt, 
mit allen aus berjelben herfließenden Rechten ($. 97). | 

Um dieſe Rechte zu fichern, follte ein beftänbiges Bundes⸗ 
gericht in Leben treten, und um biejed von jeder Willlür und | 
jedem perjönlichen Einfluß zu bewahren, wurde im $. 99 die Be 
ftimmung vorgefchlagen, welche oben ©. 59 f. angeführt wurde 
Abgejehen von den Streitigkeiten zwilchen ben Bundesgliedern 
ſelbſt, die auf dem Wege der Austraäge ober des erſten Bundes⸗ 
raths und des Bundesgerichts jedes einzelnen ober beider verbu⸗ 
den, erledigt werden ſollten, war wichtig die Feſtſtellung des Rech⸗ 
tes der Klagen der Unterthanen gegen bie Regierungen nicht blos 
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Seitend der Lanbftände ober der unmittelbar ¶ Dordenen chema⸗ 
figen Reichsſtãnde, ſondern auch Seitens der einzelnen Unter- 
tbanen, wenn in dem einzelnen Staate, gegen welchen geflagt 
wurbe, das Recht verweigert, verzögert ober in feinen ge 
ſetzmäßigen wefentlihen Kormen verleht worden war. Die 
hierfür vorgeichlageren vorläufigen Formen des Verfahrens können 
nur gebilligt werden, werm auch balb eim genaueres und beſſeres 
an die Stelle getreten. fein würde. Das Recht war wenigitenz 
feftgeftellt. 

Deutichland entbehrt einer Menge jolcher Beſtimmungen noch 
beute, und würde fie mit Freuden als einen Fortichritt zum Beſ⸗ 
fern begrüßen. Wenn man biefe Reihe von Zuficherungen betrach- 
tet, wird man der Meinung, als jeten die preußischen Borjchläge 
anpractiſch gewejer, ficherlich nicht beiftimmen. Für Metternich 
waren fie freilich unpraetiſch, denn bamit konnten Verordnungen, 
wie fie ımd Hormay’r *) mittheilt, nicht beitehen, aber fie wären 
auch beiter zum Glüͤcke Defterreich® und Deutſchlands gefallen. 

Auf der Kreßeinthellung wollte Preußen nicht beftehen, und 
ba hätte ſich gewiß ein Auskunftsmittel finden laſſen, auf Grund 
diefer preußischen Vorſchlage fich zu einigen. 

Die Kreisverfafſung hatte unzweifelhaft in der von Preußen 
vorgeſchlagenen Form ſehr viele und bebeutenbe Maͤngel, aber biefe 
wären nicht allzuſchwer abzuändern geweien. Daneben aber gab 
fie die Bürgichaft, daß die jo dringend nothwendigen allgemeinen 


e) (Hormay’r) Ralfer Sram mb Metternich. 1848. ©. 40. — „Raifer 
Franz Hatte In dem Hauptquartier von Rotha (bei Leipzig) und von Brienne 
(Oetober 1893 — März 1818) den Fürſten Metternich carte blauche für bie 
Cimatßgelver ausgeftellt; zum Entſeen und ver Zobesangft bed geheimen 
Dberzahlmeiſters Meyer waren bis zu Franzens Tobe (1. März 1835) ohne 
eine Seile Metternich ſcher Quittung ober Empfangſcheines nur allein auf bie 
geheime Kabinetscaſſe 13 Millionen Gulden angewachſen — bis endlich nad) 
behartlichem Widerftande der Fürftin, und feines nächften Innern unb äußern 
Ankanges die Zuruͤcknahme jenes orientaltfchen Unfugs durch die allgemeine 
Empörung bes Publicums, durch ben Unwillen ber Erzherzoͤge, vor allem 
derch Kübel’8 Mannhaftigkeit Statt hatte.” , 
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inne weber die Grundlage der Ruhe, des Gluͤckes noch ber Unab- 
haͤngigkeit Deutſchlands fein. Die deutſchen Volker, welche bie 
Giferfuht und Zwiſtigkeiten des Directoriums als die Filrjache 
ihrer Unterbrüdung anjehen würben, Tämen in eine feindliche 
Stellung zu ihrem Landesherrn. Nur wenn man Deutjchland eine 
Verfaſſung gebe, welche der Nation eine ihren moraliichen Eigen: 
ſchaften, welche Capo d'Iſtria jehr hoch anſchlug, ent- 
ſprechende Thaͤtigkeit zuſichere, könne man die großen Gefahren 
vermeiden, die auch in Zukunft Deutjchlanb bebrohten. Dabel 
machte er den Borfchlag, Italien durch einen öſterreichi— 
ſchen Prinzen al? abgefondertes Königreich regie- 
ren zu laffen und, wie es jcheint, ald eine Art Nothwenbigfeit, 
wenn die Habsburgiſche Dynaftie den deutſchen Kaiferthron beftei- 
gen wolle *). Hatten die etwa Franz und Metternich heraug- 
gefühlt, oder jind in diefer Beziehung vielleicht noch nähere Wine 
von ruffifcher Seite gegeben, fo begreift fich auch weit mehr als 
jonft ſchon durch die übrigen Umftände erklärt ift, daß Franz dem 
Fürſten von Nafjau- Weilburg und Metternich dem Grafen Solms 
zweibeutige und unbeitimmte Antworten in der Kaijerfrage gaben, 
daß Franz fagte: „wenn es fich mit den Intereſſen meiner Länder 
verträgt ;* denn die unmittelbare Herrichaft in Italien gibt die Habs⸗ 
burgifche Dynaſtie um den Preis einer Kaiferwürbe mit jehr großen 
Berhränkungen, welche mit einem Bundesſtaat verbunden find, 
nicht auf. Die Herrihaft in Italien jchien Defterreidh jedenfalls 
damals ficherer. Wäre die Sachlage jo gemejen, jo könnte man 
am Ende auch weniger Wiberfprud in Stein's Kaiſerplanen finden; 
dann wäre ber Hauptgedanke berjelbe geweſen, wie ihn Berk an- 


) Berg. IV. &.739, wo es in der Denkſchrift Heißt: „Que l’Empereur 
dAutriche, vu l’extension considsrable de sa domination en Italie, pourrait 
en portant l’antique Couronne de la Germanie, accorder & U’Italie une ext 
sience nationale sous Son Sceptre en conferant le Gouvernement de cet 
Etat & un Prince de Sa maison. — Ce serait faire le bonheur de V’Italie 
& fonder une juste proposition dans les rapports entre les Etats.“ — Für 
Tefterreich ift ſeitdem Italien zum Neſſusgewand geworben. 
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deutet, und wie ihn Capo d'Iſtria in feiner Denkſchrift zum Schluß 
ausdrücklich hexvorhebt *). 

Preußen konnte die Vorſchläge Stein’3 für die Kaiferfrage mır 
mit Wiverwillen aufnehmen, Hardenberg lehnte jie ganz ab, und 
Humboldt nahm ſich die Mühe der erjchöpfenden Wiverlegung nicht 
allein vom preußifchen, ſondern noch weit mehr vom beutichen 
Standpuncte *). Humboldt ging von dem Gedanken aus, daß 
Deiterreich die ihm unterworfenen außerveutichen Völker für fein 
Intereſſe gewinnen müſſe, was gewiß nicht gejchehen könne, wenn 
e3 die deutſchen Intereſſen in ben Vordergrund ftelle. Diez fei 
feine Politik von jeher gewejen, Auzfluß derſelben fei in früheren 
Zeiten die Aufgabe von Belgien, der Länder am Nhein und in 
Schwaben; von Mainz für Venedig. Zu jeder Zeit habe das Haus 
Deiterreich gewußt ſich den Verpflichtungen gegen Deutichland zu 
entziehen und in dieſem Augenblicke feien Oeſterreichs Intereſſen 
mehr al3 jemals von denen Deutſchlands getrennt. Seine Blide 
feien jeßt nad) Often und nach Italien gewendet, feine ganze Situ- 
ation weit weniger Deutichland günftig. Wenn jebt Oeſterreich 
bie Kaiſerkrone annehme, würde es nach ber Sachlage jelbjt gegeben 
fein, daß bie deutſche Krone nur als ein Accefjorium von Oeſter⸗ 
reich betrachtet würde, als ein Mittel die beſondere Kraft ber ije: 
lirten Großmacht zu vermehren. Oeſterreich würbe bie Stellung 
einnehmen, weldye Frankreich dem Rheinbund gegenüber einge 
nommen babe. Aufjerden würden aud bie fremben Mächte ein 
beveutendes Intereſſe an der Aufrechthaltung der Diöpofition des 
Pariſer Friedens haben, weldyer Deutichland nur als eine Ber 
bindung unabhängiger Staaten angejehen wiſſen wolle. Denn, 


®) Dans tout le cas il semble utile de proposer ce qui est juste, ce 
qui est de la convönance göndrale. Ne pouvant pas violenter l’adhesion & 
ce systeme, on se reserveroit au moins en le motivant des à present, le 
droit de recourir & ce moyen et de le mettre en oeuvre à la faveur des chances 
possibles & l’avenir, comme un objet de negociation genfrateur de combi- 
naisons nonvelles, solid avec la mẽ᷑me puissance, sollt avcc la Prusse. 
*°) Very. IV. 762 ff. findet fih dieſe Tenkjchrift vom 3. März, vie 
übrigens ſchon am 24. Febrnar vollentet Hardenberg vorlag. 
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führt er fort: „quoique cette phrase n'exclue pas littéralemont 
le rötablissement de la dignit& imp6riale, nous savons tous que 
cette exclusion &tait dans l’intention des parties contractantes.* 

Die Taiferliche Autorität müffe nun aber immer durch andere 
mftitutionen in Schranfen gehalten werden, deshalb hätten auch 
alle bisher aufgetauchten Bläne über die Widerherſtellung ver Katfer- 
würde dergleichen einfchränfende Beftimmungen, bald Preußen, bald 
Baiern, bald endlich zwei zu wählende Fürften gleichlam als Zügel 
der kaiferlichen Machwollkommenheit zugewieſen. Wollte man daher 
Miktrauen und Eiferfucht gegen die neue Kaijerwürbe bejeitigen, 
jo müfje man dem Kaifer nicht nur eine bebeutende Kraft zur 
Vertheidigung von Deutfchland, ſondern auch die Mittel zur Wieder- 
berftellung der inneren Schwierigfeiten, welche feine Eriftenz be 
drohten, verleihen. Die Frage ſchon, ob Krieg oder Frieden, allein 
vom Kaiſer abhängen jolle, und ob er in biefem Falle über ganz 
Deutſchland verfügen könne, fei jehr wichtig. Denn er würde beja- 
henden Falles damit die gerechteite und evelite nationale Einigung hem- 
men innen. Dean müffe überbem nicht vergeflen, daß bag Verhältnik 
Defterreichd zu Deutichland feit ver Säcularifation ein ganz anderes 
geworben ſei; wo e3 früher nur nöthig gehabt habe einfach feinen 
Willen zu verlündigen, müfle es jett Armeen ſchicken. Wenn 
man Defterreih durch die Kaiſerwürde mit Deutfchland verbinde, 
würbe man letzteres in alle die Verwickelungen, benen Oefterreich 
in der Zufunft unterläge, hineinziehen; bei einem Foͤderativſyſtem 
ſei die Gefahr unbeſtreitbar geringer, weil dieſes den einzelnen 
Mitgliedern die Möglichkeit einer neutralen Stellung fichere. Welches 
auch die Borfichtämasregeln jein würden, die man anmwende, um 
Defterreich als europätiche Macht und als die Spite Deutſchlands 
zu unterjcheiben, jo würden fie doch nur auf dem Papier eriftiren, 
im gewöhnlichen Laufe der Dinge als conftitutionelle Formen Hin- 
reihen, und im Augenblid einer Krife unnütz und ſogar ſchädlich 
werden. In ben inneren Angelegenheiten müfje die Taiferliche 
Macht in den Händen Oefterreichd die Verantwortlichkeit und ‘Ge 
bäfligkeit der Maaßregeln zu welcher fie etwa durch Verlegungen 
der Verfaſſungen genöthigt würden, * ſich nehmen; deshalb 
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würde es feine eigenen Intereſſen in Erwägung ziehen und ih 
wohl hüten, mit einem der mächtigen Staaten Deutſchlands fich zu 
verfeinden. in Föberativfgiten habe die Schwierigkeit ſich nad) 
der Mehrheit der Stimmen zu richten, weit weniger und empfehle 
ſich auch deshalb mehr, weil die Ruhe und Sicherheit Deutfchland? 
und damit der Einfluß dezjelben auf das Gleichgewicht Europa's 
immer von bem Einverftändnifie Oeſterreichs und Preußens abhänge, 
was aber durch ein Föberativfgften weit weniger in Frage geftellt 
würde. Alle Beziehungen zwiſchen beiden Großmächten würden 
milder und weniger gefährlich. 

Stein war nicht im Stande, die in ben, Berhältniffen fo ſehr 
begründeten Anfichten Humboldt’3 zu widerlegen, wenngleich er & 
in einem Schreiben an Hardenberg vom 27. Febr. verfuchte. Har- 
denberg blieb biefegmal feit und Stein mußte die Sache fallen 
lafien. 

Sp waren im Anfange des Monat März die deutfchen Ange 
legenheiten noch immer unentſchieden; die baierifchen Entichädigungen 
traten als ein neued Hinderniß dazwiſchen, nachdem bie großen 
europäiichen Gejchäfte erledigt waren. Da veränderte ſich mit einem 
Schläge die Situation — Napoleon war aus Elba verichwunden, 
landete in Frankreih und zog bald im Triumph in Paris ein. — 
Die erfte Nachricht kam in Wien am 7. März an. Die allgemeine 
Berblendung der franzölifchen Regierung mit ihrem Anhange, bie 
im unverbeflerlichen Hochmuth alle früheren Warnungen unbeachtet 
ließ, und felbjt Talleyrand wieß bie Befürchtungen Pozzo di Borgo's 
mit der Aufgeblafenbeit zurüd, welche die im unverdienten Glüde 
Ruhenden zu bezeichnen pflegt. Jetzt bewirkte Napoleon’ Triumph 
die jchnelle Annäherung ber ftreitenden Mächte des Wiener Eon- 
greſſes, die jächfiiche Angelegenheit wurde fofort vollftändig erledigt, 
und die Nothwendigkeit erkannt, jet zur Beruhigung der beutfchen 
Nation, welche zu neuen Opfern aufgerufen werden follte, bie 
wejentlichiten Puncte ber deutjchen Verfaflung zu erledigen. Stein, 
unterjtügt durch Münſter, drang auf ſchnelle Erledigung. Har- 
benberg aber wiberjtrebte und wollte die Angelegenheit bis nach dem 
Kriege aufgejchoben willen. Hardenberg's Meinung war die richtige; 
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er unterlag, wahrſcheinlich durch die Unentfchiebenheit Friedrich 
Wilhelms IH. im Stich gelaſſen. Wir find durchaus nicht der Arte 
ht, daß Preußen ſich dem Wunſche Oefterreichd und Rußlands, 
welche zum Abſchluß drängten, zu fügen gehabt hätte. Mit neuen 
fiegreichen Erfolgen hätte ein zweiter Barifer Frieden die Fehler 
des erften wieder gut machen können; Blücher und Gneifenau in 
Paris Tonnten wohl andere Anfprüche machen, als bie deutſche 
Bundesacte gewährt hatte, 

Die erite Beitürzung fchien Metternich zwar wieder geneigt 
für die Rechte ver deutfchen Nation zu machen, denn er gab auf 
die Beſchwerde der würtembergiſchen Standesherrn gegen ihren 
König (vom 27. Febr. — 5. März) einen Beweiß von biefer Nei- 
gung, indem er zu dem von Preußen und Hannover vorgejchlagenen 
Schreiben feine Zuftimmung gab: „bie Mechte ver Mebiatifirten 
und die allgemeinen Grundjäße der Landesverfaſſungen müſſen von 
den auf dem Eongreß vereinigten beutichen Mächten, nicht aber 
durch die Willkür jedes Fürſten feitgejtellt werden;“ Tautete dag 
"Schreiben, welches indeß Metternich noch zurückhielt. Aber nicht 
lange währte die Neigung zu ſolchen Eonceifionen gegen die Rechte 
des deutichen Volles. Bald Hatte er fich wieder gefaßt und ant- 
wortete einftweilen auf die Vorfchläge Preußen? gar nicht; er gab 
wc nur eine allgemeine Zuficherung, als die Kleinen Fürften in 
einer Note vom 22. März auf eine enbliche feite Vereinigung 
drangen, wobei fie wiederholt Nachdruck auf die früher von ihnen 
gegebenen Erklärungen über die Nechte ber deutjchen Unterthanen 
legten und fich zu neuen Opfern bereitwillig erklärten. Baben 
hielt fich bei diefer Erklärung zurück, aber Hejjen-Darmjtabt trat 
durch eine Note vom 30. März bei, ebenfo Münſter für Braun- 
ſchweig am 29. März. Beichleunigung des Verfaſſungswerkes 
wurde zwar nun von allen Seiten zugefagt und endlich von Preuſ⸗ 
jen und Oefterreich officielle Antworten auf die Noten bed Vereins 
der Heinen Fürjten und freien Städte gegeben (29. und 31. März). 
Aber zugleich wurde die nähere Ausführung der Verfal— 
lungsbeftimmungen für die Zukunft vorbehalten. 

Neben den von Humboldt verfaßten preußijchen Entwürfen 
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kam noch ein Entwurf bed mecklenburgiſchen Benollmächtigten, Frei⸗ 
herrn v. Plefien, zum Vorſchein, welchen wir durch Perk *) Tennen 
gelernt haben. Wenn gleich bejonberd im Intereſſe der Kleinen 
Staaten abgefaßt und eine einheitliche Spite vorauzfegend, waren 
doch die darin enthaltenen Inſtitutionen entſchieden bundesftaatlich 
und trugen den Nationalinterefjen gebührende Rückſicht. Sämmt⸗ 
liche Staaten follten nach den Pleſſen'ſchen Vorſchlägen völlige 
Gleichheit und Unabhängigkeit haben, deßhalb müfje der Bund ein 
Merk freier Vereinigung ſämmtlicher Staaten fein, und bei nict 
wieder hergeitellter Kaiſerwürde eine völlig gleiche Berechtigung 
aller Staaten in der Bundezverfammlung ſtattfinden, vorzugsweiſe 
aber bei Ausübung des Kriegsrechts. Doch geftatte er für bie 
kleineren Staaten gemeinjchaftlicye. Stimmen. Er erklärte fich gegen 
eine Sonberung der Bundeöverjammlung in zwei Räthe und gab 
höchſtens die Bildung eines wechjelnden Ausſchuſſes zu. Außerdem 
aber enthielt feine Denkichrift biefenigen Beitimmungen für bie 
Nationalinterefien, welche ſchon in den früheren Vorſchlägen Stein’s, 
Hardenberg's, Humboldt's, Münfter’3 und Marſchall's vorkommen, 
baneben aber auch eine Gewähr ber katholiſchen und proteftantifchen 
Kirche *), des Kirchen-, Pfarr: und Schulguts, Preßfreiheit, Ein- 
heit im Poſt- und Zollweſen. 

Nah) Perk machte die vortreffliche Darftellung des Freiherrn 
v. Plefjen einen mächtigen Eindruck in Wien; die preußifche Kreis 
eintheilung war mit feinen Vorfchlägen ganz und gar befeitigt, 
aber das, was wahrhaft wünſchenswerth blieb, die fonftigen bun- 
beöitaatlichen Einrichtungen im Intereſſe der deutſchen Freiheit von 
Preußen gemacht, erhielten eine jehr bedeutende Unterjtügung durch 
dieſe Pleſſen'ſchen Vorichläge. 

Dennoch ging Metternich auf dieſen Entwurf nicht näher ein, 
ſondern wieß auf einen früheren, kaum beachteten Entwurf des 
Freiherrn v. Weſſenberg, welcher vom December 1814 datirte **). 


®) Perg. IV. 420 — 423. 
ee) Diefe Beſtimmung enthielt aber auch ein nicht ſehr beachteter Ent— 
wurf von F. v. Schlegel. 
. MAũber. 5 S. 15. 
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Da die Beitimmungen dieſes Entwurfd jpäter ihrem Weſen 
nad in bie Bundesacte übergingen, jo iſt es nicht nöthig, hier 
darauf näher einzugehen, als die Betrachtung, in wie weit bie 
Snterejlen des deutfchen Volks noch neben den Kabinetten eine Be- 
rückſichtigung gefunden hatten, erfordert. Ausdrücklich ift darin Die 
Gleichheit aller Glieder de Bundes ausgeſprochen und Oeſterreich 
ber Vorſitz, jo wie die Aufjicht über die materielle Leitung des 
Geſchaͤftes übertragen. Noch tft davon die Rede, daß in allen 
deutichen Staaten Landjtände binnen Jahr und. Zag eingeführt 
fein ſollten. Aber ihre Rechte find: ſchon ungewiß hingeftellt, venn 
& heißt nicht mehr in ber Haren Form ber früheren Entwürfe, 
dag die Landſtände die beſtimmten Nechte der Steuerbawilligung, 
der Einwilligung zu Gejegen ꝛc. ꝛc. haben follen, ſondern nur: 
„3 jollen den Landftänden in Hinficht der Steuern und ver allge- 
meinen Landesanftalten befondere Rechte eingeräumt werben I” Dabei 
wurde jedem einzelnen Staat überlafien, den Ständen ein, ber 
der Landesart, dem Character (1!) der Einwohner und dem Her⸗ 
tommen gemäße Einrichtung. zu geben. Den Unterthanen jollen 
nachfolgende Rechte gemeinfchaftlich von den Bundezitaaten garantirt 
werden: Gleichheit der bürgerlichen Rechte, für die Katholiſchen, 
Lutherifchen und Reformirten, alſo nicht für andere chriftliche Secten; 
Duldung der Juden. Die Leibeigenfchaft jollte, wo fie noch be 
fand, binnen drei Jahren gegen Loskauf und Entſchädigung ber 
Leibherrn aufgehoben, Abzugsfreiheit bewilligt werben. Für ‚ben 
freien Handel und Verkehr im Innern des deutichen Bundes follte 
durch Bundesgeſetze in Zukunft gejorgt werben. 

— Wie viel war hier fchon von den Rechten des Volks gefallen! 
Wie viel ſchwankender, ungewifler der Ausdruck der Beitimmungen 
geworben, bie in diefer Nichtung noch beibehalten wurden! Obwohl 
im December 1814 diefer Weſſenbergiſche Entwurf ſchon befannt 
war, jo wurde er damals kaum beachtet. So hätte Preußen in 
feiner Handlungsweiſe weiter beharren jollen. Aber die preußifchen 
Ctaatömänner, insbefondere Humbolbt, gingen leider auf diejen 
fo bebeutend abgeichwächten Entwurf näher ein. Hardenberg's An- 
ſicht, die Angelegenheit bis nach beendetem Kriege zu verjchieben, 
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drang nicht durch. Humboldt brachte in Folge befien *), mit 
Berudfichtigung bed Wefienbergifchen Vorjchlages einen neuen Ent- 
wurf, welcher noch immer für eine annähernd bunbesftaatliche 
Einrichtung der deutichen Verfaſſung gelten konnte. Er enthielt 
in 14 Artikeln noch immer dad, was wenigſtens den Anfang der 
nationalen Intereſſen Deutſchlands bezeichnete. Biel, fehr viel 
hatte er fallen laffen; von den früheren 120 Paragraphen waren 
nur noch) 14 übrig geblieben. Teftgehalten war neben der Bundes 
verſammlung noch ein beitändig zufammenbleibender Vollziehungs⸗ 
rath, ein Bundesgericht für jede verfaſſungsmäßige Beſchwerde⸗ 
führung bei dem Bunde, fo wie, daß fich alle Bundesmitgliever 
verpflichten follten, in ihren Staaten für eine unpartheiifche Rechts 
pflege zu forgen, jeden willfürlichen Eingriff in bie Rechte der 
Perſon und des Eigenthums zu verhindern. 

In diefer letzteren Abſicht follte ausdrücklich beftimmt werben, 
bag die Richter in Klagen gegen ven Landesherrn in demjenigen, 
was bie Enticheivung der Sache betreffe, ihre als Unterthan, 
oder fonft in irgend einer anderen Eigenjchaft, feiner Perſon ge 
leifteten Eides entbunden fein follen, auch kein Richter anders, 
ala durch fürmlich gefprochenes Urtheil feines Richteramts entjegt 
werden inne. Die beftehende Iandftändifche Verfaffung ſoll erhal: 
ten, ober eine neue eingeführt werben. Die Landſtände follen das 
Recht der Bewilligung neuer Steuern und der Vertretung der 
Verfaſſung und ber aus ihr fließenden Rechte Einzelner haben. 
Dabei findet fich leider eine jehr beveutende Nachgiebigleit gegen 
bie öfterreichtchen Vorfchläge, indem das früher uneingefchränft 
zugeficherte Recht der Landſtände, um ihre Einwilligung zu neuen 
Geſetzen befragt zu werben, in den unbeſtimmten Sa ) ver 
wandelt war, „daß fie das Necht ver Berathung über Landes 
gejebe, welche Eigenthum und perfönliche Freiheit beträfen, haben 


*) Klüber. 

ee) Diefe unbeſtimmte Rebensart hat In ben folgenden Dezennien In 
Preußen eine traurige Berühmtheit erhalten, und in einem Kleinen deutſchen 
Sande fpielt fie noch jegt eine Rolle. 
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ſollten.“ Doch blieben nach dem Entwurf die einmal verfaſſungs⸗ 
mäßig beſtimmten Rechte der Landſtände unter ven Schuß und die 
Garantie des Bundes gejtellt; uneingejchränkte Religiongübung, 
Preßfreiheit, Freiheit fih auf jeder deutſchen Univerfität ausbilden 
zu dürfen, wurben zugefichert, die Rechte der Schriftiteller follten 
überall durch ein allgemeine? Geſetz gejichert werden. Auffallender 
Weiſe findet ſich zwar eine Beitimmung über eine gleichförmig zu- 
ſammenhangende Verfaflung der Fatholifchen Kirche, welche unter 
die Garantie des beutjchen Bundes geftellt werben follte, aber 
nichts in Bezug auf die evangelifhe Kirche, und 
nicht in Bezug auf ben freien Verkehr des Handels 
und Wandel, wie ber Schiffahrt im Innern der 
deutſchen Bundesſtaaten. 

Auch dieſe Umarbeitung, in welcher bereits ſo Manches von 
Rechten den oͤſterreichiſchen Anſchauungen zu Liebe gefallen war, 
führte nicht zur Wiederaufnahme der Verhandlungen der beutjchen 
Mächte. Jetzt wäre es für Preußen Zeit geweien, feine weiteren 
Borichläge machen, jondern die Entwidelung des Krieges, deſſen 
leiter Ausgang nicht zweifelhaft fcheinen konnte, abzuwarten, venn 
wie mochte es fchlimmer fommen, als es damals war? — Uber 
bie Gebuld und Nachgiebigkeit, d. h. eigentlich bie biplomatifche 
Ungeichieklichfeit Preußens war nicht erfchöpft. Nochmals entichloflen 
fi) die preußiſchen Bevollmächtigten zur Revifion des Entwurfes, 
nahmen aus dem Weſſenbergiſchen Entwurfe noch mehrere Beitim- 
mungen auf”) und überreichten die neue Arbeit am 1. Dat. Manches 
war darin genauer bejtimmt, wie bie Einrichtung des Bundesgericht 
fein jollte, allerdings für welches $. 7 des Entwurfes, eine Belegung, 
mit gehöriger. Rückſicht des Verhältnifie der drei chriftlichen Reli⸗ 
gionsparteien, an welcher alle Bundesglieder verhältnigmäßig Theil 
nehmen follen, jet e& durch Wechjel- ober durch Geſammtſtimmen, 
wie ferner die Einführung einer landſtändiſchen Verfaflung, an 
welder alle Klajjen ver StaatZbürger Theil nehmen 
jollen; wie dann bie Rechte der mittelbar geworbenen Reichsſtaͤnde; 


*) über. II. S. 2988 — 308. 
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bie Zutheilung ber Bürgerrechte an bie Juden, infofern fie ſich der 
Leiftung aller Bürgerpflichten unterziehen. Uber vielerlei von 
wefentlichen Rechten des deutichen Volkes war auch gefallen. Immer 
blieb;noch_viel gegen den öfterreichifchen Entwurf gehalten, der nun 
endlich, ala eine neue ruſſiſche Note auf Beranlafjung Stein's 
brobte, von Metternih am 7. Mat überreicht wurde *). Hierin 
wor faft alles gefallen, was bie Rechte des deutichen Volkes an: 
ging, die lojefte Verbindung zwifchen den Staaten hergeftellt, ein 
Bundeögericht zwar noch beibehalten, aber bie nähere Anordnung 
ber, Erxichtung defjelben der nächſten Bundesverſammlung vorbe 
halten; die Beitimmung über die landftändiſche Verfaffung lautete: 

„In allen deutichen Staaten wird die beitehende landftändiſche 
Verfaſſung und perfönliche Freiheit aufrecht erhalten, oder wo fie 
dermalen nicht vorhanden ijt, jet eingeführt, und unter den Schu 
und die Garantie des Bundes geftellt.” Der Humboldr'ſche Ent 
wurf hatte nachfolgende Faflung **): „In allen allen deutſchen 
Staaten wird bie beſtehende Ianbjtänbiiche Verfaffung erhalten, oder 
eine neue bergeitalt zu organifirende, daß alle Klaſſen ver Staats⸗ 
bürger daran Theil nehmen, eingeführt, damit den Lanbftänden 
bad Recht der Bewilligung neuer Steuern, der Berathung ihrer 
Landesgeſetze, welche Eigenthum oder perfönliche Freiheit betreffen, 
bie Deichwerbeführung über bemerkte Verwaltungsmißbräuche und 
bie Vertretung ver Verfaſſung und der aus ihr herfließenden Rechte 
Einzelner zuftehen. Die einmal verfaſſungsmaͤßig beſtimmten Mechte 
ber Landſtaͤnde werben unter ben Schub und die Garantie bed 
Bundes geftellt.“ 

Wäre nur dieſe Beſtimmung wenigfiend aufrecht erhalten 
worden! dann wäre es wenigſtens nicht vorgelummen, ba Franz 
von Defterreih 1817 die Bitten bungernber Unterthanen, ber 
Tyroler und Salzburger Stände unerfüllt Tieß, weil fie gewagt 
hatten, fich zu befchweren, weil fie gebeten hatten ***) und ber 


*) über. II. S. 308 — 314. 
**) Klüber. 11. S. 304. ($. 9). 
so, Gervinus, Befchichte bes 19. Jahrb. Th. I. 471.— „Nur ben ſchwei⸗ 
genden Provinzen wurbe eine Milderung zu Theil. 
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preußifche Deinifter v. Rochow hätte „dem beichräntten Untertha⸗ 
nenverſtande“ feiner minifteriellen: Unfehlbarkeit gegenüber wohl 
einen etwas weiteren Spielraum lafjen müfjen und Incompetenz 
Erklärungen des beutfchen Bundes in der Hannoverſchen Berfaj- 
fungsfrage wären wohl unmöglid) geworben. 

Bon den Rechten der Unterthanen war die Beitimmung über 
bie Aufhebung der Xeibeigenfchaft gefallen, damit ‚eine ber erſten 
Forderungen eines chriſtlichen Staates; dezgleichen die Freiheit der 
Auswanderung bedeutend eingejehräntt, Preßfreiheit, und dag Necht 
in Eivil- oder Militatrdienfte eines anderen deutfchen Bundesſtaats 
zu treten, gleichfalls verjchwunden. Nur ein wichtiger Zuſatz war 
im Art. 19 gemacht, wonach auf dem Bunbestage für. Yreiheit 
de3 Handels und der Schiffahrt und andere auf gemeinfame Wohl 
fahrt ſich beziehende Angelegenheiten, zweckmãßige Anordnungen 
gemacht werden ſollten. 

Auf dieſe Vorſchlaͤge, jo ganz und, ‚gar alle berechtigten Hoff 
nungen ber beutjchen Patrioten niederſchlagend, durften die Ver— 
handlungen von Preußen nicht wieder aufgenommen werben. War 
bei dem letzten Vorſchlage Humboldt's ſchon ein diplomatiſches 
Ungeſchick zu tadeln, ſo war in dem endlich erfolgten Gegenvor⸗ 
ſchlage Metternich's den preußiſchen Vorſchlaͤgen und früheren Ver⸗ 
handlungen gegenuͤber, eine ſo hohniſche Erwiderung gekommen, 
daß hierauf Preußen aus gerechter Entrüftung nicht hätte ante 
worten dürfen, ſondern vielmehr abbrechen müfjen. 

Es war weniger gefährlich, im Mai 1815, als im November 
1814 die Verhandlungen abzubrechen, Am Sropember 1814 zur 
Zeit der Bourbons mochten Defterreich und. England mt Frank 
teich zufammenftehen, mit Napoleon hätte aber England nie: 
mals gegen Preußen und Rußland geitanden. Und dad war doch 
am Ende die lebte Change, der fih Preußen ausſetzen konnte. 
Bei Metternich war für Deutichland nichts zu gewinnen und ihm 
darf man auch nicht ven Vorwurf machen, beſondere Hoffnungen 
für die deutſche Sache erregt zu haben, allein anders war dies 
mit Preußen. Dieſes durfte bie nationale Sache Deutſchlands 
niemals jo weit verlafien. 
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Aber die Unterhandlungen tiber den preußifchen und öfterreict- 
fchen Entwurf begannen jet mit dem 8. Mat *) und am 11. Mai 
fand. nach fechömonatlicher Unterbrechung enbli bie erfte Vor: 
conferenz über die beutichen Angelegenheiten Statt. Oeſterreich 
und Preußen verjtanden fi) mit Hinzuziehung Hannovers (Mün- 
fter’8) in der lebten Vorconferenz **), zu einem gemeinjchaftlichen 
Entwurf in 17 Artikeln, welche im Wefentlichen mit dem Weſſen⸗ 
bergiſchen Entwurfe übereinitimmten **), 

Schon die Weberfchrift des Entwurfes benahm die Hoffnung 
auf bundesftaatliche Einrichtungen, es war ausdrücklich darin von 
einem Staatenbunde die Rede. Jeder Ausdruck, der an ein Dire: 
forium und eine Kreißverfaffung erinnern konnte war forgfältig 
vermieden. Anſtatt derer entſcheidet eine Bunbesverfammluug aus 
allen Bundesgliedern beftehend mit ber befannten in die Bundes 
acte übergegangenen Abtheilung in ein Plenum und einen engeren 
Rath, doch jebt nur noch aus 15 Stimmen beftehend. Ein Bunde 
gericht, an deſſen Beſetzung alle Bundeögliever verhältnigmäßigen 
Antheil nehmen follten, war noch beibehalten, aber die Competenz 
desſelben Tünftigen Grumbgefeten vorbehalten. Nun Tonnten 
Grundgefege nur durch dag Plenum der Bundesverſammlung ge 
geben werben (Art. 4), darneben aber war (im Art. 7) beftimmt 
„daß bei Abfaffung der Grundgeſetze des Bundes Fein Bundesglied 
bei der Annahme verfelben durch Stimmenmehrheit gebunden werden 
inne.” Damit war ein Princip jest unbeſchränkt aufgeftellt, 
welches Defterreich ſchon bei Abfaffung des Weftphältfchen Friedens 
zum Theil fiegreich für fich erobert: Es Tag’ allein in ber 
Hand Defterreihs die Fünftigen Grundgefebe be} 


°) Berk. IV. ©. 426. 

*°) Kfüber. II. 341. Rote. 

es) Alũber. U. 314 — 323. „Entwurf gu der Grundlage ber Berfal- 
fung des veutihen Etaatenbundes in einer Berfammlung ber fünftigen 
Bunbesgliever am 23. Mat 1815 von dem Kaiferlih Tefterreichifchen erften 
Bevollmächtigten Herrn Fuͤrſten v. Metternich vorgelegt mit ber Erflärung 
daß ſoiches im Einverſtaäͤndniß mit Gr. Majeſtät dem Könige von Preußen 
geſchehe. 
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Bundes für fih nicht zur Anwendung fommen zu 
laffen, und nicht blos in Defterreih8 Hand Tag 
biefe Befugniß, jondern auch ebenſowohl in der 
Lichtenſtein's. Wie joll man fi) wundern, daß fpäter Batern 
vie Bejtimmung über das Bundesgericht fo Leicht befeitigen konnte? 
Daß Metternich fpäter nicht ein Bundesgericht zu Stande kommen 
ließ, war nach den bißherigen Erfahrungen gewiß, und es verbient 
kaum einen Zabel, daß Baiern lieber aufrichtig eine gänzlich un: 
nüge Beitimmung, die eine hinterliſtige Falſchheit dickirt hatte, 
turzer Hand zu bejeitigen wünſchte. Baierns ſpätere Handlung 
war nur Conſequenz dieſes Entwurf vom 233. Mai. 3 ift 
ein Beweis der jchon wieder ſehr herabgelommenen preußifchen Di: 
plomatie, daß fie ſich zu jolchen Finten, deren letter Endzwed ihr 
gar nicht verborgen fein Fonnte, weil fie eben zu plump waren, 
berbeilieg. Man wollte nur eben fertig werben; wie? jchien fait 
gleichgültig! Man wollte Frieden, Vereinigung, — aber die Frie— 
densliebe beiteht nicht darin, überall nachzugeben, jonbern fie 
bethätigt fich weit häufiger in dem Abbrechen unfruchtbarer Ver: 
handlungen. 

Die Beſtimmung über die landſtändiſchen Verfaſſungen war 
in einem kurzen Satze zuſammengefaßt. „In allen Staaten ſoll 
eine landſtändiſche Verfaſſung beſtehen.“ Keine Friſt, keine Be— 
ſtimmung über Einrichtung, Rechte der Landſtände — von Allem, 
was die früheren Vorſchläge enthielten, nichts! — Für die drei 
chriſtlichen Religionsparteien ſollte kein Unterſchied in dem Genuſſe 
der bürgerlichen und politiſchen Rechte Statt finden und die katho— 
liche Kirche unter Garantie des Bundes eine ihre Nechte und bie 
zur Beitreitung ihrer Bebürfniffe nothiwendigen Mittel fichernve 
Verfaſſung haben. Die Rechte der Evangelifchen wurden aber znr 
Zandesverfafjung in jedem Staate gewiejen, zugleich ihre auf rie- 
denzihlufien, Grundgeſetzen oder anderen gültigen Verträgen be- 
ruhenden Rechte garantirt. Wber was wäre für die Evangelifchen 
in vielen Ländern damit gewonnen geweſen? In Defterreich zumal 
jaft nichts, und dort wäre ein Schuß der Evangeliſchen fo recht 
am Plage gewejen, denn dieſes hatte fich ſchon im Wejtphälifchen 

Erler Thel. 6 
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Frieden wohl vorgefehen, daß die Eyangelifchen zu Teiner Geltung 
gelangen konnten *). Für die Yuben war die Beitimmung be 
fchränfender geworben, denn es hieß jest, daß ihnen, fofern jie 
fi) der Leiſtung aller Bürgerpflichten unterzögen, bie benjelben 
entiprechenden Bürgerrechte eingeräumt, und wo dieſer Reform 
Zandesverfaflungen entgegenftänben, vie einzelnen Bundesmitglieder 
dieſe Hindernifje fo viel als möglich wegräumen follten. 
Die allgemeinen Anordnungen zu Gunjten der beutjchen Unter: 
thanen waren auf dad Minimum bejchränkt, welches fich fpäter in 
ber Bunbesacte Art. 18 findet: das Necht, Grund - Eigenthum 
ohne bejonvere weitere Belajtung in fremden Bunbesftanten zu 
erwerben, in Civil: oder Militärdienfte eines Bundesſtaats zu gehen, 


©) Instrom. Pacis. Osnabr. Art. V. 6. 38 ff. cf. v. Meiern, Wehpbäl 
Friedenshandlung Th. IV. ©. 144. cf. Schmidt's Geſchichte der Deutſcen. 
x. X1. ©. 133, 198. „Graf Zrautmansborf erflärte mehr als einmal, ter 
Kaifer würbe fi eher Krone und Scepter, Land und Leute, ja ſelbſt bas 
Leben nehmen als in die Forberungen einer weltlichen und geiitlichen Amneftit 
der Evangeliſchen einzumwilligen.” — Aber noch mehr zeigt das vom Kaifer 
erlafjene Gejeg von 1652 den Geift der Unduldſamkeit mit offenbarer Verlegung 
der im Frieden übernommenen Berpfliätungen. Theatr. Europ. VIL 168. 
ef. Raumer, Geſch. Europas. III. 648. 

Für diejenigen, welche gern Alles ver Zukunft überlaffen möchten, fih 
tröftend mit religiöjen Gemeinplägen, mag das in das Gebähtnik gerufen 
werben, was v. Meiern IV. 174. und nad ihm Pütter, Geiſt des Weſtpt. 
Friedens. ©. 323. Rot. bh. anführt: 

„Roh im März 1647 waren in Rieher-Defterreih, ungeachtet vieler 
fon damals vorgegangenen Weligifröveränderungen, 1) von Grafen unt 
Serren in 42 Geſchlechtern 154 Perfonen, 2) vom Ritterſtande in 29 &k 
ſchlechtern, 78 aljo aufammen in 71 Gejchlechtern 232 Berfonen der evan 
gelifchen Religion zugetban. Im jahre 1736 war aber von allen dieſen 
Verjonen Leine mehr der evangeliichen Religion zugethan.“ Und doch hätte 
fie der Weſtphäl. Friede ſchützen follen. Auch unfere Zeit Hat, wenn auf 
nicht? Aehnliches, jo Doch wenigftiend Analoges gejehen in ben gezwungenen 
Auswanderungen von Tefterreih nah Preußen, kurz nad Gröffnung te? 
Bundestages in Frankfurt. Wer erinnert fi) nit her lange vergeblicen 
Bitten des Guſtav⸗Adolph's⸗Vereins, um für eine zahlreiche evangeliiche De: 
völferung in Ling eine Kirche aufbauen zu Dürfen ? 
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dad Mecht des freien Abzugs, die Freiheit von allen Abzugs- und 
Erbichaftzftenern von einem aus einem in ben andern beutichen 
Yundesftaat übergehenden Vermögen. Beltimmungen über Preß— 
freiheit und Nachdruck, ebenfo über Freiheit de Handels und 
Verkehrs, Schiffahrt, und über alle auf die gemeinjame Wohlfahrt 
Bezug habenden Angelegenheiten waren an bie zufünftige Bundes— 
verjammlung gewiefen. Nur eine Angelegenheit des Verkehrs 
erhielt auch in biefem Entwurf, wie früher in dem Humboldt'ſchen 
eine hefinitive Entſcheidung, die Einrichtung der Taxis'ſchen Poſten. 
Tie Gefahr, daß bei einen jo wichtigen Verkehrsmittel, eine Ab: 
gränzung nach ſechs und dreißig Staaten eintreten Tonnte, war 
biermit für die kleinen und mittleren Staaten zum großen Vortheil 
des Verkehrs befeitigt. Wir werben auf diefen Gegenftand jpäter 
zurückkommen. Dagegen bie Garantieen, welche fich im Humboldt’ 
ſchen Entwurfe für die unabhängige Stellung der Richter fanden, 
waren gejallen. 

Der Hauptinhalt de neuen Entwurfs betraf nun bie In—⸗ 
terefien der einzelnen Bunbesfüriten als folcher, ihr Verhältnig zu 
einander; die Grenzen der Befugniß, Krieg und Frieden und Bünd— 
nifje zu befchließen, bie gegenfeitige Garantie der Bundesglieder 
nebjt dem Verbot, unter Teinerlei Vorwand jich unter einander zu 
bekriegen, jondern ihre Streitigkeiten vor ber Bundesverfammlung 
auszutragen. Die Rückſicht auf die Mebiatijirten, wie man un 
richtig die ehemaligen fubjectirten Reichsſtände nannte, war aller 
ding? eine gerechte, berührte aber die Nationalinterefien Deutſch— 
lands nicht, weil nur unter der Vorausſetzung, daß fie vereinigt 
mit anderen Bundezftänden eine Art Unterhaus am Bunbeztag 
bildeten und barin eine für die Nechte des deutſchen Volkes Frucht: 
bringende, nad; dem Fürftenhaufe hin einflußreiche Stellung ein: 
genommen hätten, ein Volksintereſſe an ihren Rechten Statt 
finden konnte, In diefem Falle hätten fie mit ihren Rechten 
Vollörechte zu vertreten gehabt; ſowie aber bieje Entwürfe ber 
deutfchen Bundesacte ihre Rechte hinftellte, waren fie ‘Privilegien, 
deren Berechtigung unter gänzlich veränderten Verhältniſſen ſelbſt 
bei Wohlwollenden jehr fraglich fchien. 

6* 
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Der Verſuch, welchen Preußen noch 1816 in Wien vor Er: 
Öffnung der Bundesverſammlung machte, um für die Standesherrn 
Curiatſtimmen beim beutjchen Bunbestag zu erringen, war aus 
dieſem Grunde durchaus verwerflih. Metternich verwarf freilic 
den Vorfchlag aus anderen Gründen, als denen bes deutſchen 
Volksintereſſes. 

Auf dieſen gemeinſchaftlich von Oeſterreich und Preußen ein- 
gebrachten Entwurf begannen jet die Conferenzen fänmtlicer 
deutihen Staaten, eilf an ver Zahl. Für unfern Zweck: wird eine 
Vorführung der Verhandlung in einer vollſtändigen Ueberſicht 
nicht nöthig erjcheinen, da fie meiſtens auf diejenigen Gegenjtände 
de3 vorgelegten Entwurfs gehen, welche mit den Volksintereſſen 
jehr wenig zu fchaffen hatten *) Baben hatte Anfangs nicht Bell: 
macht und erflärte fpäter in einer befonderen Note vom 1. Juni, 
daß es die Verhandlungen bis zum nächiten Frieden ausgeſetzi 
wünjche. Würtemberg betheiligte fich gar nicht an den Conferenzen. 
Die Heinen Staaten, an der Spike Kurhefien, gaben am 25. Mai 
eine Erklärung, in welcher fie vorzugsweiſe auf ihre unverfürzte 
Souverainetät Rüdjicht nahmen. Art. 3 wollten fie worjichtiger: 
maßen gefaßt haben: „Alle Verbündeten genießen in ihrer Eigen 
fchaft ala Glieder des Bundes gleiche Rechte, jo daß feinem eine 
obere Herrihaft irgend eine Art zuftehen könne.” Ferner juchten 
fie das Stimmenverhältniß in der Bundesverfammlung für ſich 
günftiger zu geitalten. Daneben muß aber anerkannt werben, dab 
fie einige Beitunmungen in Antrag brachten, welche im weſentlichen 
Intereſſe des deutſchen Volkes Lagen. 

Zum Art. 6 verlangten fie, wie eben fo zu biefer Zeit Baiern 
die Hinzufügung: „Der Vorjigende iſt verpflichtet, die Anträge, 
weldye die einzelnen Bundesglieder zu machen veranlaßt fein werben, 
binnen einer zu beftimmenden Frift zum Vortrage zu bringen.“ 


®) Klüber. II. 324. ff. 23. Mai, %. Mat, 29. Mei, 30. Mat, 31. Mai. 
1. uni, 2. Zuni, 3. Juni, 5. Juni, 8. Juni, 10. Juni. Rad dem von 
Klüber volltändig mitgetheilten Konferenzen findet fich ein auögiebiger Aus⸗ 
ug bei v. Raltenborn. I. ©. 206. ff. 
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Nicht minder drangen fie bei dem fo ungenügend audge- 
fallenen Art. 10 auf den Zuſatz „wodurch den Ständen die Mit- 
berathung bei allgemeinen gejetlichen Verfügungen die Bewilligung 
der Steuern und dad Recht gemeinfchaftlicher Beichwerbeführung 
bei dem Landesherrn zugeitanden, jowie auch inden ſchon 
beitebenden Berfafjungen, die bereitd wohl erwor- 
benen Gerechtſame gefihert worden.” 

Hiermit waren fie es allerdings, welche aufrecht zu erhalten 
jucten, was Preußen und Hannover leider hatten fallen Iafien. 

Baiern verlangte zuvörderſt, bag in Art. 1 „[ouveraine 
Fürften” gejagt werde, und beantragte fast zu allen Artikeln, 
Modificationen, welche darauf hinaußliefen die Verbindung bes 
deutihen Bundes jo Iofe, wie möglich zu machen und fich jeber 
Beſchränkung zu entziehen. Für die Einrichtung oder Aufrecht- 
haltung der landſtändiſchen Verfaſſung jollte der Art. 10 (jet 13 
vr B. 9) dahin abgeändert werden ): „In allen beutjchen 
Staaten wird eine landſtändiſche Verfaſſung beſtehen“, obwohl 
Baiern noch in der zweiten Conferenz **), für ven Ausdruck „ſoll“ 
ih erflärte. Die Rechte der Unterthanen wollte Baiern fogar erft 
von der zulünftigen Bundesverſammlung feitgeftellt ſehen ***). 
Fin Bundesgericht wollte es nicht eingeführt willen, jtatt deſſen 
Anfträgalinftanzen F). Die Rechte der verſchiedenen chriftlichen 
Religionsparteien follten nach baierifher Auffaffung gar nicht 
in die erſte Grundacte des Bundes gehören; höchſt eigenfüchtig 
fügt der baieriſche Bevollmächtigte Hinzu: „daß die Gleichheit ber 
bürgerlichen Rechte für bie chriftlichen Glaubensgenofjen in Baiern 
ſchon ein Grundgefeß jei.” Schon in der vierten Conferenz zeigte 
üh der Einfluß der baierifchen Cinwürfe Für landſtändiſche 
Verfaſſung blieb fein Vorſchlag maßgebend, die jpäteren Bemü— 


) über. II. 354. 
eo) Sfüber. II. 358, 
”*, über. 11. 368. 
T) Rlüber. 11. 387. 





88 


un die Bundezverfammlung gemejen. Wo jie es vermochten, ftanben 
fie nicht an übermäßige Privilegien, welche einer neuen Staats 
ordnung wiberitrebten, zu beanspruchen und durchzuſetzen, wie die 
die Geichichte ver würtembergifhen Verfaſſung, ja felbft die ver 
neueften Zeit beutlid, zeigen. 

Bon Discufjionen, welche in den Schlußconferenzen über 
andere Gegenftände Statt fanden, nehmen wir hier Abjtand, da 
fie fi) auf die großen nationalen Intereſſen entweden gar nict, 
oder nur in ſehr geringem Maße bezogen, dahin gehören ;. 2. 
Streitigkeiten über Rangverhältnifje, „eitftellungen von Entids- 
bigungen für den beutfchen Orden und vergl. So gerecht die Feſt⸗ 
jtelung folder Berhältniffe in der Bundesacte erfcheinen mag, 
jo wenig haben fie boch irgend eine Beziehung auf die beutjchen 
Nationalinterefjen.. Nein juriftiiche Erörterungen über die in 
biefen Conferenzen für die Bundesacte vorbereiteten Beftimmungen, 
find eben jo wenig bier Zweck, fie würden zu einem Handbuch 
über Bundesrecht führen. Endlich enthalten wir uns aller ber: 
jenigen Erörterungen, welche Bezug auf die Redaction der Bunde: 
ade und was damit im nächſten Zufammenhang jtand, haben. 
Die Darftelung diefer Verhältniſſe findet ji in angemeſſenem 
Auszuge bei v. Kaltenborn *) wo ſich aud alle diejenigen Daten 
verzeichnet finden, welche für die Diplomatit Wichtigkeit haben. 

Die Verhandlungen in Wien waren vollendet, zulegt mit un: 
gerechtfertigter Eile zum Abſchluß gedrängt. Die neue Bundezadt 
jollte in die Wiener Congreßacte aufgenoinmen werden ; die großen 
Mächte jollten die neue deutfche Verfaffung garantiren, ein überaus 
großer Fehler der deutſchen Staatsmänner, der nur wegen eintretenver 
ganz bejonderer Umſtände nicht die böfen Folgen nach ſich zog, welche 
ſonſt daraus für die Zukunft hätten entjtehen müfjen. Metternich 
drängte in der neunten Conferenz (am 5. Juni 1815) insbeſondere 
auf den Abſchluß **), er mochte mit Ungeduld auf denfelben harten, 
weil die Entſcheidung neuer großer Ereignifie, welche fein ganzes müb- 
jelig aufgeführtes Gebäude hätten umſtürzen können, nahe bevorjtant. 


®\)1l.c 1 S. 206 fi. 
**, Klüber. 11. 512. 
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Deutſche Patrioten waren mit Schmerz und Entrüftung ben 
Berhandlungen in Wien gefolgt, und Blücher lieh ver allgemeinen 
Stimme nur den Ausdruck, als er von Paris und als Sieger bet 
la belle Alliance an feinen König die berühmten Worte richtete: 

„Sch bitte allerunterthänigft,, die Diplomatiker dahin anzu= 
weiſen, daß fie nicht wieder das verlieren, was der Soldat mit 
jeinem Blute errungen hat,” wenn gleich er bei feiner Mahnung 
am meiften an die unfichere Gränze gegen Frankreich dachte. 

Man könnte ſich des Wunſches nicht erwehren, daß bie Ver— 
bandlungen zu Wien damals nicht zum Abjchluß gekommen wären, 
daß die neuen Siege Preußens ein neue® Gewicht für die Volks— 
interejjen bei den Verhandlungen hätten abgeben ſollen; — wenn 
nicht Umstände eingetreten wären, welche die Situation im Weſent⸗ 
lihen veränderten. 

E3 waren bie perjönlihen Neigungen des Rai: 
jer3 Alerander und des Königs Friedrich WilhelmIl. 
wejentlih andere geworden. 

Für den erjten traten die orientalifchen Angelegenheiten in 
die erfte Linie und beitimmten von jebt an vorzugsweiſe feine 
Handlungsweiſze. Seine Neigung für Deutſchland machte anderen 
Intereiien Plab, die mächtiger auf Rußlands Wohl Einfluß zu 
haben fchienen. Er betrachtete von jetzt an Deutichland, insbe: 
tondere Preußen, ebenjo wie Frankreich lediglich nad) dem Nuten, 
welchen jie päter bei feinen Plänen auf das türfifche Reich und 
auf die griechifchen Chriften als Verbündete leiften konnten. 

Indem er beide, Preußen und Franfreih, in ein, damals 
jelbft von Oeſterreich und England nicht geahntes geheimed Bünd— 
zig”) zu Paris zog, durfte er beider Länderintereſſen nicht zu 


*) Die Tage von Meiningen und Fulda (2. Novbr.) 1813 ftraften fi 
hart an Metternich und Defterreih (S. 9. 10), ebenfo hart, ald der Brud 
bed 6. geb. Artikels der Pöllniger Uebereinktunft vom 27. Wuguft 1791. 
om Jahre 1791 an datirt das Zurüdweichen Oeſterreichs im Often; bie 
Bolitit Metternich's der Jahre 1813 und 1814 machte das geheime Buͤndniß 
geilen Rußland, Preußen und Branfreich im Sabre 1815 allein möglich, 
tie der Jahre 1819 bis 1825 in ben beutichen und in ben griechifchen Anz 





ame nn Aa nn — A . 


90 


nahe treten, ja er war gendihigt, bie ungerenhtfertigten Begehren 
ber Bourbond auf Koften Preußen? und Deutſchlands zu unter: 
ftügen, das Verlangen derjenigen zu erfüllen, welche allen Lehren 
der Gefchichte zum Hohn, die verderblihen Grundſätze der alten 
Zegitimität und den alten Unfug privilegirter Kaſten wieder auf- 
leben laflen wollten, und leider ben entjcheibenden Einfluß in 
Preußen und Frankreich wieder gewonnen hatten *) 

Der zweite Souverain, Friedrich Wilhelm III, fo reich mit 
häuslichen und Regententugenden geſchmückt, befaß dennoch große 
Schwächen, welche jene unglüdjelige Partei, deren Einfluß Preußen 
jo unſägliches Unheil zu verdanken hatte, nur zu geichidt auz- 
aubeuten wußte. Zuerſt war es feine Unentjchiedenheit, vermehrt 
durch religiöfe Bedenklichleiten, welche in Paris und Wien jo viel 
Unheil angeftiftet hatte. Dann aber war es bad Mißtrauen, 
defien fich fein Gemüth in Bezug auf die Regungen und Eire 
dungen nach Freiheit im Vollke bemäcdhtigt hatte, nicht etwa aus 
Neigung zu abjoluter Herrihaft, jondern aus der Meinung, daß 
biefe Strebungen zu jenen traurigen Erjcheinungen ber franzöfiichen 
Revolution führen könnten. " 

Beide Schwächen, erflärlid aud der Reihe von Unglücksfällen, 
bie ihn als Regent, wie al? Mann getroffen, wurden ſchon wäh- 
rend des glorreichen Freiheitskampfes von jenen Perſonen, benen 
bie Erhebung des Volkes zuerft ein Gegenftand des Spotted, dann 
geheimen Grauens gewejen war, weil damit ihr verberbliches Be 
ginnen fallen mußte, mit teuflifcher Schlauheit zu ihren Zwecken 
auögebeutet. Zwar hatte Friedrich Wilhelm auf Vorſchlag Stein’3 


gelegenbeiten befolgte Politik führte zum Triumph Rußlands im Jahre 1827 ; 
die der fpäteren Jahre zu weiterer Nieberlage Oeſterreichs; unb in biefem 
Augenblide zeigen ſich für Defterreich als Iehte Gonjequenz früherer gehäf⸗ 
figer Politit gegen Preußen, vie ſchwerſten Berwidelungen im Orient und 
in Stalien. 

*) Man fehe das merkwürdige an Stein gemachte Einverſtändniß Gapo 
d'Iſtrias, der am tiefften in die Pläne Alexanders eingeweiht war, bei 


Berg. IV. ©, 578 ff. und die fih hieran knüpfende Mittheilungen. Bergl. 
Schaumann ]. c. XVC. 


91 


und auf befien Entwurf *) jene berühmte Verorbnung vom 22. Mat 
1815, in welchem dem preußifchen Volle eine Verfaffung zugefagt 
war, erlaflen; fein richtiges Gefühl, feine Gerechtigfeitäliebe, vie 
Forderungen an neue Opfer ſeines treuen Volkes Hatten eine 
weitere, jet in greifbarer Form erlafjene Zufage, welche das ur- 
\prüngliche Berfprechen von Kaliſch zu erfüllen jchien, hervorgerufen. 
Aber dennoch war ein ſchwer bejtegliched Mißtrauen in jeine Seele 
gekommen. 

Jene traurigen VBerbächtigungen bdatiren fchon vom Sommer 
1813) wiederholen fi) auf auswärtigen Einfluß ftügend in 
Langres, treten dann von dem im Winter 1814 drohenden Kriege 
zwiſchen Preußen und Defterreich wieder in den Hintergrund, ge 
winnen aber mit dem Februar 1815 feiteren Boden ***). Selbit 
bei Aerander hatten die Verdächtigungen im Juni 1815 zu Paris 
Ihen jo weit Fuß gefaßt, daß er die merkwürdige Neußerung 
machte: „er beklage, daß der Tall wohl eintreten werbe, wo er ein 
braves, und in mancher Hinficht ſchätzbares Heer werde befämpfen 
müſſen, um gegen es, ihrem König, Hülfe zu leiſten“. Abſcheu⸗ 
liter Gedanke! — fagte Stein}). Noch einmal waren fie an 
bed Königs ehrenwerthem Sinne gefcheitert. Aber von da an er= 
langen biefe Beftrebungen einer fluchwürdigen Partei, welche auf 
Vernichtung der berechtigften Hoffnungen de Waterlande gingen, 
immer neues Feld, um endlich den Sieg für länger als ein 
Decenium zu gewinnen ++). 

Unter ſolchen Umftänden mochte e8 allerdings befjer fein, daß 
ein Freiherr von Stein auf fchnellen Abſchluß der deutjchen An- 


2) Berg. IV. 427 — 432. 
N Perg. V. ©. 21. 
+8), Zwei Denunciationen bes Kriegsraths B.... an ben Fürften Harben- 
berg aus Lyon, d. d. 26. März und aus Wien d, d. 23. April 1815, d. d. 
Berlin 10. Novbr. 1815 und Denunciation des Hofraths Janke an ben 
König ſelbſt, im Auguft deſſelben Jahres bilden bie erfte Grundlage ber 
nach Kotzebue's Ermordung in Berlin eröffneten Unterfucdhungen. 
}) Berg. IV. ©. 576. 
Tr) Diefe trübe Seite der deuiſchen Geſchichte wird an fpäteren Stellen 
dieſes Buches ausführlicher dargeſtellt werben müffen. 
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gelegenheit in Wien drang. Sein Urtheil war freilid) ein hartes *). 
Preußen und Hannover fchämten fich ein wenig vor der öffent- 
lichen Meinung über ben fchlechten Ausgang bes Wiener Congreſſes. 
Ihre Beiftimmung zu der Bunbedacte vom 8. Juni 1815, enthielt 
denn auch das unummunbene Geftänpniß ber großen Mangelhaftig- 
teit des Werkes, und die Verficherung, baß man fi in Frankfurt 
beftreben werbe, wichtige Puncte zu erledigen und DVerbeflerungen 
herbeizuführen; man habe nur unterzeichnet, um doch einen Bund 
zu erreichen; ben Mängeln jei abzuhelfen **). 

Für die äußere Sicherherheit des deutſchen Bundes, für ben 
Frieden zwifchen den Bundesfürſten, war in ber Bundedacte weit 
befier als zu den Zeiten des Reiches geforgt. Aber mit Recht war 
doch zu jagen, daß, wenn aud die inneren Verhältnifje des deut- 
[chen Volkes, ſowohl zu fich felbft, als zu feinen Negenten aller: 
dings der Sicherheit nach Außen nachſteht, weil die Freiheit im 
Staate immer ven Staat felbft und deſſen Fortdauer vorauzfekt, 
fie dennoch nicht minder wichtig ift, weil die äußere Sicherheit nur 
wegen ber innern Freiheit Werth hat. Die Beitimmungen der 
Bundesacte über bie inneren Verhältniffe hatten aber für dieſe 
Freiheit nicht fo geforgt, daß man ein großes, fräftiged, würbiges 
Volksleben fich verfprechen konnte. Nirgends zeigte id, darin ein 
größerer Geift, ein freierer Sinn, eine hellere Anficht vom Vater⸗ 
lande und eine tiefere Achtung für nationale Intereſſen. Ti 
erkannten fchon damals bie competenteften Stimmen in politijchen 
Angelegenheiten an. Zwar war in der Menge nur ein dunkeles 
Verlangen nad befjeren geficherten Mechtözuftänden und einer 
freiern Entfaltung des Volkslebens, zu dem Standpuncte be- 
jtimmter, greifbarer, practiſch-durchführbarer Vorſchläge erhob fie 
fich wie gewöhnlich nicht **). Sie wollte Stände, damit diefe fie 


%) Berk. IV. 444. 
20) Preußens Erklärung vom 6. Juni 1815. — Hannovers Erklärung 
vom 5. Juni 1815. 

“+ Man muß fih wohl hüten die damaligen öffentlihen Blätter für ben 
Austrud der allgemeinen öffentlihen Meinung zu halten, wie dies Geng 
fchlagend im Jahre 1818 gegen bie Bremer Zeitung ausführte,; nur ber Jour« 
naliit ober eine fleine Partei ſprach. Schlefier. Geng Schriften. Th. IM. 40. 
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im Allgemeinen gegen Willkür und Bedrückung ſchützten. Das 
war Allee. Aber es fehlte doch nicht an foldhen, bie in wohl 
wollender, ruhiger und gemäßigter Art die Verhältniffe richtig 
würbigten, bie nicht etwa auf frangöfiicherevolutionaire, ſondern 
auf englifche Verfaffungszuftände hinwieſen *), die wohl bie 
Schwierigkeiten der Lage würbigten, fie aber nicht für unüber- 
windlich hielten. 

Es erbitterte vor Allem die Beitimmung des Art. 13 der 
Bundesacte über die ſtändiſche Verfaffung. Wie befcheiven indeſſen 
die Forderungen der Wortführer waren, zeigt eine Vergleichung ber 
damaligen politiichen Zeitfchriften auf jeder Seite. Ertravaganzen 
famen erft zum Borfchein, als von hohem und niederem Abel, von 
unverbefjerlicher Beamten-Defpotie Anfprüche erhoben wurden, 
welche den Volksintereſſen geradezu Hohn ſprachen, ala die Ver⸗ 
Michtigungen der Volksbegeiſterung in den Freiheitskriegen jeden 
New im Volk erbeben machten. 

Mit Ruhe und Beitimmtheit forderte die Sffentlihe Stimme 
der in folchen Angelegenheiten Berufenen, daß bie ftänbifche Ein- 
richtung nicht angefehen werben dürfe, als gehe fie aus der Macht- 
volllommenheit ver Negenten hervor, fondern Regent und Volt 
müßten überein kommen, und biefelbe auf dieſe beftimmte Weife 
wollen ; die Volksvertretung müffe eine geſetzliche Einrichtung, 
leineswegs eine hoͤchſtverordnete Anftalt fein. Aber ſelbſt 
bei dieſer Anſicht vertraute man einzelnen Fürſten viel; und na- 
mentlich wankte, troß der Münfter’ichen Verfuche in lanbftändifchen 
Tingen bed Königreich® Hannover, da Vertrauen auf den König 
von Preußen nicht im Geringften. Die fpäter fo verjchrieene 
Nemeſis von Luden fagte über die preußifche Verordnung vom 
2. Mai 1815, welche dem preußischen Volke eine Verfaſſung ver- 
ſprach *): „Es ift nicht zu leugnen, daß Alles won oben herab dem 
Volle gegeben werde. Aber das Gegebene wird, wie wir mit Zuver- 


ſicht erwarten dürfen, gut fein, und in jeder Rüdficht lobenswürdig. 


*) Luden's Nemefid 1816. Bd. VI. 110, 
) Nemefis 1816. VI. 128. 
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„In dem König von Preußen verehrt ganz Deutfchland, ja 
ganz Europa einen der edeljten, hochgefinnten, vortrefflichen Mo- 
narchen, der das Gute, Wahre und Rechte wahrhaftig und redlich 
will, und fein anderes Ziel Tennt, als das Ziel feines braven 
Volkes“ u. |. w. 

Ein zweites Verlangen ging dahin, daß die Stände wenigftens 
zum heil, aus dem Bolfe, durch freie Wahl defjelben hevoorgeben, 
und Alle dergeftalt zum Volke gehören follten, daß fie im Rechte 
des Volks auch ihr eigenes Recht wahrten, und in der Freiheit bes 
Volks auch ihre eigene Freiheit vertheibigten, jchütten und mehrten. 
Drittens verlangte man, daß die Stände mit dem Volke, das fie 
vertreten, im beftändigen und freien Verkehr bleiben, und alle ihre 
Verhandlungen öffentlih, unter den Augen de Vol Statt 
finden jollten. 

Wenn der Regent die Stände willlürlich anorbne, meinte 
man weiter, jo würbe er fie auch willlürlich aufheben bürfen; 
wenn er fie willfürlich einrichte, jo würbe er fie auch willkürlich 
verändern, jobald er entweder Erfahrungen machte, die ihm nicht 
bebagten, ober wenn er entvedte, daß die gewählte Art feinen 
Anfichten zuwider fei. Der Regent müffe daher die Stände nict 
aus Gnade bewilligen, fondern er müſſe anerkennen, daß das 
Bolt ein Recht habe, eine ftändifche Verfaffung zu fordern, und er 
mithin die Pflicht eine ftändifche Verſaſſung anzunehmen, nicht zu 
geben *). Aber eben deswegen müſſe er mit feinem Volke, wegen 
ber Geſtaltung diefer Verfaſſung zu Rathe gehen, und mit ihm 
wegen eines vertragenen Gejetes übereinfommen. 

Daß in einer Ständeverjammlung Mitglieder feien, denen ein 
erbliches Standſchaftsrecht zuftehe, wollte man nicht tabeln, & 
Tonne viel Gutes haben. Diejenigen, welche ein echt lediglich 
ihrer Geburt verdankten, müßten nad) der Natur der Dinge am 
Alten halten, und die Erhaltung des gefchichtlich Gegebenen wollen; 
und es jet nicht nur billig, daß das Alte feine Vertheiger habe, 


*) Wir werben auf biefen Gegenftand bei der Ginwirfung ber Buntei: 
verfammlung auf bie ftändijchen Verfaſſungen weiter unten gu reben kommen. 
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imbern es fei jogar nothwenbig, daß ber Gelft, ber vorwärts treibe, 
fo weit zurüdgehalten werde, daß er nichts überfpringe. Weber- 
haupt fchien es natürlich, dag vor einem erblichen Throne einige 
andere Stühle ſtänden, die gleichfall3 erblich ſeien. Solche Stände 
könnten die wahren Mittler fein zwiſchen Thron und Volk: durch 
ihr erbliches Recht auf die Standichaft ſeien fie eind mit dem 
Fürſten, durch die Standſchaft jelbjt gehörten jie dem Volke an *). 
Denn aber die Entjcheibung der Angelegenheiten bed Voll Ledig- 
lid in den Händen erbliher Stände wäre: welches Bertrauen 
Könnte dad Volk zu einer ſolchen Verſammlung begen? Und wenn 
vollends die Laſten und Pflichten des Volks, von den fänmtlichen 
Ständen nicht mitgetragen und mitgeleiftet werben dürfte: wie 
jollte dad Bolt glauben, in ihnen ven Befreiten, Vertheidiger feines 
Rechts und feiner Freiheit zu haben? 

Bor allen Dingen drang man aber auf die Deffentlichkeit ver 
Verhandlungen. Nur dadurch fer Theilnahme de Volks an ber 
Lage und den Berhältniffen des Staats zu bewirken, nur daburch 
jei eine öffentliche Meinung und ein wahrhaftiger Vaterlandsſinn 
zu erzeugen; nur baburch fei dem guten Volksvertreter der Muth 
zu fihern, der ihm nöthig fei, und dem jchlechter Gefinnten bie 
Unbebeutfamfeit aufzubringen, die er haben ſolle; nur dadurch 
endlich könne die ganze Einrichtung fich als eine wahre Volksſache 
bewähren. Seien die Berhandlungen geheim, fo verlören fie ihren 
Einn und ihren Werth; der Tugend entgehe bie Liebe, und der 
Schlechtigkeit entjtehe die Verachtung, die ihr gebühre. Die Ver- 
fammlung ſei nichts als ein erweitertes Kabinet, und aud bag 
Beſte, dad fie etwa bewirken möchte, erjcheine nur als eine Aeuße⸗ 
zung der Willfür, weil die Gründe fehlten, auf welcher e8 ruhe. 
Es ſei eben fo unnatürlich, dem Volke den Zutritt zu feinen Ver⸗ 
treten zu verfagen, als es unnatürlich fein würde, dem Fürften 
da3 Kabinet zu verichließen, und die Minifter im Geheimen arbeiten 
zu laſſen. Wenn die Stände ehrlich und veblich das Beſte des 
Volkes wollten: warum foll diefes ihre Bemühungen nicht fehen; 





*) So ſprachen bamald die Oppoſitionsblätter. 
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wenn ſie nicht ehrlich und redlich das Beſte des Volles wollen: 
wozu fol eine ftändifche Verfaffung? 
Zwar habe durch die Beitimmung bed Art. 13 der Bunbes- 
acte gewiß jedes deutſche Volt das Recht erlangt, von feinem 
Fürften eine ftändifche Verfaffung zu fordern, wenn anders diefer 
Fürſt die Bundesurkunde anerkannt und unterfchrieben habe. 
Aber ein Mittel diefeg Necht geltend zu machen, gebe die 
Urkunde nicht. Geſetzt, irgend ein beutfcher Fürſt herriche fort 
nach alter Weile und ließe fich auf feine Stände ein: was jollte 
nun werden? Würden bie übrigen deutjchen Fürjten von ihm ver: 
langen, daß er feinem Volke gewähren folle, was fie allen ihren 
Bölfern verfprochen hätten? Aber auf welche Weife würden jie 
e3 verlangen? Doc wohl auf dem Wege biplomatifcher Verhand 
lungen, alfo würben fie die Sache bei dem Bundestage in Franl: 
furt betreiben, falls derſelbe noch zu Stande kommen follte. Aber 
was auf biefem Wege zu erreichen fei, dad habe man ja wohl an 
dem Congreſſe in Wien gejehen, auf welchem Würtemberg und 
Baden nidyt einmal zur Annahme ver Bunbezacte gebracht worden 
jet, ohne daß ihnen aus ihrer Abjonverung irgend ein Nachtheil 
erwachſen wäre. Oper jollte dad Volk felbjt den Fürften beim 
Bundestage wegen vorenthaltenen Rechtes anklagen? Aber es jei 
gar nicht ausgemacht, daß eine foldhe Klage angenommen werben 
würde, und wenn man fie annäbme, wäre man auf eben jenem 
Wege ber Diplomatie, der biöher noch zu keinem glüdlichen Ziele ge- 
führt habe. Damit würde aber die Lage des Volkes nicht gebeſſert fein- 
Auf die Bundesverfammlung hoffte fajt Niemand, man rich⸗ 
tete allgemein die Hoffnung auf die einzelnen Zürften. Gleichwohl 
verhehlte man fich auch hierbei nicht die Schwierigkeiten der Aus- 
führung. Man fragte: „Was haben fich denn die Fürften im 
Art. 13 der Bundesacte eigentlicd, aufgelegt? Die Anwort müſſe 
boch eigentlich heißen: Nichts. Der Artikel fage rein nichts, 
und es fei unbegreiflih, wie er in biefer Form und mit dieſen 
Morten habe aufgenommen werben können. Es fei mit feiner 
Silbe bejtimmt, was unter einer Iandftändifhen Verfaſ— 
fung zu verfiehen fei. Es fei der Willlür eines Jeden überlaffer, 
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wad er mit diefer Benennung bezeichnen wolle und es laſſe fich 
denken, daß man unter dem Namen einer lanbftändifchen Ber: 
faffung bin und wieder eine Einrichtung treffe, die -ein wahres 
Unglück für das Volt wäre; ließe es fich ja doch bemeifen, daß 
die 1. 9. Landſtände, wie fie in einigen beutjchen Ländern vormals 
beftanden, eine wahre Laſt für das Land gewejen und dag Leben 
niedergeichlagen hätten! Schon bie Beibehaltung oder Heritellung 
folcher Landſtände wäre eine wahre Verjpottung bes Geiſtes ber 
neuen Zeit, eine Verhöhnung des Volksſinnes und ein grober 
Wideripruch mit vielen andern Einrichtungen der Staaten. Und 
bob, wäre es denn nicht möglich, daß man noch fchleihtere ſ. 9. 
Landſtände bilbete? 

Die größte Bitterkeit erregte aber die Vergleihung des Art. 13 
mit Art. 14 der Bundesacte. Was Stein in furzen Worten tref: 
jend in Wien bezeichnet hatte: „es ift in der Bundesacte fehr viel 
von den Mediatifirten, aber fehr wenig vom beutfchen Volke die 
Rebe,” war auch ber in unzähligen Variationen audgeführte Grunb- 
gedanke des intelligenten Theile des Volkes ſelbſt. Die Weitläu- 
figlkeit des Art. 14 der Bundesacte gab zu ben bitterften Angriffen 
auf den Adel im Allgemeinen Beranlaffung, wenngleich jih auch 
hierbei die Ertravaganzen franzöfiiher Streitichriften damaliger 
Zeit durchaus nicht fanden. Aber wer konnte es auch tabeln, 
wenn man die Weitläufigfeit und Genautigfeit des Art. 14 über 
bie Verhältnifje der Reichsſtände und des Reichsadels, denn dod) 
immer nur einzelner Familien, dem äußert inhaltlofen Art. 13 
über die jtändiichen Verhältniffe bes deutichen Volkes, welches das 
Wichtigſte und Höchfte nach einer beftinnmten Richtung, dem poli- 
tiſchen Leben des Volks, betreffen jollten, vergleichend gegenüber 
ſtellte? Man verlangte durchaus nicht, und dies ift bier beſonders 
hervorzuheben, bie vollftändige Befeitigung biefed Adels, wie etwa 
in Frankreich die Liberalen damals erftrebten, fondern man gönnte 
diefen vormaligen Reichsſtänden alle Vorzüge und Vortheile, die 
mur irgend mit ber Gerechtigkeit gegen bie übrigen Staatsbürger 
vereinbar waren. Man hatte nicht? dagegen, daß die reichsfürſt⸗ 
lichen und gräflichen Häufer zu dem hohen Adel gehören, unb 
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daß ihnen die Ehenbürtigkeit bleiben ſollte. Selbſt gegen die 
Familienverträge und privilegirten Gerichtsſtand hatte man im 
Allgemeinen nichts. Aber man überfah damals fchon nicht die 
Beitimmungen, welche auf ein Princip binwiefen, das mit einer 
wahrhaft ftändiichen Verfaſſung und einer wahrhaften Volksfreiheit 
nicht verträglich fein konnte, 

Den fortgefchrittenenen politiichen Anſchauungen widerſprach 
am meiften die Bevorzugung in Anfehung der Bejteuerung. 
Es war gewiß nicht unrichtig, wenn man fchon damals fagte: 
„Man möchte glauben, daß ber Hohe Adel folchen Vorzug nicht 
annehmen würde; allein er hat ihn vor der Bundesacte 1814 fchon 
angeiprochen, und inZbejondere in Würtemberg mit Hartnädigleit 
geltend zu machen gejucht.” — Wie weit entfernte ſich mit folchen 
Forderungen der deutiche Neich3abel von der Stellung des englijchen 
hoben Adels. „Ein folches Privilegium würde fih ein Mitglied 
bes engliichen hohen Adels nicht ausbedingen,“ fagt über dieſe Ber: 
bältniffe, der font milde urtheilende Bülau ”). 

Nicht minder machte bie Befreiung vom Kriegsdienſt böfes 
Blut. Man jah darin eineötheil die Aufrechthaltung der ver- 
haßten Confcription und anberntheild die Pflicht des fteuerfreien 
Eigenthums de3 Adel mit dem Gut und Blut des Bauern und 
Bürger? zu vertheidigen. Hielt man nun biergegen bie Rechte, 
welche den übrigen Staatöbürgern in der Bundesacte Art. 18 ein: 
geräumt waren, jo war das Rejultat des Vergleichs freilih traurig 
genug, um die höchite Mißſtimmung hervorzurufen. Denn worin 
beftanden diefe Rechte? Die bitterfte Antwort gab wohl Sefferfon : 
„Die Eitte, Völker wie Vieh zu verſchachern, fcheine ein Theil des 
europätfch-feitländiichen Völferrecht3 werben zu jollen ). Wäb- 
vend man dem Mediatijirten das Recht des beutichen Bürger: 


+) Bülau, Gefhichte Deutſchlands von 1806 — 1830. ©. 367. 

*°) Wie anders handelte ber fonft wahrlih nicht weichherzige Friedrich 
Wilhelm I., König von Preußen: „Ich müßte wohl verrüdt ober beicifen 
fein, wenn ich euch meine treuen Unterthanen gegen frembe Hallunken ver: 


taufchen wollte”, antwortete er ben beforgten Bewohnern ber Grafſchaft 
Marf auf ihre Bitte, 
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thums im eminenten Sinne verlieh, handelte man gerade wie nach 
dem Luͤneviller Frieden mit Köpfen, ſchätzte die halben und viertel 
Selen”). Daß bei großen politifchen Veränderungen alt erprobte 
treue Unterthanen nicht erhalten werden Tönnen, ift, wenn aud) 
traurig, mit beitem Willen oft nicht zu vermeiden. Aber ein 
Shader mit denjelben ift im höchiten Grabe wieberwärtig, un⸗ 
fittlich, verberblich. Und was gewannen tauſende braver verfaufter, 
jetzt von einander geriffener Unterthanen dagegen? Erſtlich konnte 
en jeder beutfche Unterthan Grundeigenthum in einem anbern 
taste erwerben, als den er bewohnte, ohne mit mehreren Ab: 
gaben beläftigt zu werben; aber die Polizei bed Staats, in welchem 
er Grundeigenthum gekauft hatte, konnte ihm die Erlaubniß des 
jtändigen Wohnorts verjagen. 

Zweitend hatte er auch bie Befugniß des freien Wegzuges 
aus einem Bunbesftaate in einen andern; er mußte aber 
vorher bemeifen, daß dieſer andere Staat ihn wirklich als Unter: 
than aufnehmen wollte Drittend konnte er zwar in Civil- ober 
Militairdienſte (eine® andern Bundesſtaats) treten; aber es ver. 
ſtand fich dabei, daß er vorher die Verbindlichkeit zum Militair- 
dient in feinem biöherigen Baterlande erfüllt haben mußte, es war 
leineswegs genug, daß er in dem neuen Baterlande, d. h. in bem 
deutihen Bunbedftaate, in welchen er überfiebelte, daß ge- 
meinfame Vaterland, nämlich Deutichland zu vertheidigen hatte. 

Viertens, war jogar verjprochen, daß man fich auf dem erften 
Bundestage mit Verfügungen über die Preßfreiheit beſchäf— 
tigen wolle; aber freilih war von diefen Verfügungen nur 
geſagt, daß jie gleichförmig fein jollten, was der “Inhalt fein 
werde, war durchaus ungewiß. 

Eudlich war auch noch beftimmt, daß die Verſchiedenheit ber 
chriſtlichen Religionzparteien keinen Unterjchied in ben bürgerlichen 
und pelitiichen echten begründen koͤnne. In vielen, ja den bei 





*) Baiern wollte die Untertfanen der mebiatifirten Fürften nur als 
Drittelfeelen gelten laſſen; bagegen nad einer umlaufenden Sage die Frank: 
furter Seelen jede zu drei anſchlagen. Die Juden daſelbſt auch? — 
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weiten meiften Staaten, war biefe Beftimmung aber fchon Rechtens, 
nur für Oeſterreich hatte fie bis 1848 faft gar feine Folgen. 

Das waren die gewährten Vollsrechtel — Kein Wunder, daß 
die Bundesacte von Anfang an, feine Eympathie bei dem Volke 
erregen konnte. Deshalb war auch gar wenig Verlangen nad 
einem Bundesgericht, welches dieſe Nechte fchügen follte. 

Man jah überhaupt die Notwendigkeit eines Bundesgerichts 
nur im engeren oder vielmehr engiten Kreife ein. Durchgängig 
herrſchte zu den deutſchen Landesgerichten ein im Ganzen nicht 
unverbiented Vertrauen und bie deutſchen Zuftände waren bis dahin 
gar nicht geeignet gewefen in ber großen Menge, ja ſelbſt in ge 
bildeten Kreiſen ein Bedürfnig, wie es ein Bundesgericht ausdrückt, 
lebendig werben zu laſſen *). Heute ift das freilich anders; heute 
jtreben die conjervativften Staatömänner Oeſterreichs nach Eonfti- 
tuirung eines Bundesgerichts! 

Indem wir bie öoͤffentliche Stimme ber Berufenen über 
den Inhalt der Bundesacte vorführten, wollen wir durchaus 
nicht die Schwierigleit ber Herſtellung eines neuen und befriedi- 
genden Zuſtandes der dentſchen Verhältniſſe außer Acht gelafſen 
haben. Es genügt auf Schaumann »), v. Türckheim **), Bü- 
lau +), Perb FF) zu verweiſen. Diefe Schwierigleit leitete ſich von 
dem weitphälifchen Frieden her, in welchem dad Nebeneinander- 
beitehen einer Reichs- und Landeshoheit Grundlage der Zu: 
jtände wurde, wobei jedoch der Natur und dem Gange der Dinge 
nad) die legtern zu überwiegender Geltung gelangen mußte, weil 
eine wahrhafte Vermittelung der Reichs- und Lanbeshoheit in dem 
weſtphaͤliſchen Frieden nicht gefunden werben Tonnte und in ber 
Reichsverfaſſung ſelbſt nicht die Mittel gegeben waren, welche zur 
Aufrehthaltung und Achtung ber Geſetze dienen Ionnten. Deshalb 


®) Voß, Zeiten 1817. I. p. 126 — 137 das Bundesgericht betreffend. 
**) Schaumann, Geſchichte des zweiten Pariſer Friedens. S. 237 ff. 
eoe) v. Zürdheim, Betrachtungen auf dem Gebiete der Verfaffungd: und 
Etaatenpolitif. Tb. II. S. 230 ff. 290 ff. 
+) Bülau, Gefchichte Deutſchlands von 1808 — 1830. S. 368 fi. 
++) Perg. IV. ©. 41 — 433. 
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ſchwand auch bald die letzte Spur ber Anhänglichkeit an die Reichs⸗ 
verfaffung unb insbeſondere an das Oberhaupt des Reihe. Das 
erfte Beiſpiel inbeflen eines gegen Kaiſer und Reich geführten 
Krieges gab nicht Friedrich der Große, fondern Baiern im jpa- 
niſchen Srbfolgefriege, wo es ſich als Verbünbeter dem Reichsfeinde 
anſchloß. Preußen ſagte ſich, mie ein ſüddeutſcher Staatsmann 
richtig bemerkt *), nur von einem Schattenbild des Reiches, von 
anem Borurtheil, los, während Batern offenen Abfall und ver: 
tätheriihen Mebergang zum Reichsfeinde beging. Der Rheinbund 
brachte, was der That nach laͤngſt beſtand, bie einzelnen fouverainen 
Staaten, in eine völferrechtliche Verbindung auch der Form einer 
neuen gejelichen Orbnung nach und zwar nicht bloß in ber Perfon 
ber Fürften, fondern auch in der Gefinnung der Unterthanen dieſer 
Etaaten, indem fich der Patriotismus auf die engen Gränzen jedes 
feinen und kleinſten Staates beichränfte, das Gefühl für ba 
große Deutfchland ganz und gar abhanden gelommen war. Diefer 
Gang der Dinge war ein gefchichtlich nothwendiger. Denn vie 
tonnte ſich aus ber bemüthigenden Unterorbnung unter bie erbärm- 
lihiten Berhältnifje Kleiner Patrimonialherren **) wohl ein Gefühl 
für Nationalität bilden, wie eine eigentliche Volksgeſinnung auch 
nur zu Tage treten? Die kurze Zeit der Erhebung von 1813 
und 181& hatte jene Länder wenig berührt, und bie harte Schule 
der Leiden, welche Preußen fo tief gefühlt hatte, war ihnen nicht 
zu Theil geworben. Es ift daher ſehr wohl zu beachten, daß dieje 
Geſinnung der Unterthanen ver Rheinbundfürften neben ben in ber 
Einleitung von und ausführlich beleuchteten Urſachen, eine große 
Schwierigkeit für die Neugeftaltung Deutichland am Wiener 
Congreß abgab, weil fie biefen und Defterreih das Spiel erleich: 
terte. Dagegen konnte bad hochgefteigerte Gefühl der Preußen 
allein nicht zu einer wahrhaften Einheit des deutſchen Reiches 
führen, auch wenn Friedrich Wilhelm IM. demfelden nachgegeben 


°) v. Zürdheim. II. ©. 166. 


*.) Man fehe die Gingabe Iſenburgiſcher Untertanen an ten Wiener 
Tengreß bei Kläker. 
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hätte; denn felbft in Preußen war mehr preußifcher ala beuticher 
Patriotiämus. Preußen war vorhanden, aber Deutichland? Em 
Schatten; und für ein Schattenbild ift ein Nationalgefühl zu er: 
zeugen unmöglich. | 
Aber wenn man auch die Schwierigkeit der Herftellung einer 
neuen Ordnung der Dinge anerkennen, wenn man auch zugeben 
muß, daß bie Herftellung des Kaiſerthums unmöglich war, daB 
auch ſelbſt die Heritellung eine Bundesſtaats mit großen Hiner: 
niffen zu tämpfen hatte, fo lag doch darin durchaus nicht bie 
Nothwendigkeit, bie dringenften und berechtigiten Forderungen 
deutſchen Volles, welche den Anfang einer Volksfreiheit bezeichnen 
zu mißachten. Nicht um die Herftellung eines Bundesſtaats *), 
mit Einrichtungen wie die Vereinigten Staaten von Nordamerilo 
fie befigen, handelte es ſich zuletzt, fondern um vie befcheidenen 
Forderungen, welche wir oben als die Carbinalpuncte zur weiteren 
Entwickelung Deutfchlands bezeichneten, um Erringung eines gewiſſen 
Minimums an ftänbifchen Rechten, um gleiches Unterthanenteit 
in allen Staaten, durch polizeiliche Chicanen unverkünmerte drei: 
zügigkeit, ausnahmsloſe Stellung vor dem ordentlichen Richter, 
Aufhebung der Leibeigenschaft, vechtliche Gleichheit aller chriftlicen 
Sonfeffionen, einheitliche Gefeßgebung in Zoll: und Handelsſachen, 
— aljo nicht um in der Luft ſchwebende Theorieen von Grund 
vechten, fondern um greifbare, auch ohne Bundesſtaat überall 
durchführbare *) und unbedingt für die großen Opfer des deu 
ſchen Volkes zu gewährenden Rechte, welche ven Anfang DI 
Volksfreiheit bezeichnen, wurde von Stantsmännern gekämpft . 





*) Wir fehen hier von ber theoretifchen Erörterung ber Begriffe Staaten: 
bund, Bunbeöfaat durchaus ab; biefe Grörterungen find zum Ueberfluſſe 
angeftellt. Die beften Auseinanberjegungen darüber fann man bei Vollgraff 
und Droyſen nachleſen, und die Staatslexica unter dieſem Artikel vergleiben. 

**) Selbſt fremde Staaten hatten die Garantie ſolcher Rechte zum 
Oefteren übernommen; man denke an bie Garantie ber würtembergiſchen 
Berfafjung durch Dänemark, fowie an bie Barantieen bes WeRph. Friedens. 

**e) Man vergleiche Schaumann's vortrefflicden Vergleich ber Bett: 
bungen teutfcher Patrioten im Jahre 4814 u. 1815 mit den Yorberungen der 
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Eine Theorie eines deutſchen Bundesſtaats wurbe auch damals von 
Kiemanden am Wiener Congreß aufgeftellt, weil die leitenden 
Perfönlichkeiten jehr wohl einfahen, daß ſich ein Bundesſtaat, wie 
man ihn fonft zu befiniren pflegte, mur für einen Bund von 
Republiten möglich geweſen wäre*). Es iſt Leicht begreiflich, daß 
der Uebergang zu einem Bundezftaate in republicanifchen Bundes⸗ 
ftaaten gefahrlofer und jchneller als in monarchiſch regierten 
Staaten ift, daß es leichter in neuen ala in alten Rulturftaaten, 
und gefahrlojer in denjenigen Staaten ift, in welchen vie focialen 
Verhältniffe die Stände des Volkes in ihrer Bildung weit von 
einander jcheiden. Dennoch glaubte man 1848 ſich die Sache fo 
leicht machen zu können! Daß aber die beſcheidenen Wünſche der 
damaligen Zeit nicht erfüllt wurden, mußten die Nation mit 
Trauer und Ingrimm erfüllen, und wenn es auch richtig tft, was 
Bülau **) jagt, daß die Preußen bei Ligny und Waterloo freudig 
und tapfer Fämpften, obwohl! fie die Veroronung vom 22. Mat 1815, 
in welcher dem preußifchen Volke eine reichsſtaͤndiſche Verfaſſung 
zugefagt war, nicht kannten, wenn auch in dem Aufruf von Kaliſch 
und in dem des Königs von Preußen an fein Volt Feine Haren 
Verfprechungen gewifjer Volkzrechte enthalten waren, jo war Trauer 
und Ingrimm der Nation, insbeſondere ber aufgeregten Jugend 
wohl erflärlich und wohl berechtiget, und vielleicht um fo mehr, als 
Alle die Erfüllung allgemeiner Verheißungen in bie Hand ber 
Fürſten gelegt hatten. 

Die öffentliche Meimung wendete ſich daher von Anfang von 
der beutichen Bunbesverfjammlung ab und es hätte bedeutender 
und tief eingreifender Handlungen, namentlich der nad) fofortigen 
Zufammentritt unverweilten in Augficht gejtellten Feſtſtellung der 
organifchen Bunbeögejege bedurft, um das verlorene Zutrauen 
wieder zu gewinnen. Bekanntlich hielten aber die Fürſten ſchon 
ihr erſtes Verfprechen bes Zufammentrittes der Bundesverſammlung 


Männer von 1858, welche bie Paulskirche leiteten, in Raumer's hiſtor. Ta⸗ 
ſchenb. 1850. ©. 362 ff. 
*°) ©, Eeite 15 ff. 
“s) Bülau, Geſchichte Deutichlants von 1806 — 1830. 
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am 1. September 1815 nicht und erregten damit in der Nation 
ein großes Mißbehagen. Es war außer den wenigen Eingeweibten 
Niemand, welcher die Urjachen der Verzögerung, allein Schuld ber 
unabäãnderlichen Verhältniffe, überjehen konnte. Die Verhandlungen 
zu Paris nad) dem Sturze Napoleon? hatten von Neuem gezeigt, 
wie jehr die deutſchen Mächte vor dem Auslande auf der Hut fein 
mußten. Den Kampf der deutfchen Staatömänner für Deutich- 
lands, alte abgeriffene Provinzen und zu feiner Sicherheit noth- 
wenbige Feſtungen von Frankreich wieder zu gewinnen, führte zu 
jehr unvolllommenen Rejultaten. Fürft Metternich übergab zwar 
eine ausführliche Denkſchrift *), ebenjowohl Humboldt **) in Bezug 
auf die an Frankreich für zukünftige Garantie des Friedens zu 
leiftenden Entſchädigungen und Abtretungen; e3 war barin fran- 
zöſiſcher und rujjischer Prätenfion entgegengetreten. Aber biefe 
Bemühungen, noch unterftügt von ben Denkichriften anderer 
Staat3männer, SKnefenbe und Boyen, und felbjt durch die ein- 
bringlichen Mahnungen Baiern und eine vortreffliche Denkichrift 
des Kronprinzen von Würtemberg, konnten den, in der preußifchen 
Erklärung vom 4. Auguft 1815 verlangten Sidyerungen gegen 
Frankreichs ſpätere Gelüfte einen Erfolg gegen bie vereinten Be— 
mühungen Rußlands, Frankreichs und Englands erringen. Welch’ 
eine Erjparung in den nothwendigen bereit zu haltenden Kriegs 
mitteln des beutfchen Bundes wäre in Zukunft eingetreten, wenn 
nach den preußiihen Vorſchlägen die jchügenden Feſtungen von 
Dünkirchen über Lille und Meb ſammt dem ganzen Elſaß an 


*) Ehaumann, ber zweite Barifer Frieden. 1844. ©. XXXI. — ME- 
moires d'un bomme d’etat. XIII, 291. Gagern. V. 90. 
°*) Berg. VI. 506 — 5%. 

“.*) Es wurben verlangt: Dunkirchen, Grevelingen, Gaffel, Lille, Condé, 
Douay, Balenciennes, le Duednoy, Landrecy, Avesnes, Maubeuge, Philippe⸗ 
ville, Marienburg, Sharlemont, Bivet, Rocroy, Mezteres, Montmedy, Longwy, 
Thionville, Meg, Saarlouie, Eaargemünd, Bitſch, Landau, Befort, Müm- 
pelyard, Fort Joux, Fort Laelufe, Fort Barreaux, Brianeon, Elſaß und 
Savoyen. — Wan betrachte dieſe furchtbare Angriffspofition gegen Deutſch⸗ 
land gegen das, was uns jept zu Gebote fieht. Wie wenig davon ift an 
Deutichlant gelommen! 
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Deutfchland gelangt wären! Hier lag ein bringended National 
interefle vor — die fliegende Nation follte den Schu erhalten, 
welchen bisher Frankreich beſeſſen. Wurbe bie erreicht, fo burfte 
dad Bundes-Contingent auf die Hälfte herabgejett werden! Süb- 
beutfchland würde jeßt nicht die fait ohnmaͤchtige Schwäche gegen 
einen franzöfiichen Eroberungßfrieg zeigen. Aber auch ver von 
Hardenberg zu Hülfe gerufene Freiherr v. Stein vermochte nicht? 
gegen bie vereinigte Politik Rußlands und England? und Frank 
reichs augrichten. Die vereinigten Bemühungen des Königd von 
Preußen und der Kronprinzen von Baiern und Würtemberg ftimmte 
Alexander jo wenig um, als die Verſuche des Königs der Nieber- 
lande, oder gar die fchon mit großer Mißgunſt angejehenen Artikel 
des rheinischen Merkurs, deſſen leidenſchaftlicher Ton der guten 
Sache ſchadete *), oder endlich die übrigen Verſuche ber Preſſe, 
worin ſich die öffentliche Stimme grollend vernehmen ließ *). Noch 
wäre wohl etwas mehr zu erreichen geweſen, ala fpäter erreicht 
wurde, wenn Oejterreich bei Preußen feitgehalten hätte Allein 
dieſes gab am 8. September 1815 den engliſch-ruſ— 
ſiſchen Forderungen, welde Frankreich ſtark und 
Deutſchland ſchwach fein zu laffen wünſchten, nad. 
Preußen allein, auch mit Unterjtüßung ber beutjchen Fürften, 
war zu ſchwach, um fich dem vereinigten Willen der andern vier 
Sroßmächte entgegen zu ftellen, und jo mußte der ſchwere Schritt 
geſchehen, welcher Deutichland nach fo ungeheuren Opfern eine 
ſchwache Gränze gegen Yyranfreich verlieh. Hierfür war der Ab— 
ſchluß des von den Völkern mit Mißtrauen betrachteten ***) Bei- 
ligen Bundes (26. Septbr. 1815) wahrlich fein Erfaß. 

Wir glaubten auf die Schwierigkeit der Zeit und Kräfte abe 


*) Edyaumann. 1. c. ©. 146. 

ee) Iſt Frankreich weniger furdtbar ohne Napoleon? — Der Einfluß 
der neueften triegerifchen und politiſchen Ereigniffe auf bie öffentliche Meis 
nung in Deutfchland 4815. — Ueber daß Yntereffe der Staaten von Süd⸗ 
dentſchland, in Bezug auf bie Garantien, welche Frankreich anzufinmen find. — 
Simmtlide Schriften find anonym erfchienen. 

°.., Gervinus. 1. 252. 
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jorbivenden Verhandlungen zu Paris bi zum Ende bed Fahres 
1815 hinweiſen zu müffen, um bie Unmöglichfeit der man 
zum 1. September 1815 verjprochenen Eröffnung der Bunbes- 
verfammlung feitzuftellen. Denn es iſt jebt noch felbft bei ben 
befjeren Schriftftelern ber Vorwurf über die am 1. September 1815 
nicht geſchehene Eröffnung der Bundesverſammlung ein jehr belieb- 
tes Schlagwort gewifjer Richtungen. Leichter wäre es im Laufe 
des Jahres 1816 geweſen, dem gegebenen Verſprechen nachzukommen. 
Aber die beiden Großmächte konnten die Eröffnung der Bundes⸗ 
verſammlung nicht wünfchen, bevor ihre durch die langen Kriege 
berbeigeführten Zerrüttungen des inneren Staatshaushaltes einiger: 
maßen durch beſſere Zuſtände erfet waren. Für Preußen lagen 
noch andere Gründe vor, die wir weiter unten erörtern werden. 
Defterreich hatte natürlich gar Fein Intereſſe auf die Eröffnung 
der Bundesverfammlung zu dringen. Baiern und Würtemberg 
wollten wo möglich mit fertigen Verfafjungszuftänden der Bundes⸗ 
verfammlung gegenüber treten, um die Einwirkung diefer letzteren 
auf ein Minimum zu rebuciren. Die Geſandten der übrigen 
deutichen Staaten warteten deshalb faſt ein halbes Jahr vergebens 
in Frankfurt auf die Erfcheiming ihrer Collegen aus den großen 
Staaten; ihre Lage der zujchauenden, fpottenden Nation gegenüber, 
die fich deutlich genug in der Preſſe Außerte, war eine jehr ver: 
legene, und die daraus erzeugte Stimmung war mit ein Haupt: 
grund, daß die preußifchen Beitrebungen zu einer gleihen Stellung 
mit Dejterreich zu gelangen, von jo geringem Erfolg bei der Er: 
öffnung ber Bundesverfammlung waren. So verfloflen vierzehn 
Monate nach dem in der Bundesacte beitimmten Zeitpuncte, bevor 
die Bundesverſammlung wirklich eröffnet wurde. Es follte am 
1. Septbr. 1815 geſchehen und geichah erſt am 5. Novbr. 1816. 
Was von Hoffnungen auf die Wirkſamkeit der Bundesverſamm⸗ 
lung etwa noch im Volfe gelebt hatte, verſchwand bei den Meiſten 
mit der von Gagern gejchehenen Aeußerung: „es ift der fehlerhafte 
Glaube verbreitet, dag die Bundesverjammlung ein prompter Arzt 
ober ein Quackſalber für alle denkbaren Schäden und Bergemwal: 
figungen fein ſolle.“ Der öfterreichiiche Geſandte hatte in feinem 
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erſten Bortrage nach feierlicher Eröffnung der Bundesverfammlung 
nachbrüdlich darauf hingewieſen, daß der dentſche Bund ein Staaten- 
bund, fein Bundesſtaat fei; er fügt zwar hinzu, daß er mehr jei 
als ein bloßes Schub- und Trutzbündniß, weil dag National 
bedürfniß, als der einzige richtige Leititern für 
Staatenverhältnisfe, mehrere erheijcht habe. Zu bald jollte 
fich zeigen, daß bie bejorgten Stimmen der damaligen Zeit wohl 
Recht hatten, wenn fie den Zweifel aufftellten, ob auch die Rede 
ehrenwerther Männer am Bundestage, ja felbft ihre Beichlüffe 
Erfolg im Einzelnen und im Ganzen haben würden *)? Daneben 
gab ed aber auch bejonnene Männer, wie 3. B. Heeren **), welcher 
mit der Ächt deutſchen Eigenthümlichkeit von neuen Einrichtungen 
ſtets Bedeutendes zu hoffen, von der Bunbesverfammlung eine er- 
Iprießliche Ihätigkeit hatten, und noch in dem vierten Decenium 
unſeres Jahrhunderts gab es jonft einfichtige Männer von Be 
deutung, welche die Bundes und Schlußacte ver Entwidelung des 
deutſchen Volkes gemäß hielten, 3. B. J. v. Türckheim und 
Bũulau ). 


*) Nemeſis. VIII. 409. 
“e) Sceren, ber dentſche Bund in feinem Verhältniffe zum europätjchen 
Saatenfyitem. Göttingen, 1817. (Werke. Tb. 1) 
es) v. Türkheim. Betrachtungen auf dem Gebiete der Verfafjungs- und 
Etastenpolitif, 1842. Th. II. S. 184. 230. — Bülau, Geſchichte Deutſch⸗ 
lands ze. ©. 385 ff. 
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Die Zeit von 1816 — 1824. 





Erftes Kapitel. 


Borberritungen zur Eröffnung der Bundesnersammlang. 


Die Bemühungen Metternich’s, ſchon feit dem Sommer 1813 
bemerfbar, ben König von Preußen gegen ben Aufichwung des 
preußifchen Volkes mißtrauiſch zu machen, die bereitwillig mitwir- 
tende Unterftübung der im Metternich's Sinne handelnden preußi⸗ 
chen Minifter, Golg und Wittgenftein *), ven König von Preußen 
mit geheimen Verbindungen und Verſchwörungen zu ängftigen, ja 
ſelbſt die Brofchüren der Kamtz und Schmalz, welche die Helden: 
thaten von 1813 biß 1815 nur dem gemöhnlichen Unterthanen- 
gehorfam der Preußen zufchrieben, fehr wohl wifjend, daß fie damit 
bie ſchwache Seite nicht nur Friedrich Wilhelm’3 IH. von Preußen, 
jondern aller Fürften, beſonders angenehm berührten — hemmten 
zwar für den Moment in Preußen wohl die Berfaffungsangelegen- 
heit in ihrem Fortſchritte, waren aber doch nicht zur Verhinderung 
bed Zufammentrittes des Bundestages mächtig genug. Denn Met: 
ternich ſah jebt wohl ein, wozu ihm der Bundestag nützlich werden 
fonnte, und fuchte deshalb den Eifer feiner Freunde in Berlin zu 

°) Sr. v. Golg, Kircheiſen, bie Staatöräthe von Lottum, Schuckmann 


und v. Bülow, dem fich General Kneſenbeck anichloß, machten bie Wittgen⸗ 
Rein’iche Partei aus. 
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mäßigen. Die Gejanbten ber einzelnen Staaten fanden fich alfo 
nah und nach in Frankfurt ein, (Sommer 1816) nur Preußen 
zögerte, einen Bundesgeſandten zu ernennen. Oeſterreich hatte ben 
Grafen Buol-Schauenftein zum Gefandten ernannt. Früher hatte 
Metternich dem Freiheren v. Stein den Antrag gemacht in Oefter- 
reichifche Dienite zu treten (Septbr. 1815) und als Präfident bes 
Bundestages zu fungiren; aber Stein fchlug den fpäter erneuerten 
Borichlag aus. Er that dies wohl deßhalb, weil ihn feine Nei- 
gungen durchaus nicht nad, Oeſterreich zogen. Wie ange hätte 
wohl ein Verhältniß zwiſchen Metternich und Stein bauern follen ? 
Welche Antwort würde Stein wohl an Metternich ertheilt haben, 
wenn ihm Vorwürfe von demſelben gemacht wurden, wie fie bem 
Grafen Buol-Schauenftein in der Hoffmann'ſchen Beichwerdefache 
in Wien im April 1817 zu Theil wurden)? Gleich darauf 
machte ihm Hardenberg den Antrag, die Stelle eined preußiichen 
Bundestagsgeſandten anzunehmen. Aber auch das fchlug Stein 
aus, wie er an den Herzog Franz von Deffau (1. Dechr. 1815) 
ſchrieb: „weil ver deutiche Bund eine jo unvolllommene politische 
Anstalt jei, und die Möglichkeit zu einem vernünftigen und Eräftigen 
Schluffe in irgend einer Angelegenheit zu gelangen wegen ber Ge- 
finnungen mehrerer größerer deutſcher Fürſten, und wegen ber 
fehlerhaften Verfaffung felbft, fo entfernt Liege, daß es gewik für 
feinen Vaterlandsfreund erwünfcht fein koͤnne, zu der Bundes⸗ 
verfammlung abgeoronet zu werden »).“ Er wäre jeboch, fügt er 
Binzu, zur Webernahme ber ihm von Hardenberg zugebachten 
Stellung bereit gewefen, wenn man ihm noch einen Eollegen bei- 
geordnet hätte, der ihm erlaubte fich fo oft und fo lange zu ent- 
fernen, als es feine perjönlichen Verhältniffe erforberten.” Doch 
war bied wohl nur Vorwand; ben wahren Grund der Ablehnung 
führte er bei einer anderen Gelegenheit an: „ich lehnte es, wegen 
meiner Abneigung, mich in den Verhältniſſen ver Abhängigkeit zu 
ſehen, von einem Manne, ben ich jo wenig achtete, wie ben Staats⸗ 





) Bir kommen weiter unten barauf. 
ee) Perg. V. ©. 26. 
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tanzler, ab, von dem id) vorher ſah, daß er ınich bei irgend einer 
Gelegenheit oder aus irgend einer Beranlaffung aufopfern würde *). 

Nachdem Stein abgelehnt, fiel Hardenberg’ Wahl für bie 
Stelle eines preußiichen Bundestagsgefandten auf Herrn v. Hän- 
lein. Zwiſchen Wien und Berlin fanden einftweilen Vorverhand⸗ 
lungen über die Eröffnung des Bundestage® und das gegenfeitige 
Verhaͤltniß Deftereihd und Preußen? am Bunde Statt, deren 
näherer Inhalt, jo wenig ala Inhalt *) und Gang ber Unterhanb- 
ungen (Octbr. 1814) über den preußifchen Entwurf einer beut- 
ſchen Berfaflung zwiſchen Harbenberg, Metternich und Münſter, 
deren Rejultat in Bezug auf die gegenfeitige Stellung Defterreichd 
und Preußens in und neben dem Bunde aber zum dauerden Nach⸗ 
theile Preußens ausſchlug, bisher nicht befannt geworben tft. Erft, 
nachdem dieſe Mitte Juni 1815 dbeendigt, erhielt v. Hänlein, 
Geſandter in Caſſel, feine, jchon länger vorbereitete Inſtruction. 
Hardenberg und Metternich wünjchten ein inniges und vertrautes 
Verhaͤltniß zwiſchen Defterreih und Preußen als nothwendig zur 
Erreichung der gemeinfchaftlich vorgefeßten Ziele und trafen ſelbſt 
eine fürmliche Verabredung dahin, daß Defterreich ohne Preußen 
in Frankfurt nicht? vornehmen werde »*). Als aber nun Har- 
denberg darauf drang, baß die frühere mündlich gemachte Zu: 
jiherung Metternich's, (Baden, Octbr. 1814), einer völligen 
Gleichheit Preußen? mit Defterreih, im Bunde und neben ein- 
ander, womit fich leichtjinniger Weile Hardenberg damals begnügte, 
in einen förmlichen Vertrag T) gefaßt werden follte, jo zeigte ſich 
von Neuem, was auf Metternich's AZuverläffigkeit zu geben 
war 47). Hardenberg hatte auf Metternich's Zuſage, daß bie 
Berhandblungen zwilchen dem öfterreichifchen und preußischen Hofe 
vertraulich geführt werben follen, viel gebaut. Aber dieſe Zulage 


°) Berg. V. ©. 26. 
°*.) Berg. IV. €. 177. 
ee⸗e) Perg. IV. S. 92%. Es verieht ſich von ſelbſt, daß wir hier Perg 
in der Sauptiache folgen. 
+ ©. Anhang Wr. 2 
7?) Berg. IV. 128. 
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hinderte einen Diplomaten von Metternich’”3 Character in keiner 
Weiſe, fie jofort zu brechen, wenn es ihm nüßlich ſchien *). Schnell 
unterrichtete er, um gegen Preußen einzunehmen, mehrere Gejandte 
in Frankfurt, von dem projectirten Vertrage Hardenberg's, und in 
Folge bejonderer Inſtructionen lehnte der öfterreichiiche Bundesge- 
jandte, Graf Buol-Schauenftein, bei Ankunft Hänlein’3 in Frankfurt, 
das Eingehen auf ven Vertrag ab und bejtand auf Mittheilung an bie 
übrigen Geſandten. Wilhelm v. Humboldt unterrichtete Hänlein vom 
Bruch des Geheimnifjes, was Otterſtedt beftätigte. Die verfpätete An- 
funft Hänlein’® hatte bie übrigen Bundestagsgeſandten jehr ver- 
jtimmt, die Eiferfucht auf Preußen und die Furcht, daß bei größerem 
Einfluſſe deſſelben die Beitrebungen nad) bunbesftaatlichen Einrich⸗ 
tungen wieder in den Vordergrund treten dürften, enblich der Spott 
der Preſſe thaten das Uebrige, um für den Vertrags-Entwurf von 
Anfang an einen Erfolg unmöglich zu machen. Vorzüglich waren 
es die unter Nr. 4 des Entwurfes angegebenen Borjchläge, daß 
bie Contingente der einzelnen deutſchen Bundezfürften, deren Mann- 
haften nicht ftark genug feien, um eigene Corps zu bilden, zu 
den öfterreichifchen und preußifchen Heeren ftoßen, fich derer Ober: 
beiehlen unterordnen und in ihrer Organifation auch in Friedens⸗ 
zeiten ſich hiernach einrichten follten, welde Erbitterung und 
Beſorgniſſe bei allen Staaten von Sachſen und Württemberg an 
abwärts für ihre Selbitftänvigfeit erregten. Wie eifrig die mitt⸗ 
leren und Heineren Staaten in ven Bundeskriegsangelegenheiten 


*) Es ift jehr interefjant, dazu das eigene Urtheil Metternich’8 über fich 
zu vergleichen, wie 3. B. Gagern an Stein fehrieb, ald er mit Metternich auf 
dem Sobanniäberg eine lange Unterrebung hatte, (Perg. VI. 284-288) ober 
wie noch fpäter Metternich gegen Varnhagen v. Enſe fi äußerte. (Denf- 
wäürbigfeiten, Bb. 8.) „Die bebeutenbiten Männer aller Parteien, hören 
Sie wohl, id fage aller haben fich mir genähert, mehr ober minber mit 
wir angefnüpft, ihre geheimiten Pläne mir eröffnet, und feiner hat fich fchlecht 
Dabei befunden, jedem habe ich das Nöthige gejagt, Feiner je dem anderen 
verrathen, im Gegentheil. Wie der katholiſche Veichtvater habe ich in miß- 
lichen Gollifionsfällen ſtets Lieber mich aufgeopfert und oft ſchwer bafür ge- 
litten, daß ich das mir bewiefene Vertrauen geehrt und fremdes Geheimniß 
wohl bewahrt Habe..." 


— —- - — 
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ihre ſouveraine Stellung dem bominirenben Einfluffe Oefterreih und 
Preußens in der Bundesverfammlung aufrecht zu erhalten ftrebten 
und wie fie nicht das Geringjte ohne einen bis zur Außerften Hart- 
nädigkeit geführten Kampf, hiervon abzugeben gefonnen waren, 
zeigen fpäter die vertraulichen Verhandlungen der Jahre 1817 — 
1819 am Bundestage über die Bildung des 8. Armeecorps und die 
Mebernahme der Bunbezfeftungen, welche bisher nicht in die 
Deffentlichkeit gelangten, auf welche wir aber weiter unten genauer 
zurückkommen werden, weil ſich in ihnen der damals die Kabinette 
beherrjchende Geijt in Bundesſachen am veutlichiten ſpiegelt. Selbft 
Deiterreich Tonnte in feinem Intereſſe den preußifchen Vorſchlägen 
wenig geneigt fein, weil bei ber beanfpruchten Theilung in Nord 
und Süddeutſchland, Defterreich nur die Contingente von Würtem- 
berg, Baden und Heſſen-⸗Darmſtadt zugefallen wären, alle übrigen 
Eontingente aber Preußen. Derartige Anfchläge Preußend wären 
in Wien beim Congrefje durchzuführen gewejen, ftatt ſich münd— 
lih von Metternich Zuficherungen geben zu laſſen; jet in einem 
Vertragd-Entwurf, in welchem es fich vorzugsweiſe um eine abä- 
quate Stellung Preußens zu Defterreih am Bundestage handeln 
mußte, diejen Vorſchlag von Neuem in einer Zeit anzuregen, in 
welcher das Miklingen befjelben gewiß war, war eine jener Unge- 
ſchicklichkeiten, die jo häufig die preußifche Diplomatie jener Zeit 
tennzeichnen. Der Staatskanzler durfte alled Mögliche vorjchlagen, 
aber den Souverainen an bem Oberbefehl über ihre Truppen zu 
rütteln, durfte damals er unter Teiner Bedingung verfudhen. Hier 
war Niederlage unabwendlich. Hätte ſich Hardenberg auf ven erften 
Hauptgegenftand des Vertragsentwurfs, auf die Bildung eines 
preußiichen Directoriums mit einem aus den anderen Bunbezftaaten 
zujammengejegten Directorialrathe vernünftig beſchränkt, wie ihn 
ber Bertragd-Entwurf unter 2 und 3 enthielt, fo war bei um- 
fichtiger und ſchneller Thätigkeit ficherlih Tür Preußen und für 
dad beutjche Intereſſe viel zu erreichen. Das beanfpruchte Recht 
ber Protocollführung, der Abfafjung und Ausfertigung der Bundes⸗ 
bejchlüffe, die Bundescanzlei in dem preußischen Geſandſchaftshotel 
wäre Preußen ſchwer zu verweigern gewelen. 
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Sp erlitt Preußen eine für die Entwiclung der deutſchen 
Angelegenheiten und feine eigenen Intereſſen folgenreiche Nieber: 
lage, welche Hardenberg durch zu eiligen Rückzug zu einer eclataıt- 
ten machte, fich, wie jo oft früher und fpäter, in frivoler Weife 
tröftend, indem er in Carlsbad erklärte, daß der gute Erfolg des 
Bundes Lediglich von dem volllommenjten Einverſtändniß zwiſchen 
Preußen und Defterreich abhänge, und dag Niemand eine Abwei— 
hung ver Meinungen zwijchen beiden für dag Wohl Europa's und 
Deutſchlands jo eng verbundenen Höfen nur ahnen dürfe.” Diele 
Aeußerung war ein Beweis zunehmender Alterzichwäcde. Wie 
jollte e8 wohl der Tauernden Diplomatie bet fo offen divergivenden 
Intereſſen Preußens und Oeſterreichs verborgen bleiben, went 
beide Staaten abweichende Meinungen in Bunbesjachen hatten! Das 
vollfommenfte Einverftändnig zwiſchen Dejterreidh und Preußen 
konnte nach den in Wien gemachten Erfahrungen doch wohl nicht? 
anderes fein, als eine untergeorbnete unbedeutende Role für 
Preußen; von Bolfzintereffen war am Bunde Feine Rede mehr. 
So iſt es denn auch gejchehen. Dafür war bei Harbenberg aber 
kein Verſtändniß mehr. Ex rief Hänlein am 9. Aug. 1816 zurüd, 
ernannte den Grafen v. Goltz, ehemals Miniſter des Auswärtigen, 
zum Bundestagsgefandten, ließ jedoch Dis zu deſſen Ankunft 
Wilhelm v. Humboldt zur Beforgung der Gejchäfte in Frankfurt. 

Humboldt’ 3 Sachkenntniß und Gefchäftägewandheit konnten 
die gemachten Fehler natürlich nicht wieder gut machen, allein er 
nahm wenigftend von Anfang an eine würdige Stellung ein. Er 
juchte mit Beginn der vertraulichen VBorverhandlungen (1. Octbr. 
1816) der demnächſt eröffneten Bundesverfammlung ſeine Stellung 
als preußischer Bundestagsgefandter dem Präfidium gegenüber feit- 
zuftellen und dem geihäftsfundigen Staatmanne konnte es nicht 
ihwer halten, eine würbige Stellung neben dem Grafen Buol- 
Schauenſtein zu behaupten, wenngleich die rechtliche Gleichitellung 
zu Oeiterreih am Bundestag umrettbar verloren war. Er ent 
warf die Geſchäftsordnung und zwang Graf Buol durch bie 
Drohung, daß er die Gefhäftsführung des Präſidiums auf das 
ſtrengſie bewachen und angreifen würde, wenn er fich nicht in jedem 

Erſter Theil. 8 
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Falle mit Preußen vorher berathe und dann gemetnfchaftlich die 
berathenen Angelegenheiten an den Bunb bringe, zum vorläufigen 
gemeinjamen Vorgehen. Die Einwendungen Buol’3 gegen den 
Humboldt'ſchen Entwurf der Geſchäftsordnung hatte der Bürger: 
meifter Smidt in Bremen veranlaßt; als fie Buol gegen Humboldt 
vertheidigen jollte, vermochte er es nicht, worauf nach gemachten 
Geſtändniſſe Buol’3, daß Smidt der Berfafler jener Einwürfe jet, 
Humboldt mit diefem die Punkte erledigte, worauf in ber fechften 
vertraulichen Beiprehung, am 30. Octbr. 1816, bie vorläufige 
Geſchäftsordnung angenommen wurde. *). 

Die in den jieben der feierlihen Cröffnung erfolgten vertrau: 
lichen Beiprechungen, behandelten die Gegenftände, welche allgemein 
befannt jind, betrafen neben der Geſchäftsordnung die Berhält: 
niffe der Bundeöverfammmlung zu der Stadt Frankfurt, die eriten 
vorläufigen Einrichtungen der Bundeöverfammlung, den Cintritt 
Würtembergs und Babens in den deutfchen Bund. Die Eintritt2- 
erflärung des Königs von Württemberg (1. Septbr. 1815) lautete 
eigenthümlich „Daß er den eriten eilf Artikel der Bundesacte, welche 
ben Bundesverein im Einne des Pariſer Friedensſstractates vom 
30. Mai 1814 feftjtellten, beitrete; die Art. 12 — Wder B. X. 
obwohl jte zwar zum Zweck des durd) ven Parifer Frieden feitge- 
jegten Bundesverein nicht erfordert würden, jeien auch nicht mit 
feinen verfafjunggmäßig ausgeiprochenen Grundſätzen unverein- 
barlich, deßhalb trete er auch legteren bei.” Die Bundesverfamm:- 
lung vernied aber auf diefe Erklärung näher einzugehen; ber 
Präfident konnte jich jedoch nicht enthalten zu jagen, daß er jich jeder 
Bemerkung enthalten, welche ver Juhalt der Beitrittöacte wohl ver: 
anlafjen dürfte, weil Würtemberg ja nun unbedingt beigetreten jei. 

Diejen Standpunkt hielt Würtemberg durchaus für die nächite 
Zeit feſt; — es war der Standpunct des unbebingten Souverainz, 
welcher nur in einen völterrechtlihen Staatenbund zur Äußeren 
Bertheidigung und Sicherheit eingetreten war. Deshalb erflärte 
ji der würtembergifche Gejandte, Freiherr v. Linden, auch ſchon 


®) v. Meyer, Corp. jur. Confoed. Germ. 3. A. UI. 8. 32 f.; befinitiv 
angenommen am 14. Rovbr. 1816. 
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in der zweiten vertraulichen Beſprechung gegen den Ausdruck 
„Ausfchuß.” Es war nämlich in der eriten Beiprechung ein Aus: 
ihuß gewählt worben, um bie VBerhältnifje mit der Stadt Frankfurt 
zu ordnen. Die Frage, ob Comités, oder was gleichbedeutend jet, 
Ausſchũſſe gewählt werben jollen, greife in die Feſtſetzung ber or: 
gantihen Einrichtungen ein, deren Beitimmungen auzjchlieglich zur 
Competenz der förmlichen Bundesverſammlung gehöre. Auf Hum- 
boldt's Antrag wurbe jedoch die würtembergiiche Propoſition auf 
Verfall des Ausdruckes „Ausſchuß“ mit überwiegender Stimmen- 
mehrheit betheiligt. Nur Baiern und Baden vereinigten fich mit 
Würtemberg. E3 ging aus dieſen Abftimmungen der ſüddeutſchen 
Länder deutlich hervor, daß mit ihrem Willen die Bundesverſamm— 
fung nur geringe Befugniſſe in inneren Angelegenheiten der Bun- 
deslaͤnder auszuüben haben jolle. 

Die loco dictaturae gedrudten Verhandlungen wegen des Ber: 
haltniffes der Bundestagsgeſandten zu der freien Stadt Frankfurt 
bieten infofern ein Intereſſe, als in ihnen die Trage über bie 
Stellung eine? im Dienjte eine deutjchen Bundesfürften ftehenden 
Bundestagsgeſandten, welcher zugleich Bürger der Stadt Frankfurt 
ift, entichieden if. Es wurde nämlich unter dem 23. Octbr. 
1816 der freien Stadt Frankfurt eine Note zugeftellt, welche in 
8 Hauptpofitionen das Verhältnig der Bundestagsgeſandten zu 
der Stadt fejtgeitellt hatte. Humboldt war Verfaſſer verjelben *). 

Die vier eriten Pofitionen betrafen die für die Geſandten be- 
anfpruchten Ehrenbezeugungen, die Einrückung der officellen Artikel 
ver Bunbeöverfammlung in die franffurter Zeitungen, und bie 
gefanbtichaftlichen Mechte, welche den Bundestagsgeſandten, ihren 
Familien und Dienerfchaft zuftehen, und die Befreiung von Ab- 
gaben und inguartirungen. Es find die gewöhnlichen Bevor: 
zugungen, welche überall ven Geſandten zu Theil werben. Hiergegen 
hatte der Senat ber freien Stabt nicht einzumenden, wohl aber 


e) Die Mote tft bei v. Meyer. II. 29 ff. gebrudt, enthaltend bie 
8 Bofitionen der Beſchlüſſe der Bundesverſammlung in Bezug auf ihr Ver: 
daͤltniß zur freien Stabt Frankfurt. Die bier folgennen Verhandlungen find 
bisher nicht veröffentlicht worben. 
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verfuchte er gegen die 5te Pofition einige, wiewohl vergeblihe Ein- 
wendungen zu machen. Nach diefer Pofition follen nämlich die 
geſandtſchaftlichen Vorrechte allen gegenwärtig ernannten Bundes⸗ 
tagsgeſandten, ſelbſt jedem unter ihnen zuftehen, welcher fich noch 
in nexu civico der Stadt Frankfurt befinde. Die Bundesverſamm⸗ 
lung gab jedoch dem Senate bei diefer Gelegenheit zu erfennen, 
baß jie es als einen Grundſatz anjehen zu müſſen glaube, daß in 
Zufunft fein in nexu civico dieſer Stabt ftehendes Individium 
zum Bundestagsgefandten, außer für die Stabt Frankfurt jelbft 
ernannt und angenommen werden könne. Der Senat meinte da- 
gegen: „daß es nicht Anftand finden könne, einen verbürgerten Ge: 
fandten, wegen des Staats, den er repräfentire, jura honorifica, 
auch Befreiung von einigen öffentlichen Abgaben (3. B. Chaufſée 
und Sperrgeld) zugeitehn und daß bei Handlungen der Gericht3- 
barkeit und Polizei man immer die Mäßigung eintreten lafjen werde, 
daß die Repräfentation damit beitehen könne; eine Erterritorialität 
greife aber mit ihren Folgen jo tief feldft in dad Privatleben 
und in die Familienverhältniſſe ein, daß einen Gefanbten hiermit, 
beſonders wenn er von mehreren Höfen zugleich bevollmächtigt fer 
— in welchem alle überhaupt der Begriff der Erterritorialität, 
jtrenge genommen, ſchwer anzumenben fein möchte — bei allen 
hieraus für ihn und die Seinigen entftehenden VBerwidlungen 
ficher nicht genüßt fein könne. Das Vermögen eines frankfurter 
verbürgerten Gefanbten, von welchem verjelbe Steuern und Abgaben 
birect oder indirect bezahle, befinde fidh in ver Stabt. Wenn ber 
Gefandte in einem anderen Bunbezftaate, in welchem Grundſteuern 
eingeführt feien, pofjeflionirt wäre, jo Tänne er dieſen fich nicht 
entziehen; warum follte alfo in Frankfurt mit der Eigenfchaft eines 
Bürgerd eine Befreiung von dafelbjt eingeführten öffentlichen Ab- 
gaben vereinigt werben, welche mit die Stelle jener vertreten, und 
deren Abtragung oder Character eined Gejandten bei dem Bundes 
tage, jo wenig in ‚sranffurt als anderswo Abbruch thun könne. 
Wie die Sache nach den Grundfägen des Völkerrecht betrachtet 
werden miüfje, Könne hier übergangen werben, das aber fei ver 
Betrachtung nicht unwerth, auf der einen Seite, daß es nicht in 
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ver Gewalt ver Stadt ftehe, die Aufnahme eines Gefandten au 
den Bundestag zu verhindern, wie died wohl ein Hof thun Fönne, 
und daß es nicht in dem Willen und der Meinung einer dritten 
Regierung liegen könne, franffurter Bürgern und Schubverwandten 
durh Anftelung Exemtionen dieſer Art zu verfchaffen; auf ber 
anderen Seite, daß alle dad, was man gegen die Fortdauer des 
Untertfpanennerus eines Gejanbten, ber an einem Hofe accrebitirt 
jet, einwende, auf die Verhältniſſe eines Gefandten bei dem Bundes⸗ 
tage feine Anwendung finde, daß vielmehr die bürgerlichen Ver: 
hältniffe mit ben gefandtichaftlichen, in diefem Falle, in jedem 
Betrachte volllommen vereinbarlich ſeien. Wenn fi, auch nicht in 
Abrede jtellen laſſe, daß Beiſpiele, die während der vorhinnigen 
Reihöverfaffung anderwärts bemerkbar waren, den von der Bundes: 
verfammlung geäußerten Grundſatz in der Regel vollfommen recht: 
fertige, fo könne es doch nicht, wie der Senat hoffe, die Meinung 
derjelben fein, verdienten Männern, welche im franfurter bürger: 
lihen Nexus ftehen, ohne Ausnahme die leidige Perfpective zu 
eröffnen, entiweber diefen Nexus, der meift von ihren Voreltern auf 
fie vererbt worden jet, und in dem fie glücklich lebten, für fich und 
die Ihrigen aufzugeben oder auf die Ehre zu verzichten an der 
Behandlung ber großen beutichen Nationalangelegenbeiten un- 
mittelbar Theil zu nehmen.” 

Es machte jedoch Humboldt folgende Bemerkungen, welche ven 
eigentlihen Kern der Sache trafen und für daß neue Verhältniß 
der Bundbesverfammlung eine allerving® neue aber nothwendige 
Beſtimmung des Voͤlkerrechts verlangten und feftitellten. „Die 
Bundestagsgeſandten, fagte Humboldt, befinden fich durchaus in 
einem anderen Falle, als die Geſandten an einem Hofe. Bet 
biefen bat die Frage ber Erterritorialität nur für die Negierung 
Intereſſe, welche fie abjenbet, und wenn daher 3. B. ein Hof einen 
Öfterreichifchen Unterthan in Wien zu feinem Geſandten macht, jo 
trefien die Folgen, wenn biefer Geſandte nicht die nöthige Immu—⸗ 
nität genießt, nur ihn, und er feßt fich freiwillig berfelben aus. 
Bei einem Bundestagsgeſandten ift die ganze Verſammlung als 
Corpus, nicht bloß wegen ihrer Würde, fondern auch noch 
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wegen anderer möglicher Nachtheile interefftrt*), daß 
unter ihren Mitgliedern die in allen Stüden gleiche Rechte genießen 
jollen, nicht in Abficht der Immunität eine Ungleichheit eintrete, 
jondern jeder von einander, als jeiner Regierung, ver preußiſche 
von der preußiſchen, der bateriihe von ber baierifchen, der Stabt 
franffurtifche von dem Senate der Stadt abhängig fei. 

Bon diefem Grundjage der völligen, allein auf die gerechtefte 
und liberalſte Weile auszulegenden Kprterritorialität (welche aber 
gar nicht Freiheit von Abgaben auf Grunbjtüde und bürgerliche 
Nahrung in jich begreift) Hätte die VBerfammlung nit 
einmal ein Recht abzugeben und fein einzelner Hof 
tönne für fih und feinen Gefandten darauf Verzicht 
leiften, weiler nicht allein, fondern die ganze Ver— 
jammlung dabei betroffen ift. Um aber biefem Grund: 
ſatze getreu zu bleibe, hatte die Bunbesverfammlung nur eine 
zweifache Wahl, entweder feitzufeten, daß jeder mit der Stadt 
in nexu civico jtehende Gejandte unmittelbar durch feine Accre 
ditirung der völligen Erterritorialität theilhaftig fer, oder zu be 
ſtimmen, daß die Fortdauer des nexus civici mit der Eigenichajt 
eines Bundestagsgefandten unerträglich jei. Das erite hat die 
Bundesverfammlung aus billigen Rüdjichten gegen den Senat 
und die Stadt für die Zukunft nicht thun wollen; es bleibt ihr 
alfo nur das lette übrig. Die Nothwendigkeit diefer Beitimmung 
wird durch jegige Erflärung des Senat? noch mehr in die Augen 
fallend. Denn es wird in berjelben aus ſehr triftigen Gründen 
auseinandergeſetzt, daß eine eigentliche und weſentliche Eyrterri- 
torialität fich mit den bürgerlichen Verhältnifien auf Teine Weiſe 
verträgt, und jelbft im Abficht auf jurisbictiong- und polizeiliche 
Handlungen heißt es nur, daß ber Senat immer eine ſolche 
Mäpigung eintreten laſſen werde, daß die Nepräfentation damit 
beftehen könne. Diefe, nun jie allein angehende Beurtbeilung kann 
aber die Bundesverfammlung auf feine Weife dem Senat über: 

*) Gin Hauptgrund Scheint die Abſicht der Großmächte geweien zu fein, 


taß die fleineren Staaten fi) ihre Bundesgeſandten nit aus zeichen franf- 
furter Türgern wählen ſollten 
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laſſen. So lange der nexus civicus nicht ganz aufgelöt ift, hat 
biefelbe Ichlechterdingd Feine hinreichende Bürgſchaft, daß der in 
nexu civico ftehende Bundestagsgejandte der gleichen Erterritoriali- 
tät, als die übrigen Geſandten genieße; eine Gleichheit won der 
nie abgegangen werben kann. So fließt nad) diefer Auseinanders 
fegung die Beitimmung des 5. Abſchnittes jchon nothwendig aus 
dem Begriff und Weſen ber Bundesverſammlung und ihrer Rechte 
her. Es iſt auch eine durchaus irrige Anficht, wenn man barin 
eine Ausschließung der Einwohner Frankfurts findet. Cie werben 
nicht außgefchloffen, ſondern es wird nur feſtgeſetzt, daß fie zwischen 
dem nexu civico mit der Stadt uud der Qualität eine® Bundes⸗ 
tagsgeſandten wählen müflen, eine Wahl zwiſchen incompatiblen 
Vorzügen, welche das bürgerliche Leben jehr oft mit ſich bringt.” 
Tamit war die Sache erledigt und Frankfurt mußte fich fügen. 
Die Verhandlungen über diefen Gegenftand wurden nad) Abtritt 
des franffurter Gefandten geführt, die Regijtratur vom 9. Octbr. 
1816 enthält die Bemerkung, daß dies aus befonderer gefälfiger 
Rüdjicht gefchehen fei. 

Die Bundezverfammlung wurde am 5. Novbr. 1816 feierlich 
eröfnet *). Faft hatte man die Hoffnung auf diefe Eröffnung auf- 


*) Ad Bundestagsgejandte fungirten hierbei: 

1) für Defterreih: Graf v. Buol-Schauenitein ; 

2) für Preußen: Freiherr W. v. Humboldt (an der Stelle des eigentlichen 
Geſandten Graf v. d. Golp); 

3) für Sachſen: Graf Schlig, genannt Goͤrtz; 

4) für Batern: Freiherr v. Gruben (an der Stelle des Grafen v. Rechberg 
u. Rothenlöwen ; 

5) für Sannover: v. Martens: 

6) für Würtemberg: Freiherr v. Linden (nicht anwefenb); 

T) für Baden: Freiherr v. Berftett; 

8) für Nurbefien: v. Carlshauſen; 

9) für Großherzogthum Heffen: v. Harnier; 

10) für Holftein = Lauenburg: Freiherr v. Pleffen (anftatt des Freiherrn 
v. Eyben); 

11) für Luxenburg: Freiherr v. Gagern; 

12) für beide Mecklenburg: Freiherr v. Pleſſen: 

13) für Naſſau: Freiherr Marſchall v. Biberſtein; 
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gegeben. Das deutſche Volt kam der Bunbezverfammlung nict 
mit jenem DBertrauen entgegen, welches jo fehr die Cinführung 
neuer Inſtitutionen erleichtert; e3 verlangte in der Prejle ge 
radezu, daß die Bunbesverfammlung dieſes Vertrauen erft durd 
entfprechende Handlungen verdienen jolle, obwohl man jonft ven 
den Teutfchen gerade nicht fügen kann, daß fie im Allgemeinen 
nicht von jeder neuen Cinrichtung immer das Beſte hofften. Tie 
bitteren Täufchungen, welche man in den Rheinbunbftaaten er: 
fahren, hatten aud) in dem gegen den Norden Deutſchlands eifer 
füchtigen Süden mißtrauiſch gegen neue Cinrichtungen der Regie 
rungen gemacht. Daß man aber bei Errichtung bed Rheinbuntes 
große und ausjchweifende Erwartungen beſſerer Zuſtände gehegt, 
bejtätigen die Cppofitiondblätter der damaligen Zeit ausbrüdlic, 
3. B. die Nemeſis und dad Oppofitionzblatt *). Das Miptrauen 
gegen die Bundesverfammlung wurde noch erhöht, weil man ſich 
wohl bewußt war, daß der deutfche Bund von den Gliedern deſſelben 
durchaus nicht aus gegenfeitiger Zuneigung gejchlofjen war, und 
baß es keinesweges das allgemeine Gefühl des Nationalbevürfnijiet 
geweſen, welches zu einem neuen gemeinjchaftlichen Nationalbant 
getrieben hatte. Cine Reihe von Begebenheiten niederdrückender 
Art hatte zur Belebung fo tief gefunfenen Vertrauens auch nichts 
thun können. Man hatte von diplomatifchen Streitigkeiten der 
einzelnen Bundesfürſten gehört, welche faft zur Abbrechung aller 
Verhältniffe zwifchen ihnen geführt. Mißtrauen war jelbit in 
Bitterkeit übergegangen, als ſich die einpörenditen Verdächtigungen 


14) für Weimar, Gotha, Koburg, Meiningen, Hildburghauſen: Yreibert 
v. Hendrich; 

15) für Teffau, Bernburg, Köthen, beide Schwarzburg: v. Berg; 

16) für beide Hohenzollern, Lichtenftein, Waldeck, Neuß, Lippe: Yreiherr 
vd. Leonharbi; 

17) für Lübed: Hach; 

18) für Aranffurt: Dans; 

19) für Bremen: mitt; 

20) für Hamburg: Gries. 

°) Nemeſis. VIII. 497. Oppofit. 1816. IV. €. 2364. 
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der Volksbegeiſterung in ben Freiheitskriegen anlünbigten. Die 
Rede, mit welcher ber öſterreichiſche Präfidialgefandte die Verſamm⸗ 
lung eröffnete, enthielt von allen jenen Hoffnungen, welche Deutfch- 
land belebt, nichts, fie legte auf da8 Nachdruck, was die Täu- 
ſchungen biefer Hoffnungen bezeichnete. Deutſchland follte nach 
öfterreichifcher Anficht im Laufe der Zeiten weder berufen gemwejen 
fein, die Form einer Einherrfchaft oder auch nur eined wahren 
Bundesſtaates zu gewähren, fondern nur ein politiiche® Schub- 
und Trugbündnig zu fchliegen und daneben einen die Nationalität 
fihernden Staatenbundb zu bilden. Das fei jegt wie in Zukunft 
Deutſchlands Beitimmung und Standpunkt in ber Reihe der übrigen 
Döller Europa’. Obliegenheit der Bundesverſammlung fei ver 
doppelt heilige (!) Zweck: Achtung für die mehreren Voltzftämme 
und mehreren jelbitftändigen Regierungen, und gleiche Achtung für 
das große Band der Nationalität. Die Heiligkeit der Bunbezacte 
in ihren Grundbegriffen mit unbeirrter innerer freier Wirkſamkeit 
der einzelnen Negierungen nad) Zocal- und Zeitbedürfniß, die gleiche 
Heiligkeit jener Beftimmungen und jenes Geiftes der Bundesacte, 
wodurch dieſelbe Ausdruck und Sicherheit des großen National 
bandes geworden — ſei das Ziel der Beitimmung der Bundes⸗ 
verfammlung. Bon ben eigentlichen zunächit liegenden Bebürfnifien 
der Nation jagt die Rede gar nichts. Sie wirft einen Bli auf 
zwei nach öfterreichiicher Anficht große Hauptivrungen in ben 
Meinungen des öffentlichen Recht? und der Politik, welche mit ber 
franzöfifchen Revolution entitanden und genährt feien, nämlich auf 
einjeitige democratiiche Auswüchſe in Anfehung der Staatsver⸗ 
jaſſungen und Verhöhnung des Syſtems des politifchen Gleich: 
gewichtes im gegenſeitigen Verkehr freier Völker; fie hütet ſich aber 
wohl näher zu bezeichnen, was fie unter democratifchen Auswüchſen 
veritanden wiſſen will. Gin Seitenblid auf den Rheinbund, 
„den er im Kreife beutfcher Männer nur leife zu nennen wage”, 
veranlaßte den fpöttiihen Dank des würtembergijchen Bundes- 
gejandten, ein hämifcher Blit auf Preußens Politik *): — „Oeſter⸗ 








°) Eachjen! Direstorium am Bunbedtage! — 
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reich beabfichtige ebenfo wenig eine Eroberung auf deutichem Boden, 
als eine eigenmächtige Erweiterung feine Standpunkte im beut- 
ihen Bunde’; — blieb ungerügt von dem preußifchen Bundes⸗ 
gejandten. Aber zwei Heußerungen waren in biefer Eröffnungsreve 
gejchehen, welche von Bebeutung hätten fein können, wenn fie von 
ber aufrichtigen Gefinnung des öfterreichifchen Kabinets wären ge 
tragen geweſen. „Das Nationalbebürfnig fei die Schöpferin und 
ber Leitjtern bei allen nationalen Formen und alsdann gehe man 
verbürgt zum wahren, zum höchſten Ziel.” „Der Kaifer, mein 
Herr, ehrt den erklärten Ausdruck des öffentlichen Willend, und 
folgt diefem jeßt, wie immer.” Die öffentliche Meinung der da 
maligen Zeit ſah aber in diefen Worten nur leere Redensarten 
und äußerte ſich unverholen und mit Bitterfeit; die Zukunft bewies, 
daß fie Recht gehabt, fich fo zu äußern. Man rief in der Preile 
dem öfterreichifchen Kabinette zu, daß die Reiter der öffentlichen 
Angelegenheiten nur allein bie Nationalbevürfnifie zu fennen 
glaubten, ohne fih um die Frage zu befümmern, woher_fie ſolche 
Weisheit hätten. Ihre Anfichten und Wünſche chrieben aus der 
Kinderſtube, aus der Hofluft, aus dem Schlendrian des Geſchäfis 
lebend, wenn es hoch komme, aus der mißverftandenen Gejchichte. 
Es jchiene, daß fie die Nation zu Grunde richten könnten, um dad 
Bedürfniß der Nation zu befriedigen *). Mit Worten fei es nicht 
gethan, vor Allem jolle man die Nation in der freien Rebe und 


*) Es finder fi ein ſehr bezeichnendes Gedicht aus jener Zeit vor: 
Sn Siegfrieds alter Nebelhülle 
Hab' ich ven Hohen Rath belaufcht, 
Manch’ großes Wort in reicher Fülle 
SR meinem Chr vorbeigeraufcht. 
Mit Staunen hab’ ich's angefehen, 
Wie fie ſich wenden, frümmen, drehen, 
Und wie das Wort den Sinn getäufct. 
Man ſprach von Forderung der Feiten 
Bon Menfchheit, Freiheit, Volk und Land, 
Vom Zweck des Staats, von Borwärtsjchreiten 
Und von der @inheit heil'gem Bank. 
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Prefie Hören, ftatt die Publicität zu mißachten und zu verfol- 
gen, Repräfentativverfaffungen in allen deutſchen Staaten zu Stande 
bringen. Der Präfidialgefandte mußte auch weit in die Vergan- 
genheit zurüdgreifen, um ein Beifpiel eines öfterreichiichen Herrſchers 
zu finden, welches zum Beweis der Behauptung dienen fonnte, daß 
das öfterreichifche Kabinet dem Intereſſe Deutfchlandg immer gerecht 
gewejen ſei, — bis zu Rubolph von Habsburg! — Diejenigen aus 
der Reihe öfterreichifcher Herrſcher, welche noch einige Verdienſte 
um deutſche Natignalintereffen etwa hatten, paßten nicht in das 
Metternich'ſche Syitem; Joſeph IL, wenn gleich faft nur Defter- 
reicher, doch für die allgemeine Eivilifation gerade zugänglich, burfte 
nicht genannt werden! — 

Es wäre beſſer geweſen, Oeſterreich hätte von feinen Gefühlen 
für deutſches Intereſſe gejchwiegen. Bon den Anfjtrengungen des 
Volks zur Wiebererringung der deutfchen Gelbitftändigfeit, enthielt 
die Rede nicht?. Deshalb ſah fich wohl der Gejandte für Lurem- 
burg, Freiherr von Gagern, veranlaßt, auf diefen Punct hinzu- 
weiien, die Thaten der Heere, bad Opfer Hofer? rührend anzu= 
erkennen. Uber felbjt diefe Anerkennung hatte eine ſpeciell oranifche 
Färbung, war eine Art von Tribut gefühlter Dankbarkeit des 
Königs der Nieberlande für unverdiente Begünftigung ber Groß- 
mädhte, welche fpäter mit fo Fleinlicher beichräntter Selbſtſucht von 
eben dieſem Könige gegen Deutichland vergolten werden jollte 
(jusqu’a la mer!). Bon einem Dank gegen das Volk für un- 
gemeijene Laſten und Opfer war nirgends zu lejen; biejed hatte 


Und als die Reden abgeſchloſſen, 

Da warb einmüthiglich beſchloſſen: 

„Sol fünftig Reben, wie's vormald fand.“ 
Seitdem will mir dad Herz nicht glühen, 
Mißtrauiſch zeigt die Seele ſich. 

Wenn Worte Wahrheitsfunken ſprühen, 
Dann ängſtigen die Werke mich. 

„Tas Voll?” — Mir beben alle Glieder! 
„Gerechtigkeit ?“ — Ich ſinke nieder! 

„Die Freiheit?“ — Herr erbarme dich. 
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wahrlich mehr geduldet, und zwar in allen feinen Ständen, al 
die Fürften, jo jchwer diefe auch geprüft waren. Wo wäre wohl 
eine würbigere Gelegenheit für die Fürften Deutſchlands geweſen, 
bie Schuld der Dankbarkeit für die wiebererlangte Selbſtſtändigkeit 
wenigſteus durch Worte üffentlih und feierlich dem gefammten 
Deutſchland gegenüber auszubrüden? Einzelne Regenten waren 
biefer Pflicht allerdings in ihren Ländern nachgelommen. In ber 
Bundezverfanmlung beichräntten fich die Abftimmungen einfach auf 
die Anerkennung der in ber Präfidialrede vorgeführten politifchen 
Prineipien. 


Zweites Kapitel. 


Die Shütigkeit der Bundesuersommlang bis gn ihrer ersten Bertagung 
5. November 1816 bis 1. August 1817. 


Der unbeitimmte und vielveutige Ausdruck einzelner Artikel 
der Bundesacte, welche die Volförechte, ſowie die Competenz ber 
Bundesverſammlung in Bezug auf innere Angelegenheiten der ein- 
zelnen Bundesländer (Art. 2, 13, 18, 19 mit Beziehung auf 
Art. 10) betrafen, wären wohl dag Mittel gewejen, eine einiger: 
maßen Träftige Einwirkung der Bundezverfanmlung auf bie 
politifche Entwicklung Deutfchlandd in gutem Sinne herbeizu- 
führen, — wenn fich guter Wille bei allen Regierungen gefunden 
hätte, die Mängel der übereilten Redaction zu verbeffern und wirt: 
lich das zu erfüllen, was Wegentenpflicht im 19. Jahrhundert 
erforderte. Aber es fehlte viel, daß diejer gute Wille vorhanden 
war. Befragt man den Anhalt des eriten Vortrags der Präfidial- 
gejandtichaft nad, Eröffnung der Bunbesverfammlung, jo heißt es 
freilih: „Ganz Deutſchland fteht jet mit gefpannter Erwartung 
dem Geijte entgegen, der unjere Berathungen beleben wird; jeder 
Deutſche erwartet mit Zuverficht und Vertrauen, daß wir eingedenk 
unſeres Berufes, dad Gebäude des großen Nationalbundes vollenden 
werben, wozu uns die Bundesacte zur Grundlage bienen fol.” 
In Folge deſſen bezeichnete Graf v. Buol-Schauenftein der Bundes 
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verfammlung bie Normen, welche der eriten Thätigkeit derſelben zu 
Grunde gelegt werben jollten und ſchickte dieſe drei Grunbfäße voraus, 
welhe zum Leitſtern der Verhandlungen dienen müßten, nämlich: 

I) der beutjche Bund fei ein Staatenbund und hiernach müſſe 
fih die weitere Entwidlung der Bunbesverfaffung bemefien. 

1) Die Bunvdeöverfammlung müjje für die einzelnen Klaſſen 
und Perfonen im deutichen Baterlande, welche die Spuren und 
Folgen der Zerſtörung vergangener Zeiten getragen, Sorge tragen, 
wie dies am Wiener Congreß anerkannt jet. 

IM) Der Bundestag Tönne aber aud) dad nicht von jeinen 
Beratungen ausſchließen, was nach Eröffnung befjelben im Strome 
der Zeit jich zu feiner Berüdjichtigung eignen würde, wie es ber 
Augenblid, wie e3 die Pflicht erheifche, in heiliger Beachtung der 
Grundveiten des Bundes. Denn die Zeit jei die Theorie ver Völker 
und Regierungen, und im Laufe derfelben erzeugten fich Bebürfnifie 
in den verjchiedenartigften Formen. 

Diejen drei „Directivanfichten” gemäß follten ſich nun für bie 
eriten Berathungen folgende Verhandlungen ergeben: 

4. Ueber den Art. 8 der Bundesacte wegen Herftellung einer be- 
Händigen Stimmordnung. Die in den VBorconferenzen in Beziehung 
auf den Geichäftägang bereits getroffenen vorläufigen Berabrebungen 
ſollten bis zum Erlaß einer Bundesordnung als einjtweilige Nor: 
men gelten. 

2. Ueber die Art. 10 und 11 der Bundesacte, welche bie Vor- 
ſchrift der Erlaffung oder dad innere Gebäude des Bundes jelbft 
betreffenden organischen Grundbeſtimmungen enthielten, Dies müſſe 
einen vorzüglich wichtigen Zweig der Verhandlungen ausmachen; 
denn es werbe hiermit bie vollfommene organische Geſetzgebung 
des beutichen Bundes in Hinficht ber auswärtigen, militärifchen 
und inneren Verhältniffe bezeichnet. 

3. Ueber die Art. 12, 13, 16, 18 und 19 der Bundesacte 
bei erftern, Art. 13, wegen Feſtſetzung einer landſtändiſchen Ver- 
faffung in ven Bunbezftaaten feien zwei Klippen zu vermeiden: 
„nämlich Feſtſetzung berjenigen Grundſätze, welche in diefer Hinjicht 
al gleihjörmig anzunehmen zweckmäßig fein möchte; und zugleich 
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Weberlaffung derjenigen inbividuellen Beftimmungen, welche nad 
örtlichen und Perjonalverhältniffen ver einzelnen deutſchen Bundes 
ftaaten zum wechjeljeitigen nie trennbaren Nuten der Fürften 
und Völker vorbehalten bleiben. In der Beobachtung dieſer zwei 
Directionen werben wir das Wohl der deutfchen Staaten befördern 
und den Dank der Zeitgenoffen, ſowie der fpätern Zukunft ernten.’ 

Bei dem zweiten, Art. 12, handele e8 ſich um die wohlgeor 
nete Suftizpflege, Art. 18 aber enthalte die wohlthätigften Be 
ftimmungen für alle Deutjchen und begründe ein wahres deutſches 
Bürgerrecht. Diefer Gegenftand müſſe ein Gegenftand des Wett: 
eiferd für alle Regierungen ſein und verdiene eine baldige und 
weife Berathung. Hiermit fönne denn auch Art. 16 wegen der bürger: 
lichen Rechtsverhältnifje aller chriftlichen Confeſſionen und ber Juden 
in Verbindung gejegt werben. Nicht minder wichtig fei endlich 
auch die Beitimmung des Art. 19, welcher die Bunbesftaaten in 
Hinfiht des Handels, Verkehrs und der Schiffahrt verbinden fole. 

Zu II. müßten ſich die Berathungen ver Bundesverfanmlung 
auf Art. 14 die Mebiatifirten erjtreden, und ſich daran Art. 6 
jchließen, in welchem e3 fi) um Euriatitimmen derſelben im Pleno 
der Bundesverfammlung handle, dann auf Art. 16, welcher ben 
beutfchen Ordensmitgliedern und überrheiniichen Bifchöfen und Geiit: 
lichen gerecht werden wolle, enblich auf Art. 17 betreffend die Taxi 
ſchen Poftverhältnijje. 

3u II. bemerkte der Präfivialgefandte, daß er mit Vergnügen 
bereit jet die ihm zukommenden Vorfchläge der Berathung ber 
Berfammlung zu unterbreiten, und bag bie Bundesverſammlung 
bie ihr im Laufe der Zeit über dieſen oder jenen Gegenſtand der 
öffentlichen Berhältniffe des beutjchen Bundes zulommenden Bor: 
Ihläge und Wünſche mit patriotiicher Bereitwilligkeit berathen 
möge. Da die Zeit, die Eultur der Menfchheit feinen abfoluten 
Granzpunkt Tenne, jo möge die Bundesverfammlung das Gebäude 
bed Bundes zwar für heilig, aber nie für gefchloffen und gan 
vollendet halten. 

Nach diefen mitunter in weiterer Ausführung motivirten 
Srörterungen, ging ber Präfidialgefandte zu der Frage über, wie 
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vorläufig die Gefchäfte zu behandeln feien ”) &8 verfteht fich von 
jelbit, daß wir auf dieſe rein gejchäftlichen Anordnungen hier nicht 
eingehen, ba fie mit unjerem vorgefegten Ziele faft in feiner Be 
ziehung ftehen. Was wichtig für bie Volksintereſſen geworden ift, 
werben wir päter herausheben. Zu bemerfen ift jebt nur, daß 
Defterreich den baldigen Erlaß einer Bundesordnung 
als beſondere Pflicht anerfannte. 

Die Eröffnung der Bundezverfammlung hatte ſich fo Lange 
hingegogen, die Vorverhandlungen hatten bie dringenden Fragen 
durhaus zu Feiner wenn auch nur vorläufigen Berathung kommen 
Iajien, daß man nicht erjtaunen darf, wie wenig die Bundes- 
verfammlung felbſt für die zunächſt zu erwartenden Gegenftände 
zu einer Entſcheidung kommen konnte. Vorauszuſehen war gewiß 
eine Anzahl von Eingaben und Beſchwerden. Die Zeit der Recht: 
loſigket feit 1806 war für die Unterthanen gegenüber den 
Regierungen offenbar genug geweſen, ſobald e3 ſich um politische 
Rechte handelte, als daß man hätte erftaunen dürfen, über eine 
große Anzahl derjenigen, welche im guten Glauben ver neuen 
befiern Zuftände, ihr Recht bei ver Bunbezverfammlung fuchten. 
Der unbeitimmte, vieldeutige Ausdruck der Bundesacte felbit, bie 
mangelnde politiiche Befähigung des Volkes im Allgemeinen, trug 
weiter bazuı bei. Der Mann aus dem Volke jah wohl, daß ihm 
in den politifchen Wirren ein klares, nad, feiner Meinung unan: 
taſtbares Recht verloren gegangen ober in Frage geftellt war, aber 
für den Unterſchied zwiſchen Bundesstaat und Staatenbund hatte 
er keine Gedanken. Sollte doch auch nach der Eröffnungsrede des 
Präfivialgefandten der deutfche Bund zwar ein Staatenbund, aber 
doch wiederum mit einigen nicht näher befinirten mit allgemeinen 
Rebendarten in dad Unbejtimmte bin dunkel gemacht, fein Staaten: 
bund fein; er follte mehr ala das fein! Aber was, war freilich 
nicht gejagt. 

Für die Bundesverfammlung war aber jest eine Nothwendig- 
keit gegeben, jich über eine Anzahl von Eingaben zu äußern. Eine 


*) S. Anbang 3. 
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folche Anzahl von Eingaben des verjchiedenften Inhalts gab ſchon bei 
ven eriten vertraulichen Verhandlungen, welche der Eröffnung ber 
Bundesverjammlung vorauggingen, die Beranlafjung auf dag Recht 
ber Bejchwerben, das Klagerecht der Unterthanen gegen die Bundes⸗ 
fürjten die Aufmerkſamkeit zu lenken. Died geſchah in ber dritten 
Conferenz, ald die Berhältniffe ver Bundesverfammlung zur Stabt 
Tranffurt erörtert wurden. Es handelte ſich zunächſt um bie 
Teititellung des Schubredhtes in Beziehung auf Hagende Unter: 
thanen. Dean einigte fich jedoch damals nicht zu einer vorläufigen 
Beitimmung, fondern überwies die Sache der zufünftig zu erlafjen: 
den Bundesordnung, war aber body auch jo vorfichtig, hiervon nicht? 
jelbft in den loco dictaturae gedruckten Protocollen nieverzulegen. 
Aber aus dem Wege konnte man doch diefer Frage wegen ber 
öffentlichen Meinung nicht gehen und mußte eine proviforiiche De- 
jftimmung ind Auge faffen. Denn gleich in ber eriten Sitzung 
fanden fich eine Anzahl von 32 Borftelungen und Klagen, welcde 
bem DBundestage zur Abhülfe und Entſcheidung übergeben waren. 
Der Bund jah einer großen Erndte folder Klageichriften entgegen, 
und war am Ende gebrungen, Grundjäge für die Kompetenz, wenn 
auch nur vorläufig, feitzuftellen, um nicht etwa fchwierige, und am 
Ende vielleicht illuſoriſche Vorarbeiten vornehmen zu müſſen. Die 
Trage: „über welhe Gegenjtäande an den Bunbestag recurtirt 
werben, in welcher Art Theil genommen oder gar entichievden werden 
fol” wurde inZbejondere von Baiern in vertraulicher Sitzung vom 
21. Novbr. 1816 angeregt, und ein großes Gewicht hierauf gelegt. 
E3 wurde auf Antrag des Präſidiums eine Commiljion von fünf 
Mitgliedern, beitehend aus reiheren v. Gruben, v. Martens, 
v. Pleſſen, v. Berg, v. Hach gewählt, damit eine der für den 
Anfang dringenditen practiichen ragen wenigftend eine vorläufige 
Erledigung fände Die Commiſſion einigte fi aber nicht zu 
einem gemeinjchaftlichen Berichte; die Meinungen gingen jo weit 
auseinander, daß jedes Commiſſionsmitglied fein beſonderes Totum 
abgab, welches der Bundezverfammlung vorgelegt wurde. Baiern, 
die öffentliche Meinung fürchtend, verlangte Geheimhaltung der 
Commiſſionsvoten und Delterreih und Preußen unterjtüßten es 
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hierin. Das Recht der Bitte, der Beſchwerde, ein jo natürliches 
und nothwendiges Necht der Unterthanen war e&, über welches 
man von vielen Seiten zweifelte, ob man vorläufige Prineipien 
dis zum Erlaß der Bunbesorbnung aufftellen follte! Wohl 
that man, daß bie einzelnen Noten nicht veröffentlicht wurden. 
Die Reden des Präſidiums würden in einem anderen Lichte ge: 
ftanden haben, unb bie Energie, welche Freiherr v. Gruben ſelbſt 
den Oppofitiondblättern, wie die Nemeſis, zu entwickeln fchien, weil 
er auf Erlaß einer Bundedordnung drang, gewinnt ein anderes 
Anſehen, wenn man die biöher nicht veröffentlichten Motive dieſes 
Antrags vergleicht. Gewiß wäre e8 von großen Folgen geweſen, 
wenn im volfäthümlichen Sinne eine Bundesordnung gleich von 
Anfang an feftgeftellt wäre, allein man Ieje bie Ausführung des 
baieriſchen Bundestagsgeſandten, um ſich zu überzeugen, daß fein 
Antrag nicht gejtellt war, um Volksrechte zu fichern, ſondern fie 
jo viel als möglich in Frage zu ftellen. 

Baiern erkannte nämlich die in der Eröffnungdrede und dem 
erſten Bortrag des ypräfivirenden Geſandten im Geifte der Bunbez- 
acte mit hoher Liberalitit und Scharffinn entwidelten Gründe, 
welche den deutſchen Bund nicht als Bundesſtaat (wie e3 vielleicht 
beim Anfange des Wiener Congrefjeg die Abficht geweſen fein 
möchte), jondern als Staatenbund dargeftellt, gebührend an. Hier: 
nach ſei alfo Deutichland fein zuſammengeſetzter Staat, ſondern 
lediglich ein völferrechtlicher Verein deutfcher, umabhängiger Sou⸗ 
veraine; ber Zweck fei innere und äußere Sicherheit. Jeder 
Souverain ftehe unter dem Schutze und der Garantie aller übrigen. 
Riemanb dürfe, ven Fall der Noth ausgenommen, fich Selbjthülfe 
erlauben ; entſtaͤnden Streitigkeiten, fo follten fie auf eine rechtliche, 
ihnen angemefjene Weiſe befeitigt, außgeglichen ober entſchieden 
werden. Der $. 11 der Bundesacte enthalte ſchon deshalb einige 
organifche Beitimmungen, und es frage fich nun, „Welche Streitig- 
feiten zur Bunbedverfammlung gehören follten?“ Auf fterreichifche 
Veranlafjung entwidelte Baiern hierüber folgendermaßen feine 
Anfichten: 

1. „Der Artikel 11 Spricht nur von jenem ber Bundesglieder 

arner Thei. 9 
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unter einander, aljo eine Souveraind gegen ben andern; ber 
Gegenftand fei civil-, oder ftaatärechtlicher Natur. Nur follen bie 
ftreitenden Theile als Staat, oder Regierung gegen einander 
ftehen; in dieſem Falle jol nun, zur Vermeidung eines Krieges, 
gütlicher oder rechtlicher Austrag Statt finden. 

Bekanntlich ift erft nach veifer Weberlegung *) bei den Wiener 
Conferenzen in dem Art. 11 das Bundesgericht in jener immer 
wohlgeordneten Austrägalinitanz verändert worden. Diefer Aus⸗ 
druck paßt offenbar mehr auf die Streitigkeiten der Souveraine 
unter fih; auch warb er dann gewählt, ald man von der Idee 
eine? Bundesstaates ab, und auf jenen eines Staatenbundes über⸗ 
gegangen war. Hoffentlich wird es nicht ſchwer fein, über die Art 
der Ausübung einer ſolchen Austrägalinftanz (wenn ber zweifels- 
ohne feltene Fall eintreten jollte), fi) zu vereinbaren. 

2. Streitigfeiten der Unterthanen gegen ihre Negenten find 
in dem Art. 11 nicht begriffen. Schon bei ber früheren Reichs— 
verfaflung gehörten die Klagen gegen den Fiskus an die compe 
tenten Landesgerichte; die Richter find in jolchen Fällen aller 
Pflichten gegen den Souverain entlaffen. Gleichwohl Tönnie es 
doch auch Fälle geben, wo ſolche Privatſtreitigkeiten eine Staats⸗ 
fache würden, jo könnte z. B.: 

a) einem fremden Unterthan die Juſtiz, oder die Vollſtreckung 
eines vichterlichen Erkenntniſſes, ohne Rückſicht auf die Ju— 
terceifion ſeines Hofes verweigert werben; 

b) es fönnten auch Streitigkeiten zwijchen dem Regenten um 
feinen Unterthanen entjtehen, durch deren Folgen die Erhal- 
tung der inneren Ruhe leicht gefährbet würde. 

In ſolchen Fällen ſcheint nun allerbings ein Einjchreiten von 
Seiten des Bundes angemeflen. Jedoch möchte, ſoviel möglich, nur 
im conjtitutionellen Wege und durch bie competenten Gerichte vor 
erſt die Erledigung empfohlen werden müffen. 


°) Die Duelle hierfür giebt Freiherr v. Gruben niht an; — nach der 
von und gegebenen Schilderung der Verhandlung Ift e8 offenbar, daß hierüber 
feine reifliche Unterhandlungen Statt fanden; — wenn nicht etwa beſondere 
zwiſchen Defterreih und Baiern. 
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Wenn bei Streitigkeiten ganzer Körperfchaften mit dem Ne 
genten, ein Ausbruch thätlicher Unternehmungen, mithin Störung 
der öffentlichen Ruhe eintreten jollte und Feine gütliche Ausgleichung 
Statt fande; dann erjt würde eine wirkjame Theilnahme von Seiten 
des Bundes angemefjen fein. 

Ueber alles dieſes ift jepoch in der Bundesacte noch nicht? 
entichieden,, folglich ein organiſches Geſetz dieſerhalb erforderlich. 
Unter den 32 Gegenftänden, welche ala Beſchwerden beim Bunde 
eingegangen, ijt night eine einzige Klage eined Souverains gegen 
den anderen, wohl aber mehrere von Unterthanen, über deren 
Zulaͤſſigkeit erſt entjchieven werben joll. Es feheint daher vor allem 
erferverlich, über unjere Competenz, in Beziehung auf die Gattung 
von Klagen der Privatperfonen und Unterthanen gegen die Souve- 
rainen, einer Verlaßnahme Statt zu geben, und durch einzuholende 
Juſtructionen die dezfalljige organische nähere Beitimmung vor: 
bereiten.“ 

Baiern wollte demzuvor die liquiden Anſprüche der Unter: 
thanen, welche im $. 18 ver Bundesacte garantirt, feine, fowie die 
Penjionen der deutichen Ordensritter des Kammergerichts ze. nicht 
unter diejenigen Gegenſtände gejtellt wifjen, welche einer Inſtruction 
der Regierungen erſt bedürfen, außerbem ſei aber exit eine nähere 
organiiche Beitimmung nothivendig. 

Sehr merkwürdig ift nun die folgende Aeußerung Baierns, 
weil fie deutlich den Geift des Widerjtrebend gegen jedweden felbit 
den Heinjten Fortſchritt der allgemeinen nationalen Intereſſen be 
zihnet. Deßhalb hatte auch Baiern in der fünften Sitzung bie 
Geheimhaltung diefer Abftimmungen verlangt und erreicht. Es 
ſcheute die DVergleichung mit den Anfichten anderer Bundestags⸗ 
geſandten. 

„Schon früher,“ ſchließt nämlich Baiern ſeine Abſtimmung 
„as von der Feſtſetzung der Verhältniſſe des Bundestags zu der 
neien Stadt Frankfurt, und insbeſondere von dem Schußrechte in 
Beziehung auf klagende Unterthanen die Rede war, wurde e8 auf 
an deshalb angebrachtes Monitum anerkannt, die diesfallſige nähere 
Beitimmung der Bundesordnung vorzubehalten. Hm P mehr barf 
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alfo die definitive Beftimmung unferer Competenz bei ben vor: 
bemerkten SKlagegattungen nur unjeren Committenten überlafien 
fein, denn wir müſſen auch nur den Schein einer incompetenten 
Gerichtsbarkeitsausübung ebenfo, wie den einer unbefugten Schuß 
ertheilung vermeiden. Mein Schlußantrag geht alſo dahin, auper 
ben zur Discuffion durchaus liquiden Gegenftänden, vie oben jehr 
genau bezeichnet find, die übrigen alle bis zur näheren organiſchen 
Beitunmung unerörtert zu lafjen.” 

Die hannoͤver'ſche Abſtimmung, welche Martens (zugleich für 
Braunjchweig und Naſſau Bundestagsgefanbter) gab, ſtimmte zwar 
etwas ironisch der Beſorgniß Baierns bei, daß bie bisherige Zahl 
einzelner Reclamationen fidy bald bedeutend häufen werbe; allein 


um fo nothwendiger jcheine es, ſobald wie möglich biejenigen 
Gegenftände, welche nicht für den Bundestag gehören von ten 


übrigen zu unterfcheiben, und eben dadurch die zu große Anhäufung 


nicht hieher gehöriger Gegenftände zu vermeiden. Auf einer an 
deren Seite feien unter den fchon eingelommenen Vorſtellungen 
manche, über die der Bundestag nicht eher werde abiprechen können, 


bis man zu den erforberlichen organifchen Geſetzen gelangt jan 


werbe. Allein er veritehe auch den Antrag des praäſidirenden 


Herrn Gefandten nur fo, daß, um bie Zeit zu fchonen, welde 


nothwendig vergehen müfle, wenn diefe zum Theil nur in wenigen. 
Eremplaren übergebenen Vorftellungen von allen einzelnen Ge 
fanbten gelefen werden und zu dem Ende circuliren müßten, eine 
Sommiffion von fünfen ernannt werde, welche unter fich die Acen 
vertheile, jo daß jeder von ihnen übernehme, ver Berfammlung 


über bie ihm zugetheilten Actenſtücke einen Vortrag zu machen, det 


hauptfächlich zum Zweck habe, dad Factum Mar darzuftellen, um 
die VBerfammlung in den Stand zu feßen, ihre Meinung über dit 


Zuläſſigkeit des Antrags zu faflen, und fofern es bie Umſtände 
mit fi) bringen, in den für den Bundestag geeigenfchafteten Sachen 
entweder, fofern fie dazu fchon reif find, zu entſcheiden, ober ſich 
möglichjt über gleichförmige, desfalls an die Höfe zu ſendende Be: 
richte zu vereinigen, damit nach eingegangenen Inſtructionen tal 
Köthige verfügt werden Tönne. 
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Freiherr v. Pleſſen ſtimmte zwar der Anficht, welche vie 
Schwierigkeit der Competenzbejtimmung für den Bundestag betreffe, 
vollfommen bei, glaubte aber dennoch bei allem Mangel der dahin 
einſchlagenden Beitimmungen folgende leitende Principien aufftellen 
au müflen : 

1. Bei allen denjenigen Gegenftänben, worüber die Bundes— 
acie irgend eine außdrüdliche Erwähnung und Beſtimmung enthält, 
um fie vor die Bundesverjammlung zu bringen, verjteht es fich, 
daß diefe als von felbft commpetent, ohne weiteres das nöthige Ver⸗ 
fahren einzuleiten bat, indem hiebei nur jevegmaliger Bezug auf 
befondere Dispofition der Bundesacte zu nehmen jein wird. 

2. In den Fällen aber, wo diefe nicht beftimmt ausgeſprochen 
üt, fragt es fi nur in wie fern: 

entweber nad) den allgemeinen Zwecken und Grundfäten, die 
in der Bundesacte angegeben find und die dem darauf ge 
gründeten Staaten-Berein unterliegen; 
oder auch aus der Natur der einzelnen Sache jelbft, wenn 
diefe nämlich von der Art ift, daß fie in den einzelnen 
fouverainen Staaten feine Erledigung ober Entſcheidung 
finden Tann ein Grund 
und die Befugniß herzunehmen fein werben, um dergleichen Sachen 
auch bei der Bundesverſammlung anzunehmen, wenigſtens nicht 
zurüd zu weifen. Zur Leitung hierbei würbe bienen, baß ber 
Zweck bed Bundes, Art. 2 der Bunbesacte, die Erhaltung nicht 
nur der äußeren, ſondern auch der inneren Sicherheit ift, und daß 
nach Art. 10 die organiſchen Einrichtungen bes Bundes auch jeine 
inneren Berhältniffe angeben follen. Alle Fälle, die fich hierauf 
beziehen, werben doch immer nicht ganz zurück gewiefen, jonbern 
vor der Hanb angenommen werden dürfen, und um biejes in jedem 
einzelnen alle nach deſſen Beichaffenheit auszumitteln würde bie 
Bundesverſammlung nöthigenfall3 durch motivirte Abftimmung zu 
erflären haben: wie weit fie ich dabei für competent halten kann, 
um entweber fogleich die Erörterung und Entſcheidung ſolcher Sache 
vorzunehmen, ober ob fie jelbige noch bis auf weitere Beſtimmung 
zurücklegen will. Da dieſes dann von der Anweiſung abhängt, 
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welche die Bundesſtaaten felbft ihren hiefigen Geſandten darüber ge 
ben, fo würde e8 der Souverainetät derſelben ganz unnachtheilig fein. 

Die zweite Frage betrifft dad Verfahren überhaupt , welches 
die Bundesverſammlung bei den Exhibiten, denen fie weitere Folge 
geben will oder muß, zu beachten Hätte? 

1. Da, wo bie alte Rechtäregel — et altera audiatur pars · 
Anwendung findet, ift feldige auch in biefen Verhandlungen wohl 
nicht außzulaffen. Alle deutſchen Länder find aber auf dem Bundes | 
tage vepräjentirt. Es ſcheint daher das Angemeffenfte, wenn die 
angebrachte Vorftellung dem anderen betreffenden Theile durch den 
Gefandten feine® Landes am Bunde mitgetheilt würde, um inner 
halb verhaͤltnißmäßig beftimmter Friſt ber Bundesverfammlung 
darüber hinlängliche Auskunft oder Erflärung zu geben, vielleicht 
auch anzuzeigen, wie inmitteljt die Anſprüchen oder Beſchwerden 
ſchon abgeholfen worben. Es wird dieſes zuweilen genügen, un 
ichon eine Erledigung herbeizuführen. | 

2. Es kann mit diefer Mittheilung eben darum aber audı 
noch ein bejondered Anfügen, ober eine näher beſtimmte Anfrage 
vielleicht Aufgabe von Seiten der Bundesverſammlung zu verbinten 
für nöthig befunden werden, wenn bei ber angebrachten Sache 
Antrag und Bitte vielleicht nicht ganz richtig gejtellt find, oder um 
die Verhandlung zwedmäßiger zu leiten. 

3. Nach der ergangenen Verhandlung, wobei auch wohl vier. 
Säbe erforderlich werben könnten, wirb die Bundesverſammlung 
einen Beſchluß über die Sache felbft zu faflen in Stand geſetzt 
fein, und es Könnte gleichfallg den betreffenden Bundesgeſandten 
aus der Mitte der Verfammlung der Auftrag zugehen, von folder 
Entſcheidung die baldigſte Vollziehung in ihrem Lande zu bewirten, 
und wie folches gefchehen, jederzeit zur Kenntniß der Verſammlung 
zu bringen. Für die fonftigen erecutiven Mittel des Bundes werden 
bie weiter organischen Einrichtungen noch zu jorgen haben. 

4. Ein gerichtliche® Verfahren fteht der Bundesverſammlung 
keineswegs zu, und felbft in den Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter einander, bie nach Art. 11 der Bundedacte an biejelbe ge 
bracht werben follen, Tann bei fehlgefchlagenem Verſuch der Te: 
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mittelung durch emen Ausſchuß, die richterliche Entfcheivung nur 
durch eine wohlgeordnete Austrägalinftang bewirkt werben. Um 
jo weniger werben aljo Privatrechtsklagen, oder bie Beſchwerden 
einzelner Unterthanen von dent Bundestage angenommen oder ent- 
ichieven werben können. Jedoch dürfte hierbei nicht zu verfennen 
fein, daß in den Fällen, wo bie eigentlichen Rechtsmittel bei ber 
oberiten Inſtanz nicht ausreichen, wo feine eigentliche Inſtanz um 
Rehtöhülfe zu erhalten, vorhanden und die gänzliche Verweigerung 
ver Rechtäpflege nachgewiejen würde, doch jolche Einfchreitungen 
von den Bunbestage erwartet und gefordert werben möchten, welche 
ohne ſelbſt richterlich zu verfahren, doch die Entſcheidung der Sache 
auf ordentlihem und gehörigem Wege bewirken. Die Bunbesacte, 
indem fie Art. 12 für die oberften Inſtanzen in den einzelnen 
Bundesstaaten beftinmte Fürſorge trifft, fpricht es dadurch aus, 
daß die ungehinderte Nechtöpflege im ganzen Bunde gejichert fein 
fol. In diefer Hinficht werden dann jelbft diejenigen Eingaben, 
die gerichtliche Sachen betreffen, noch der Prüfung bebürfen, in 
wie fern fie hierher gehören. Bei PVorftellung von Beſchwerden 
aber, die von Ständen oder fogenannten Körperichaften in Streitig- 
keiten mit den Negenten über die Verfaffung geführt werden, wird 
die Bundesverſammlung bis dahin, daß der Art. 13 der Bundes 
arte eine weitere Ausführung erhalten, nur nad) Beichaffenheit in 
jedem einzelnen Falle über die Annahme und Erörterung urtheilen 
innen, in fo fern nad) der Analogie des Art. 11 irgend eine 
Gompetenz doch auch bei dieſen Angelegenheiten ber inneren Sicher: 
beit und Verhaͤltniſſe, zur Schlichtung eintreten muß, und in ber 
Bundesacte durchaus nicht? vom Gegentheile enthalten ift, was 
damit im Widerſpruche ſtände. 

5. Bei denjenigen Sachen aber, bie überhaupt nicht an- 
zunehmen oder nicht zuläffig find, und bei folchen, die abgewielen, 
nämlich in ihren Anträgen ungegrünbet befunden worden, wirb bie 
Bundesverſammlung zu beſtimmen haben: ob felbige ganz un- 
beantwortet bleiben, ober der deshalb von ihr genommene Beichluß, 
etwa Kurz motivirt, ven betreffenden Theilen aus der Bundeslanzlei 
zugeben fol? Dafür möchte allenfalls fprechen: daß man nicht 
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mit wiederholten Ei’gaben und Anrufen von den Partheien held 
ftiget, aber e8 aud) im Publico mehr befannt und zur Beruhigung 
gereichen würde, daß der Bundestag fich mit diefen Sachen wirklich 
beichäftigt bat. 

Am ausführlichiten ftellte v. Berg die Gefichtöpuncte auf, 
welche der Bundesverſammlung zur Richtſchnur dienen follten, 
wobei er jedoch nicht zu bemerken verfehlte, daß für feine Meinung 
aus fpeciellen Inſtructionen der Höfe nicht zu jchöpfen fei. Es 
fcheine ihm zweckmäßig zuvörderſt die Frage näher zu erörtern, 

„ob und wiefern die Bundesverſammlung befugt fei, Bor: 

jtellungen und Gefuche von Privatperfonen anzunehmen, und 

darauf irgend einen Beichluß zu fallen?“ 

v. Berg's Anficht gab allein von allen Anfichten einer fpa- 
teren vernünftigen Entwidlung de Bundes Raum, und wäre 
jeine Anficht durchgedrungen, jo würde e8 ander um den Bund 
gejtanden haben. Seine Anjicht über dad Recht ber Beſchwerde 
der Untertbanen und Körperichaften war eine würbige und wirt 
fich nationale, und was er über die Pflicht der Bundesverfammlung 


felbjt in Bezug auf die zu ihrer Kenntniß kommenden Webeljtände 


äußerte, verdient befonderd hervorgehoben zu werben. Seine, wit 
v. Pleſſens Anfichten verurjachten denn auch, daß die Abjtimmungen 
der Commifjion nicht veröffentlicht werden durften. 


„Es iſt einleuchtend, ſagte er, daß die bier entfcheidenden 


Grundſätze nur aus der Beitimmung, welche die Bunbesacte ver 
Bundesverfammlung anweiſt, und aus den daraus erfolgenden 
Obliegenheiten derſelben gejchöpft werben können, und es jcheint 
nicht, dag dem Beiſpiel oder der Analogie vormaliger Verhältniſſe 
einiger Einfluß verjtuttet werden darf. Dabingegen finden wir 
jedoch nur für einen beftimmten all, eine ganz eigene Quelle der 
Zuftändigfeit der Bunbesverfammlung in dem 46. Art. ber 
Wiener Congreßacte, welcher die Zwiltigfeiten, die in Beziehung 
auf die Verfafjung der freien Stadt Frankfurt entjtehen könnten, 
zur alleinigen Entſcheidung biefer Verſammlung verftelt. Da nun 
Ziwiftigkeiten diefer Art auch aus Beichwerben einzelner Bürger, 
der gewiſſer Klafjen derjelben über irgend eine Beitimmung ver 
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Grundgeſetze von Franfurt hervorgehen können; jo ift die Befugniß 
der Bundesverjammlung, jolche Befchwerben anzunehmen und bar 
über zu erfennen, feinem Zweifel unterworfen, es genügt daher 
dieſen beſonderen Fall gleich zum Voraus bemerflich zu machen. 

Daß auch übrigen? die Bunbesverfammlung berechtigt fei, 
Vorſtellungen und Gejuche von Privatperfonen anzunehmen, und 
darauf angemefjene Beichlüffe zu faſſen, ift bereiß in der vorlän- 
figen Geſchaäſtsordnung als eine nicht zweifelhafte Sache voraus⸗ 
geſetzt, indem bafelbft außer den Anträgen und Vorfchlägen ber 
Bundesglieber, auch auf fonftige Anträge, die offenbar nur von 
fremden Staaten, cder von PBrivatperfonen herrühren können, Rüd- 
icht genommen und die Verfahrungsart in Anfehung derſelben 
feſtgeſetzt worden ift. 

Und in der That wäre ed möglich, von den Stif— 
tern unſeres Bundes zu glauben, daß fie die Ver— 
fammlung ihrer Bevollmächtigten nur als einen 
diplomatifchen Eongreß, nur als ein Zufammenfein 
unter jich fremder Männer, deren jeder fein eigenes 
Intereſſe verfolgt betradhten, daß fie dem einzelnen 
Deutfhen den Zutritt zu dem Vereinigungdpunfte 
aller Deutſchen verſchließen wollen? 

Allerdings ift die Bundesverſammlung fein repräfentiver Kör- 
per eine einfachen Staates; allerdings ift fie feine geſetzgebende 
Behörde deutſcher Nation, allerdings endlich ift fie Kein oberfter 
Gerichtshof für die verbündeten Staaten. Mit gerechter Sorgfalt 
entfernt von ihr der 11. Art. der Bundesacte allen Schein eines 
oberftrichterlichen Characterd. Sie foll nur vermitteln; enticheiben 
aber eine wohlgeoronete Austrägalinitanz. 

Obgleich die Bundesverſammlung auf die inneren Angelegen⸗ 
heiten feinen unmittelbaren Einfluß habe, fo kann dennoch ihre 
Einwirkung in befonveren Fällen, ſelbſt für die Erreichung des 
Bundesgerichts, von den wohlthätigften Folgen und unter ber Be 
obachtung einer angemefjenen Form, jeber Regierung nicht nur 
unbebenflich, ſondern auch willlommen fein. Und hat nicht ber 
Bund jelbſt dei ver Abfaſſung ſeines Grundvertrages den Unter: 
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thanen der Bunbesftanten und verfchiedenen Klaſſen won Privat 
perjonen eine bejondere und wohlwollende Aufmerkſamkeit bewielen ? 
Sollte daher dem Wirkungskreiſe der Berfammlung alle Theil 
nahme an Privatangelegenheiten entzogen werben können ? 

Sit dieſes aber nicht der Fall, wie er es nicht fein kann, fo 
fragt ſich ferner: 

In wiefern kann die Bundezverfammlung Vorftellungen und 
Anträge von Privatperfonen annehmen ? 

Zuvörberft wird jie wohlgemeinte Vorfchläge nicht umwillig 
zurüdweilen: doch aud, politiiche Pläne und Träume nicht auf- 
muntern. Ohne Zweifel jind wir alle damit einverftanden, wenn 
die verehrliche vorſitzende Geſandtſchaft fagt: 

„Immerhin wollen wir mit ypatrioticher Bereitwilligfeit bie 
Vorichläge und Wünjche in Erwägung ziehen, welche im Laufe der 
Zeit über dieſen oder jenen Gegenjtand ber öffentlichen Verhältniſſe 
des deutſchen Bundes ung zur Kenntniß kommen werden.” Und 
müfjen denn diefe Vorfhläge und Wünfde immer 
aus diplomatifcher Quelle fließen? 

Doc die Hauptfrage betrifft Vorftellungen und Geſuche, die 
das bejondere Intereſſe von Privatperfonen zum Gegenftanve haben, 
und in Anfehung diefer muß zwar die Regel verneinend aus 
fallen: dahin nämlich, daß die Bundesverfammlung, als eine zur 
Belorgung der Angelegenheiten der Geſammtheit des Bundes an- 
geordnete politiiche Behörde, mit den Privatintereflen einzelner 
Untrthanen der Bunbezftaaten fich nicht zu befaſſen habe. Aber 
auch diefe Regel hat ihre Ausnahme, die in dem Bundesvertrage 
und in der Natur der Sache gegründet find. 

Folgende Grundſätze dürften vielleicht dem Verhältniß des 
Bundes zu den Bundezitaaten entfprechen: 

1. Die Bundesverfammlung kann Teine Beſchwerden über 
Regierungshandlungen, ſelbſt nicht in Beziehung auf Juſtizverwal⸗ 
tung, von Unterthanen einzelner Bunbesftanten annehmen, um 
darüber zu erfennen. Ginmifchung in die innere Verwaltung ber 
Staaten ift ihrer eigentlichen Beitimmung fremd. Die Reguerungen 
ber Bundezftaaten wollen ficher das Befte: follten indeſſen dem 
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Verein ihrer vertrauten Bevollmächtigten Irrthümer zur Kenntniß 
formen, würde nicht oft und gewiß fehr oft, eine offene und 
freundliche Mittheilung verichtedenartiger ‚Anfichten bie heilfamften 
Folgen haben können? Die vertrauliche Sprache von Freunden 
und. Bundesgenoſſen, die keinen Anſpruch auf Cenſur oder Richter: 
amt machen, wird, auch ohne oflicielle Form, Eingang finden. 

2. Die Bunbesverfammlung Tann auch Beſchwerden der Ge- 
jammtheit der Unterthanen eines Bundesſtaats nicht annehmen. 
Wo das Unglücd es fügte, daß Herr und Land gegen einander 
überftänden: vermitteln könnte vielleicht wohl der Bund, falls & 
gewünfcht würbe, oder Sorge für des Bundes innere Sicherheit 
es erheiſchte: richten kann er nicht, er fei denn freilich zum Schieds⸗ 
rihter gewählt. 

3. Die Bundezverfammlung kann eben jo wenig die Be 
ſchwerden der Unterthanen einzelner Bundezftaaten gegen bie Ne 
gierungen anderer Bundesſtaaten annehmen. 

4. Die Bundesverſammlung kann auch gegen Auswärtige das 
Intereſſe der Untertanen einzelner Bundesſtaaten nicht vertreten. 

Dahingegen find: 

5. Diejenigen Privatperjonen, deren beſonderes Intereſſe in 
der Bunbesacte ſelbſt berückſichtigt ift, befugt, fich deshalb an bie 
Bundesverfammlung zu wenden, und bieje iſt verpflichtet, ihre Vor⸗ 
ttellungen anzunehmen und darauf einen angemefjenen Beſchluß 
zu fallen. Diefer Sab bedarf ohne Zweifel feines Beweiſes. 
Denn wie leicht önnte der Zweck vereitelt werben, wenn man dies 
Mittel nicht zulafjen wollte? Dahin gehören die au 6 und 14, 15 
und 17 der Bundesacte herzuleitenden Anfprüche ver Berechtigten. 

6. Diejenigen Unterthanen ver Bundesſtaaten, welchen die 
Bundesacte in politischer Hinficht gewiſſe Zuficherungen ertheilt, 
mäüflen befugt jein, deren Erfüllung bei der Bundesverſammlung 
zu betreiben. 

In dieſe Klaffe find zu vechnen: 

a) Die Einwohner der Staaten, welchen ein regelmäßige Ge- 
riht dritter Inftanz und dag Recht der Actenverſchickung im 
12. Art. der Bunbesacte bebungen ift; 
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b) die Einwohner aller Bundezftaaten, um nad 
dem 13. Artikel, eine landſtändiſche Berfaffung 
zuerlangen”); 

c) diejenigen, welhedurd Verlegung bes im 10. Ar- 
titel der Bundedacte ausgeſprochenen Grund 
ſatzes der Gleichheit der bürgerliden und poli- 
tiſchen Rechte für die verfchiedenen hriftliden 
Glaubensgenoſſen in allen Ländern und Ge 
bieten des Bundes, etwa beihwert werben 
follten ); 

d) diejenigen Unterthanen, welchen die Befugnig Grundeigen- 
thum außerhalb des Staates, ben fie bewohnen, zu erwerben, 
oder der freie Abzug von einem Bunbesftaat in den andern, 
oder die Befugniß, in Civil oder Militairdienſte deſſelben 
zu treten, ober emblich bie Freiheit von der Nachiteuer, den 
Beitimmungen de 18. Art. zuwider, nicht verjtattet wer: 
ben follte; 

e) die Belenner des jübifchen Glaubens, in Anjehung ber im 
10. Art. der Bundesverfammlung empfohlenen Berathung 
über die bürgerliche Berbefferung ver Juden; 

f) Schriftiteller und Verleger, um die im 18. Art. verheißenen 
Verfügungen zum Schuß gegen ben Nachdruck zu bewirken. 

Da in den beiden Testen Fällen blos die Thätigkeit der bundes- 
verjammlung zu betreiben ift, fo kann wohl das Recht bei derfelben 
zu jollicitiren, keinem, der ein Intereſſe dabei hat, abgefprochen 
werden. 

In allen übrigen Fällen find es gegenfeitige Verſprechungen 


*) Wenn viefe Anfiht eines Bundestagsgeſandten zur Richtihnur ber 
Bunbeöverfammlung gebient hätte, würbe es anders um Deutichlanb ge- 
worben fein; — aber bie größeren Staaten wünjdhten nicht einmal, daß es 
zur Öffentlihen Kenntniß fomme, daß ein Bundestagsgeſandter jo gefährliche 
Grundſaͤtze ausgeiprochen habe. 

“) Mit diefer Anfiht von ber Wirkfamkeit ber Bundesverſammlung 
wäre Urt. 16 ber Bundedacte wirklich eine Wahrheit geworden; vielleicht 
fefoR in Defterreich. 
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der Bunbeögenoffen zum Bortheile Dritter, deren zwar unwahr⸗ 
iheinliche, doch wenigitend mögliche Nichterfüllung eben jenem 
Dritten Beranlafjung geben könnte, die Dazwiſchenkunft der Bundes⸗ 
verfammlung nachzujuhen. &3 wäre Beleidigung, wenn 
ih hier eine Widerlegung jener troftlojfen Theorie 
oder Sophifterei für nöthig bielte, wonad) ein Ber- 
trag zum Beiten eines Dritten weder biejem ein 
Recht geben, noch bie Bertragfchließenden verpflid- 
ten foll; eine Theorie, deren Anwendung beſonders 
aufdie Stipulationen einer Urkunde verfudht wurde, 
bie näher zu bezeichnen, überflüffig ift. 

Sch gebe daher mit voller Zuverfidht von dem 
Grundjate aus; in ollen übrigen bier genannten 
zällen jind die Bundesglieder gegen einander be 
rehtigt, auf Erfüllung der geleifteten Verſprechun— 
gen und ertheilten Zufidherungen zu dringen Es ift 
daher nicht abzujehen, warum die Anzeige der Nidht- 
erfüllung, in einem oder dem andern Staate, von 
ver Bundedverfammlung nicht follte angenommen 
werben, und warum zu diefer Anzeige nicht Jeder, 
ben ed angeht beredhtigt fein follte? Mehr aber al? 
eine ſolche Anzeige ift nicht nöthig. Es kann von kei— 
ner Klage der Unterthbanen gegen ihre Souveraine, 
von feinem Rechtsstreit, von feiner rihterlihen Ent- 
ſcheidung die Rede jein. Die Bundesverfjammlung 
thut nur, was fie auch ohne Aufforderung eines 
Dritten zu thun befugt und ſchuldig ift; ſie verlangt 
Erfüllung des abgejchloffenen Vertrags”). 


*) Noch bis zum heutigen Zage bat fi die Bunbesverfammlung nicht 
zu biefem fo flaren und einfachen Grundſatz erhoben. Bedarf es ber Hin⸗ 
weiſung auf Werfaffungszuftände in beutichen Bundesſtaaten ? Wir fprechen 
bier nicht etwa von Heflen, bei deſſen Berhältnifien europäiſche Intereſſen 
mitiprehen, und große Schwierigkeiten obwalten. Noch nicht einmal uns 
jweideutige Berfaffungäbeftinnmungen, welche durch beſondere Beſchluͤſſe unters 
ſtüht find, kamen zur Ausführung, felbft da nicht, wo bie Bundesverſamm⸗ 
fang fie veranlaßt Hat! 
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7. Die Bundesverſammlung Tanıı bewogen werben, der An 
gelegenheiten von Privatperjonen bei Regierungen ver Bunbesftaaten, 
oder bei Auswärtigen jich anzunehmen, wenn beren Regierung jie 
vertreten, und zu dem Ende bes in ber Bundesacte bebungenen 
Rechts, Vorjchläge und Anträge zu machen, fich bedienen will. 
Endlich 

8. kann Privatperſonen, welche an der Geſammtheit des Bun: 
des Anfprüche zu haben glauben, die Befugniß nicht beftritten 
werden, mit denjelben an die Bundesverfainmlung, welcher die Be 
jorgung der Angelegenheiten ber Gejamntheit anvertraut ift, jich 
zu wenden. 

Für die Anerkennung biefer Grundfäße fcheint es eines neuen 
Geſetzes nicht zu bedürfen, da jie aus der Natur der in der Bun- 
desacte enthaltenen Beitimmungen und aus der nothwenbigen Ber: 
bindung mit einem bereit? als rechtmäßig anerfannten Zwecke von 
ſelbſt fließen. 

Die Anträge, weldye hiernach an die Bundesverſammlung von 
Privatperfonen gebracht werden können, find dreifacher Art. Ent⸗ 
weber wird die Bunvesverfammlung felbit angegangen, dasjenige 
zu thun, was die Bundesacte vorfchreibt, ober aber jie wird er- 
ſucht, zu bewirken, daß eines oder dad andere Bundesglied den 
Bundesvertrag erfülle, oder endlich fie wird felbit als Gejchäfts- 
trägerin des Bundes in Anſpruch genommen. 

Die Fälle der erften und letzten Art find offenbar ganz un⸗ 
bedenklich, jofern von der Zuläffigkeit ver darauf ſich beziehenden 
Geſuche die Frage iſt. Ihre Erheblichkeit muß natürlicher Weiſe 
nach den jebegmaligen Umständen beurtheilt werben. Die Fälle 
ber zweiten Art find unvermeidlich, ſobald ein völferrechtliches Ver⸗ 
tragöverhältnig, ſowohl zum gegenjeitigen Vortheil der Bundes⸗ 
glieder, als auch zum Beſten Dritter Statt findet. Aber auch Hier 
kann die Bundesverſammlung nie ala eine höhere Autorität han- 
bein. Die Stellung der Bundezgliever, welche von einigen ihrer 
Bundesgenoffen PVertragderfüllung verlangen, ijt und bleibt vie 
von den Verbündeten nad) gleichem Recht. Es werden baher bie 
zum Bundestage verfanmelten Geſandten der erjten, nur ben 
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Weg der Unterhandlung beitreten Tonnen, und führt dieſer nicht 
zum Ziel, jo darf auch hier nicht Gewalt gebraucht, ſondern es 
muß eine friedlihe Entſcheiduug der Austrägalinitanz erwartet 
werden. ' 

Was endlich Forderungen an bie Gefammtheit des Bundes 
betrifft, Jo fan die Bundezverfammlung nicht umhin, Vorstellungen 
bie fih darauf beziehen anzunehmen, und fie zu prüfen. Sie 
würde ſonſt dem Vorwurf einer willfürlichen Rechtöverweigerung 
ih ausſetzen. | 

Die bisher dargelegten Grunbfäte fcheinen mir aus der Bun: 
desverfaſſung, wie fie jet iſt, hervorzugehen.“ 

Der Vertreter der freien Stäbte ſtimmte im Allgemeinen ben 
Anfihten v. Berg's über den damaligen Standpunct der Bundes⸗ 
verlammlung bei, verlangte aber, ba das Verharren auf biefem 
Standpuncte unmöglich lange, und noch weit weniger für alle Zeit 
Statt finden könne und dürfe, ein Eingehen auf bie Vorjchläge 
v. Pleſſen's, weldye auf eine balvige fortichveitende Entwicklung diejer 
Verhältniffe gerichtet waren. Er rechtfertige dieſes folgendermaßert. 

„Die Bundesacte hat es und Art. 6 zur Pflicht gemacht, 
die organischen Einrichtungen des deutichen Bundes zu berathen, 
fie hat Art. 10 von ung geforbert, daß wir es als unfer erite® 
Geſchaft anjehen follen, die Grundgejeße des Bundes in Betreff der 
inneren Verhältniſſe Deutſchlands zu verfaffen. Dadurch ift die 
Bahn geöffnet, diejenigen Lücken auszufüllen, welche der Drang 
der Umftänbe in Wien bei ven Berathungen über bie deutjche 
Dundesverfaflung übrig laſſen mußte. Daß ed ſchon damals 
allgemeiner Wille war, bie beutichen Voͤlker über. ihren Rechts⸗ 
zuftand durch möglichjt vollkommene Sicherung defjelben zu be- 
rubigen, kann keinem Zweifel unterliegen. Der Art. 12, welcher 
für bie Anordnung ber höchjten Inſtanz in den Heineren Staaten 
jorgt: Der 13. Art., welcher allen Deutichen landſtändiſche Ver: 
faflungen fichert, der Art. 18, welcher fich über mehrere ven Unter: 
thanen in ganz Deutſchland bewilligte Nechte verbreitet, laſſen 
darüber Yeinen Zweifel. Was würbe insbeſondere die Aufficht bes 
Bundes auf das Beſtehen ver Gerichte nüsen, wenn ber Bund 
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nicht zugleih darauf achten dürfte und müßte, daß dem Deut⸗ 
ſchen feine Hinbernifje in den Weg gelegt werben, vor ſolchen 
Gerichtshöfen Necht zu fuchen und zu finden? 

Wäre aber auch durd die Bundesacte ſelbſt nicht 
ſchon der Beruf gegeben, und ſogar die Pflicht auf— 
erlegt, durch weitere Beſtimmungen dafür zu ſorgen, 
daß die Deutſchen in allen Landen deutſcher Nation 
gegen Willkür geſichert und völlig gewiß ſein, daß 
ihnen rechtliches Gehör nirgends verſagt werden 
dürfe, ſo würde doch der Geiſt der Zeit und die un— 
verkennbare öffentliche Meinung dieſe Sorge noth— 
wendig von uns fordern. Es iſt nicht zu läugnen, 
daß grade ver Haß gegen Geſetzloſigkeit und Gewalt 
ohne Recht, die Deutfhen zu dem hoben Grade des 
Muthes uno der Aufopferung alles deſſen, wa3 
ihnen das Theuerfte war, entflammt bat, wodurd 
fie allein im Stande waren, die Ehre und bie Frei— 
heit ihres Baterlandes wieder zu erkämpfen, unv 
baß fie als wohlverdienten Lohn ihrer in der Ge 
Ihichte unverlöfhenden Anftrengung, einen völlig 
gefiherten Rechtszuſtand erwarten. Es ift nit au 
verfennen, daß fie zu dem beutfhen Bunde und 
feinen Berathbungen fein Herz und fein Bertrauen 
fafjen werden, fo lange nicht deſſen innere Berfaf: 
Jung ihnen dieje Sicherheit gewährt. 

Und was Tönnte die Regierungen abhalten, biefen unverlenn- 
baren beißen und billigen Wunfch zu gewähren? Dem gerechten 
Landesherrn kann es weder beſchränkend noch gefährlich ericheinen, 
wenn bie Bundesverſammlung befugt ift, Beſchwerden über Ka: 
binet3juftiz oder vermweigerted NRichteramt zu hören, und daß un: 
gebürliche Klagen nicht Teichtfinnig angenommen werben, wird ſchon 
durch daB eigene Intereſſe aller Bunbesgliever verbürgt. — Ja 
man barf mit Sicherheit annehmen, daß bei den hohen Gefinnungen 
beutjcher Regenten und bei dem Schube, den chen vie künftige 
Preßfreiheit gewährt, die der Bunbesverfammlung geftattete Sorge 
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für das rechtliche Gehör der Deutichen, blos durch ihr Dasein und 
faft ohne alle Tätigkeit, die wohlthätigiten Folgen haben werbe. 

Der bannöver’iche Bunbesgejanbte v. Marten gab nach dieſen 
Erklärungen noch eine nachträgliche Abftimmung, welche beweiit, 
wie weit Graf Münfter ſchon von ben Grunbjägen abgewichen, 
weiche er in Wien aufgeftellt und vertheibigt hatte, wie wenig ihm 
daran lag, der beim Abſchluß der Bundedacte mit Preußen ge- 
meinjchaftlich gegebenen Erflärung (ſ. ©. 92) eine Folge zu geben: 
„Unftreitig wird durch organifche Gefeße bie Competenz der Bunbes- 
verjammlung nach Anleitung der Bundesacte näher feſtgeſetzt werben 
müffen, und man wird babei weder auf der einen Seite allein 
bei dem ftehen bleiben Tönnen, was die Bunbesacte wörtlich be- 
zeichnet, noch auch auf ber anderen Seite alles das der Bundes⸗ 
verrammlung beilegen wollen, was nur aus dem Begriffe eines 
Bundesftantes, ber eine höchite gemeinfame Gewalt vorausſeizt, ſich 
folgern Tiefe, da viel mehr in diefem Sinne Deutfchland jett nicht 
für einen Bunbezftaat, fondern für einen Staatenbund zu halten 
it, aber für einen Staatenbund, deſſen Zwecke und Attribute zwar 
in ber Bundesacte ſchon worgezeichnet find, aber noch eine fernere 
Entwidelung erfordern, die der Bunbedverfammlung unter Zu⸗ 
fimmung ihrer Höfe überlaffen ift. 

Aber fchon jet damit anzufangen, theoretifch den ganzen Um: 
fang der Befugniſſe des Bundes feftzufeßen, und bis man fich 
berüber zu einem Geſetze vereinigt haben wird, bie einzelnen, an 
ven Bundestag gelangenden Reclamationen, bie nicht ganz evident 
anzunehmen ober abzumeilen find, ſondern bei deren AZuläffigfeit 
Zweifel entfiehen mögen, unerötert ruhen zu laſſen, fcheint mir 
nicht rathſam. Vielmehr wenn man auf dem biöher ſchon ein- 
geihlagenen Wege fortführe, die eintommenden Anträge einer vor: 
liufigen Prüfung zu unterwerfen, damit die Bundesverſammlung 
beuriheilen Tönne, welche derſelben fie unbevenklich zulaffen ober 
abweifen müfle, und über welche derjelben fie erjt die Inſtructionen 
der Höfe erwarten müfje, ehe fie fich über ihre Competenz aus⸗ 
Ipräche, jo würde biefes vielleicht ein beſſerer Weg fein, um ein 
fünftig darüber zu entwerfendes allgemeines orgariſch Geſeb vor⸗ 

Erfer Theu. 
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zubereiten, als wenn man jebt ſchon alles zum Boraud auf 
allgemeine Grundfäße zurüdzuführen verjuchen wollte, wobei man 
Gefahr laufen würde, der Sache entweder zu viel oder zu wenig 
zu tbun, und entweder über bie Feſtſetzung dieſer Grundſätze 
oder über die Fünftige Anwendung derjelben in Schwierigkeiten zu 
gerathen, bie den Gang ber Gefchäfte mehr hemmen als befördern 
würden. Manches wird erſt der Crfahrung überlaffen werben 
müfjen, und dieſe erjt näher die Bedürfniſſe an die Hand geben, 
welche befriedigt werden müjjen, wenn ber große Zweck des Bundes 
volljtändig erreicht und der Bundesacte die Entwidelung gegeben 
werben fol, der fie unjtreitig noch bebarf, ohne fich dadurch von 
den Grundſätzen, bie fie feititellt, zu entfernen. 

Alles dieſes verhindert jedoch nicht, daß man ſchon jebt und 
eben bei Gelegenheit ver einkommenden einzelnen Anträge in ver- 
traulichen Berathungen über die Grenzen ber Competenz ber 
Bundesverfammlung feine Ideen auswechſeln und eben baburdh 
die einzuholenden Inſtructionen vorbereite, in welcher Hinficht ich 
in Betreff der mir von der Commiffion zugetgeilten einzelnen Ein⸗ 
gaben, meine Anjicht in einer der nächiten Sitzungen vorzulegen 
mir vorbehalte.” 

Man ficht aus den verfchievenen Voten, daß fich zwei Rich 
tungen an ber Bunbezverfammlung jchieven, eine, welche im na: 
tionalen Intereſſe die in der Bundedacte liegenden Keime fort- 
bilden und ergänzen wollte, die andere, welche nach unbeſchraͤnkter 
Herrihaft ſtrebte. Die Commiſſionsvoten wurden durch Be 
Schluß der Bunbesverfammlung an bie Regierungen zur Inſtruc⸗ 
tionseinholung gejenbet, welche vorausfichtlich Lange Zeit erforberten, 
wie denn Freiherr v. Plefien bei Gelegenheit ver Beſchwerde der 
frankfurter Judenſchaft, 12. Dechr. 1816, in der Bundesverſamm⸗ 
lung auch die bittere Bemerkung machte: „wenn man zu folchen 
Erledigungen erft die Abfafjung der organiſchen Gejeke bed Bundes 
abwarten wollte, jo werbe man Gefahr laufen, Deutichlanb auf 
lange unbeftimmte Zeiten in machtloſem Zuſtande zu laſſen.“ 

Bevor irgend etwas in dieſer Competenzfrage ber beutjchen 
Bunbesverfammlung geſchah, trat aber ein Fall ein, welcher deutlich 
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zeigte, daß bie beutichen Regierungen zu einem Entſchluſſe kommen 
mußten. Das beliebte Princip der Regierungen — Hinzögerung — 
veichte nicht au. Die Hoſmann'ſche Angelegenheit war es, welche 
der Bundesverfammlung eine ernſte Prüfung bereitete, an welcher 
ba beutfche Volk erjehen konnte, was es von derſelben zu erwarten 
hatte. Der Deconom Hofmann in Marburg kam 1816 und noch⸗ 
mals dringender im Januar 1817 bei der Bundesverfammlung ein: 
‚daß fie die Ausweiſung aus feinem Eigentum, welche ihm durch 
kurheſſiſche Behörden drohe, abwenden möge.” Der Beſchwerde— 
fieller führte zur Begründung feine? Antrages an, daß er in ben 
Sahren 1811 und 1812 von der ehemaligen Verwaltung der 
weiiphälifchen Krondomainengüter, bie dem vormaligen deutjchen 
Orden zugehört, gekauft habe. Diele Güter feien ihm unter dem 
13. Auguft 1815 in dem ritterjchaftlichen Steuerfatafter des Ober- 
fürſtenthums Heſſen erb: und eigenthümlich zugefchrieben worden. 
Er wäre auch durch ein kurfürſtliches Refcript vom 13. Octbr. 1815 
zur Entrichtung ber Ritterfteuern von biefen Gütern angehalten 
worden. Am 25. Mai 1816 Habe ihm aber eine Furfürjtliche 
Eommiljion eröffnet, daß er gegen Erſatz des wirklich gezahlten 
Kaufgeldes und ber etwa verwendeten Meliorationskoſten, bie er⸗ 
kauften deutſchen Ordensgüter, welche nach einer Furfürftlichen 
Reiolution vom 10. Mai 1816, als Staatögüter nicht in den 
Händen von Privaten bleiben follten, zurüdgeben müſſe. 
Durch eine Furfürftliche Verordnung vom 8. Octbr. 1816 fei die 
Zurückziehung ber während der feinblichen Beſetzung veräußerten 
feindlichen Güter des vormaligen deutſchen Ordens gegen Erftattung 
des Kaufſchillings und der Meliorationen, ſowie deren Räumung 
binnen brei Monaten allgemein vorgefchrieben worden. Hierauf 
nun unb auf ben Umſtand, daß er gegen die kurfürſtliche Ver⸗ 
oronung bei den Landesgerichten fein Necht erwarten könne, gründete 
Hofmann feine Beichwerde. Er könne auch fchon um beöwillen bie 
&üter nicht abtreten, weil er einen Theil derſelben an mehr ala 20 
Individuen weiter verkauft habe, und auch nur durch fortgefegten 
Belig von den Folgen der während des Krieges getragenen Laſten 
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E3 Tagen in diefem Falle mehrere Fragen von bebeutenber 
Tragweite ber Bunbesverfammlung zur Enticheivung vor. Zuerſt 
bie Frage wegen der Aufrechterhaltung der von fogenannten Zwi⸗ 
fchenregierungen erlajfenen Verfügungen und begründeten Recht- 
gejchäfte, dann die Frage, ob folche Verfügungen wenigitens nicht 
bann in Kraft bleiben follten, wenn fie Gegenftänbe, bie nicht zu 
dem Bereich der Iegitimen Negierung gehörten, betroffen hatten, 
endlich die Frage, ob ein deutſcher Bunbesfürft Verorbnungen mit 
rücwirkender Kraft, welche Eigenthumsverhältnifie feiner Unter: 
thanen verlegten, erlaſſen koͤnne. 

Die Bundesverſammlung Tieß fich jedoch auf eine genaue 
Scheidung diefer Fragen nicht ein, und dv. Berg, ala Bericht- 
eritatter über diefen all, Außerte fi nur dahin, daß e& ſich darum 
handle einen Mann aus dem Beſitze eines Gute zu jeten, welches 
er zwar von ber Zwiſchenregierung erfauft habe, welches ihm jeboch 
nad einer Verfügung ber oberften TFinangbehörbe bed .wieberher- 
geitellten Regenten in dem ritterjchaftlihen Katafter förmlich zu- 
geichrieben worden fei, nun aber in Folge eine ſpäter en Geſetzes 
entzogen werben folle; diefer Fall dürfte zu einer Verwenbung ber 
Bundesverſammlung geeignet fein, und es laſſe jich mit Recht hoffen, 
daß die nähere Erwägung der in bemjelben vorkommenden ganz 
befonderen Umſtände für den Supplicanten nicht ohne nüßliche 
Wirkung fein werde, wenn er bie für ihn fprechenden Gründe 
Sr. 8. H., dem Kurfüriten von Heflen, unmittelbar umftänblich 
vortrüge. Dazu ſei er zuvörberft anzuweiſen, und wenn dieſes ohne 
Erjolg wäre, könne die Berwenbung ber Bunbesverfammlung 
billig eintreten *). 

Der öfterreichiiche Bundestagsgeſandte ſprach fich zuerft dahin 
au, daR die Bundesverfammlung nach diefer Darftellung nicht 
umbin könne, ſich alſobald zu Gunften bes Reclamanten ver- 
wenden, ba unter anberm bie furfürftlihe obere Staatäbehörbe 
ala Eigenthumsrecht deſſelben in dem ritterfchaftlichen Steuer: 
tatafter anerkannt babe und ver biesfällige Steuerbeirag auch 


*) Bundestagsprotocolle 1817. Fol. 45. Beil. 8, 


149 


wirffich bezogen worden fei, wen nicht billig vorauszuſetzen wäre, 
daß namentlich in Rückſicht des angeführten auffallenden Umftandes 
einer nachgefolgten rüchvirkenfollenden Verwendung anderer hier 
ganz unbekannter Verhältniffe eingewirkt hätten ober wirflich ob- 
walteten.. Es wäre daher der Deconom Hofmann vor Allem zu- 
vörderfi an feinen Landesherrn zu verweilen, zugleich auch ver 
durfürftliche Gefandte v. Carlshauſen um baldgefällige nähere Auf: 
Nirung zu erfuchen, und dann erft, wenn er gegen Erwartung 
nicht erhört wurbe, bleibe vemfelben unbenommen, feine durchaus 
zu beſcheinigende Beichwerbenorftellung bei der Bundesverſammlung 
einzureihen. Sämmtliche Stimmen traten der öfterreichifchen Mei— 
nung bei und v. Carlöhaufen äußerte feine Bereitwilligkeit, bei 
feinem Hofe diefem Antrage, nämlich auf Erhaltung des Befik- 
ſtandes für den Reclamanten, zu entiprechen. Der Beichluß 
wurde bemgemäß gezogen, aber im Ausdruck noch etwas verfchärft, 
jo daß er lautete: 

„der Deconom Hofmann fer zuvörderſt an Se. K. H. den 
Kurfürften von Hefjen zu verweilen, ihm fet jedoch unbenommen, 
wenn er bort, gegen alle beffere Erwartung der Bundes 
verfammlung, nicht erhört werben follte, feine durchaus zu 
beſcheinigende Belchwerbevorftellung bei diefer Verfammlung ein- 
zureichen.“ 

Bortrag und Beichluß Hatten fich ſowohl nach Form als nach 
Inhalt rückſichtsvoll und gemeſſen ausgeſprochen, die Competenz 
der Bımbesverfammlung Tonnte nicht zweifelhaft fein, wie denn 
auh nach der proviſoriſchen Competenzbeftimmung ber Bundes⸗ 
verfammlung vom 12. uni 1817, zu welcher auch der kurheſſiſche 
Geſandte feine Zuftimmung gegeben hatte*), gegen die überhaupt 
von feinem Kabinette eine Einwendung gemacht, jondern von allen 
ſtillſchweigend genehmigt worben tft, diefer vorliegende Fall, wenn 
der Beichwerbeführer die Wahrheit gefagt hatte, unter die Rubrik 
einer Juftizoerweigerung zu bringen war *). Bei fo klarem Falle 

*) 8.:B. 1817. 5. 223. Kol. 454. 457. 6. 322. Vol. 630. 631. 


**) Gompetengbeftimmung 12. Juni 1817. 9.5. sub. 8 a. bei v. Meyer 
LeIl. 242. 
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fonnte auch nicht wohl von einer vorhergehenden Inſtructions 
einholung vor gefaßtem Bejchlufje die Rebe fein, wie denn auch 
ipäter bei Klagen wegen Juſtizverweigerung niemals Inſtructionen 
eingeholt, ſondern einfach die betreffenden Bundestagsgejandten um 
die nöthige Auskunft erjucht worden jind, 3. B. bei der Veſchwerde 
des Grafen Schulenburg gegen Mecklenburg. Schwerin, noch in dem— 
jelben Jahre *). Selbſt dei denjenigen Beſchwerden, welche fogleich 
ala unbegründet zurücdgewiejen wurden, faßte die Bundesverſamm⸗ 
lung den Beichluß, ohne vorherige Inftructiongeinholung. 

Dennoch verlief die Sache anders, als die Bundesverſammlung 
berechtiget jchien, zu glauben. Als nächte Folge des Bundes— 
beichlufjes trat die Abberufung des kurheſſiſchen Gefanbten v. Carls⸗ 
haufen, den 10. Febr. 1817, ein, wahricheinlich, weil er ſich mit 
dem Antrage fämmtlicher Gefandten einverjtanden erflärt hatte. 
An feine Stelle trat v. Lepel. Diefer gab eine Erflärung ter 
kurheſſiſchen Regierung über den von der Bundesverfammlung in Der 
Hofmann'ſchen Sache geſaßten Beichluß zu Protocoll, welche die ſäͤmmt⸗ 
lichen Mitglieder berfelben auf das Tiefite verletzte; für den Grafen 
Buol-Schauenjtein war die Erklärung um fo empfindlicher, als 
ihm von Wien aus in den beiden Cröffnungsreben Gefinnungen 
für die Nationalinterejlen in ven Mund gelegt waren, welche er 
wirklich für ernjt und nicht für das gehalten hatte, was fie waren: 
Metternich'ſche Redensarten. Selbſt in feiner Stellung als Pra- 
fidtalgefandter mußte ſich der Graf empfindlich berührt fühlen. Die 
kurheſſiſche Erklärung lautete): „Se. 8. H. der Kurfürjt haben 
Eid, ehrerbietigft vortragen laſſen, was über die Angelegenheit des 
Deconomen Wilhelm Hofmann in der achten diesjährigen Sitzung 
der Bundedverfammlung verhandelt worden ift. Der darüber ge- 
faßte Beſchluß Hat Ihnen nicht anders als jehr auffallen jein 
fönnen, indem er auf ein einjeitige3, nicht einmal hinlänglich be- 
Icheinigted Anbringen, Zweifel gegen ihre Gerechtigkeit äußert, eine 
Verwaltungsmaßregel tabelt, wozu Allerhöchſt Sie Sich aus trif- 


*) B.-P. 1817. $. 201. Fol. 156, 167. 
“.) d.d. 13. März 1817. 
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tigen Gründen bewogen gefunden, und einem Unterthan nachläßt, 
Beihwerden gegen Sie einzureichen. Ein ſolcher Beſchluß, 
wodurch die Bundeöverfammlung fich gleichjam ala eine oberft- 
rihterliche Behörde darjtellt, würde felbft in einer Angelegenheit, 
worin die Competenz unbeitritten wäre, auffallend ericheinen, da 
fie alle Zeit nur Vermittler, nie Richter fein ſoll, gejchweige denn 
in einem, weder den Bunbesverein im Ganzen betreffenden, noch 
durch eine befondere Anordnung ber Bundesacten berührten Falle. 
& war Sr. 8. H. um jo mehr unerwartet, als bet anderen 
Veranlaffungen mit weit mehr Zurüdhaltung zu Werke gegangen 
worden iſt. Sie können baher nicht umhin, den Gefandtichaften 
zur Bunbeöverfammlung Ihre VBerwunberung über ein Benehmen 
zu erfennen zu geben, welches bie Billigung und Genehmigung 
Ihrer höchſten und hohen Committenten unmöglich erhalten ann. 
Ueber die vermeintliche Beſchwerde des Deconomen Hofmann 
werden Se. K. H. beichließen, was Ahnen gerecht und billig er 
ſcheint; dagegen müfjen Sie Sich in diefer, wie in jeder anderen 
bloß die innere Staatöverwaltung betreffenden Angelegenheit bie 
Einwirtung ber Bundesverfammlung fo lange verbitten, bis dieſelbe 
durch ein unter Allerhoͤchſt Ihrer Mitwirkung verfaßtes organiiches 
Gele dazu ermächtigt erachtet werben kann. ).“ 

Der kurheſſiſche Bundestagsgeſandte v. Lepel hatte Tpeciellen 
Auftrag, diefe Erklärung zu öffentlichem Protocoll abzugeben. 
Vergebens waren die Bemühungen feiner Collegen ihn zu einer 
Abgabe verfelben in vertraulicher Sitzung zu bewegen, und deshalb 
erwiberte denn auch der Präfivialgejandte im Namen Aller in ſehr 
becibirter Weiſe, war aber dennoch ſo rückſichtsvoll den erftatteten 
Bericht mit Einwilligung feiner Collegen nicht zur Deffentlichkeit 
zu bringen. Da aber biefer Bericht eine deutliche Einficht in die 
damaligen Verhältnifje gejtattet, fo jtehen wir nicht an, ihn bier 
im Wefentlichen folgen zu laffen. 

Im Voraus müfjen wir jedoch bemerken, daß über ben 
Sauptpunct, auf welchen der Kurfürft ven Nachdruck Iegte, in der 





*) 8..®r. 1817. $. 105. Kol. 172. 173. 
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Bundesverſammlung nicht? entſchieden werben konnte, da er nicht 
in Srage jtand. Denn ob, wie auch Hannover und Praunfchweig 
behaupteten ‚” die wieder eingejeßten Bundesfürſten, bie von ber 
weitphälifchen Regierung eingezogenen und verkauften Güter des 
deutſchen Ordens an ſich ziehen durften, war allerdings, wenn man 
ben Wortlaut der Wiener Congreßacte und Yunbezacte betrachtete, 
mindejtend zweifelhaft, wenngleich auf der andern Seite & ein 
fonderbares Begehren von Hannover und Braunfchweig war, daß 
fie fich bei den nicht verkauften Gütern des deutſchen Ordens 
als Rechtönachfolger der weitphälifchen Regierung anſahen und 
angejehen willen wollten, bei den verkauften Gütern dagegen bie 
weitphäliiche Zwiſchenherrſchaft als nicht vorhanden geweſen be- 
trachteten, wie überhaupt in ven weftphäliichen Provinzen mit 
Rückkehr der alten Herricher diejenigen Einrichtungen blieben, die 
wenn jie auch gegen die alte Verfaſſung gingen, Gelb ein⸗ 
brachten *). 

Die Bundesverſammlung hatte fi) auf ven S. 148 angegebenen 
Tall beſchränkt, daß eine mit rückwirkender Kraft erlaffene an« 
erkannte Belitverhältniffe alterirende Verordnung Anlaß zu einer 
Beſchwerde über Juftizverweigerung gegeben hatte. Deshalb, und 
wegen ber beliebten Form der Furhefliichen Erklärung und endlich 
wegen ber fonft darin geäußerten Grunbfäte in Bezug auf Orga- 
nifation der QBundesverfammlung in den unbezweifelten Gegen- 
ftänden der Bundedacte, war allerdings der Präfibialgefandte in 
boppelter Beziehung genöthigt ein ernſtes Wort zu ſprechen. Ein 
Punct war aber in der kurheſſiſchen Erklärung enthalten, der bie 
tiefgreifende Bedeutung für die nationalen Intereſſen bezeichnete, 
welche in dem bisher nicht veröffentlichten baierifchen Botum über 
bie Competenzfrage (S. 129 ff.) ihren Ausdruck gefunden. Der Kur⸗ 
fürſt erflärte, daß die Bundesverfammlung nur dann über derartige 
Falle wie ber vorliegende zu befchließen competent ſei, wenn zuvor 
ein organifches Bundesgeſetz, „ju bem Er mitgewirlet habe“ 
d. h., weldes einftimmig von der Bundesverſammlung be: 





°) Wir werden fpäter auf biefen Punct zurückkommen. 
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qloſſen geweſen, erlaflen worden fei. Das war die Confequenz 
bed baierifchen Votums in der Competenzfrage. Die Conjequenz 
davon für alle Nationalinterefien leuchtet ein; gerade bei biefer 
Gelegenheit zeigt ſich deutlich, wie wichtig es ift, daß die Nation 
alle fie angehende Verhandlungen ihrer Spigen kenne. Wer 
die Verhandlungen in ber Hofmann’schen Beſchwerdeſache genau 
verfolgt, Fanın nicht zweifelhaft fein, daß mit ber in der Competenz⸗ 
frage von Baiern geäußerten Meinung, wenn fie durchdrang, die 
dundesverſammlung ala ein machtloje und unnützes Inſtitut 
daſtand. 

Der actenmäßige Vortrag über die kurheſſiſche Erklärung, 
welche in ber 18. Sitzung am 13. Mai 1817 erftattet wurde und 
bie Beitimmung aller Bunbestagsgefandten mit Ausnahme bes 
großherzoglich Heiftichen, v. Harnier, enthielt, Iautete folgenber- 
mapen *): 

„Die Bundesverſammlung kann und wird ein Bedenken tragen, 
Einwendungen gegen ihre Beichlüffe mit Bereitwilligfeit anzunehmen, 
und mit pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit in Erwägung zu ziehen. 
Es kann aber der Fall eintreten, daß mit ihren Beſchlüſſen deſto 
größere Unzufriebenheit entiteht, je gerechter fie find, und wenn fie 
dann fich gefallen laſſen müßte, ftatt Gründen, Vorwürfe anzus 
hören, wenn ein unzufrievened® Bundesglied fich berechtigt glauben 
Konnte, in verweifendem Tone zu ihr zu reden, jo würbe bie Stel- 
lung, welche fie zur Erfüllung ihrer Beitimmung behaupten muß, 
auf die gemeinjchäblichite Weile verändert werden. Sie, welche 
nach den deutlichen Worten der Bundesacte, die Gefammtheit de 
Bundes vertritt, ift nie und nirgends unter einem Gliede des 
Bundes, und Vorftellungen gegen Befchlüffe, welche die Bundes⸗ 
verfammlung gefaßt hat, künnen nicht an die Bundesgefanbtichaften 
gerichtet werben, vielleicht um die Achtung zu umgehen, welche 
man jener ſchuldig zu fein glaubt, und welche doch auch diefe, als 
Stellvertreter der Bundesglieder, zu erforbern berechtigt find. 

3 erſtes Beiſpiel eines ſolches Benehmens gegen die Bundes⸗ 





*) Beil. (40) zur 18. Sigung vom 17. März 1817 loco dict. 
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verfammlung verdient daher die kurheſſiſche Erflärung hohe und 
allgemeine Aufmerfjamteit. 

Was Se. Königl. Hoheit, der Kurfürft, über die Angelegen- 
heit des Deconomen Hofmann ji haben vortragen lafien, beruht 
auf einem Gewebe von Irrthümern in Thatjachen und Grund» 
ſätzen, und jo wenig bie Bundesverſammlung eine unparteiijche 
Beurtheilung ihres Verfahren? überhaupt, uund bei biejer Veran: 
laſſung infonderheit zu fcheuen hat, fo muß doch aus aufrichtiger 
Derehrung gegen einen durch beutfch- patriotifhe Gefinnungen 
ausgezeichneten Fürſten bedauert werden, daß er durch einen ſolchen 
Vortrag fich hat bewegen lafien, den erſten Verſuch zu geitatten, 
inneren Zwielpalt zu erregen und die Würde der Bundesverſamm⸗ 
lung durch eine Protejtation, die ganz die Geftalt eines Verweiſes 
annimmt, zu verlegen. Wie durchaus unrichtig aber ber Sr. 
Königl. Hoheit eritattete Vortrag ift, wird durdy eine genaue DBe- 
leuchtung deſſelben zu beweifen, nicht ſchwer fein. 

Dad Anbringen de Hofmann war für ven Zweck vefjelben 
hinreichend befcheiniget. Er hat nämlich durch beglaubigte Ab- 
Schriften dargethan : 

1. daß er von der weitphälifchen Regierung die in Frage 
jtehenden Deutſchordensgüter wirklich gefauft hat; 

2. daß er, feit der Nüdlehr Sr. Königl. Hoheit in höchſt ihre 
Staaten im Sabre 1813 bis zum 25. Mai 1816 diefe Güter 
ruhig beſeſſen hat; 

3. daß biefelben ihm am 18. Auguft 1815 auf Verfügung 
ber furfürftlichen Oberrentlammer in dem ritterfchaftlichen Steuer: 
Tatafter des Oberfürftenthums Heſſen erb- und eigenthümlich zu⸗ 
gejchrieben worden find; 

4. daß er am 18. Octbr. 1815 zur Entrihtung der Ritter: 
fteuer von biefen Gütern angehalten worben ift; 

5. daß am 25. Mai 1816 eine furfürftlihe Commiflion bie 
Abtretung derjelben als Staatsgüter, jedoch gegen Critattung 
bes Kaufgeldes und ber etwaigen Verbeiferungen, von ihm ge 
fordert hat; 

6. daß, am 8. Octbr. 1816 eine Furfürftliche Verordnung. 
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welche unter berjelben Bedingung die Zurüdgiehung aller während 
der feindlichen Occupation veräußerten Deutfchordendgüter verfügt, 
erlaffen iſt, und endlich 

7. daß die Vollſtreckung dieſer Verordnung auch gegen ihn 
erfolgen ſollte. 

Das Borbringen des Hofmann war freilich einfeitig, aber 
eben, weil es jo vollftänbig befcheinigt war, zur Berüdjichtigung 
ver Bundeöverfammlung wohl geeignet, und für den gefaßten 
durchaus unverfänglichen Beſchluß offenbar volllommen genügend, 
indem es blog von Sr. Königl. Hoheit abhing, nach dem rühm- 
lihen Beiſpiel anderer Bundesgenoſſen, durch angemeſſene Er- 
läuterungen die Bunbesverfammlung in den Stand zu ſetzen, bie 
Angaben des Hofmannz einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. 

Die Bundesverfammlung hat Leine Zweifel gegen die Gerech— 
tigkeit Sr. Königl. Hoheit geäußert, denn fie hat den Supplicanten 
vertrauensvoll an die Gerechtigkeit ſeines Landesherrn verwieſen. 
Wenn fie, gewiß mit fichtbarer Schonung, zu erfennen gegeben hat, 
daß, nach den vorliegenden bejondern Umftänden, Hofmanns 
Eigenthum aus guten Gründen als ein wohlerworbenes, betrachtet 
werben könne, und daß ber Beſitz befjelben ihm unter der Form 
eines fpätern Geſetzes zu entziehen, nachdem es ihm unter kurfürſtl. 
Autorität erb- und eigenthümlich zugefchrieben worden, doch wohl 
ein Mißgriff untergeordneter Behörden fein möchte, welchen Se. 
Könige. Hoheit nicht billigen werben; jo hat fie unſtreitig jebe 
anftändige Rückjicht beobachtet, und nicht? gethan, was bie Em- 
pfindlichleit Sr. Königl. Hoheit, bei Höchftvero vollem Bewußtjein 
reiner Gerechtigleitäliebe, irgend hätte reizen follen. 

Die Bunbezverfammlung hat feine Verwaltungsmaßregeln ge- 
tadelt. Denn eines Theils ift ein Geſetz, welches Unterthanen ihr 
Eigenthum ohne weiteres entzieht, Leine Verwaltungsmaßregel und 
andern Theils bat die Bundesverfammlung feinen Tadel ausge 
ſprochen, ſondern mit unverfennbarer Befcheidenheit darauf hin⸗ 
gedeutet, daß ein Irrthum in ber Anwendung jenes Gejeßed be 
gangen jein könne. — Daß, nad, ben hinreichend bejcheinigten 
Berhältnifien der Sache, die Bundesverſammlung von ben triffigen 





156 


Gründen ber kurheſſiſchen Regierung ſich feinen Begriff machen 
tonnte, lag in der Sache jelbit. 

Die Bundezverfammlung mußte dem Deconom Hofmann nad 
lofien, nöthigenfall3 mit feiner Beſchwerdevorſtellung weiter einzu- 
fommen, wenn ihre Verwendung nicht ein Blendwerk fein follte, 
welches fie den nachtheiligen Urtheilen mit Recht ausgeſetzt haben 
würde. Berechtigt aber war bie Bunbesverfammlung um jo mehr 
dazu, je weniger fie fich beftimmt darüber erflärte, in welcher Art 
fie weiter zu verfahren gevenfe? Sie hat kein Anfinnen an den 
kurheſſiſchen Bundezgefanbten oder bie kurheſſiſche Regierung ge 
richtet, jondern lediglich den Hofmann angewiefen, die für ihn 
fprechenden Gründe jeinem Landesherrn unmittelbar vorzutragen. 
Wenn fie dabei die Exrheblichkeit diefer Gründe nicht verfannte, fo 
fällte fie doch Fein Urtheil über ihr Gewicht in der Sache jelbit, da 
foger Hofmann zunächſt nur um Schu gegen unmittelbare Be- 
figentfegung gebeten hatte. Erheblich aber mußten die Grünbe er: 
ſcheinen, wenn fie auch blos zu einer Verweifung an ben Landes⸗ 
herrn bewegen follten. Wenn die Bundesverfammlung die Erwar: 
tung äußerte, daß diefe Gründe rechtlich berücfichtigt werben wür: 
ben, jo gab fie ein Vertrauen zu erkennen, welches weder eine An- 
maßung noch eine Verlegung der jedem Bundesgenoſſen gebührenden 
hohen Achtung enthielt. Wenn fie aber endlich in dem Vorbehalt 
be3 weiteren Recurſes eine entfernte Beforgniß, daß biefe Erwar- 
tung getäufcht werben könnte, zu erfennen gab, fo mag ein Bid 
in ihr Einreichungsprotokoll fie rechtfertigen. 

Es ift daher irrig, daß die Bundezverfammlung fich gleichſam 
ala eine oberftrichterliche Vehörbe vargeftellt habe, und aus dem 
ganzen — von ihr biöher beobachteten Gang, würde ruhige Ueber: 
legung vermuthlich den Schluß gezogen haben, daß fie jegt nur 
allein auf dem Wege biplomatifcher Unterhandlung fortzufchreiten 
gemeint fein werbe. Wenigſtens hätten ihre weiteren Schritte bil- 
lig erwartet werben follen, ehe über ihr noch nicht zur Wirflichfeit 
gelommened Benehmen ein Urtheil gefällt worben wäre. 

Ihr eriter Beihluß, von den ſämmtlichen Regierungen bereits 
ftillfchweigend genehmigt, und ala Folge ber ihr obliegenden &e- 
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ihäftsführung, einer ausdrücklichen Genehmigung nicht bebürftig, 
üft jo ganz in bem Sinne der von allen übrigen Bunbesgenofjen 
laut erflärten Grundjäge, daß die Erwartung einer Mipbilligung 
an ihrer Seite gleichfalls nur ald ein Irrthum ber kurheſſiſchen 
Regierung ſich darſtellen wird. Auch ift es gewiß eine feltene 
Eriheinung in der biplomatiichen Welt, daß eine Verſammlung 
von ſechzehn mit dem Zutrauen ihrer Regierungen beehrten Ge- 
fandten, öffentlich befchuldiget wird, fie habe ihren Inſtructionen 
zuwider gehandelt. 

Was die Competenz betrifft, fo ift es nicht der Bundes⸗ 
verfammlung Schuld, daB die Hinweifung auf ben 15. Art. der 
Bundegacte, welcher die Aufhebung des deutſchen Ordens in 
Deutihland erſt allgemein — obgleih nur mittelbarer Weife — 
fanctionirt, und deſſen Wirkung in Beziehung auf damals ſchon in 
Privathänden ſich befindliche Deutfchorbensgüter nur der Bund be 
fümmen und erflären Tann, von dem kurheſſiſchen Minifterrum 
unbemerkt geblieben, und daher auch nicht gefühlt worben ift, wie 
gern die Verſammlung bie Intereſſen Sr. Königl. Hoheit berüd- 
fichtiget hat. 

Daß die Bunbesverfammlung allegeit nur Vermittler, nie 
Richter fein fol — ift eine durchaus neue Lehre, die dem klaren 
Buchſtaben der Bundezacte, und ſelbſt der Wiener Congreßacte 
widerſpricht. | 

Daß die Folgen einer aus ber Bundesacte fich ergebenden 
politiihen Maßregel, beſonders wenn dieſe Folgen als auffallende 
Rechtsverletzungen erſcheinen, den Bundesverein im Ganzen be 
trefien, Taßt ſich mit Grund nicht in Abrede ftellen und daß ohne 
die im 15. Art. enthaltene ſtillſchweigende Genehmigung der 
Aufhebung bes deutfchen Ordens ber vorliegende Fall nicht hätte 
eintreten können, leibet Leinen Zweifel. Eben deshalb ift aber 
auch ver Bund verpflichtet, Leinen Mißbrauch des durch ihn be- 
gründeten Verhältniffes zuzulaſſen. 

Betrachtet man in allen dieſen Rückſichten dad Verfahren ber 
Bunbesverfammlinng mit unparteiifchen Augen, fo wirb man & 
nicht auffallend finden Können, felbit nicht in Vergleichung mit 
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ihrem Verfahren bei andern Veranlafjungen, wo fie mit weit mehr 
Zurädhaltung zu Werke gegangen fein fol, welches, wenn es ge 
ſchehen ift, nur auf ſub- und objectiven Verſchiedenheiten berubet 
haben Kann. 

Wenn nun in der Ungelegenheit des Deconomen Hofmann 
zu irgend einer Art von Verwunderung Beranlaffung fi finden 
kann, fo würde fie — bie leicht erflärbare, wenn gleich in folder 
Geftalt bei Staatöverhanblungen nicht gewöhnliche Verbittung 
weiterer Einwirkung der Bundeverfammlung ausgenommen — aus 
der Form und dem Inhalt der Turheffiichen Erklärung allein her- 
vorgehen, die mit Aeußerungen ſchließt, welche die Billigung der 
übrigen Bundesgenoſſen gewiß nie erhalten wird. Denn follte 
der Vorwand einer Verwaltungsmaßregel jeden Act der Willkür 
mit dem Mantel der Unverleglichkeit bebeden Tonnen, fo würde 
die Wiederherftellung eines Rechtszuſtandes in Deutichland nichts 
ala ein eitler Traum fein. Nie foll die Bundeverfammlung in 
die innere Verwaltung ber Bundesſtaaten fid, milden. Mber 
wenn fie Sicherheit des Eigenthums ober ber Perfon gefährdet, 
und durch Mißbrauch der Gejebgebung oder durch Machtſprüche 
ber Regierung jedes rechtmäßige Mittel dagegen in dem Innern 
eines Staates entfernt und dem Gebrüdten verjagt findet: dann 
fordert der Zweck des Bundes fie auf, bazwiichen zu treten, um 
die Herrichaft der Geſetze gegen Willkür aufrecht zu erhalten. 
Weil es aber in dieſer Hinficht an einem organifchen Geſetz für 
die Form ihrer Wirkſamleit fehlt, weil die Bundesacte fie nicht 
zum Richter zwiſchen Herrn und Unterthanen beftellt hat, eben 
deshalb Hat die Bundesverſammlung vorliegende Sache nicht aus 
dem Gefichtöpuncte gemißbrauchter Regierungsgewalt aufgefaßt, 
ven fie unftreitig gleichfalls zuläßt, und ber allezeit ihre nach 
drüdlichite Verwendung gerechtfertigt haben würde. Denn, wenn 
auch die in Frage ftehende Maßregel durch den zugejicherten Erſatz 
des Kaufgeldes und deren Meliorationen gemilvert wirb, fo bleibt 
doch daß Weſentliche derſelben unverändert: willtürliche Wefig- 
entſetzung und Einziehung anerkannten Privateigenthums. Wenn 
endlich der 4. Art. der Bundesacte bie Verſammlung ermächtigt, 
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die Angelegenheiten des Bundes zu beforgen, fo Tann der im 
10. Art. enthaltene Auftrag einer weiten Bearbeitung der Ber 
faſſung und Organifation des Bundes ihre Thätigfeit um fo 
weniger hemmen, als der Mangel eined organifchen Geſetzes durch 
bie bereitö einjtimmig, aljo auch von Kurhefien beliebte Feitftellung 
einer proviforischen Competengbeitimmung als unerheblich ericheint, 
folglich auch in diefer Hinficht die Beforgung der Angelegenheiten 
des Bundes ungehindert bleiben muß. Und welche wichtigere An- 
gelegenheit des Bundes kann es geben, als Schuß gegen vechtlofe 
Gewalt und Befeitigung eines geficherten Nechtözuftandes im 
Bunde? 

Hätte der kurheſſiſche Herr Gejandte ſich ermächtigt geglaubt, 
bie von ihm abgegebene Erklärung, wie ihm vorgefchlagen worden, 
vorerfi in vertrauliher Sitzung mitzutheilen, jo würbe man fidh 
im Stande gefunden haben, demfelben auf die dem Anſtande in 
öffentlichen Verhandlungen und ben gegenjeitigen Verhältniſſen fo 
wenig entfprechende Faflung und auf die vollfommene Grunb- 
Infigkeit jener Erklärung aufmerljam zu machen. Da er indeflen 
auf offnem Angriff beftehen zu müflen verfichert, und felbit anf 
ber, ala Regel feſtgeſetzten Publicität beitanden hat, fo Liegt es 
niht an der Bunbeiverfammlung, daß die Unrichtigleit eine? Vor⸗ 
trages nicht fogleich und auf einem erwünfchteren Wege zur Kennt- 
niß Sr. Königl. Hoheit bed Kurfürften gebracht worden ift, welcher 
eine Täufchung in dem Urtheile dieſes fo höchſt rechtlich gefinnten 
Souverains veranlaßt hat, „bie in feinem Falle angenehme Folgen 
baben kann.“ 

Der Präfibtalgefandte fügte biefem Vortrage in der Sitzung 
die bezeichnenden Worte hinzu, welche für die Oeffentlichleit be 
fimmt wurden *): 

„Die von dem kurfürſtlich heſſiſchen Bundes -Gefandten, 
Namens feines Hofe in der Sitzung vom 13. März abgegebenen 
Erklaͤrung ift ihrer Form und Inhalt nach der Art, daß fie bie 
immlichen übrigen Bundesgeſandten in bie Nothwendigkeit febt, 





) B.⸗Pr. 1817. $. 105. Fol. 173. 
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darüber befchwerend ihren Bericht an ihre Committenten gelangen 
zu lafien. Sie vertraue einftimmig zu dem von biejen biher an 
ven Tag gelegten Gefinnungen für die allgemeine Wohlfahrt, daß 
jelbige die Bundesverfammlung in den Stand fehen werben, bie 
hohen Zwecke des Bundes zu erfüllen und Grundfäßen entgegen zu 
arbeiten, welche diefe vwereiteln müffer, daß fie insbeſondere in dem 
Beichluß der Bundezverfammlung auf die Beſchwerde bes Deco- 
nomen Hofmann über angebrohete willfürliche Entfeßung aus 
feinem Befig, worüber Ihre Königl. Hoheit der Kurfürft ben 
Bunbesgeiandten Vorwürfe machen zu bürfen geglaubt hat, nur 
bie beſondere Achtung erkennen werben, welche die Bundesverſamm⸗ 
fung gegen die Perfon Sr. Königl. Hoheit bei diefer Gelegenheit 
zu beweifen ſich bewogen gefunden hat. 

Dei den zahlreichen bereit? aus den kurheſſiſchen Landen ein- 
gefommenen Beſchwerden über Ianbeöherrliche Verfügungen wird 
fie, eingedenk der hohen Beitimmung, zu der fie berufen werben 
und der Vorfchriften und Zwecke der Bundesacte, fich durch Feine 
ungleiche Beurtheilung eines einzelnen Bundesgliedes abhalten laſſen, 
innerhalb der ihr vorgezeichneten Schranken, die fie nie vergeſſen 
hat noch je vergefjen wird, felbit bevrängter Unterthanen ſich anzu⸗ 
nehmen, und auch ihnen bie Webergeugung zu verſchaffen, daß 
Deutfhland nur darum mit dem Blute der Völker 
von fremdem Joche befreit und Länder ihren redt- 
mäßigen Regentenzurüdgegebenwurden, bamit über 
all ein rechtlicher Zuftand an die Stelle ver Willkür 
treten möge. 

Sie muß fi vielmehr durch ſolche Aeußerungen wie die kur⸗ 
heſſiſche Erklärung enthält, in diefem Vorſatz beſtärkt finden, und 
indem fie, die in ihrer Gefammtheit von Teinem einzelnen Bunbed- 
mitglied Weifungen anzunehmen bat, in ben ihr gemachten Bor- 
würfen feinen Anlaß zu Abänderung ihres in der Angelegenheit 
bes Delonomen Hofmann in der achten diesjährigen Sitzung gefaß- 
ten Beichlufjes finvet, und daher bemfelben hiermit ausdrücklich 
inhärirt, wird fie, falls fie darin dem befagten Hofmann aus: 
drücklich vorbehalten fernere Veichwerbe bei ihr eingereicht werben 
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jelfte, dad Angemeſſene in dieſem wie in andern Fällen darauf 
beichließen.“ 

Der Großherzoglich heſſiſche Geſandte v. Harnier äußerte, daß 
er jich bei den zwiſchen beiven hejliichen Käufern bejtehenden nahen 
verwanbtfchaftlichen Verhältniffen der Abſtimmung fürs erite ent- 
halten müſſe. 

Die Bundeöverfammlung hatte mit der Verheimlichung des 
loco diet. gedruckten Berichtes einen jehr jchweren Fehler begangen. 
Sie ging der Sympathie des deutſchen Volkes verloren, weil fie 
einem offenen Angriffe gegenüber nicht ebenfo offen antwortete, fie 
gab aber auch die Veranlaſſung dazu, daß die deutſchen Bundes⸗ 
fürften fie ſpaͤter desavouirte, was unmöglich gewefen wäre, wenn 
bie in biefem von ung oben mitgetheilten Berichte burchgeführten 
Principien einmal Öffentlich außgefprochen waren. 

Die in dem Vertrage angevrobten unangenehmen Kolgen 
trafen allerdings ein, allein fie beitanden in einer eclatanten 
Niederlage der Gefandten an ber Bunbesverfammlung. Graf 
Buol- Schauenftein ging nämlich Anfangs April 1817 nad Wien, 
um eine entjchievene Erklärung des dortigen Kabinets zu holen, 
weiche jein wie der Bundegverfammlung Benehmen in dieſer Ange 
legenheit billigte. Aber diefe Genugthuung wurde ihm nicht zu Theil. 
Fürſt Metternich machte ihm bittere Vorwürfe über feine Geſchäfts⸗ 
führung, die jo weit gingen, daß er ihm unumwunden fagte, daß 
nur jeine mehr als fünf und zwanzigjährigen Dienfte es feien, welche 
feine Abberufung und öffentliche Desavouirung *) verhinderten. 
Dabei fchärfte er ihm ein, daß er in Zukunft derartige Weber: 
jhreitungen der Competenz der Bunbestagzgefandten nicht bulben, 
noch viel weniger aber begünftigen ſolle. Metternich forgte weiter 
dafür, daß dieſe Anficht des äfterreichifchen Kabinet? auch Anficht 
der übrigen beutichen Höfe wurde. Die armen Bundestagggeſandten 
wurden wie die Schulknaben behandelt. Buol: Schauenjtein mußte 
fatt der erwarteten eclatanten Genugthuung folgende Erflärung zu 
Protocol! geben : 


*) In Gaffel erwartete man mit folder Sicherheit dieſe öffentliche Miß⸗ 
biligung des Verfahrens Buols, daß die Gafleler Zeitung fie ald geſchehen 
berichtete. 

Erher Theil. 11 
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„Se. Raiferl. Königl. Majeſtät, gewohnt jede ihrer Pflichten ohne 
alle Nebenrücfichten zu erfüllen, können fich durch die Sr. Koͤnigl. 
Hoheit dem Kurfürften von Heſſen gewidmeten freundichaftlichen 
Gefinnungen nicht abhalten Laffen, den von der Bunbesverfamm: 
lung in der Sache des Deconomen Hofmann gefaßten Beſchluſſe, 
welcher ſich durch ein, Sr. Majeftät vorzüglich gefällige, ein- 
fache Nechtlichkeit unverkennbar ausgezeichnet, beizupflichten. Se. 
Kaiſerl. Königl. Majeftät gehen bei biefer Beftimmung von ver 
vollen Weberzeugung aus, daß bie Bundesverfammlung in ber 
betreffenden Verhandlung nur durch den, von Allerhöchft denſelben 
geteilten aufrichtigen Wunſch geleitet war, daß jeder Deutfche 
fein Recht im gefeglichen Wege findet; darauf allein bat fich der 
in Frage gejebte Beſchluß mit kluger Umficht befchräntt *).” 

Diejer Erflärung traten jämmtlihe Stimmen mit Ausnahme 
ber von Kurheſſen und Darmftadt bei. Damit waren alle früheren 
Erklärungen von Luxemburg, v. Gagerns vielverheißende Rebe in 
der Sikung vom 20. März 1817 **), von Preußen und Baben, in 
welchen ganz andere Principien durchleuchteten **), befeitiget. Aller- 
dings hatte die Sache unangenehne Folgen und nicht unrichtia 
hatte v. Gagern gejagt, daß mit der Erklärung de Kurfürften 
von Heffen die wichtigften Kragen und Verhältniffe des deutſchen 
Bundes jowohl, als bie Stellung, Pflichten und Befugniffe der Bun: 
desverſammlung zur Kriſis gebracht feien, — aber dieſe Folge und biete 
Krijis waren eine anbere, ald man in der Bundesverfammlung 
erwartet hatte. Die der nationalen Entwidlung ungünftigen Prin- 
cipien Metternich's fiegten und führten herbei, daß die Souve⸗ 
rainetätsmanie, d. h. jene unglüdfelige Vorftellung, ala fei von der 
Souverainetät eine unumſchraͤnkte Herrfchaft unzertrennlich, die wenn 
es hoch käme in einigen untergeorbneten Fragen eine Beſchränkung 
durch ſogenannte Landſtände erleiden dürfte, zur bominirenben 
Richtſchnur im Mathe der deutfchen Staaten wurde. Freiherr 


*, 28. April. 
ↄe) 20, Sig. ©. 107. 
e ) 22, Eitz. ©. 112. 
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v. Blefien, welcher an dem eriten Bericht in der Hofmann'ſchen Sache 
mitgearbeitet hatte, war der einzige, welcher nach der Erflärung 
des öfterreichiichen Kabinets eine leife Verwahrung in feine Zu- 
flimmung fließen ließ, die aber unendlich wenig bebeutete. 

Der vorzüglichite Uebelſtand, welcher im Gefolge biefer Sfter- 
reichiſchen Erklärung bervortrat, war aber der, daß von da 
an, gegen das angenommene Princip, die Inſtruc 
tiongeinholungen über jede Angelegenheit zur Regel 
wurbe, jo daß ein genauer Kenner der Verhandlungen jener Zeit 
mit Recht jagt: „bie Ihlimmen Folgen dieſer Principe 
verlegung haben jih von Jahr zu Jahr darin gezeigt, 
daß immer mehr nad Convenienz und immer weniger 
nah dem Rechte entjchieden wurde *).” Aber wie konnte 
dies anders jein? wenn ſolche Desavouirung, wie die eben ge 
Ihilberte, die Bundestagsgeſandten in Zukunft treffen follte, jo 
mußten fich die Gefanbten durch fpecielle Inſtruction in den font 
llarſten Fällen fichern. 

Was die Hofmann’fche Angelegenheit felbit betraf, jo wurbe 
fie durdy Vermittlung des damaligen Furheffiichen Bundestagez- 
gelanbten v. Lepel beigelegt. Hofmann blieb im Beſitze ber ver: 
tauften Güter, indem er fie gegen geringen Canon in Erbleihe 
empfing. Sieht man die Sache unbefangen an, fo läßt fich aller: 
dings nicht leugnen, daß die Bunbesverfammlung dem Kurfürften 
gegenüber unrecht hatte, wenn das ftarre napoleonijche Souve 
raimetätöprincip Grund und Ordnung der deutſchen Bundesſtaaten 
bleiben ſollte. Daß ſich Fürften, wie der Kurfürjt von Heſſen, 
wie jelbft vie geiftig fo beveutende Fürftin Pauline von Detmold 
hiervon nicht losſagen wollten, tft Leicht begreiflich, wer man bie 
unklare Situation der Fleinen und mittleren Staaten zur damaligen 
Zeit in Betracht zieht. Schon 1817 drohte ein neuer Congreß der 
Großmaͤchte in Böhmen und Fam allein durch ben Widerſpruch von 
England nicht zu Stande. Was konnten bie Heineren Staaten 





*) v. Wangenheim. (Würt. B. G.) Das Dreikönigsbündniß v. 26. Mai 
1848. Stuttgart 1851. ©. 92, 
11* 
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von einem ſolchen für fich erwarten? Höchſtens Beichränfungen 
für fich zum Nutzen der Großmächte, aber nicht zum Vortheil ver 
nationalen Intereſſen. Weberhaupt war es dem Bilbungsgange 
ber au dem 18. Jahrhundert noch herüberlebenven älteren Fürſten 
ganz gemäß und natürlich, daß fie mit großer Eiferfucht ihre 
Rechte zu wahren fuchten und nicht zu vermundern ift, baß bie 
Grenze, welche hierbei allerdings gezogen bleiben muß, zu ver: 
ſchiedenen Malen überjchritten wurde. — Die Weberjchreitung ver 
Srenzfteine, welche die moderne Entwidlung unferer Zeit als un- 
verrückbare hingeftellt hat, ift in den nächitfolgenden Decennien hart 
beftraft worden. Man wollte dag monarchiſche Princip aufrecht 
erhalten und nahm diejenigen Stüßen, welche e8 dem parlamen: 
tarifchen, ja welche e3 jchlimmeren gegenüber , allein halten konnte. 
Denn ber geführlichite Gegner des monarchiſchen Princips ift jene 
nichtsachtende bevormundende Tyrannet, welche man eben fehr paſſend 
mit dem Namen ber Souverainetätömanie bezeichnet hat, jene ſünd⸗ 
lihe Thorheit, welche in der göttlichen Inſtitution einer fürjtlichen 
Dbrigfeit die Willlür und das Belieben einer menſchlich 
abjeluten Herrichaft gejehen hat und fehen will. Die Stüßen, welche 
Tyrannei und Thorheit dem monarchiſchen Princip abgebrochen, 
lagen für die letverfloffenen vier Decennien des Jahrhunderts in 
einer feiten unantajtbaren landſtändiſchen Verfaſſung. Statt 
bie Stände bed Landes, d. h. diejenigen, welche nad) der Ent- 
widlung der Nation dieſe Stände waren, (alfo nicht die mittel- 
alterlihen Stände) zu ftügen, zu heben, zu ftärten, hatten vie 
meiften der beutfhen Staaten die napoleonifhe Tyrannei, den 
Spuverainetätzjchwindel, benußt, gleichjam ala Erbfünde empfangen, 
um bie organischen Beltandtheile des Volkslebens in jenes un- 
beitimmte Allgemeine aufzulöfen, welches zur beiten Grundlage für 
jede revolutionaire Thätigkeit und Beltrebung dienen fonnte Ter 
Kurfürft von Heſſen war von jenem allgemeinen Irrthume fo 
wenig frei geblieben, als feine Zeitgenofjen auf dem Throne, aber 
die unbefangene Würdigung damaliger Zuftände muß immer zu 
dem Nefultate gelangen, daß eine offene und ehrliche Belennung 
eines Principes befier ift, als jene Macchiavelliſchen Künſte, durch 
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welche in anderen Ländern weit Schlimmeres zu Tage gefördert 
wurde. Der Kurfürft von Hefjen handelte damals wie fpäter in 
offener und ehrlicher Weife nach einem Princip, welches der Zeiten⸗ 
lauf allerdings begraben hatte; feine Handlunggweife war aber 
immer beſſer, als diejenige anderer damaliger Regierungen, welche 
von Ihönen Worten überfloffen und fie in wenigen Monaten nicht 
einmal, ſondern vielmals verläugneten und ſich vor der Metternich'⸗ 
Ihen Politik neigten ”). Man hat oft von dem nachtheiligen Ein- 
Aufle der Handlungsweiſe des Kurfürften auf das Volk in diefer 
Hofmann’ichen, wie in der weitphälifchen Domänenangelegenheit, 
geiprohen. Das lebtere werden wir noch zu beleuchten haben; im 
Allgemeinen ift aber zu jagen, daß das heſſiſche Volk hiervon 
damals sicht ſtark berührt wurde. Tem kurheſſiſchen Volksſtamm 
haben auswärtige und Einflüffe anderer Art mehr geichabet, als 
unberechtigte Irrthümer des Regierungsprincips. Wir haben durd) 
unmittelbaren Verkehr mit allen Ständen des Volkes die feite 
Ueberzeugung gewonnen, daß nur die fremden Einflüjfe, denen 
ih Einzelne willenlos hingaben, dem heſſiſchen Volksſtamm 
nachhaltigen Schaden gebracht haben; wäre es hier angemeſſen, 
jo koͤnnten wir für einzelne Lebensverhältniſſe von Bedeutung bie 
Beiſpiele anjühren, daß nicht Eingeborene die Veranlaſſung 
jener traurigen Zerwürfniſſe, die jetzt das Leben vergiften, waren 
und ſind. Dieſe haben allerdings einzelne ſehr gelehrige Schüler 
im Lande gefunden, denen ſich dann wie überall, jenes nichts— 
nutzige Geſindel von äußerer übertünchter hohler Bildung, Glaubens 
und Wiſſensleer, überall jetzt wohl zu Hauſe, — untergeordnet. 
Die nähere Begründung dieſes Urtheils mag anderer Gelegenheit 
und Zeit vorbehalten bleiben. — 

In derfelben Zeit, in welcher die Hofmann’sche Angelegenheit 
verlief, wurden die näheren Beitimmungen über die im Art. 18 


*) Einen ftarfen Beweis hiervon werben wir weiter unten geben, wo wir 
von den vertraulichen Verhandlungen bei Bildung bed 8. Bunbeßarmeecorps 
zu ſprechen haben. Die beiden Heffen wurben damals von dem fehlauen Würs 
temberg im Stich gelaffen. 
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der Bundesacte den Unterthanen zugeficherten Rechte in Erwägung 
gezogen. Der Präfidialvortrag hatte die Worte enthalten: „Der 
Art. 18 der Bundedacte enthält die wohlthätigften Beſtimmungen 
für alle Deutfche und begründete ein wahres deutſches Bürger: 
recht. Diefer Artifel bemährt und, wie ein wahrhaft nationaler 
Sinn die Gefandten und ihre Höfe befeelte, welche bie Bundesacte 
unterzeichneten,” und der von v. Eyben, v. Pleffen und v. Berg 
eritattete gutachtliche Vortrag über die Reihenfolge der Gejchäfte 
der Bunbesverfammlung *) meinte, daß zu denjenigen Gegenftänden, 
worüber eine entichievene Dispofition in der Bundesacte bereits 
vorliege, und deshalb fich auch die Bundeöverfammlung ohne Auf: 
ſchub befchäftigen möge, um fie allen Bundesſtaaten zur wirklichen 
Ausführung zu bringen, neben den Artikeln 12, 13, 14 und 19 
ber Bunbezacte, auch „die Ausführung der wohlthätigen Beftim- 
mungen des Art. 18 der Bunbesacte gehöre, um ein allgemeines 
deutſches Bürgerrecht zu begründen. Es würbe babei nur einer Er- 
Härung am Bunbestage bebürfen, daß foldhe von einem gemiflen 
Zeitpuncte an gleichmäßig und wechjelfeitig in allen Bunbesftaaten 
wirklich beobachtet, etwaige nähere Beitimmungen ober eintretende 
Schwierigkeiten aber darüber noch weiter zur Sprade an ben 
Bundestag gebracht werben müßten.“ Die Beltimmungen des 
Art. 18 betreffen bekanntlich das Recht der Unterihanen ber 
Bundesſtaaten Grundeigenthum außerhalb bed Staat3, den fie be 
wohnen, zu erwerben und zu befiten, ohne deshalb in dem fremden 
Staate mehreren Abgaben unterworfen zu fein, als deſſen eigene 
Unterthanen. Dann die Befugnig des freien Wegziehend? aus 
einem deutſchen Bundesſtaate in den andern, ber erweislich fie zu 
Unterthanen annehmen will, womit die Freiheit von aller Nach 
fteuer, (jus detractus gabella demigrationis) in Verbindung ſteht, 
injofern das Vermögen in einen anderen Bunbesftaat übergebt, 
und mit biefem nicht beſondere Verhältnifje durch Freizügigkeits 
verträge beftehen. 

Mehrere Bundestagsgeſandte, der der fächfiihen Häufer, ber 


*) B.-Br. 1817. 11. Sig. 17. Febr. Beil. 11. Loc. die. Bol. 77. 
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15, und 16. Stimme, ftellten die Anficht auf, daß in dem Punete 
der Nachſteuer es Feiner weiteren - Verabredung mehr bebürfe, da 
der Art. ver Bundesacte an ſich verbindlich ſei. Dejterreich trug 
jedoch auf Snftructiongeinholung an, weil die Freiheit von aller 
Nachſteuer durch den Beiſatz in der Bundeacte: „und mit biejen 
nicht beſondere Verhältnifje durch Freizügigkeitsverträge bejtehen,” 
bedingt zu fein fcheine, und nur durch die Unterorbnung ober 
Tereinbarung biefer Verträge mit der allgemein bindenden Norm, 
biefe zum Beſten der Unterthanen größtmögliche Ausdehnung zu 
verihaffen, ihrer Kenntniß unerläßlich jei”). Diefer Meinung 
ſchloſſen fich alle andere Stimmen an, Preußen deshalb, weil es 
ſchon alles erjchöpft habe, die in der deutſchen Bundesacte feit- 
geſetzte Abzugs: und Nachiteuerfreiheit allenthalben geltend zu 
made. v. Berg wurde erjucht, die Schwierigkeit zu bezeichnen, 
welche die Durchführung dieſer Beſtimmungen des 18. Art. ent: 
gegenjtänden. Der frühere Profeffor that dies mit gewohnter 
Grimblichkeit *). Zuerſt machte er darauf aufmerffam, daß bie 
Einführung gleichförmiger Grundſätze in Anſehung der Militair- 
pflichtigfeit die Ausübung des freien Wegzuges in einem Bundes⸗ 
ftaate mehreren Hindernijjen unterliegen önne als in dem anderen. 
Died habe auch ſchon die Bundezverfammlung erkannt und be- 
ihlofien ein Uebereinkommen zwiſchen den Bunbesftaaten zu ver- 
anlaſſen. ine große Schwierigkeit lag aber, was Berg richtig 
auffaßte, in der Benennung ber Begriffe, welche die Rechte der 
Unterthanen feftftellen follten. Schon bei den Wiener Congrek- 
verhanblungen hatte mar verjchievene Aenderungen des Ausdruckes 
vorgenommen. In dem erjten Entwurfe ber Grundlage ber deutſchen 
Bundesverfaſſung, welcher von Defterreich und Preußen gemein- 
Ihaftlich übergeben wurbe, hieß ed im Art. 6): 

„Jedem Bundesunterthan wird zugefichert, 1. bie Freiheit un- 

gehindert und ohne eine Abgabe zu entrichten in einen anderen 


*) B.⸗Pr. 1817. 10. Sit. Fol. 51. 
**) B.Pr. 1817. 11. Sig. Beil. 15. Loc. diet. Fol. 89. 93. 
“s.) laber. Acten d. Wiener Gongreffes, I. 45 ff. 





168 


zum Bunbe gehörenden Staate auszuwandern oder in deſſen 
Dienfte zu treten.” " 

In dem am 16. Ocibr. 1814 bei der Eonferenz von Oeſter⸗ 
veih, Preußen, Baiern, Hannover und Würtemberg vorgelegten 
Entwurfe *) wurde beitimmt: 

„ver Bundestag beftimmt gewiſſe Rechte, welche jever Deutfche, 
wie 3.B. daß der Auswanderung unter gewiſſen Beichränkungen, 
der Annahme Kriegd- oder bürgerlicher Dienjte in anderen 
beutfchen Staaten u. |. w. in jedem deutſchen Staate un: 
gekränkt genießen foll. Bei den legten zwei Paragraphen bleibt 
Deiterreih und Preußen die Berüdjichtigung ihrer bejonberen 
Berhältnifie, in Hinficht ihres größeren Umfang und ihrer 
Zuſammenſetzung aus Ländern, bie nicht zum Bunde gehören, 
unbenommen.” 

In dem Entwurfe, welchen Preußen Anfang Aprilz 1815 vor- 
legte **), war im 9. $. beſtimmt: 

„Allen Einwohnern zum deutſchen Bunbe gehörender Provinzen, 
wird von den Mitgliedern des Bundes, durch die künftige Ur: 
kunde befjelben, bad nur durch die allgemeine Pflicht der Bun- 
besvertheidigung beſchränkte Recht der Auswanderung in einen 
andern deutſchen Staat, des Mebertritt3 in fremde deutiche 
Civil: oder Militärdienfte........ zugelichert.” 

In dem von Weſſenberg verfaßten Entwurfe ***) war in bem 
Art. 15, lit. d. den Unterthanen garantirt: 

„Das Recht des freien Wegzug? aus einem beutfchen Bundes 
ftaat in den andern, in fo ferne ber Auswanderer zeigen 
fann, daß er im letztern ala Untertban angenommen wirb. 
Die Freiheit von allen Abzugs- und Erbfchaftzfteuern von 
außziehendem Vermögen, welches in einen andern beutichen 
Staat übergeht.” 

Diefer Beitimmung war ein NB. beigefügt, daß bier ein 


e) Klüber a. a. O. ©. 61. 
*°) Klüber. Acten d. Wiener Congrefſes. L Heft 4. S. 109— 110. 
0°) GEbendaſ. II. ©. 5. 
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Borbehalt wegen Erfüllung ber Confcriptionzverbinblichleit ein- 
zuſchalten ſei. 
Sn dem von Humboldt übergebenen doppelten Plane”) wurde 
$. 89 und 74 folgende Beitimmung vorgefchlagen: 
„Ale Mitglieder des Bundes machen jich verbindlich), jedem 
ihrer Unterthanen folgende echte, als ſolche, beren jeber 
Deutfche genießen muß, unverbrüchlich einzuräumen: 
a) die Freiheit, ungehindert und ohne Entrichtung irgend einer 
Abgabe, in jeden andern zum Bunde gehörenden Staat aus⸗ 
zumanbern. | 
Hiervon wird der Austritt um ſich der Kriegäpflicht zu entzie- 
ben, außgenommen. In dieſer lebtern Rückſicht ift jeboch jeder 
zum Kriegsdienſt, ſei es im ſtehenden Heere ober in ber Landwehr, 
Verpflichtete, nur von ſeinem 18. bis 25. Jahre ohne erhaltenen 
Abſchied, in feinem Baterland zu bleiben verbunden. Während 
des Krieg Hört alles Auswanderungsrecht für jeben, zu irgend 
einer Art der Vaterlandsvertheidigung Verpflichteten auf.” 
Der von Preußen im Mai 1815 übergebene Entwurf enthielt 
m 6. 9); 
„Allen Einwohnern zum deutihen Bunde gehörender Provinzen 
wirb von ben Mitgliedern des Bundes, dag nur durch die all- 
gemeine Pflicht der Landesvertheidigung bejchränkte Recht der 
Auswanderung in einen andern beutichen Staat . . . zus 
geſichert.“ 
Der oͤſterreichiſcher Seits zu gleicher Zeit übergebene Plan ) 
Art. 18. Nr. 2: 
1. Den Unterthanen deutſcher Staaten wird gegenſeitig zu—⸗ 
geſichert 
2. Das Recht des freien Abzugs aus einem Bundesſtaat in den 
andern, inſofern die Militairpflichtigkeit erfüllt iſt. 





*) Klüber. Aeten d. Wiener Congreſſes. 11. S. 46. 62. 
**) GEbendaſelbſt. II. ©. 298. 
» ) Ebendaſelbſt. II. S. 314. 
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3. Die Freiheit von allen Abzug: und Erbichaftöiteuern von 
Ausziehenden, inſofern felbige in einen anberen beutfchen 
Bundesftaat übergehen. 

In dem Entwurf zur Grundlage ber Berfaffung des bentjchen 
Bunbes, welcher von dem Fürften Metternich im Einverjtändnig mit 
Preußen am 23. Mai 1815 vorgelegt wurde *), wird Art. 16 lit. c. 

„ven Untertbanen der deutichen Bundezftaaten von ben Bundes 

gliedern gegenfeitig zugejichert: 

c) Das Recht des freien Abzugs aus einem Bunbezftaate in 
ben andern, infofern der Auswandernde feine Militairpflichtig- 
feit erfüllt hat, und ausweiſen kann, daß er in dem andern 
als Unterthan angenommen wirb. 

d) Die Freiheit von allen Abzugs- und Erbichaftsfteuern von 
dem ausziehenden Qermögen, infofern es in einem andern 
beutichen Staate untergeht.” 

Es wurden biergegen verſchiedene Erinnerungen gemacht die 
eine genaue Bezeichnung des Begriff? der aufzuhebenden Abgaben 
bezweckten, infonderheit aber eine deutliche Faſſung des Punctes 
ber Abzugfreiheit von Erbichaften. Endlih kam man überein, 
6103 zu fegen: die Freiheit von aller Nachſteuer (jus detractus 
und gabella emigrationis **). Dad Woͤrichen: und — welches 
boch vielleicht etwas zu mehrerer Deutlichleit beigetragen hätte, war 
in der Ausfertigung Hinweggeblieben. SDetractrecht (Abzugsrecht) 
it nun allerdings weit umfaffender, als Erbichaftzfteuer, indem 
es fich auf alles Vermögen erſtreckt, welches ein fremder Unterthan 
aus einem Lande bezieht. Urjprünglich zwar wurbe ber Abzug 
nur von den an Auswärtige gefallenen Erbſchaften erhoben. — 
Allein in dem 17. Jahrhundert wurde er in mehreren beutjchen 
Staaten auf Uebertragung bed Vermögen? an Fremde burch Ber- 
träge überhaupt, auf Verkäufe, Schenkungen, Mitgiften u. |. w. aus⸗ 
gebehnt. Da jedoch dieſes damals nicht in allen beutfchen Staaten 
geichehen war, fo konnten allerdings hieraus bei der Anwendung 

*) Zlüber, U. 321. 

°°) Klüber. II 441 — 432. 


171 


des Grundſatzes gegenfeitiger Freizügigkeit Schwierigkeiten entftehen. 
Man hatte fih bei der Abfafjung der Bundesacte bemüht, den 
Begriff ver Abgabe, welche gegenjeitig aufgehoben fein fol, burch 
vie Wahl einer möglichjt allgemeinen Benennung und ſelbſt durch 
die Beifügung lateinischer Namen, auf’3 beutlichite zu bezeichnen ; 
dennoch war nicht allen Zweifeln vorgebeugt worden. Die Abficht 
die Unterthanen ber beutichen Bundesſtaaten einer Laſt zu -entheben, 
bie ſonſt überall mit der Webertragung bed Vermögen? von einem 
Staate in den anbern verbunden war, war allerdingd nicht zu 
verfenmen. Die Mannigfaltigkeit und Unitetigkeit ver Terminologie 
ſtand aber, beſonders bei einer möglichft Turzen Faſſung ber Deut- 
licheit nothwendig im Wege. Zwei an fich fehr verſchiedene Ab⸗ 
gaben, die aber beive darum erhoben werben, weil Vermögen aus 
einem Lande in ein anderes gebracht wurbe, die Abgabe von dem 
Vermögen auswandernden Unterthbanen, und bie Abgabe von dem 
Untertdanen in’? Ausland übergehende Vermögen — biefe beiven 
Abgaben follten in dem ganzen Umfange bed beutichen Bundes 
fünftig nicht mehr ftatt haben. Man gab aljo den deutjchen Un- 
terthanen die Freiheit von aller Nachiteuer. — Die Nachfteuer war 
aber nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch bie erite der genann- 
ten Abgaben. Doch wurbe viefer Ausdruck auch won ber zweiten 
richt jelten gebraucht, und wenn in dem Lateiniſchen jus detractus 
eigentlich nur dieſe bebentet, und gabella emigrationis jene; jo 
wear zwar bie letere Benennung völlig deutlich; mit dem Ausdruck: 
detractus aber wurben manchmal beide Abgaben bezeichnet, und 
fo war auch durch das Latein nicht aller Verwirrung ber Begriffe 
vorgebeugt. 

Wenn man nun zu dem Wunjche einer möglichit allgemeinen 
Bezeichnung der aufzuhebenden Abgabe wohl berechtigt war; fo ließ 
fh auf der andern Seite auch nicht verfennen, daß aus biefer All 
gemeinheit neue Schwierigkeiten in Anfehung gewiſſer ähnlicher Ab⸗ 
gaben entftehen konnten. Man hatte in diefer Hinficht bei den Ver: 
bandlungen in Wien zu dem erften Entwurf der Bundesacte die 
Erinnerung gemacht, daß unter Erbſchaftsſteuer nur der Abzug, im 
eigentlichen Sinne, nicht aber die Collateralfteuer, der auch Gelber, 
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bie im Lande bleiben, unterworfen waren, zu verjtehen fein 
koͤnnte ). Hierher mußte dann auch der in einigen Staaten 
eingeführte Erbichaftitempel gerechnet werden. Eine gleiche Erin: 
nerung wurde in Beziehung auf die wegen Gemeindeſchulden zu 
machenden Abzüge von ausgehendem Vermögen vorgebracdt. In 
beiden Hinfichten warb in der Gonferenz vom 31. Mai 1815 be 
ſchloſſen: 

„Daß um die in Betreff der Collateralſteuer gemachte Ein- 
wendung zu bejeitigen, auch zu erkennen zu geben, daß man 
durch die hier (Art. 18) erwähnte Befreiung nicht gemeint ſei, 
bie Mitglieder einer Gemeinde von der Bezahlung der von 
ihren etwa gemeinfchaftlich mit zu vertretenden Gemeinſchulden 
zu befreien, blos zu fegen fei: Die Freiheit von aller Rad; 
fteuer **).” 

Nach dieſem gefchilderten Gange der Verhandlungen zeigt ſich, 
daß einzelne Bunbesftaaten fi) noch nicht zu dem durchgreifenden 
Princip der völligen Freiheit von allen Abgaben, welche dad Aus: 
wanberungsrvecht bejchränkten oder illuſoriſch machten, entjchließen 
fonnten. v. Berg jedoch beleuchtete vie Hinterthürchen, welche ein: 
zelne Regierungen fich offen halten wollten. Es kam darauf ar, 
ob man ein barbarifches Weberbleibjel des alten Patrimonialftaates 
gründlich befeitigen oder ob man es unter anderen Namen beſtehen 
laſſen wollte. Man muß einen Blick auf die unendlich lange Reihe 
von Plackereien werfen, welche damals in biefer Beziehung noch 
in vielen Staaten beftanben. Wir haben oben ein Beiſpiel aus 
v. Czörnig's „Neugeftaltung Oeſterreichs“ (S. 21) angeführt, 
wie e3 noch 1848 in Defterreich ftand. v. Berg erwarb fich ein 
großes Verdienſt um eines ber wejentlichiten Volksrechte, als er 
mit fcharfer Kritik diejenigen Einwendungen beleuchtete, welche von 
einzelnen Seiten der burchgreifenden Haltung des in Frage ftehenden 
Rechtes gemacht wurden. In Bezug auf die Belaftung ber Aus 
wanbernden durch Abzugögeld wegen ven Gemeinbejchulben fagte er: 


*) Klüber. II. 368, 
°°) lüber, II. 441. 
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„Es möchten wohl nur zu leicht über den Begriff ver Gemeinde 
ſchulden, über da8 Maß des Abzuges und tiber die Statthaftigfeit 
befielben in vorkommenden Tällen bebeutenbe Zweifel entitehen, wie 
es denn auch keineswegs Far fei, ob die Ausnahme nur von ben 
bereit3 vorhandenen, oder auch von künftigen Gemeindeſchulden 
gelten follte? Vorauszuſetzen fei hierbei allezeit, daß die Frage nicht 
von einer Abgabe wäre, welche zur Bezahlung der Gemeinbejchulben 
den Mitgliedern einer Gemeinde auferlegt würde, fondern von einer 
ſolchen Abgabe, welche von auswandernden Unterthanen oder von 
Fremden, die Vermögen aus einer Gemeinde in? Ausland an 
fi) ziehen, gleichjam zur Abfindung wegen des auf diefem Vermoͤ⸗ 
gen haftenden Theils der Gemeinbefchulden, und zum Erſatz ber, 
durch die Erportation entgehenben Beiträge zur Bezahlung derſelben 
erhoben wurde. Weberhaupt fcheine es, daß Beforgnifje nicht nur 
wegen Mißbrauchs dieſes vorbehaltenen Abzugsrechts, theils durch 
übermäßige Anſaätze, theils durch Einmiſchung ſelbſt der Staats⸗ 
ſchulden, ſondern auch wegen Einführung anderer beſchwerlicher 
Auflagen und Taxen, wodurch die wohlthätigſten Abſichten der Bun- 
desacte vereitelt werben könnten, hin und wieber entitanden feier. 
Auch ließe fich nicht in Abrede ftellen, daß allerlei Formen erfun- 
den werben Tönnten, welche von dem Nachfteuer- und Abzugsrecht 
aͤußerlich Nicht? an fich trügen, in der Wirkung aber dahin führten, 
daß Bermögen, welches ind Ausland gehe, zum Vortheil ver öffent- 
lihen Kaſſen auf eine oder andere Art, mehr ober weniger vermin- 
dert würde. Es Fünnte daher wohl dag Verlangen, auch biergegen 
zunörberft gefichert zu fein, der allgemeinen und unbevingten Er- 
füllung des 18. Art. der Bundedacte im Wege ftehen. 

Eine gleich nachtheilige Folge könnte infonderheit alsdann ein- 
Ireten, wenn aus ber in den vwerfchiedenen Staaten ſehr verfchiebenen 
Berwenbungsart der Nachfteuer- und Abzugsgelder ein Grund her- 
genommen werben wollte, dieſe Abgabe, der befchloffenen Aufhebung 
ungeachtet, unter anderm Namen fortvauern zu laſſen. Es fei 
befannt, daß in einigen Ländern der Ertrag berfelben nicht un- 
mittelbar in bie Staatzfaffe fließe, fondern von ber Regierung 
öffentlichen Anstalten überlafien fei, welche biefelbe ohnehin aus 
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den Staatseinkünften unterhalten ober unterftügen müßte So 
jeten die Abzugs- und Nachiteuergelver an einigen Orten ben 
Armenkaffen angewiefen, an andern würden fie für die Zucht 
und Arbeitähäujer verwendet, ober Recruten- und Invalidenkaſſen 
erhielten fie ganz, ober doch zum Theil. — Daß eine foldhe Der: 
wenbungsart in der eigentlichen Beichaffenheit diefer Staatseinnahme 
feinen Unterjchied machen fünne, falle von jelbjt in die Augen. 

Schwierig dagegen fei die Frage: ob bie in der Bundesacte 
ausgeiprochene Aufhebung aller Nachiteuer auch von derjenigen 
gelte, welche Privatperfonen zu erheben berechtigt ſeien. Theils 
burch förmliche Verträge mit der Landesherrichaft, theils durch 
außbrüdliche landesherrliche Verleihung, theil® burch Verjährung 
oder Herkommen, hätten in vielen beutfchen Landen landſaͤſſiger 
Adel, Guts- und Gerichtöherrichaften, Stifter, Lanbftäbte und 
andere Gemeinheiten da3 Nachiteuer: und Abzugörecht erworben.“ 
(In den Stäbten hatte dieſe Abgabe ihren Urfprung gewonnen, 
und ber erſte Yreizügigkeitävertrag in Deutichland wurbe von ber 
Stadt Frankfurt mit Kurmainz im Jahre 1590 abgeſchloſſen. 
Seit diefer Zeit find vergleichen Verträge jehr allgemein geworben; 
in der Regel aber wurden die Brivatberechtigten von der verbindlichen 
Kraft derfelbden, ausgenommen. Jedoch finden ſich auch Beiſpiele 
vom Gegenteil, ſowie Ianbeöherrliche Verordnungen, welche Land⸗ 
fallen das hergebrachte Recht der Nachiteuer ohne weiteres ent- 
ziehen. Die gewöhnlichere Meinung war indeilen allerbings bie, 
daß dergleichen PBrivatberechtigungen ungekränkt zu erhalten, ober 
gegen billigen Erſatz abzulöfen feien). 

„Der allgemeine Ausdruck und der Zweck bes 18. Art. fordere 
Freiheit von aller Nachiteuer. Derſelbe Grunbvertrag des Bundes 
fihere aber infonderheit (im 14. Art.) den im Jahre 1806, unp 
jeit dem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtänden und Reichs⸗ 
angehörigen, auch in Rückſicht ihrer Befitungen bie Erhaltung 
aller derjenigen Rechte zu, welche aus ihrem Eigenthum und befjen 
ungeftörtem Genuſſe herrühre, und nicht zu der Staatsgewalt und 
den höhern Regierungsrechten gehören. Nun fei aber, daß bas 
Lebtere in Anfehung des Nachſteuerrechts der Fall fei, bafjelbe 
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mithin auch von Privatperfonen außgeübt werben inne, in Deutſch⸗ 
Iond allezeit anerkannt, und auch nach der Auflöfung bes Reichs 
m mehreren Staaten des rheinifchen Bundes der Grundſatz gebil- 
ligt worden, daß die Yyreizügigkeit in Anſehung ſtandesherrlicher 
Gebiete mehr durch gütliche Vereinbarung ober Ausgleichung als 
durch oberhoheitliche Anoronungen zu Stande kommen müſſe *).” 
In andern rheiniſchen Bundesftaaten hatte man hingegen das Nach- 
feuereecht der fogenannten Mediatiſirten, theild grade zu aufgehoben, 
theild dadurch beichränkt, daß man auf dieſelbe vie bejtehenven 
und fünftigen landesherrlichen Freizügigkeitsverträge anwendbar 
erllaͤrte *). | 10 

Bei den Verhandlungen zu Wien im Jahr 1815 tuwg ber 
Königl. jächlifche Geſandte in der achten Sigung darauf an, daß 
bei der Befreiung vom Abzugsrecht jura privatorum ***) vorbehalten 
werben möchten; und es wurde dagegen Jogleich nicht? erinnert; 
in der darauf folgenden Sitzung aber von Seiten ber Großherzogl. 
und Herzogl. ſächſiſchen Häufer vorgeftellt F) und in einem be 
jenderen Antrag außgeführt, daß ein ſolcher Vorbehalt ven Haupt: 
grund des Artifeld entkräften würde, babei auch bemerlt, baß 
die Regierungen mehrerer beutichen Lande, zu benen auch bie 
Herzogl. Jächfifchen gehören, in neuern Zeiten die Nachjteuerfreiheit 
isten Unterthanen uneingefchränft zugefichert, und daß bie big 
‘din zu ber Nachfteuererhebung berechtigt geweſenen Privaten, 
Stabträthe, Patrimonialgerihte und Comunen, anerfennend bie 
liberalen Beweggründe, fich dabei beruhigt hätten ++). In ber 
zehnten Sikung wurbe ſodann auf den Antrag Baiernd, ben 
Preußen, Weimar, Medlenburg, Naffau, ausdrücklich unterftüß- 





®) Brauer’d Beiträge zu einem allgemeinen Staatörecht ber rheinijchen 
Bunbeöftanten. ©. 177. 


ee) Mäber, Staatsrecht des rheiniſchen Bundes, 9.208. 228, Crome's 
2. Jaup’8 Germania. B. J. ©. 63. 
***) Klüber. II. 502. 509. 
7) Klüber. U. 514. 517. 
tr) Aũber. 11. 536. 
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ten, indeß Sacjen Telne neue Erinnerung machte, allgemein 
beliebt, den Vorbehalt der Nechte der privatorum hier unberührt 
zu laſſen. Es fragte fih nun allein noch: ob hierdurch auch die 
wirkliche Aufhebung ber Privatberechtigungen beabfichtigt wurde, 
oder ob man es lediglich dem Ermeſſen jeber Regierung überlafien 
wollte, zu thun, was fte für recht und nüßlich hielt? 

Noch wurde ein Punct v. Berg berührt. Die allgememe 
Befreiung der Deutſchen von aller Nachiteuer in Deutfchland war 
zwar burch die Bunbezacte klar audgefprochen, jedoch waren babei 
die bejondern Verhältniffe durch Freizügigkeitsverträge, welche 
zwifchen einzelnen Staaten beitehen fünnen, vorbehalten. Der 
Ausdenck „beiondere Verhältniffe" Tonnte leicht auf Ausnahmen 
von ber Negel gebeutet werben. Baiern hatte diefen Zuſatz ver- 
anlaßt ). Es finden fi) aber in den Verhandlungen feine Er: 
läuterungen darüber. Bei der Rebaction ber Bundesacte war bie 
Aufnahme deſſelben dadurch motivirt worden, baß bie Gefandten 
bie befondern Verhaͤltniſſe ihrer Länder in Anjehung ber reizü- 
gigfeitöverträge nicht durchaus genau kannten und es für bebenflich 
hielten, denjelben durch eine allgemeine Dispofition zu präjubiciren, 
wobei jeboch immer vorauggefegt wurde, daß die Negel: „Beirei: 
ung von aller Nachiteuer”, beitehen, und von ven bejonbern Ber: 
bältniffen nur dasjenige berudjichtigt werden müſſe, was die An 
wendung berjelben begünftige und erleichtere **). 

Die Frage, von welchen Zeitpuncte an bie Beitimmung bes 
Art. 18. der Bundedacte in Wirkſamkeit trete, war von unterge- 
ordneter Wichtigkeit für allgemeine Intereſſen und hatte nur für 
ben Augenblid Bedeutung. Jedoch ftellte auch hierin v. Berg bie 
liberaliten Grundfäße auf. 

In den Abftimmungen ber einzelnen Bundesſtaaten zeigte fich 
durchgängig der beite Wille und wenn auch von einzelnen Seiten 
ein Abzug für Gemeindeſchulden bei ven Auswandernden vorbehalten 





*) Klüber. 11. 567. 


*®) v. Berg, ald Theilnehmer an den Berhandlungen in bem loco dict. 
gedrudten oben ©. 167 angegebenen Berichte. 
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wurde, wie 3.8. von den hart heimgefuchten freien Stäbten, fo hielt 
doch dies den entfcheivenben Beſchluß nicht auf. In biefem Be 
ihluffe wurde Deutfchland eine große Wohlthat erzeigt ). Man 
muß ſich damalige Zuſtände in einzelnen Ländern vergegenmärtigen, 
um dies anzuerkennen. Der Beichluß jelbft ift zu bekannt, al? 
daß er hier nach feinem Wortlaute aufgeführt zu werben brauchte**). 
Jede Art von Vermögen, welches in einen anderen Bundesſtaat 
übergeht, wurbe von jeder dieſen Uebergang befchränfenden Ab: 
gaben befreit, mit Ausſsnahme der Eollatoralerbichaftziteuer, Stem- 
pelabgabe und dergleichen, forte der Zollabgaben. Auch Abzüge 
zum Vortheile der Staat3: und Gemeindefchulden-Tilgungstaflen 
wurden aufgehoben. E3 macht Teinen Unterſchied, ob die Nach— 
ſteuerabgabe biöher vom Staate, von Standsherren, Communen 
oder jonftigen Brivatberechtigten erhoben wurde. Als allgemeiner 
Termin der Einführung der Abzugsfreiheit war der 1. Juli 
1817 beftimmt. Nur eine Beitimmung des Bundesbeſchluſſes 
machte einen traurigen Eindruck. Sie mußte von Leibeigenen 
und Hofhörigen ſprechen ***), für welche als AUswandernde bie 
Ranumiffionsgebühren aufgehoben wurden. Baiern und bie thü- 
ringiſchen Staaten erinnerten deshalb auch mit Mecht, wie es doch 
wohl zu wünfchen wäre, daß die Aufhebung dieſer Verhältniſſe 
bald gejchehe, damit man in Deutfchland, am beutfchen Bunde 
nicht mehr den Namen ber Leibeigenen hören müfje! das Geſetz, 
welches bie letzten Reſte der Leibeigenfchaft in Baden aufhob, (noch 
Baſthaupt, Erbſchilling, Manumiſſionsgebühr ꝛc.) datirt erft vom 
17. Juni 1819 und in einer ſüddeutſchen Kammer ſagten kaum 
ein Jahr früher Abgeordnete: „wir ſind Leibeigene!“ 

Ein anderer Punct war freilich unerledigt geblieben. v. Gagern 
(für Luxemburg) hatte gewünſcht, daß die lange Verpflichtung zum 
Kriegädienft, welche dad Haupthinderniß bei der Freizügigkeit ab- 





*) In fehr deutlicher Ueberfiht finden fih die Abftimmungen bei 
dv. Meyer. Repertor. zu den Verhandl. der deutſchen Bundesverfammlung. 
Seft 2. ©. 169 ff. 
*°) Den B.⸗B. ſ. bei v. Meyer. Corp. jur confoed. German. II. 
») B.⸗Pr. 1817. 5. 205. Bol. 405. 
Erfer Theu. 12 
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gebe, durch ein allgemeines Geſetz gemildert und auf fefte Grund⸗ 
lagen zurückgeführt werben möge *), und baß biefe Angelegenheit 
zugleich mit der Freizügigkeit erledigt werden müffe. Al Würtem- 
berg und andere Staaten dagegen Einwendungen gemacht, ſprach 
fih Gagern noch ftärter auß: „ohne Befeitigung der Schwierigleit 
wegen ber Militairpflichtigkeit jet ber Gegenſtand deö freien Ab- 
zuge nur auf Sand gebaut "1" Hierauf wurbe eine Commiſſion 
von drei Mitgliedern gewählt, (v. Eyben, Graf Golz, v. Aretin), 
welche über dieſen Gegenitand berichten follte. Dies geichah unter 
dem 19. Mai 1817. Die Commiſſion ftellte an die Spike 
ihres loco diet. gedruckten Berichts **), daß bie ihr geworbene 
Aufgabe mit derjenigen, welche der Art. 18 der Bundesacie ent: 
halte, nicht ganz ein und biejelbe ſei; bern diejer erfordere bie 
Löſung der Frage, in wie fern ein gemeinichaftlihes Militair- 
pflichtigkeitsſyſtem als dem Bundesvereine gemäß und mit |peciellen 
Staatenverhältniffen vereinbar aufgeftellt werben könne, und ihre 
gegenwärtige Aufgabe umgehe dieſe Frage ald zu ſchwierig und 
weit auzjehend und bejchränte ſich auf die Unterfuchung, wie man 
bei dem Fortbeftehen ver einzelnen Militairpflichtigkeitsſyſteme in 
den beutichen Staaten in Hinſicht auf die Wegzugsfreiheit eine 
vermittlende Beitimmung treffen Tönne. Als leitende Grundbjäge 
ftellte nun die Commiſſion folgende hin: 

1. „Die zu veranlaffende Verfügung fol in der Form eines 
allgemeinen freien Einverſtaͤndniſſes zwiſchen fümmtlichen Bundes 
ftaaten zu Stande gebracht werben. 

2. Man fol ſich hierin bei Beitimmung der Grunbfäge über 
das Conſceriptionsweſen auf diejenigen Säte bejchränfen, die unmit- 
telbar Beziehung auf die im 18. Art. der Bundesacte den beutichen 
Unterthanen zugeficherte Befugniß des freien Wegziehend ober 
Dienjtenehmens in einen anderen Bunbesftant haben. 


*) B.:Br. 1817. 5. 68. ol. 110. 
°) B.⸗Pr. 1817. 6. 147. Bol. 278. 
eee) B.⸗Pr. 1817. F. 1856. 3. 56. Fol. 358A-K. loco die. — Mar 
veröffentlichte weber bamald noch fpäter die Vorfchläge der Commiſſion. Eie 
find Heute noch vielfach Fromme Wuͤnſche. 
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3. Der Borichlag ſoll jedoch jo gemacht werben, baß fich die 
iowerainen Staaten in ihren inviduellen Eonfcriptionsverfügungen 
jo wenig als möglich die Hände binden. 

4. &3 wäre alfo darauf zu fehen, daß die Liberalen Beſtim⸗ 
mungen über das freie Wegziehen und Dienftnehmen, mit ben 
nothwendigen Zwangsgeſetzen der Kriegzpienftpflichtigkeit in mög: 
lichte Vereinbarung gebracht werben.” 

Nach diefen allgemeinen Vorausſetzungen einigte fich bie 
Eommiffion zu einem Vorſchlage einer Webereinkunft ſämmtlicher 
deutichen Bunbesftaaten über bie Militairpflichtigkeit in Beziehung 
auf die Audwanberungdfreiheit der Untertanen. Der Borichlag 
der Commiſſion beweiſt auch in diefem Falle, daß es nicht an dem 
guten Willen ver Männer lag, welche in der Bunbezverfammlung 
faßen, fondern allein in der Schuld ihrer Committenten, wenn 
den wichtigften Nationalinterefien Feine Rechnung getragen wurbe. 
Man ſah von Seiten der Commiffion von dem, wie die Ber: 
bältnifje nun einmal lagen, unausführbaren Vorhaben ab, welches 
v. Gagern in jeinem Votum (S. 177) angebeutet hatte; „bei Aus⸗ 
wanderungen von einem in bem anderen Bunbesftaat müſſe es 
genügen, wenn bier oder dort der Militairpflichtigfeit Genüge 
geleistet werde, das Baterland werde hier und dort vertheidiget.” 
Zu ſolch' einem Vorſchlage war gar feine Ausſicht des Erfolges. 
Aber jelbjt der vermittelnde Vorſchlag der Commiſſion führte fpäter 
zu keinem Ergebniß. Der Antragsentwurf lautete: 

I 


Die Jahre der Militärpflichtigkeit, infofern als dieſelbe ber 
Befugniß des freien Wegziehens oder Eintreten in fremde Dienfte 
im Wege fteht, werben von dem Anfange bed 18. bis zum vollen: 
beten 27. Lebensjahre feſtgeſetzt *). 





) Yumbolbt hatte beim Wiener Congreß bie Lebensperiobe vom 18 bis 

3. Jahre angenommen, v. Gagern flug dad 27. Jahr vor, über weldes 

hinaus die eigentliche Dienftpflichtigfeit zum ſtehenden Heere in Rüdficht auf 

Auswanderung, nicht zu erfireden wäre. In einzelnen beutfchen Staaten bes 

freite aber damals noch nicht das 30. Jahr Hiervon. Hätte bie Commiſſion 

bie baieriſchen Gonferiptiondgefege zu Grunde legen Zönnen, fo wäre bie 
12* 
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I. 

Innerhalb dieſes Lebensalter vdehält ich jede Regierung 
bevor die auszuwandern ober in frembe Dienfte zu treten win- 
ſchenden Unterthanen entweber zum perfönlichen Kriegsdienſte, oder 
nad) den allenfall3 beitehenden Reluitionsgeſetzen zum Erjab ber: 
jelben anzuhalten. 

nl. 

Bor dem Anfange des 18. und nach vollendetem 27. Jahre 
ift der Wegziehende als von allem Kriegsdienſte frei angujehen, und 
er fol in dem Staate, aus welchem er auswandert, weder zum 
Dienste bei dem ſtehenden Heere, noch bei der Landwehr ober Land 
fturm angehalten werben, noch hierfür einen Erſatz zu leiten 
haben. | 

IV. 

Der abziehende Vater nimmt feine Söhne, die noch nicht 
das 18. Jahr angetreten haben, mit ji. Don diefem Alter an 
fangend müſſen die Söhne vor der Auswanderung der Dienftpflid‘ 
tigkeit Genüge leiften. v 

Während des Krieges wird die Befugniß des MWegziehend für 
jeden, zu irgend einer Art der Vaterlandsvertheidigung verpflichteten 
Unterthan ſuspendirt *). vi 

In jedem Falle muß ſich derjenige, welcher aus einem Bundes 
ſtaate in einen andern auszuwandern, ober in deſſelben Kriegs 
oder Civildienſte zu treten wünſcht, ſich vorher an feine vorgeſetzie 
Landesbehörde wenden, damit beurtheilet werde, in wie fern die 
gefeglichen Bedingungen erfüllt find, in welchen Falle das Weg⸗ 
ziehen, über die Beftimmungen dieſer Uebereinkunft hinaus, nicht 
erjchwert werben foll. 

v1. 

Uebrigens behalten fich die einzelnen Bundesſtaaten bevor, in 

ben unter fich abzufchließenden reizügigkeitöverträgen noch weitere 


Dienftzeit vom zurüdgelegten 19. bis zum 23. Lebensjahre beſtimmt worden; 
fie wagte aber nicht einmal den Verſuch eines ſolchen Vorſchlages. 
©) Diefer Borbehalt fand fi) au ſchon im Humboldt'ſchen Entwurf. 
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Beftimmungen feitzujegen, wodurch jedoch in ben oben ausgeſpro⸗ 
henen Hauptſaͤtzen nicht? geändert werben ſoll, was bie den Unter: 
thanen ertheilte Befugniß erichweren koͤnnte. 

VIII. 

Endlich machen ſich alle Bundesſtaaten gegeneinander ver⸗ 
bindlich, darob zu halten, daß jeder Einwandernde, der ſich in den 
Militairpflichtigkeitszjahren, entweder in Rückſicht auf das ſtehende 
Heer, oder die Landwehr oder den Landſturm, nach den Geſetzen 
des Staates befindet, in welchen er übergeht, als unmittelbar in 
deſſen Militairpflichtigkeit übergehend betrachtet werde, demnach am 
allerwenigſten ein Bundesſtaat in Hinſicht ſolcher Einwandernden 
die Vergünſtigung ertheilen könne, daß dieſelben ſeinerſeits von der 
Militairpflichtigkeit befreit werden ſollen *). 


In der dreißigſten Sitzung vom 22. Mai **) wurde ber Vor: 
trag der Commiſſion Inſtructionseinholung beſchloſſen. Die ſäch— 
ſiſchen Häuſer genehmigten zuerſt den Vorſchlag ***), ebenſo Han: 
nover und Mecklenburg ), Holſtein und Lauenburg TF) und 
Würtemberg TFT). Aber die übrigen Stimmen ließen auf 
ſich warten, erhoben Schwierigkeiten über Schwierigkeiten, ſo daß 
endlich v. Gagern ſich ziemlich derb äußerte: „verſtändige Politiker, 
hier und anderwärts werden ſich von Schwierigkeiten, wenn ſie 
nur immer zu heben ſind, nicht bemeiſtern laſſen, ſondern ſie 


*) Dieſen Vorbehalt glaubte die Commiſſion deshalb annehmen zu müͤſſen, 
weil es nicht Abſicht fein könne, allenfalfige Hinneigungen zur Auswanderung 
zu begünftigen, ober überhaupt die Streitkräfte des Bundes zu ſchwächen. 
Einestheils follte zwar den Unterthanen die Vollziehung der ertheilten Be— 
fugniß gefichert fein, andberntheild aber gejorgt werben, daß ber Militatr- 
verfaflung ber einzelnen Staaten nicht mehr Gintrag gefchähe, als burch ben 
Bertrag durchaus nothwendig war. 

*) B.:Pr. 1817. $. 186. Bol. 348, 

e ) B.⸗Pr. 1817. S. 225. Fol. 460. 

+) Ebenbaf. 6. 234. Fol. 480. 
rt) Ebenbaf. $. 240. ol. 488, 
+17) Ebendaf. 6. 241. Fol. 294. 
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bemeiftern. Die Abänderung diefer oder jener Special 
mufterrolle ftehbt fürwahr in feiner Vergleichung 
mit den wefentlidften Nationalberechtigungen um 
wenn man einmal ein großes Förderativſyſtem mit möglichen 
Gewinn und Verluft eingegangen hat, muß man auch biejen benk- 
baren Verluſt oder Befchwerniß *) zu tragen wiffen. Unfehlbar 
wird der Gewinn bei weitem überwiegen. Diefe Aeußerung made 
v. Gagern am Tage des Bundezbeichluffes iiber die Abzugsfreiheit 
und Nachiteuer (23. uni 1817). Allein fie verhallte. Nach 
täglich ftimmte der Gefandte für das Königreich Sachſen ab, 
„daß es noch Feine Inſtruction erhalten habe **)”, und endlich 
gab am 5. Febr. 1818 Baden noch eine fehr fcharfe Erklärung 
ab, welche in Wahrheit das enthielt, was dad Nationalinterefle, 
bie allgemeine ſtaatsbürgerliche Freiheit verlangte. Wir laffen fie 
als ein würbiges Denkmal der damaligen badiſchen Regierung bier 
folgen ***), wenngleich fie nicht? genügt hat. Denn von biejer 
Zeit ab ift von einem ſolchen allgemein durchgreifen 
den Bertrage nicht mehr die Rede. Kinzelne Regierungen 
Tießen wohl mit der Zeit Milderung in ihrem Zwangsmilitairſyſtem 
eintreten: — das war aber auch Alle. Die badifche Erklärung lautete: 

„In dem Großherzogthum Baden ift man durch Gefeßgebung, 
nod) mehr aber durch eine von Er. Königl. Hoheit zugelafjene 
Uebung, von demjenigen Verhältniß nur weıig abgewichen, welches 
fich über die Beſchränkung der Wegzugsfreiheit durch Kriegapflichtig: 
keit aus der Natur des Staatsverbandes beftinmt. 

Der Staat foll feine Zwangsanſtalt fein, und die Pflichten 
des Staatsbürgers follen in dev Regel nur fo lange dauern, al 
er von feinen desfallſigen Rechten Gebrauch machen will. 

Die Beichränkungen, welche hauptſächlich eine nothwendige 
Rückſicht auf die Praxis anderer Regierungen dieſem Liberalen 
Syſteme abzugewinnen vermochte, machte zwar bie Wegzugserlaubniß 
in den geeigneten Fällen von einem gewißen Alter abhängig, 

*) B.⸗Pr. 1817. 9. 255. %ol. 506. 


ee) Ebendaſ. F. 321. Bol. 630. 
ee⸗) Ebendaſ. 1818. $. 27. Bol. 65 fi. 
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aber dieſes umfaßte nur ben Zeitraum vom Anfang bes 20. big 
zum Ende bes 23. Jahres; während dieſes Alter® war man zwar 
zum Dienfte verpflichtet, aber zugleich befugt, einen andern einzu- 
Helen oder mit einer andern Geldſumme ſich zu reluiren; bie 
Bande ber Familie konnten nur jelten getrennt werben, denn Kinder 
die nicht majorenn und nicht felbftändig waren, mußten den Eltern 
lolgen, und bem freien Willen zu folgen, kam bie höchfte Gnade 
fogar bei denjenigen zu Hülfe, welche bereit3 in den Dienft getreten 
waren; nur für benjenigen, welcher in ber Eonfcription wirklich 
begriffen war, mußte die allenfallfige Enticheivung des Looſes durd) 
eine Caution gefichert werben. 

Ein gemeinſames deutjche Bürgerrecht, welchem nach bem 
Commiſſionsvorſchlag (VIII.) die Pflicht jedes Einwandernden, fid), 
je nach dem Maße feines Alterd den Dienft im ftehenden Heere 
eder bei Landwehr und Landfturm zu unterwerfen, ftreng gegen- 
über fteht, und das wefentliche Verbot dem Einwandernden beöhalb 
irgenb eine Begünftigung zuzufagen ober zu bewilligen, fett Se. 
Königl. Hoheit der Großherzog von Baden in den Stand, bei 
Einer hohen Bunbesverfammlung Generalifirung und Ausdehnung 
eines, der individuellen Freiheit möglichft zufagenden Syſtems fol- 
gende Grundſätze, als Gegenſatz einer gemeinfamen Webereinkunft, 
in Vorſchlag bringen zu laſſen. 

D ever Staatsbürger Tann, fammt feinen Angehörigen ohne 
alle Rücficht auf Lebensalter innerhalb der deutſchen Bundesſtaa⸗ 
ten vom freien Zuge Gebrauch machen. 

1) Hiervon find nur diejenigen ausgenommen, welche bereit3 
im Kriegsdienſte ſtehen, jeboch auch dieſe können die Befugniß bes 
Wegzuges, entweder durch Stellung eines Einſtehers, oder, da bie 
Dienftzeit vom 18. oder 19. bis zum vollendeten 26. Lebensjahre 
für Friedenszeiten eher zu lang als zu Kurz ift, durch den Ablauf 
des 26. Sahres erlangen. 

I) In Zeiten des Friedens iſt fogar der wirklich Dienende 
zum Wegzuge befugt infofern die allgemeine Ausübung dieſes 
Grundſatzes, fowie überhaupt die sub VII. des Commiſionsvor⸗ 
ſchlags ausgedrücdte Grundbedingung gefichert wird. 
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Die großherzogliche Geſandtſchaft ift zugleich zu der Erklärung 
beauftragt, daß die Nichtannahme diefer Grundſätze, zwar nicht ab- 
halten werde, dem Commiffionzvorjchlage, als einem Minimum 
von Wegzugzfreiheit, beizutreten, jedoch die ohne die ſchon vorbe 
haltene Nothwendigkeit herbeiführen müſſe, den Unterthanen wo 
möglidy, die Liberalern Beitimmungen durch Speciaiverträge theils 
zu reiten, theils zu verichaffen.” — — 

Der Wiener Congreß hatte früher zufammenhörige Länder 
Deutſchlands auseinander geriffen, taujende von Familienbande 
geftört und in dem Nahrungsſtande große und nachhaltige Störungen 
hervorgerufen , welche Anfangs weniger ſtark gefühlt wurben, weil 
noch jchlimmere Zeiten vorangegangen waren. Zwiſchen ben ab- 
geſchloſſenen fouverainen Staaten des beutichen Bundes beſtand 
ein ſehr loſes Band des Verkehrs, überall fanden Beichränkungen, 
Hinderniffe im Handel und Wandel Statt. Die Handelöverhältnifie 
zum Auslande, insbeſondere zu England waren nach Aufhebung 
der Eontinentalfperre durchaus nicht geordnet; England fchien von 
Neuem eine Präponderanz auf ven deutihen Märkten ausüben zu 
wollen, weldye die lebhafteften Bejorgnifje erzeugte. Eine ungeheure 
Krije war auf dem Gebiete des Handeld und der Fabrication ein 
getreten, die ungebührliche Menge verfertigter und während der 
Gontinentalfperre aufgchäufter englifher Waaren mußten ver 
ſchleudert werben und drüdte die Preiſe auf den deutſchen Meärften 
und Meſſen unglaublich herab, worunter die deutfhen Mamı- 
facturiften ſehr ftarf litten. Daß dieſes ‚Verhältniß ein vorüber 
gehendes jein würde, wollten viele damals nicht glauben, der Bor: 
theil, welcher der großen Anzahl von Conſumenten durch die 
niedrigen Preife der Manufacturwaaren zu Theil wurde, fand in 
der Preſſe feinen jo berebten Vertheidiger, als der vorübergehende 
Nachtheil Einzelner, welcher ftart in die Augen fiel”). Wan 
bedachte nicht, daß der gefammte europäifche Handel fih in einer 
großen Kriſe befand, daß fogar das engliiche Monopol früherer 
Zeiten feiner Auflöfung mit rafchen Schritten entgegenging. So 


*»,A. A. Btg., 1817. Rr. 264. 265. Oppof. Blatt 1817. Beil. 61. 
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befanden ſich nach Ad. Muͤllers Beobachtung”) faum zwölf big 
dreizehn engliſche Häufer von Bebeutung unter zwanzigtauſend 
Handelsleuten auf der Teipziger Meſſe im Frähjabr 1816. Mean 
jah nur die Thatſachen, daß eine jehr beträchtliche Menge von eng- 
lichen Waaren durch Commiſſionshandlungen verfchleudert wurden. 
Die vorübergehende Urfache hiervon lag aber in dem Umftanbe, 
daß die plögliche Eröffnung des europäiſchen Continents der Specu- 
lation beſonders in den Seepläßen einen jehr bebeutenden Spiel- 
raum verjchaffte, welche verurfachte, daß fid, die Waarenlager in 
England ſchnell und unnatürlich leerten, warauf die englischen 
Fabriken mit boppelter Thätigleit arbeiteten, weil aud) jie in dem 
Irrwahne ftanden, daß fie die entjtandenen Lücken nur außzufüllen 
brauchten, um wiederum Abfa zu finden. Ein Haupterforberniß 
für dad Gebeihen der Manufacturen, ja überhaupt jedes Gejchäftes, 
war aber während ber Continentaljperre den Engländern gänzlich 
abhanden gekommen: — die Kenntuiß der Abfabquellen, der Größe: 
und des Bedürfniſſes des Kreiſes der Confumenten **). Sie 
verließen fich auf ihre Commiſſionairs, denen jie wirgeheure Vor: 
raͤthe crebitirten, die ich aber zum großen Theil ald Schwinbler 
zeigten. Die Waaren wurden zu unglaublid, billigem Preife ver- 
kauft, 3. B. 1817 auf der braunfchweiger Meſſe Kattun; die 
Commiſſionaire hatten gut verjchleudern, weil fie der Schaden nicht 
traf. Die engliichen Fabriken wollten ihren Fehler gut machen, 
jendeten englifche Handlungsreiſende nach Deutjchland, welche ſich 
birect an die Käufer wenden follten, wodurch ein bedeutender Zweig 
des englifchen Handels in einen wirklichen Haufirbandel verwandelt 
wurde. Alles zufammen, Eonnte die Veberfüllung mit Waaren nur 
die Folge haben, daß die Preife enorm heruntergedrückt wurden; 
Beiſpiele daß Manufacturwaaren mit 30 — 40 Proc. unter den 
Erzeugungskoiten verfauft wurden, waren nicht felten. In Veutjch: 





*) Briefwechfel mit Geng, 1857. ©. 213. 

») Daß dieſe Kenntniß aber eine Hauptbedingung jeder Induſtrie ift, 
enterliegt wohl feinem Zweifel; es ift genügend, auf die fehönen Ausführungen 
von J. St. Mill und Rofcher zu verweilen. (BPolitifche Deconomie — Na: 
tional Deeonomie). 
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land fahen Biele in dieſer Ericheinung nur das Beitreben der 
Engländer den beutihen Handel vollitändig zu ruinixen; dem 
unbefangenen Beobachter erfchten aber in diefen Zuſtänden ber 
Anfang einer bejjeren Zeit in Handels- und Verkehrsdingen. Es 
waren aber diefer unbefangenen Beobadyter nur zu wenig! — Die 
Allgemeine Augsburger Zeitung fürchtete ſich fogar, ihre Spalten 
zu dem lebhaft werdenden Streite zwifchen englifchen und rheinifchen 
(elberfelver) Yabrifanten weiter berzugeben *). Eine allgemeine 
Aufregung unter den Fabrilanten in Deutjchland Tonnte nicht aus 
bleiben. In Elberfeld, Berlin, Leipzig, Dresben fand die Bewegung 
bauptfächtlich Statt. Die Prefje nahm die Ausführungen der elber⸗ 
felver Fabricanten bereitwillig in ihre Spalten auf, erregte zwar da: 
mit den Spott der englifchen Blätter, (Time und Morning-Ehronicle, 
Courier und Star), welche mit offenbarer Weberlegenheit bie ſehr 
ſchwachen Seiten der Vertreter des deutjchen Handels geikelten, viel- 
fach und mit Recht auf die eriten Grundſätze ver Volkswirthſchaft 
hinwiefen, — führte aber do in Berlin, Dresden zc. zu Vereinen, 
beren Tendenz und heute fajt unbegreiflich jcheinen möchte. So 
erklärten bie berliner Stabtverorbneten ſchon am 27. Dechr. 1816 
mit 102 den angefehenften Bürgern Berlins angehörenden Unter: 
Schriften, Folgendes: 

„Wir Stadtverorbnete der Stadt Berlin beurfunden unb be- 
fennen hiermit, daß wir und verbunden haben, der Einfuhr fremder, 
bad heißt nicht in Deutfchland gefertigter Zeuge und Geräthe 
nad allen Kräften entgegenzuwirken. Wir fühlen und dazu auf: 
gefordert, nicht allein durch die Weberzeugung, daß durch die Ein: 
fuhr fremder Waaren zugleich aud fremde Moden in das Land 
fonımen, die das eigenthũmliche Leben verrüden, jondern auch durch 
bie traurige Erfahrung daß durch die Freiheit, die in Deutſchland 
ben Fremden gegeben ift, fo viele unferer Arbeitähäufer zu Grunve 
gerichtet find. Die Arbeiter müffen mit den Ihrigen betteln geben, 
oder andern, ber Sittlichkeit nachtheiligen Erwerb juhen. Wir 
verpflichten ung daher und geloben feierlich, nie mit unjerm Nor- 


) A. A. Ztg., 1817. Nr. 308. 
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wiften fremde Zeuge unb Geräthe in unjerm Haufe zu bulben. 
Wir wifen wohl wie unbenerfbar im Anfang unfer guter Ent- 
ſchluß fein wird; aber wir hoffen, daß unjer Beifpiel, fowohl von 
oben herab, als auch durch ganz Deutichland, die Gutgefinnten 
auffordern, fich zu gleichen Bereinen zu verbinden. Bor Allen 
erwarten wir, daß die Frauenvereine, wie fie zu allem Guten ſich 
verbinben haben, auch hierin nicht zurückhleiben werben.” 

Es währte nicht Inge, fo hatten fich weitere 4000 Unter- 
jhriften dazu gefunden und bie berliner Zeitungen machten bie 
Namen derjenigen Kaufleute bekannt, welche fic verbindlich ge- 
macht hatten, feine ausländischen, insbeſondere engliihen Waaren 
in ihrem Geichäfte zu führen. In Berlin und Merjeburg, in Ober- 
und Nieberjchleften hatten ſich jogar Vereine mit folgenden Statuten 
gebilbet : 

1. Alle Glieder verpflichten fich auf Ehrenwort, () für ſich und 
die Ihrigen weder zum perjönlichen Gebrauche, noch um Handel 
damit zu treiben, auswärtige Erzeugniffe von Flachs, Schaf: oder 
Baumwolle wiflentlih zu Taufen, die man im Lande ebenfallg 
verfertigt. Bei allen andern TFabrilaten werben fie immer ben 
inländifchen den Vorzug vor den auzlänbifchen geben. 

2. Ale Mitbürger find im Namen des Vaterlandeg zum Bei- 
tritt eingeladen. Ihre Unterfchrift gilt als Beitrittsurkunde. 

3. Um der Gefellichaft Einheit zu geben, werben in jeder 
Gemeinde, wo fi 25 Berfonen derſelben beizutreten erilären, 
ocaleomite3 aus ihrer Mitte gemählt. Diefe Localcomités er: 
wählen unter ſich die Glieder des Provinzialcomites, welche in 
den Provinzialhauptitäbten ihren Sik haben, und die Glieder eines 
Eentralcomite3 ernennen, deſſen Sit noch beitimmt werben joll. 
Tie Comite3 werden unter fich fiber alles correfpondiren, was 
Handel und Kunftfleig betrifft. 

4. Borläufig werden die Verrichtungen des Gentralcomites 
durch die zu Berlin befindlichen Glieder der Geſellſchaft, und bie 
der Provinzialcomite3 durch die von erjteren zur Organifirung der 
Geſellſchaft ernannten Perfonen verjehen. 

Bon Dresden aus juchte man ſelbſt auf die Höfe zu wirken, 


188 


daß fie nur inlänbifche Stoffe bei ihren Feſten dulden ſollten. 
Leider Tießen fich einzelne Regierungen und gerade bie größten und 
bedeutendſten, Defterreich und Preußen, durch vorübergehende Kala: 
mitäten beftimmen einen hoben Zoll auf ausländiſche Waaren zu 
legen; fie warteten nicht ab, was am Bundestage in Bezug auf 
Art. 19 der Bundesacte gejchehen würde *). 

Neben diejer Handelsfalamität, die ihren bevzutenden Einfluß 
auf die Fabrik- und überhaupt handeltreibende Klaſſen nicht verfehlen 
Tonnte außzuüben, ging befanntlich die noch tiefergreifende Theuerung 
ver Jahre 1816 und 1817 durch Deutſchland. ine beifpielloie 
Höhe der Kornpreife brachten die durch die langen Kriege, Con 
tributionen, Arbeitsſtockungen heruntergefommenen Bevölkerung fait 
zur Verzweiflung und die Maßregeln der Regierungen waren mit 
jeltenen Ausnahmen nicht geeignet, diefen Nothſtand zu ändern, 
fondern vermehrten ihn durch unvernünftige Handelöfperren. Eine 
Regierung folgte darin der andern und vergrößerte damit, befonders 
in Sübbeutjchland, die Noth. Schlechte Straßen, felbft zwiſchen 
den bebeutenditen Orten, im Winter geradezu grundlos, jo daß 
Poftwagen mit 16 — 20 Pferden beipannt, Taum durchdringen 
fonnten, erjchwerten außerdem alle Zufuhr, ja machten fie eft 
geradezu unmöglich. Heutzutage Tann man ſich fchwer in vie 
damaligen Zujtände hinein denken. Wer wagte noch jett von 
Getreideſperren zwiſchen Heflen und Nafjau oder dergleichen zu 
ſprechen? Und der Ungedulb bed Publicumd gehen die Eiſen 
bahnen zu langſam. — 

Es lag aber unter ſolchen Umſtänden eine befondere Pflicht ver 
Bundesverfammlung für die Ordnung derjenigen Berhältnifie ct, 
welche die Bundesacte im Art. 19 bezeichnet hatte. Gerabe weil bie 


*) 68 fann nicht unfere Abficht fein, an dieſer Stelle eine Geſchichte 
der damaligen volks- und ftaatäwirthichaftlichen Zuſtände und Gefegarkung 
zu geben, — dies würde, wenn auch nur einigermaßen befriedigend einen 
itarfen Octavband erfordern. Uebrigens befigen wir in ber beutjchen Literatut 
noch feine Befchichte ver Nationalöconomie, welche den franzöſiſchen Werken 
über biefen Gegenſtand fi au nur einigermaßen an die Seite ſtellen könnte, 
fo mangelhaft jelb auch dieſe find. 
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materiellen Intereſſen Deutſchlands fo tief verlegt waren und zu 
den thörichhten und einfettigften Verſuchen der Bevölkerung eine 
Amderung zu veranlaffen und zu den verfehrteften Maßregeln ein- 
jener Regierungen führten, hatte die Bunbezverfammlung eine 
boppelte Pflicht ihre Aufmerkſamkeit auf diefe Verhältniffe zu 
rihten %). Das Präfibium hatte freilich in dem erften Vortrage 
nah Eröffnung der Bundezverfammlung dieſe Pflicht anerkannt, 
und der Commifjionzvortrag zur 11. Sit. vom 17. Febr. 1817 **) 
hatte darauf aufmerfjam gemacht, daß man unter ver Verweiſung 
der Angelegenheiten des Handels und Verkehrs zwischen den Vundes⸗ 
unten an bie erfte Zuſammenkunft der Bundesver- 
jammlung, nichts anberd zu . verjtehen fei, als der .Zeik 
raum vor der erjiten förmlihen Bertagung ber 
Bundesverfammlung. Aber:.bie. Angelegenheit war dennoch 
ſo lange Tiegen geblieben, bis die äußerſte Noth an die Pforten 
der einzelnen Staaten jchlug. 

Freiherr v. Stein hatte bekanntlich von Chaumont aus ***) ven 
dorkhlag einer allgemeinen Zoll- und Hanbelgeinigung ber deutſchen 
Bunbeöftaaten gemacht und damals wären bie Schwierigfeiten ber 
Finführung nicht bedeutend geweſen. Auf dem ‚Wiener Congreß 
wurde dieſem Gegenſtande eine jehr geringe Aufmerkſamkeit ge: 
Ihenkt, wie aus unferer Darjtellung der Verhandlungen hervorgeht, 
Nur ein Berfprechen war endlich gegeben worden, voelches ben 
Inhalt des Art. 19 der Bundedacte ausmacht. 

Diefer Art. Iautete befanntlich: 
„Die Bundesglieder behalten jich vor, bei der eriten Zu- 


*) Während des Drudes dieſer Bogen kommt und daß nenefte Pro- 
gramm Bollgraffs de confoederationibus sine et cum imperio Marburgi 
1859 zu Geficht, welcher p. 48. ff. Die Bundesverfammlung gegen dieſe hier 
vertheidigte Anfiht in Schug nimmt. Die bier folgenden, bis jegt nicht 
veröffentlichten Verhandlungen der Bunbesverfammlung werden aber unfere 
Anfiht unterflügen. | | 

») Beil. 11. Fol. 72. loco dict. erftattet, von Frhr. v. Pleſſen, v. Eyben 
und v. Berg (über die Reihenfolge der Befchäfte ver Bunbesverfammlung). 

„ei S. 23, 
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„jammenfunft der Bundesverſammlung in Frankfurt, wegen 

„des Handels und Verkehrs zwifchen den verfchievenen Bundes⸗ 

„Itaaten, jo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung ber auf 

„dem Congrefje zu Wien angenommenen Grundfähe, in Be 

„rathung zn treten.“ 

Es bedurfte nun erjt einer fo traurigen Veranlaſſung, als 
die Hungeränoth der Jahre 1816 und 1817 war, um an bie 
Erfüllung diefer wichtigen Zuſage zu erinnern ! 

Der erſte ſich hierauf heziehende Gegenſtand, welcher in ber 
Bundeöverjammlung zur Sprache kam, war nämlich ber in ver 
29. Sigung vom 19. Mai 1817,.$. 180 geftellte, durch die de 
malige Theuerung veranlaßte Antrag Würtembergs, durch Auf 
bebung aller außerordentlichen Beichränkungen des gegenfeitigen 
Verkehrs mit den nothwenbigiten Lebenzbebürfnifien in den deutſchen 
Staaten unter einander, und durch gemeinfame Maßregeln in 
diefer Angelegenheit die Bundezftaaten einander näher zu bringen, 
und dag gemeinſame Beſte Aller zu befördern. 

MWürtemberg war zu feinem Antrage durch bie von feinen 
Nachbarſtaaten, namentlich Baiern erfolgten Ausfuhrverbote in 
Bezug auf die nothwendigſten Lebensmittel veranlaßt. Auf öſter 
reichiſchen Antrag wurde in derſelben Sitzung eine Commiſſion 
von fünf Mitgliedern zur Begutachtung ernannt. Mehrere Se 
fandte fprachen ſich Namens ihrer Staaten bei diefer Gelegenkeit 
fofort für ven freieften Verkehr der deutfchen Staaten aus, ſo 
Großherzogthum Heflen, Niederlande, Oldenburg, Naſſau, Braun: 
fchweig. Die gewählte Commifjion beftand aus Aretin, Mandelsloh, 
Pleſſen, Eyben und Martens, die beiden lebteren nur mit relativer 
Stimmenmehrheit gewählt (8 und 7 Stimmen). In ver 32. 
Situng vom 2. Juni 1817, $. 09, wurde der Vortrag der 
Commiffion durch Aretin eritattet und auf Antrag Oeſterreichs 
loco dictaturae gedruckt und auch fpäter nicht veröffentlicht. Ber 
gefügt waren die befonderen Abftimmungen von Martens, Eyben 
und Pleſſen. 

Die Commifjion erfannte bei ihrem Zuſammtritt bie großt 
Schwierigfeit der Aufgabe an, weil bei aller Einfachheit, die Sache 
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durch die Ereigniſſe und einzelner Verfügungen aus ber natärlichen 
Ordnung gänzlich verrüdt fei, und von fo allgemeinen Intereſſe 
fie für alle deutihen Staaten ſich herauzftelle, fänden doch im 
jenem einzelnen Staate die abweichendften individuellſten Be— 
ziehungen Statt. Die Commiffion bob jedoch folgende Puncte 
und Fragen heraus, auf deren Grörterung es ihr vorzugsweiſe 
anzulommen jchien *): 

1. Sol fi diefe Uebereinkunft auf den gejammten- freien 
Handelsverkehr mit allen Probucten innerhalb des deutſchen Bundes; 

2. oder wenigftend auf alle Lebensmittel und Gegenftände 
des derſten Beduͤrfniſſes auszubehnen; oder 

3. in engerer Begrenzung auf die Verfügungen beſchränken, 
welche die gegenwärtigen Verhältniſſe der Getreidetheuerung in 
Anſpruch nehmen; 

4. welche Artikel von Lebensmittel ſollen als Gegenftanb ber 
zu treffenden Verfügungen angenommen werden? 

5. Sind alle Ausfuhrerbote rückſichtlich dieſer Artikel von 
den einzelnen Bundesſtaaten unter ſich aufzuheben ? 

6. Welches ift der Umfang der Gebiete, auf welche dieſe 
Verfügungen auszudehnen wären ? 

T. Welche Anftalten wären an den Grenzen der verbünbeten 
Staaten gegen das Ausland zu treffen? 

8. Würde es hinreichen, anftatt einer allgemeinen Aufhebung 
der innern Sperrverordnung, auf beftimmte Ouantitäten überein 
su kommen, welche auf legale Certificate des eigenen Bedürfniſſes 
und Verbrauchs von einem Bundesſtaate in den andern frei paffirt 
werden follen ? 

9. In wie weit koͤnnte ſich eine allenfallfige Verfügung freien 
Getreidehandels zwiſchen den deutfchen Bundesſtaaten auch auf bie 
beitehenven Zölle beziehen ? 

10. Wären die nach den Preifen der Früchte fteigenden Zoll: 
füge auch als Sperrgejehe zu betrachten, und als unter der Auf: 
hebung begriffen, anzufehen ? 





*) Beil. 64 loco diet. zu $. 209. 
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141. Sollte nicht in jedem Falle das transfitirende Getreide 
mit bloßer Einrichtung der Tranfttgebühren allenthalben unaui: 
gehalten durchpaſſiren? 

12. Kann ein allenfallfigeg Sperrgebot auf bie erweislich, 
früber bereit3 erfauften Duantitäten erjtredt werben ? 

Zuvörberft ſprach fh in der Commiſſion v. Eyben über bie 
drei eriten Puncte aus. 

Seine Darftellung beweift, daß er mit den Grundſätzen der 
Volkswirthſchaftslehre vollfommen vertraut war und fidy felbit von 
den Weberbleibfeln der von vielen Regierungen nach und nad er 
fannten Schäblichkeit de Prohibitwiyftens Iosgemacht hatte. 

Die Erfahrungen der lebten zwanzig Jahre hatten die Ueber: 
zeugung hervorgebriht, daß, indem man durch Anwendung bieje 
Syſtems einem Theile der Nation einigen Vortheile verjchafft, man 
biefen durch größere Opfer ded andern und großen Theils ber 
Nation erfaufen ließ. Mit Necht wies deshalb Eyben auf die preuß 
Regierung, welche kürzlich angefangen hatte, diefe Wahrheit aus 
zufprechen, auf die Reden in der Deputirtenfammer zu Paris, welt 
den Geift des berühmten Staatzwirthfchaftägelehrten, Sean Baptiſt 
Say, athmeten. Er verfannte aber dabei nicht, daß es noch 
lange dauern müßte und würbe, ehe dieſes fogenannte Mercanti: 
ſyſtem in Europa allgemein fallen werde; es werde dieſem Syſteme 
burch die Manufacturiften und die Kaufleute zu jehr das Wort 
geredet, da fie vorzüglich dabei gemönnen. Dad Intereſſe der 
Einzelnen, die durch das eingeführte Mercantiliyftem in einem 
Staate gewinnen, fei für jeden einzelnen Betheiligten gewiſſer, al? 
das Intereſſe des Einzelnen der dadurch verliere, weil der Verluit 
die ganze Maſſe der Probucenten ber erften Erzeugniſſe in einem 
Staate treffe und jich unter diefe ganze Mafje vertheile, während 
der Gewinn aus Prohibitiomaßregeln nur wenigen zu Theil werde. 
Nach feiner Anficht würde e3 noch lange dauern, ehe man von 
Prohibitivmaßregeln in ben europäifchen Staaten zurückkommen 
werde, beſonders da auch der Mebergang von dem Mercantiljnftem 
zu dem entgegengefeßten für jede Negierung, wo erſteres beitehe, 
nicht? weniger als leicht fei, weil ein folcher plößlicher Werhiel 
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das Gapitalvermögen einer zahlreihen Einwohnerclaſſe plößlich 
vermindere und manche Gewerbe umſtürze. Man ſehe es an den 
Wirkungen der nur wenige Jahre beitanden habenden Napo— 
leoniſchen Eontinentaljperre, auf bie deuiſchen Manufacturen, 
und an den Wirkungen der wiederhergeſtellten Freiheit auf dieſe 
künſtlich zu Tage geförderten Anſtalten. 

Ungeachtet nun in Deutſchland das Mercantilſyſtem wegen 
zu großer Theilung des Staatsgebietes niemals tieſe Wurzel 
ſchlagen konnte, und Deutſchland darum ein Staat geblieben war, 
in dem ſparſam nur — in der Regel — Induſtrieanſtalten blühten, 
die auf den ſeichten Boden des Prohibitivſyſtems gepflanzt waren, ſo 
war doch in einzelnen Theilen des deutſchen Staatenbundes dem 
Mercantilſyſtem gehuldigt worden, und deßhalb ſprach v. Eyben 
dahin ſeine Meinung aus, daß, ſo ſehr dem Intereſſe der 
Nation und jedes einzelnen Bundesſtaates die Ein- 
führung eines allgemein freien Handelsverkehrs mit 
allen Producten entiprohen würde, eine ſolche Leber: 
eintunft gegenwärtig [hwer zu erreichen fein dürfte. 
Aber alles, was diejer Freiheit nähere, jei al3 Ge 
winn anzufehen, und diefer Gewinn Eönne entgeben, 
wenn man zuviel auf einmal zu erlangen ftrebe. 

Üeber den zweiten von der Commilfion hervorgehobenen Punct, 
daß fich nämlich die Uebereinkunft nur auf alle Lebensmittel und Ge- 
genftändbe des eriten Bedürfniſſes auszudehnen habe, äußerte er jich, 
daß es leicht werben würde, unter ben gegenwärtigen Verhältnifjen 
den freien Verkehr mit Lebensmitteln und den Gegenſtänden des 
eriten Bebürfniffes herzuftellen. Dean müſſe wenigftend von Seiten . 
des Bundestags den Verſuch machen, damit jo weit zu fommen, 
ala es möglich fei, und dazu böten die Begebenheiten des Tages 
die Ihönfte Veranlaſſung dar. Abftrahire man von vielen andern jich 
bier Jedem auforingenden Bemerkungen, jo brauche man body, um 
die Möglichkeit und Nothwendigkeit des freien Verkehrs mit Lebende 
mitteln, beſonders in Zeiten der Noth, zur höchiten Evidenz zu 
bringen, nur den einfachen Sat aufzuftellen, daß der Staat be- 
ſonders dann auf Verminderung der Preife zu wirken verpflichtet 

Erher Theil. 13 
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fei, wenn diefe Preife eine folche Höhe erreichen, daß bie große 


Maſſe der Eonfumenten viefelben nicht mehr aufbringen koͤnne; 
daß alfo der Staat dafite zu forgen habe, daß jeder ſich fein Be⸗ 
bürfniß, befonders in Zeiten der Theuerung, mit dem geringft 
möglichen Aufwande von Zeit und Kraft zu verichaffen in den 
Stand geſetzt werde; daß diefer Aufwand von Zeit und Kraft 
für den Sonfumenten nur dadurch möglichſt vermindert werde, wenn 
nicht3 ihn verhindere denjenigen Markt aufzufuchen und zu benußen, 
der ihm am nächiten jet, und wo er jich fein Bebürfnig mit dem 
geringften Aufwande verfchaffen könne; daß alfo jede Zollauflage 
auf den freien Transport ber Xebendmittel von einem Orte zum 
andern, und noch vielmehr eine gänzliche Territorialfperre im All⸗ 
gemeinen (da Iocale Wirkungen bier nicht in Betracht kommen 
dürften) den Preis für den Conſumenten erhöhe, dadurch, daß 
ihm ertweber ber ihm zunächſt liegende Markt gänzlich gejchloffen 
und er gezwungen werbe, fein Bedürfniß aud der Ferne mit 
größerm Aufwand zu beziehen, oder fi) doch ber zu bezahlenden 
Zollabgabe zu unterwerfen, welche um ihren Betrag ben Preis 
des Lebensbedürfniſſes erhöhe. Dieſes reiche bin, um zu zeigen, 
bag das Bebürfnig des freien Handelsverkehrs, für die Einwohner 
in eben dem Grade jteige, in weldhem ber Preis ber Lebensmittel 
fih außerordentlich erhoͤhe, daß alfo eine jede Regierung 
ganz gegen dad Intereſſe der Conſumenten handele, 
wenn fie in folden Zeitpuncten durch Sperre und 
hohe Zölle den freien Verkehr mit Lebenzmitteln 
hbemme, mithin gerade das Gegentheil von dem thue, 
was fie bezwede, und ihr zu thun obliege. 

Gänzliche Sperren wirkten in eben dem Verhältnig nach 
theiliger in welchem ſie vervielfältigt würden, und je geringer der 
Umfang ber Territorialmaffen fei, welche auf biefe Art von ein- 
anber ifolirt würden. Sn großen Staaten fühle man das Nach 
theilige der Sperre beſonders nur auf den Grenzen, und nicht 
tief im Innern, weil (Waffertransporte audgenommen) fich die 
eriten Lebensmittel und Bebürfniffe niemal3 auf große Diſtanzen 
im Lande trandportiren ließen, da der Aufwand des Landtransports, 
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auch bei ſehr hohen Preifen, den Werth der Lebensbedürfniſſe bald 
überfteige; in Heinen Staaten wirke aber die Sperre nachtheilig 
auf die ganze Muffe des Landes, und darum äußere fich biefe 
Maßregel am nachtheiligiten in denjenigen Gegenden Deutſchlands, 
wo Heine Staaten fich berührten *). 

Die unter 3 hervorgehobene Frage der Commiljton: „ob bie 
Uebereinkunft ſich auf die Verfügungen bejchränfen folle, welche 
bie gegenwärtigen Verhältniſſe der Getreivetheuerung in Anſpruch 
nehmen“ beleuchtete v. Eyben nicht weiter, da fie ſich aus jeiner 
Daritelung von jelbft beantwortete. Denn je ausgedehnter bie 
Freiheit deg Verkehrs mit Lebensmitteln fein werde, fagte er, um 
jo beſſer werde für das Intereſſe der Einwohner der beutichen 
Staaten geforgt ein. 

Zunächſt äußerte fih nun Pleſſen über dieſen Gegenftand. 
Nah jeiner Anficht Tieß die Beitimmung der Bundesacte im 
19. Art. wegen des Handels und Verkehrs zwiſchen ben verjchie- 
denen Bunbesftaaten in Berathung zu treten, fich wohl nur auf bie 
hierdurch ausgeſprochene Abficht deuten: den gefammten Han- 
delöverfehr zwijhen den Bundezftaaten durch all 
gemein verabredete Beſchlußnahme zu befördern, und 
von allen einfeitigen Störungen und Beſchränkun— 
gen zu befreien. Je wünſchenswerther unb wichtiger bieje 
ſchon damals gejchienen, um fo mehr dürfte auch von dem vor: 
Legenden Fall die Veranlaſſung zu nehmen fein, um zur Befoͤr⸗ 
derung des freien Handelsverkehrs überhaupt die weiteren Be: 
raldungen in der Folge einzuleiten. Die Commiffion würbe fich 





®) Man erſieht aus biefer Darftellung v. Eybens, daß es, wie auf 
©. Pleſſens Ausführung zeigen wird, durchaus niht an Männern in ber 
Vandesverſammlung fehlte, welche ſehr wohl das große Intereſſe des deutſchen 
dolles bei dieſer wichtigen Frage würbigten und mit klarer bamald noch 
kltenen Einficht die Berhältniffe und Schwierigkeiten betrachteten. Wir halten 
es aber für eine befondere Pflicht, bie verborgen gehaltenen Arbeiten berjenigen 
Männer in der Bundesverſammlung, welche dem Nationalinterefje Deutſch⸗ 
landd das Wort ohne Müdficht zebeten, zur öffentlichen Lenntniß zu bringen. 
Des Böen if genug noch zu berichten! 

13* 
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jedoch zur Zeit in Gemäßheit des erhaltenen Auftrags, um fo 
ftrenger in ben Grenzen befjelben halten müfjen, als vderjelbe 
dringend, und zuvörderſt einer gemeinfamen Maßregel zu bebürfen 
Scheine, und dadurch zugleich die Befreiung des übrigen? Verkehrs 
mehr vorbereitet werden dürfte. Der gegenfeitige Verkehr zwifchen 
den Bundesstaaten würde hierbei durch Aufhebung der Beichrän- 
kungen deſſelben beförbert, und auf alle Lebensmittel, oder Doch auf 
bie nothwendigen Bedürfniſſe des Leben? zu erftreden jein, wenn 
bie Abfuhr nur einigermaßen erfüllt, ober nur einige Wirkung 
davon erreicht werben folle. Die richtigen Grundjäge und An- 
fichten hierüber feien längſt befannt *), und die Theorie berjelben 
fei nur aus zufammengeftellten mehrfachen Erfahrungen hergeleitet. 
Die Lage und der verfchievene Zuftand ber Staaten des beutfchen 
Bundes machten diefelben auch vorzüglich geeignet eben jene Grund⸗ 
fäbe bei fih in Anwendung zu bringen, wenn auf dem weiten 
Umfang, in den vielen auf mannigfaltige Weife fruchtbaren Ge 
genden Deutſchlands zugleich ſich Kein völliger Mißwachs denken 
laſſe auch faft kein Beiſpiel davon vorhanden jei, aljo em um: 
gehinberter Austausch und Umfa folder Gegenftände bes Lebens 
bedürfnifieg unter ven Staaten derſelben Nation, nur durchaus 
zweckmäßig fein Tonne, um theilweifen Mangel und überſpannten 
Preifen in denjenigen Ländern wo wirklicher Mißwachs eingetreten, 
zu begegnen, und burch die großen Communicationen der Ströme 


°) v. Pleſſen war hier in einem fehr patriotifhen Irrthume befangen. 
Wir haben noch vor wenigen jahren in Eleinen Staaten Berorbnungen erlebt, 
welche ben freien Verkehr mit Lebensmittel in unglaublicher Weiſe beſchränken 
zu Tönnen glaubten, freilih, um ein Jahr fpäter mit dem demüthigenden 
Geſtändniſſe zurüdgenommen zu werben, „baß bie Erfahrung ba8 Unpractifche 
biefer Verorbnung gezeigt babe!" — VBenzenberg (über Handel unb Gewerbe, 
Steuern und Zölle, 1819), aljo ein Zeitgenoſſe ſagt S. 73: „Wären bie 
Engländer immer von einer befonderen Beamtenwelt regiert worben, jo wären 
fie ebenfo dumm (in volkswirthſchaftlichen Dingen), wie wir. In jeber Be: 
meinde find im Durchſchnitt keine ſechss PVerfonen, bie wiffen, wie viel kie 
Gemeinde bezahlt und wofür, und keine Zehn find in einem Regierungsbezirke, 
die wiffen, wie viel der Bezirk bezahlt und wie bie birecten und indiree ten 
zu einander fliehen.” 
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und Meeresfüften jelbft einem eingetretenen Mangel durch zeitigen. 
Einfuhr noch abhelfen zu können; wenn mit gemeinfamer Weber: 
einkunft der Handel nur feinen Unternehmungen die nöthige Sicher: 
heit gegen eintretende Beſchränkungen finde. Die Eigenthümlichleiten 
des Getreidehandels und die Art wie er geführt werbe, befürbere 
infonderheit die moͤglichſte Vertheilung und Ausgleihung im Preije, 
nach den Bedürfniſſen bei dem wenigiten Transport, indem der 
nächte Markt, wo bad Getreide am theuerjten fei, immer gejucht, 
dagegen aber ebenjo von ben Gegenben wo es wohlfeiler jei, nach⸗ 
gehoben werde, um verhältnigmäßig an biefen theuren SPreifen 
noch einigen Theil zu Haben. Dieje freie Concurrenz auf den 
Märkten werde alsdann auf der einen Seite die allmählige Zufuhr 
ber Bebürfniffe allenthalben bewirken, je nachdem es anfange daran 
zu mangeln; aber auf der andern Geite die übertriebenen Spe- 
culationen und den Wucher dabei hindern, und die Preife immer 
jo ftellen, wie e3 die Production und der natürliche Gang des 
Handeld bei dieſer, wie bei allen übrigen Waaren mit fich bringe. 
Und die Speculation, fowie der Auflauf von Getreide würbe als⸗ 
dann die Preiſe nicht willfürlich in die Höhe treiben können, weil 
der fortgehende Nachſchub immer aus den Nachbarſchaften bis in 
die weitefte Entfernung, und die fichere Anjammlung des Ge: 
treived auf den großen Hanbelöplägen, wo es durch die Communi- 
calionen zu Waſſer auch noch herbeigeführt werben könne, wenn 
fih in dem ganzen großen Neiche deutſcher Nation Mangel zeigen 
jollte, natürlich jeder Steigerung entgegenwirkten, bie über die ver- 
haͤltnißmäßigen Koften des Transports hinaus ginge. 

Die Hanbelöfpeculationen mit Getreide koͤnnten alsdann jogar 
noch den Nuben haben, baß fie gewifje Vorräthe bi? fpät tm Jahre 
in einzelnen Orten und Ländern feithielten, unb oft von einer 
Ernte in die andere übertrügen, alſo zu ber allgemeinen Aug- 
gleihung auch noch mithelfen. Außerdem würbe die Production 
ber Gegenjtänbe felbjt, mithin die Mafje ver Bebürfniffe vermehrt, 
wenn der Umſatz derjelben gefichert und frei fei, unb die Induſtrie 
werde mehr dahin gewandt, wo ba Bebürfniß fich zeige, wenn fte 
ungehindert auf Belohnung und Preis rechnen könne. Die Sperren 
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dagegen benähmen dem Landmann offenbar durch ein willfürliches 
und einſeitiges Verfahren einen bedeutenden Theil feines Verbienftes ; 
es liege darin nicht anderes, als daR auf feine Koften die andern 
Claſſen ernährt werben follten, und man nehme ihm dabei meiſtens 
noch mehr wie auch hier zu nöthig fei, indem man nicht blos die 
eigene Confumtion des Landes, jondern unbebingt alle was darın 
erzeugt werde, m.thin auch denjenigen Weberihuß zurüdhalte, der 
vortheilhaft hätte auswärts verkauft werben, und einen anjehnlichen 
Verdienſt verichaffen könne. Die Sperren wirkten ohnedem im 
endlichen Erfolg auch noch gegen ihre eigene Abficht. In den 
Jahren, wo die Ernten geringer wie gewöhnlich und unter dem 
Bedürfniß außfielen, vermehrten die Verbote der Ausfuhr d'e Eon- 
ſumtion folcher Artifel, indem fie fie anfangs zu niedrigen Preiſen 
hielten, und verurfachten zulegt einen wirflichen Mangel, oder doch 
eine Theuerung, die gar nicht entitanden fein würde, wenn man 
bie Sache in ihrem natürlichen Gang gelaffen, weil die häufige 
Erfahrung gezeigt Habe, daß dann von denjenigen Artikeln, die 
theurer im Preije jtänden, weniger verbraudyt werde, und man fich 
auf eine andere Art zu helfen fuche In ein geſperrtes Land 
könne die Einfuhr von Außen nicht allmählig und bebveutend genug 
wirten, um dem Mangel in Zeiten vorzubeugen, da Niemand 
Getreide an einen Ort hinführe, wo er nicht nad) feiner Convenienz 
darüber tiponiren könne, und die Negierungen am Ende ſich ge 
nöthig fähen, die Bebürfniffe aus der Ferne mit größeren Koften 
von Transport und wie fonft der Fall geweſen wäre, auf ihre 
Rechnung anzufchaffen. Es fei nach allen diefen Mar und durch 
vielfahe Erfahrung erwiefen, wie der ungehinverte freie Verkehr 
mit den Lebensbedürfniſſen von einem Lande ind andere das 
eigentlihe Mittel fe, dem Mangel in einzelnen Gegenden vor: 
zubengen und abzubelfen, ſowie auch der Ueberfteigerung ber Freife 
entgegen zu wirfen; daß alfo die beutfhen Bundesſtaaten 
in jeder Hinfiht geeignet feien, einen folden un- 
gehinderten Verkehr unter einander einzuführen. 
Es würden ſich hiernach die andern dahin gehörigen Puncte 
in der Kürze beftimmt beantworten laſſen, in dem dabei nur auf 
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den beionbern Zuſtand und die Einrichtungen einzelner Bundes⸗ 
Raaten die erforderliche Rücficht zu nehmen fei. Wollte man fich 
darauf begrenzen, nur Maßregeln gemeinſchaftlich zu verabreden, 
wodurch blos die gegenwärtige Verlegenheit und die Theuerung bes 
Setreided gehoben werben möchte, fo würde dieſes keinesweges für 
den Zweck genügen können, dev mehr darauf gerichtet fein müffe, 
vergleichen Verlegenheiten für die Zukunft vorzubeugen, da die Ver: 
figuugen hinterher auch nicht völlig ausreichend zu treffen feien. 
Die Urfüchen der jeßigen Notb und Theuerung ſeien vielfach 
und verwicelt, fie beruhten auf dem ganzen Zujtand der 
Dinge, auf einer Störung und einem Mißverhältniß 
im Erwerb, und auf einer Menge von Umftänden, die 
jih erft allmahlig ineinem richtig geordneten Gang 
wieder ausgleichen ließen; die Folgen davon würden 
jihb aber noch öfterer zeigen, und könnten nidt durch 
einzelne und theilweile Maßregeln, die nur der augen— 
blicklichſten Noth abhelfen ſollten, vermieden werden. 

Martens geſtand zwar, daß die Uebereinkunft über einen 
allgemeinen freien Handelsverkehr mit allen Producten innerhalb 
des deutſchen Bundes zwar eine große herzerhebende und der zu 
Einer Nation vereinigten Staaten würdige Idee ſei; ihre Aus— 
führbarkeit und Wohlthätigkeit ſei auch ſchon in manchen Privat⸗ 
ſchriften ſehr ſcheinbar gezeigt worden. Allein ſie ſei von ſo großer 
Wichtigkeit und greife fo tief in die Lage und Verfaſſung ber ein- 
zelnen Staaten ein, daß jie nur die Folge anhaltender reifer 
Prüfungen und bedächtiger Unterhaltungen fein könnte, bie noth- 
wendig lange Zeit erfordern müßten und daß bephalb die Ein- 
führung eines allgemeinen freien Handelsverkehr jet nicht an ber 
Zeit fei, daß fogar die Verfolgung diefer bee in dem gegen- 
wärtigen Augenblid einer Verzichtleiftung auf die fchleunige Hülfe 
gleich fein würde, bie der damalige Nothitand und das ſchon 
ängeriffene Uebel erforbere; er glaubte daher, das es nicht einmal 
nothwendig fcheine, Jogleich die völlige freiheit de Verkehrs auf alle 
Segenftände des eriten Bedürfniſſes auszudehnen, da bierunter 
alsdann auch Holz, Salz und andere Gegenftände zu zählen fein 
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würden, deren völlige „zreilafjung der Bedarf des gegenwärtigen 
Augenblicks nicht erheilche, oder die, wie z. B. die Ausfuhr bes 
Holzes, mehr zu bejondern Conventionen zweier benachbarten 
Staaten, als zu allgemeinen Verfügungen Anlaß geben könnten. 

Sein Vorſchlag ging nur auf ein Minimum des freien Ber: 
fehr3 für die nothwendigſten Gegenjtände des erſten Bedürfniſſes. 
Er glaubte überhaupt, daß vie Theuerung noch eher gehoben fei, 
als die Vorfchläge der Commiſſion die Zuftimmung der Höfe ent 
halten hätten. 

Nach ſolchen Anfichten war es kaum zu verwunbern, daß die 
Commiſſion die Herftelung eine allgemeinen freien Hanbel3- 
verkehr zwiſchen den Bundesſtaaten nicht beantragte, „weil bie 
Löfung diefer Aufgabe, nach der vollen Beitimmung des 19. Art. ver 
Bundesacte, nur die Folge anhaltender reifer Prüfungen und be 
dächtiger Unterhandlungen fein könnte, welche wegen des tiefen 
Eingreifens in die innerften Verwaltungsverhältniſſe der einzelnen 
deutichen Staaten, weit mehr Zeit in Anjpruch nehmen würden, 
als der Drang der gegenwärtigen Umſtände erlaubte.“ 

Man beichränkte fih nur auf den Fruchthandel, darüber aber 
wollte man eine nicht blos auf den Augenblic berechnete, ſondern 
auch für die Folge geltende allgemeine Webereinkunft zu treffen 
ſuchen; wobei man inZbefondere möglichft Sorge zu tragen wünjchte, 
daß die angemefienften Maßregeln ergriffen würden, um ben gegen- 
wärtigen Mißverhältniſſen fo viel thunlich abzuhelfen. 

Als Gegenftand der beabjichtigten Webereinfunft waren nad 
Anjicht der Commiljion alle Arten von Getreide, dann Kartoffeln 
zu begreifen, weiter aber dermal die Nothwendigkeit des 
freien Verkehrs mit Lebenzmitteln nicht auszudehnen. 

Mit ſämmtlichen Getreidearten und Kartoffeln follte unter allen 
Bundesſtaaten durchgehend freier Verkehr fein, und alle Ausfuhrver 
bote und Sperrgefeße jollen gegenfeitig durchgehends aufgehoben bleiben. 
Würden je Veranlafjungen entjtehen, hierin Ausnahmen oder Ab- 
änderungen eintreten zu laſſen, jo bürfte dies niemals durch einfeitige 
Verfügung eines Bundesgliedes, fondern auf demfelben Wege gemein: 
jamer Uebereinkunft gejchehen, wie die vorgejchlagene Beſtimmung. 
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Es wäre nach Anficht der Commiſſion zwar jehr zu wünfchen 
geweien, daß diejer allgemeine freie Fruchthandel alsbald hätte 
eintreten Eönnen, ba man fich nur durch dieſes Mittel veriprechen 
durfte, daß ſich allmählig die durch mancherlei Verfügungen ge 
förte natürliche Ordnung wieder hergeitellen werde, bie Schwierig- 
keit der jofortigen Ausführung wolle man jeboch nicht verlennen. 

In einzelnen Staaten könne es für nützlich, vielleicht noth- 
wendig erachtet werden, dem Webergange von einem Syiteme zu 
den andern einigen Raum zu gönnen, um den Nachtheilen eines 
zu ſchnellen Wechſels zu begegnen. 

Es dürfte daher ein etwas entjernterer Zeitpunct angenommen 
werden, von welchem anfangenb ver durchgehend freie Verkehr mit 
Setreibe ftattfinden ſollte. Die vollendete Ernte dürfte diefen Zeit- 
punct am entſprechendſten beftimmen, unb wegen der großen ört- 
lichen Berjchievenheiten allenfall3 der 1. Detbr. 1817 hiezu all- 
gemein angenommen werben. 

Die vorgefchlagene Uebereinkunft wollte bie Commiſſion auf 
den ganzen Umfang des beutfchen Bundes ausgedehnt willen. Im 
Allgemeinen gebe hierüber der erfte Art. ver Bundesacte den Stüb- 
punct, and dann würde ohnehin auch die namentliche Bezeichnung 
der Bundesſtaaten in Baͤlde zu erwarten fein *). 

An den Grenzen der Bunbesitaaten gegen das Ausland wären 
die Sperranftalten da noch fortzufeken, wo bei aufgehobener Sperre 
die Verhältniſſe eine jolche Ausfuhr befürchten ließen, welche das 
äigene Bedürfniß in Gefahr ſetzen könnte, da die vorgeichlagene Ueber: 
änkunft nur das gemeinfchaftliche Wohl der im deutſchen Bunde 
vereinigten Staaten, nicht aber jene der Grenznachbarn zum 
Zweit habe, felbft wenn fie zum Theil einem Bundesgliede unter- 
worfen wären. 

Dermal bürfte die Getreibefperre gegen Franlreih und bie 
Schweiz fortwähren; in weit fie gegen die Niederlande und Stalien 
anzuwenden wäre, würbe eine nähere Erwägung der Umſtände 
erfordern. Ueberhaupt wäre in Antrag zu bringen, baß bie 





®) Cie geſchah erſt fpäter von Defterreih und Preußen. 
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deutfchen Bundesſtaaten dahin überein kämen, an ben Grenzen 
gegen das Ausland eine einfeitige Verfügung zu treffen; weber 
eine Sperre anzulegen, noch aufzuheben, fondern jeve Veränderung 
hierin dem gemeinfamen Einverjtändniffe zu überlaſſen. 

Es würde nicht genügen, anftatt einer allgemeinen Aufhebung 
ber Sperrverorbnungen im Innern des deutſchen Bunbescomplereg, 
beftimmte Quantitäten feitzujegen, weldye auf beglaubigte Zeug- 
niffe des eigenen Bebürfniffes und Verbraudy von einem Bundes⸗ 
ftaate in den andern frei eingebradht werben follen. 

Da, wo die einzelnen Regierungen diejed auf Anjuchen eines 
Nachbaritantes thun wollten, bebürfe e2 einer bejondern Weber- 
einkunft nicht, und wo man hierzu teine Bereitwilligfeit Hape, 
oder haben zu dürfen glaube, fünne es an einem Vorwande nicht 
fehlen, ſolche abzulehnen oder zu erweitern. Duantitäten ließen 
fih in einer allgemeinen Webereinfunft unter fo verfchievenartigen 
Theilnchmern nicht beitimmen, und allgemeine Grundſätze, welche 
einen Maßſtab zur Anwendung für bie einzelnen Fälle liefern 
können, dürfe e3 fchwer fein, aufzuftellen. Eine beengenvde Be- 
ftimmung würde nicht? wirken: eine erweiternde würde Unter: 
jchleifen Plag geben, ober einer gänzlichen Eperraufhebung gleich 
kommen, alfo von jenen Negierungen nicht angenommen werben, 
welche dermal noch Bedenken finden, durchgehends freien Verkehr 
zu geitatten. 

Berfügungen, welche fich auf eine Unterfuhung und Auf: 
zeichnung des eigenen Bedarfs und der Vorräthe gründen follten, 
dürften um fo weniger vathlich fein, als einerjeitd niemals eine 
ſolche Aufzeichnung auch nur von einiger Verläfjigkeit fei, anderer: 
jeit3 die Erfahrung genug gelehrt habe, daß bergleihen Map- 
regeln ftatt des beabfichtigten Zwedd immer nachtheilige Wirkung 
hervorgebracht hätten. Bei gegenwärtigem Einverftändnig würde 
man fich daher darauf zu befchränfen haben, ben allgemeinen Wunſch 
auszudrücken, daß bis zu Einführung des freien Fruchthandels 
diejenigen Regierungen, welche es etwa noch nicht für angemejjen 
finden ſollten, ſchon jetzt gleich die Getreinefperre aufzuheben, auf 
die angrenzenden Bundesſtaaten, deren Bedürfniß es erforbere, 
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duch einzelne Ausfuhrbewilligungen gegen beglaubte Zeugtiſſe 
nachbarliche Nückficht nehmen möchten. 

Damit aber fchon früher als der allgemein angenommene 
- Reitpunct bed freien Fruchtverkehrs eintrete, einftweilen jo viel 
möglich den gegenwärtigen Mißverhältniffern abgeholfen, ein allmäh- 
figer Webergang deſto mehr erleichtert und denjenigen Staaten, 
welche es für angemefien fänden, ſchon jet die Sperrgeſetze auf- 
zubeben, früher die wohlthätigen Folgen des freien Verkehrs, wenn 
auch noch nicht im wollen Maße, zu Theil würden, jo könnten 
fich die Bundesglieder vorbehalten, einjtweilen mit ihren nächiten 
Nachbarn, oder mit Einigen unter ſich über alsbaldige gegenfeitige 
Sperraufhebung übereinzufommen. 

Je ausgedehnter der Umfang einer foldhen Verbindung wäre, 
deſio wohlthätiger würden die Wirkungen fein, und defto mehr die 
übrigen Bundesglieder veranlagt werben, ebenjall3 beizutreten. 
Gegen diejenigen Bundesſtaaten, welche nad) ihren Verhältniſſen 
den freien Fruchtverlehr noch nicht einführen zu können glaubten, 
wäre ſodann von ben zur Hanbelöfreiheit vereinigten Landen gleich- 
wohl noch die Getreibefperre erwidernd fortzufeten. 

Die allgemeine Feſtſetzung bes freien Getreidehandels zwiſchen 
den deutichen Bundesſtaaten könne auf die beftehenven Zölle feinen 
Bezug haben, fo fern bierunter die gemöhnlichen einfachen Aus— 
fuhrzoͤlle, Wegezölle, oder allenfalls ſolche Conſumtionsabgaben 
begriffen würden, welche auch bei dem Gebrauch im Inlande gereicht 
werden müßten. 

Dagegen wären die nach den Preifen ber Früchte fteigenden 
Zolljäge allerdings als Sperrverfügungen anzifiehen, und unter 
der Aufhebung mitzuverftehen. 

Diefelben hätten alfo vom 4. Detbr., oder dem fonft zu be: 
fimmenden Zeitpuncte an, aufzuhören, und würden fie nicht etwa 
früher ſchon abgeftellt, fo wären fie der Erwiderung, ober ber 
Segeniperre der Nachbarftaaten unterworfen. 

In jedem Falle jolle allenthalben das tranjitirende Getreide 
mit bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren allent- 
halben unaufgehalten burdägeführt werben Tännen. 
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Für die gegenwärtigen Verhältniſſe, wäre es noch jehr er: 
wünfchlich, wenn fänmtliche Bunbesftaaten mit einander überein: 
kaͤmen, daß fie, was ohnehin bereit3 mehrere mit freundfchaftlicher 
Bereitwilligfeit bei einzelnen Transporten bewilliget hätten, bis 
zur nächiten Ernte, das durchgehende Getreide von allen Tranfit- 
gebühren frei laſſen mollten. 

So wie fein Gefe in ber Regel eine rückwirkende Kraft haben 
könne, fo folle auch ein allenjalljige® Sperrgebot auf bie erweis⸗ 
lich früher bereit3 erfauften Fruchtvorräthe nicht erftredit werben.“ 

Nach diefen Vorausjegungen hatte die Commiſion eine Weber- 
einkunft entworfen, welche fie unter Ziffer 4 dem Bortrage bei- 
fügte, und worüber die Inſtructionen von ben Regierungen ein: 
zubolen wären. ‘Da aber der Gegenſtand an fich von dringender 
Natur war, und wenn die Maßregeln etwas wirken ſollten, ſolches 
nur dann gefchehen könnte, wenn fie bald eintraten; fo trug bie 
Commiſſion darauf an, einen engen Zeitraum zu beftimmen, inner: 
bald deſſen man ſich den Einlauf der Snftructionen zu erbitten 
hätte, damit ein nicht zu entfernter Tag anberaumt werde, an 
welchem zur Schlußfaffung abzuftimmen wäre. 

Die Commiſſion faßte auch vorfichtiger Weife die Möglichkeit 
ind Auge, daß bis dahin doch noch nicht alle Inftructionen ein- 
getroffen wären; dies jellten nach ihrem Vorſchlage jedoch nicht 
hindern, an jenem Zeitpuncte einjtweilen eine Uebereinkunft 
zwifchen jenen Bundesftaaten zu Stande zu bringen, 
weldhe ſich bis dahin dazu bereit erflärt haben 
würden. Die übrigen könnten ſodann nach Gefallen und nach 
ihren eigenen Verhältnifien entweder der Uebereinfunft ebenfalls bei- 
treten, oder fich davon entfernt halten, und den Nachbaritaaten 
überlafjen, ihre Maßregeln zu erwibern. 

Der Entwurf zu einem Bortrage zwifchen den Bundesſtaaten 
lautete nun nad) dem Vorſchlage ver Commiſſion, wie folgt: 

I. 

Unter dem Vorbehalt einer nähern Uebereinkunft über ven 
allgemeinen freien Handelsverlehr unter ben deutſchen Bundes 
ftanten, welchen allgemein wichtigen Gegenftand fie unverzüglich 
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durch ihre Behörden zur gemeinfchaftlichen Berathung vorbereiten 
laſſen wollen, find diefelben dahin einverjtanden, daß vorläufig ein 
freier Berlehr in Rüdficht des Getreide und bed Schlachtwiches 
Statt finden fol. 

1. 

Vom 1. Octbr. des gegenwärtigen Jahres an, fol allenthalben, 
unter allen Staaten bes deutſchen Bundes, ein burchgehenb freier 
Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülfenfrücten und Kar. 
tffeln, wie auch Schlachtvieh, eintreten, und alle Ausfuhrverbote 
und Sperrgeſetze aufgehoben fein und bleiben. 

IN. 

Würben in ver Folge Veranlaffungen entftehen, in viefer Be 
fimmung Aenberungen oder Ausnahmen zu machen, fo verbinden 
fih die fämmtlichen Bundesglieder, folche nicht einfeitig zu verfügen, 
Iondern auf dem Wege gemeinfamer Webereinkunft. 

WW. 

Ebenſo foll es nur von dem gemeinfchaftlichen Einverſtändniſſe 
abhängen, ob an den Grenzen ver Bundesftaaten gegen die zu dem 
Bunde nicht gehörigen Staaten Sperranitalten beftehen follten, 
der welche Verhältnijfe darüber einzutreten hätten. In Rückſicht 
auf die gegenwärtigen Umſtände, ift man übereingefommen, bie 
beftehende Getreibeiperre gegen Frankreich und die Schweiz noch 
fortbeftehen zu laſſen. 

V 


Da der gegenſeitigen Aufhebung der Fruchtſperren im Innern, 
noch in einigen Landen des Bundes in Hinſicht des Getreidebedarfs 
Verlegenheiten entſtehen Könnten; jo werden die benachbarten Re 
gierungen durch einzelne Augfuhrbewilligungen gegen beglaubte 
Zeugniffe hierauf billige Ruüͤckſicht nehmen. 

VI. 


Damit aber ſchon früher, als der allgemein angenommene 
Zeityunct des freien Fruchtverkehrs eintritt, einſtweilen fo viel 
möglich den gegenwärtigen Mißverhältniſſen abgeholfen, ein all» 
mähliger Webergang erleichtert, und benjenigen Staaten, welche 
ſchon jet die Sperrgeſetze aufzuheben für gut finden, früher bie 
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wohlthätigen Folgen des freien Verlehrs, wenn auch nicht im vollen 
Maße zu Theil werben; jo behalten jich die Bundesglieder ver, 
nach Umſtänden einftweilen mit ihren nächften Nachbarftaaten, 
oder einigen unter ihnen, fich über alsbaldige gegenjeitige Sperr: 
aufhebung einzuverjtehen. 

VII. 

Gegen diejenigen Bundesſtaaten, welche nach ihren Verhält 
nifien den freien Fruchwerkehr noch nicht einzuführen für gut finden, 
behalten fich die Hierzu fchon früher vereinten Staaten vor, die 
Getreideſperre erwiebernd fortzufegen. 

VIII. 

Unter der allgemeinen Freiheit des Getreidehandels zwiſchen 
den deutſchen Bundesſtaaten iſt eine Befreiung von ben gewöhn 
lichen gleichbleibenden Ausfuhrzöllen nicht begriffen. 

IX. 


Das in einem Staate nur durchgehende Getreide ſoll mit 
bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren innerhalb 
der Grenzen des deutſchen Bundes allenthalben unaufgehalten 
bucchgejührt werben können. 

In Rücjicht auf die gegenwärtigen Verhältniffe, kommen bie 
jünmtlihen Bundezgliever überein, bis zur nächlten Ernte das 
durchgehende Getreide von allen Tranfitgebühren frei zu laſſen. 

X. 

Auch da wo Sperrgefege noch bis zum 1. Octbr. beftehen, 
Eönnen fich diejelben auf die erweißlich bereit3 vor deren Erlaſſung 
erfauften Fruchtorraͤthe nicht erftreden. 


Man hätte nun wohl erwarten follen, daß biefem Bor: 
ſchlage einer Webereinkunft alle Bundesſtaaten mit Bereitwillig- 
keit ſich angefchloffen hätten. Denn die 1816 und 1817 98 
machten Erfahrungen hatten die Grundfäge des freien Getreide 
verfehrd allgemein in das rechte Licht geftellt und ihren practiſchen 
Nutzen bewährt *). Wo Sperren und Beſchränkungen verfügt 


*) Diefelben Erfahrungen hatte man fhon im Jahre 1772 in Deutid: 
land gemacht, wo ſelbſt bie deutſche Reichsverſammlung es anerkaunte, bob 
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waren, hatten fie jich nicht nur unzureichend, ſondern auch fo nach⸗ 
theilig und zweckwidrig bewieſen, daß die Preife im Kurzen nur 
noch mehr in die Höhe getrieben wurden und ein theilweiſer wahrer 
Mangel gerade durch fie entjtanden war, jo daß fich die Regie 
rungen, welche Sperre angeorbnet hatten in weiterer Folge bald 
gezwungen wareı, noch zu weiteren Zwangs- und Nothmaßregeln 
zu ſchreiten. Statt deſſen hatte fich auf ber anderen Seite in 
denjenigen beutfchen Staaten, welche gar nicht geiperrt, jondern 
das Getreide auch wie jede andere Waare ber freieften Eireulation 
und Concurrenz überlaffen, nicht bloß feine Beiorgniß eines wirk- 
liche Mangeld gezeigt, fondern bie Preife Hatten fich gegen 
die fperrenden Staaten verglichen, auch in ſolchem Verhältniſſe 
niedriger gehalten, daß bie Koften des Transport? den bedeutenden 
Unterichied keineswegs ausglichen; mit größtem Vortheil hätte 
man Getreide nachfihieben können, wenn ber freie Hanbelöverfehr 
nicht geftört gemejen wäre. Die Erfahrung hatte gezeigt, daß eine 
Sperre, weit entfernt das einzige Mittel zur Linderung ber Noth 
zu jein, die Zufuhr aus ber Fremde hindere. 

Aber alle dieje traurigen Erfahrungen hatten nicht vermocht, 
ven Nebel, welcher die Köpfe verbunfelte, zu verjcheuchen. Ein 
Schriftitelfer, wie Benzenberg, welcher „Ueber den Kornhandel” im 
Beobachter feine Anfichten niederlegte, von dem man Grünblichfeit 
gerade nicht zu rühmen hatte, war zur damaligen Zeit einer ber 
änjichtigften und kämpfte vergebens gegen die zahlreichen öffentlichen 
Blätter feiner Zeit, welche von dem Gefchrei über Kornwucher 
wiederhallten *) Man darf fih daher auch kaum verwundern, baß 
die vernünftigen Anfichten der nord- und mittelveutfchen S aaten 
gegen den Unverſtand anderer nicht durchdrangen, daß Mecklenburgs 
Uare Augeinanderjegung, Preußen? Beilpiel, die kräftige Sprache 
ber großherzoglich und herzoglich fächliichen Häufer ohne Folgen 


die damalige Betreivetheuerung durch bie in einzelnen deutſchen Staaten an⸗ 
gelegten Fruchtſperren nur vergrößert worben ſei. Uber wie oft haben bie 
Lehren ber Befchichte vergeblich geſprochen! 

®) Indeſſen Hat Doch auch die neueite Zeit zu Roſcher's vortrefflichen 
Duche über diefen Gegenfland die genügende Beranlaffung gegeben. 
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blieben. Zuvoͤrderſt machten fi Baiern, Würtemberg, Baden une 
Darmftabt gegenfeitig bittere Vorwürfe über gegenfeitige Sperren 
und Chicanen und fuchten einer auf den andern bie Schuld zu 
wälzen. Die erfte Veranlaffung zu Sperren im durdhgreifenben 
Stnne hatte freilich DOefterreich gegeben, welches zu bitterer Be 
ſchwerde Baiernd jchon im Septbr. 1816 eine gänzlihe Sperre 
aller Victualien eintreten ließ; es ftand dann weiter ver beat: 
fichtigten Webereinfunft hindernd entgegen. 

Zuerſt ließ ſich das Großherzogthum Heſſen vernehmen *). 
Eine Reihe von Bedenken führte zu den ſich weit von den Bor: 
Schlägen entfernten Anträgen: 

1. daß jede Regierung nur in Fällen der Noth, wo fie die 
Subjiftenz ihrer Unterthanen bereit3 gefährbet jehe, zu Sperr- 
gefeßen fchreiten folle, ihr jedoch allein die Beurtheilung, 
ob diefer Fall eingetreten jet? welche, ver Natur der Sad 
nach, nicht von Rückſprachen mit andern Megierungen abge: 
macht werben könne, überlaffen bleibe; 

2. daß der freie Durchgang aller Lebensmittel durch jeden 
Bunbdesftaat nie gehindert, und mit andern alö der gewöhn- 
lichen Tranfitgebühren befchwert werben ſolle; endlich | 

3. daß das, erweißlich im Auslande angelaufte, in einem Staat 
niebergelegte Getreide auch wieder ausgeführt werben bürfe. 

Baiern **) trat der vorgefchlagenen Webereinkunft unter ven 
deutfchen Bundezftaaten, über einen allgemeinen freien Verkehr mu 
Getreide, Kartoffeln, Hülfenfrüchten und Schlachtvieh unter einer 
Bedingung bei, welche von Anfang jedes Gelingen einer 
Bereinigung illujoriih gemadt hätte Es verlangte 
nämlich ausdrücklich, daß ver Verein nicht auf einige Staaten 
eingeengt, und hierdurch die Aushülfe im Falle des Mangels zu 
fehr beſchraͤnkt werde, fondern, daß demſelben fänmtliche deutſche 
Bundezftaaten mit dem ganzen Zufammenhange ihrer Provinzen, 
fie möchten zum deutſchen Bundegehdren oder nicht, 
unwiberruflich beitreten müßten, wobei es fich von felbft verſtehen 

*) 26. Sig. vom 19. Juni 1817. 6. 243. Fol. 493. 

*.) 37, ©ig. vom 23. Juni. 6. 258. Fol. 512. 





208 


ollte, daß die Beflimmungen des innern Verkehrs eines jeden 
Staates der freien Anordnung der Regierung überlajjen bleiben 
— und Daß in Jahren gewöhnlicher Fruchtbarkeit der Handel 
mi Getreide nicht bloß in Deutfchland , fondern auch gegen das 
Ausland, Teiner, wie immer Namen habenden Beſchraͤnkung bes 
Bundestags unterworfen fein könne, im Falle einer allgemein als 
nothwendig erkannten Sperre hingegen die Bewilligung ber durch 
frühere Handelsverträge bebungenen Ausfuhr einer regelmäßigen 
Uuantität von Lebensbebürfniffen an andere benachbarte Staaten 
vorbehalten bleibe. 

Königreih Sachſen war mit dem Entwurf einer Ueberein⸗ 
fuft gänzlich einverftanden, mit Ausnahme des IV Punktes, daß 
8 nur von dem gemeinſchaftlichen Einverftändnifle abhängen 
jole, 06 an ben Grenzen der Bunbesftaaten gegen die zu dem 
Bunde nicht gehörige Staaten, Sperranftalten beftehen follten, 
oder welche Verhältniffe darüber einzutreten Hätten. 

Diefer Meinung ſchloſſen fih im Weſentlichen Würtemberg 
md Baben in ber nächften Sigung an *) und Kurheilen erklärte 
mit Vergnügen zu den umfichtigen und zwedmäßigen Vorjchlägen 
der Gommiffion mitzuwirken, e8 hoffte daß Fein Bundesftaat der 
Sreigebung bed Handels mit Früchten und Schlachtvieh vom 
1. October 1817 an ſich entziehen werde. „Es trete ben Vor⸗ 
Ihlägen der Commiſſion bei, fei aber auch bereit, fich mit ben- 
jenigen Staaten, gegen welche noch Sperranftalten retorſionsweiſe 
beftänden, über deren alsbaldige Aufhebung einzuverſtehen“. 

Entſchiedener fprachen ſich Die großherzoglich- und herzoglich⸗ 
fähfiichen Häufer aus; fie genehmigten die von dem Ausſchuſſe 
vorgefchlagene Uebereinkunft, in fo fern man bermalen noch 
nit geneigt fein follte, der Freiheit des Handeld zwildhen ben 
Bundesſtaaten eine größere Ausdehnung zu geben. Sie fügten 
aber hinzu, Daß Aufhebung des bie und Da angenom- 
menen unnahbarliden Iſolirungsſyſtems nad 
dem uun wieder neu, und wie fie bofften, feſter 





*) 37 Sig. v. 23. Juni 1817 $. 258 Fol. 512 ff. 
rer Theil. 1A 
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gelnüpften Bande durchaus nothwendig fei, wenn 
Einheit, der wefentlihfte Zwede Der Bundesverei- 
nigung, bewirkt ,unddemDeutfheneingemeinfames 
Baterland wiedergegeben werben folle. Da fie 
hierauf einen großen Werth legten, fo müßten jie 
wünfhen, Daß es nicht blos mit Worten audge: 
ſprochen, jondern mitHandlungen bethätigt werden 
möge. Sie trugen daher auf den möglichft freien und unbe 
ſchraͤnkten Handelöverfehr innerhalb der Grenzen ber zu einem 
Vaterlande vereinigten Bundesftaaten an. 

Diejer würdigen Anſicht ſchloſſen fi) Oldenburg, Anhalt 
und Schwarzburg, ſowie die 16 Curie an und Meklenburg gab 
eine gefunde Kritit über die verfehlten Maßregeln der jübbeutfchen 
Staaten zu Protocol *). 

Naflau führte ebenfo die Nachtbeile, welche aus ben Hem 
mungen bes freien Verkehrs mit Lebensmittel für alle Bundes 
ſtaaten hervorgingen in längerem Bertrage aus und flimmte fir 
den Gommifflonsantrag**). Auch Holftein ſchloß ſich Diefer Ab 
flimmung in der nächftfolgenden Sikung an. 

Preußen, welches fi) erft am 3. Juli erflärte, äußerte, daß 
es den in Antrag gebrachten und fehr zwedmäßig verfaßten Ent 
wurf einer Uebereinfunft zwifchen fämmtlichen Bundesſtaaten mit 
lebhaften Intereffe erwogen habe, und bemfelben in allen 
Punctenbeitrete. Zugleich ſchien es dem Föniglichen Hofe not} 
wendig und wünſchenswerth fich Dabei auch noch beſonders über den 
VII Artikel des befagten Entwurfs näher einzuverflehen, und in 
Betreff der hohen Ausfuhrzölle und Mauthen, welche einem Ber: 
Bote gleich kaͤmen, übereinftimmende billige Grundſaͤtze feſtzuſetzen. 

Hannover trat dem Entwurf unter der Bebingung bei, daß 

1. dieſe Uebereinfunft von allen zum deutfchen Bunde gebt 
renden Staaten eingegangen, nicht aber von bem Beitritt 
berjelben für alle ihre nicht zu dem Bunde gehörenten 

Staaten abhängig gemacht werbe; 


*) 38. Gigung vom 26. Juni 1817. $. 289 Fol. 536. 
) 39. Sigung vom 30. Juni 1817. 6. 270 $ol. 551 ff. 
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2 daß die Vebereinkunft fi) darauf befchränfe, Daß die Er- 
portation der Landesproducte nach einem der Bundesftaaten, 
jowie ber Handel der durchgehenden Producten von und 
nad) dieſen Staaten, jo lange nicht gehemmt und erſchwert 
werben jolle, al8 Darunter von den andern Staaten völlige 
Reciprocität beobachtet werde, Daß hingegen 


3. unter ben im Art. IV des Entwurfs dem gemeinjchaftlichen 
Einverftändniffe unterivorfenen Puncten der Ausfuhrhandel 
in dad Ausland und insbefondere zur See nicht begriffen 
werde. 


Braunfchweig fchloß ſich der Erklärung Hannover an und 
motivirte bie gemachte Ausnahme durch den allgemeinen Nachtheil 
für Deutfchland und feine eigene geographiichen Lage. 


Die freien Städte waren ber Meinung, daß in Deutſchland 
niemals eine Noth eintreten werde, wenn Die Weberzeugung all» 
gemein gejeglich begründet ſei, es werde dem Getreivehandel in 
Deutihland Feine Feſſel angelegt werben. Jedes Mittel um 
diefe allgemeine Ueberzeugung herbeizuführen, fei als ein Mittel 
zur Grhöhung des deutſchen Wohlftandes und der allgemeinen 
Sicherheit zu betrachten; die freien Stäbte jeien Daher gerne 
bereit, mit allen denjenigen Bundesflaaten — weldye dazu ge 
neigt fein follten — die vorgejchlagene Uebereinfunft abzujchließen, 
und hofften, Daß, falld auch im gegenwärtigen Augenblid Tein 
Geſammtbeſchluß darüber zu Stande Täme, die Zahl ver an 
diefer Verbindung Theil nehmenden Staaten, fi) doch mit jedem 
folgenden Jahre neu vermehrt jehen werde. Selbfl wenn einige 
Bundesſtaaten vor der Hand nur auf eine beftimmte Beitfrift 
beizutreten wünfchten, dürfte dieſes nicht abzulehnen fein, indem 
auch in befchränkterem Maaße eine fichere Berechnung der Bus 
funft der völligen Ungewißheit vorzuziehen fe. Der Seehandel 
mit Getreide dürfe indeſſen feinen Bejchränfungen irgend einer 
Art unterworfen werben, weil die vollfommene Freiheit Die noth- 
wendige Bedingung fei, um auf einen jederzeit reichlich verjehenen 
Kornmarkt in ben beutjchen Seefläbten rechnen zu Fönnen. 

14* 
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Endlich gab auch Defterreich feine Abflimmung *), melde 
bier wörtlich folgt, Damit der gute Wille des damaligen Kabinets 
für die Intereſſen Deutſchlands in helles Licht trete: 

„Es betauere aufrichtig, daß der jo hochwichtige und gemein: 
nügige Gegenftand — der Sicherung eines freien Verkehres mit 
den nothwendigen Lebensmitteln in den Bundesftaaten — zu Ipät 
zur Sprache gebracht worben ſei, um fich fchon jetzt darüber 
mit der Beftimmtheit äußern zu Eönnen, welche den Zwec eined 
foͤrmlichen gemeinfamen Beſchluſſes der Bundesverfammlung erhei- 
ſchen würde; die dermalige Abwefenheit Sr. Kaiferlicden Majeftät**) 
von Ihrem zum Bunde gehörigen Staaten fönne den Abminiftrativ: 
ftellen nicht erlauben, ſich für dieſelbe ohne Einholung allerhöd- 
ſter Weifungen verbindlich zu erflären; fie koͤnne es nod weit 
weniger, wenn die Ausdehnung dieſer Verbindlichkeit fich ſogar 
auf Ihre zum Bunde nicht gehörige mehrere Königreiche erfireden 
follte ***) ; in dieſer Lage Eönne der Gefandte fi) nur auf tie 
Erklärung beſchränken, Daß die bezielte heilfame Vereinigung 
unter den Bundesſtaaten, vor der Hand lediglich als eine folde 
in diefer Art zu Stande kommen möge, welche ſich nach reiflicher 
Erwägung als Die zwedmäßigfte anempfehlen werbe”. 

Als Präfidialgefandter äußerte Buol: „Da vie Ausfiht zu 
einer fo gejegneten Erndte nicht nur alle Bejorgniß wegen 
Fruchtmangels verfcheuche, ſondern auch Die von einzelnen deutſchen 
Bundesftaaten theild aus Vorjicht theild retorfionsweife einge 
führten Beichränfungen und Sperren von felbft aufhebe, jo 
fönne es fich bei dem von der hohen Bunbesverfammlung zu 
faſſenden Befchluffe über den freien Verkehr mit den nothwen⸗ 
digften Tebensbebürfnifjen nur allein von der Zukunft, Das heißt 
von bleibenden Maaßregeln, handeln, und Präfidium ftelle tar 
her fämmtlicden Gejandtichaften anheim, ob nicht — unbeſchadet 


*) 43, Sig. vom 14. Juni 1817 $. 337 %ol. 651. 

“) Fr. v. Gentß ſchrieb zu jener Zeit an Ad. Müller: „Wehe denen, 

welche jetzt beim Faiferlihen Hofe Geſchäͤfte Haben!" — Wozu * 

Geſchaͤfte in ſolchem Falle der dringendſten Lebensmittelnoth? 
*.) wofür aber nur Baiern geſtimmt hatte. 
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ber etwa ſchon jegt über den freien Verkehr mit Früchten u. ſ.w. 
zu jchließenden befonderen Uebereinfunft einzelner Bundesſtaaten 
unter ih — für's erfte an Die Regierungen Beridt 
au erftatten fei, um fich über die in der Mehrheit ber vor 
liegenden Abflimmungen enthaltenen Vorträge zu äußern.” 

Dem zufolge wurde bejchloffen: „Daß über den Verkehr mit 
allen Arten von Getreide, Hülfenfrühten und Kartoffeln, wie 
auch Schlachtvieh, innerhalb der Grenzen des deutfchen Bundes, 
Bericht an die hoͤchſten Höfe und Committenten zu erftatten fei, 
um eine definitive Uebereinkunft treffen zu koͤnnen, welche nad 
ben in ber Mehrheit der vorliegenden Abftimmungen ausges 
Amann Grundfaͤtze dahin gemeinſam abzufchliegen wäre, daß 

1. der freie Verkehr mit allen Arten von Getreide, Hülfen- 

Früchte und Kartoffeln, wie auch Schlachtvieh, zwiſchen 

allen deutſchen Bundeöftaaten und innerhalb der Grenzen 

des deutſchen Bundes wiederhergeftellt und gefichert werde; 

2. daß wenn fi) Veranlaſſungen ergeben, in dieſer Beftimmung 
eine Ausnahme zu machen, folche nicht anders, als auf 
dem Wege einer gemeinfamen Uebereinfunft geſchehen; 

3. daß unter der allgemeinen Freiheit des Handeld mit 
Getreide und Schlachtvieh zwiſchen den beutfchen Bunbes- 
faaten eine Befreiung von den gewöhnlichen gleich blei- 
benden Ausfuhrzöllen nicht begriffen fei, dieſe Zölle aber 
and) von dem Steigen oder Fallen der Fruchtpreije nicht 
abhängig gemacht werden; 

4. daß das in einem Staate nur durchgehende Getreide, mit 
bloßer Entridytung der gewöhnlichen Durcdygangsgebühren, 
innerhalb der Grenzen des deutſchen Bundes allenthalben 
unaufgehalten durchgeführt werben Tönnen; 

5. daß ber Beitritt der nicht zum deutfchen Bunde gehörenden 
Staaten eined Bundesmitgliedes zu Diefer gemeinfamen Uebers 
einkunft nicht erforderlich fei, jo wenig als: 

6, die Ausfuhr und der Handel zur See Durch Diefelbe gehindert 
werden wolle, jowie überhaupt der Handel mit dem 
Auslande Teinen Gegenftand Diefer Convention ausmacht.“ 
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Hiermit ruhte Die Angelegenheit bis nach Der erften Vertagung. 

Aus den bisher mitgetheilten Verhandlungen geht mit 
Sicherheit hervor, daß hauptſächlich durch Die Tange Hinzögerung 
der Abitimmungen, dann aber durch die öfterreichiiche Erklärung 
diefe wichtige Volksangelegenheit damals unerlebigt blieb. 


Nachdem wir die an die Bundesverfammlung berandrängen 
ben Angelegenheiten, über welche fie nothgedrungen ſchnell entſcheiden 
mußte, behandelten, gehen wir nun auf biejenige Thätigkeit ber 
Bundesverhanblung über, welche fie ſelbſt zur Erfüllung der ihr 
obliegenden Pflichten für nöthig erachten mußte und wollen einen 
Blick auf biefenigen Vorſchläge werfen, melde fie in ungeflörtr 
Ruhe und Muße, unbeirrt durch drängende Zeitereignifie, zu 
Ausführung der Bundesacte und zur Wahrung der National 
Intereſſen gemacht hat. | 

In erfter Linie ftanden natürlich die Verhandlungen über 
bie Regelung der Thätigkeit der Bunbesverfammlung im Allge 
meinen. Es wird paffend fein auf den erſten Vortrag bed 
Prafidiums*) welcher die Reihefolge der Befchäfte der Bundes 
verfammlung regeln follte, bier jeßt näher einzugehen, und dad 
hervorzuheben, was oben (S. 127) vorbehalten wurbe, 

Zuvörderſt wurbe nach) Antrag des Präftviums eine Verloß 
nahme auf drei Monate bejchlofen **), ein Ausſchuß zur Berihb 
erftattung erwählt (v. Eyben, v. Pleflen, v. Berg), welcher 
in der Sitzung vom 17. Febr. 1817 Vortrag hielt ***). Diele 
Vortrag hätte wohl eine Veröffentlichung verdient; ex enthielt 
jedoch einzelne Anfichten, welche die Politit der großen Machte 
nicht zur Deffentlichfeit kommen laſſen wollte Was wäre aber 
zwedmäßiger geweſen, als die Öffentlihe Stimme über ben 
von der Bundesverfammlung oder deſſen Ausjchuß beliebten 
Weg der Berathungen zu vernehmen ? 


*) Erſter Vortrag des Präfidiums fiche Anhang 3. 
”) 9. Br. 1816. 3. ©. $. 2. Bol. 54. 
44%) Beil. U zur 11 Sik. B. Br. 1817. Fol. 67 ff. loco diet, 
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Die Commiſſion war freilich der Anficht, daß es ein eitles 
Beftreben fei, der Bunbesverfammlung eine Bahn vorweiſen zu 
wollen. Sie müfje innerhalb der Grenzen, die der Bundes 
zweck bezeichne, fich frei bewegen Fönnen nach ben Ziele, das ihr 
vorgeſteckt ſei. Die Zeit fei, wie es in dem erften Vortrage Des 
Prafidiums geheißen, ebenjo bie Beherricherin der Völker und 
Regierungen, als auch im Laufe derjelben fich Bedürfniſſe in den 
verihiedenartigften Ländern erzeugten; und der Bundestag Föune 
alſo auch das nicht von feinen Berathungen ausfchließen, was im 
Steome Der Beit ſich zu feiner Berüdfichtigung eignen werde; 
wie es ber Augenblid, wie es die Pflicht erheifche, in heiliger 
Beratung Der Grundveſten des Bundes. Alſo hierin würde 
dad Bebürfnig der Beit die Reihenfolge der Geſchaͤfte beſtimmen. 
Aber die Bundesverfammlung habe noch einen eigenen Beruf bei 
ihrem Beginnen. Sie jolle die Grundzüge des Bundesvertrages 
zu Orundgefegen und organifchen Einrichtung ausarbeiten, fie 
folle Beftimmungen der Stifter des Bundes, wozu fie Achtung 
der Rechte Einzelner oder Sorgfalt für beſondere Gegenftände 
ded allgemeinen Wohls bewogen habe, ausführen, handhaben 
oder in ihre Abjicht nehmen. Nach einer weiteren Ausführung, 
daß die Ausbildung der Bundesverfaflung Zeit und Reife haben 
müfle, fommt dann der Ausſchuß zu den vorliegenden un⸗ 
mittelbar practiichen Kragen: 

1. Welche Förderungen für Die Reihenfolge der zur Berathung 
geftellten Gegenflände geben aus der Natnr und dem 
Zwecke des Bundes überhaupt hervor ? 

2. Welche Vorjehriften enthält in dieſer Hinficht der Buchitabe 
bed Brundvertrages ? 

3. Wie läßt fi unter den gegebenen Umftänden von biefen 
Vorſchriften und Forderungen die zwedmäßigfte Anwendung 
machen ? 

In Bezug auf die erfte Frage hielt e8 die Commiſſion für 
noͤthig, zuvörderft gegen den Irrthum Ginzelner in der Bundes» 
verſammlung, „Daß die Bundesacte ſchon das vollendete Grund: 
geſetz des Bundes jet”, zu proteftiren: „fie fei nur der Grund⸗ 


own me 
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vertrag über denſelben. Died gelte namentlich von dem unter 

ber Ueberfchrift: Allgemeine Beſtimmungen enthaltenen eilf erſten 

Artikeln derfelben, weldye die Grrichtung und Verfafjung des 

Bundes beträfen. Nach dem eigenen Inhalte der Bundesacte 

jet weder die Gonftitution, noch die Geſetzgebung, welche weſent⸗ 

lich verfchieden feien, vollendet, habe es auch nicht werben können 

noch follen. Denn von Beiden jei beftimmt, Daß die Bundes» 

verfammlung diefes erft thun werbe, wie der Art. 10 der 
Bundesacte beweife, wo der Bunbesverfammlung vorgefchrieben 
‚ei: die Abfaſſung der Grundgeſetze des Bundes 
(niht der Berfammlung) und deſſen organifde 
Ginrihtung in Rückſicht auf feine auswärtigen 
militärifden und innern Verhältniſſe zu ibrem 
erſten Geſchäft zu madhen Nah diefer Vorausſetzung 
habe fi die Bundesverfammlung überhaupt zu bejchäftigen mit 
der Abfafjung und Vervollftändigung der Grundgeſetze des Bundes, 
dann mit den organiichen Einrichtungen befjelben, worunter 
nur der Organismus des Bundes in den einzelnen 
Mitteln und Anftalten zu verftehen fei, bie zu Ers 
füllung der Bundeszwede dienen follen, um feine 
auswärtigen militärifhen und Innern VBerhältniffe 
in gehörige Ausführung und zur Wirkſamkeit zu 
bringen; ferner habe fid) Die Bundesverfammlung mit gemeinnüßis 
gen Anordnungen zu befchäftigen, nad) Maßgabe der bejondern Be 
fimmungen und der Art.6u.7 ber B. A. und endlich mit fortwähren- 
ber Belorgung ber Angelegenheiten des Bundes. Dieſe letztere 
begreife aber nicht bloß die Erledigung der einzelnen durch Die 
Bundesaete gegebene Aufträge, fondern im Allgemeinen ſchon bie 
Verfolgung und Behauptung des Bundeszwedes bei allen vorkom⸗ 
menden @elegenbeiten und die Sorge für die Beobadhtung ber 
Bundesacte und der wechfelfeitig gelobten Bundestreue fo wie 
möglihfte Beförderung des allgemeinen und befon- 
dern Wohls. 


Wenn aber Diefe allgemeinen Borausjeßungen richtig feien, 
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jet Die Bundesacte noch Fein gefchlofienes Ganze, enthalte 
fie nit einmal alle nothbwendigen Materialien 
zum Ganzen, verlange fie vielmehr VBervollftändigung ber 
Grundgeſetze und fordere fie zugleich zu gemeinnüßigen An: 
ordnungen auf, jo folge daraus, daß es fehr fchwer ſei, jchon 
jebt Die geflellte Frage erjchöpfend zu beantworten: „in welcher 
Reidenfolge die Bejchäfte der Bundesverfammlung vorzunehmen 
feien 9 * 

Indeſſen verfuchte dennoch die Conmiſſion ihre Anfichten 
darüber nach allgemeinen Geſichtspunlten aufzuftellen. Ste ſah 
ein, daß bie Verbindung einer unmittelbaren Gejchäftsihätigfeit 
mit dem Auftrage zur Ausbildung der Grundgefeßgebung und 
Organifation des Bundes auf den Gedanken führen Fönne, bie 
lebtere jei Bedingung der erfteren und die Beſorgung der Ans 
gelegenheiten des Bundes dürfe erft dann eintreten, wenn die 
Organifation defielben, wenigftend wenn die organiiche Einrich⸗ 
tung der Bundesverfammlung vollendet jein werde, Daß aber die 
firenge Berfolgung dieſes Gedankens die Bundesverſammlung 
zur vollflommenen Unthätigkeit Teiten mühe”). Dieſerhalb 
hatte man dur eine vorläufige Geſchäftsordnung ven 
tätigen Gang der Berfammlung gefihert, und damit war 
bei gutem Willen die Grrichtung einer foͤrmlichen Bundes 
tagsorbnung eingeleitet und vorbereitet. Hierauf berief fich 
die Commiſſion als Beifpiel und Beweiß, Daß die Reihen 
folge verBundestagsgefhäfteniht nach der Reihen— 
folge der Artikel oder der Worte der Bundesacte 
zu beſtimmen ſei. War dieſe Bemerkung nicht hinreichend, 
um die troſtloſe Situation bezeichnen, in welcher ſich die wohl⸗ 
meinenden Maͤnner in der Bundesverſammlung befanden? Konnte 
unter verſtaͤndigen Männern eine Frage entftehen, ob die Reihen⸗ 
folge der Geſchaͤfte nach der Reihenfolge der Artikel der Bundes- 
ade vorgenommen werben folle? Daß dieß aber dennoch gejchah, 
beweiſt die Hinderniffe, welche von Anfang an jeber weiteren 





*) Baiern hatte ſolche Anſichten aufgeftellt! (f. oben ©. 113 ff.) 
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Entwidelung bed Bundes von den einflußreichften Seiten ent 
gegengeftellt wurden. Die Kommilfion glaubte jogar noch durd 
weitere Ausführungen ihren aufgeftellten Sa beweiſen zu müſſen. 
Aber als erftes Geſchaͤft ſah fie doch immer „die Grundgeiehe 
und organifchen Einrichtungen” gejeßlich vorgezeichnet an. Diele 
follten nach und nach erörtert, jedoch nur nad) gewiflen Ber: 
bindungen und in ihrem Bufammenhang darüber Berlaß 
und Beichluß genommen werden, da fie fo jehr in einander grei- 
fen würden, daß es nicht möglich fei, fie ohne dem Ganzen zu 
Ichaden, einzeln und ijolirt zur Abſtimmung zu bringen. Sein 
aber mehrere erörtert und in einander gefügt, fo ließen fie ſich 
leicht ordnen und als einen der genannten Haupttheile zur Be 
ſchlußnahme bringen. 

In Bezug auf die zweite Frage: „welche Vorſchriften durd 
die Bundesacte felbft über die Neihefolge der Geichäfte der 
Bundesverfammlung ertheilt werden?“ ſprach fi) die Sommillion 
in fehr anzuerfennender Weije aus. Sie wies darauf bin, daß 
die Bundesacte vorgejchrieben, welche Verhandlungen fie nad 
ihrer Eröffnung zu ihrem erſten Gejhäfte machen Jolle 
Dahin gehörten die Abfafjung der Grundgeſetze des Bundes, 
deſſen organische Einrichtungen in Rüdficht auf die auswärtigen, 
militärischen Berhältniffe (Art. 10 der B. A.), dann die Erwaͤ— 
gung, ob den mediatifirten vormaligen Reichsſtaͤnden auch einige 
Guriatflimmen im Plenum der Bundesverfammlung zugeftanden 
werben follten, welche (nad Art. 6 der B. A.) bei Berathung 
der organischen Geſetze ftatt finden müfle; ferner bie Beftimmung 
über die Vertagung der Bundedverfammlung nnd über die Be 
forgung der während derjelben etwa vorfommenden dringenden 
Geſchaͤfte, ebenfalld der Bundesverfammlung bei Abfafjung ter 
organischen Geſetze vorbehalten (Urt. 7 der B. U), enblidy die 
Berathbung über die beftändige Folge der Stimmenorbnung, 
weldhe auf die Abfaſſung der organijchen Geſetze folgen ſolle 
(Art. 8 der B. WA), doch müfle dieſe vor Beſchlußnahme einer 
definitiven Bunbestagsordnung, zu der fie weſentlich gehören, 
Statt finden. 
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Zu denjenigen Gegenftänden zweitens, für beren Vornahme 
oder Erledigung Die Bundesacte eine gewifje $rift beftimmt 
habe, rechnete die Commiſſion bie Berathung über die Regu⸗ 
lirung der Suſtentations⸗Kaſſe und die Penfionen für Die über- 
theiniihen Bifchöfe und Geiftlichen, indem ſolche Regulirung 
(nad Art. 15 der B. U.) binnen Jahresfriſt zu beendigen jet; 
dann die Berathung über Handel und Verkehr zwiſchen ben vers 
Ihiedenen Bunbesftaaten, ſowie wegen der Schiffahrt und ebenfo 
die Abfaffung gleichförmiger Verfügungen über Die Preßfreiheit 
und die Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger 
gegen den Nachdruck: Rah Art. 18 und 19 der Bundes» 
acte folle fih die Bundesverfammlung mit dieſen 
vier legteren Begenftänden bei ihrer erften Zujams 
mentunft befhäftigen, und dies fei nicht anders zu 
verſtehen, als von dem BZeitraume vor der erfien 
förmliden Bertagung der Bundesverfammlung”). 

Bu denjenigen Begenftänden endlich, deren Vornahme die 
Bundesacte ohne nähere Friftbeftimmung der Bundesverfammlung 
nur überhaupt ald zum Zweck des Bundes gehörig, zur Pflicht 
macht, rechnete die Commiſion die Beratbung über möglichft 
gleiche Grundſätze in Betreff der Militairpflichtigfeit, zugefichert 
in Art. 18 der B. A.; dann die Berathung, wie auf eine mög» 
lichſt übereinftimmende Welfe die bürgerliche Verbeflerung ber 
Belenner des füdifchen Glaubens in Deutichland zu bewirken 
fei, und wie inſonderheit derfelben der Genuß ber bürgerlichen 
Rechte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflihten in den Bun⸗ 
deöftanten verihafft und zugefichert werben koͤnne. In Bezug 
auf zwei andere Gegenſtände, nämlich die Angelegenheit der 
früher reichsunmittelbaren Fürften, Grafen und Herren, ſowie 
bed ehemaligen reich8unmittelbaren Adels im Beſonderen in den 
von Frankreich wieber abgetretenen Provinzen war Die Commiſ⸗ 
fion zweifelhaft, ob fie zu dem Reſſort der Bundesverſammlung 
gehörten, ba Art. 14 der B. U. nicht Deutlich genug fei, indem 


93. Pr. 1817 0. a. D. ol. 72 |. oben ©. 129—130. Wir haben 
oben geſehen, daß fie dieſer Berpflidtung nicht nachgekommen war. — 
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die Ausdrüde in diefen Artikeln auch jo gedeutet werden könnten, 
als follte Dadurch nicht der Bundesverfammlung, fondern dire 
den Staaten felbft, welche Mediatifirte zu ihren Unterthanen 
zählen, eine weitere Norm zur Regulivung ihres Verfahrens in 
diefer Hinficht vorgejchrieben werden. 

Diefe von der Commilfion ald eine gleichſam geſezliche 
Reihenfolge aufgeftellte Weberficht der Geſchichte der Bundes; 
verſammlung follte aber nicht als unbedingte Norm gelten, fon- 
dern nur zu einem gewiflen Leitfaden dienen, wie es das größere 
oder geringere Bedürfniß erfordere. Sin dieſer Beziehung wies 
die Commiſſion auf die in dem erften Vertrage des Prafidiums 
aufgeftellten Grundſaͤtze. 

Die BPräfidialpropofition vom 11. November 1816 ent 
hielt eine dreifache Abtheilung und die Commiſſion war beauf: 
tragt dieſe, ſowie die bereitd über drei Öegenftände Durch befondere 
Verlaßnahme feftgefeßten Beftimmungen — Gefchäftsorbnung, 


überrheinifch - geiftlihe Suftentationd » Angelegenheit, Militär 


Berhältniffe des Bundes — zu berüdfichtigen. Kür Die provi- 
jorifche Geſchaͤftsordnung war die Commiſſion der Anficht, daß 
fie allmählig nach den weiteren Grfahrungen und Bebürfniffen 


erweitert und verbefjert und zu dem Ende von Zeit zu Zeitin 
beflimmten Sriften vevibirt wurbe, eine definitive Geſchaͤfts 


ordnung koͤnne nicht anders zu Stande gebradht werben, ald 


nachdem die gefammten organischen Geſetze erſt Die Regel auf 
geftellt hätten, in deren Bemäßheit fie anzuorbnen fein würben*). 


Dies wird noch weiter ausgeführt. Die rheinifche Suften: 
tationsfache hofft fie bald beendigt zu ſehen »e), und über bie 
Militärverhältniffe feien die Berathungen im Gange. 

Hiernach ſah die Commiſſion die ihr geftellte Aufgabe haupt: 


*) Die Verbeſſerungsvorſchlaͤge für die Gelchäftsordnung wurden aber 
auf den Wiener Gonferenzen berathen und die dort gefaßten Beſchlüfſſe (20. 
Wiener Conferenz⸗Sitzung) dem Bundestage ſpäter unterbreitet B. Pr. 1820. 
$. 109 Fol. 256. 

*e) Geſchah der Hauptſache nach in der 43. Sitz. 14. Juli 1817. 
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fählih in der Frage: „welche von den organiſchen Ein⸗ 
tihtungen find neben den bereiiß zur Berathung 
gettellten®egenftänden zunächſt oder gemeinſchaft— 
lih mit dieſer, in rihtiger Verbindung und Folge 
vrdnung, zur weiteren Berhbandlung des Bundes: 
tags zu bringen?“ Der öfter genannte Präfidialvortrag 
hatte fi) dahin geäußert, „Daß der Art. 10 der B. U. die das 
innere Gebäude des Bundes ſelbſt betreffenden organiſchen 
Srundbeftimmungen als das erite Gejchäft der Bundesverfamm- 
lung bezeichne, wodurch dann zugleich auch der Art. 11 der B. 
A. feine nothwendige Beftimmung erhalten werde. Denn bie 
beiden Artikel 140 und 11 feien es eben, woburd der deutſche 
Bund feine Hauptgrundlage erhalten habe, durch welche ebenjo- 
wohl da8 Wohl der Geſammtheit ald zugleich auch felbft un- 
mittelbar jenes der einzelnen Deutſchen bezwedt werde". Daran 
fnüpfte die Commiſſion ihre Bemerkungen an und fam zu dem 
Vorſchlag, daB vor Allem die Regulirung der Militärverhälts 
nifie des Bundes unausgefeßt betrieben werden müßten und 
baldige Beſchlußnahme über das Ganze zu bewirken fei, nachdem 
bie einzelnen Gegenftände derjelben vorläufig erörtert wären; 
zue Stleichterung würbe hierbei eine vorherige Verftändigung 
über gewifle eintretende Grundfäße dienen. Mit dieſer Maßregel 
der äußeren Sicherheit gegen auswärtigen Angriff ſtehe das 
Sriedensverhältnig mit fremden Mächten auf gleicher Linie, 
müfle daher gleichzeitig behandelt werden, wie mit dem Friedens⸗ 
zuftand beginnend und denjelben erhaltend. Um jo nothwendiger 
erſcheine es, daß der Bund als folder, und wie eine Macht in 
dem völferrechtlichen Syfteme der europäifchen Staaten feine an- 
gemeflene Stelle einnehme und als ein Ganzes handelnd in das 
desfallfige Verhältniß trete. 

Hierin war die Commiſſion um jo mehr im Recht, als zwar 
der deutiche Bund von den fremden Mächten in der Wiener 
Gongreßacte völlig anerfannt war, aber doch auch feine wirkliche 
Griftenz, feine eingetretene Wirkfamfeit zur förmlichen Kenntniß 
aller auswärtigen europäifchen Mächte zu bringen hatte, um von 
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einem Centralpunkte aus durd das Mittel der Bundesverfammlung 
fih mit ihnen in Mittheilung und Verbindung zu feben und 
fein gemeinjames Intereſſe wahrnehmen zu Lönnen. Die Com⸗ 
miſſion machte Darauf aufmerffam, Daß im Art. 10 der B. A. unter 
den organifchen Einrichtungen, mit denen fich die Bundesver⸗ 
fammlung zu erſt beichäftigen folle, Die auswärtigen Verhältnifie 
obenan gejett feien; fie Inüpfte daran die Bemerkung, daß der 
Bund, conftituirt als ein Ganzes, fi) thätig nad) Außen erweifen 
und feine Verhältnife mit den auswärtigen Mächten feftftellen 
müſſe. Inſonderheit verlangte fie aber einen baldigen Beſchluß 
über diedemallgemeinen völkerrechtlichen Gebrauch 
angemeſſene Unterhaltung freundſchaftlicher Ver— 
bindungen und Mittheilung der Staaten durch 
Geſandte. 

Zur Aufrechterhaltung der innern Sicherheit und Ruhe 
ſtellte die Commiſſion die Feſtſtellung und Ausübung eines 
fiheren Rechtszuſtandes in allen Bundesſtaaten als ein weſent⸗ 
liches Erforderniß hin. Beſonders müßten in dieſer Beziehung 
die Streitigkeiten der Bundesglieder unter einander eine un⸗ 
verzögerte rechtliche Entſcheidung im Bunde finden. 

Diefe drei Hauptgefchäfte follten nach der gutachtlichen 
Meinung der Commiſſion vorzugsweije und zunaͤchſt und neben: 
einander betrieben werden; die Einholung der Inſtruc⸗ 
tionen verlangte fie Bbefchleunigt. Die drei Hauptgegenflände 
entwidelt die Commiſſion in drei abgejonderten Aufſaͤtzen, welche 
fie ihrem Gutachten als bejondere Beilagen zufügtee Damit 
aber die Bundesverfammlung nicht erft zu Handlungen aufge 
fordert werde, wozu fie durch die Vorjchrift des Art. 4 der B. 
A. nicht allein befugt, fondern auch verpflichtet fei, jo bean⸗ 
tragte fie weiter, „Daß wegen berjenigen Gegenflände, 
worüber eine entfhhiedene Dispofition in der Bun— 
desacte bereits vorliege, Die Bundesverfammlung 
fih damit auch ohne Aufſchub befhäftigen möge, 
um zu beſtimmen, in wie fern und wie bald ſolche 
allgemeine Ginrichtungen, wozu man durch Die 
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Bundesacte fih ſchon grundgefeglih verftanden 
babe, nun in allen Bundesftaaten zur wirklichen 
Ausführung zu bringen ſeien“. 

Wir haben ſchon oben bemerkt, welche Gegenftände bie 
Sommiffion Hierher gezogen willen wollte Bon Neuem Tegte 
fie aber auf Art. 13 und 16 der B. A. Nachdruck. Nach erſte⸗ 
rem verlangte fie, daß gewiſſe gleichförmige Grundſaͤtze in den 
landfländifchen Berfaffungen angenommen werben, und nur bie 
individuellen Beſtimmungen der örtlichen und Perſonal⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe ben einzelnen Bundesſtaaten überlaſſen bleiben follten. 
Bei Tekterem empfahl fie eine baldige Beruͤckſichtigung, da bie 
Klage der Juden in Deutſchland durch die theilweife Herrichaft 
franzöfiicher Geſetze durch die verfchiedenartige Geſetzgebung ber 
mit dieſer Herrſchaft verfchont gebliebenen deutſchen Staaten 
duch Die Folgen der neuen Xeritorialveränderungen und endlich 
durch den Artikel 16 der B. 4. felbft, jo ungleich, unficher und 
ſchwankend geworben jet, daß die klare Einſicht, wie es ebenſo 
unmöglich fei, Die Juden in ihre alte Rage zurüdzumwerfen, als 
fie überall in. ihrer neuen Lage zu erhalten, die Menfchlichkeit 
alle Regierungen auffordern muͤſſe, dieſen ungewiſſen Zuſtand zu 
Befeitigen. Die Commiſſion mochte fi wohl erinnern, Daß man 
in Hannover den Letbzoll von den Juden wiederum fordertel — 
Nicht minder Drang aber die Sommilfion auch auf gleichförmige 
Verfügungen über die Preßfreiheit und auf Grfüllung bes Art. 
19 der B. A., damit freier Handel und Wandel wenigftens in 
ben notbwenbigften Lebensmitteln bergeftellt werde. 

Die erfte Beilage des Berichts ber Commiſſion, die mili⸗ 
taͤriſchen Verhältniffe bes Bundes betreffend, bezeichnet in merfwürs 
diger Beife die Stimmung und Anjchauung der deutſchen Kabinette 
damaliger Zeit nicht nur, fondern auch der beiten Patrioten in 
der Bunbesverfammlung Deutihland Hatte große Opfer 
gebracht, fich feine Unabhängigkeit von fremder Herrichaft glor 
reich erkaͤmpft, feine Heere befegten damals noch Das Land des 
alten Feindes. War auch durch die Verhandlungen zu Paris 
und Wien bei Weitem nicht das erreicht, was man hätte erreichen 
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Eönnen und follen, jo war dennoch noch immer Urjache genug 
vorhanden, fi) der Pflicht zu erinnern, daß Die deutſche Nation 
nur groß fein Fönne, wenn fie eine wahrhaft gleiche Stellung 
zuden andern Großmächten einnehme. Aber diefer Gedanke findet 
fi in den damaligen Denffchriften am Bundestage nicht aus- 
gefprohen. Sm Gegentheil, die fprihwörtlihde Demuth der 
Deutjchen leuchtet au hier wieder vor. Die Gommilfion 
beginnt ihre Denkſchrift mit der Behauptung, daß zwar Deutſch⸗ 
lands äußere Sicherheit als erfter Zwed des Bundes und feines 
Beſtehens wefentlihe Bedingung vor Allen Vereinigung und 
Bereitichaft der Kräfte zu gemeinfamer Vertheidigung erforbere, 
und daß der Umfang und die Bevölkerung des Bundes auch 
die Entwidelung großer Kräfte geftatte; aber, abgejehen von ber 
Pfliht, den Voͤlkern Ruhe und Zeit zur Erholung zu gönnen, 
liege e8 jchon in der reinerhbaltenen Natur des Bundes 
„daß Die Entwidelung nicht Darauf berednet 
fein fönne, um eine gebietende Stellung in dem 
europäifhen Staatenſyſtem einzunehmen, fondern 
nur um eine verihbeidigende mit Würde zu behaup— 
ten”, Was würde wohl ein englischer oder franzöfiicher Staats⸗ 
- mann zu ſolcher Demuth nach fo großen Siegen, wie fie Deufch- 
Iand erfochten, jagen, wenn ihm eine derartige Meinung in dem 
gebildeten Theile Des Volkes begegnete? Wie konnte man glauben, 
daß in fchwierigen Zeiten eine vertheidigende Stellung nur allein 
zur Behauptung der Nationalwürbe dienen werbel Weld eine 
Waffe für alle andern Staaten Europa's gegen Deutfchland war 
da gegeben! Wie wollte man ſich über die anmaßenden ruffifchen 
Noten in den zwanziger Jahren, über die fpäteren franzöfifchen 
und engliihen am Bundestage verwundern? Mit diefer unglüde 
lihen Anficht der Bundes-Sommilfion, welche von der Bundes 
verjammlung damals allgemein adoptirt wurde, war ben euro- 
paͤiſchen Staaten ein Privilegium von Deutſchland felbft gegeben, 
europäifche Angelegenheiten ohne Deutſchlands Stimme zu orbnen. 
Und wahrlih, die fremden Staaten haben ſich dies nicht zwei 
Mal fangen laſſen und haben faft alle Angelegenheiten ohne 
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Deutſchland Bid zur neueften Zeit entjchieden. Den traurigften 
Beweis gaben aber insbejomdere Luxemburg und Holftein, der 
Schmach nicht zu gebenken, weldye in der Art und Weiſe lag, wie 
die vollendeten Verhandlungen. zu Verona den deutſchen Staaten 
von Metternich in ber. Vundesverſammlung gleichſam zu Gefegen 
vorgeiehrieben wurden 9.5 ı .: 

Sieht man von dieſem Hauptfehler in der Behandlung des 
Gegenſtandes ab, ſo erwog. die Commiſſiion Die einſchlagenden 
Fragen mit unſich und. Schärfe. Sie machte eine Haupt⸗ 
eintheilung nach) der Matrifel, der SKriegsverfaffung und ben 
Bundesfefluugen. Sie. machte darauf aufmerfjam, daß man wohl 
überlegen mäfle, nach welchen Maßftabe die Matrifel anzufer 
tigen fei; man könne zwar die Bevölkerung ald alleinigen Maß- 
ſtab Hinftellen, aber es ſei body fraglich, ob nicht aud die 
Staatdeinfünfte dabei einen gleich richtigen Maßſtab abgeben 
fönnten. Dana müfle das Gontingent eines jeden Bundesftaats 
ausgemittelt und feitgejeßt. werden, wobei ed wichtig werde zu 
beftimmen, wie viel Landwehr Darunter geitellt werben 
fönne und Dürfe? Bei der Kriegsverfaſſung und Militärftellung, im 
Halle dad Buudescontingent auf den Kriegsfuß geftellt werden follte, 
wurden die rein militäriichen Kragen md Auge gefaßt und kurz 
angegeben, was bringliche Hauptſache fein mülle. Die Bundes- 
feflungen wurden aber als ein befonderer und verjdie- 
dbener Theil der gemeinfamen Militair-Berhältniffe 
bes Bundes angefehben, das mit der eigentliden 
Gontingentflellung nicht nothwendig zuſammen— 
hänge und wozu der Begriff uud die näheren Beflimmungen 
ſich erſt noch aus dem allgemeinen Militärdefenſionsſyſtem erges 
ben ſollten, inſofern gewiſſe feſte Punkte im Umfang des Bundes⸗ 
gebietes entweder von der Wichtigkeit erſchienen, daß ſie nicht 
ſewohl dem einzelnen Bundesſtaat, in deſſen Lande ſie belegen 
ſeien, als vielmehr dem Ganzen zur Deckung dienten, oder auch 
wenn fie von dem Umfang und Betrag wären, daß ihre ſelbſt⸗ 


*) Siehe unten. 
Grfer Theil. 15 
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ftändige Unterhaltung uud hinreichende Vertheidigung dem ein 
zelnen Bundesſtaate, beſonders wenn derjelbe zu den Minder: 
mächtigen gehöre, nicht zuzumuthen wäre; dieſe für die Sicherheit 
des Ganzen doch wejentlih nothwendigen Feſtungen könnten 
nur durch den BZufammentritt der Geſammtheit in gebörigem 
Stande erhalten werben, und müßten dem Bunde vorzugäweile 
übergeben merden; die frühern Neichöfeftungen hätten nicht er: 
halten werden können. Die näher einfchlagenden Fragen wurden 
von der Commiſſion ald vorzugsweije militaͤriſch nicht weiter 
angegeben. 

Die zweite Beilage, die auswärtigen Berhältniffe des Deut: 
ſchen Bundes betreffend, gab Gelegenheit eine Reihe der wid: 
tigften Kragen und Suterefjen zu beleuchten, Die Gemmiſſion, 
fußend auf Art. 2 der B. A. in welchem ald Zweck die Erhal⸗ 
tung ber äußeren Eicherheit Deutfchlands und die Unabhängig: 
feit und Unverletzlichkeit der einzelnen deutſchen Staaten ſich 
finde, und auf Art. 11, in welchen ſich alle Mitglieder des 
deutſchen Bundes verſprochen, ſowohl ganz Deutſchland als 
jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Augriff in Schutz zu 
nehmen und ſich gegenſeitig ihre jämmtlichen unter dem Bunte 
begriffenen Befigungen zu garantiren, — ſah hierin den Gefichts— 
punkt wid die Mittel angegeben, um die organifhen Einrichtun 
gen der auswärtigen Verhältuiffe ded Bundes zu beftimmen. Sie 
wollte eine förmlidye Anzeige an alle europäifche Regierungen 
von der Gonftituirung des deutfhen Bundes als Geſammtmacht; 
ob die Notification auch an die Vereinigten Staaten von Wort: 
amerifa gehen follen, ließ die Commiſſion unerörtert! Die 
Frage, ob unmittelbare weitere jehriftlihe Verhandlungen zur 
Beſorgung der Geſchaͤfte hinreichend feien oder ob hierzu außer: 
ordentlihe Geſandte zu beftimmten Zwecken erforderlich feien, 
ließ fie ebenfalld unbeantwortet. 

Die Annahme der bevollmädhtigten Geſandten der auswar 
tigen Mächte, die dergleichen bei der Bundesverſammlung accre 
ditiren wollten, ſah die Commiſſion als eine Folge der mit ihner 
beſtehenden friedlichen und freundſchaftlichen Verhältniffe und a’: 
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Mittel dieſelben durch wechfeljeitige Gommunication zu unter: 
halten, wenn die Politik und das Intereſſe der 
deutſchen Sefammtheit am Bundestage ihren Cen— 
tralpunkt finden folle Durch dieſen Zweck feien fie 
ohnedem felbft bedingt und es verftehe fi daher, Daß Leine 
Anträge zuläffig fein würden, welde fih auf die 
innern Angelegenheiten des Bundes oder auf die 
eigentbümlidhen VBerhältniffe einzelner Bundes: 
faaten erftredten. 

WS Folge der freundihaftlichen Verhältniffe mit den aus: 
wärtigen Mächten, wodurch der Bund feſten Standpunkt gegen 
fie und er Leichte freie Gommunication gewinne, würbe fich ergeben, 
daß fowohl jede Beeinträchtigung, die auch die einzelnen Bundes: 
Raten etwa zu erleiden hätten, zur öffentlichen Sprache gebracht 
und die Wermittelung des Ganzen angegangen werden Fönne, 
ald auch Die Gegenftände bes gejammten Verkehrs auf gemein- 
\haftlihem Wege zu befördern wären. Es würde nur zu beftim- 
men fein, in wie fern irgend ein Gegenftand, ald das gemein- 
ame Bundes⸗Intereſſe betreffend, zu behandeln fein werde, fobald 
die Bundesverſammlung ihn dafür anerkannt und erflärt habe. 
Dies war freilih richtig, aber die Ausführung varausfichtlic) 
jehr mangelhaft, und die Folge Ichrte, daß die Bundesver⸗ 
ſammlung ſich die Vorfehläge der Commiſſion nicht zur Richt: 
ſchnur dienen Tieß. ine fehr wichtige Frage wurde als fünfter 
Hauptpunft von der Commiſſiou erörtert, nämlic das in Der 
neuern und neueften Zeit au) von dem Auslande — Rußland, 
Frankreich, England — bezweifelte unbedingte Recht des 
Bundes Krieg zu führen und Frieden zu fehließen. Da dieſe 
Frage in Zukunft von fehr großer Bedeutung werden wirb, 
wollen wir die Anfiht der Bundes-Commilfion bier im Wejent- 
lihen mittheilen. Sie fagt*): „Der Bund hat unbezweifelt das 
Recht des Krieges und Friedend, da dies nothwendige Mittel 
find, um Die aufgegebenen Zwecke feiner Gründung zu erreichen. 


9, Br. a a. O. ol. 83 fi. , 
15 
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Wegen eines Krieges entiteht die wichtige Frage: Wie kommt 
der Bund in den Fall Krieg zu führen? und auf weldyem Grund 
kann eine von ihm ausgehende Kriegserflärung beruhen ? Dieſes 
muß hauptfächlich, jo viel es Durch eine allgemeine Beſtimmung 
irgend gejchehen kann, noch näher feftgefeßt werden. Zur Riht: 
fchnur möchten dabei die oben nach der Bundesacte angeführten 
Bwede dienen und befonders die gemeinfame Pflicht, jeden Bun 
desftaat gegen jeden Angriff in Schuß zu. nehmen. Dieſes ſpricht 
wenigftend ausdrücklich den Grundſatz eines bloßen Vertbei— 
digungsſyſtems aus, in deſſen Gräuzen der Bund ſich wobl 
um fo mehr halten müßte, als er nicht die Abſicht haben kann, 
Eroberungen zu machen, deren Theilung auch ſehr ſchwierig ſein 
würde, wiewohl doch jedes Mitglied verhaͤltnißmaͤßig gleiche 
Anſprüche an den Gewinn des Krieges zu machen hätte. In 
dieſer Entfernung von allen Eroberungsabfichten und in ba 
geflcherten Vertheidigung und dem Schutze aller feiner and 
ıninder:mächtigen Staaten wäre alfo die Politif und die Beſtim⸗ 
mung des deutichen Bundes gegründet und die ftete Befolgung 
folder Grundfäße in Verbindung mit feiner Lage nnd dem großen 
Kriegsheer, welches er aufzuftellen vermag, Tann ihm eine hohe Be: 
deutung und Wichtigkeit verfchaffen. Der Schuß ift aber gegen jeten 
Angriff gerichtet, er Tomme von welcher Geite ed immer fein möge, 
welche die innere und aͤußere Unabhängigkeit oder Unverletzbar— 
feit des einzelnen Bundesſtaats oder Die Geſammtheit gemwaltjam 
bedroht“. In diefer Anficht zeigte fidy die traurige Situation 
in. weldhe die Berhandlungen zu Paris und Wien Deutjchlant 
gebracht, fehr deutlich. Welch' eine kleinliche Role war dami 
den deutichen Bunde beichiedeu! Carlsbad und Wien entjchiebe 
daher aud ohne ihn und doch für und gegen ihn, Aacher 
Troppau, Laybach, Verona, die Bonferenzen zu London tret 
ten ihm. 

Die Fragen, weldye noch aufzuwerfen waren, um Die Stellnr 
des Bundes nad) Außen genau zu bezeichnen, wurden zwar vonte 
Commiſſion wohl vorgeführt, aber feine einzigebeantworte 
Will man aud) zugeben, daß beieinem Vortrag Über die Reihenfel. 
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der Geihäfte dieje Kragen nicht erihöpfend beuntwortet wer: 
den durften, fo waren Doch wohl die Hauptichwierigkeiten in den 
Bordergrund zu ftellen, und nicht, wie es die Commiſſion that, 
unwichtige Punkte, deren Erledigung mit den Hauptpunften von 
jelbft gegeben war, blind mit den letztern durch einander zu 
werfen. Die Hauptichwierigkeit lag und liegt immer in den 
Sragen: Wie es in ſolchen befonderen Fällen zu halten jei, wenn 
ein Bundesſtaat, der eigentlich ald europäiihe Macht Krieg 
führt, oder darin verwidelt wird, feine deutſchen Länder auch 
vom Feinde angegriffen und beſetzt fiebt? Soll der Bund hier: 
durh in allen Fallen ſchon in den Krieg mit Hineingezogen jein? 
Die kann der Bund überhaupt und als folcher bei den Kriegen 
eined oder mehrerer Bundesftaaten mit Auöwärtigen und vielleicht 
ald europäische Mächte, auch gegen einander, fich der Theilnahme 
enthalten, eine gewifje Neutralität aufftellen und fie bewaff- 
net behaupten? Wie weit wäre dabei der Grundjab aufrecht 
zu erhalten, das Gebiet ungeahndet vom Feinde betreten zu 
laſſen? Alfo in folchen Falle könnten Defterreich ımd Preußen 
ald Feinde angejehen werden müllen! Kann die Bundesverſamm⸗ 
lung in dem alle ded Krieges auch gemeiufame Allianz: und 
Subfidiär-Tractate mit auswärtigen Mächten abſchließen? Dieſe 
Kragen wurden allertings von der Commiſſion aufgeiworfen, 
aber jo geftellt, daß an eine Beantwortung ſchwer zu Deufen 
war. Nach dem von ibr bingeftellten allgemeinen Princip 
fonnten fie auch nicht beantwortet werden. Der Bund 
jolte ja eine durchaus paſſive Stelle in der europäischen Staaten: 
welt fpielen! Die eigenthümliche Geſtaltung der beiden deutſchen 
Großmächte, Holland und Dänemark, insbefondere aber der 
complicirte öfterreihiiche Staat war damals wie jeßt, bei einer 
ſo lofen Aundesverfafjung wie fie der dentiche Bund befikt, Das 
Hinderniß einer Eräftigen Vertretung Deutfchlands dem Auslande 
gegenüber. Die Commiſſion wußte die äußere Politif des Lan— 
des nicht beſſer zu fchildern, als in dem Schlußſatz ihrer Denf: 
ſchrift: Gine äußere politifche Thätigkeit wird ohnehin Fein 
wahrer Baterlandöfreund dem Bunde wünfchen, und feine Politik 
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wird immer öffentlich fein können, und einfach die: Seine 
Beleidigung zuzufügen, feine zu dulden. 

Ueber die dritte Denkſchrift: „die organijche Einrichtung bed 
Bundes in Rüdficht auf feine innern Verbältniffe” , können wir 
kurz hinausgehen, da fi) das Weſentliche ſchon in dem Berichte 
jelbft angegeben findet (f. ©. 213 ff.). Es wird im Bejondern 
auf Erlaß einer Bundesordnung gebrungen, vorläufig aber auf 
einen proviſoriſchen Erlaß der einzelnen Theile derfelben, dam 
auf eine Aufträgal:Inftanz und eine Executionsordnung, wobei 
die einzelnen dahin gehenden Vorſchläge in Hauptrubriken zuſam 
mengeftellt fich finden. Bei dieſer Veranlaffung warf die Com⸗ 
milfion die Frage auf, wie es mit den bei den vormaligen hödjften 
Reichögerichten unentſchiedenen Rechtöftreitigkeiten unter den Wit 
gliedern des deutfchen Bundes gehalten werben jolle. Gin Theil 
derjelben war zwar durch die rheiniſche Bunbesacte (Art. 3) 
niebergefchlagen. Allein abgejehen, daß die Anwendung dieſes 
Artikels keineswegs unbeftritten war, und er felbft Succelfion® 
rechte von dem gegenfeitigen Verzichte ausgenommen hatte, und 
daher aud die bereit3 vorhandenen Eucceffionsftreitigkeiten 
unter demfelben nicht mitbegriffen werden Zonnten, jo waren doch 
audy nicht alle Mitglieder des deutfchen Bundes auch Mitglieder 
des rheinischen Bundes gewejen. Die Frage war durchaus 
praktiſch; der braunfchweiger Fall von 1830 gab fpäterhin ten 
genügenden Beweis. Hierin entſchieden die Agnaten aber nicht 
eine Auſtraͤgal⸗Inſtanz. 

In der vertraulichen Sigung vom 3. März 1817 bob fie 
Bundesverfammlung die Gegenſtände aus dem Bortrage da 
Commiſſion aus, für welche eine möglichft baldige Erledigung zu 
bewirken ſei. Zuerſt die Vermittelung der Bundesverſammlung 
bei Streitigfeiten der Bundesglieder untereinander, wobei bie 
nothwendigften Grundlagen für einen Modus des Vergleichs an— 
gegeben waren, denen dann die Hauptbeflimmungen über fie 
Aufträgalinftanz felbft folgten. Dann die Anftalten für Yor: 
führung der Gejchäfte bei der Vertagung der Bundesverfammlung. 
Endlich in 14 Pofitionen einige Punkte die auswärtigen Berhält 


231 


niſſe des Bundes betreffend (Notification und Geſandte beim 
beutichen Bund). — Sin der vertraulichen Sikung vom 3. März 
batte Defterreid, eine Punctation über die auswärtigen Verhält- 
niffe gegeben, deren Inhalt ſpaͤter im Weientlichen die Bundes- 
verfammlung ſich aneignete. Gleich darauf wurbe in der 17. 
Sigung vom 10. März. 1817 von der Bundesverfammlung durch 
einftimmigen Beſchluß Die von ber Commiſſion vorgeſchlagene 
Reihefolge der Geſchaͤfte der Bundesverfammlung angenommen. 
Das Praſidium hatte beantragt: 

„daß ein förmlicher Beichluß über die Higher allerdings mit 

jo beſſerein Fuge vorausgejeßte wirkliche Genehmigung dieſer 

Reihefolge zu fallen, je getreuer dieſelbe der Bun- 

desacte und den mit fo vieler Gefälligfeit gutgeheißenen 

Anfichten, welche in der erften Prafidvial-Propofition aufge 

ftellt worden, vorgetragen ſei“. 

Diefem Antrag, aljo audy der Wotivirung deſſelben traten 
lämmtlidye Geſandte bei, erfannten daher ſämmtlich die von 
der Sommiffion angegebenen Berpflichtungen zum innern Ausbau 
und die Dabei aufgeftellten Grundprincipien damit ausdrüdlich 
enftimmig an. Es wird ſich nun in Verfolg unferer Darftellung 
jeigen, ob und in welcher Weile die Bundesverfammlung diefem 
Beſchluſſe nachgekommen iſt. 

Die einzelnen Oeſandtſchaften waren alſo der Praͤſidial⸗Propo⸗ 
fitionen einfach beigetreten, v. Gagern hatte fogar in ausführlicher 
Rede feine Zuflimmung gegeben; er machte aber dabei nody auf 
zweierlei aufmerfjam. &r machte zuerft einen Ginwurf gegen ben 
Ausdrud „Bund“ und fragte, was dem fortgejekten Gebrauch 
bed Ausdruckes „Reich * entgegenfiehe? Das Wort „ Heid) ” 
begeichne Größe und Macht, die dad Wort „ Bund” nicht ent: 
halte. „Reich“ drücke Keftigfeit, Unzertrennlichkeit und Geſammt⸗ 
beit weit beffer aus. Er kenne wohl eine kaiſerliche Abdication, 
nicht bie des Neiched oder derer, die ed zunaͤchſt anging. ‘Das 
Bort „Bund“ bezeichne jo wenig die Ratur einer Geſammtmacht, 
ald es ein Individuum bezeichnen wuͤrde, wenn er auf Die Frage, 
wer iſt das? zur Antwort geben wolle: ‚ein Freund, ein Ehegatte. 
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„Laflen Sie uns“, ſchloß er feine Ausführung, „ven traurigen 
Fall annehmen, zwei Bunbeöglieder gerietben in jchweren Krieg, 
was freilih, wenn die dritte Partei ihre Rolle wohl verfteht, 
Durch bewaffnete Vermittelung wohl wird verhindert werder, 


doc) aber denkbar bleibt; nun, nach vorigen. Begriffen, blieben 


fie Reichsgenoſſen, aber werben. wir ‘fie, mitten in ten 
Schlachten begriffen, nody Bundesgenoſſen nennen? In der Idee 
des Reiches lag ſchon das Prineip ihrer Wiedervereinigung. 
Das Reich wird in den Begriffen der Deutſchen bleiben, wenn 
ed auch nicht in. unſere diplomatiſchen Verhandlungen kommt. 
Finden unſere großen Höfe Bedenken oder haben fie andere Ber 


fiherungen von fich gegeben; wohlan, jo werden ſte ſchweigen. 
Aber hier war es ald Theorie und In perpetuam rei memoriam 


wohl zu jagen“. 


Das letztere ift denn auch geblieben. Seit diefem Bayer: 


Shen Wort ift niemal3 ‚wieder von einem deutſchen Reich in 
ber Bundeöverfammlung Die Rede geweſen, bis die Reichsver⸗ 


fafjung von 1849 das Wort mit feiner tiefen Bedeutung wieder 
in fih aufnahm. Das Praͤſidium fchien. über die Gagernſche 


Ausführung piquirt und meinte, Daß die Abftimmung bes 
königlich niederländiichen, großherzoglich Iugemburgiidhen Herrn 
Geſandten den Höfen den Anlaß geben ‘werde, fih etwa in 


ihren Snftructionen hierüber näher auszuſprechen. Allein die 
hielten Die Höfe doch nicht für angemefjen. 

Gin andrer Begenftand der Gagernfchen Rede waren bie 
kirchlichen Angelegenheiten. Er jagte, wie er aus der individuellen 
ihm woblbefannten Denkungsart der Commiſſion, ja felbft and 


ſpaͤteren Unterredungen mit ihren Mitgliedern überzeugt fei, daß 
Die Auslaſſung der kirchlichen Angelegenheiten in der Reihefolge 


der Geſchaͤfte nicht in einer Vernachläffigug oder @leichgültigkeit ihren 
Grund habe, fondern in der unangenehmen Betrachtung, daß ber 
16. Artitel der B. W in Verbindung. mit dem 7. wenig 
oder nichts davon enthalte. Gr fei jedoch anderer Meinung 
Wenn ed auch wünfchenswerth ‚wäre, Daß ber Artikel in brei- 
terem Umfange und in beflimmteren Ausdrüden gefaßt jei, jo 
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ji er doch ſelbſt ber Materie: Fewidmet. Der Art: 165 ſpreche 
das wahre Chriſtenthumaus, athme Wilde, Berſöhunng und 
Verbrũüderung ‚und gebe ſie zut⸗ Richtichnun. Der 7. Artifel:.ente 
halte darüber ' eine völkerrechtliche Modifieation. Es ſei“ Für 
inmer jener Metaphyſik zu entfagen,die::Die Kirche nur wie: jede 
andere . Geſellſchaft im Staate betrachte. Ste: haͤnge allzu: eng 
mit dem menſchlichen Daſein, mit der Ratur ber Staaten, mit 
der Sittlicäkett, mit dem Ruheſtand zufammen, als baß: nicht Die 
Augen des Staatsmunnes ganz votzirglich immer darauf gerichtet 
fin foßten. Wenwmmi. audy: beute .ficher fein koönne vor ben 
beflagenswerthen Verirrungen deu früheren. Zeit, ſo koͤnne man 
doch nicht Jagen, daß dies für immer’ ſei; welcher boſe Saame 
m Staat wäre aber: fähtger fich. dem andern mitzutheilen, als 
gerade dieſer? Deßhalb ſeinſich vor böſen Folgen: zu wahren. ° 

v. Plefien erwiderte hierauf, daß die Gommilfion bie. Wich⸗ 
tigleit des Gegenftanbe&: wohl anerfannt habe, daß fie uber Bil: 
liged Bedenfen . getragen, ihren. Auftrag zu überfchreiten, fie‘ habe 
nach der Fugen Vorſicht des Vorganges am Wiener Gongrefie 
geglaubt, dieſen Gegenſtand nicht berühren zu dürfen, ehe derſelbe auf 
anderen Wegen an die Bundesverſammlung gebracht werde, wozu 
ſowohl die Anträge eines jeden Bundesmitgliedes, wie auch die 
ſonſt eingehenden Retlamatiouen die paſſendſten Veranlafſungen 
geben und die Sache ſelbſt noch zur gehörigen Reife bringen 
könnten. Das Praͤfſidium ſtimmte dieſer Erklaͤrung bes meklen⸗ 
burgiſchen Geſandten bei, und dad, wie es ſagte, um fo mehr, 
ald na) der Bundesacte die kirchlichen Angelegenheiten vorerft 
nicht zur Berathung:ausgefeht; ſondern nur im Artı:16 den chriſt⸗ 
lihen Sonfeffionen gleiche bürgerliche und politifche Rechte ein: 
geräumt feien, auch Art. 7 hierim nichts: zu ändern ſcheine, ſomit 
kur dann, wenn wegen Beeinträchtigung des Art. 16.der B. U 
oder aus anderer Beranlaflung Beſchwerde erhoben werde, : ober 
auch Anträge von einem Bundesftaat hierüber gemacht würben, 
tie Bundesverfammlung fih in dem Falle befinden duͤrfte, 
über kirchliche und Neligiondangelegenheiten in Grörterungen 
einzugeben, 
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So waren die kirchlichen Angelegeuheiten alfo von Anfang 
an aus.der Bundesverfammlung verdrängt, bie wärbige Anſicht, 
welche jchon beim Wiener Congreß vertreten war, daß Deutidy 
land als Ganzes ein Goncordat mit Der roͤmiſchen Gurie ab» 
ſchließen möge, auch bier wieder gefallen: Oeſterreich wünjchte 
zwar einen gemeinfamen Wertrag ber fübbeutfchen Staaten mit 
Rom, und war die Beranlafjung der. 1818 zu Frankfurt zufam- 
mentretenden Bevollmächtigten der ſüd⸗ und mitteldeutichen 
Staaten, ſchien aber nicht beſondere Reigung zu haben, daß 
Preußen als proteftantiiche Hauptmacht bei ber Berfammlung 
feinen Einfluß geltend machen könne. Wir werben die betreffen: 
den Verhandlungen weiter unten näher erörtern. . Es wäre Damals 
eine vortreffliche Gelegenheit gewejen, die Eirchlichen Rechte ber 
beutihen Katholiken geltend zu machen und das Berbältuiß 
zwifchen den rei Sauptconfeifionen zu Rom genau feftzuftellen. 
Rom hätte der vereinigten Kraft der deutſchen Nation nicht alte, 
vergefjene und überwundene Prärogative wieder aufbringen 
Eönnen, wie das ſich zerfchlagende Goncordat, welches mit Frank⸗ 
reich verſucht wurde, fehr deutlich gezeigt bat. Statt defien hat 
man überall einzeln verhandelt und waren Damald audy die von 
ben Regierungen eingeſchlagenen Wege nody nicht die ſchlimmſten, 
jo find fie ed Doch auf der Grundlage neuer Verträge mit Rom 
geworben. 

Wir werden nun fehen, in welcher Weile die Bunbesver: 
fammlung ihrem Beſchlufſſe über die vorzunehmenden Geſchäfte 
und deren Reihenfolge nachkam. 

Dben wurde bemerkt, daß Defterreih in ber vertraulichen 
Sigung vom 3. März 1817 eine Punctation über die Beziehun⸗ 
gen des Bundes zu auswärtigen Staaten überreicht hatte *). 
Diefe Angelegenheit mußte vor allen Dingen in Ordnung ge 
bracht werben. 8 fcheint, daß vor Eröffnung des Bundestages 
vertrauliche Verhandlungen über die Zulaflung fremder Geſandten 
bei der Bundesverfammlung Statt gefunden haben; wenigſtens 





*) Notatum de conferentia 3, Mär, 1817 Fol. 1—3. 
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weit eine in der Nemeſis veröffentlichte Denkichrift *) des Grafen 
Reinhard darauf hin. In diefer wird vorausgefeßt, dab am 
Bunbeötage Zweifel fiber die Annnahme ſolcher Geſandten vor⸗ 
handen gewejen ſeien, wie denn in Der deutichen Preſſe vielfach 
damald behauptet wurde, daß der Bundestag fi) nur mit 
innern Angelegenbeiten zu beichäftigen habe; hierein habe ſich 
Riemand zu mifchen, wie ſich der Bundestag nicht in fremde 
Angelegenheiten mifchen ſolle. Mit Recht fertigte Graf Reinhard 
diefe jämmerliche Anficht mit wenigen beißenden Worten ab **), 
Bon franzöfifcher Seite war bejonder® hervorgehoben, daß eine 
Reihe von Souverains, Defterreich8, Preußens, der Niederlande, 
Dänemarks, ja Großbrittaniens, welche mit einem Theile ihrer 
europäischen Staaten in einem Bunde begriffen feien, bedeutenden 
Finfluß auf die deutiche Bundesverfammlung ausübten, welchennatür- 
{ih die dem deutichen Bunde nicht angehörigen Mächte entbehrten. 
Diefe müßten daher wenigſtens Gelegenheit zur information 
haben, da fie des unmittelbaren Einflufjes entbehrten. Geſchickt 
wies er auf die jcheinbaren Intereſſen der mittleren und Eleineren 
Staaten hin. Er fragte, wo denn die Gleichheit aller Mitglieder 
im Bunde bleibe, wenn einige berjelben Gefandte im Auslande 
unterhielten, andere Dagegen dies nicht vermöchten, und nun 
dennoch exftere etwa Bundesangelegenheiten, bie fie im Verhaͤlt⸗ 
niß zum Auslande brächten, verhandelten? Die Geſandten ein: 
zelner Staaten Deutſchlands, welche von allgemeinen deutſchen 
Intereſſen fprächen,emürben doch nur im Namen ihrer Vollmacht⸗ 
geber handeln. Das Ausland würde alfo feinen Bund vor fi 
fehen, fondern nur ein Flickwerk (Federation en lambeaux). Wenn 


2) Nemeſis Br. IX ©. 144 fg. 

*%*) „Sans doute on ne se me@lera point des affaires domestiques; mais 
il y a des mursmitoyens. Cette doctrine est celle de la diplomatie turque, 
qui tonte imparfaite qu’elleest, a cependant fini pour &tablir avec l’Europe 
des communications regulieres et permanentes. Telle était aussi et pour 
cause la doctrine du comit6 de Robespierre ;, et je me rapelle aprös sa 
chute, il fallut rapprendre & la convention nationale les mdmos +l&ments 
quo les politiques dos gazettes paraissent ignorer.“ 
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aber Die Abgeordneten der einzelnen Staaten im Namen ber 
Bundesverfammlung fprächen, jo wäre e8 Denn doch bie 
Bunbesverfammlung, welche ſie bevollmädhtigte und ſchickte, und 
dann müfle man doch die Neciprocittät bewilligen. Diejenigen 
ber Fleineren Staaten, weldye nicht die Mittel befäßen, befonbere 
Geſandte zu unterhalten, würden niemals vertreten fein. Mau 
vohrde wahrjcheinlich über fie ohne ihr Willen verhandeln, fogar 
bei. ihnen felbft, aber gewiß an anderer Stelle. Die Zulaſſung 
frenıder Minifter an die Bundesverfammlung, gebe aber den 
Souveräinen des dritten Ranges ein gewiſſes Relief und eine 
Garantie mehr für ihre Rechte nnd ihre Exiſtenz. Ueberhaupt 
würde ein Foͤderativſyſtem, welches ſich durch Nichtzulaflung 
fremder Geſandten in äußeren Beziehungen einer Bundesmit: 
glieder tjoliren wolle, binnen kurzer Zeit nur eine Rückkehr zu 
einem neuen Rheinbunde. Alle Angelegenheiten ftrebten natur: 
gemäß dahin ſich zu vereinfachen, und fo würde Dann aud das 
Gentrum der politifchen Sintereffen der deutfchen Bunbesverfamms 
lung, wenn man e8 nicht in die Verſammlung ſelbſt lege, außer 
ihr liegen; jebt gäbe ed zwei Gentren, zu Wien und Berlin. 
So weit könnte man dem Franzoſen ſchon noch nicht ganz 
Unrecht geben. Aber zum Schluffe feiner Denkichrift, welde 
doch wahrſcheinlich nur den mittleren und Fleineren 
Regierungen mitgetheilt wurden, zeigt er die Neigung 
bes eben niedergeworfenen und gebemüthigten Frankreichs, ſich 
in definitiver Weile bei erfter Gelegenheit, die ſich günftig erweiſe, 
in Die inneren Angelegenheiten zu mifchen. Wir ſtehen nicht an, 
Die bezeichnende Stelle in der Anmerkung vollftändig aufzuffihren, 
da fie einen wenig jchmeichelhaften Beweis von der böchft unge 
ſchickten Behandlung der deutjchen Angelegenheiten dem Auslande 
gegenüber gibt”). Es tft darin die Acht franzoͤſiſche Unver⸗ 





*) ]i ne s’agit point ici d’examiner, si l'sete de federstion est une 
ouvrage parfaite. Ce n’est que co qw a éêté eiabli et garanti qui a pu 
savoir de base à mes raisonnementa. (Juand on reconnaitrait l’imperfection 
et qu’on voudreit y substituer un meilleur ordre des choses, encore dans 
ce cas ia presence des ministres des puissances @trangeres serait de droit 
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Ihämtheit, welche jo oft .den Deutſchen bis auf unfere Tage 
imponirt hat, enthalten. Schon damals, 1816, wagte. ein 
franzöfiicher Diplomat ben deutſchen Regierungen zu fagen, daß, 
wenn es fidy um eine bejjere Ordnung:.der Dinge ir 
Deutfchland handele, als fie die Bundedacte dar— 
ftelle, die Minifter der fremden Mächte ihre Uns 
wejenheit rehtlih fordern fönnten! Ob er wiberlegt 
wurde, willen wir nicht, da .Diefe Denkſchrift, lange vor Gr; 


et legitime. Ils s’agisserait alors de la modification d’un trat, qui, si 
elles n’y ont pas coopore, n’en est pas moins entre comme partie inte- 
grante dans l’ensemble des combinaisons Europeennes du Congres do 
Vienne, et est en quelque sorte devenu leur. propre ouvrage par leur 
adhesion et par leur garantie. Ce que je viens de dire .: s’applique plas 
on moins & tous les 6tats.del’Europe. Strangers à la f£deration, germaniqye; 
je me pestraindrai cepondant A .cpux, qui y sont plus dirgciement interes- 
sts par la contiguit ou par la voisinage par la. multiplicjte, des rolationa 
politiques, et commerciales, et par la mission qu’ils ont regue de la nature 
de ne pouvoir éêtrè etrangers A ‚aucune branche essentielle des aflaired 
generales Européennes. Ce soüt la Russie, la France et "F’Angleterre. 
J'ecarterai l’Anglcterre , comme pouvant tronver au besoin un expediant 
dens la mission Hannovrienne, quoique bien. persuade, qu'il n’ente pas 
dens les vues du: gouvernement Britammique de se laisser £carter, — 
Restent la France et la Russie. Mais la France et la Bussie dit-on spuk 
precisement les deux puissances „dont l’infuence est ü eraindre, et, contre 
„lesquelles la federation germanique doit éêtre sur sea gardes. En ad- 
„mettre les miniatures; c'est se meltre sous leur dependance;' c'est 
„ouvrir une libre carriere aut’ intrigües, et risguer de voir alterer par 
„un allioge le systeme national de In federation®. Au 

La föderation ü’Allemagne, comme tous les guuvErnements federntife, 
a l'honorablo desavantage d'dtre moins bien organisé pour l’attaque, que 
pour la defense. Sa destination est de se trouver interposce 
entre des gouvernements, dont l’action plus concentree pourrait quelque- 
fois &tre trop prompte à s’excercer. La paix et le maintien du repos 
general entrent eminement dans ses interets. C’est dans son sein, que 
pourra se former une sorte d’epinion publique, qui decidera entre lg droit 
et Vinjustice et qui s’excercera à reconnaltre à des signes certaines l’am- 
bition et le desir de la prepotence. 
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öffnung der Bundeöverfammlung datirt, bei ihr nicht zur Erörte 
rung gekommen war. 

Da indeffen Ludens Nemefis diefelbe veröffentlicht Hatte, 
fo waren wenigſtens die Anfichten des Auslandes nicht unbekannt 
geblieben. Vorausfichtlidy waren die großen und mittleren Mächte 
durchaus nicht Willens ihr beſonderes Geſandtſchaftsrecht aufzu: 
geben und dem Bunde allein das Geſandſchaftsrecht zu überlaflen. 
Es blieb daher nur der einzige Weg übrig, jowohl vom Bunte 
als auch von den einzelnen Staaten Geſandte abzufenden und 
zu empfangen. Daß dies ein jehr großer Uebelftand war, wurde 
allgemein gefühlt; aber ein Mittel zur Befeitigung defjelben war 
noch der Bundesacte nicht wohl möglich). 

Zuerft nahmen Defterreid, und Preußen die Angelegenheit 
in die Hand und erftered gab im Einverftändniß mit Preußen 
eine Punctation, welche mit Nüdficht auf das Gommiffionggut: 
achten (S. 226) die Hauptpunfte hervorhob. In der vertrau: 
lichen Sibung am 3. März 1817 war diefe Punctation ein 
Segenftand der Berathung und kam am 8. Mai zur Verband: 
Iung in das öffentliche Protocol. Im Allgemeinen traten Defter: 
reich bei Preußen, Sachſen, Hannover, Gr. u. H. Sachſen, die 
15. 16. u. 17. Stimmen: auch Yugemburg, nur mit einigen con= 
fequenten Bemerkungen. Dagegen wichen Baiern, Württemberg, 
und Kurhejfen und Darmſtadt in einigen Punkten ab *). Defter: 
reich hatte in feiner Punctation zum Gingang bemerkt, daß die 
Frage, ob Gejandtichaften auswärtiger Höfe und Regierungen 
beim deutjchen Bunde und bei der Bundesverfammlung accredi: 
tirt werden Fönnten, ſowie auch die Frage, ob der deutfche Bund 
Geſandtſchaften abjenden Fönne, als entichieden außer dem Kreife 
der Verhandlungen liege. Diejelben Gedanken hatte auch der 
Commiſſionsvertrag über die proviforische Gompetenzbeftimmungen 
ausgeiprochen **): „Deutſchland erjcheint feit dem gejchloffenen 


—,—,— — — — 


*) Ueberſicht der Abſtimmungen bei v. Meyer Repertorium ꝛc. Heft IV 
S. 425. 
**) B. Pr. 1817. 34. Sitz. $. 223 unter $. 6. 
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Bınde wieder in feiner Geſammtheit als Macht, nach allen 
Atribnten, Rechten und ‚Berbindlichkeiten, welche die Bundesacte; 
der Buchftabe, Geiſt und Sinn derfelben, dem Bunde beilegen, 
jomit in allen Beziehungen und Faͤllen, die fi) hiernach ‚ergeben, 
Die nähere. Anwendung diefe8 Grundſatzes bleibt zwar der Be 
arbeitung der in Art. 10 bemerkten organischen Grundgeſetze und 
Einrichtungen, inſofern die auswärtigen Verhaͤltniſſe in dieſelbe 
mitgehören, vorbehalten. Wie indeß ſchon im. Allgemeinen ſich 
aus dem obigen Grundſatze ergiebt, daß der deutſche Bund in 
ſeinem äußeren verfaſſungsmaͤßigen Verhältniſſen dieſelben activen 
und paſſiven Beziehungen, wie jede andere freie und unabhaͤngige 
Macht hat; ſo ergibt ſich auch von ſelbſt die Competenz der 
Geſchaͤftswirkſamkeit der Bundesverſammlung, als der im Art. A 
zur Beſorgung der Bundesangelegenheiten berufene activen Cen⸗ 
tralpunkte derſelben, weshalb die Commiſſion anf den bereits: in 
Berathung geftellten Entwurf zu Regulirung der auswärtigen 
Verhaͤltniſſe ſich beziehen zu Eönnen glaubt”, - 

Die öfterreihifche Punctation ſchloß fi) dann dem Anhalt 
des Gommiffiondgutachtens über die Reihenfolge der Gefchäfte 
Beil. 2 in den Grörterungen der Fragen an. 

Was die erfte diplomatiſche Erörterung von Seiten ber 
Bundeöverfammlung an andere. Mächte und Regierungen anging, 
jo wollte Defterreih allen europäifchen Mächten, mit Einſchluß 
derjenigen, welche zugleich Glieder des deutſchen Bundes find, 
und den norbamerifanifchen: Sreiftaaten die am 5. Novemb. 1816 
erfolgte Eröffuung des Bundestags bekannt gemacht wiſſen. 
Baiern und Darmftadt . hielten dagegen dieſe Notification des 
Bundes nit mehr für nothwendig, da fie nach der Miener 
Songrefacte ſchon beſtehe; man müfje fich lediglich auf die Con⸗ 
Rituirung der Bundesverfammlung befchränfen. Hiermit erflärte 
ſich Württemberg einverftanden, verwahrte ſich aber zugleich, als 
jolle damit der Bundesverfammlung eine Art von Selbfiftändig- 
keit zugewiefen werden. Deßhalb wollte e8 auch Feine Schreiben 
an die Souveraine ſondern an die fremden Mintfterien, „denn 
bie erftere Eönne mit bem allgemeinen Geſichtspunkte nicht vers 
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einbarlich finden, daß. Die Bundesverfammlung nicht als jelbft 
ftändiger Körper, fondern nur im Namen und aus Auftrag der 
verbündeten GSouveraine handle Mole "man aber die erfte 
Notification an die Mächte Jelbft richten, fo würden ent 
weder alle Bundesglieder zu unterzeichnen haben, oder der 
Kaiſer von Defterreih Namens derjelben”. Kurheſſen ftinmte 
mit Württemberg überein. Dagegen äußerten fic) aber wieder 
Mecklenburg, Holftein und Luxemburg und beftanten auf Der von 
Oeſterreich vorgejchlagenen Form. Kurheſſen wollte ferner nicht 
eine Mittheilnng an Diejenigen europäischen Mächte, welche zu- 
gleich Mitglieder Des deutſchen Bundes find, und endlich Feine 
Notification an Die nordamerikaniſchen Freiftaaten, „weil mit 
ihnen der deutſche Bund, der Feine Seemacht bilden werde, nicht 
wohl in Beziehung fomme und Die große Gutfernung jede Colli— 
fion verhüten zu müſſen fiheine”. In dieſer letztern Hinficht 
proteftirte neben LZugemburg, Baden, Holftein und die freien 
Stätte ſehr energisch im Intereſſe des Handel und Verkehrs. 
Aug dieſem Grunde wünſchten auch Die freien Städte eine Notis 
fication an die Pforte, damit das räuberifche Verfahren der der 
Pforte untergebenen afrikaniſchen Naubftaaten gegen Die deutſche 
Schiffahrt aufhöre. Die Notificationen wurden nun im Namen 
des Bundes durd nachfolgenden Bejchluß der Bundesverfamme 
lung an 19 Staaten erlaffen. Bon allen erfolgten Antworten 
mit Ausnahme von Nordamerifa, Portugal, Sardinien und ver 
Türkei. Einzelne hatten ſehr ſpät geantwortet. Es befteht darüber 
bei der Bundesverſammlung eine gefchriebene Notificationg- 
regiftratur mit den erforderlichen Sortjeßungen. 

Ueber die Form der MNotifications: und nachfolgenden 
Schreiben bejtanden ebenfall3 verfchiedene Meinungen. Defter- 
reich hatte vorgefchlagen, vie Unterjchrift: der deutſche Bund 
und in Deffen Namen der Faiferlich öfterreichifche prafidirende 
Gefandte der Bundesverfammlung. Dagegen wollten einige 
Staaten, insbefondere Baiern und Mürttemberg, Die einfache 
Unterschrift: der der Bundesverfammlung präſidirende Geſandte. 
53 blieb aber bei dem öfterreichijchen Vorſchlage. Die deutjche 
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Sprache wurbe zur Geſchaͤftsſprache erwählt, aber wo es gegen- 
feitig gejchehe, auch Die Beilage einer franzöfiichen Ueberſetzung 
beftimmt. Kurbefien wollte dagegen ftatt der franzoͤſiſchen die 
lateiniſche Sprache, „weil man ed von jeher der Würde und 
Unabhängigkeit einer Nation für nachtheilig gehalten habe, in 
öffentlichen Angelegenheiten fich einer fremden lebenden Sprache 
zu bedienen; auch unterliege es wohl keinem Zweifel, daß jede 
lebende Sprache, welche man zur allgemeinen Staatsſprache ers 
heben wolle, der Nation, weldyer fie angehöre, eine nicht zu 
zu verfennende Bedeutjamfeit in politifcher Beziehung dadurch 
allein Schon geben würde”, 

Die übrigen Vorfchläge in der öfterreihiichen Punktation, 
betreffend ben jchriftlichen und mündlichen Verkehr von Seiten bes 
Bundes mit dem Auslande, dann die Einrichtung eined engeren 
Ausſchuſſes zur vorläufigen geheimen DBeurtheilung erhaltener 
diplomatiſcher Mittheilungen, ferner die Accrebitirung der aus⸗ 
wärtigen Gejandtichaften bei der Bundesverfammlung, deren Ber: 
bältniffe und Vorrechte, Befchaffenheit und Abgabe des Grebitives, 
endlich Beſuche und Gegenbefuche zu Antwortjchreiben — alle 
diefe Gegenſtände wurden angemeljen geordnet und mit geringen 
Mobificationen angenommen. Der betreffende Bundesbeſchluß 
wurde in der 34. Sitzung am vom 12. Juni 1817 gefaßt. 
Wir übergehen biefe  Ginzelheiten als für unfern Zweck un 
weſentlich *). 





Der andere Gegenſtand, welcher als beſonders dringlich in 
dem Bericht der Sommilfion (S. 222) hervorgehoben war, betraf 
die Streitigkeiten zwifchen den Bundesgliedern ſelbſt. Die 
Bundesacte hatte im Art. 11 beftimmt: Die Bundesglieder machen 


*) Bine gute Ueberſicht findet fi bei v. Beyer Repertorium 20. $. 275 ff. 
ei. Zachariae Staats und Bundesrecht Bd. U. Zöpfl Staatsr und Bundes⸗ 
recht Br. I. Der Beſchluß felbft iſt in den betreffenden Werken von Klüberr 
v. Beyer u. a. zu finden. 

Erſter Theil. 16 
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Öffnung der Bundesverſammlung datirt, bei ihr nicht zur Eroͤrte⸗ 
rung gekommen war. 

Da indeflen Ludens Nemeſis dieſelbe vweräffentlicht hatte, 
fo waren wenigftens die Anfichten des Auslandes nicht unbekannt 
geblieben. VBorausfichtlich waren Die großen und mittleren Mächte 
durchaus nicht Willens ihr beſonderes Geſandtſchaftsrecht anfzu⸗ 
geben und dem Bunde allein das Geſandſchaftsrecht zu überlafſen. 
&8 blieb daher nur der einzige Weg übrig, fowohl vom Bunte 
als auch von den einzelnen Staaten Geſandte abzufenden und 
zu empfangen. Daß dies ein fehr großer Uebelſtand war, wurde 
allgemein gefühlt; aber ein Mittel zur Befeitigung deſſelben war 
noch der Bundesacte nicht wohl möglich. 

Zuerfi nahmen Defterreih und Preußen die Angelegenheit 
in die Hand und erſteres gab im Ginverftändnig mit Preußen 
eine Punctation, welche mit Rüdfiht auf das Commiſſionsgut⸗ 
Achten (S. 226) die Hauptpunfte hervorhob. In der vertraus 
lihen Sikung am 3. März 1817 war dieſe Bunctation ein 
Gegenftand der Berathung und kam am 8. Mai zur Verband: 
lung in das öffentliche Protocol, Im Allgemeinen traten Defter: 
reich bei Preußen, Sachen, Haunover, Or. u. 9. Sachſen, die 
15, 16. u. 17. Stimmen: auch Luxemburg, nur mit einigen con= 
fequenten Bemerkungen. Dagegen wichen Baiern, Württemberg, 
und Kurhefien und Darmftadt in einigen Punkten ab *). Oeſter⸗ 
reich hatte in feiner Punctation zum Eingang bemerkt, daß bie 
Frage, ob Geſandtſchaften auswärtiger Höfe und Regierungen 
beim deutihen Bunde und bei der Bundesverfammlung accredi- 
tirt werden Eönnten, ſowie auch die Frage, ob der deutſche Bund 
Geſandtſchaften abjenden koͤnne, als entfchieden außer dem Kreife 
der Verhandlungen liege. Diejelben Gedanken hatte auch der 
Commiſſionsvertrag über die proviſoriſche Gompetenzbeflimmungen 
ausgeſprochen **): „Deutjchland erjcheint feit dem gefchloffenen 


©) Ueberfiht der Abfimmungen bei v. Meyer Repertorium ıc. Heft IV 
©. 425. 
*) 9. Pr. 1817. 34. Siß. $. 223 unter ©. 6. 
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e) das vechtlihe Verfahren wird von dem Aufträgalgericht 
bergeftalt geleitet, Daß überflüffige Verhandlungen und 
fonftige Zögerung gehörig vermieden werden. 

N Nach erfolgtem Actenjchluffe fteht es Den Aufträgalrichtern 
frei, entweder indgefammt oder einzeln rechtliche Belehrung 
entweder von einer Juriſten⸗Facultät oder von dem höchften 
Gericht ihrer Länder einzuholen, um ſich darnach bet ihrer 
Abftimmung, wenn fie wollen, zu richten. Es ift aber nicht 
zuläjfig die Acten zur Abfafjung eines Urtheils zu vers 
ſchicken. Das Aufträgalgericht erkennt in rmangelung 
befonderer Eutjcheibungsquellen nah den in Deutſchland 
bergebraditen gemeinen Rechten. 

e) Wenn dad Urtheil durch das Aufträgalgericht publicirt iſt, 
fo wird es nebft den Actender Bundesverfammlung zugejandt, 
damit fie nöthigenfallS auf deſſen Befolgung Halten kann. 

h) Rur das remedium restitutionis in integrum ex capite 
novorum findet nad) gemeinrechtlichen Grundfägen Etatt. 

Im Mai und Sımi erfolgten die Abftimmungen auf dieſen 
Vorſchlag. Zuerſt gab Defterreich eine Punctation, dann folgten 
Ihnel Hinter einander die anderen Staaten *). Die urfprüng- 
lihen Borfchläge erlitten dadurch eine ſehr bedeutende Abänderung. 
Oeſterreich hatte inäbefondere vollfommen Recht, wenn es auf 
ten Vorſchlag unter e und £ fein Bedenken ausſprach und gegen 
ten Vorſchlag, „daß jede Partei einer oder zwei Bundesgeſandte 
zum Aufträgalrichter zu wählen und die Bundesverfammlung 
einen Obmann zu ftellen habe ”, anführt, Daß nach einem aner- 
fannten Hauptgrundfaß die wohlgeordnete Auiträgalinftanz auf 
eigentlicher Gollegialberathung beruhen jolle, womit der Vorſchlag 
unter f nicht nicht übereinftimme; denn, wenn man erwäge, Daß 
tie Sefandten einzeln oder insgefammt rechtliche Belehrungen 
einzuholen berechtigt fein follen, jo würde die Gollegialberathung 
tbren eigentlichen Zweck ganz verfehlen, welcher eben auf gegen- 


%) Die einzelnen Abflimmungen überfichtli geordnet bei 9. Meyer 1. c. 
11 150 fi. . | 
16* 
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einbarlich finden; baß, die. Bunbeöverfammlung: nicht als felbſt⸗ 
ſtaͤndiger Körper, fpudern nur im Namen und. ans. Auftrag der 
verbieten Souveraine haudle. MBolle man aber vie erfte 
Notification an die Mächte. felbft richten, fo würden ent- 
weber alle Bundesglieber zu unterzeichnen baben, ober ber 
Kaiſer von Defterreih Namens. derſelben“. Kurheilen flimmte 
mit Württemberg überein. Dagegen ‚äußerten fich aber wieber 
Medlenburg, Holftein und Luxemburg und beftanden auf der von 
Defterreich vorgefchlagenen Form. Kurheſſen wollte ferner nicht 
eine Mittheilnng an Diejenigen europäifchen Mächte, welche zu- 
gleich Mitglieder des deutſchen Bundes find, und endlich Feine 
Notification an die nordamerikauiſchen Freiftaaten, „weil mit 
ihnen der deutiche Bund, Der feine Seemacht bilden werde, nicht 
wohl in Beziehung komme und. die große Entfernung jede Colli⸗ 
fion ‚verhüten zu müſſen ſcheine“. In dieſer letztern Hinficht 
proteſtirte nehen Luyemburg, Baden, Holſtein und bie freien 
Städte ſehr energiſch im Intereſſe, des Handels und Verkehrs. 
Aus dieſem Grunde wünſchten auch die freien Städte eine Noti⸗ 
ficatton an die Pforte, damit das. räuberiſche Verfahren der ber 
Pforte untergebenen afrikaniſchen Raubſtaaten gegen die deutſche 
Schiffahrt aufböre. Die Notifientionen wurden nun im Namen 
des Bundes durch nachfolgenden Beichluß der Bundesverſamm⸗ 
lung an 49 Staaten erlaflen. Bon allen erfolgten Autworten 
mit Ausnahme von Nordamerika, Portugal, Sardinien und der 
Türfei. Einzelne hatten jehr jpät geantwortet. Es befteht Darüber 
bei der Bundesverfammlung eine gejchriebene Notifications- 
regiftratur mit den erforderlichen Fortſetzungen. 

Veber Die Form der Notificationd- und wachfolgenden 
Schreiben beftanden ebenfalld verfchiebene Meinungen. Defter: 
reich Hatte vorgeichlagen, die Unterſchrift: der deutſche Bund 
und in deſſen Namen ver Eailerlich -öfterreihiiche praͤſidirende 
Geſandte der Bundesverſammlung. Dagegen wollten einige 
Staaten, insbejondere Baiern und Württemberg, Die einfache 
Unterfchrift: der der Bundesverfammlung präaſidirende Geſandte. 
Es blieb aber bei dem oͤſterreichiſchen Vorſchlage. Die deutſche 
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Unterfheibung und Ausſcheidung nichts wiſſe, fie ſehe ſchon in 
dem Bermittelungsansichuß für das Politische folcher Differenzen 
ein Ausfunftömittel; ſowie alles basjenige vor die Bundesver⸗ 
fommlung gehöre, was Gelammtrechtel und Verbindliche 
fitn der Glieder und Dispofitionen der Bundesacte 
ſelbſt betreffe. Es fei dabei nach der Natur der Sache und der 
Menſchen eine mißliche Aufgabe um die Auffindung der Grenz 
iheide, wo das Politifche in einem Streite unter fouverainen 
Staaten aufböre und das Rechtliche anfange, fo daß die im 
Geifte der Bundesacte liegenden Bwede der Sicherung der Zus 
Hände des Friedens und des Nechtes bei ihren Buchftaben befier 
gebeihen bürften, als bei einer neuen Unterfcheidung, wobei der 
Bundestag in Schwierigkeiten gerathen könnte, Faſt ebenſo ſprach 
fih Württemberg aus*®). 

Der Beichluß der Bundesverſammlung vermied zwar jeßt 
geradezu gegen die preußiiche Auffallung: fi auszusprechen; 
die Bundesverfammlung fam erft im jahre 1831 zu einem geradezu 
verwerfenden Bundesbeichluß **), nachden zuvor Preußen feine 
Anficht ausführlich motivirt hatte ***), Allein der betreffende 
Bundesbefchluß vom 16. Juni 1817 F) berüdfichtigte Die preußifche 
Anſicht gar nicht. — Die Einrichtung ſelbſt hat fih in vielen 
Fällen ſehr wohlthätig bewiejen und manche Streitigkeit zwifchen 
Yundesgliedern, die früher wohl kaum ohne Gewaltthat oder 
andere Mebelftände gefchlichtet worden wäre, bejeitigt. Man muß 
der Bundeöverfammlung das ehrende Zeugniß geben, daß fie 
mit Ginficht und nach ben Umftänden mit Schnelligkeit dieſen 
Beſchluß förderte. Auf wichtigere einzelne Urtbeile der Auſtraͤ⸗ 
galgerichte werden wir |päter zu |prechen kommen, 


*,3, Br. 1817 Fol. 351. 
9, Br. 1831 Kol. 137, 
e) 9, Br. 1830 Fol. 13681374. 
1) 8. Br. 1817. Der B. B. findet fi bei Meyer I. c. II ©. 47—49. 
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fi verbindlich einander unter Teinerlei Vorwand zu befriegen, 

noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, ſondern fie bei 

der Bundesverfammlung anzubringen. Diefer liegt alsdann ob, 
die Vermittelung durch einen Ausschuß zu verinchen und Falls 
diefer Verfuch fehlſchlagen folte, und demnach eine richterlide 

Entſcheidung nothwendig würde, ſolche durch eine wohlgeordnete 

Aufträgal:Inftanz zu bewirken, deren Ausſpruch ſich bie ſtreiten 

den Theile ſofort zu unterwerfen haben. 

In der vertraulichen Situng vom 3. März 1817*) war 
hervorgehoben: 

a) Eine wohlgeordnete Aufträgalinfan; wird aus ber Mitte 
der Bundesverfammlung für jeden vorkommenden Fall 
gebildet. Die Art und Weile aber, wie ſolches geſchehen 
folle, vorausbeſtimmt und zwar dergeftalt 
daß jede Partei einen oder zwei Bundesgeſandte zum 
Aufträgalrichter wählen und die YBundesverfammlung 
einen Obmann aus den Bundesgefandten zu ftellen befugt 
fein fol. Kein Gejandter, deſſen Hef unmittelbar oder 
mittelbar bei der Sache betheiligt ift, kann Schiebsrihter 
fein. 

c) Die zu Aufträgalrichtern ernannten Befandten find allein 
nad ihrer Ueberzeugung zu ſprechen verbunden und für 
diefe Fälle durch Die Inſtruction ihrer Höfe durchaus um 
abhängig. 

d) Wenn von Seiten der einen ober andern Partei bie 


b 


Na 


Wahl der Aufträge ungebührlich verzögert wirb, fo bang 


es von der Bundesverſammlung ab, nad) Umſtänden eine 
Aufträgal-Sommilfion aus ihrer Mitte zu beftellen, 


*) Notat. in conferentia de 3. März 1817. %. R. Mohl bie öffentlide 


Rechtspflege des deutihen Bundes 1822 ©. 22. C. F. Eichhorn Betrade | 


tungen über die Berfaffung bes beutichen Bundes in Beziehung auf Strritiz⸗ 
feiten bdefielben untereinander ac. 1833 ©. 14. H. A. Zachariae Deutik. 
Staates und Bundesredht. II 718 ff., wo die weitere Litteratur über an 
Gegenſtand zu finden ifl. 
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Unterfcheidung und Ausſcheidung nichts wiſſe, fie ſehe ſchon in 
dem Bermittelungsausjchuß für das Politiſche ſolcher Differenzen 
ein Auskunftsmittel; ſowie alles dasjenige vor die Bundesver⸗ 
ſammlung gehöre, was Gejammtrechtel und Verbindlich: 
feiten der Glieder und Diepofitionen der Bundedacte 
ſelbſt betreffe. Es ſei Dabei nach der Natur der Sache und der 
Menſchen eine mißliche Aufgabe um die Auffindung ber Grenz- 
ſcheide, wo das Politiſche in einem Streite unter fouverainen 
Staaten aufhöre und das Nechtlihe anfange, fo daß die im 
Geifte der Bundesacte Tiegenden Bwede der Sicherung der Zus 
Hände des Friedend und des Rechtes bei ihren Buchſtaben befjer 
gebeihen dürften, als bei einer neuen Unterjcheidung, wobei Der 
Bundestag in Schwierigkeiten gerathen Eönnte. Faft ebenfo ſprach 
fih Württemberg aus®), 

Der Beſchluß der Bundesverfammfung vermieb zwar jetzt 
geradezu gegen die preußifche Auffaflung: fi auszufprechen ; 
die Bundesverfammlung fam erft in Jahre 1831 zu einen geradezu 
verwwerfenden Bundesbefchluß **), nachdem zuvor Preußen feine 
Anfiht ansführlih motivirt hatte ***), Allein der betreffende 
Bundesbeichluß vom 16. Juni 1817 F) berüdfichtigte Die preußifche 
Anfiht gar nicht. — Die Einrichtung jelbft hat ſich in vielen 
Fällen ſehr wohlthätig bewiejen und manche Streitigfeit zwilchen 
Yundesgliedern, die früher wohl kaum ohne Gewaltthbat oder 
andere Uebelſtaͤnde geichlichtet worden wäre, beſeitigt. Man muß 
der Bundeöverfammlung das ehrende Beugniß geben, daß fie 
mit Einſicht und nad den Umftänden mit Schnelligkeit dieſen 
Beſchluß förderte. Auf wichtigere einzelne Urtheile der Aufträ 
galgerichte werden wir jpäter zu prechen kommen. 


*), 3. Br. 1817 Kol. 351. 
0,9. Br. 1831 Kol. 137. 
“ee, 9. Pr. 1830 Fol. 1368—1374. 
1) B. Br. 1817. Der B. B. findet fih Bei Meyer I. c. 11 ©. 47—49. 
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Eine der verbienftlichften Arbeiten der Bundesverfammlung 
in dieſer Periode bleibt aber die Beftimmung über die Gompe 
tenz derjelben, wie fie in dem Beichluffe vom 12, Juni 1817 
vorliegt, von welcher ein unbefangener Kenner der Arbeiten der 
Verſammlung aus jener Beit, Klüber, fagt: „bie Urkunde iſt ein 
ſchoͤnes Denkmal des edlen Pflichteifers und der nationalen 
Gefinnungen, welde die Mitglieder der Commiſſion und tie 
Mehrheit der bundesverwandten Regierungen belebten”. 

In einer der erften Sigungen von 1816 wurde eine Com—⸗ 
miſſion mit Abfaflung eines Outachtens für die nähere Feſtſtellung 
der aus ber Bundesacte ſich ergebenden Grenzen ber Gompeten 
ber Bundeöverfammlung in Bezug auf Privateingaben erwählt. 
Sie beftand aus v. Gruben, v. Martens, v. Pleſſen, v. Berg und 
Hach; fie gab noch in demfelben Jahre ihre vorbereitende Ab- 
flimmung. Wir haben bei Gelegenheit der Frage über Die Be 
fugnilfe der Bundesverfammlung in Rüdficht auf Vorftelluugen 
und Geſuche von Privatperjonen dieſe Abſtimmung ausführlid 
vorgeführt *). Zur Begutachtung dieſer Anſichten wurde eine 
zweite Commiſſion erwählt, beftehenb aus Graf Buol, Graf Golß, 
v. Martens, v. Plefien, v. Berg**). Dieje erörterte mit tem 
rühmenswertheften Zleiße und großer Unparteilichfeit die Com⸗ 
petenzfrage. | 

Dei der Wahl der Gommilfion Hatte Graf Buol-Schauen- 
ftein fih dem — nicht veröffentlichten — Antrage des hannöver: 
ſchen Geſandten angefchloffen***), welcher auf die weitergehenten 
und Durchgreifenden Anfichten v. Pleſſens und v. Bergs nict 
eingehen wollte; aber er bezeichnete dennoch Die Gompetenzbeftim- 
mung als eine folche, welche ſowohl ber weſentlichen Grundlage 
der Bundesacte, als auch den Bedürfnijjen der Zeit 
entiprehend fein müffe,;, und daß der Zwed bes 
Berufs der Bundesverfammlung im Ginflange mit 


e) €. 128 fi. 
**) Sitz· v. 19. Decb. 1816 Fol. 208. 
*86) Siehe oben ©. 145. 
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ihrer Bürde die balpmöglihfte Wegräumung alles 
Schwankens, das feine Art von Vertrauen begriün- 
ben Eönne, ſehr Dringend erheifhe*). Preußen machte 
in berfelben Sikung den Antrag: „daß eine Sommilfion ein 
Gutachten vorlegen möge, was einitweilen ald Provijorium an» 
genommen, bis zur definitiven Feſtſetzung der organiſchen Ein- 
tihtungen überhaupt gelten Eönne, um Die Berathungen zweck⸗ 
mäßig zu befördern, ihre Entſchlüſſe und Entfcheißfingen in ein 
zelnen Fällen zu begründen, und der gerehhten Erwartung 
bed Publicums zu entſprechen“. 

In diefem Sinne arbeitete nun bie Commiſſion und als 
Vorſitzender derſelben gab Graf Buol⸗Schauenſtein in der 34, 
Sikung vom 12. uni 1817 das gemeinjchaftliche Gutachten 
berfelben zu Protocol, In dem Schlußantrage der Commiſ—⸗ 
fion hieß ed: „Daß die Bundesacte Die Grundzüge und Andeu⸗ 
tungen des: für Deutjchland gefchlojjenen Bundes enthält, darüber 
fund alle**) einig; aber ebenjowohl erfennen auch alle insge⸗ 
lammt, Daß Fürften und freie Städte, ſowie Die 
Nation überhaupt, gleichen Anjprud auf Die Boll: 
endung dieſes Bundes haben. Da nun der Auftrag der 
Commiſſion ihr bei der Beratbung am fichtbarften den Mangel 
jeigte und in mehreren Verzweigungen fühlbar vorlegte, weldyer 
von einer folchen iſolirten Bearbeitung untrennbar iſt; jo hat 
die Commiſſion die natürlichite Veranlaſſung, Der, gejemmten 
Vundesverſammlung den Wunſch und das Bedürfniß angelegent- 
ih vorzutragen: daß die planmäßige Erörterung und 
Ergänzung der Bundesacte nicht auf Unbeftimmte 
berjhoben werden möge". 

Die Commifflon, der öfterreichifche Geſandte an der: Spitze 
derſelben, erkannten alfo den Fürften und der Nation einen 
gleihen Anſpruch auf Vollendung ded Bundes; fie erfannte die 


*) B. Br. 1816 $. 55. Fol. 208. 
**) alſo auch der öſterreichiſche Geſandte! 
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Mangelbaftigkeit der Bunbesacte, die Nothwendigkeit der plans 
mäßigen Grörterung und Ergänzung berjelben, und zwar in 
nächſter Beit an. Hätte man nicht fchon von ber Hofmannfcdhen 
Angelegenbeit her gewußt, daß die Anficht der Bundesgeſandten 
noch bei Weitem nicht die ihrer Gommittenten war, fo hätte bie 
Nation an ſolche Aeußerungen große Hoffnungen Inkpfen koͤnnen. 
Aber diefe Hoffnungen, fo gering fle damals waren, fanben be 
fanntlih in den ſarlsbader Beſchlüſſen zunähft ihre 
Grfüllung, 

Bei der Abftimmung über den Borfchlag der Gommilfion 
erflärten die meiften Regierungen ihre fofortige Zuftimmung, 
darunter Preußen und Oeſterreich, zwifchen welchen die Ange: 
legenheit vorher vertraulih verhandelt worden war, andere 
Stimmen behielten fi die nähere Erklärung vor, oder nahmen 
einfad ad referendum, wie Württemberg und die beiden Heſſen, 
um fpäter ihre nachträgliche Zuflimmnng, einzelne unter einigen 
Reverfalien dennoch zu geben. Hannover und die 16. Stimme 
erft nach der Vertagung, Iebtere fogar erft 1818. Einwendungen 
machte von Anfang an Baiern. 

Der Belhluß*) felbft hatte eine beſonders wichtige Beſtim⸗ 
mung. Es bieß nämli in $. 5 unter Ro. 3: 

„da ber Begriff der vellen Souverainität der einzelnen 
Bundesfiaaten der Bundesacte zu Grunde gelegt ift, fo 
liegt unbezweifelt gerade Einmiſchung der Bundesverſammlung 
in bie innen abminiftrativen Verbältniffe außerhalb der Gren⸗ 
zen ihrer Competenz“. 

(Holgen die Ausnahmen), 

Damit war alfo gefagt, daß ber Begriff der Sonverainetät 
Kürften und Staaten begriff, nicht aber die Fürften allein pers 
fönlih. v. Gagern bob, ohne Widerſpruch zu erfahren, 
das in feiner Buflimmung ftarf hervor, indem er äußerte: „Yu 
jagen ober zu glauben, daß Napoleon den Fürften die Sowe 
ränetät perſoͤnlich verliehen, mit anderen Worten, fie zu Despoten 


#) Siehe benfelben bei v. Meyer 1. c. II. 
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geftempelt habe, was hiernach andere Urkunden befefligt haben 
follten, fiel unferen Fürften nicht einzu behaupten und zu dußern, 
fie würden felbft erröthen; fondern es wurde nur ein eigenthüms 
licher Volksglaube und eine gefährliche Waffe der Störer, dem 
begegnen Sie bier auf weile und heilfame Art”. Dann er 
mahnte er die Kürften, daß fie der Anfiht Walhington’3 einge 
dent fein möchten, wie er fie 1787 ausſprach: „das firengfte 
Grforberniß für die Staaten fcheine, die Befeftigung der Union, 
wodurch Wohlfahrt, Gluͤck, Schirm und vielleiht National⸗ 
Griftenz bedingt werben, feſtzuhalten, deßhalb minder hastnädig 
bei Dingen von geringer Erheblichkeit zu fein“. Bon ſich fagte 
Sagen, daß er aus Pfliht und Ueberzeugung monarchiſch 
gefinnt fei, um fo monarchiſcher und fürftficher in Deutfchland, 
weil die Staaten befielben ihren Beſtand größtentheild den 
Berechtigungen, den Belehnungen, dem Degen, ben Bermählungen, 
den Beerbungen, dann auch der Klugheit ihrer Fürften zu danken 
hätten. Nichtsdeftoweniger fei e8 aber von der höchften Wichtig⸗ 
keit, daß die deutfchen Fuͤrſten in Gonfequenz den norbamerifani- 
ſchen Republicanern nicht nachftünden; es hinge dann nur von 
ihnen ab, fie zu übertreffen. 

Der Beichluß über die Kompetenz der Bundesverfammlung 
bezeichnete im Anfang ($.1) Die Competenz derjelben und gleich- 
bedeutend mit der Feſtſetzung ihres Gefhäfts-Umfanges, 
und diefe gleichbedeutend mit den Angaben ihrer Beſtimmungen. 
Der Geſchaͤfts-Umfang der Bunbesverfammlung ($. 2) war 
beurtheilt nach zwei Hauptbeziehungen, ben inneren und ben 
äußeren Verhältnifien des deutjchen Bundes, Die inneren Ver⸗ 
haͤltniſſe waren abgetheilt nach ihrer Beziehung auf den Bund 
ſelbſt, auf die einzelnen Staaten und Regierungen berfelben und 
auf einzelne Deutjche (Brivatperfonen, Gorporationen oder ganze 
Claſſen). Hierfür war eine Directiv-Norm feftgefegt, die in einer 
Geihichte der Bundesverfammlung, wenn auch befannt und 
überall zu finden, dennoch nicht fehlen Dürfen. Sie lauten: 

1. Die Bundesverfammllung erkennt die Bundesacte als die 
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einzige Grundlage ihrer Wirkfamkeit, ſich aber zugleich als 
berufen, biefelbe in ihren einzelnen Beflimmungen und Ans 
Deutungen gu entwideln und zu vollenden. 

2. Der Bundestag ift competent, Schlüffe zu fallen, woburd 
felbiger die verfaflungsmäßige Erhaltung des Bundesvereins 
im Ganzen bezwedt. 

3. Wenn. auf irgend eine Art die innere Sicherheit des deut⸗ 
chen Bundes wirklich geitört oder bedroht ift, und dieſe 
Störung oder Bedrohung dur die Bundesverfammlung 
anerkannt wird, fo tritt der Kal ein, wo der Bundestag 
Berathung. über die Erhaltung oder Wieberherftellung der 
Ruhe zu pflegen und die dahin gerichteten Beſchlüſſe au 
fafien hat. 

4. Sobald bei einer Angelegenheit nicht bloß das Wohl der 
einzelnen deutfhen Staaten, fjondern zugleih das der 
Geſammtheit berüdfichtigt werben muß, jo ift die Bundes⸗ 
verfammlung als die einzige, die Geſammtheit vertretende 
Behörde berufen, Darüber zu berathen. Dieſe Beflimmung 
entipricht unläugbar den in den Art. 6, 18 und 19 der 
Bundesacte vorbehaltenen oder empfohlenen gemeinnüßigen 
Anordnungen. 

Die vorberührten Directiv-Rormen finden jämmtlihd im der 
Bunbesacte und vorzüglich in dem Grundcharacter des benutichen 
Bundes ihre Begründung.“ 

Diefe Normen find aber in Zukunft bei ſehr wichtigen An⸗ 
gelegenheiten nicht eingehalten. Insbeſondere find die Beſtim⸗ 
mungen unter Nr. 1 und A auf das Empfindlidfte von ben 
großen Mächten, Defterreih und Preußen, verlegt. Hiernach 
hätten die Carlsbader und Wiener Gonferenzen nicht Statt 
finden dürfen; die betreffenden Verhandlungen mußten am 
Bundestage geführt werden. Oeſterreich und Preußen 
brachen alſo fpäter mit den Carlsbader unt Wiener 
Gonferenzen die feierlih und einflimmig ange 
nommene Gompetenzbefiimnungen des Bundes— 
tages. — 
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Die Eompetenzbeftimmungen der Bımbesverfammlung in den 
inneren. auf die einzelnen deutſchen Stnaten und Regierungen 
ih beziehenden Verhaͤltniſſe des Bundes fehten feit, daß die 
Bundesverfammlung jede Störung des Beſitzes zwiſchen den 
verichiebenen Bundesſtaaten nicht nur im Kalle. der ‚Anzeige des 
betrohten ober angegriffenen Theile, fondern aud) in dem alle 
dies ſonſt mit Gewißheit zu ihrer Kenntniß gelange, 
Schutz gewaͤhrende Beſchlüſſe fafſen jolle. Wir ‚haben. oben 
gehen, daß v. Berg in feinem. Butachten über die Privats 
beihwerben beim Bunde*) den Grundſatz aufgeftellt hatte, daß 
die Bundesverfammlung in allen Fällen auf Erfüllung der 
geleifteten Verſprechungen und ertbeilten Zuſicherungen bringen 
ſolle, daß die bloße Anzeige der Nichterfüllung in einem oder 
dem anderen Staate, gleichviel von wem fie ausgehe, fofern fie 
ifn nur angebe, genügend zur Prüfung der Bundesverſammlung 
fi, Daß unter diefe Rubrik die Mahnung der Artikel 13 und 16 
ter Bundesacte vorzugsweijle zu. nehmen fei, daß insbeſon⸗— 
dere die Einwohner aller Bundesftaaten eine lands 
känbifhe Verfaffung zu erlangen und erhalten 
befugt ſeien. Dieſe Anficht war bier nicht durchgedrungen. 
Die bloße Kenntniß einer Verlegung eines Artifeld der Bundes⸗ 
acte war nur bei Streitigkeiten zwiſchen den Fürften 
hinreichend zur fofortigen Einfchreitung der Bundesverfammlung 
gefunden. In Bezug auf die Verfaſſungen der einzelnen Laͤnder 
hatte man fih zu folgendem Paſſus in der Gompetenzftimmung 
geeinigt: 

„Sorte die einzelnen Gebiete unter der allgemeinen Garantie 
des Bundes ftehen, jo it die Bundesverfammlung audy berufen, 
die Öarantie der Verfaftungen einzelner deutſcher Staaten unter 
den bei Veranlaflung des großherzoglich Weimarſcheu Anſuchens 
in der 18, Sigung in Uebereinftimmung mit dem Eaiferlid, öfters 
reichiſchen Staate, allgemein angenommenen Mopdificationen, mits 
bin dann zn übernehmen, wenn der einzelne Staat unter den 


e) ©. 141. Faſt diefelben Anfichten ſprachen v. Pleſſen und Hach aus. 
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gehörigen Grforbemiffen, das Heißt unter einflimmiger Ent- 
fhließung des Fürften und der Stände, darauf anträgt, daß der 
Bund die Garantie feiner Verfafiung übernehme‘. Wenngleich 
nun auch es weiter heißt: „die Bundesverſammlung ift berufen, 
darauf zu achten, daß in ber Bundesacte Art. 12. 13. 14. 16 
und 18 der einzelnen Staaten zur Ausführung vorgefchrittenen 
öffentlihen Verbältniffe in Erfüllung gebracht werden“; — fo 
war doch, wenn man bie früheren Verhandlungen, alfo beſonders 
die Abftimmungen von Bergs, von Pleſſens und Hachs ins Auge 
faßt *), mit der Gompetenzbeftimmung, wie wir fie eben anführten, 
deutlich ausgeſprochen, Daß nur bei Streitigkeiten unter 
den Kürften felbft (Art. XI Abf. 4 der B. U), eine 
Kenntniß der Bundesverfammlung, gleidhviel, wos 
ber fie komme, zur Ginihreitung derſelben 
genüge, nicht aber bei Streitigfeiten zwiſchen den 
Kürften und ihren Ständen oder Unterthbanen, wo 
die Bundesacte dieſe zum Gegenftand ihrer Thätigs= 
feit gemadt hatte. Bei Erfüllung der Art. 12. 13. 14. 16 
und 18 traten daher andere Erwägungen, andere Prüfungen ein: 
Da handelte es ſich nicht etwa um die Gewißheit irgend einer 
Verlegung, fondern etwa um bie Prüfung, ob nicht irgend ein 
juriſtiſcher Formfehler in einer Vollmacht der Beſchwerdeführer 
vorhanden ſei. Anfangs trat freilich dieſer Geſichtspunkt bei 
entfchieden gutem Willen der Mehrheit der Bundesgefandten 
nicht hervor, daß ihn aber die einflußreiäften Mächte fchon ba» 
mals hatten, beweift eben die Faſſung der Gompetenzbeftimmung 
im Vergleih zu ten Vorſchlägen v. Bergs, v. Pleflend und 
Hachs. Die öffentliche Stimme hatte bei ihrer Nichtkenntniß ber 
von uns oben gegebenen Verhandlungen (S. 140 ff.) nit den 
nöthigen Veberblid der Situation und deshalb bob die Prefie 
die Mangelbaftigfeit ber Gompetenzbeftimmung in F. 5 nicht 
hervor. 

Diejenigen Fälle, welche ausnahmsweiſe bei dem anerkannten 
Grundſatze der vollen Souverainetät der einzelnen Bundesſtaaten 


Ye. 10 f. 
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eine Einwirkung in bie innern Angelegenheiten eines Staates 
zulaſſen follten, bejchränkten ſich vorzugsweiſe auf Die Juſtizver⸗ 
weigerung, darauf, wenn Die Streitigkeiten zwijchen dem Regenten 
und feinen Unterthanen Die innere Ruhe des Landes gefährbet 
und mit diefer auch Die allgemeine Rube bedroht 
werden follte, aber aud erſt dann, wenn bie conftitutionellen 
oder gefeglichen Mittel und Wege in den betreffenden Staaten 
erihöpft wären, endlich darauf, wenn etwa ein Untertban von 
einer fremden Regierung verlegt, die Vermittelung feiner Regie 
zung beim Bunde erlangt habe. Kür die auswärtigen Verhält- 
nifie bezog fich die Gompetenzbeflimmung auf den Entwurf für 
bie Regelung berjelben, welcher wie wir willen, am 12. uni 
1817 zum Bundesbeſchluß erhoben worben war. 

Erwaͤgt man die Verhältnifje der damaligen Zeit im Allge⸗ 
meinen, die Stellung der Bundesgefandten nad) der Hoffmanns 
fhen Angelegenheit, die Beftrebungen der mittleren und jelbft 
Heineren Staaten jo viel wie irgend thunlid, ihre Ange: 
legenbeiten der Gompetenz ber Bundesverſammlung zu ent: 
ziehen, endlich das Beſtreben der großen Mächte, fi bes 
Bundes vorzugsweiſe zu ihren Bweden zu bedienen, jo wird man 
nicht anftehen, das oben angeführte Urtheil Klübers zu unter 
Ichreiben. Der Pflichteifer der Mehrheit der Gefandten hatte 
bie Widerjprüche, welche gegen die Gompetenzbeflimmungen in 
ben vertraulichen Sigungen erhoben wurden, bejeitigt, wenn auch 
nicht ohne Schwierigkeit. Selbft in die Preſſe war hiervon 
Manderlei gebrungen *), und Blätter, welche über den Bundes⸗ 
tag flehende Artikel in ihren Spalten hatten, wie die Nemefis, 
bofften deshalb noch wenig ober nichts. Während fich in vielen 
Beitungen und Brofchüren jener Zeit eine fehr große Verftimmung 
der Nation wegen der unerfüllten Wünfche nad) größerer Volks⸗ 
einheit zeigte ), traten auf anderer Seite einflußreiche Stimmen 
in Süddeutſchland auf, welche als Lebensprincip des deutſchen 
Bundes, als die Moͤglichkeit ſeiner Fortdauer bedingend, das 

*) Alig. A. Big. 1817 Nr. 112. 

©°*) Weber die Berfiimmung unferer Zeit. 1817. 
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Souverainetätöprineip der einzelnen deutfchen Staaten bis zum 
Fleinften herab , betrachtet willen wollten *), deßhalb auch jede 
Annäherung an ein Bundesgericht, jede Ausdehnung der Compe— 
tenz der Bundesverfammlung als verderblich bezeichneten. In 
den Negierungsfreijen Süd» und Mitteldeutfchlandd wurde auf 
die Gleichheit der. Rechte aller Glieder des deutſchen Buntes 
das Hauptgewicht ‚gelegt, von ihr behauptet, daß die Ueberzeugung 
von dieſer Gleichheit die große Macht fei, welche Deutichland 
zuſammenhalte, ohne welche fein Rechtszuſtand zuläffig ſei. Diele 
Gleichheit aber fei auh ohne die Souverainetät der Bundes 
ſtaaten unmöglid und folglid je in der Souverainetät die 
Barantie des Rechtözuftanded zu fuchen. Aus dieſem Grunde 
ſah man auch den 3. Artifel der B. A. als den Schlußftein des 
Bundes an und äußerte unverholen, daß fein organiſches Geſetz 
irgend einer Art dem. Bunde eine foldye Sicherheit gewähren 
Eönne, als die Erhaltung der Gleichheit. Nur in ihr vereinige 
fid) das Intereſſe der Mehrzahl, in ihr Jah deßhalb jelbit der 
ihwächlte der Souveraine die Freiheit über feine eigenen Ber- 
hältnilfe beitimmen zu fönnen und die Sicherheit vor Zwang 
und. Uebermadt. Dazu fam in diejen Kreifen nody eine andere 
Erwägung, die bis zur neueften Zeit von Oeſterreichs 
Bolitik, insbefondere aber von Metternih wad 
gehalten wurde. Es wurde nämlich behauptet, daß jeter 
deutſche Staat nur in diefer Bleichheit die einzige Gewähr feiner 
politiihen Exiſtenz, mithin der Integrität feiner Beſitzungen 
habe, weldye durch Gewalt und bewaffnete Wacht nicht zu ſchützen 
jeien. Nur durch diefe Gewähr würde den einzelnen Sonverainen 
ber Bund etwas werth, ja unentbehrlih. An der Gleichheit ver 
Nechte liege aljo eigentli die Einheit Deutichlande. Weit ent: 
fernt, behauptete man weiter, daß die Souverainetät der dentſchen 
Staaten dem Bunde Gefahr bringe, jei fie e8 gerade, weldye 


*) Weber die Souverainetät der deutfhen Bundesflaaten in den Beiträgen 
zur Prüfung von Tagesmeinungen über Bolitif, Staatsreht und Stautswirthe 
ſchaft Deutſchlands. 1817. 
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and Die Erzengung der weiter eingegangenen Berbindlichkeiten 
erzeuge. Denn das Recht, daß fie Bünbnilfe fchließen, diplo⸗ 
matiſche Verbindungen mit fremden Mächten ımterhalten durften, 
ſei ohne alle Gefahr für Deutfchland, weil fie mit der gehörigen 
Gewähr der Gleichheit ihrer Rechte ihre politiſche Exiſtenz gefichert 
hätten. Man ging noch weiter, — und Das war denn freilich 
eine Unverfchämtheit fonder Gleichen, — man fragte: Was märe 
aud dem erften Kampfe gegen Nupoleon geworden, ‚ohne bie 
Verträge von Ried, Yulda ıc.*), welche die Souverainetät an⸗ 
erfannten? Was wäre aus dem zweiten geworben, ohne ben 
Abſchluß der auf die größte Billigkeit gegründeten Bundesacte 
mit Anerfennung der Souverainetät der einzelnen Staaten? 

Wie durfte man nun hoffen, daß bei. Joldyen durchaus nicht 
verhehlten, ja von Defterreich bei jeder Gelegenheit genährten 
Anfichten, eine Ausficht auf größere Einheit des deutfchen Volkes 
erreicht werben Tonnte? Sie wurde erreiht, wenn man. Die 
Competenz der Deutjchen Bundesverfammlung weiter auszudehnen 
im Stande war. Es war daher fchon ſehr viel, daß Pflichteifer 
und Gewillenhaftigfeit mehrerer Bundesgefandten die Competenz⸗ 
beftimmung am 12. Sunt 1817 durchfegten. Wäre fte nur an: 
gewendet! 


Gine der wichtigften Angelegenheiten für Die politifche Zukunft 
Deutihlands war damals wie heute die Entwidelung einer tüch—⸗ 
tigen und ausreichenden Wehrkraft, die Einrichtung einer Reihe 
von Vertheidigungspuncten im Welten gegenüber der drohenden 
Sefungslinie der Franzoſen, welde man fidh leichtfinnig im 
Parifer Frieden entgehen ließ (S. 104 ff.). Am erften Vortrag des 
Fröfivialgefandten, wie in den Berichten der Commiſſion fiber 
die Reihenfolge der Gejchäfte war Diefer Punkt befonderd hervor: 
gehoben. Es war natürlich, daß die Großmächte dieſe Angelegen- 
beit zunächft in die Hand nahmen, weil vorerft auf ihre Macht: 
entwidelung Alles anfam. Defterreich gab deshalb im Einverftändniß 
mit Preußen eine Punktation über die Entwerfung einer Matrifel, 


*) Wir ſahen, was daraus geworden! vgl. oben ©. 7 Fi. 
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in welcher e8 als Grundlage ein Verzeichniß ſaͤmmlicher Bundesſtaalen, 
und zugleich für dieſe die Angabe der Anſchlaͤge zur Erfuͤllung aller 
gemeinfamen Verpflichtungen Mannfchaftöftellung und@elbbeiträge) 
verlangte. Defterreich meinte, Daß man bei Feftftellung der Matrifel 
und der bezwedten verbältnißmäßigen Vertheilumg der Geſammi⸗ 
laften zwar auf Die Quadratgroͤße des Gebiets, auf die Bevölkerung 
und auf die Sinfünfte defjelben Rüdficht nehmen müſſe, daß aber 
eine befondere Schwierigkeit für die lebte Rubrik bei allen Bun 
desſtaaten aus politiichen und abminiftrativen Gründen eintreten 
würde; bei beftem Willen würden die Regierungen nicht einmal 
die genauen ſtatiſtiſchen Ermittelungen vornehmen können, weil 
Territorialmssgleichungen ıc. durchaus noch nicht beendet jeien. 
Deßhalb fchlug ed vor, daß vorerft eine Gommilfion erwählt 
werde, welcher die erfle Herſtellung einer Matrifel obliegen 
folle. Dabei möge fie von folgenden Gefichtöpunften ausgehen: 

1. Dieſe Sommiffion bat vor allem jämmtlihe Bundesftaaten, 
nad ihren zum beutfchen Bunde gehörenden Gebieten, in 
ein Verzeichniß aufzunehmen. Bon Seiten des kaiſerlich⸗ 
Föniglihen Hofes ift man erbietig, zur genaueren Anwen 
dung des Art. I der Bundesacte, die ewa gewünſchie 
beftimmte Srflärung und Bezeichnung darüber abzugeben. 

2. Sodann bat diefe Gommilfion nah Durchſchnittsberech⸗ 
nungen der verfchiebenen flatiftifchen Hülfsquellen fidy darauf 
zu beichränten, aprorimative Berechnungen und Ausweiſe 
etwa über die drei Verhältniffe aufzuftellen. 

3. Diefem nah muß ed ſodann vor allen ein Gegenftand 
eigener Berathung und Begutachtung von Seiten dieſer 
Commiſſion ausmachen: ob und in wiefern für bie bemerk⸗ 
ten zweifachen Bedürfniffe — naͤmlich Mannfchaftäftellung 
und Gelbbeträge — jene angeführten drei berechenbaren 
Anhaltspunkte, einzeln oder vereint, die Grundlage ter 
Matrifular-Anjchläge für die einzelnen Bundesflaaten 
gewähren follen. — Nach dem Refultate diefer Berathung 
und nah dem Beſchluſſe derjelben wäre fobann ber zwei: 
fahe Matrikularanſchlag für alle einzelnen Bundesftaaten 
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gewähren ſollen. Nach dem Reſultate dieſer Berathung 
und nach dem Beſchluſſe derſelben waäͤre ſodann ber zwei⸗ 
fache Matrikularanſchlag für alle einzelne Vundesſtaaten 
gutachtlich als approximativ richtig anzuſetzen. 

.Sobald nun dieſe Bundesarbeit als Anfhlags-Entwurf 
vollendet ift, wird felbige allen deutſchen Regierungen mits 
getheilt, um fich gu erklären, ob und in wiefern fie dieſe 
Anfchläge für fih und Andere gelten Tafjen wollen, ober 
was etwa dabei zu bemerfen fein dürfte. 


. Die auf folde Art bergeftellte Matrifel wäre vorläufig 
für eine beitimmte Neihe von Jahren anzunehmen, und 
zwar, da gerade jebt alle ſtatiſtiſchen Anjchläge noch fo 
wenig eine feite Grundlage haben koͤnnen, nicht auf eine 
zu lange Zeitfrift, etwa auf fünf Jahre. Bis dorthin aber 
werben nicht nur die fämmtlichen Bundesſtaaten im Sunern 
genauer conjolidirt und geregelt fein, ſondern auch eigene 
ober berichtigte ftatiftifche Wearbeitungen die Bundesver— 
fammlung in Stand fegen, zu berathen, ob jene erft vor- 
läufige Matrikel noch beibehalten, oder welche fonftige 
Binleitungen und Nenderungen man in dieſer Hinficht ans 
gemeſſen erachten dürfte. 


. Mit dem Ende des vierten Jahres müßte die definitive 
Matrikularbeſtimmung erfolgen, welche jodann nach vers 
ſtrichenem fünften Jahre in definitive Anwendung Eommt. 


. &o wie übrigens dieſe Gommiljion die Gntwerfung ber 
Matrikel zu betrachten. bat, jo. würde auch in Dem orga- 
nüchen - Öefegentwurfe aufzunehmen fein: 

a) ob und in wiefern während dieſer Friſt eine Ders 
änderung des Matrilularanſchlags nachgeſucht werden 
könne; 

b) ob und in wie fern aber auch felbft Bei angebrachten 
Geſuchen um Minderung des Matrikularanfchlags 
einfiweilen noch bis auf Weiteres nach der feſtge⸗ 
jeßten Matrikel fich zu richten fei. 

Erſier Theil. 17 
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Diefe Punctation wurde am 29. Mai 1817 von Oeſterreich 
übergeben, worauf ſich Preußen im Allgemeinen beiftimmend 
erklärte, obwohl der Geſandte geftehen mußte, mit feinen beſtimm⸗ 
ten Inſtructionen verſehen zu fein”). Die meiften Staaten 
flimmten einfach für die Wahl ber Commiſſion, die denn auch 
in derſelben Sigung vorgenommen wurde (Öraf Buol, Graf @olg, 
Frh. v. Aretin, v. Martend, Sch. v. Pleffen). Braunſchweig 
und Naſſau aber, jowie Didenburg, Anbalt und Schwarzburg 
machten jchon in der folgenden Sigung (2. juni 1817) in der 
vorbehaltenen Abftimmung einige Einwendungen gegen bie öfter: 
reichiichen Vorſchlͤge. Man machte geltend, daß fi in ben 
Finanzen eines Staats oder in den Staatdeinfünften nicht bie 
Kraft des einzelnen Staats ausfpreche, weil zufällige und häufig 
auf das Nationalvermögen nadıtheilig einwirfende Urſachen eine 
Steigerung der Einkünfte eined Staates öfterd nöthig machten. 
Deßhalb jeien die Etaatdeinkünfte eine unfichere Baſis zur Beredy- 
nung des Wohlitandes und der Kraft eines einzelnen Staats. 
Daſſelbe gelte von der Dundratmeilenzahl eines Gebieted, Die 
Abfaffung der alten Reichsartikel, bei welcher allezeit auf Land, 
Leute und Gefälle gejehen werden follten, habe überdem gezeigt, 
daß man nie zum Bwed gelangen fonnte. Die Bevölkerung 
müfje die Baſis des Anſchlages, uud die Erwägung der übrigen 
Elemente der Staatäfraft nur ein Hülfgmittel billiger Ermäßi- 
gung fein. Wenn die Regel, daß ſämmtliche Staatskräfte auch 
für die Beſtimmung der Beiträge zu den Bundescaflen ben 
Mapftab abgeben müßten, an und für ſich Teinen Zweifel leibe, 
jo würde dennoch die Anwendung dieſes Mafßftabes 
einer freiwilligen Vereinbarung überlafjen werden 
müſſen. 

Dieſer Anſicht ſchloſſen ſich denn auch die kleineren Staaten 
Hohenzollern, Lichtenſtein, Reuß, Lippe und Waldeck an. Es iſt 
leicht zu erkennen, daß hiermit die 14 kleinſten Staaten ſich den 


— 


*) Wir wiflen jept aus Pertz, Leben Eteins, daß Graf Golt fünf Bier: 
teljahte ohne Infruction in Frankfurt geblieben war! — 





250 


höheren Anforderungen an Die Wehrkraft Deutichlands ſo viel 
als thunlich entziehen wollten. 

Nachtraͤglich gab nun auch noch Baiern eine weittäufige 
Abſtimmung zu Protocol. *), worin es fih mit den öfterreichijchen 
Propsfltionen zwar einverftanden erklärte, aber zugleich verlangte, 
daß die Vorarbeiten zur Herflellurg einer Bundesmatritel, die Ab- 
fimmung über die fonfligen MilitärsAngelegenheiten des Bundes 
iu größeren Umriſſen nicht hindern möge, wozu der genehmigte 
Vertrag über die Reihenfolge der Gefchäfte den naächſten Leit: 
faben darbiete. Beſonders hob Baiern hervor, daß 
bie Errichtung von Landwehr und Landſturm ledig—⸗ 
li$ dem Butbefinden der einzelnen Regierungen 
au überlaffen feien. Diefe Anficht, welche fpäter durchdrang, 
war eine der Haupturfachen der bis Heute nad dieſer Richtung 
bin mangelhaften Seriegseinrichtung des deutfchen Bundes, Nach 
unferer feften, durch die neueften Ereigniſſe nur noch gefräftigten 
Ueberzeugung wird erft dann Deutichland ein wahrhaft Eräftiges 
Wehrigftem befigen, wenn neben der allgemeinen Wehrpflichtigkeit 
und Abfchaffung jeder Stellvertretung, ein durchgreifendes Land⸗ 
wehrfuften überall eingeführt und durchgeführt if. Diejenigen, 
welche and militärifchen Gründen gegen ein foldhes Syſtem noch 
heute find, vielleicht ihre Stimme jet um fo lauter erheben, als 
ihre Nachbarſtaaten dazu Veranlaflung zu geben fcheinen, mögen 
wohl bedenken, daß ein Staat wie Preußen, mit 18 Millionen 
Einwohnern, mit einem Landwehrſyftem den großen Militärftaaten 
mit 85, 40 oder gar 60 Millionen Ginwohnern gegenüber, 
vielleicht, und auch das würde fich erft zeigen müflen, im 
Nachtheile ftehen könne; daß aber Die Frage eine unzweifelhaft 
ganz andere Antwort haben würde, wenn Deutſchland mit 
40 Millionen Einwohnern ein burdhgreifendes Landwehrſyſtem 
neben der Abfchaffung jeder Stellvertretung befäße. Diejenigen 
aber, welche aus Bequemlichkeit dem Landwehrfyſtem nicht bold 
find, mögen wohl bebenten, daß fie einen doppelt gefährlichen 


*), 37. Sig. 23. Juni B. Pr. 7817. 5.259 Fol, 521 ff. 
17* 
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Weg gehen, erftlicy weil fie fi und ihren Söhnen die Waffen 
fähigkeit d. h. Uebung, Die Kraft zu Diefer Hebung entziehen, 
daß diefe Kraft und Uebung dem minder Begüterten, dem Prole 
tariern verbleibt; zweitens, weil bie Gejchichte feit Jahrtau⸗ 
jenden beweift, daß mit ber Entwöhnung der begüterten und 
gebildeten Klaſſen von der Waffenführung die Freiheit eines 
Volks, wenn auch langſam, doch fiher zu Grunde ging 
Deßhalb war es tief zu beklagen, daß Baiern burdy feine 
voreilige Abftimmung die Prüfung der Frage, ob Deutſchland 
ein Landwehrſyſtem durch die Bundesverfammlung erhalten folk, 
vom Anfang an bejeitigte. Die anderen Vorjchläge Baierns, 
mit welchen fie ebenfalld den Prüfungen der Gommilfion vor 
griff, betrafen die Eintheilung ber Bundesheere felbft. Dieſes 
Vorgreifen war um fo überflüjfiger, als Baiern felbft ein Mi: 
glied in der betreffenden Commiſſion bejaß, durch welches es 
feine Anfichten dort zur Geltung bringen fonnte, 

Die Sommiffion gab ihren Bericht fchon in ber Sigung 
vom 14. Juli 1817 ab *) Sie hatte die öfterreichifche Punc 
tation zum Leitfaden ihrer Arbeiten genommen und dem allge 
meinen Berzeichniß der Bundesftaaten, wie es in der Bundesace 
vorſchrieb, noch Heflen-Homburg beigefügt. Doc; mangelten bie 
fpeciellen Angaben der zum Bunde gehörenden deutſchen 
Staaten von Defterreih und Preußen, weil bie definitiven Gr: 
Härungen der beiden Staaten hierüber noch fehlten. Es war 
nocd zweifelhaft bi8 dahin geweien, ob Defterreih mit der Ser 
füfte und Oefterrei»Schlefien, und Preußen mit Schlefien und 
der Laufig dem Bunde beitreten würden. Baiern wollte unter 
allen Umftänden den Eintritt Schlefiend nicht dulden. Es mußte 
eine Doppelte Matrifel deshalb angefertigt werden, ein Mal mit 
Inbegriff dDiefer Provinzen, dad andere Mal ohne dieſelben! 

Die Berechnung des Flaͤcheninhalts der Länder ließ die 
Commiſſion ganz bei Seite, gründete die Arbeit hauptſaͤchlich auf 
ben Bevölferungszuftand und nahm auf die Staatseinfünfte nur 


*) 43. Sig. 2. Br. 1817. Bell. 74 Fol. 667 fi. loc. dick. 
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eine gewiſſe beſchraͤnkte Ruͤckſicht. Faſt von feiner Regierung 
waren die flatiftifchen Angaben vorgelegt worden, fo baß fich tie 
Commiſſion auf die Titterarifchen Duellen befchränten mußte. 
Diefe aber waren fehr dürftig und beſchraͤnkten ſich vorzugsweiſe 
auf das im Verlage des geographiſchen Inſtituts zu Weimar 
1816 erjchienene Werk: Europa nad feinen politifch-geographifchen 
Veränderungen feit Ausbruch der franzöfiichen Revolution, 3. 
Lieferung und Haſſels flatiftifche Tabellen verglichen mit deſſen 
Staats- und Adreßhandbuch der deutjchen Bundesftaaten. Daraus 
entftanden 14 Xabellen wovon in der dreizehnten mit Nr. VI 
bezeichnet, ein endlicher Vorſchlag einer für Mannjchaftöftellung 
und Geldbeiträge gleichgeltenden Bundesmatrifel fich befand. 
Man hatte Hierbei die Mitteldurchſchnittsſumme der Volkszahl 
zur SHauptgrundlage angenommen. Aus dieſer Tabelle ergaben 
ih für 4 p. C. der Bevölkerung 150,000 Mann, wovon auf 
Defterreich 47,400, auf Preußen 38,400 und auf Lichtenftein 25 
Mann fielen; die Staatseinkünfte waren berechnet auf 191,317,700 
Gulden rheiniſch, wovon ald} p. C. zu Matrikularbeiträgen fi auf 
356,586 Gulden belaufen haben würden. Dabei war in beiden 
Fällen vorausgejeßt, Daß Defterreih und PB:eußen mit den Sees 
füllen, Schlefien und der Laufiß zum deutjchen Bunde beitreten 
würden. 
Die Sommilfion beantragte nun Folgendes: 

1. daß der Bericht loco dictaturae gedrudt und an Die Regie 
tungen zu dem Ende zugejandt würben, damit fich diejelben 
erflärten, ob und in wie fern fie die Anjchläge für ſich 
und Andere auf fünf Sabre gelten Taffen wollten, oder was 
etwa babei zu bemerfen fein duͤrfte. 

2. Als Grundlage der hierüber einzuholenden Inſtructionen 
wäre der in der Tabelle Ar. VII enthaltene Matrifels 
Vorſchlag zu empfehlen und 

3. darauf anzutragen, daß die Grllärungen ber einzelnen 
Regierungen während der Ferienzeit zur Reife gebracht 
werden wollen; jowie man 

4. vorandjeßen zu koͤnnen glaubt, daß insbeſondere von Oeſter⸗ 
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reich und Preußen in dieſer Zwiſchenzeit bie beflnitiven 
Grflärungen, welche Staaten dieſelben, als zum beutjden 
Bunde gehörig anfehen, eintommen werben, damit 

glei) nady den Ferien biefer dringende und für fo vielerlei 
Verhältniffe ald Grundlage zum Voraus nothwendige 
Gegenftand feine Erledigung finden möge.” 
Diefe Anträge der Commiſſion wurden in der Sipung vom 
14. Zuli 1817 von dem Bundestage zum Beſchluſſe erhoben *). 

Es follte aber nody eine ziemliche Weile dauern, bevor bie 

Sache erledigt wurde. Die Eiferſucht der mittleren Mächte, die 
Furcht der Meineren Staaten in Verbindung mit jener unglüd 
lichen Souverainetaͤtsmanie, welche in jedem Schritt zu einer 
Einheit Deutſchlands Gefahr für den Thron fürdtete, verhin 
derten ben fehnellen Fortgang diefer Angelegenheit, 


a 


Von ben in der Reihenfolge ber Geſchaͤfte angegebenen 
Gegenftänden, welche zunaͤchſt erlebigt werden follten, bleibt nur 
allein noch die Vertagung der Bunbesverfammlung übrig zu 
betrachten. 

Diefer Gegenftand wurde zuerft in ber vertraulichen Sigumg 
vom 3. März erörtert, und bajelbft folgende Grundlage fe 
geicht **) 

1. daß der präfidivende Gefandte, falls er in der Yerienzeit 
verreifen follte, einen andern Geſandten zu ſubſtituiren 
bätte, ba doch immer Ginige in Frauffurt anwejenb oder 
in der Nähe bleiben würden, 

. daß bie in beftänbiger Activität verbleibende Bundes- Prä 
fidial-Kanzlei an dieſen Geſandten anzumweifen und zu 
befehligen fei, demſelben alle einfommenden Sachen vor 
zulegen. 

3. daß dieſelbe diefe mit Zuziehung der allenfalld noch au: 


[X 


*) 9, Pr. 1817 43. Gig. $. 338 
**) Notstum in conforontin de 3. März 1817 nad) Bol. 130 p. 2. 
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wejenden Gefandten zu prüfen und zu ermäßigen habe: ob 
in einer oder der andern Sache Gefahr auf dein Verzuge 
bafte, und deshalb unverweilt ein Beichluß zu faſſen jet. 

4, daß wenn eine ſolche eilige Sache einzelne Reclamatios 
nen betreffe, Fein in das Weſentliche eingreifender Befchluß 
gefaßt, wohl ‘aber eine proviforifche Verfügung, auch von 
zwei oder drei der anweſenden Geſandten getroffen wer⸗ 
den könne; ' | 

6. daß wenn eine eilige Sache Bundes-Angelegen» 
heiten betreffe, ver praͤſidirende, und durch denſelben bie 
übrigen Gefandten zur fehleunigen Rückkehr an den Sik 
der Bundesverſammlung einzuladen fet; 

6. daß außer den bemerkten Fällen die Beichäftsthätigkeit der 
Bımbesverfammlung bis zur Beendigung der Ferien fiftirt 
bleibe, und Daher Alles, was font bei der Bundes-Präfidial- 
Kanzlei einfommt, nach gewonnener Einſicht bis dahin 
operirt werde. 


Zunächſt nahm nun wieder Defterreih die Sache in Die 
Hand und Tas eine Punctation in der vertraulichen Sigung vom 
8. Mai 1817 vor, welche dann in der Eißung vom 12. Mai 
zur Abflimmung abgegeben wurde”). Defterreich ftellte darin 
drei der Bundesacte entnommene Hauptgrundfäße auf: 


1. Das Recht der Bundesverfanmlung ſich zu vertagen, ift in 
dem Art. VII der Bundesacte begründet. Zugleich aber 
wird auch darin beftimmt, daß die Vertagung erſt eintreten 
Eönne, wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände 
erledigt feien. | 

1. Im Zalle der Vertagung foll felbige immer auf eine bes 
fimmte Zeit beichloffen werden, weldye jedoch höchſtens 
vier Monate betragen darf. 

I. Aus dem Schluffe des Art. VII erhelle, endlich noch, daß 
während der Vertagung dringender Geſchaͤfte bejorgt 


*%) 3. Br. 1817 $. 167 Sol. 316 F. 
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- werben follen, und darüber. Beftimmumgen getroffen werben 
müflen. ” 

undfnüpfte hieran als Folgerungen folgende Anträge: 

„1. Nach dem wörtlichen Inhalte der Bundesacte ſcheint zwar 
in diefem Jahre, oder vielmehr im nächften Sommer nod 
feine Vertagung eintreten zu Fönuen, da nicht nur die der 
Berathung des Bundestages. untergogenen Gegenflände noch 
nicht erledigt find, ſondern nicht einmal Diejenigen, welde 
in dem Art. X als die erſten Geſchaͤfte deſſelben bezeichnet 

. wurden, ohne auch nur des Art. XVILE li. D zu erwähnen. 
Da jedoch durch die Kriegsereignifle des Jahres 1815 die 
Verjchiebung der Eröffnung ded Bundestags um wehr als 
ein Jahr veranlaßt wurde, wie es bie Buntesacte feRjebte; 
ſehr viele Herren Geſandten aber ſchon früher wit Berüd 
fihtigung des erften und zweiten verfchobenen Groͤffnunge⸗ 
Termind am Sitz des Bundestags erjchienen; da ferner 
diefer lange Aufſchub und verlängerte Aufenthalt iu Frank 
furt außer ihrem Kreiſe lag, jo jcheint e8 mir nach einer 
jolden geraumen Zwiſchenzeit billig zu fein (wenn die 
Herren Gejandten ed wünjhen) die Vertagung auf einige 
Zeit eintreten zu laffen, deren beftimmte Feſtſetzung man 
der vertraulichen Beiprehung mit VBerüdfidhtigung der 
Geſchäftslage überläßt. Eine fehr lange Vertagung 
möchte aber gerade jetzt, wo noch jehr Vieles zu thun if, 
gleich Anfangs alfo nicht angemeffen fein. Zugleich aber 
würde ſodann wegen entfprechender Erfüllung der übrigen 
Beftimmungen der Bundesacte, und zwar in&befondere — 
fo viel möglih — mit gefchäftäbeförderliher Benützung 
der PVertagungszeit etwa in folgender Art Worforge zu 
treffen fein. 

2. Der präfidirende Gejandte muß jederzeit, wenn er abgeht, 
jowie aljo auch bei der Vertagung des Bundestags, einen 
andern Bundesgefandten zur ben Präfidialgefchäften jub: 
flituiren; hinſichtlich der öfterreihiihen Stimme treten 
gleiche Verhältnifje wie bei den übrigen Herren Gefantten 
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ein. Das Praͤſidium ift folglich eben jo wie die Präfidial- 
Ganzlei als fortwährend im Amte; diefer auch Das Gin- 
veihungsprotocoll immer ald eröffnet zu betrachten. Dieſes 
erfordert die Erhaltung der keinem gänzliden Stillſtande 
mb folcher Stodung zu unterwmerfenden Geſchaͤftsordnung, 
fowie dem Zwede der Schlußbeftimmung bed Artikels VII 
der B. U. 

3. Es iſt als Grundſaß feſtzuſezen, Daß nebſt dem Praſidial⸗ 
Geſandten, oder deſſen Stellvertreter, auch jederzeit zwei 
Bundes⸗Geſandte ſich am Siße des Bundesſtags befinden, 
welche jedoch nur einzig dazu im Vereine mit dem Praͤſi⸗ 
dial⸗GOeſandten zu verſammeln haben: 

a) um in Kenntniß der Eingaben und Geſchaͤftslage 
erhalten zu werden; 

b) um mit dem Präfidium zu ermefien, ob ein dringens 
der Fall vorhanden fei, welcher die frühere Einbe⸗ 
rufung der Herren Gefandten. erbeijche ; 

c) um im Falle der Verzugs⸗Gefahr etwa nothwendig 
erachtende proviforiihe Maßregeln zu beichließen 
und das Erforderliche zu veranlafjen. 

Einzig diefe drei Attribute wären dem aus ben Praͤſi⸗ 
dium oder deſſen Stellvertreter und den zwei Bundes⸗ 
Geſandten beſtehenden Ausſchuſſe zu übertragen. 

4. Es ſcheint am geeignetſten, daß die Auswahl der zu dieſem 
Ausſchuſſe zu beſtimmenden Bundes:Geſandten nicht Dem 
Looſe, ſondern der vertraulichen Einigung derſelben unter 
ſich überlaſſen werde, wobei jedoch — wenn es gegen Er⸗ 
wartung nothwendig ſein ſollte — die Stimmenmehrheit 
den Ausſchlag gäbe. Nur die einzige Beſtimmung waͤre 
billig, daß keiner der Herren Geſandten gegen ſeinen Willen 
zweimal unmittelbar nad) einander verbunden waͤre, waͤh⸗ 
rend der Bertagung bei dem Ausſchuſſe zu bleiben. 

5. Man muß es dem Refultate der Beſprechung anheim 
geben, ob und in wie fern etwa bie Vertagung zur Beridy 
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tigung von Eimleitungen und Worarbeiten bei mehreren 

Geſchaͤften benützt werden koͤnnte. 

6. Wenn vor der Vertagung vorbereitende Commiſſionen er: 
nannt find, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Bertagung 
des Bundestags Die ungehinderte Fortſetzung ihrer Arbeiten 
nicht bindere. 

7. Nach wieder eröffnetem Bundestag bat der ernannt gewe- 
fene Ausſchuß eine Anzeige feiner feitherigen etwaigen 
Gefchäftigbeit zu übergeben, — 

Rad diefen fämmtlichen Bemerkungen find folglich Die im 
der Gonferen; vom 3. März d. J. verabredeten Anorbnungen 
über die Vertagung der Bundesverfammlung ganz angemeilen; 
nur koͤnnten fie etwa nach den jet bemerkten Bunkten noch etwas 
näher beſtimmt unb erweitert werden. Da übrigens aber bie 
Bertagung bed Bundestags wefentlich in dem äußern Organis- 
mus bed Bundes eingreift, fo find aud die in biefer Hinfiht 
zutreffenden Anordnungen in gleiher Art wie bie Gejchäfts- 
Ordnung nur ald proviforifch bis zur Herftellung einer Bundes⸗ 
tagsordnung, wovon es einen wefentlichen Beftandtheil auszu⸗ 
machen hat, ausdrüdlich gültig zu erflären *, 


Auch Hierbei mußte der Graf Golf geftehen, daß er ohne 
Juſtruction ſei *), erklärte aber im Allgemeinen die nicht zu be 
zweifelnde Zuftimmung Preußens. Baiern wendete gegen die in 
der Conferenz vom 3. Mat 1817 feftgeftellten Puncte nichts ein 
und erflärte ſich mit der öfterreidhifchen Anficht in der Haupt⸗ 
ſache volllommen einverftanden, hatte aber body ad 3 der öfter: 
reichiſchen Propoſition einige Bedenken, die es dahin formulirte: 
„daß bei dem während der Vertagung nöthigen Berfammlungen 
allenodanwefenden®ejandtenbeizuzgieben wären“. 
Auch wollte es nicht einjehen, wie über einzelne Reclamationen 
Verfügungen fo dringend werden jollten, daß biejelben nicht biz 


*) 9. Br. 1817 ol. 318. 


207 


sm Wieberexöffnung des Bundestages verfchoben werben Fännten; 
auf jeden Fall müßten die proviforiichen Maßregeln, welche der 
interimiftiichen Verſammlung zu überlafien wären, bloß auf 
die Ginleitung der Inſtruction eines Gefchäftes beſchraͤnkt 
werden, ' 

Die übrigen Gefandten behielten ſich das. Protocoll offen. 
Doch bald Iangten die einzelnen Inſtructionen zur Abſtimmung 
ein. Buerfi die vom Gr. Helen, Wedlenburg und der 16. 
Stimme”), dann von Preußen, Sachſen und Baden **), ferner 
von Württemberg, Kurbeflen und ben freien Staaten ***), von 
ben ſaͤchſiſchen Herzogthümern +), endlich von Hannover, Baden, 
Holfein, Braunfhweig und Naſſau und der 15. Stimme tr). — 
Faſt alle Stimmen fchloffen fih den oͤſterreichiſchen Bropofitionen 
an, jedoch mit der Beſchränkung, die bereits Baiern bemerkt 


Der Beſchluß, gefaßt in der 88. Sikung am 28. Juni 
1817 +7}, unterſchied ſich von der äfterreihhiichen Propofition 
nur in zwei weſentlichen Punkten. Statt der unter 3c vorges 
fhlagenen Beftimmung hatte man beftimmt: 

„Im Yale der Verzugsgefahr folle während der Vertagung 

der Präfidialgefandte oder deſſen Subftitut mit den ans 

wejenden Geſandten Die etwa zur Inſtruetion eines Geſchaͤfts 
notwendigen proviforifhen inleitungen treffen 
tönnen, alles andere habe er aber der Bundesverſammlung 
zu überlaflen”. 
Dann hatte man einen Zuſatz gemacht, der für die Folge wichtig 
werben follte, nämlich unter 7. hatte man beftimmt: 
„Vor eintretender Bertagung wird jedesmal ber Zeitpunkt 


*) 8. Br. 3817 8. 178 Fol. 337. 
%) 9, Br. 1817 $. 188 Kol. 349. 
”) B. Pr. 1817 $. 216 Kol. 439. 
+) 8. Br. 1817 $. 226 Fol. 460. 
M) 8. Br. 1817 $. 257 $ol. 509. 
TH) cl. Meyer Corp. jur, Conf. Germ. I. 
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ber erften foͤrmlichen Sitzung feftgeleßt, in weldem ſich 

der Bundestag wieder zu verfammeln hat.“ 
Später, ald die Reaction den Gulminationspunft am Bundestag 
erreicht hatte, ftellte der Präfivialgefandte Den Antrag wegen 
Außfegung der Sipungen auf unbeftimmte Zeit). 
Die Propofition wurde zurüdgewiefen; es blieb bei dem Beſchluß 
von 28. Juni 1817. — Obwohl die öfterreichiiche Punctation 
über die Vertagung im Gingange anerkannt hatte, daß eine 
Reihe von Geichäften, welche nad) Anfiht der Bundesverſamm 
lung vor der Bertagung erledigt werden mußten (ſtehe ©. 264) 
nicht erlebigt waren, jo wurte dennoch bald die Vertagung vor 
genommen; fie dauerte vom 1. Auguft bis zum 3. Nov. 
1817. Bevor wir jedoch auf den betreffenden Beſchluß ein 
gehen, haben wir noch Giniges nachzuholen, was die Bundes 
verfammlung von der Zeit ihrer Eröffnung bis zur erften 
Bertagung außerdem befchäftigt hatte. Zuerft waren es über 300 
Privats-Reclamationen, weldye neben den von und bebandelten 
Hauptgegenftänden die Thätigfeit in Anſpruch nahmen, darunter 
manche von eingreifender Wichtigkeit 3. B. die Hoffmaunie 
Angelegenheit. Ein Theil blieb unerlebigt, und fchleppte fh 
noch Sabrzehute fort 3. B. die weſtphaͤlifche Domainen- 
Angelegenheit. Die meiften der Reclamationen waren unerheblid 
für das allgemeine Intereſſe, gehörten zum großen Theil gar 
nicht vor das Korum der Bundesverfammlung und nahmen eine 
Zeit fort, weldye beijer anzuwenden gewejen wäre. Bei allen 
biefen Reclamationen zeigte fih ein ebrenwertber Sinn der 
Bundestagsgefandten und das Veftreben überall hin gerecht zu 
werden. Wir haben es als unfere Aufgabe bingeflellt, nur die 
Beziehungen der Bundesverfammlung zu den großen Rational: 
Sintereffen Deutfchlands vorzuführen. Wir müflen und daher, 
was die Privat:Reclamationen betrifft, auf diejenigen Fälle 
befchränfen, weldye nach dieſer Richtung eine Aufmerkfamkeit 
verdienen. . 


— — 





®) Ungedr. Regiſtratur 1828 v. 28. Septbr. 
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Und da willen wir neben ber wefphäliihen Domainenan⸗ 
gelegenheit, weldye wir in einem fpätern Abſchnitte beſonders 
behandeln werden, nur die Gingaben des Wrätenbenten bes 
Herzogtbums Bouillon und die des Grafen v. Moͤrchingen 
hervorzuheben. Die Beſchwerden der frankfurter Ifraeliten, 
der adlichen Ganerbſchaften zu Frankfurt, Die Neclamation ber 
Mediatifirten haben nicht die Natur der Brivatreclamationen und 
werden in befondern Kapiteln behandelt werden, weil fie in einer 
ipätern Seit erft zur Erledigung Tommen. Hierbei jchien ber 
Aufammenbang der Angelegenheiten wichtiger, als der Beitab- 
ſchnitt der erſten Bertagung der Bundeöverfammlung. Denfelben 
Geſichtspunkt nehmen wir bei den Verfafſungs⸗Angelegenheiten 
der Bundesſtaaten; wir werben die Garantie welche die Bundes⸗ 
verlammlung für die weimarifche Verfafſung ausſprach, in einem 
beſondern Kapitel, welches der Thätigkeit der Bundesverfammlung, 
deu Berfoffungen der Bundesländer gegenüber gewidmet ift, bar: 
Rellen, und damit die Verhandlungen über die Einzelauffaflungen 
auberer Länber , weldye in dem Zeitraum von 1816—1824 am 
Bundestage Gelegenheit zur Erörterung geben, verbinden. 


Ein Herr Gottfried Morig Maria de Ia Tour V’Auvergne 
wendete ſich an die Bundesverfammlung mit der Bitte, ihn in 
das Herzogthum Bouillon einzufepen. Gr behauptete, daß fein 
Bater und deſſen männliche Nachkommen durch ein im Sabre 
1169 verfaßtes Teſtament des Herzog® Gottfried von Bouillon, 
im Kalle daß fein Mannsſtamm ausiterben follten, fubftituirt 
fei; außerdem flüßte er aber feinen Anſpruch auch auf die Ab» 
fammung von dem Haufe la Tour d'Auvergne. Das Herzog 
thum Bouillon mit einer Bevölkerung von damals 5000 Seelen 
wurde vormald unter franzöfiihem Schutze von Jouverainen 
Hergogen regiert, bis es 1793 mit Frankreich vereinigt warb. 
Im Jahre 1679 wurde ber früher vielfältig. beftritiene Beſitz 
des Herzogthums im Nimweger Frieden dem Oberlammerberrn 
Ludwig XIV de la Tour d'Auvergue gefichert; ber letzte Befiker 
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aus biefem Haufe flarb 1802, hinterließ Leine Erben. In Folge 
des Parifer Friedens vom 30. Mai 1814 war auch das vor 
malige Herzogthum Bouillon Gegenftand der Verhandlung des 
Wiener Songrefle® geworben, und dort bewarb fich der Fürft Karl 
Alain Gabriel v. Rohan Guemenée um die Souverainetät und den 
Befig defielben, indem er feine Aufprüche auf die von dem erften 
Befiger des Hauſes Aunergne feitgeftellte Erbfolgeordnung berief, 
wonach ihm, da feine Wutter eine Urentelin des erften Beſitzers 
fei, mach der Grlöfhung des Mannesftammed die Succeifion 
gebühre. Neben ibm machte der englifhe Admiral Pbilipp 
db’Auvergne feine Anfprüche geltend, ſich darauf ſtühend, daß er 
im Jahre 1786 von dem vorleßten Herzoge von Bouillon an 
Kindesftatt angenommen und in der Adoptionsurfunde als ein 
Ablömmling des Haufed D’Auvergne anerkannt fei; auch habe 
der Adoptivvater ihn im jahre 1791 auf den Fall der Griöfchung 
feines Mannesflammes, zum Nachfolger im Herzogthum Bouillen 
ernannt. Die Schlußade des Wiener Congreſſes batte jedoch 
im Art. 69 dem Könige der Niederlande, ald dem Groß: 
herzog v. Zugemburg, die volle Souverainetät des Theiles 
vom Herzogtum Bouillon zugewiefen, weldyer Durch den Pariſer 
Frieden nicht an Frankreich überlaflen worden, aber mit der Be: 
dingung, daß derjenige wegen dieſes Herzogthums aufgetretenen 
Bewerber, deſſen Recht geſetzlich feftgeftelt fein werde, den beſag— 
ten Theil des Großherzogthums eigenthümlich unter der Souve⸗ 
rainetät des Großherzogs befißen ſolle. Die Entſcheidung ſollte 
ohne Appellation durch Schiedsrichter erfolgen, wozu jeder der 
beiden Bewerber eine, und jede der drei Hoͤfe, Oeſterreich, 
Preußen und Sardinien ebenfalls eine Perſon zu ernennen haben 
würde. Durch das Erkenntniß der in Leipzig zuſammengetretenen 
Schiedsrichter erfolgte am 1. Juli 1816 das Erkenntniß durch 
Stimmenmehrheit zu Gunſten des Fürſten Rohan. Hiergegen 
proteſtirte nun d'Auvergne, indem er verlangte, daß die Boll: 
ziehung dieſes Ausfpruches ausgeſetzt werben, bis er feine Sache 
vor der Bunbesberfammlung verhandelt und biefe Darüber ent: 
ſchieden habe. 


271 


Den beiden oben genannten PBrätendenten febte ber Suppti⸗ 
cant entgegen, daß: der Admiral ſich auf ein im Sabre 1791 
errichtetes Teftament des Sohnes: von Garl Gottfried berufe, 
wodurch jenes früher um. jo weniger umgefloßen werben Bönne, 
da ſolches ſchon durch ein gerichtliched Erkenntniß für gültig 
erflärt fei. Die Anſprüche des Fürſten Rehau feien ebenfalls 
ungegrünbet, weil. das Herzogthum Bouillon ein deutiches Manns 
lehn fei, mithin auf weibliche Nachkommen nicht vererkt werben 
könne, 

Der Berichterftatter über dieſe Bitte, Hach, ftellte unter dem 
6. Dechr. 1816 zuerft den Grundſatz auf, Daß die Bundes: 
verfammlung Fein Gerichtshof, daß ſie nicht berufen 
ſei, über die Ausſprüche des Wiener Congreſſes zu 
urtheilen, ſelbſt wenn es erwieſen werden könnte, 
daß dabeivonirrigen Borausſetzungen ausgegangen 
ſei. Dann, ſetzte er hinzu, Daß wenn auchinfrüheren 
Zeiten das Herzogthum Bouillon für ein Reichs⸗ 
mannslehn gehalten worden, man ed doch jetzt nicht 
für ein ſolches anſehen dürfe; auch laſſe ſich mmoͤglich an⸗ 
nehmen, daß der deutſche Bund te Anſehung vormaliger Reichs⸗ 
Ichen in bie Stelle von Kaifer und Weich getreten fei. Auf 
Grund dieſes Gutachtens wurde ber Supplitam durch Beſchluß 
der Bundesverſammlung abgewieſen. 

Gegen die Abweiſung wird ſich nichts erinnern laſſen, da 
in dieſer Angelegenheit die Bundesverſammlung offenbar nicht 
competent war, aber ſehr wohl gegen ben ausgeſprochenen 
Grundfag in Bezug auf die Ausſprüche des Wiener Gongrefies; 
denn damit wäre am Ende ber deutiche Bund dem Auslande 
gegenüber in eine jehr traurige und abhängige Lage gefommen. 
Kerner zeigt fi) in dem Gutachten die irrthümliche Anficht, daß 
mit der Auflöfung des Reichs in Reichömannlehen die Weiber 
ſelbſt ein eventuelles Succeffionsrecht erhalten hätten, da in den 
Rechten der Familie Feine Aenderung vorgegangen war; war 
doch ſelbſt noch viel jpäter die Auficht aufrecht gehalten, bag 
jogar jede dem Kaiſer und Reich zugeftandenen Lehnsherr⸗ 
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lichkeit über ausländijche Befigungen und im Lande audzus 
übenvden Gerechtſame, wenn fie auch nicht zu ben Heheitsrechten 
gehörten, auf den Landeshe rru übergegangen fei*). 

E3 war Pflicht über Derartige Rechtsfragen nicht ohne 
Weiteres durch allgemeine Säpe, welche der gehörigen Begrün- 
dung entbehrten, von ber oberften Stelle in Deutichland abzu⸗ 
fprehen. Die Sade ſelbſt war mit der Abweiſung ver 
Bundesverfammlung erledigt. 





» | 

Ein anderer Fall, über welden die Bundesverſammlung 
zu entjcheiden hatte, war die Bitte des Grafen Franz Ludwig 
zu Mörchingen, Freiherr von Helmftatt um Berwendung bei ber 
franzöfifchen Regierung wegen Bollziehbung der ihm günftigen 
Stipulationen des Lüneviller Friedens, 

Die jehr alte dem unmittelbaren deutſchen Reichsadel an- 
gehörige, dem Ritter Kanton Kraichgau in Schwaben einver: 
leibte Kamilie der Grafen zu Moͤrchingen und Freiherrn zu 
Helmftatt hatte ihre Befigungen theil® und bauptfädhlich auf dem 
linken Rheinufer, namentlich im deutfchen Xothriugen, theils auch 
am Nedar gehabt. Jene beftanven in ber alten Grafſchaft oder 
Reichſsdynaſtie Moͤrchingen und in den Herrichaften Hünfingen 
und Altroff, welche zuſammen einen jährlihen Ertrag von 
74,533 Fl. 19 Xr. geliefert hatten. Diefe Befigungen waren in 
dem Osnabrücker Frieden als urfprünglich reichsſtaͤndig 'aner- 


kannt, aber bekanntlich Hatte Franfreih, wie überhaupt alle 


Reichsbeſitzungen in Lothringen auch diefe Tängft an ſich geriffen. 
Im Lüneviller Frieden war indefien die Qualität der reiche: 
ſtaͤndiſchen Beſitzungen noch dadurch anerfannt, daß man ben 


©) Sannöverfhe Berordnnng vom 18. April 1823 Art. 77 (Benthrim 
betreffend). Württemberg. Declaration vom 27. October 1823 6. 58. Die 
richtige Anfiht war dagegen vertreten durdh die preußifche Inftruction vom 30. 
Mai 1820 5, 24. cf. Bollgraff die dentihen Standesherrn ©. 247 fi. H. U. 
Zachatiaͤ. Deutfches Staates und Bundesrecht I. ©. 158 ff. 
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Kürften Löwenftein und Neuwied für die erlittenen Verluſte in 
Lothringen Erſatz verfchaffte. Im Sahre 1774 war fogar mit 
Zuſtimmung des Königs von Frankreih dem Supplicanten die 
Grafſchaft Moͤrchingen übertragen worden, worauf derſelbe 
(alſo nicht al8 Bedingung zu fallen) in franzöfiiche Kriegsdienfte 
getreten war. Die franzöfiihe Revolution hatte die Aufhebung 
aller Feudalrechte zur Folge, der Supplicant hatte ſich aber auf 
bie angebotene Entſchaͤdigung nicht eingelalfen, weil jene Aufs 
bebung in Anfehung der in Lothringen angejeilenen Neichöglieder 
im Sabre 1791 von der Reichsverfammlung für friedensfchluß- 
widrig und die darüber abgejchloflenen Verträge für nichtig 
erklärt wurden. In Folge der Ereigniſſe (Kriegserklärung 1793 
und Fortgang der franzöfifchen Revolution) Hatte fi, der Graf 
aus Frankreich entfernt und fih auf feine Reichdgüter dieſſeits 
bes Rheins begeben. Jedoch hatte er die Waffen gegen Frankreich 
nicht geführt und konnte deshalb, da er von jeher ein Doppeltes 
Vaterland hatte, nicht ald Emigrant betradytet worden. Deſſen 
ungeachtet wurde er fo betrachtet, feine beweglichen und unbeweg⸗ 
lihen Büter wurden theild verkauft, theilg zerftört, und ihm ein ſehr 
großer, fi) auf mehrere Millionen belaufender Schaden zugefügt. 
Durh den Lüneviller Frieden wurbe zwar denen, welche durch 
die Abtretung des linken Rheinuferd an Frankreich Verlufte ers 
litten, Entſchaͤdigung verjprocdhen und Frankreich verbieß Die 
Aufhebung aller Sequeflerd; aber dennoch wurde der Graf v. 
Moͤrchingen bei der in Regensburg Statt findenden Verhand⸗ 
Iungen mit feinem Entſchädigungsgeſuche zurüdgewiefen, weil er 
nicht im Beſitze der Reichsunmittelbarkeit geweſen fei und kein 
Stimmrecht auf dem Reichstage gehabt habe ıc. 

Der Graf wollte nun zwar feinen Anſpruch auf Wiedereins 
ſezung feiner SDynaftie in ihre vorigen Rechte erheben, allein 
befto ficherer rechnete er auf die Wiedererlangung feines Privat- 
eigenthbums nad) den Vorſchriften des im Pariſer Frieden beftätigten 
und zu Gunſten mehrerer Anderer in Vollziehung geſetzten 
Lüneviller Friedens. Gr erklärte ſich aber auch zu einem billigen 
Abkommen bereit, wodurch fein enormer Verluſt auf andere 

Erſter Theil. 18 
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Weiſe erfeßt werbe, infofern eine höhere Politik oder ibm um 
bekannte Staatsanfichten die begehrte Wiedererftattung unmöglich 
machen follten. 

Das Gutadhten*) ſprach ſich nun dahin aus, daß zwar bie 
anf den Art. 9 des Lüneviller Friedens fich flügenden Anſprüche 
des Grafen v. Mörchingen fehr gegründet zu fein fchienen, daß 
aber von einer diplomatiſchen Verwendung weitere Aufflärungen 
insbefondere über Die bereit unmittelbar bei ter franzoͤfiſchen 


Regierung gethanen Schritte erforderlich feien; DaB abervor 


allem die Frage entjchieden werden müffe, ob und 
in wie fern Die Bundesverfammlung befugt und 
verpflichtet fei, jich einzelner Individuen anzu 
nehmen, die ſich über fremde Regierungen beſchwer— 


ten. Es ſei ſchon, fährt Hach in ſeinem Gutachten fort, in der 
5. Sitzung des Jahres 1816 **) in einem Gutachten (erſtattet 


von Pleſſen) ausgeſprochen, daß die Bundesverſammlung nicht 


befugt fein koͤnne, für einzelne Unterthanen der Bundesſtaaten 
eine Verwendung bei auswärtigen Regierungen einzulegen; allen 


man bürfe diefe Behauptung nicht in ihrer wörtlichen Allgemein: 


heit, fondern nur für den Fall verftehen, wo Privatperfonen ih 


unmittelbar an die Bundesverfammlung wenden. Denn es jei 
zwar nicht zu verfennen, daß ber deutſche Bund nach feinem Art. 
2 der Bundesacte auögefprochenen Zwede verpflichtet fei, jeden 
Deutſchen gegen Bedrückungen und Wechtöverlegungen anderer 
Staaten in Schuß zu nehmen, und jedem Einzelnen die Vortheile 
zu fichern, weldye ihm in ben mit auswärtigen Mächten gefchlof 
jenen Tractaten zugefagt feien; Dies gehöre zu ber Unabhängig: 
feit und Unverleßbarfeit der einzelnen Bundesſtaaten und nur 


auf diefe Weiſe könne der im Art. 11 der B. U. denfelben ver: 


heißenen Schuß in den meiften Yällen zur Anwendung kommen. 
Allein es liege in der Natur der Sache, daß die Unterthanen 
oder Angehörigen eined oder bed andern im Bunde begriffenen 


*) 9. Br. 1816. Fol. 178 ff. 
*6) 9. Pr. 1816. Beil. Rr, 10. Fol. 79. 
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Staates ſich uuter ſolchen Umftänden zunähftan ihre eigene 
Regierung wenden, und es ihr anheim ſtellenmüſſen, 
obder Gegenſtand ſich überhaupt zu einer Verwen— 
bung unmittelbar oder durch die von ihr nachzu— 
fuhende Hülfe des gefammten Bundes eintreten 
lafjen wolle? Halte es die eigene Regierung des 
Biitenden niht für ratbfam, die Sahe an die Bun: 
besverfammlung zu bringen, jo Eönne leßtere fi 
auch nit verwenden, weil fodann der Fall, wo dem 
Bundesftante Shut gewährt werden müffe, nit 
vorhanden fei. Da nun der Graf Beligungen am Nedar 
zu haben verfichere, mithin als Deutſcher anzuſehen jei, jo müffe 
bie Bunbesverfammlung den Supplicanten an feinen Landesherrn 
damit verweilen, obgleih damit das Geſuch noch nicht gänzlich 
abgewiejen jei. 


Hierauf erfolgte nach zuvor abgegebener Erklärung Badens 
am 23. Dec. 1816 der Beſchluß, daß unter voller Anerkennung 
des Nechts der Bundesverfammlung für den Grafen zu Mör: 
chingen auf Antrag der großherzoglich badenjchen Geſandtſchaft 
zu deſſen Gunften zu berichten fei. 


Der Graf erhielt indefjen, bevor Die Inſtructionen einliefen, 
auf die Verwendung der badiſchen Geſandtſchaft zu Paris unter 
dem 15. Februar 1817 in einem Schreiben des Herzogs 
v. Nichelieu an bie badiſche Sefanbtichaft zu Paris eine vers 
neinende Antwort. Das Praͤſidium der Bundesverfammlung 
veranlaßte Darauf eine Berichterftattung des damaligen franzd- 
füchen Geſandten am Bundestage, Grafen Reinhard, welche aber 
auch nur eine neue Abweifung Seitens der franzöfiichen Regierung 
(17. Decbr. 1817) zur Folge hatte. Der nochmals erneuerte 
Berfuh des Grafen Moͤrchingen (11. Sanuar 1818) die Hülfe 
des Bundestags zu erhalten, führte zu einer gründlichen Prüfung 
durch den württembergifchen Gefandten, Freiherrn v. Wangen: 
beim, woraus fi) ergab, daß feine Anſprüche nicht erichöpfend 
nachgewieſen waren. Dennoch entjchieb fi) die Bundesver⸗ 

18* 
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Sammlung zur nocdhmaligen Berichterftattung der Gefandten an 
ihre Höfe”). Seitdem blieb aber die Sache liegen. 

63 fommt nun bier nit darauf an, ob die Anſprüche des 
Grafen v. Mörchingen gegründet waren, fondern auf die oben 
angeführten Grundfäße, weldye die Bundesverfammlung aus dem 
Gutachten des betreffenden Referenten ſich aneignete, insbeſondere 
auf die Anſicht, „daß eine Verwendung der Bundesverſammlung 
nicht eintreten könne, wenn der betreffende Bundesſtaat des ſich 
beſchwerenden Unterthanen dieſe nicht für angemeſſen erachte. 
Der Beſchluß, wie er in dem veröffentlichten Protocol **) lautet, 
ließ freilich) allenfalls die Auslegung zu, daß die Bundesver: 
Sammlung nur eingejchränfte Nedhte zur Verwendung für Deutfche 
dem Auslande gegenüber in Anſpruch nähme, allein nad dem 
von und geichilderten Gange der Verhandlungen darf man 
diefen Bundesbefchluß nicht jo verftehen, fondern fo, wie wir ibn 
oben angaben, was denn auch fpäter die Wiener Schlußacte von 
1820 Art. L. beitätigte. Damit war aber ein fehr bedeutender 
Rüdihritt in der Einheit Deutſchlands tem Auslande gegenüber 
geichehen. Der Deutjche wurde nicht als Deutfcher, ſondern als 
Oeſterreicher, als Preuße, als Waldeder dem Auslande gegen: 
über vertreten. Nach dem Gange der Ereigniffe war es aller: 
dings nicht zu vermeiden, daß ſich die Dur das Ausland be: 
Schwerten Unterthanen zuvörberft an ihre Landesfürften zu wenten 
hatten, — das war einmal die Kolge der fouverainen 
Bundesftaaten, oder wie es ſpäter unrichtia die Schlußacte 
auedrüdte, der fouversinen Fürften in der fehlerhaften Auf: 
faflung des Beariffes Souverainetät —, allein ed mußte 
als ein Recht der Bundesverfammlung feſtgehal— 
ten werden, Die Deutfhen dem Auslande gegen: 
über zu vertreten, wenn etwa ein einzelner Bun: 
besftaat feiner Pfliht nit genügend nachkam. Gine 
vernünftige Auslegung des Art. 2 der Bunbesacte konnte über 


*) 3. Br. 1818 $. 183 Fel. 391. 
**) B. Br. 1816 $. 69 Pol. 242. 
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bie Pflicht ein ſolches Recht aufrecht zu erhalten, nicht zweifelhaft 
fein. Als es fpäter Die politifhe Verfolgung der 
deutſchen Unterthbanen im Auslande galt, wurden 
die einzelnen Bundesftaaten nidht gefragt, ob fie 
ben Antrag zu diejer Berfolgung ibrer Untertha- 
nen machten, — ed wurde einfach beſchloſſen; — aber 
das Recht des Schutzes der Deutſchen dem Auslande 
gegenüber ſollte allein von dem Belieben des ein— 
zelnen Staates abhängen! In erſterer Beziehung 
Belhränktung der Bundesſtaaten, in letzterer Be— 
ziehung keine Beſchränkung! — 


In einem Falle von tiefgreifender Bedeutung hatte die 
Bundesverſammlung eine Gelegenheit ihre Würde und Stellung 
dem Auslande gegenüber aufreht zu erhalten und geltend zu 
mahen. Was hierüber damals in die Deffentlichkeit gelangte, 
war außerordentlich wenig; — und wahrlich, ed war Urſache 
dazu, diefe Angelegenheit der Deffentlichkeit zu entziehen! Der 
Bund zeigte eine Schwäche nad Außen, wie fie Staaten von 
jümmerlicher Berfaflung, 3. B. Portugal, in folden Fällen da— 
mald nicht beiviejen. 

Die öffentlichen Blätter bradyten im Mai 1817 die Nady- 
richt, daß von tuneſiſchen Kapern in der Nordſee und ſelbſt im 
Ganal Seeräubereien getrieben worden feien, was die offiziellen 
Berichte der hanſeatiſchen Gefchäftsträger und Conſuln in Madrid 
und Liffabon beftätigten. Leßtere waren durch Die nieberländijchen 
Gejandten zu Mabrid und durch den franzöfifchen General⸗Conſul 
zu Liſſabon durch eine förmliche Mittheilung benachrichtigt, daß 
mehrere beiwaffnete Barbaresfenfahrzeuge, worunter zwei Tuneſer, 
in das atlantiihe Meer gegangen feien, um gegen banjeatifche 
und andere deutſche, insbeſondere auch preußifche Schiffe zu 
regen, und dieſe Nbficht unter der Aeußerung, daß fie mit 
diefen Staaten im Kriegszuftande befindlich jeien, ausdrüdlich 
aflärt hätten. Die Seeräuber hatten nun zwei hamburgifche, 
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ein Iübedifches und ein olbenburgifches Schiff genommen, zum 

Theil mit werthuollen Ladungen. Zwar hatten die engliſchen 

Kriegsſchiffe Die Seeräuber nebft den genommenen Schiffen nad 

England aufgebradyt, wo den leßteren vorläufig erlaubt wurde, 

ihre Reiſe fortzufeßen, aber der Capitain eines hamburgiſchen 

Schiffes war mit 5 Mann feiner Equipage in den Händen ber 

Seeräuber geblieben und das atlantiiche Meer und die Norbier 

wurde ferner durch einen tunefer Kaper unficher gemacht. Die 

nähern Detaild der Wegnahme der genannten Schiffe ließen be 

fürdhten, wie dies ausdrücklich die Commiſſion in ihrem Berichte 

vom 3. Juli 1817 anerkannte, daß England die Barbaresken⸗ 

faper weniger als Seeränber, ald mit gültigen Kaperbriefen 

verjehenen Kreuzfahrer eines anerkannten Seeftaated behandelte; 

diefe Beſorgniß wurde durch den Umſtand, daß tunefifche Kapet 
diefe Schiffe genommen Hatten, mit benjelben nad England auf 
gebracht, und Ießtere nad) Zahlung der Rettungsfoften in Freiheit: 
gefeßt worden waren, noch vermehrt. Wenn gleid) England ta: 
Durch zeigte, da dieſe Schiffe faft unter den Kanonen ber engliichen 
Küfte genommen waren, daß es dergleichen Frevel in feiner Nähe 

nicht dulden wollte, jo war dies doch nidyt hinreichende Beruhi⸗ 
gung für die Sicherheit der deutſchen Handelsſchiffe. Der 
Geſandte der freien Städte ftellte daher am 16. Juni 1817 den 
Antrag, Daß der deutjche Bund die ſem Unwefen ein Ende mahen 
möge, jhilderte mit lebhaften aber wahren Farben bie traurigen 
Folgen einer Seräuberei in den deutſchen Meeren und legte bar, 
daß Die deutſche Schifffahrt und Handel dabei gänzlicy Darmieder 
liegen müßten. 

Es wurde fofort eine Commiſſion erwählt (Graf Golz, von 
Eyben, von Gagern, von Berg, Danz), welche alsbald darüber 
berichtete. Die Commiſſion faßte die Angelegenheit zwar von 
der richtigen Seite auf, daß nur eine gleichſeitige Maaßregel 
aller Seemädhte, insbejondere Englands, Portugald, Spanien! 
und Frankreichs gründliche Abhülfe leiften könnte. Aber zu bei 
Höhe, daß Deutfchland felbft bei ſolchen Gelegenheiten zeige: 
müffe, was felbft ein kleinerer Staat, wie Portugal, vermochte 
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daß es Macht genug befibe, ſich überall zu vertheis 
digen, wenn ed nur wolle, erhob ſich Die Anficht der Commiſ⸗ 
fion nicht, oder wagte den Borfchlag nicht zu machen, weil fie 
vorausſah, Daß er zu nichts führen werde. Sie bejchränfte fich 
daher auf Folgendes: 

Eine Bereinigung aller europäifchen Seemächte zu dem Zwed 
vorerſt wenigitend der ſchleunigſten Wiederbeſchränkung der Bar- 
baresken auf das Mittelmeer wäre wohl ein für die Wohlfahrt 
aller handelnden Staaten ſehr begründeter Wunſch; aber meh: 
rere europaͤiſche Seemädte hätten mit den barbaresfen Raub» 
flaaten Verträge gemacht, und es wäre die Frage, ob fie aus 
Furcht eines Bruches mit ihnen im Mittelmeere ſich entichließen 
dürften, ernſtliche Maaßregeln gegen fie im Ocean zu nehmen? 
Die Entſcheidung diejer Frage mußte nach Anficht der Commiſſion 
allerdings Fünftigen diplomatiihen Unterhandlungen vorbehalten 
bleiben, und nur jo viel fchien ihr gewiß, Daß der ungeftörte Fortgang 
der verderblichen Kapereien der Barbaresfen in der Nordfee und 
bem atlantiihen Meere unermeßlichen Schaden und Nuchtheil 
berbeiführen würde, — daß der Handel aller Staaten de 
Nordens, die feine Kriegsmarine zum Schuß ihrer Handelsſchiffe 
bejüßen, auf alle Art und ſelbſt fchon Dadurch vernichtet werden 
würbe, daß er die Aſſecuranz⸗Prämien aufeine Höhe bereits getrieben, 
auf der ed unmöglich wäre, die fremde Goncurrenz auszubalten — 
und daß außerdem, naͤchſt der Gefahr der Verbreitung der Peſt 
im Norden, partielle Landungen, Raub und Verwüflungen an 
den Küften, und Yallimente und Stodungen aller Induſtrie 
und Speculationdzweige in den Handelöpläßen zu befürchten feien. 

Der Gegenfland war in jeder Erwägung von einem fo 
hohen Intereſſe für alle jeehandelnden Staaten, daß wohl mit 
Recht vorausgejeßt werden konnte, daß er ſchon längft Die Auf: 
merfjamfeit der großen Mächte auf fich gezogen, und Daß 
fie zu dauernder Abftellung dieſes allen Verkehr ftörenden Frevels 
gewiß ſchon "Die zweckmäßigſten Maaßregeln ergriffen hatten. Ju⸗ 
jofern aber die Gefahr nahe und drohende Beziehungen auf 
Deutichland hatte, mußte auch die deutſche Bundesverſammlung 
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ſich bewogen finden, im Gefühl ihrer Pflicht und ihres Berufs 
und in den Grenzen ihrer Competenz die zur Abwendung der: 
felben dienende verhältnigmäßigfte Mitwirkung des deutſchen 
Bundes in ernftliche Ueberlegung zu nehmen. 

Denn waren auch die Mittel die dem leßtern hierzu zu 
Gebote ftehen, vor der Hand nur noch fehr beſchraͤnkt, weil er 
ſelbſt noch nicht in hinlänglich ausgeſprochenen Verbindungen 
mit den europäiſchen Mächten ſtand, um mit ihnen hierüber in 
directe Unterhandlungen zu treten, ſo konnte er doch Veranlaſſung 
zu näherer Berückſichtigung der Sache geben, und ſich in dieſer 
Rückſicht mit Vertrauen aber auc mit Entfchiedenheit an diejeni- 
gen Bundesftaaten wenden, die als europäifche Mächte entweder 
ſelbſt als Seemächte, oder als mit den europäifchen Seemächten 
in enger freundfchaftlicher Verbindung ftehende Staaten durch 
ihr politiſches Gewicht Die Sache Deutjchlands vertreten Fonnten 
und wollen, 

Alles Fam hier auf den fehr einfachen Geſichtspunkt zurüd, 
Daß alle Seemädhte ſich vereinigen mußten, den Grundſatz auszu⸗ 
Iprechen, daß die Varbaresfen vor der Hand außerhalb des 
mittelländifchen Meeres ald Secräuber angejehen, und als ſolche 
verfolgt und behandelt werden jollten — und je entjcheidender 
die Stimme war, die bierbei England und Frankreich zu führen 
hatten, defto wichtiger war es, fid) Derfelben zu verfichern. Auch 
ſchien eg, daß beide Negierungen den höchſt nachtheiligen Einfluß 
einer fortwährenden Unficherheit der Nordſee auf den Handel, 
und deſſen ıumvermeidliche Nücdwirfung auf Die gegenjeitigen 
Handelsverhältniſſe nicht verfennen, und in dem reichen Gewinn, 
welchen der Handel mit Deutſchland vorzüglich ihren Staaten 
gewährt, einen Antrieb finden würden, demjelben als einem ihnen 
und Deutſchland gemeinſchaftlichen Gute denjenigen Schuß zu 
verleihen, der von der Größe ihrer Hülfgmittel wohl erwartet 
werden konnte, und ohne welchen die ihnen felbit jo vortheil- 
haften Handels-Verbindungen mit einer gänzlichen Yerrüttung 
bedroht wurden. 

Die Feftftellung jenes Orundfaßes war daher der Geſichts— 


— —— — 
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punct, von dem die ernannte Commiſſion ausging, und nad 
ſtehende Rathſchlaͤge der gemeinjchaftlichen Beurtheilung der 
Bundeöverfammlung unterbreitete: | 
„I. Es fcheine wefentli und dringend, daß die Bundesver⸗ 
fammlung in beliebiger Form und Art, entweder auf 
directem ober indirectem Wege, den Kaifer von Defterreich 
nnd den König von Preußen, ald die flärkften Glieder 
des Bunbes und zugleich europäifche Mächte, gemeflenft 
erjuche, ihren Einfluß Eräftigft dabin zu verwenden: 

a) daß England der Feftftellung jenes Brundfabes beis 
trete, und die engliſche Marine befehligt würde, bie 
Barbaresfen außerhalb des mittelländiihen Meeres 
als Seeräuber zu verfolgen, und im Betretungsfalle 
als folche zu behandeln und fireng zu beſtrafen und 

b) den Kaifer von Rußland und die Könige von Krank 
rei, Spanien, Portugal, Dänemark und der Rieder« 
lande zu Unterſtutzung dieſes an England gerichteten 
Antrags zu bewegen, und ihnen ven Wunfch zu äußern, 
Daß bis zur Enticheidung der Sache anderweitige 
fräftige Maafregeln zu theilweiſer Steuerung des 
Unheils ergriffen werben möchten, wozu ſchon das 
Kreuzen einiger Fregatten an den Küſten jehr viel 
beitragen würbe. | oo 

IL Gleichzeitig möchte diefer Antrag der Bundesverfammlung 
auch an die Könige von Dänemark und der Niederlande 
zu richten fein, und der König von. Hannover würde als 

Mitglied des Bundes nicht minder zu erfuchen fein, die 

Wichtigkeit deffelben berüdfichtigen und enıpfehlen zu wollen. 

U. Die directen, durch Defterreih, Nußland, Preußen, Frank 
reih und den Nieterlanden bei der Ottomaniſchen Pforte 
einzufegenden Verwendungen, würben nur einen ſehr Tang- 
jamen und bei der fehr geringen Autorität der Pforte 
über die Barbaresfen fogar zweifelhaften Grfolg vers 

Iprechen; unterdeſſen würbe auch dieſer Schritt nicht zu 

vernachläffigen fein. 
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. IV. Als zweckmaͤßiges Abwendungsmittel der augenblidlichen 
Gefahr würde allerdings, wie ſchon gejagt, das combinirte 
Kreuzen mehrerer Fregatten europälfcher Seemädhte in den 
bedrohten Gewaͤſſern, und die firengfte Behandlung ber 
aufgebrachten Gorfaren (dereu Fahrzeuge ohne Ausnahme 
vernichtet, jowie ihre Mannſchaft mit ber bärteften 

co... eibesftrafe belegt werben müßten) erjcheinen; aber aud 

“0 bierzu. gehöre Uebereinkunft unter ‘den Seemäcdhten und 

ohne den fräftigen Beitritt Englands und ohne Feftftellung 

des ad I a berüuhrten Grundſatzes würde ber Grfolg 

. Immer nur zum Theil ‚ber gerechten Grwartung ent- 
. ſprechen“. ML 

E Diefes waren bie wenigen Vorſchlage, die der Commiſſion, 

ohne Weberfchreitung der dermaligen Befugniß ber Bunbesver 
ſammlung, empfehlungswerth fchienen. 

Sie trug demmähft darauf an, daß dieſes Butachten, wenn 
es gebilligt werden follte, loco dictaturae gedrudt, von allen 
reſp. Geſandtſchaften zur einzelnen Berichtderftattung benutzt, von 
der Berjammlung aber, beſonders der öfterreichifchen, preußifchen, 
bannöverjchen, dänischen und niederländifchen Geſandtſchaft, zu 
deingender Unterftüßung bei ihren Höfen empfohlen werte. Sie 
unterwarf ferner auch noch Der näheren Beurtheilung der Bun- 
desverfammlung, ob e8 nicht zweckdienlich erjcheinen follte, Davon 
auch gleich nach erfolgter Notification der Gonftituirung Des 
Bundes, denen in Frankfurt befindlichen ruſſiſchen, franzöfifchen 
und großbritanniihen Sefandten (von denen fie voraußjeßte, daß 
fie bei dem deutſchen Bunde accreditirt werden dürften), vertrau⸗ 
liche mündliche Mittheilung zu machen. 

Die Commiſſion glaubte fchließlich noch bemerken zu müſſen, 
daß in Erwägung der Schwierigkeiten, welche die Abftellung der 
Seeräuberei der Barbareöfen bisher gefunden hätte, fie fich in 
ihrem Gutachten nur auf den vorliegenden Yal der Erſcheinung 
der Barbaresten in der Nordſee und im Canal, ald auf das 
bermalen Dringendfte für Deutichland beichränft babe, fich jedoch 
der Hoffnung überlaffend, daß die Unterhandlungen nach und 
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Sicherſtellung des deutſchen Handels auch im mittellaͤndiſchen 
Meere führen wuͤrden. 

Bon allen Staaten war: es allein Baden, welches in der 
4. Sigung am 24, Juli 1817 eine Abſtimmung zu Protocol 
gab, obwohl das von der Commiffion erftattete Gutachten nach 
dem Vorſchlag durch die Bunbesverfammlung von allen betreffen 
den Geſandiſchaften benubt, von ber Bundesverſammlung abet 
beſonders ber öfterveichtichen, pyeußifchen, hannoͤverſchen, daͤniſchen 
und nieberlänbifiden: :Sefanbifchaft, zur dringenden Linterflübung 
bei ihren Höfen- eipfohlen, und den in Zrankfurt refipirenden 
ruſſiſchen, franzoͤſiſchen ımb- großbritanniſchen Geſandten vertran- 
liche muͤndliche Mittheilung davon gemacht war. Bei Gelegenheit 
des Sommijfiondgutachtend waren alle Stimmen der Bundesver⸗ 
ſammlung mit Ausnahme: von Baiern, Württemberg, Babe, 
Kurheſſen und Darmſtadt, welche indeſſen über dieſen Gegenſtand 
Inſtructionseinhslung zuſicherten, mit demſelben Gutachten ein⸗ 
verſtanden, und die Benutzung zur Berichterſtattung wurde in 
Folge defſſen beſchloſſen. Aber, wie geſagt, nur Baden äußerte 
fh in naͤchſter Zeit und zeigte in feiner Abſtimmung, daß es 
Pflicht. ſei, dieſes Geſammtintereſſe der Handelsinduſtrie und des 
Voͤlkerrechts wider Die angethane Schmach und Verletzung zu 
ſichern. Es wies darauf bin, daß der Handel des Rheins und 
der in Ihn mundenden Flüſſe, der Ems und Weſer, der Elbe 
und Oder, und aller jener Müflenpläbe an der Nord⸗ und Oft 
fee, wo deutſche Schiffahrten getrieben werben, fi) in unzähls 
baren Zweigen mit dem Binnenverfehr ber meerentfernteften 
deutſchen Staaten ſich veräfte, und daß der fchwunghafte Hanbel 
der Seepläße geradezu auf Wohlftand und Kraftentwidelung der 
rüdwärtsliegenden Bunbesftaaten ſehr folgenreich wirken müſſe, 
zumal — wie der Artifel 19 der Bundesacte verjpreche, — die 
Bundesgliebey bei der erſten Bundesperfammlung. wegen des 
Handeld und Verkehrs, fowie wegen der Schifffahrt in Berathung 
treten würden, 

Es wies darauf hin, daß weiland Oſtfriesland, Hamburg 
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und Holland, die von den Türken nichts zu befürchten hatten, 
Zürkenfteuer, und die Schwaben, welde im gleichen Yalle mit 
den Normannen waren, Normannenfteuer unter dem ſtaatenthei⸗ 
Ienden Territorialfyftem des alten Deutjchlands bezahlt hatten. 
Wenn einft deutſche Handelsgeſellſchaften Flotten hätten hervor⸗ 
rufen koͤnnen, mit welchen Liſſabon erobert, und den Seeraͤubereien 
der. Bitalienbrüder in dem beutfchen Meere ein Ende gemacht 
worden jet, jo würde es doch wohl nicht einer großen Kraftan⸗ 
ſtrengung jetzt bedürfen, um ein paar elende Raubidiffe des 
Mittelmeered, weldye den Handel bes Mittelmeeres, welche ben 
Handel der Seeftädte zu lähmen, Beil und Sclaverie zu ver- 
breiten drobten, aus ber Rord⸗ und Oſtſee zu verfagenl GE 
fet. eine Ghrenfade, daß Deutſchland hierin nicht 
von dem guten Willen fremder Mächte abhbänge, 
jondern ſich ſelbſtſtändigen Schuß erringe. Deutfd- 
land verftehe wohl Schiffe zu bauen und zu rüften, 
und feine Seeleute dienten auf allen Meeren; es jei 
wahrlih Zeit, Daß das vorliegende große Intereſſe 
Der NRationalehre und des Vortheils und der Notb- 
wendigleit Beſchlüſſe hervorrufe und verwirklide, 
die allein den Zweck fidhere und dauernd zu 
erreihhen verheißel Hiernach machte Baben den Antrag: 
„Die Bundesverfammlung wolle, unabhängig von der vorge 
ſchlagenen Eröffnungen an die Seemädhte, burdy eine zu ernennende 
Commiſſion weitere Vorſchlaͤge zum Schup gegen die Seeräu- 
hereien der Barbaresfen, fofern folder durch ten deutſchen 
Bundesſtaat ausgehen jollte, vorbereiten und fich vorlegen laflen, 
wenn man nicht einftweilen ben feehandelnden Bundesftaaten 
allein Mittheilungen in dem ausgejprochenen Stune zu machen 
für gut finden follte *)*. 

Sindeffen trat aber die Vertagung der Bundesverjammlung 
ein, ohne daß eine beutfche Regierung fich weiter über den 


*) B. Br. 1817. Fol. 696. 
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Gegenſtand Außerte. Es war zwar in vertraulichen Sihungen, 
worüber Teine gebrudten Protocolle aufgenommen wurden, den 
Bundestagsgeſandten mitgetheilt worden, daß unter den größeren 
europaͤiſchen Mächten Verhandlungen über Sicherungsmaaßregeln 
vor den Räubereien der Barbareöfen eröffnet fei, Anfangs zu 
zu vondon, und fpäter zu Parts fortgejegt. Bon den Nefultaten 
diefee Verhandlungen ‚erhielt: aber die Bundesverfammlung Feine 
Kenntniß, und während der Verhandlungen trieben nicht allein 
die tunefifchen, fonbern auch die algertfchen Seeräuber ihr Weſen 
ungeört fort. Ein dänischer Kapitain (Malftröm, führend das 
Schiff Bomana) ſah am 3. Juni 1817 bet Beachy Head, wie 
eine tuneſiſche Fregatte, bie unter Eskorte einer. englifchen Kutter: 
brigg aus dem Canal fegelte, eine pommerſche Galliote plünderxte, 
auch ihm felbft ward von dem Tuneſer eine Schaluppe ar 
Bord geſchickt, die ſich genau nad) deutſchen Schiffen erfundigte. 
Den engliichen Lootſen "hatte dieſer Corſar erklärt, er 'miürbe, 
jobald er aus dem Ganal ſei, alle deutſchen Schiffe, deren er 
habhaft werben tönne, verbrennen. Sowohl In Tunis als in 
Algier waren die Deys bemüht, große Flotten zum Seeraub 
andzurüften und über-Spanien kam Die Nachricht an, daß ber 
bortige Minifter der auswärtigen Angelegenheiten dem dortigen 
Banfeatifchen Minifter-Hefidenten, Ritter von Provoft, die ſchrift⸗ 
liche Mittheilung gemacht babe: „daß nach Nachrichten der Gon- 
jule zu Tanger und Algier in den Staaten ber Barbareöfen 
betraͤchtliche Kriegsrüftungen gemacht. würben, baß: eine Fregatte 
von 34 Kanonen und eine Brigantine von 18 Kanonen von 
Marocco dem Dey von Algier zur Dispofition geftellt worben: 
ſei, daß aus verſchiedenen Nachrichten hervorzugehen jcheine, Daß unter 
den Muhamedanern in Nordafrika ein allgemeines Buͤndniß 
gegen die europäiſchen Staaten im Werke jet”. — Der portu⸗ 
gieſiſche Conſul zu Gibraltar hatte zu eben dieſer Beit berichtet: 
„es jei am 28. September 1817 eine aus einer Gorvette, drei 
Brigantinen und zwei Schonern beſtehende algieriiche Escadre 
aus Algier ausgelaufen, um gegen bie Preußen und Hamburger 
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zu kreuzen, fie würben ihren Kreuzzug. bis zum Kap St. Wincent 
ausdehnen und es leide nicht ben mindeften Zweifel, daß fie die 
Peſt an Borb Hätten; die Zahl der zu Algier täglich an ber 
Belt Sterbenden betrüge mindeftens 50”. Spanien und Portu⸗ 
gal trafen fofort die nötbigen Anftalten zur Sicherung ihrer 
Schifffahrt und Küften, Frankreich und England waren geſichert, 
die Auffen, Dänen und Schweden mächtig genug, dem Unfug 
entgegen zu treten; nur allein Deutjchlanb lag wehrlos dem Angriffe 
einiger Piratenichiffe auf feine Handelsflotte zu Füßen. Weitere 
Nachrichten bejagten, daß Tunis ebenfalld vier neue Raubfchifie 
ausgerüftet hatten. Schon am 24. Juni 1817 war das bremilde 
Schiff, die Leda, welches von Bordeaux nad) Bremen in See 
gegangen war, auf der Höhe Duellant, am Eingang bes Ganals 
von der tuneflichen Fregatte Carabaſch und von dem tuneſiſchen 
Schooner Tafta, welde fi unter nieberländifcher Flagge der 
Leda genähbert, genommen. Der Kapitain und die fänmtlihe 
Mannſchaft wurde nad Tunis gefchleppt, wo fie in ein Pulver: 
magazin eingeiperrt, zu ihrem Unterhalt jeder täglich 44 Pfund 
Brod und .eine Fleine Geldmünze, ungefähr 2 Er. an Werth er: 
hielten, Die Leda aber, auf welcher man den Steuermann ließ, 
wurde nach dem fpanifchen Hafen Gorrunna geführt, wo es dem 
Steuermann unter Vermittelung des prenßiſchen und franzöfifchen 
Conſuls gelang, das Schiff und den Reſt der Ladung, von ber 
die Barbaresfen einen Theil geraubt hatten, für die Summe von 
5000 Piaſter wieder loszukaufen. In Gemaͤßheit des über dielen 
Loskauf aufgenommenen förmlichen Protocolls erklärte ber Com⸗ 
mandeur des tuneſiſchen Schooners Tafta, nachdem er zuvor 
dem mufelmännifchen Ritus gemäß beeidigt worden, daß er auf 
Befehl des Deys zu Tunis ausgelaufen jei und gegen bie Feinde 
deſſelben zu kreuzen, Daß er in diefer Gigenfchaft die Leda ald 
bremifches Schiff und Eigenthun genommen habe. Der Senat 
der freien Hanfeftabt Bremen zeigte dieſen Frevel nicht nur ben 
dentſchen Bundesflaaten fondern auch den größeren europäifchen 
Seemaͤchten an und bat dringend um Hülfe. 

Auch ein hamburgiſches Schiff wurde an ber portugiefichen 
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Kuͤſte von einem algeriſchen Gorfaren genommen und nach Algier 
aufgebracht, wo die Mannſchaft in das Sclavengefängniß gewor⸗ 
fen, bei fchlechtefter Koft die Härtefte Arbeit verrichten mußte. 

Selbſt ein ruffifches Schiff Induſtria, Tommandirt von 
Ropitain Schumann wurde von einem algieriichen Corſaren von 
22 Kanonen beim Kap Finifterre genommen, aber durch ein elt- 
fame8 Bujammentreffen von Klugheit, Muth und Xapferkeit 
gelang ed dem Kapitain Schumann und feinen übrig gebliebenen 
5 Matrojen zuerjt den Anführer der Gorjaren und einen feiner 
Leute und Dann nach einem blutigen Gefecht von einer Stunde 
au) die 8 Hbrigen Räuber nieder zu machen und mit dem be 
freiten Schiffe in Liffabon einzulanfen. Die Matrojen waren 
Lübecker. Nach einem Berichte des ſchwediſchen Conſuls zu 
Alzier vom 17. Auguft 1817 beeilte fich der Dey die Wegnahme 
des ruffifchen Schiffes für ein Mißverſtaͤndniß zu erflären, man 
habe e8 für ein preußiſches gehalten, gegen folche folle aber 
gefrenzt werben), Es hatten fih in den Kleidern des 
getödteten Borfarenchefs vier gedrudte Gertificate 
der englifhen, fpanifhen, nieberländpifhen und 
franzöſiſchen Gonfule zu Algerien vorgefunden, 
weldhe der Angabe nad als Päffe für den Corſaren 
und das lebte zugleich für die von ihm zu machenden 
Prifen ausgefertigt waren. Die Pälje waren bei dem 
ruffiihen Conſulate zu Liffabon deponirt worden. Da war e8 
freilich fein Wunder, daß die In Folge der bremiſchen Beichwerbe 
bon Breft und Rochefort auslanfenden beiden franzoͤfiſchen Fre⸗ 
gatten ohne Reſultate heimfehrten! - — 


*) Der preußiſche Sefandte im Hang, Fürft Hapfeld, Hatte diefelde Mit- 
teilung erhalten. In einem Gircularfchreiben vom 22. Nov. 1817 an bie 
preufifhen Gonfule fagte er: „Nah fihern mir von Spanien über Paris 
zugelommenen Nachrichten ift eine von der Peſt angeſteckte algieriiche Flotte 
ausgelaufen, um auf alle deutſchen Schiffe, namentlich auf die preußifchen 
Jagd zu machen. Am 28. October iſt fie auf der. Höhe vom” Gap St. Bin- 
cent geiehen worden, und nahm von da ihre Michtung nad. der Norbfee”. 
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Alle Diefe Thatfachen wurden der Bundesverfammlung mit: 
getheilt; fie hatte daher wohl Grund unb Urſache Die Angelegen: 
heit ernfihaft in die Hand zu nehmen. In der Commiſſion 
drang auch jetzt die badifche Anſicht Durch und fie berichtete in 
ber vertraufihen Sigung vom 15. Dechr. 1817 (56. Sigun;) 
ausführlich und ftellte folgende Anſichten auf*): 

a. Die Seeräubereien der Barbaresfen und ihre feindfelige 
Behandlung der deutjchen Flaggen dauern fort, und es 
{ft ärger Damit geworber denn je zuvor. 

. &8 find nit blos Tuneſer, jondern auch Algerier, 
welche fidy diefer Frevel ſchuldig machen, und Marocto 
it der Theilnahme und Unterſtützung verdächtig. 

Ueberhaupt jcheinen die von einander ſonſt unabhängi 
gen und Häufig in Bwielpalt befindlichen Staaten ver 
Barbaresken fi, Fürzlich zu einem gemeinjchaftlichen Bunte 
vereinigt zu haben, deſſen ſofort praktisch befolgter Zwed, 
die fortwährende Beraubung und feindfelige Behandlung 
derjenigen Seeftaaten ift, weldye fich nicht zur Zahlunz 
eines Tributs an fie bequemt, ober ihnen ihre Uebermacht 
factiſch fühlbar gemacht haben. 

c. &8 wird ſolches Raubverfahren von Algier und Tunis 
auf das Beitimmtefte ald Folge eined zwifchen ihnen unt 
mehreren deutſchen Staaten und namentlich Preußen, 
Didenburg und den Hanfeftädten beftehenden Kriegszu—⸗ 
ſtandes ausgegeben; ed wird nicht von Privatperjonen, 
jondern von den Regierungen ſelbſt angeorbuet und 
geleitet, 

d. Die Verweifung der Corſaren aus dem Ganal durch eng: 
liche Kriegsſchiffe Hat Diefelben nicht auf das mittelläns 
diſche Meer beichränkt, fonbern fie haben feitbem neue 
Räubereien im Ocean ausgeübt. 

e. Ihr Kreuzen im Ocean ift nicht bloß auf gewille Jahres⸗ 
zeiten befchräntt, fondern es fcheint demſelben ein berech⸗ 

netee Operationsplan zum Grunde zu liegen. 

©) 9. Br. 1817 Beil. 86 Fol. 845. 
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f. Die Gefahr der Verbreitung der Peft durch dieſe Gor- 


faren ift drohender geworden wie jemals. 


g. Die deutſche Schiffahrt auf dem: Dcean bat durch dieſe 


| uud 


fortwährende Unficherheit in dieſem Jahre ſchon jo bedeu⸗ 
tend gelitten, daß, wenn nicht jchleunige und Fräftige Hülfe 
geichafft wird, in nächftem Jahre eine noch größere und 
verderblichere Stodung derjelben zu erwarten ift, auch eine 
Rüdwirfung diefer Stodung auf Handel, Fabriken und 
Berfehr der nicht unmittelbar mit dem Seehandel ſich 
beichäftigenden deutſchen Staaten nicht ausbleiben Tann. 


. &8 muß aber vor Allem den deutſchen Bunbesftaaten, 


beren friedlicher Seehandel jeßt feit einem halben Jahre 
durch ungerechten Angriff geftört, deren Schiffe und Güter 
geraubt, deren Bürger und Untertanen in eine von 
Sclaverei nicht zu unterfcheidende Sriegsgefangenfchaft 
geichleppt, und der Anftedung durch die furchtbarften 
aller Seuchen Preis gegeben worden, daher Alles daran 
gelegen jein, auf das Baldmoͤglichſte zu erfahren, ob fie 
von den von Seiten des deutſchen Bundes zur Abftellung 
ſolchen Uebels bereitö ergriffenen oder noch weiter zu er- 
greifenden Maaßregeln eine wirkſame Hülfe zu erwarten 
oder fi in Diefer Hinficht lediglich auf Das zu befchränfen 
haben, was fie durch Anftrengung eigener Kräfte und 
Durch anderweitige Hülfämittel für ihre Sicherftellung zu 
thbun im Stande find. 

Die Ehre der deutſchen Nation fcheint daher ein baldiges 
und Fräftiges Vorfchreiten in Diefer Angelegenheit, ſei e8 
nun von der einen ober von der andern Geite, auf das 
Dringenbfte zu empfehlen. 


Der legte Punkt zeigte zwar, wie tief fie Die deutjche Ehre 
verlegt glaubte, allein zu einer Eräftigen Maßregel erhob fie fich 
wiederum nit: Sie ſchlug nicht die Schaffung einen 
deutihen Flotte vor, fietrug niht auf VBerwillis 
gung einiger Millionen zum Schuß des deutſcher 
Handels und der deutfhen Induſtrie gegen die 

Grfer Theil. 19 
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Seeräuber an. Und dennoch erkannte fie ſelbſt an, mit welch 
geringen Mitteln Deutfchland dem Unweſen ein Ende maden 
fonnte! Sie legte nämlich ihrem Gutachten den Brief eines in 
den afrifanifchen Raubflaaten lebenden unterrichteten Deutſchen 
bei, der fih u. a. folgendermaagen ausfpradh: „Die free Un 
verfchämtheit der Barbaresfen-Negierungen kann nur mit ihrer 
feigen Ohnmacht verglichen werben; es ift unmöglich, ſich von 
beiden einen richtigen Begriff zu machen, wenn man fie nidt 
aus der Erfahrung kennt, fie beobachtet hat,.. . . . ihre innere 
Ohnmacht und Verwirrung, ihr völliger Mangel an Allem mad 
dem europäifchen Staate Macht und Thätigfeit giebt, überfleigen 
jede Vorftellung; man muß Die ganze entfräftende Verwirrung 
eined despotifchen Stanted ald Augenzeuge Tennen, um fie nur 
möglid) zu denfen..... Bol von Unwiſſenheit, Uebermuth md 
rohem Fanatiömus, vom blinden Fatalismus geleitet, berechnen 
bie Barbareöfen-Regierungen nur den Vortheil des gegenwärtigen 
Augenblid3, wenn fie feine unmittelbare Gefahr erbliden; zeigt 
ſich aber dieje, fo find fie ebenfo unentfchlofen, furchtfam, frie: 
hend und feige, ald vorher übermüthig nnd unverfchämt. Eie 
befigen wenige und ſchlechte Schiffe, find ohne Matrofen un 
Soldaten, die ihr Gewerbe verftehen, ohne Menfchen, die Kennt: 
niffe, Muth und Willen haben, Die nur and Plündern denken x. 

Eine ernfihafte und würdige Sntimation an Die Barba: 
reöfen von Seiten der europäifhen Mächte, fih in Zukunft 
aller Kaperei zu enthalten, ober ficher zu fein als Seeräuber 
behandelt zu werden, würde hierzu wohl ſchon hinlaͤnglich fein. | 
Wären die Mächte Europa's mit England vereint geweien, als 
dieſes Algier bombardirte, ed hätte nur gefoftet, es ernftlih zu 
wollen, und die Seeräubereien wären aufgehoben worden. Die 
in den Raubftaaten rejidirenden Gonfuln mußten nur zu gleicher 
Zeit den Befehl erhalten, Fünftig feine jogenannten 
Päſſe mehr zu ertbeilen, und jeder Corſar würde aldbann, 
von weldyer Nation er aud) angetroffen würde, als Seeräuber 
behandelt werben. Bine Escadre von ſechs Fregatten und 
eben jo viel Briggs würbe hinreichend fein, bie Execution biefes 
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Entſchluſſes und diefer Drohung auszuführen, und einige Bei⸗ 
ipiele, daß fie ernfllich gemeint feien, würde wohl die Barbaren 
veranlaflen, das Räuber-Syitem aufzugeben, Das fle mehr noch 
aus fanatifchem Stolze und Uebermuth, ald des Bortheild wegen 
befolgen. Dieſe Executionsflotte wirb weniger foften, als die 
biöherigen jährlichen Bräjente betragen... .. “ Der Brief 
Ihließt mit folgenden bezeichnenden Worten: „Ih kann nicht 
zweifeln, daß alle europäifchen Mächte hierzu beizutragen genö⸗ 
tbigt fein werden, da fie in dieſem Augenblide durch 
einen heiligen Bund einen allgemeinen Frieden 
unter fi) befhworen haben, und es Daher nit 
dulden werden noch Tönnen, Daß einige ohnmächtige 
Barbarenftaaten dur feige Seeräubereien dieſen 
allgemeinen Krieden ſtören“. — 

Obwohl nun die Bundesverfammlung befhloß, das Commiſ⸗ 
fionsgutachten an die Regierungen zur Inſtructionseinrichtung zu 
jenden *),, und die Commiſſion felbit beauftragt wurde, weitere 
Vorichläge zu machen, fo blieb dennod die Sadye von da ab für 
alle Zeit liegen. Wie leicht wäre e8 gewejen, mit Hülfe einiger öfter- 
reichiſcher, dänischer und niederländifcher Schiffe ſich felbft vor- 
erſt zu ſchützen! Was bebeutete es denn, wenn Deutfchland einige 
Sregatten ausrüſtete? Der von den Engländern gezüchtigte 
Dey von Wlgier hatte jeine Flotte in kurzer Zeit wieder auf 44 
Sahrzeuge gebracht. Aber das große Deutſchland fcheiterte an 
der Beichaffung von einigen Fregatten und Briggs! — Man 
vergleiche nun Dagegen Die Handlungsweiſe der verhältuigmäßig 
jo jungen Kreiftanten von Nordamerika. Der Präjident derſelben 
fagte in feiner Rede vor dem Gongreß im Jahre 1817: „Wir 
haben Berträge mit einzelnen der Barbaresten » Staaten zum 
Schuß unjeres Handel und unjerer Schiffahrt abgeſchloſſen; in 
einem alle aber, wo die Regierung Schwierigkeiten machte, 
haben wir jofort einige Kriegsfchiffe nach dem WMittelmeere ge- 
ſandt!“ — Erſt fpäteren Beiten, ohne Hülfe und Zuthun 
Deutihlands blieb es vorbehalten, dem fhänblichen Unweſen im 

*% 8. Br. 1817. ol. 851. 
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Mittelmeer ein Ente zu machen. Ein Souverain zeigte jebod 
feinen guten Willen fofort; es war Alexander von Ruplant. 
Er machte folgenden Vorfchlag und verlangte den Beitritt ter 
übrigen Mächte: 

„Um den Seeräubereien im Mittelmeere ein Ende zu machen, 
jollen fjämmtliche Seemädte eine gewille Anzahl von Kriegs⸗ 
Ichiffen, die übrigen hingegen ein beſtimmtes Geldcontingent zur 
Beftreitung der Unkoften hergeben. Gngland wird dieſen 2er: 
bandInngen zufolge drei Stationen im mittelläntijchen Meere 
unterhalten, und Kriegsſchiffe bei Gibraltar, Malta und ten 
joniſchen Inſeln ftationiren; um England aber den ganzen Plan, 
welcher feinem Handelsinterefje im Allgemeinen zuwiderlaufen möchte, 
annehmbar zu machen, fol der Dey von Algier dahin vermodt 
werden, Bona mit einem pafjenden Gebiete an dafjelbe ab: 
treten, wo demnächft eine englifche Colonie angelegt werben wirt, 
dafür übernimmt aber England auch den Schug aller Handels⸗ 
fchiffe an der ganzen afrifanifchen Küſte. Frankreich fell bei 
Marfeille und Smyrna in der Levante, Defterreich endlich bei 
Venedig und Trieft im adriatiſchen Meere Stationen von Krieg 
fchiffen halten. Sowie Dänemark ſchon durch frühere Traktate 
den Schuß der Oſtſee gegen Seeräubereien übernommen und 
zum Theil für diefe Verpflichtung den Suntzoll erhebt, fo jel 
jetzt Schweden eine gleiche Verpflichtung für das Kattegat über: 
nehmen. Uebrigens muß jede Nation für den Schuß der friet: 
lichen Flaggen an ihren Küſten jorgen, und um auch das atlantiſche 
Meer in Zukunft zu fichern vor den Seeräubern, werben tie 
vier größeren Seemächte: England, Rußland, Frankreich und 
Holland jährlicy eine gewiſſe Anzahl von Kriegsfchiffen im tiefen 
Meeren halten. Alle Handelsſchiffe müffen mit Iateinifchen Ser 
paͤſſen, wie fie jet ſchon im mittelläundifchen Meere gebräuchlid 
find, verfehen fein, und ein beftimmtes Schußgeld erlegen, wo⸗ 
gegen ſich die refpectiven Mächte verpflichten, ven Schaden, den 
jene Schiffe durch Seeräuber irgend einer Nation erleiden, zu 
erjegen. Den Barbaresfen follvon den alliirten Mächten eine fürm: 
liche Erflärung zugeftellt werden, worin fie ihr Mißfallen über tie 
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fortbauernden Seeränbereien und die Behandlung der Gefangenen 
an den Tag legen, und damit drohen, die Staaten der Barba⸗ 
reöfen zu erobern um bier europäljche Kolonien anzulegen, im 
Fall fie ihr bisheriges Betragen nicht verändern ſollten“. 


Bir Schließen Hiermit die Weberfiht der Thätigfeit der 
undesverfammlung bis zu ihrer erften Bertagung. Bon wichtis 
gen Volks⸗Intereſſen war indefjen wenig erledigt, Vieles freilich 
vorbereitet, aber erft in ferner Ausficht die Erledigung. Die 
Geſandten hatten fleißig, eifrig und mit gutem Willen gearbeitet, 
aber Die Menge ungeordneter. Zuftände und Verhaͤltniſſe, Die 
Maffe von Privat-Reclamationen, die fi) auf 300 beliefen, zer: 
Iplitterten ihre Kräfte. Es wäre weit zweckmaͤßiger gewejen, die 
Angelegenheiten des Reichskammergerichts, die rheiniſche Suften- 
tationgfache, die Entjchädigung der beutichen Ordensritter und 
bergleihen ähnlihe Dinge bejonderen Commiſſionen zu über: 
tragen und zur Berathung vorbereiten zu laſſen, wie dies Bei 
ben Militärs Angelegenheiten des Bundes- geihah. An ſolchen 
Dingen mußte man die Thätigfeit der Geſandten in mechanischen 
Detail-Arbeiten, die untergeorbnete Beamte leicht vornehmen 
fonuten, geradezu abjorbiren. Man eutzog dadurch den wichtig: 
fen Angelegenheiten bie beiten Arbeitsfräfte an der Bundesver- 
ſammlung. War das Material gehörig gefichtet und vorbereitet 
und von den betreffenden Gommilfionen neben der Bundesvers 
ſammlung zum Bericht gebracht, fo konnte ein Ausfchuß der 
Bundesverfammlung die legte Prüfung vornehmen. Wir haben 
ſchon oben bemerft, daß wir auf Arbeiten der Bundesverſamm⸗ 
lung, welche fich auf die genannten Gegenftände bezogen, nicht näher 
eingehenwollen, weil Die betreffenden Angelegenheiten fürdie National⸗ 
Anterefien für unerheblich erachten, obwehl wir weit entfernt 
find, die Benrühung, hierin gerecht zu werben, nicht gebührend 
anzuerkennen, Aber wenn die Bundesverfanmlung felbft in ihren 
intelligenteften Mitgliedern damaliger Zeit gerade dieſe Seite 
hrer Thätigfeit jo außerordentlich hervorhebt, wie z. B. von 
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Bangenheim *) gegenhber ben Anflagen des Generals v. Rabowiz. 
jo tönnen wie damit nicht einverflanden fein. Die erfte 
Pfliht der Bundesverfammlung war die fett: 
ftellung der organiihen Grundgefehe des Bundes. 
Hierauf war um jo mehr Fleiß und Aufmerffamkeit zu verwen 
den, als fi da8 Beftreben bei einzelnen Mächten zeigte, bie 
Sompetenz der Bundesverfammlung jo viel als möglich zu be 
Schränken, und ald die Politik Metternich8 in der Hofmannſchen 
Angelegenheit einen flarfen Beweiß gegeben hatte, wozu fie die 
Bundeöverfammlung zu benupen gedenke. Die organijden 
Bundesgrundgejege wurden aber damals eben |» 
wenig, als ſpäter von der Bundesverſammlung 
berathben und erlaffen, — fie wurden von anderer 
Seite ihr octroyirt gegen den ausdrückichen Wort— 
Anhalt der Bundesacte und der von der Bundes— 
verfammlung erlajfenen proviforifhen Sompeten;: 
beftimmung. 

Man war ermübet, überarbeitet und eilte zum Schluß 
Die Vertagung trat ein am 1. Auguft 1817 und währte biß ten 
3. November deilelben Jahres. Das Praͤſidium faßte im ber 
Sigung vom 17. Zuli**) die Thätigkeit der Bundesperfammlung 
zufammen; fie habe an Geſchaͤften vollendet 

„a. Unfere vorläufige, von fämmtlidhen Sommittenten ohne 
alle Ausnahme durchaus gebilligte Geſchaͤftsordnung. 

b. Die mit einer ganz eigenen Sorgfalt ausgebobene 
Reihenfolge. 

c. Die über die Vermittelung der Bundesverfammlung bei 
Streitigkeiten der Bundesglieber unter fi, und über die 
Aufftellung einer wohlgeorbneten Auſtraͤgal⸗Inſtanz ge 
troffene proviſoriſche Verfügung. 

d. Die gleichfalls proviſoriſch ausgejprochenen Beftimmungen 
über die Kompetenz ded Bundestags. 





*) 3. Pr. 1817 5. 375 Bol. 722. 
=) Dreifönigebündniß. 
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e. Der hiernaͤchſt auf Die baldige Grfüllung Des XII Artikels 
ber Bundesacte, die Bildung der oberften Gerichte be 
treffend, genommene Bedadıt. 

f. Die, die Untertanen der deutſchen Bundesitaaten fo 
body begünftigende, über allen Bweifel erhobene Aus: 
legung bes XVII Artikels der Bundesacte, in Anſehung 
der Freiheit von aller Nachiteuer. 

g. Die mit der unverbroflenften edelſten Bemühung bewirkte 
vorzüglich Liberale Vorſorge für die Angehörigen bes 
ehemaligen Kaijerlichen und Reichskammergerichts. 

h, Für die überrheinifche Geiftlichfeit und ihre Dienerjchaft, 

1. Die zum Beſten der Deutjch- und 

k. Johanniter⸗Ordens⸗Ritter bewieſene Theilnahme. 

L Die für die ehethunlichfte Berichtigung des unter Die 
Barantie des Bundes geftellten Schuldenweſens getragene 
Sorge. 

m. Die für den erwünfchten Zweck eines freien Verkehrs Der 
nothwendigften Bedürfnilfe in den Bunbesftaaten, 

n. Die den häufigen Auswanderungen gewibmete Aufmerk⸗ 
ſamkeit, und endlich 

o. die für den eintretenden Fall einer Vertagung der Bundes: 
verfammlung beliebten einflweiligen Anordnungen werben 
ſonder Zweifel jedem billig Denfenden genügend beweifen, 
dag Bir in Hinficht Unſerer innern Verhaͤltniſſe zwar 
auch noch weiter ‚gegangen fein würden, hätte ed nur an 
Unjerem legten Willen gelegen. 

p. Der über Unſere diplomatischen Verhältniffe gefaßte und 
zum Theil Schon in Vollzug gejeßte Beichluß, jo zwar, 
daß auch 

q. zur Sicherung des deutſchen Seehandels bereitö vieljeitige 
Einſchreitungen erfolgt find, wird, jowie die 

r. zur Sutwerfung einer Matrifel gelieferten, möglichft um⸗ 
fafienden Vorarbeiten, welche als ſolche weit mehr als 
die vorgelegte Aufgabe mit dem rühmlichiten Fleiße und 
der thunlichiten Genauigkeit gelöjet haben, Unfere gleiche 
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Beruͤckſichtigung für die auswärtigen unb militärtichen 
Verhältniffe als für den Augenblid volltommen hinreichend 
beurfunden. ” 

Die Bundesverfammlung dankte dem Vorſitzenden Für feine 
einfichtige und thätige Gefchäftsleitung und Beförderung, jo wie 
für die energifche Bemühung zur Erreichung des dieſer Verſamm⸗ 
lung vorgefebten Zieles. v. Gagern allein hielt fidy veranlaft 
in ausführlihem Bortrage jeine Anfichten auszuiprechen. Gt 
meinte, da er, alles in Anfchlag gebracht, nur zu günftigen Reul: 
taten und Erwartungen komme, auch fich keineswegs zu ſcheuen 
brauche die Hand an die fchathaften Stellen zu bringen. 68 
ftellte nach feiner Anficht Niemand das vernünftige und bebut: 
fame Vorrüden der Bundesverfammlung und bed Syftems über 
haupt ernftlid in Abrede; e8 ſei dies in früheren Abftimmungen 
fattfam dargethan. Nichts deſto weniger ſei Gaͤhrungsſtoff im 
Vaterlande jehr fichtbar, und das Unvollftändige, Unvollendete, 
Unreife vieler Dinge nicht zu leugnen. Nicht zu leugnen fei, dab 
der Bund ſelbſt nicht überall richtig gewürdigt werde und jeine 
organische Finrichtung noch lange erwarten werde. Nicht zu 
leugnen fei, daß Art. 13 der Bundesacte und die fonft gegebene 
Verheißung landſtändiſcher Verfaſſungen, noch faft überall auf 
die Ausführung warteten. Den Einen, und vielleiht auf 
ſehr hohen Stufen, erſcheine der Bund unerheblich und 
Ioder, eine bloße Rolle der Ausfüllung auf der europäijcden 
Schaubühne, den Anderen wohne eine zu große Erwartung bei, 
eine Verfennung bes eigentlihen Zweckes der Union, indem fie 
ihre individuellen Zwecke als die Hauptjache bineintrügen. Yu 
häufig werde in den Forderungen an den Bund nicht bedacht, 
Daß er minder fürchtend als furdtbar fei. Es fei der Bund 
nicht geſchloſſen an einer Waldede durch einen Walter Kürft und 
Werner Stauffadyer, fondern durch Kranz und Friedrich, Wil: 
heim und Mazimilian an der Spige fiegreiher Heere, im agitir⸗ 
ten Congreſſe der Kaijerftadt. Darum gebühre ihnen auch dad 
reinfte Anerfenntniß, wenn fie ihr eigenthümliches Intereſſe nit 
immer voranjegten, den Bundeserfordernifien ſich anfchlöffen, oft 


297 


dad erfte Beiſpiel gäben; kurz, wenn fie das ffenfive ihrer 
Maht dem Defenfiven ihrer großen, politiſch fittlihen Anftalt 
unterorbneten, ohne den gemeinichaftlichen Wehrſtand außer 
Augen zu laſſen, was chen das für Lie Wohlfahrt und ben Ruhe⸗ 
fand der Erde zu Iöfende Problem ſei. 

Ueber das Innere der beutfchen Staaten im Verhaltniß mit 
der Bundesacte und den Forderungen der Zeit koͤnne er ſich aber 
nicht befriedigend ausdrücken. Man wiſſe in Frankreich, England 
und den Niederlanden ſehr wohl, daß ben großen europälfchen 
Nationen zwar eine monarchiſche aber geregelte Verfallung ges 
ime; man fei dort von republicanifchen Irrthümern und dema⸗ 
gogiſchen Ausſchweifungen zurfidgefommen. Wber man ehre dort 
die Freiheit, und wenbe nichts ein, wenn man repußlicanifchen 
Geiſt, die ganzen lebendigen Gefühle: für ein’ Gemeinweſen, die 
Freimüthigkeit ohne Grobheit und Beleidigung, Die in gehörigen 
Shranken gehaltene Reibung der Meinungen auf ſolche monar- 
chiſche Verfaſſung übertragen. Nach großbrittannifchen Ideen jet 
das Koͤnigthum in Nation und Parlament vollkommen begriffen. 
In Deutſchland aber wolle man auf der einen Seite Volk und 
Fürft ald entgegengefeßte Begriffe binftellen, umwälzen, auf der 
andern Seite vermiffe man im Rathe und Gefolge ber Fürften 
den gewiinfchten QTaet, um ben medius terminus, auf ben es ans 
lomme, um bie rechte Definition der Fürftlichfeit und Souverainetät 
u finden. Daber fam die Verlegenheit zwifchen Dem 
gegebenen Worte und deſſen Haltung, genäbrtes 
Mißtrauen, willkommener Vorwand um zu hemmen. 

Bis dahin konnte man in Gagerns Rede nur die Anſchauung 
eines wohlmeinenden Patrioten finden, der ehrlich genug war, 
die unwillkommene Wahrheit den Fürften Deutſchlands oder 
vielmehr ihren unmittelbaren Nathgebern unverhüllt zu fagen. 
Er ſchwächte aber den Eindruck ber Rede durch Die folgende 
Beratung, in welchen er eine Vertheidigung der neuen An- 
maßungen des Adels verſuchte. Seine Schilderung des Adels 
paßte auf den an den Höfen einflußreichen Adel nur in wenigen 
Faͤllen; denn es ließ ſich nicht leugnen, daß ein großer Theil 
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bes deutſchen Adeld den Charakter des Hofadels aber nicht 
den des Randesadels trug, ja daß es babin wieberm ge 
fonımen war, daß man in der Benennung Land adel gleichfem 
eine geringeree Dualttät des Adels gegenüber dem an ben Höfen 
fi) bewegenden Abel erblickte. Deßhalb war Bagernd Angriff 
auf Diejenigen, welche den privilegienfüchtigen Hof: und Beamten 
abel, der in vielen Fällen auch nit die geringfte Bürgfchaft 
eined unabhängigen. Standes ber Nation. bot, worauf er doch ein 
jo großes Gewicht, legte”), — in der Preſſe geißelten, 
ein durchaus ungerechtfertigter. Die Nation wußte ſehr wohl, 
in welchen Kreijen bie Schürer des Miftrauend gegen des Volles 
Intereſſen zu ſuchen waren, und mußte nothwenbig erbittert 
werden, wenn fie. aus der Mitte jenes Standes Forderungen 
hervortreten jah, Die, wie die eines Herm v. Schuͤtz, nad Zu⸗ 
fländen zurüdwiejen, welche die Unterjochung Deutſchlands durch 
einen fremden Eroberer herbeigeführt hatten, Weldye Opfer 
hatte ed dem Volk gekoftet, diefem Eroberer das Land wieber 
zu entreißen! Beſſer wäre es geweſen, wenn Gagern ſich von 
dieſem Theile feines Standes öffentlich losgeſagt, wenn er, als 
Ariftocrat im edlen Sinne des Wortes, der Thorbeit ber Ber: 
blendeten, welche vor den Höfen und fonft Gewalt habenden Perſo⸗ 
nen frochen, dem Bürger gegenüber hochmüthig und aufgeblajen 
waren, in jener Art und Weife den Text gelefen bätte, in welcher 
bei mandyen Gelegenheiten der Freiherr v. Stein feinen Zorn 
und feine Verachtung ohne Unterjchied der Perſon ergoß. Die 
politiſchen Oppofitionsblätter der damaligen Zeit batten beshalb 
auch leichtes Spiel mit dieſer Vertheidigung des Adels von 
Seiten des Freiherrn v. Öagern und eines der gelefenften Blätter 
äußerte damals mit Bitterfeit: „Stellt einen Abel bin, ber auf 
That oder Beſitz, auf Geiſt oder Amt gegründet if, und wir 
werden ihn achten. So lange aber gemeine Seelen, bie 


*) Bin Freiherr v. Rochow, kön. ſächſ. Appell :Rath, Hatte fogar der 
Regierung es zur Pflicht gemacht, den fächflihen Adel aufrecht zu erhalten. 
weil er fo zahlreich und fo arm und doch fo ehrgeigig ſei. 
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nichts Für fidy haben, als daß fie von einer vielleicht fehr lie⸗ 
derlichen Mutter geboren find, die das MWörtchen „von“ 
vor ihren Namen ſetzen durfte, und Die allein wegen biejes 
Umftandes ſich Ebdelleute nennen und als ſolche größere An- 
Iprüche in der Geſellſchaft machen und erfüllt jehen, fo lange 
wird Spott und Hohn nicht ausbleiben und foll nicht aus- 
bleißen“. Es war gewiß nicht Gagerns Wille, eine Kritik 
feiner Vertheidigung der Prätenfion des Adels in den folgenden 
Worten feiner Rede zu geben: „Nachdem ich gerechten Tribut 
der Monarchie und Ariftofratie gebracht habe, bin ich nicht min- 
der auch Demokrat. Freilich nicht regellos und ſtuͤrmiſch, ſondern 
ich ſtrebe in dem verſtaͤndigen Sinne es zu ſein, der der Freiheit 
und der Ordnung zuſagt. Denn das iſt es eben, worin wir 
zurück find; der unverftändige und ſchaͤdliche Antagonismus in 
Deutichland, den ich befeinde, daß ſchon das Wort „Ariftofratie” 
den Ohren der einen fo ein Gräuel ift, ald den anderen „Demo: 
kratie“. Sch befenne mich dazu jo unummwunden, Daß ich mans 
den Herren an der Donau vielleiht damit in 
Erftaunen fegen werde”. 


Das war es eben, daß ein Mann wie Gagern, von milder 
verföhnlicher Sefinnung bei feinen Standesgenofjen an der Donau 
und fonft ein fo großes Erftaunen wegen feiner Anfichten erregte, 
bad bewies den verwerflihen Standpunkt derjenigen, welche 
Gagern ald den Adel Deutjchlands vertheidigte, das war gerade 
die Bittere Kritik feiner DVertheidigung der Ariftofratie, 


Am meiften, meinte endlich Gagern, ſei er entrüflet gegen 
die Klaſſen, die in übler Laune oder Abficht fragten: „was 
Deuiſchland gewonnen habe?” Er fagte: zuerft Unabhängigkeit 
und feiten Frieden und die Mittel, fie zu behaupten. Wäre es 
jo geweien! Fremde behaupteten, Daß Deutjchland feine Vers 
fafjung nicht ohne ihren Willen und ihr Zuthun ändern Fönntel*) 
Bundesgefandte meinten, Deutjchland fei nur ein Defenfiobund 


€) Siehe S. 237 die Note des Grafen Reinhard. 
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gegen das Ausland!*) Die Gongrefle von Carlsbad, Aachen, 
Troppau, Laibach, Berona befchloffen über Deutſchland ohne fein 
Zuthun, gegen feinen Willen! Die Seeräuber elender Raub: 
fiaaten böhnten es!**) War das Unabhängigkeit und fehler 
Friebe ? 

Die tröftende, erquidende und ftärfende Meinung, welde 
alle Klafien des Volks im jahre 1815 belebte, daß Deutſchland 
die ſchlechteſte Zeit Durchlebt hätte, war erjchüttert. Die Zuver⸗ 
fiht, daß die Schändung der Welt, daß das Unglüd Deutſch⸗ 
lands von einem Eroberer ausgegangen, daß mit feinem Yale 
die entfittlichenden Orundjäße, welche cr handhabte, verfchwinden 
würden, war in ben Gemüthern ber unabhängigen Männer der 
verfchiedenften politischen Richtung geſchwunden: Freiherr v. Stein 
und die Nemeſis waren darin einer Anficht. 

Kaft wie Hohn mußte es eingeweihten Dhren Flingen, wenn 
danıı v. Gagern ferner fragte: „was wir gewonnen haben? Rad: 
dem wir jeit Karls V Zeiten niht anders gewohnt waren, als 
nachtheiligen Frieden zu jchließen ***), Daß endlich ein befjerer 
Tag und beſſere Möglichkeit erjchienen if. Was wir gewonnen 
haben ? Ein feſteres Grenzſyſtem.“ Wir ſahen oben (S.104ff.), welche 
Grenze Deutfchland gewonnen, was den gebemüthigten Feinden 
geblieben war. Wenn er aber gar jagt: „daß die Mutter 
heiterer das Kind unter ihrem Herzen trägt, der "Sorge und 
Angft enthoben, einen Sclaven zu erziehen, jondern im Vorge⸗ 
fühle, daß fie einen freien Mann dem Waterlande darbringen 
wird“, jo hätteer fich erinnern jollen, Daß gerade der fremde Eroberer 
und fein Einfluß in vielen Theilen Deutjchlands erft Die Leibeigen- 
Ichaft gebrochen hatte, und daß im Augenblide, wo er ſprach, es 
noch Theile unferes Vaterlandes gab, wo fie ſich in voller Blüthe 
befand, und enblih, daß gerade von mehren feiner Standes 
genofjen dieſer Krebsichaden der freien Entwidelung eines Volkes 


®) Siehe ©. 288 die Anfiht der Commiſfion. 
”.) Siehe ©. 224. 
“es, Deiläufig übrigens hiſtoriſch nicht richtig. 
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unter den beliebten Redensarten „väterliche® Regiment der Buts- 
berrihaft u. dergl.“ eine beredte Vertheidigung fand. 

Es konnte nicht fehlen, daß dieſe auffallenden Blößen in der 
Rede Gagerns Spottundb Zorn der Prefie hervorriefen *), und die 
fonfligen Verdienſte des milden und verjühnlichen Diplomaten 
überjehen ließen. Die öffentliche Meinung, weit entfernt durch 
die Verjöhnlichkeit erftrebende Rede Gagerns gewonnen zu wer⸗ 
ten, war faft Durchweg**) gegen die Bundesverfammlung einge- 
nommen. Nicht daß man den guten Willen der Bundbesgefanbten 
im Allgemeinen mißtraute; hatte doch Jelbft der Praͤſidialgeſandte 
ertlärt ***), daß alle Gegenflände fo. viel es Die Umſtände 
und der Umfang der eingegangenen Snftructionen 
erlaubten, erlebigt jeien! Aber an dem guten Willen einzelner 
Fürften zweifelte man und insbeſondere hatte man gerechte Urſache 
die Verzögerungen bem öfterreichifchen Kabinet zuzufchreiben. 
Denn fon im Monat März zu der Zeit, ald die Hofmannfche 
Beihwerde zu erledigen war, gelangte ein Schreiben Metternichs 
an den Grafen v. Buol, welches auf Die zum Geburtstage bes 
Kaifers eingegangenen Slüdwünjche der Bunbesgefandten ant- 
wortete, in die Deffentlichfeit. 

Das Schreiben Tautete: „Wien, den 2. März. Aus Ew. 
Greellenz geehrtem Schreiben vom 12. v. M. entnehme ich, daß 
die Herren Bundestagsgeſandten, Minifter und Excellenzen, Hoch⸗ 
demjelben die Glückwünſche zum Geburtsfeſte Sr. Maj. des 
Kaifers dargebracht haben. Ich babe es für Pflicht gehalten, 
Sr. Maj. den Kaifer davon zu unterrichten und bin ausdruͤcklich 
beauftragt, Ew. Excellenz zu erſuchen, den fämmtlichen verehrten 
Herren Bundestagsgejandten, Miniftern und Reſidenten zu ver: 
fihern, daß Allerhöchftdiefelben dieſe befonbere Aufmerkſamkeit 


— 





*) Nemeſis v. Luden, — Zeiten von Voß ꝛc. 

“) Ausnahnıen machte in einigen Artikeln die Allg. Augsb. Zeitung 
(1817 Beil. Nr. 96), während in andern Artikeln berfelben Zeitung eine 
ziemlich entgegengeſetzte Weinung zu Tage trat. 

06) 9, Br. 1817 Kol. 722. 


302 


als ſolche anerkannten und in gerälligfter Art verdankten, fowie 
auch die bezeugten Gefinnungen aufrichtigft und freundichaftlihft 
erwiderten. Se. Maj. wiederholen mit Vergnügen bei 
dDiefer Beranlaffung die Verſicherung, daß Aller: 
höchſtdbieſelben in allen Verhältniſſen um fo mehr 
nur unverrüdt des deutſchen Bundes Beftand unb 
Wohl, ohne alle Brivatrüädfichten auf Defterreid, 
zum Bielpunft nähmen, dba nad richtiger politifcher 
Würdigung das wahre Intereſſe der öſterreichiſchen 
Monarchie von jenem des deutſchen Bundes nicht 
verſchieden ſein koͤnne. Se Maj. werden daher die Ange⸗ 
legenheiten des deutſchen Bundes ſtets mit der waͤrmſten Theil⸗ 
nahme, zugleich aber auch mit jener Ruhe behandeln, welche 
Allerhoͤchſtdieſelben für die Intereſſen Deutſchlands jo vworzüglid 
nothwendig Halten. Se. Majeftät vertrauen deshalb aud, 
daß ſelbſt beiirgend einer dem Anſcheine nad) zögern: 
den Erflärung weder auf Tältere Theilnahme ge: 
ſchloſſen, noch ſonſtige Beſorgniſſe gehegt werden 
möchten, Allerhöchſtdieſelben gehen in Behandlung 
derBundestagsgefhäfte von dem Doppelten Geſichts— 
punfte aus, Daß derBundestag feine vorübergehende 
fondern fortwährende politifhde Berfammlung aus: 
made, folglihihonaus dieſem Grunde jedes Drängen 
der Geſchäfte zu vermeiden fei; zugleih aud find Se 
Maj. der Uebergeugung, daß jede nadtheilige peoli: 
tifhe Reibung am Bundestage, noch mehr aber eine 
wirtlihe Spannung oder Theilung möglidfi, und 
beſonders beim Beginnen feiner Geſchaͤftswirkſam— 
feit vermieden werden müſſe; in beiden Rückſichten 
Dürfte daher theil8 ruhige Berathung ohne übertrie: 
benes Drängen der Geſchäfte theild aber vorläufige 
Rückſprache unter den Kabinetten und Regierungen 
in einzelnen, einer umfaſſenden Auslegung fähigen 
Källen am geeignetften fein, jeden nadtheiligen 
Ausbruch beim Bundestage zu verhüten Bon biefen 
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Geſichtspunkten find Se. Mafeftät bisher ausgegangen, biefe 
werden andy fortwährend Atlerhöchftbiefelben Leiten, und in berer 
treuer Befolgung , verbunden mit unverrücktem außfchließenden 
Bid auf Deutſchlands Geſammtwohl, find Se. Mafeftät über: 
zeugt, Daß auch ſelbſt bei Verjchlebenheit der Anfichten in ſolchen 
Fällen das Reſultat der Verhandlungen gewiß jederzeit zur 
freundichaftlichen Wereinigung führen werde. Ew. Excellenz 
erfuche dieſe Geflunungen Sr. Majeftät fi) ebenſo felbft zur 
Leitung zu nehmen, als aud) bei fjeber ſich ergebenden Veran⸗ 
lofjung felbige den Herren Bunbestagsgefandten zu betheuern. 
Ich c. 


Drittes Kapitel. 


Verhältwig der Yundesverfammlung zu dem Streben nad Gleichberechtigung 
der Couſeſſionen, insbefondere Emancipatisn der Inden. 


Wir erinnern und an die Vorfchläge der Commiſſion über 
Die Reihenfolge der Bundesverfammlung, wonach auf die Erfüllung 
ded Art. 16 der Bundesacte überall gedrungen werben follte; 
insbejondere fand man es der Gerechtigkeit und Billigfeit gemäß 
auf die möglichft übereinſtimmende Weiſe die bürgerliche Ver: 
befierung der Bekenner des jübifchen Glaubens in Deutfchland 
jo fchnell als thunlich hinzuwirken. 

In mandyen Ländern drohte die Lage der Juden wieberum 
eine jehr traurige zu werben. Die Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes Hatten aus der urfprünglichen Faſſung des Art. 16 
ber B. A.: „Jedoch werden den Befennern des jüdifchen Glau⸗ 
bens bis dahin (d. h. His zur in Ausficht geftellten bürgerlichen 
Berbefierung derfelben) die denjelben in den einzelnen Bunbes- 
ſtaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten”, — das Wörtchen 
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in in das Wörthen „von“ verwandelt; Beranlaffung bay 
batte ber Vertreter der freien Stadt Hamburg am wiener Gon- 
grefie gegeben. Damit waren aber in allen Rändern, welde zu 
dem früheren Königreich Weftphalen, zu dem Großherzogthum 
Derg, zu dem hanſeatiſchen Bezirk, zu den Ländern des linfen 
Rheinufers, infofern der Code Napoleon nicht beibehalten war, 
faft jedes Recht der Juden in Frage geftellt. In manchen Län 
dern waren die Regierungen einfichtig genug, ben Juden ihre 
einmal erworbenen Rechte zu nicht nehmen. In anderen Staaten 
dagegen traten traurige Reactionen ein 3. B. in Hannover; nicht 
minder drohten den Juden in den freien Stäbten fehr empfind⸗ 
(ihe Nachtheile. Am meiften trat dieſes bei den Juden in 
Frankfurt hervor. Sin der Wiener Songreßacte war für die Kranf: 
furter Verhältnifje allerdings ein Mittel für die fofortige Gin 
wirkung der QBundesverfammlung gegeben, da nah Art. 46 
diefe die Frankfurter Verfaflungsverhältniffe unbeftreitbar zu ort: 
nen batte, 

Der politiſche Standpunft, ja die politiiche Bildung zeigt 
fih faft auf feinem Gebiete mehr, als bei Gleichftellung der 
Bekenner der verfchiedenen Glaubensbekenntniſſe. Was aber bie 
anzuftrebende Gleichftellung der Juden und der Ghriften betrifft, 
fo find heute Die Meinungen durchaus noch nicht geklärt genug, um 
ben richtigen Standpunft feftzuftellen. Viele Verhaͤltniſſe wirken bier 
mit, um die Meinungen zu verwirren. Ein Bild damaliger Anfichten 
liegt in dem Streite der freien Stadt Frauffurt mit den bortigen 
Juden in den Verhandlungen der Bundesverfammlung deutlich 
vor. Das, was bisher darüber befannt geworben, fol von und 
bier nur kurz dargeftellt, Dagegen bie bis dahin geheim gebliebe⸗ 
nen Verhandlungen ausführlicher behandelt werben. Beginnen 
wir mit der biftoriichen SDarftellung der Sache felbft. 

Auf den Beichluß in der Bundesverfammlung in Der 13. 
Sikung vom 19. December 1816, wodurd von der rubricirten 
Beſchwerdeſache Mittheilung an den Senat der freien Statt 
Frankfurt erging, um fich innerhalb einer Frifl von zwei Monaten 
darüber bin bezüglich zu äußern, damit dieſe Beſchwerde gütlich 
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bejeitigt, ober aber zur gehörigen Entſcheidung des Bundestags 
gebracht werde“ — hatte der gedachte Senat, nad) einigen weis 
teren Befriftungen eine Gegenerklärnng mit Drei Anlagen unterm 
8. Mai 1817 übergeben. Die Anlage 1 gab eine gejchichtliche 
und rechtliche Darſtellnng der Rechts⸗ und Gemeindeverhältnifie 
der franffurter Judenſchaft; Anlage 2 war Das bemfelben anges 
bängte Gutachten der Juriſten⸗Facultät in Berlin, und Anlage 3 
eine andere, gleichfalls angeſchloſſene Denkichrift zur Beleuchtung 
der Ansprüche der Sudenfchaft bei Anwendung des 16. Artikels 
der Bundesacte. In der erften Beſchwerde hatten die Juden 
nad) Anficht des Referenten tiber dieſe Angelegenheit (v. Plefjen) 
berichtet, daß der Frankfurter Judenſchaft wirklich das völlige 
Buͤrgerrecht zur Gleichſtellung mit den übrigen Bürgern von bem 
Broßherzoge von Frankfurt gegen das genannte Ablöfungsgeld 
zugeſtanden worden, und fie fi aud fo Iange in Ausübung 
befielben Befunden, bis fie zuerit unter dem proviforischen Gou⸗ 
vernement und durch die weiteren Verfügungen der Stadt außer 
Beſitz davon gejeßt ward. Ihre Reclamation beim Bundestage 
war beſtimmt auf ben vollen unbefchränkten Befig und Genuß 
jener vom Großherzoge erhaltenen bürgerlichen Nechte gerichtet. 
Es war hierbei aber einleuchtend, daß dieſer Antrag auf die 
Biebereinjegung in ſolchen Beſitz ein ordentliches richterliches 
Verfahren zur Entſcheidung erfordere, mithin der Gegenftand 
fowie er vorlag, durchaus juriftiiher Natur und eine Rechts⸗ 
fache fei. 

Die Reclamation bezog fich dieſerhalb auf Die Art. 45 u. 46 
der Eongreßacte, auf bie jogenannte Selbftftändigfeitsacte und 
auf die nachfolgenden Schreiben der kaiſerlich öfterreichifchen und 
Königlich preußifchen Minifter, Fürften Metternid) und Harben- 
berg, aber auch auf den Schluß bes Art. 16 der Bundesacte: 
„daß den Bekennern ihres Glaubens bis dahin, daß Die bürger- 
liche Verbefferung der Zuden auf eine möglichft übereinftimmenbe 
Weile in Deutfchland zu bewirken fei, die denſelben von den 
einzelnen Bundesftaaten. bereitd eingeräumten Rechte erhalten 
werben ſollen“. In biejer Hinficht war es wohl außer Zweifel 

Eifer Theil. y.N) 
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geftellt, daß die Bundesverfammlung fih veranlaßt und befugt 
Balten mußte, die vorgebradhte Beſchwerde anzunehmen, um ſolche 
uuter ihrer leitenden Beichlußnahme zu einer rechtlichen Enticer 
dung zu bringen. Um dieſe aber in gehöriger Ordnung herbei 
zuführen, jollte au die Stadt Frankfurt ihrerfeits mit ihren 
Einwendungen und Gegengründen noch erſt gehört werben. 

Die Fragen, weldye nun dabei vorzüglich in Betracht zu 
fommen und zur Erörterung zu bringen waren, waren folgende: 

1. Wurden Die bejagten Verordnungen des Großherzogs von 

Frankfurt, wodurch der frankfurter Judenſchaft Das unbe 
ſchraͤnkte Bürgerrecht ertheilt worden, zu der Zeit md 
nach ter damaligen Verfaſſung ſowohl des Staats über 
haupt, wie ber einzelnen Beſtandtheile und nach beren 
Gommunalrechten auf eine gültige und rechtmäßige Weile 
erlaffen, um weiter verbindliche Folgen zu haben? und 

2. in wie weit war auch in diefem angenommenen Fall ncd 

die Stadt Frankfurt nach den feitdem veränderten Umſtaͤn⸗ 
den, da fie ihre Freiheit und eigene Verfaffung wieder 
erlangt hatte, an die Erfüllung und Haltung folcdher Ber 
ordnungen der vorigen Regierung ber daraus für Dritte 
erwachfenen Anfprüche gebunden *) ? 

Bur Erörterung diefer beiden Fragen Eonnte erfi die Erflö- 
rung der Stadt führen, ehe fi nur über den Stand der Sache 
oder über die von den Neclamanten deßhalb gemachten 
Borausfegungen und zu beren Unterflügung angeführten Gründe 
richtig urtheilen lieg. Die Prüfung und Anwendung aber ber 
von ihnen in Bezug genommenen Beflimmungen bes Wiener 
Congreſſes und der fonftigen Erläuterungen deshalb würbe "nur 
demnaͤchſt zur eigentlichen Entſcheidung der Sache gebört haben. 
Indem jedoch jene zwei Fragen zuvor erläutert worden, und bie 
Stadt fih darüber genügend zu erklären hatte, fo wärbe daraus 
auch die Anwendbarkeit des in in dem angezogenen Artikel 16 





*) Diefe Fragen Hatte ſchon ein Gutachten der juriſtiſchen Wacultät zu 
Gießen aufgefleflt (d. 1. Juli 1816) und zu Gunſten der Frankfurter Juden 


beantwortet. Dagegen hatte bie berliner Juriſten⸗Facultaͤt die beiden ragen 
mit Nein beantwortet. 
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ber Bundesacte ausgelprochenen Grundſatzes über den einftwei« 
ligen Befibftand, worin die Iſraeliten bei den bürgerlichen Rechten 
erhalten werben jollen, Die ihnen von den einzelnen Bunbesftaaten 
bereit eingeräumt waren, für den vorliegenden Fall fih noch mehr 
ergeben haben, je nachdem es ſich zeigen mußte, ob hinlängliche 
Urſachen und eingetretene Umftände vorhanden, weshalb bie 
Stabt damals an jene früheren Verfügungen der vorigen großs 
berzoglichen Regierung in diefem Betreff nicht weiter gebunden 
fein, oder doch darauf zurüdtommen koͤnnte. 

Bei diefer Veranlaffung nun, da in einer am Bundestage 
zugelaffenen Rechtsſache ein förmliches richterliches Erkenntniß 
nötbig werden mußte, leitete v. Pleflen die Aufmerkſamkeit der 
Bundesverfammlung auf die richtige Betrachtung: in wie fern 
überhaupt fie fi für geeignet und beftellt halten 
durfte, in ihrer Mitte Rechtsſachen zu verhandeln, 
rechtliche Erfenntniffe zu ertheilen, oder felbft eine 
gerichtliche Inſtanz zu bilden? Abficht und Mittel Schienen 
hierbei noch Teineswegs gegeben; der Bundestag an fi) war 
wenigftend Fein judicium formatum, Einrichtung und Erforderniffe 
dazu mußten noch voraudgehen, wenn er e8 werben jollte Syn 
ber Bundesacte fand fi) aber weder ein Grund nod) eine Be⸗ 
kimmung, welche ihm die Aufgabe eined eigenen gerichtlichen 
Verfahrens machte. War die Frage num auch noch unbeftimmt 
gelafien bei den Nechtöftreitigfeiten, die Privatperfonen ober Gors 
porationen mit den Regierungen eined Bundesſtaates hatten, in 
fofern der Bundestag ſolche anzunehmen befugt fein konnte, wie 
bier der Zall war, fo bot fi) Doch aus dem Art. 11 der Bundes» 
acte eine Analogie dar, wie es wohl nicht Abficht geweien, Daß 
daß der Bundestag bei Rechtöftreitigfeiten überhaupt felbit Die 
die richterlihe Inſtanz bilden follte Der angezogene Artikel 
verweilet bekanntlich die Streitigkeiten der Bundesglieder unter« 
einander an bie Bundesverjammlung, jedoch nur, um durch einen 
zu beftellenden Ausſchuß Die Vermittelung zu verjuchen und bes 
ſtimmt ausbrüdlih weiter, daß bei ſolchem fehlgefchlagenen 
Verſuch eine etwa nothwendige richterliche Entſcheidung Durch 
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eine wohlgeorbnete Aufträgalinftang zu bewirken, ber Bunbesver: 
Sammlung obliegen follte. Hiernach werden aljo die Streitigkeiten 
an biefelbe gebracht, fie verhandelt foldye bis auf einen Puntt, 
der immer nötbig ift, um felbft ſolche ausgleichen zu Eönnen, fie 
bat aud) im entftehenden Kalle die weitere Leitung, um eine In⸗ 
ftanz zum Spruch anzuordnen, und die Sache inımer zur Ent: 
Scheidung zu bringen, nur foll fie nicht felbft darin richterlih 
fprechen und entjcheiden. v. Pleſſen, als Berichterſtatter, faßte 
die Sadye folgendermaßen auf: 

Um auf eine ähnliche Weiſe bei andern Rechtsſachen zu 
verfahren, die vor die Bundesverfammlung gebracht würden, 
und die fie zuläffig finde, würde fie anftatt obiger Aufträgalin- 
ftanz verichiedene Mittel und Wege einfchlagen können, um 
ein rechtlihes Erkenntniß Darin zu bewirken: 

1. Zu dem Behuf einen bejondern Ausſchuß aus ihrer Mitte 

nieberjeßen ; 

2. bei Verſchickung der Akten ein vechtliches Gutachten von 
einer Univerjität oder Gerichtsſtelle zur vorherigen Gtör: 
terung der NRechtöfrage einholen; ober 

. Die Sache zum förnlihen Sprudy an irgend ein Ober: 
tribunal in einen der Bundesftaaten nad) ber jebeömaligen 
Beitimmung verfchiden, fo daß ſolche Entſcheidung von 
dem Bundestage bewirkt, auch von bemfelben den Par: 
teien, Die fih an ihn gewandt, ertheilt würbe; fo wie 
biejed auch bei Gerichtäftellen, weun Verſchickung der Akten 
Statt findet, gefchehe. 

Die Bundesverfammlung würde nad) jedesmaliger Borfom- 
menheit unter Diefen Mitteln nur wählen können und zu beſtim⸗ 
men haben; wenn glei das Dritte, namlih der Sprud 
Rechtens Durch ein Obertribunal, in mancher Hinfidht den Vorzus 
zu verdienen ſcheine. 

Die Natur der vorliegenden Sache hatte bei Pleſſen biefe 
Betrachtung herbeigeführt, ſobald es zu einer rechtlichen Entſchei⸗ 
dung berjelben fommen folte. Es war indeflen felbft nadh ter 
in ber franffurter Gonftitutiond-Grgänzungsacte angebeuteten Ab⸗ 
fiht zu erwarten, ob ſolche nicht nody vermieden unb durch die 
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bon der Stadt Frankfurt zu begehrende Erklärung vielleicht beide 
Theile fich veranlaßt jähen, ſich gütlich zu vergleihen, indem 
verfucht würde, einen billigen Mapftab auszumitteln, nach welchem 
die obgedachten Anſpüche der frankfurter jüdischen Gemeinde bei 
der eingetretenen Veränderung der Tage und Umftäude mit dem 
neven Zuſtand und ben Rechten der chriftlihen Buͤrgerſchaſt 
ausgeglichen und die gegenfeitigen Verhältniffe mit geböriger 
Berückſichtigung des allgemeinen Intereſſes für die Zukunft feft- 
gejeßt werden Fönnten. Der Bundestag entzog fidy ficher 
nicht e8 lag in feinem Intereſſe ſelbſt durch feine leitende Wirkung 
eine ſolche Ausgleichung möglihft zu befördern, um auf biefem 
Wege die angebrachte Beſchwerde zu bejeitigen. 

In allen dieſen Rüdfichten ftimmte Pleſſen dahin: 

„daß zuvärberft die Stadt Frankfurt zur Oegenbemerfung 
aufgefordert werden möge”. 

Im Ganzen jchien der Berichterftatter des Bundes mit den 
Ansprüchen der Juden in Frankfurt einverftanden zu fein, und 
den hiſtoriſch rechtlichen Ausführungen derſelben feinen Beifall 
ju geben. 

Der Senat äußerte unn in feiner eigentlichen Gingabe, 
wie bei Reyulirung der bürgerlichen Verhältniffe jüdifcher Eins 
wohner einzelner Staaten auch) noch rationes salutis rei publicae 
christianae nad) den Xocalitäten in vorzüglichen Betracht kommen 
müßten, wobei fi) dann der Unterfchied zwiſchen großen Reichen 
und Staaten, in welden jüdische Familien zerftreut leben, und 
wo ed an der Möglichkeit, die Juden zum Aderbau und andern 
bürgerlihen Gewerben, außer dem Handel, anzubalten, nicht 
gebrähe, und dem Iocalen Verhältniß einer einzelnen Stadt, 
deren hriftliche Bürger lediglich auf den Handel und einige 
antere Gewerbe befchränft feien, von felbft aufbränge Sollten 
die hriftlichen Bürger nicht enblic) um ihre Nahrung und Gewerbe 
gebracht, "und Dielfreie Stadt Frankfurt nicht nach Jahren in eine 
Judenſtadt verwandelt, ſollte das von allem Unterthanenverband 
wiederum gelöfte, und eben Darum von dem großherzoglich frank⸗ 
furtiſchen ganz verfchiedene Bürgerrecht der freien chriftlichen 
Etadt nicht herabgewürdigt werden, jo müßten bie jüdifchen Ein⸗ 





An — — —— — — — — 


310 


wohner nothwendig einigen Befchräntungen , im Verhaͤltniß zu 
den chriſtlichen Bürgern, unterworfen bleiben. Auf die unzähligen 
Klagen, welche die franffurter Bürgerichaft feit mehr als einem 
Sahrhundert über die Beeinträchtigung und Bernidhtung ihres 
Nahrungszuftandes , abfeiten der übergroßen Zahl Frankfurter 
Juden, geführt, habe auch der vormalige Reichshofrath, nad 
vorhergegangener Unterſuchung, eine Abhülfe durch geſezliche 
Beſchränkungen der jüdiſchen Einwohner für geredyt, billig und 
notbwendig erachtet. — 

Mit dem Entwurf des in der franffurter Gonftitutions- 
Ergänzungdacte, Art. 7 verorbneten, dem Zeitgeift und ber 
Billigkeit entjprechenden Regulativs der bürgerlichen Rechte der 
jüdiſchen Ginwohner, wäre man inzwiſchen fo weit ge 
kommen, baß foldyes verfaſſungsmäßig an ben gefeßgebenten 
Körper bereits gebradt worden. Was nur immer neben der 
Aufrechterhaltung des Gewerbes und Wohlftandes der chriftlicen 
Bürgerſchaft beftehen Tönne, würde der Judenſchaft, wie 
wohl unberechtigter und wegen ihrer bisherigen Widerſezzlichkeit 
unverdienter Weiſe darin bewilligt werden, und baneben ihr alles 
dasjenige, was die Bundesverfammlung künftig im Allgemeinen 
für ganz Deutfchland beſtimmen würde, vorbehalten bleiben. 

In der geihichtlihen und rechtlichen Darftellung von dem 
Verhaͤltniß der jüdiſchen Gemeinde zu Frankfurt (Unlage 1) 
wurden nun bie Haupftmomente und Angabe der Reclamanten 
zuvor herausgehoben, und nad) deren Anleitung war ſehr aus 
führli zu zeigen gefucht: 

1. Wie während ber Periode der Reichsſtadt Frankfurt die 

breierlei Arten von kaiſerlichen, mainzifchen, und von dem 
Rath felbft aufgenommenen Juden jederzeit in einem um 
widerfprechlichen Subjectivverhältniffe zu der Stadt ge 
ftanden, und ſolches auf Taiferliche Gonceffionen, Declara: 
tionen, und infonderbeit auf die im Jahre 1613 neu 
rebigirte Juden⸗Staͤtigkeit, welde unter ben Wufpicien 
einer kaiſerlichen Commiſſion wie ein gemachter Vertrag 
und gütliher Sprudy zu Stande gekommen , berubt babe; 
jo daß bie Reichsſtadt Frankfurt auf dieſem Nechts⸗ und 
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Berfaffungdzuftand ihrer Judenſchaft ein wohlerworbenes, 
titulo oneroso erlangtes, in feierlichen Goutracten, Der 
trägen, Stabtgrundgejegen , Taiferlichen Reverfalien und 
Privilegien, oberftrichterlichen rechtskraͤſtigen Erkenntniſſen, 
endlich in einem vielhundertjährigen Beſitze gegründetes 
theures Recht erlangt babe. Die kaiſerlichen Commiſſa⸗ 
rien hätten zwar in die Judenſtätigkeit die Clauſel einges 
rüdt, daß kaiſerliche Majeftät dieſe Ordnung nad 
Gelegenheit der Zeit und andern bewegenden Urfachen 
Ihres Gefallens allwegen zu mehren, zu mindern, zu ere 
klaͤren, auch zu ändern oder gar abzuthun, und eine neue 
zu machen, Sic, vorbehalten wollte; es fei ſolche Clauſel 
aber nicht genehmiget, fondern dahin modificirt worden, 
daß auf gemeinem Reichstage oder jonft neue verbefjerte 
Drdnung und Saßung oder irgend eine Aenberung je 
und alle Wege nach geftallten Sachen, diejerhalb vorzu⸗ 
nehmen, refervirt bleiben folle. Der Kaiſer babe aber 
nicht nur noch in ber neueften Wahlcapitulation verjpros 
hen: „bie Städte bei ihren wohlhergebrachten Berfaffuns 
gen und gejeplihen Regierungdformen zu handhaben, und 
darin willführliche Veränderungen weder zu machen, nody 
zu geftatten ”; fondern der Reichsſtadt Frankfurt wäre 
bei Gelegenheit einer kaiſerlichen Refolution im Sabre 
1742 auch beſonders zugelichert: „es bei ber ihr ertheilten 
Sonfirmation ihrer Brivilegien und auberer überhaupt 
wohl hergebracdyten jurlum durchgehends gerechteft beivens 
den und dawider nichts gefchehen zu laſſen“. 

2. In der Periode der Regierung bed Fürſten Primas des 
rheiniſchen Bundes ſei aber jene Grife eingetreten, welche 
Gewalt an die Stelle des Rechts ſetzte, Feine bisher bes 
flandene, noch jo ehrwürdige Rechts⸗ und Verfaſſungsver⸗ 
hältniffe ehrte, und jo auch die Stadt Frankfurt auf ein 
fremdes Machtgebot der neugejchaffenen Souverainetät 
des Fürſten Primas überlieferte. Die Stadt habe ſich 
dabei jedo der gerechten Erwartung überlaſſen koͤnnen 
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„daß wohlerworbene Privatrechte eingelner Bürger ober 
@emeinbeiten, fofern folche nicht durch Reichsgeſetze ge 
Ichaffen oder gegründet, nur geſchützt, auf dem ſelbſtſtän⸗ 
digen Rechtsboden gültiger Verträge oder Localverfaſſungen 
ruheten, nicht zugleich vernichtet, folglich auch bie ihrigen 
künftig ihres Fortbeftandes ficher fein würden“. Ter 
Fürſt Primas habe auch Anfangs bei der Hulbigung und 
feinem Organijationspatente im Jahre 1806 alle wohler: 
worbenen Rechte der Stadt und ihrer Einwohner zu 
Ihüßen veriprodhen. Die Judengemeinde habe es glei 
darauf an wiederholten Verſuchen nicht fehlen laſſen, tie 
Auflöſung ihrer bisherigen Verfafjungsverhältniffe bei dem 
Fürften durch verſchiedene Anträge einzuleiten, und auf 
die Erſchleichung des Bürgerrechts hinzuarbeiten; allein 
es jei von bemjelben noch am 27. December 1806 unter 
andern darauf rejcribirt: „daß bie Öeftattung Des Bürger: 
rechts ohne einftimmige ausdrückliche und förmliche beiftim: 
mende Erklärung der Bürgerjchaft nicht geſchehen Fönne ıc.“ 
In ſpaͤteren fürftlichen, im Februar und März 1807 erlafjenen 
ſucceſſiven Verfügungen wäre ed in Anfehung ber jämmt: 
lichen Berhältniffe der Judenſchaft bei dem Beligftanbe, wie 
biejer Durch die bisherigen Geſetze, Gewohnheiten und Entſchei⸗ 
dungen des vormaligen Faijerlichen Reichshofraths beftimmt 
fei, belafien. Gleichwohl babe derſelbe Fürft noch am 
Ende diejes Jahres 1807 eine neue Stätigfeit und Schub: 
orbuung der franffurter Judenſchaft erlallen, bie, wenn 
fie gleidy) noch in den Grenzen der Mäßigung geblieben, 
doch den Juden viele neue Rechte und Borzüge eingeräumt 
babe, weldye mit dem früheren Rechtszuſtande und ten 
wohlerworbenen Private und Communalrechten ber dhrift: 
lihen Bürgerfchaft unverträglic gewejen; jedoch habe 
die Stadt gehofft, daß ed hierbei fein Bewenden behalten 
würde, als bald darauf in dem, unterm 10. Februar 1303 
erichienenen neuen Statut, die Bürgerrechte betreffend, 
der Fürft Primas fi) jo ausgeſprochen: „daß ben jüdi⸗ 
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hen Einwohnern durchaus nicht gleiche Rechte mit den 
chriſtlichen zu geftatten wären” — und daß, „wer zu 

einer andern Religion fi) bekenne, als zu einer ber brei 
chriſtlichen Confeſſionen, unfähig fein ſolle, das Frankfurter 
Bürgerrecht zu erwerben“. Dieſes Bürgerftatut hätte 

jelbft die Zulaſſing der Chriſten zum Bürgerrechte an 
mannichfache beſchraͤnkende Bedingniffe ‚gebunden, und es 

jei daflelbe während der ganzen nachfolgenten Regierung 

bes Kürften Primas und bis zur Wiederherſtellung der 
freien Stadt Frankfurt bei feiner gefeßlichen Kraft und 
Würde gelaffen und nie aufgehoben worden; um jo weni- 

ger habe manahnden koͤnnen, daß ohne alle Berüdjichtigung 

diefer vielen Erforderniffe der Frankfurter chriftlichen Bär: 
gerichaft, eine Anzahl von 750 jüdischen Familien in Maffe 

zu nenen Mitbürgern auf einmal aufgebrungen werben jollten. 
Dieſem ungeachtet babe der bald darauf erfolgte, zu Paris 

am 16. Februar 1810 geſchloſſeno unglückliche Stiftungsvertrag bes 
Großherzogthbums Frankfurt die Veranlaffung gegeben, neben ber 
Einführung des franzöfischen Givilgefeßbuches, auch eine Orgas 
nifation nach der franzöflichen und insbejondere nach der 
Tönigl. weſtphaͤliſchen Verfaſſung feftzufeßeu, welche unter andern 
dann auch „Die freie Ausübung des ®ottesdienftes der verſchiedenen 
Religionsbelenntniffe, die Aufhebung der bejondern Berfaflungen 
der Provinzen, Städte und Corporationen, eben fo der Privi- 
legien einzelner Perfonen und Familien, foweit fie mit der Be: 
folgung der Geſetze im Widerſpruch fländen; — und Aufhebung 
der Reibeigenfchaft” verfügte. - Mit jenen in der einen Organis 
fationsacte ausgeiprochenen und feſtgeſetzten Grundfägen wäre 
nun auch der Anipruch der frankfurter Sudenfchaft auf das volle 
Bürgerrecht der Stadt Fränkfurt ald eine Folge ausgefprochen 
und fanctionirt gewefen; and nur ausſchließlich auf dieſen Titel 
bätte die Indenſchaft ihre nachherige Bittichrift an ben Groß» 
herzog vom 10. Rovember 1810 um nunmehrige Zulaffung zum 
Genuß der völlig gleichen Bürgerrechte gegründet, nur auf diefen 
Titel wäre ihr diefe Zulafjung auch völlig unentgeldlich gewährt. 
Es wird nun weiter behauptet und zu zeigen gefucht, wie 
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ber von der jüdiſchen Gemeinde am 16. December 1811 abge 
ſchloſſene Reluitionsvertrag, ganz ohne alle Beziehung auf dieſe 
Bürgerrechte daftehe, und wie es eine unmwahre Vorfpiegelung 
fei, denfelben ald ein pactum onerosum, wodurd die Judenſchaft 
dem Großherzog dad Bürgerreht abgekauft und bezahlt habe, 
darftellen zu wollen. Denn der Großherzog babe fpäterhin 
untern 7. Februar 1811 in Folge des obigen Organiſations⸗ 
patentd eine weitere, Die Ausführung des Grundgeſetzes ber 
Bleichheit der Nechte, nicht der Juden allein, ſondern ſaͤmmilicher 
Einwohner des Großherzogthums betreffende Verordnung erlaflen; 
dabei hatte weder dem Staate no den Gemeinbeiten und ein 
zelnen Einwohnern in wohlbergebradhten Rechten und Geldein⸗ 
nahmen ein Nachtheil verurfacht werden follen. 

In diefer Gemäßheit wäre Art. 1 verorbiiet: „Daß border 
famft alle Laſten, welche die Xeibeigeren, die Schutzverwandten 
und die Juden dem Staate und den Gemeinbeiten rechtmäßig 
berfömmlid zu bezahlen hätten, abgelöft werden follen ”; zur 
Beförderung dieſes Ablöfungsgefchäftd wären befondere Commiſ⸗ 
fionen ernaunt, und der Maapftab der Renten zu 23 Procent 
Dabei ald Norm der Gapital-Berechnung angenonmen. Jenes 
gerühmte pactum onerosum enthalte daher nichts mehr und nichts 
weniger als eine Reluition der Abzaben und Leiflungen, welde 
der frankfurter Judenſchaft Litulo speciali vorher oblagen, und 
die größtentbeild in dad gemeine Stadt⸗Aerar geflofien wären; 
ein Reluitionsvertrag wäre an fich wieder ungültig und für bie 
Stadt Frankfurt unverbindlid; er Disponire über ein fremdes, 
der Statt zugehöriges Eigenthum, worüber fein Regent einjeitig 
und willfürlich zu biöponiren berechtigt fei. Das im Art. 3 ber 
großherzoglichen Bollftredungsverorduung auf die bafelbft bezeich⸗ 
neten Zocalbehörbe der Stabt Frankfurt ausgeftellte Commifſarium 
wäre umgangen, und ftait deſſen im Geheim aus dem Gabi: 
net eine Specialcommiljion in den Perſonen des Miniſters⸗ 
Staatsfecretaird, Freiherrn von Eberftein, des Vorſtandes ver 
Judenſchaft, Geheimen Raths von Itzſtein ernannt, welche fern 
von jeder Mitwirkung der franffurter Stadtgemeinde durch ihre 
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unmittelbare Vorgeſetzten das Ablöjungsgefchäft mit der Juden 
Ihaft verbaudelt und abgefchloffen hätten. Es wäre felbit zum 
Nachtheil der Stadt und ohne deren Zuziehung, der Maaßſtab 
der Ablöfung, der zu 24 Procent angenommen geweſen, zu 5 
Prorent, oder nach dem zwanzigfachen Betrage in eine Sapitals 
ſumme verwandelt, und darnach die Abgabe von 22000 fl. zu 
einem Capital von 440,009 fl. berechnet worden. Anftatt aber, 
daß dieſes Ablöfungscapital, fowie vorhin der Betrag der dadurch 
abgelöften Abgaben von 22,000 fl. nad alleinigem Abzug der 
3600 fl., die fonft an den deutichen Kaifer als Seronfteuer ents 
richtet worden, in Die gemeine Stadtkaſſe hätte abgeliefert und 
zur Berwendung in das gemeine Stadweſen überlajfen werden 
müflen, fo ſei auch dieſes nicht gefchehen, vielmehr wäre die erfte 
Abſchlagszahlung von 150,000 fl. von den Großherzog zu dem 
Domainenfauf der Fürftenthümer Fulda und Hanau an die fran⸗ 
zöflihe Regierung Bingegeben, von dem in bedungenen jährlichen 
Bielzahlungen abzutragenden Mefte des Ablöfungscapitald, worü⸗ 
ber einzelne au porteur zahlbaren Obligationen ausgeftellt worden, 
hätten die bei der Mobilmadjung diefer Ablöfungsgelder und bei 
dem Domainenfauf thätig gewejenen großberzoglidhen Geſchaͤfts⸗ 
leute, jo wie andere von der Kreigebigfeit ded Großherzogs ein 
Geſchenk von 140,000 Franken erhalten; 50,000 Franfen wären 
zur Tilgung einer, bei dem Banquier M. A. Rotſchild in Kranke 
furt contrahirten großherzoglichen Privatichuld verwendet; endlich 
aber fei, nachdem die verbiindeten Mächte im November 1813 
das Großherzogthum Frankfurt in militärifchen Beflg genommen, 
auf Die fernere Auszahlung der noch übrigen Ablöfungsfummen 
und bie Einlöfung der diesfalfigen Obligationen unterm 9. Dec. 
des genannten Jahres der Judenſchaft ein Verbot angelegt. 

Nach diefer gefchichtlichen Entwidelung, meinte die freie Stadt, 
würde es wohl nicht noch erſt einer eigenen Rechtsauffaſſung 
bedürfen, daß das der frankfurter Judenſchaft zugeſpielte Buͤrger⸗ 
recht in Frankfurt Feine geſetzliche Haltung habe. 

Indeſſen bezog man fi) in ber weitern Ausführung nod) 
auf Die neueften deutſchen Staatsverhandlungen, und führte aus 
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ben Protocollen des Wiener Congreſſes mehrere Stellen an, wo 
von dem Kürften - Staatölanzler von Harbenberg, dem 
Freiherrn von Humboldt und dem Grafen von Münfter fid 
dahin geäußert worden wäre: 

„daß der für Deutfchland als geſetzmäßig anzunehmenbe 
Zuftand nur dur) den Reichsdeputationsſchluß von 1803 
gejegt worden; daß die freie Stabt ſich eben fo, wie Brauns 
ſchweig, Helen und Hannover zur franzöfifchen Zeit In einem 
Gewaltftand befunden, welcher aufgehört, um fie in ihre 
vorigen Rechte zurücktreten zu laſſen; daß der Verzicht auf 
die Kailerfrone und der DBerfall der deutſchen Reichsver⸗ 
faflung keineswegs auch ben Umſturz der Xerritorialver: 
Fafjuugen der deutichen Staaten im rechtlichen Sinne nad 
ſich zögen, ein NRepräjentativfgften fei in Deutſchland von 
den älteften Zeiten ber Rechtens geweſen; in vielen Staaten 
hätten defjen nähere Beflimmungen auf förmlicdyen Verträgen 
zwifchen den Landesherren und ihren Unterthanen berubt, 
und felbft in benen Ländern, wo feine ftändifchen Verfaſ⸗ 
fungen erhalten wären, hätten bie Unterthanen gewifle und 
wichtige Rechte gehabt, welche die Reichsgeſetze nicht aflein 
beftimmt dargelegt, fondern auch geſchützt Hätten; Daß bie 
zwilchen ben ben deutſchen Fürften und Bonaparte geſchloſ⸗ 
jenen Verträge den Rechten ihrer Unterthanen nidyts hätten 
vergeben koͤnnen“. 

Die verbündeten Mächte Hätten nun die Stadt Frankfurt 
bei der Befignahme auch nach diefen Grundfäßen behandelt und 
fie in ihre frühere Municipalverfaflung zurüdtreten laſſen, und 
fpäterhin auch die Wiederberftellung der alten reichsſtädtiſchen 
Derfaflung verfprochen. Es hätte der Frankfurter Judenſchaft 
uch hingehen mögen, daß wie bie freie Stadt ſich bierauf in 
ihrer neu redigirten Bonftitution „wegen der bürgerlichen Gemein- 
heits⸗Verhaͤltniſſe der ifraelitifchen Glaubensverwandten und ber 
Behandlung der zu den leßtern gehörenden @egenitände noch 
das Weitere vorbehalten”, fie fi) darüber an Dad oberfte Ber: 
waltungsdepartement der verbündeten Mächte gewandt; fie hätte 
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fi aber bei der von dvemjelben unterm 7. November 1814 erhal» 
tenen Refolution, daß diejerhalb Feine Menderung oder nähere 
Beſtimmung von ihm feitzufeßen fei, begnügen follen. — Wie 
dagegen die frankfurter Judenſchaft ihre Beſchwerde bei dem 
Wiener Gongreß übergab; fo, behauptet: die Stabt, habe derjelbe 
auch wider fie entichieden, ſowohl durch den Art. 6 des acte final 
ald duch den Art. 16 der Bundesacte. Denn wenn ber erftere 
der Stadt Frankfurt mit ihrem Gebiete ihre Freiheit aufs Neue 
betätigt und fie unter die deutfchen Bundesftaaten aufgenommen, 
jo babe er einzig unb allein für bie völlige Rechtögleichheit ber 
hriftlichen Religionsbefenner entjchieden, ohne auf die Beſchwer⸗ 
ten und Anträge der Judenſchaft Nüdficht zu nehmen. Der 16. 
Art. der Bundesacte aber wolle nicht allein, nach deſſen Elaren 
Wortlaut, den Juden nur noch einftweilen Diejenigen Rechte er⸗ 
halten willen, welche ihnen von ben einzelnen Bundesflaaten 
bereit3 eingeräumt worden, ſondern die über diejen Artikel gepflos 
genen Protocollarverhandlungen gäben noch auf das Beftimmtefte 
zu erfennen: daß bierunter nicht ſolche Rechte zu verftehen jeien, 
welhe nicht von den Bunbesftanten, fondern von ben ujurpatos 
rüihen Herrſchern der Judenſchaft bewilligt wären. Es wurden 
diejerhalb die Wiener Congreßacten in ben betreffenden Proto⸗ 
collen angeführt, und ſich auch auf Klübers Ueberſicht der diplo⸗ 
vatiichen Verhandlungen des Wiener Congreſſes berufen, um 
den bekannten nachherigen Schreiben des Fürſten von 
Metternich und des Fürſten von Hardenberg eine hiermit 
übereinſtimmende Erklärung zu geben, indem Diejenigen Rechte 
bierin nicht wohlerworben heißen könnten, welche der Beichluß 
vom 8. uni und ber Art. A6 der Schlußacte als ſolche nicht 
anerfannt habe. Der Deutung, weldye die Judenſchaft aber in 
ihrer Denkichrift auch dem Art. 45 jener acte final geben wollte, 
widerſprach die Stadt als völlig unzuläffig, indem die bortige 
Beſtimmunng Nr. 7, daß alle aus ber Auflöfung des Großhers 
zogthums Frankfurt entiprungene Rechtdanfprüche jever Art gegen 
ben Fürften Primas aufhören follten, nad) den beiden vorherges 
gangenen Nr. 5 und 6 fi ganz natürlich nur auf die bort 
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benannten Fragegegenftände und feineöwegs auf die Behauptung 
der Sudenfchaft beziehen könne. — Die freie Stadt endigte ihre 
Gegenerflärung mit den Schlußfolgerungen: daß die Anfprüce 
der franffurtijchen Sudenjchaft auf Das Bürgerreht in der feit 
bem December 1813 in ihre alten ftaatenrechtlichen Verhältmiſſe 
zurüdgetretenen freien Stadt Frankfurt wicht den mindeſten 
Schein Rechtens für fi) hätten: daß ihre wiederholt vorgebrachte 
Behauptung, ald ob fie dieſes Bürgerrecht unter der vorigen 
großberzoglichen Negierung durch Bertrag und gegen Bezahlung 
einer nambaften Summe erworben, ganz falſch und erdichtet fei; 
daß vielmehr das ihnen, den Juden, von den vormaligen Groß: 
herzog von Frankfurt, nur im Gefolge der Damal3 eingeführten 
franzöſiſch-weſtphäliſchen Staatöverfaflung ganz unentgeldlich, 
ohne alle Auswahl verliehene, von dem Unterthbanenverband der 
Bürger einer jeden andern, einem Souverain untergebenen Mus 
nicipalftadt, nicht verjchiedene damalige Bürgerredyt gar nicht 
mehr exiftire, ſondern mit Wiederherftellung des criftlichen Krei- 
ftaates, nach Teilen Verfaſſung die Yandesfreibeit auf Der Ge 
ſammtheit der chriftlichen Bürger beruhe, nothwentig verehwin- 
den müjle: daß endlich Die Frage, ob und in wie weit die Etadt 
Sranffurt al3 Kommune an den ohne ihr Zuthun abgeſchloſſenen 
Vertrag über die Neluition befonderer jüdischer Abgaben gebun: 
den ei, allenfalls, und wenn gütliches Ginverftändnig feblfchlagen 
follte, zur gerichtlihen Verhandlung und Entſcheidung geeignet 
jei, jedocdy Die nähere Veftimmung der Fünftigen jüdiſchen bürger- 
lichen Privatrechts- und Gemeindeverhältniſſe fchlechterbings fein 
Verfallungsgegenftand der Stadt Frankfurt fei, fondern ausjchließ- 
lid) zur Competenz der Iegislatorifchen Gewalt dieſes obwohl 
kleinen, doch freien deutſchen Bundesftaatd nur gehören Fönne. 
Hiernach Dürfte die freie Stadt von der hohen Bundesverfamm= 
lung der Verweijung der jüdischen Querulanten an die ftädtiidhen 
Behörden vertrauensvoll und beruhigt entgegenjeben. 

Die ifraelitiihe Gemeinde fand ſich hierdurch veran= 
laßt, zur weitern Grörterung ihrer erſten Denkſchrift einen 
Nachtrag bei der Bundesverfammlung einzureichen. — Sie 
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ſuchte dafelbft in einer gejchichtlichen und rechtlichen Darftellung 
bie allgemeinen Verhaͤltniſſe der Juden in Deutichland zu zeigen 
und dann die verfehiedenen Yuftände der franffurter Juden ins 
beiondere durch Die drei Perioden: von den aͤlteſten Beiten bis 
zur Auflöfung des Neichöverbandes — während der Regierung 
periode des Fürſten Primas, nachherigen Großherzogd von 
Frankfurt — und jet der Auflöfung des Großherzogthums 
Frankfurt zu entwideln. Sin biefer gefammten Ausführung wurbe 
auf Die obigen Exceptionen des Senats replicirt, um diejenigen 
Saͤtze und Angaben weiter zu behaupten, ‚welche Die Juden in ihrer 
erfien Beichwerde ausgeführt hatten. Die zweite Beſchwerde war 
ebenfo ausführlich als Die erfte und bei Weiten nicht fo gehäjfig 
ald Dies zum Theil die Ausführungen des Senats waren! 
Beide Beſchwerden der Juden waren fehr gründlich gearbeitet. 
Im Wefentlihen follte: dadurch geſchichtlich erörtert und 
gegeigt werden, wie in den frübeften Zeiten die Eigenfchaft eines 
Juden im Allgemeinen der Aufnahme deſſelben in die bürgerliche 
Genoſſenſchaft eined einzelnen deutſchen Staat3 fein Hinderniß 
in den Weg gelegt habe; auch während des Mittelalters im 
römischen Reich und Kaiferthum wären bie Juden nichts weniger 
als rechtlofe, vielmehr mit Gnaden und Rechten verfehene Leute, 
der föniglihen Kammer angehörig, und des Königs und Reichs 
Knechte und ESchirmbefohlene geweſen, und es habe in biejer 
Eigenſchaft der Juden im Allgemeinen fein Grund zur Aus- 
Ihlieung berjelben vom Bürgerrecht in einzelnen ftäbtifchen 
Gemeinheiten gelegen, noch zur Abjonderung ihrer Wohnungen 
ober deren Beichräntung auf einzelne Ouartiere; fondern es 
hätten die Juden, fo viel hierüber von einzelnen Städten Nady 
tihten vorhanden wären, vermifcht mit den übrigen Einwohnern, 
und nicht felten in Den wohlgelegenften Theilen ber Städte. ger 
wohnt, wie Diefes namentlich in Nürnberg, bis in die Hälfte Des 
vierzehnten Zabrfundert3 und in Frankfurt bis in bedeutend 
jpätere Zeiten der Fall gewefen. ſei. Das mit ben Kreuzzügen 
nahe zufammenhängende Erwachen bes Hanbelögeiftes in bem 
emporblübenden Stäbien, habe den beutfchen Juden bier auch 
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benannten Fragegegenſtaͤnde und keineswegs auf bie Behauptung 
der Zubenfchaft beziehen koͤnne. — Die freie Stabt endigte ihre 
Begenerflärung mit den Schlußfolgerungen: daß die Anfiprüde 
der franffurtifchen Judenſchaft auf das Bürgerrecht in der jeit 
dem December 1813 in ihre alten faatenrechtlichen Berbältuifie 
zurüdgetretenen freien Stabt Frankfurt nicht den minbeften 
Schein Rechtens für fi bätten: daß ihre wiederholt worgebradte 
Behauptung, ald ob fie dieſes Bürgerrecht unter der vorigen 
großberzonlichen Regierung durch Vertrag und gegen Bezahlung 
einer nambaften Summe erworben, ganz falſch und erbichtet fei; 
daß vielmehr dad ihnen, den Juden, von dem vormaligen Groß⸗ 
herzog von Frankfurt, nur im Gefolge der Damals eingeführten 
franzoͤſiſch⸗weſtphaͤliſchen Staatsverfaſſung ganz unentgelblid, 
ohne alle Auswahl verliehene, von dem Unterthanenverband ber 
Bürger einer jeden andern, einem Souverain untergebenen Mu⸗ 
nicipalſtadt, nicht verjchiebene damalige Bürgerrecht gar nidt 
mehr exiftire, fonderu mit Wiederberftellung des chriftlichen Frei⸗ 
ftaates, nach deſſen Verfaflung die Landesfreiheit auf der Ges 
ſammtheit der chriftlichen Bürger berube, nothwendig verſchwin⸗ 
den müfle: daß endlich Die Srage, ob und in wie weit die Etatt 
Frankfurt ald Kommune an den ohne ihr Zuthun abgefchloffenen 
Vertrag über die Reluition befonderer jüdifcher Abgaben gebun- 
den fei, allenfalls, und wenn gütliches Einverſtaͤndniß fehlfchlagen 
ſollte, zur gerichtlichen Verhandlung und Entſcheidung geeignet 
jet, jeboch die nähere Beftimmung der Füuftigen jübijchen bürger 
lichen Privatrechtd: und Gemeindeverhaͤltniſſe fchlechterbings kein 
Berfaffungsgegeuftand der Statt Frankfurt fei, fondern ausjdlieh- 
lid) ante Gompetenz ber legislatoriſchen Gewalt dieſes obwobl 
Heinen, doch freien deutſchen Bundesſtaats nur gehören koͤnne. 
Hiernady dürfte die freie Stadt von der hoben Bundesverſamm⸗ 
Inng der Verweiſung der jüdischen Querulanten an die Rädtifchen 
Behörden vertrauensvoll und beruhigt entgegenjehen. 

Die ifraelitiihe Gemeinde fand fi hierdurch veran- 
laßt, zur weitern Grörterung ihrer erften Denkſchrift einen 
Nachtrag bei der Bundesverfammlung einzureichen — Sie 
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Ihönften Häufer bejeflen, ihre Synagoge jo wie Die meiften ihrer 
Wohnungen hätten in der Nähe der St. Bartholomäußficche gelegen. 
Gegen die Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts hätten die Vor⸗ 
urtheile der Damaligen Zeit bewogen, die Juden aus der Nähe 
der Hauptfirche und in einen entlegenen Stadtbezirf zu vermwei- 
ſen; nad) zwanzigjährigem Zögern und Widerftreben des Magiftrats 
wäre im Jahre 1462 ten Juden die abgejonderte ſogenannte 
Judengaſſe zur Wohnung eingeräumt, wiewohl dabei noch einige 
Ausnahme fattgefunden. 

Die übrigen Anführungen von dem Zuftande diefer Zeit, fo 
wie von den beiden andern Perioden der Regierung des Fürften 
Prima, Großherzog von Frankfurt, und feit der Auflöjung 
dieſes Großherzogthums gingen dahin, wie in der erften Beichwerbes 
ſchrift nachgewiefen, daß fie durch ein Staatsgeſetz einer anerkannten 
Regierung und felbft titulo oneroso das Bürgerrecht erworben hätten, 
Unter andern wird hierbei auch Bezug auf eine Schrift genom- 
men, welche der Senat zur Nechtfertigung feined Verfahrens in 
Antwort auf die desfallfigen bekannten Noten des Staats: 
minifter Fürft v. Metternich und Fürſt v. Hardenberg erlafjen 
und wodurch der Senat feierlich erklärt: „er babe bis hierher 
feinen ber ſich berechtigt glaubenden Juden in der Ausübung 
Diefer vermeintlichen Rechte geftört; Die Beichränkungen im Handel 
bie ehehin beftanden, feien noch nicht wieder. eingetreten; ja, er 
babe vielmehr die — Stimmen — über die Häuferkäufe der 
Juden einftweilen zu befchwichtigen gejucht, um den Standpunkt 
in Nichts zu verrüden”“, und dag am Schluſſe dieſer Rechtferti- 
gung der Senat den Wunſch nad) einem „gütlichen Arrangement 
— bei welchem die Judenſchaft felbften Feine billige Einwendung 
zu machen hätte” — ausgeſprochen. 

Indeſſen wären aber von dem Senat die befannte Verord⸗ 
nung vom 8. Juli 1816 und die weitern Verfügungen ergungen, 
in welden bie Verhältniffe der Hiefigen Iſraeliten gerade fo 
behandelt worden, ald ob fie noch gar feinen rechtlichen Beſtand 
hätten, fonbern ihnen erft eine rechtliche Norm nad) Gutfinden 
und Gonvenienz zu beilimmen und anzumenden fei; während 

Erſter Theil. 21 


320 


aber zum größten . Nachtheil gereicht, und Die manderlei 
Beichränfungen herbeigeführt, welche, beſonders jeit der Hälfte 
des vierzehnten Jahrhunderts, in den Verhaͤltniſſen der Juden 
eingetreten. Durch Herkommen oder kaiſerliche Verleihungen 
haͤtten meiſtens in der Regierungsperiode Kaiſer Carls IV und 
ſeiner naͤchſten Nachfolger zuerſt die Kurfürſten und nachher an⸗ 
dere Reichsſtaͤnde das Recht erworben, die Juden aufzunehmen; 
indeſſen hätte in den Neichsftädten dieſes nur eine beſchraͤnkte 
Anwendung gefunden, und die Juden in biefen Städten niemals 
aufgehört, ungeachtet der den ftäbtifchen Magiftraten bald mit 
größerer, bald mit geringerer Gewalt übertragenen Handhabung 
ber in Anjehung ihrer feftgefeßten Nechte, Privilegien und Ver 
träge, doch in der Perfon des Kaiferd ihren eigentlichen Ober: 
und Schutzherrn zu verehren. — Don den frankffurtiichen uden 
und ihren Berhältniffen insbeſondere wurde nun weiter durch alle 
die oben gedachten drei Perioden ausgeführt, wie die älteften 
Nachrichten ſchon von Berfolgungen und Mißhandlungen ver 
felben reden, auch bie der Faiferlihen Kanımer anf felbige zu 
ftehbenden Rechte, Einkünfte und Nutzungen mit einigen Ausnahmen 
an Bürger ımd Rath dajelbft anfänglich verpfänbet und nachher 
fäuflich übertragen, dabei jedoch ihnen ber Faiferlihe Schutz, jo 
wie alle ihre Rechte, Freiheiten, Gewohnheiten feierlich beftätiat 
worden. Seit den Zeiten Garl IV hätten ſich ſonach die franffurter 
Juden in einem zwiefachen Verbältniffe befunden, nämlichzum Kaifer, 
als ihrem Dber- und Schugherrn, in Anfehungihrer von bemjelben 
ausgegangenen und wiederholt beftätigten Rechte ıc. wegen ihres 
politifchen und rechtlichen Beftandes, und zu bem Rath und ber 
Bürgerfchaft in Anfehung der von ihnen früherhin der kaiſerlichen 
Kammer zugefloffenen Abgaben und Gefälle, während fie aufer: 
dem in dem Magiftrat zu Frankfurt ihre orbentlihe, aus kaiſer⸗ 
licher Autorität das gefammte gemeine Weſen adminiftrirente 
Oprigkeit, in dem Schöffengericht aber ihre unmittelbare nädhfte 
Gerichtöbehörbe erkannt hätten. Wie vor den Zeiten Garle IV 
fo hätten auch nachher die Juden noch eine geraume Zeit bin: 
durch vermifcht unter den Chriſten gewohnt, ja mitunter tıe 
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worte. Außerdem überreichte der Senat aber ſeinerſeits 
Ipäter no eine zmeite Gegenſchrift ald Erledigung des 
jogenannten Nachtrag® der Beichwerde der Judenſchaft, um in 
feinen Folgerungen darzutbun, wie die Judenſchaft ſich ſelbſt 
beiheiden muͤſſe, daß eine Zahl von mehr als fünfhundert jübdt- 
ſchen Familien ohne alle vorherige, jelbft in Anſehung chriſtlicher 
Erwerber, nöthige Dualification mit einander ohne Unterjchied 
für ih und ihre Individuen nicht nur, fondern jelbft für ihre 
Rahkommenfchaft unwiderruflich und unbejchränkt das Bürger: 
recht in ber freien Stadt Frankfurt jchlechterdings nicht titulo 
oneroso und noch weniger auf rehisgültige Weile, nämlich unter 
Einwilligung und Mitwirkung ihrer Behörde, welche felbft unter 
der fürftlichen Regierung verfafjungsmäßig bierbei hätte mitwirken 
müflen, erworben hätte. Alles was bie Juden nur al3 eine un- 
mittelbare Folge des chriftlihen vollen Bürgerrecht nebenher 
aniprächen, feien Gegenftände, deren Regulirung in allen Staaten 
vor die Competenz der Regierung ausſchließlich gehörte; über: 
haupt aber auch fönnten Geſetze, Drbnungen und Staatseinrich⸗ 
hingen, welche eine Regierung gäbe, unmöglich unmiderrufliche 
und unabänderliche Rechte für alle Zukunft, noch für alle fol: 
gende Generationen verleihen; die Juden wollten bier aber blos 
bie zu ihrem Vortheil gereichenden Folgen aus ber franzöfifch- 
weſtphaͤliſchen Staatöverfafjung fortbeftehen machen. — 

Die Schrift enthielt nun weiter einzelne Bemerkungen über 
die Eingabe der Judenſchaft; naͤmlich: in Anſehung der Verhälts 
niſſe der Judenſchaft zur freien Reichsſtadt nach der Stätigkeit 
vom Sabre 1616; gegen die Rechtmäßigkeit der Herrſchaft und 
jomit der Herriherhandlungen des Großherzogs in Betreff der 
Stadt Frankfurt; daß die von ihm feſtgeſetzte Ablöfung ber 
Laften der Judenſchaft und der darüber mit ihr abgefchloffene 
Bertrag in Feiner nothwendigen Verfnüpfung mit der Einräumung 
tes Gleichheitsverhältniffes geftanden; Daß dieſe betreffende groß» 
berzogliche Verorbnung eben jo wohl wie fie die Stätigfeitsorb- 
nung aufgehoben, auch jelbft widerrufen und abgeändert werben 

köonne; daß bie allgemeine Beftimmung des Art. 16 der Bundes 
| 21? 
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body die ifraelitiiche Gemeinde durch Beendigung des bedingunge⸗ 
weife daran gefnüpften Reluitionsgefchäftes ihrer Gemeinde auf 
einem ftreng gejeß- und verfaffungsmäßigem Wege zum Gintritt 
in die vollftändig gewährten Gleichheitöverhältniffe mit ihren 
chriſtlichen Mitbürgern gelangt ſei. Die Reclamanten bezogen 
ſich noch mit mehrern auf die Vorftellungen, die zuvoͤrderſt von 
den Miniftern der verbündeten Mächte dem Senat gegen fein 
Verfahren gemacht worden, und erwarteten nunmehr bie Erledi⸗ 
gung ihrer Beichwerde von dem Ausiprud der YBunbedver: 
fanımlung. 

Dagegen brachten Bürgermeifter und Rath der Etabt 
Frankfurt eine beurkundete Vertheidigung Der Rechte ber 
Bürgerichaft gegen die Anſprüche der Judengemeinde, welde 
bie franffurter ftändige Bürgerrepräfentation noch in Folge 
der abgegebenen Gegenerflärung des Senats verfaflen Iaffen, zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung. &8 wurden barin bie brei 
Tragen aufgeftellt: 

1. 0b die Judenſchaft gültige und rechtsverbindliche 
Anſprüche auf das Würgerrecht der freien Stadt Frankfurt 
machen und die Aufnahme dieſes von ihr angejprochenen 
Bürgerrechte in die frankfurter Gonftitution verlangen 
fönnte ? 

2. ob der am 16. December 1811 zwifchen großherzoglichen 
Gommiffarien und den Bevollmächtigten der Frankfurter 
Judenſchaft wegen ben Bid dahin an die ftäbtifche Ge: 
meindecaſſe (ober Rechenei) zu entrichten gewefenen beſon⸗ 
beren Sjudenabgaben zu Stande gefommenen Ablöfung: 
Vertrag gültig abgefhloffen und für die freie Etatt 
Frankfurt rechtsverbindlich jet? Und 

3. 05 die Judenſchaft befugt geweſen, wegen ihrer vermeinten 
Rechtsanſprüche auf das Bürgerrecht und auf Erfüllung 
des MWblöfungsvertragd vor der deutihen Bunte! 
verfammlung Flagbar gegen bie freie Stadt Frankfurt 
aufzutreten ? 


und diefe Fragen in umftändlicher Erörterung verneinendb beant- 
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„bie Querulanten lediglich in den ihnen bezeichneten verfafjungs- 

mäßigen Weg der Erledigung zu verweifen”, 

Als beſondere auf dieſe allgemeine Sache fi beziehende 
Beihwerben wurden bei der Bundesverfammlung noch ange 
bracht, eine Vorſtellung der Gebrüber von Nothichild 
und des Jacob Baruch gegen Die unterm 12. September 1817 
publicirte Randflurmdordnung, worin ed nach dem $. 82. heißt, 
„wenn Unteroffizierd, Sergeanten oder Felbwebel zu erlegen find, 
fo vereinigen ſich die Offiziere der Gompagnie über einen Vorſchlag 
von drei Yandwehrmännern ber drei chriſtlichen Gonfellionen *. 
Dagegen wurde von ben NReclamanten angeführt, Daß unter Der 
beträchtlichen Anzahl von Sfraeliten, weldye Damals Mitglieder 
des franffurter Landſturms waren, mehrere, ſowohl Dffiziere ala 
Unteroffizierftellen jeither befleivet hätten und noch beflrideten; 
eö wäre hierdurch aljo der Beſitzſtand, welcher nad) der Beſtim⸗ 
mung der Bundesverfammlung inzwiſchen aufrecht gehalten wer: 
den follte, von Seiten des Senats verlegt. 

Eine weitere Befchwerbeführung kam eine von den Juden 
Samuel, Jacob, Emanuel und Salomo Levi und deren Schweiler 
Marianne Levi, um Schübung gegen die vom Senat der freien 
Stadt Frankfurt gegen fie verfügte Ausweilung aus dem flädti- 
ſchen Bezirk, mit drei Anlagen, worin angeführt wurde, fie hätten 
jeit 28 Jahren in der Stadt gewohnt und ungeftörten Handel 
getrieben, jedoch in keinem ordentlichen Juden-Schutz-Verhaͤltniß 
geftauden, wiewohl allen öffentlichen Laſten fich unterzogen; auf 
eine Beichwerbeführung der Sattlermeilter, wegen Eingriffe in 
deren Bunftgerechtfame und deren Handel, wären fie nun aus ber 
Stadt verwiefen, und hätten auf wieberholtes Anfuchen auch Teine 
Schußverleihung von dem Senat erhalten können, ungeachtet ihr 
Vater ein geboruer Frankfurter Jude und in der Stätigfeit be⸗ 
griffen geweſen fei; fie baten, die Bundesverfammlung wolle 
verfügen, daß ihnen, ald dahin gehörigen Einwohnern, der 
Aufenthalt in Frankfurt ungehindert nach wie vor geftattet wer 
ten möge. 

Sp weit war die Sache bis 1818 gebiehen, als v. Plejlen 
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acte wegen ber bürgerlichen Berbefferung der Juden aud in 
Frankfurt nur gleihmäßig zur Anwendung komme und Diele 
Stadt fid) hierbei in feiner verjchiedenen Tage wie Die drei an, 
deren freien Städte befände; Die provijorifhe und tranfitorijche 
Beſtimmung des Art. 16 rede auch zu Gunften der Frankfurter 
Judenſchaft und könnten darınter nur jolcye Rechtsbegriffe fein, 
welche von der Regierung der freien Stadt früber ertheilt wor: 
den; die Mittheilung des A6. Artifeld der Wiener Congreßacte 
durch eine Note des Herrn Fürften von Metternich werde unrihtig 
wie ein Selbftftändigfeitsact für Die freie Stadt angejehen; dieſe 
werde jedoch die ſolcher Mittheilung hinzugefügten Empfehlungen 
verehren, um der Judenſchaft dasjenige zu gewähren, was fie 
„geltend zu machen berechtigt ſei“. 

Es folgen nun in der angegebenen Schrift noch einige fo 
Betitelte „allgemeine Betrachtungen ”, um Die Sache nochmals 
unter Dem ganzen Geſichtspunkt von dieſer Seite zuſammen zu 
ftellen und auszuführen: wie die Judenſchaft hier aus einer Ber: 
ordnung bes vormaligen Großherzogd ein ganz anderes biäber 
nie bejejlenes neues Hecht, nämlich das volle active Bürgerrecht 
der freien Stadt Franffurt zum Gegeuftand ihrer Anträge 
machte und ſich dadurch den chriftlichen Bürgern der verfchiete 
nen Gonfejfionen bei ber eigenen freien Regierung gleichftelen 
wollte; daß die ganze Mafle der Audenfchaft zugleich in foldyes 
Bürgerreht aufgenommen fein wollte, und erworben zu haben 
behaupte. Es werben ferner noh Normen und Gründe ange 
geben, aus welchen die Sache rechtlih zu prüfen fein würte, 
jo wie der Beſitzſtand, worin die Juden ſich zulegt befunden, 
ihr bisher beobachtetes Verhalten und beftändiges Fortfchreiten 
Dabei. Der Senat fließt diefe Schrift mit der Behauptung: 
wie die zu Grledigung des Gegenftanded vorliegenden Sache 
allein befähigte verfafjungsmäßige Behörde, der inmittelft in 
Form und Wirkſamkeit gebrachte gefeßgebende Körper der freien 
Stadt ei, hierbei aber Feiner von denjenigen Fällen eintrete, in 
denen ber Bundesverfammlung eine Wirkſamkeit zuftände; wes⸗ 
halb Darauf angetragen wurde, 
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in wie weit bie befagten Verordnungen des Großherzogs damals 
auf eine gültige und verbindliche Art exlaffen worden? mehr 
gehörig werde zuruͤckkommen fönnen. Denn wenn Regierungd- 
bandlungen, je weniger ihnen förmlich widerſprochen worben, 
allerdings die Praͤſumtion der Legalität für ſich hätten; fo Tafie 
fh auch hinterher fehr fchwer nachweifen, wie nach bamaligen 
Einrichtungen der Widerſpruch, oder eine ausdrüdliche Zuſtim⸗ 
mung von den Behörden nad) den befondern Communalrechten 
abzugeben geweſen wäre. 

Die zweite Rechtöfrage aber laſſe auch im angenommenen 
erſten Fall durch richterlihen Sprudy fi nur im Allgemeinen ers 
ledigen. Die näheren Beftlimmungen hingegen, über die Verän- 
derungen, welche durch die eigene Verfaflung und Regierung ber 
freien Stabt Frankfurt nothwendig und erforderlich) geworben 
und werden würden, Fönnten doch nur in politifcher Hinficht be= 
urtbeilt und behandelt werben. Es jebe dieſes alfo, als letztes 
Ziel, immer ein Verfahren voraus, welches am rathjamften gleich 
Anfangs und überhaupt zu befolgen fein dürfte. Und dieſes wäre 
auch der Geſichtspunkt, aus welchern, nach feiner gutachtlicdyen Meis 
nung, der Bundestag die Sache jept zu behandeln hätte. Sonft 
würde ein bewirkter blos richterlicher Spruch, er möge nun aus⸗ 
fallen wie er wolle, nicht nur immer eine große Härte mit fi 
führen, indem er Die großherzogliche Verfügung nach ihrem ganzen 
Umfang aufrecht erhalte oder verwerfe, fondern e8 würde, wegen 
des ſeitdem veränberten Gegenftandes dieſer Befugniffe ſelbſt 
eine endliche Entjcheidung auf dem Wege fih auch nicht einmal 
erreichen laſſen. 

Deßhalb ſah der Ausfchuß von einer Behandlung der Rechts⸗ 
fragen, deren Berührung nicht "gerade durchaus nöthig hierbei 
war, durchaus ab, und faßte feine Anficht folgendermaßen zus 
ſammen: 

„Die alte Einrichtung der Judenſchaft in der vormaligen 
Reichsſtadt Frankfurt mit ihren Geſetzen und Ordnungen ward 
von dem Zürften Primas, Großherzog zu Frankfurt, vermöge 
feiner Regierungsgewalt aufgehoben, und in Folge einer vertrags⸗ 
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von Neuem darüber berichtete. Er Fam nur mit kurzen Worten 
auf fein früheres Gutachten zurüd und führte ‚die beiden Haupt: 
punfte vor, welche bei einer Rechtdenticheidung zugleich in Betracht 
zu ziehen waren, nämlich: 

1. Wurden die befagten Verordnungen des Großherzogthums 
von Frankfurt, wodurd der frankfurter Indenſchaft das 
unbefchränfte Bürgerrecht ertheilt worden, zu der Zeit 
und nach der damaligen Berfaffung, ſowohl des Staat 
überhaupt, wie der einzelnen Beftandtheile und nad) deren 
beſondern Communalrechten, auf eine gültige und recht: 
mäßige Weiſe erlafjen, um weiter verbindliche Folgen zu 
haben? und 

2. in wie weit würde auch in dieſem angenommenen Fall 
noch die Stadt Frankfurt unter den ſeitdem veränderten 
Umftänden, da fie ihre Freiheit und eigene Verfafſung 
wieder erlangt, an die Erfüllung und Haltung folder 
Verordnungen der vorigen Regierung und ber barin für 
Dritte erwachſenen Anfprüche gebunden fein? — 

Diejed waren allerdings die Rechtsfragen, welche durch 
richterlichen Spruch zu entſcheiden waren, ſobald die Sache weiter 
auf dem Wege verhandelt werben ſollte. Es wurden auch ſchon 
1816 von Pleffen die verjchienenen Mittel und Wege angegeben, 
um durch den Bundestag eine joldhe richterliche Entſcheidung zu 
bewirken. 

Die darauf folgende weitere Erörterung und Verhandlung, 
und darin beſonders auch mandye von dem Senat der freien 
Stadt Frankfurt bemerklich gemachten Umftände, hatten inbefjen 
die Schwierigkeiten gezeigt, welche eintreten mußten, wenn biefe 
entftandene Differenz blos auf rechtlichem Wege gehoben werben 
follte. Nachdem nun das Verhältnig volftändig entwidelt, ſchien 
dem berichtenden Ausſchuß es nad) Lage der Sache beinah um- 
thunlich, auf bloßem Rechtswege zu einer Beflimmung und Gr- 
lebigung zu gelangen, welche billige Befriedigung und ein aus⸗ 
reichendes Nefultat gewähren Fonnte. 

Ermeinte nämlich, daß man ſchwerlich ſchon auf die erfte Srage, 
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Unterfuhung nicht zu entziehen fanden. Die unbejchräntten 
bürgerlichen Rechte. der Juden mögen in der freien Stadt Frank⸗ 
furt allerdings ihre Vedenklichkeiten und noch mehr ihre Unbes 
quemlichteiten haben, und es hätte billig jcheinen koͤnnen, daß 
bieferhalb einige Vorkehrung zu treffen war. Allein wenn die 
freie Stadt Auftand nahm, die Juden als Staatdbürger anzuer⸗ 
fennen oder aufzunehmen, ſo hätten dieſe doch ohne vor⸗ 
berige Berbandlung auf einem Der bezeihneten 
wei Wege und ohne genaue Ausmittelung in wie 
weit die Aufrechterhaltung der Gerehtjame oder 
bed Wohlftandes der hriftlihen Bürgerjhaft bier: 
bei eine Beſchränkung erforderte, nicht in Der Aus⸗ 
übung der privatbürgerlihen Rechte unb Gewerbe 
geört oder außer Befib gejeßt werden follen — 
Die desfallfige Berfügung vom 8. Juni 1816 ſchien deshalb dem 
Berichterftatter in dem Betracht auch zu weit gegangen zu fein, 
md wenn man in der Berfaffungsurfunde vom 19. Juli 1816 
fh die Befugniß vorbehält, die bürgerlichen Rechte feiner jüdi⸗ 
Ihen Einwohner nad) den eigenen Localitäten zu reguliren, und 
beöhalb eine Commiſſion aus ber Mitte bed Senat? und des 
fändigen Bürgeransfchuffes zufammen zu feßen, um ein dem 
Beitgeifte und der Billigkeit entiprechendes Regulativ zu ents 
werfen und zur Sanctionirung vorzulegen: jo behandelte der 
Senat die Sache offenbar auf conflitutionellem Wege, wobei da⸗ 
neben nur die jüdiſche Gemeinde auf irgend eine Art auch hätte 
gehört oder vertreten werben follen. 

Sm Allgemeinen ift freilich jede zeitige Regierung befugt, 
die vorhandenen Geſetze zu Ändern, zu beſſern und zu 
mobdificiren, ſie Tann ſolches jedoch nur nad der beſon— 
bern Berfaffung und den veränderten Umftänden 
tbun. Hier follte aber erft eine Verfaſſung gejchaffen werben, 
bie ih alfo nur anf Gerechtſame zu begründen hatte, jo wie 
jolhe vorhanden und beftehend waren. Und eine Unterjuchung 
über dasjenige, was von. dem. damaligen Beftand oder Befig 
noch in der Verfaſſung der freien Stadt weiter mit bem 
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mäßigen Abldfung ihrer als Juden entrichteten Leiftungen, wurden 
fie unter einer allgemeinen Anorbnung mitbegriffen, welde fie 
den Kriftlihen Einwohnern und Bürgern in dem damaligen 
Großherzogthum gleichgeftellte. Bei ber Auflöfung des leptern, 
und wie die Stadt Frankfurt wiederum für frei erklärt ward, 
befanden ſich danach die frankfurter Juden unbeftritten im Genug 
bürgerlidher Rechte und bes Betriebs aller Arten von Gewerbe. 
Allein ald die Mitglieder der vorherigen Municipalftabt waren 
fie darum nun noch keineswegs Bürger des wieder erftandenen 
Freiſtaats; wenigftend folgt eines nicht unmittelbar ans dem 
andern. Es Tann aber auch wohl eben fo wenig behaupte 
werden, Daß Die Juden dadurch von felbft in deu Altern Zuftand 
der reichsſtädtiſchen Einrichtung und der GStätigfeitäorbnung 
zurüdverjegt worden, nach welcher fie wie Kammerknechte unter 
Taiferlihem Schuß fanden. Sie waren mithin in einer Art von 
Zwifchenzuftand, der, in Anfehung ihrer ftaatöbürgerlichen Exiſtenz 
in ber freien Stadt noch einer weitern Beftimmung bedurfte. 
Wie fi) dieſe nur nad) den repräjentativen Grundlagen eine 
ganz neue Verfafjung ſchuf, jo Hätte die nötbige Beftimmung 
auf eine doppelte Weile eintreten können, entweber indem tie 
bürgerlihe Nahrung und Gewerbe treibenden Juden babei zu 
dieſem Behuf auch vertreten und gehört worden; oder es hätte 
von Seiten des Senats jo wie ſolches früher unter kaiſerlichem 
Schub nefchehen, und die Jubenftätigkeit von 1616 felbft von 
der Stadt wie ein gemachter Vertrag und ein zu Stande ge 
fommener Spruch angefehen ward, nach dem nunmehrigen Zuſtand 
mit der Judenſchaft als folcher eine anderweite Vereinbarung 
über die Rechte und den Betrieb der Gewerbe, den fie in ter 
freien Stadt noch weiter auszuüben haben Könnte, nachdem Modi⸗ 
flcationen, welde die Natur der Sache und die eingetretene 
Veränderung als billig angeben, verhandelt und abgefchloffen 
werben tönnen. Der Regierungdgewalt wäre dadurch nichts 
vergeben worden, da Die neue Regierung eine gejegliche Verord⸗ 
nung der vorigen ſchon vorfand, woraus Rechte oder doch ein 
Befipftand vorbergegangen und erlangt waren, die ohne nähere 
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Unterfuhung nicht zu entziehen fanden. Die unbeſchraͤnkten 
bürgerlichen Rechte der Juden mögen in der freien Stadt Frandı 
furt allerdings ihre Bedenklichkeiten und noch mehr ihre Unbe⸗ 
quemlichfeiten haben, und es hätte billig fcheinen können, Daß 
bieferhalb einige Vorkehrung zu treffen war. Allein wenn bie 
freie Stadt Auftand nahm, die Juden ale Staatöbürger anzuer⸗ 
fennen oder aufzunehmen, ſo hätten dieſe doch ohne vor= 
herige Verhandlung auf einem der bezeichneten 
zwei Wege und ohne genaue Ausmittelung in wie 
weit die Aufrehterhaltung ber Geredhtjame oder 
bed Wohlftandes der hriftlihen Bürgerſchaft hier 
bei eine Beſchränkung erforderte, nicht in der Aus—⸗ 
übung der privatbürgerlihen Rechte und Gewerbe 
geRört oder außer Beſitz geſetzt werden jollen — 
Die dedfallfige Verfügung vom 8. Juni 1816 fehien deshalb dem 
Berichterftatter in dem Betracht auch zu weit gegangen zu fein, 
md wenn man in der Berfaffungsurfunde vom 19. Juli 1816 
fi die Befugniß vorbehält,. die bürgerlichen Rechte feiner jüdis 
Ihen Einwohner nach den eigenen Localitäten zu veguliren, und 
beshalb eine Sommilfion aus der Mitte des Senats und bes 
ſtaͤndigen Buͤrgeransſchuſſes zufammen zu feßen, um ein dem 
Zeitgeifte und der Billigkeit entſprechendes Negulativ zu ent« 
werfen und zur Sancionirung vorzulegen: jo behandelte ber 
Senat die Sache offenbar auf conftitutionellem Wege, wobei da⸗ 
neben nur die jüdiſche Gemeinde auf irgend eine Art auch hätte 
gehört oder vertreten werben follen. 

Im Allgemeinen ift freilich jebe zeitige Regierung befugt, 
die vorhandenen Geſetze zu ändern, zu beſſern und zu 
modifieiren, fie Tann ſolches jedoch nur nad der beſon— 
dern Berfaffung und den veränderten Umftänden 
thun. Hier follte aber erft eine Verfafjung gejchaffen werben, 
die ih alfo nur anf Gerechtfame zu begründen Hatte, fo wie 
jolhe vorhanden und beftehend waren. Und eine Unterjuchung 
über dasjenige, was von dem damaligen Beſtand oder Belik 
noch in der Berfaflung der freien Stadt weiter mit dem 
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Gemeinwohl oder den Rechten ber chrifklichen Bürgerfchaft an 
wendlich blieb oder nit, wäre wohl richtiger von ber 
Berüdjihtigung Des eigentlihenzeitigen Zuſtandes 
ber biefigen jüdifhen Gemeinde ausgegangen, 
bevor man dieſe durch Die gedachte Berorbnung vom 
8 Juni außer dem rehtligen Befipftand gejegt, 
fie blos auf ben frübern Zuftand vor dem Jahre 
1810 verwiejen, und nur von fernerer freiwilliger 
Zugeftehung abhängig gemacht Hätte. 

Die Regierung des Großherzogs von Frankfurt war in ben 
Stipulationen der Wiener Gongrehacte wie eine rechimäßige 
behaudelt, und dasjenige was namentlich im Art. 45 feinetwegen 
und in Betreff feiner Diener feftgefegt worden, war ſehr ver 
Ihieden von dem Berfahren gegen andere vorübergegangene 
Regierungen jener Zeit. Auch Hatte die freie Stadt nit nur 
ihren verhältuißmäßigen Beitrag zu feinen, als ihres ehemaligen 
Regenten Suftentation übernommen , fondern auch in andern 
Fällen 3. B. bei gejchehenen Beräußerungen von ftäbtifchem 
Gemeingut und fenften, fowie Regierungshandlungen wie von 
rechtmäßiger Folge ohne Weiteres behandelt. Wenn man ber 
freien Stadt nun zwar die Befugniß nicht entziehen könne, jene 
Verfügung ber großherzoglichen Regierang auf ihre eigenthümliche 
Berfaflung nad) Erforderuiß erſt in eine mobiflcirten Anwendung 
zu bringen; fo fei jetoch Dabei bie Ablicht, der Sinn und ber 
Vorbehalt des Art. 16 der Bundesacte ebenfalls nicht außer Acht 
zu laſſen. 

Wie bei Diefer Lage der Sache die jüdifche Gemeinde mit 
ihrer Beichwerde fich an den Bundestag wandte, jo hatte berjelbe 
nad) ten Discuffionen über feine Kompetenz und in der Erwaͤ⸗ 
gung, Daß die Juden behaupteten, durch das Verfaffungsgeſetz 
in ihren früher erworbenen Rechten verlebt zu fein, auch bie 
Beſchwerde immer aus der Errichtung der Stadtverfaflung ihren 
Urfprung hatte, mit entichiedener Stimmenmehrheit in der 13. 
Sitzung von 1816 beſchloſſen: die hinlängliche Gegenäußerung 
des Senatd der freien Stabt zu verlangen „bamit Diefe Be 
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ſchwerde gütlid, befeltigt, ober aber zur gehörigen rechtlichen 
Entiheidung des Bundestags gebracht werde”. 


Schon damals Hatte der Referent zugleich bei feinem da⸗ 
maligen Antrag fi geäußert : 
„wie felbft nach der in der frankffurter Gonftitutiong-Ergän« 
zungsacte angebeuteten Abficht zu erwarten fei, ob Lie recht: 
liche Entſcheidung nicht vermieden und beide Theile veranlaßt 
werden mögen, ſich gütlich zu vergleihen, indem verjucht 
würde, einen billigen Mapftab auszumitteln, nad) welchem 
die obgedachten Anſprüche der hieſigen jüdijchen Gemeinde 
bei der eingetretenen Veränderung der Lage und Umftände 
mit dem jeßigen Zuftand und den Nechten der chriftlichen 
Bürgerfchaft ausgeglichen, und Die gegenfeitigen Verhältniffe 
mit gehöriger Berückſichtigung des allgemeinen Intereſſe für 
die Zukunft, feftgefeßt werden Tönnen. Und der Bundestag 
moͤchte ſich vielleicht nicht entziehen, nöthigen Falls jelbft 
durch feine Leitende Mitwirkung eine ſolche Ausgleichung 
möglichft zu befördern, um auf Diefem Wege die angebrachte 
Beſchwerde zu beſeitigen.“ 


Auf dieſen Antrag kam auch jetzt der Referent um ſo mehr 
zurück, als er hauptjächlich zu zeigen geſucht hatte, wie Fein bloßer 
richterlicher Urtheilsſpruch ſondern nur eine Behandlung nach 
politiſchen Hinſichten eine vollſtaͤndige oder angemeſſene Erledigung 
herbeizuführen vermöge. Weil jedoch Die inzwiſchen gewechſelten 
Schriften und Verhandlungen ergäben, daß, ungeachtet der ver- 
längerten Friſten und des aufgefchobenen Verfahrens, eine Aus- 
gleihung unter beiden Theilen allein und ohne wirkſame ſchlich⸗ 
tende Vermittelung nicht zu erreichen fein dürfte, auch das in 
der ſtädtiſchen Gonftitution vorbehaltene ergänzende Negulativ 
über die der Zudenfchaft zu ertheilenden bürgerlichen Rechte noch 
immer nicht zu Stande gebracht werden konnte, jo wurde vom 
Referenten beantragt, daß der Bundestag mit Verwerfung ber 
bon der freien Stadt noch gegen feine Gompetenz verjuchten 
Ginwendungen, nunmehr feinem erften Beſchluß vom 19. December 
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1816 nur die weitere Folge zu geben babe. Yu diefem Ende 
Ihlug der Referent vor: 


„daß der Bundestag aus feiner Mitte eine Commiſſion von 
drei ober fünf Mitgliedern beftellte, um dieſe Beſchwerde 
auf dem Wege der Güte und Billigfeit auszugleichen, 
nöthigenfalld auch Diejenigen Buncte, worüber man ſich nicht 
vereinbaren Fönnen, zu einer erledigenden Entſcheidung vor: 
zubereiten und ſolches demnächſt der Bunbesverjammlung 
zur Genehmigung und Beſchlußnahme vorzulegen. Der 
Senat der freien Stadt würde zu erſuchen fein, für bieje 
Verhandlung ein paar Deputirte aus feiner Mitte zu er 
nennen, und ber Gommiflion eine beflimmte Angabe von 
denjenigen privatbürgerlicyen Rechten zu machen, welche als 
vereinbarlid” mit der Verfaſſung, den Ginrichtungen und 
dent Gemeinwohl der freien Stadt, der biefigen jüdiſchen 
Gemeinde zugeitanten werden könnten, und worüber alsdann 
weiter von der Commiſſion auf geeigneten Wege zu ver: 
handeln wäre. In diefer Zwifchenzeit aber würbe der Befip- 
ftand fireng aufrecht zu halten fein, und Die Betheiligten ih 
erforderlichen Falls deshalb, unmittelbar an die Commiſſion 
wenden Dürfen.” 


Der Vorſchlag wurde zum Beſchluß erhoben *), eine Com: 
milfion dieſerhalb ernannt (Graf Buol, Graf Golg, v. Martens, 
v. Wangenheim, v. Plefjen) und der Senat erfuht, für dieſe 


Verhandlung ein paar Deputirte aus feiner Mitte zw ernennen. 
Später trat an die Stelle v. Pleſſens: Frh. v. Aretin (180), 


an die von Martens: v. Garlowit (1821), an die des Grafen 
Buol, Frh. v. Aretins und v. Wangenheimd: Frh. v. Münd, 
v. Pfeffel und v. Hammerftein (1824). 

Die Angelegenheit zog fih aljo in langen Verhandlungen 
bis zum Sabre 1824 hin, bis ed endlich der Bundescommiſſion 
gelang, fie zum Vergleich zu bringen. 


*), 3. Br. 1818. Sit. v. 10. Septbr. $. 218. 
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Die Verhandlungen währten fomit faft ſechs Jahre, bis in 
vertraulicher Sibung der Bundeöverfammlung vom 26. Auguft 
1824 die erwählte Commiſſion berichtete *). 

Ueber die Thatſachen war unter den Parteien fein Streit. 
Das Factum ergab fih in feinen Hauptbeftandtheilen, gleichmäßig 
aus den vieljeitigen Drudichriften, aus den fi einander ents 
gegenftehenden Gutachten der verjchiedenen Facultäten und aus 
den gebiegenen Vorträgen des erften Meferenten, des Herrn von 
Pleſſen. 

Unſtreitig fanden folgende Verhaͤltniſſe Statt: 

Faft ſieben Jahrhunderte hatte in Frankfurt eine jüdiſche 
Gemeinde gewohnt, unter abwechjelnden Schidfalen, Bebrängnifien 
und BVerhältniffen der Stätigkeit, unter ſtaͤdtiſcher Obrigkeit, 
jedoch unter gefeßgebenden aufjehendem und erhaltenden Schirm 
faiferliher Majeftät, als, nachdem das Reich erloſchen und bie 
Etadt Frankfurt an den Fürften Primas, nachherigen Großherzog 
übergegangen, erft die Gleichheit der Rechte ausgeſprochen, 
deren Realifation indefjen auf Ablöfung der bisherigen Stätig- 
feitgabgaben bedingt, dann aber, al& diefe durch einen förmlichen 
Ablöfungsvertrag beſchafft, am 28. December 1811 diejenige 
Verordnung erlajlen wurde, nad) welcher den Juden das Bürger: 
recht und völlige Bleichftellung aller bürgerlihen Rechte ertheilt 
wurde. 

Diefe, für die bisherigen jüdifchen Abgaben von 22000 fl. 
u 440,000 fl. beftimmte Reluitionsjumme wurde bergeftalt be- 
rihtigt, Daß von der ifraelitiihen Gemeinde 150,000 fl. baar 
bezahlt, für die übrigen 290,000 fl. aber disponible Obligationen 
au porteur auögeftellt wurden. Dieſe Abgaben hatten fonft nur 3690 
f. an den Kaiſer und an die Stadt, Geſchenke einfchließlich, 
80 fl. 17 kr., in allem alfo nur 9190 fl. 17 Er. betragen, 
waren aljo vom Großherzog auf 22,000 erhöht **). 


*) Il Separat:Brotocoll 26 Sig. 1824. B. Pr. Hol. 414 ff. Nr. 2. 
+%) Darnach muß die Angabe des Senats beurtheilt werden, weldhe ben 
Juden vorwarf, daß fie die Summe von 22,000 fl. nur wit dem zwanzigfachen 
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Nachdem die Schladht von Leipzig Deutfchland befreit, ſtand 
die Stadt Frankfurt wieder auf, unter einem in ben occupirten 
Ländern proviforisch georbneten oberſten Verwaltungsbepartement 
und Generalgouvernement der verbündeten Mächte. Dieſe Löften 
im December 1813 die großherzoglichen Behörden auf, und ſtell⸗ 
ten die vorige Selbftverwaltung der Stadt vom 1. Sanuar 1314 
an proviſoriſch bis zur Beendigung des Wiener Gongrefied 
wieber ber. 

Das Generalgouvernement verordnete am 16. Januar 1814 
im großberzoglich-franffurtifchen Bebietötheilen die Aufhebung tes 
Code Napoleon mit allen in Beziehung auf die franzöfiiche 
Geſetzgebung erfhienenen und damit zufammenhängenben Verord⸗ 
nungen, und daß vom 1. Februar 1814 an alle vorher in jedem 
einzelnen Zanbestheile in Gültigkeit und in Gebrauch gemejenen 
eigenen älteren Rechte wiederum ihre vorige Gültigkeit haben 
follten. 

Daſſelbe inhibirte Die Zahlung auf die für die Reluitiond, 
ſumme ausgeftellten Obligationen. 

Eine Drgantfationd»Bommilfion, zu dem Entwurfe einer 
Eonftitution ernannt, fand, daß bei veränderter Verfafjung ben 
Juden ftaatäbürgerliche Rechte zwar wohl, nicht aber Das erwor⸗ 
bene privatbürgerliche entzogen werden Fönne. 

Allein in dem nad) mehreren Verjuhen zu Stande gefom: 
menen vierten Gonftutitiondentwurfe, auf welchen ſich Die modi⸗ 
fiirende Entſcheidung des oberften Vermaltungsbepartement vom 
19. Juli 1814 bezog, wurden die Verhaͤltniſſe der fraeliten als 
nit beftimmt und rechtsbeftändig geordnete, ſondern erft als 
nach Ermeſſen zu beftimmend beurtheilt. 

Die Juden wandten ſich an den Monardencongreß in 
Wien. 

Der Gongreß, im 46. Artifel der Gongreßacte, erklärte 


Betrage abgelöft hätten! Hier, wie fo oft auch andere Staaten, wollte ber 
wieder conflituirte Senat der freien Stadt die Bortheile aus ber Zwiſchen⸗ 
herrſchaft ſich aneignen, aber fonft überall, wo irgend thunlih, die Berpllid: 
tung aus derfelben von fi) abwälzen. 
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Frankfurt als freie Stadt und Mitglied des Bundes, unter Be 
fimmung gleicher Rechte für die verichtebenen chriftlichen Reli⸗ 
gionen. Derſelbe ftellte die Discuffionen, welde über die 
Errichtung oder Erhaltung der Konftitution entflehen Fönnten, 
zur Entjcheidung der YBundesverfammlung. Alle Anfprüche, die 
an den Fürften Primas in feiner Eigenſchaft ald Großherzog 
von Frankfurt gemacht werden könnten, wurden (im 45. Art.) 
aufgehoben. 

(Die Bundesacte vom 8. Juni 1815 Art. 16 beftimmte Be- 
rathung über Die bürgerliche Verbejjerung ber Juden und barüber, 
wie ihnen möglichft übereinftimmende bürgerliche Rechte gegen 
Uebernahme aller Bürgerpflichten zu fihern. Bis dahin follten 
ihnen die (nicht in) aber von den Bumdeöftanten eingeräumten 
Rechte erhalten werben.) 

Der Stadt Frankfurt wurde anı 9. Juni 1815 die Selbft- 
ſtaͤndigkeitsacte zugefertigt, Unparteilichleit bei Feſtſetzung ihrer 
Verfaffung empfohlen, und auf Schaltung aller wohlerworbenen 
Nechte jeder Claſſe von Einwohner feſt beftanden, bamit jede 
zurücwirkende Maßregel vermieden werde, 

An demfelben Tage (9. Suni 1815) wurde den ifraelitifchen 
Deputirten zu erkennen gegeben, daß in dieſem Selbftftäntigfeits- 
acte dem Magiftrate die Auflage geworden, alle wohlerworbenen 
Rechte jeder Claſſe von Einwohnern feft zu halten, und jebe 
zurüdwirkende Maaßregel zu vermeiden, und daß die jübifche 
Gemeinde in dieſer Berfügung ihre Beruhigung finden werde, 
indem dadurch die Berechtjame, welche fie aus einem frübern 
Bertrage geltend zu machen berechtigt fei, vollkommen gefichert 
ſeien. 

Am 8. Juni 1816 erließ die Stadt eine Bekanntmachung, 
daß wie nach den Altern Verfügungen auch Tünftig den Bekennern 
des jübifchen Glaubens nicht geftattet fein folle, Häufer und 
jonflige Immobilien in andern Diftrieten, als wie folches im 
Jahr 1810 zugeftanden, Fäufli oder miethweiſe an fich zu 
bringen. 

Bei den Heirathen der Iſraeliten und dem Einjchreiten ber: 
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felben in die Handwerke wurde Schwierigkeit und ihr Verhaͤltniß 
von künftiger Beſtimmung abhängig gemadt. — 

Die von dem Generalgouvernement erlaffene Inhibition 
der Zahlung auf die für die NReluitionsfumme ausgeftellten Obli- 
gationen der ijraelitiihen Gemeinde dauerte fort. 

Sn der ConftitutiondsErgänzungsacte vom 19. Juli 1816 
Art. 7 wurde feftgejeßt: 

„da ed, fo viel die biefigen Einwohner jüdischer Religion 

betrifft, — keinen Zweifel leidet, Daß jeder hriftliche Staat 

nicht nur die Befugniß, fondern auch bie Pflicht hat, tie 
bürgerlichen Rechte feiner jüdischen Ginwohner nah ten 
eigenen Rocalitäten jo zu reguliren, daß der Nahrungs: unt 

Gewerbſtand der chriſtlichen Bürgerjchaft, ald des welent- 

lichſten Beftandtheild des hriftlichden Staats, daneben beftehen 

Zaun, jo joll der Senat durch ein aus Gliedern feiner Mitte 


und aus jener des beftändigen Bürgerausjchuffes zufammen 


geſetzte Commiſſion ein dem Zeitgeift und der Billigfeit ent 

Iprechendes Regulativ der bürgerlichen Rechte der biefigen 

Einwohner jüdiſcher Confeſſion unverzüglicdy entwerfen laflen, 

und ſolches dem gejeßgebenden Körper in feiner erften Yu: 

kunft zur Deliberation und Sanctionirung vorlegen“. 

Die von den Fürften Metternich und Hardenberg an ben 
Magiftrat gegen diefe Verfügungen, ald ber Congreßbeſtimmung 
wiberftreitend, erlaffene Schreiben blieben ohne Wirkung. — 

Nun wandte fidy die ijraelitiiche Gemeinde am 16. November 
1816 an den Bundestag*) Die gewechjelten Streitfchriften 
führten endlich zu dem oben angegebenen Bundesbeſchluß vom 
10. Sept. 1818 **). 

Die von dem Senate in Gemäßheit des Bundestagsbehähluijiet 
ernannten drei Deputirten hatten damit angefangen, ber Gem: 
miſſion eine Weberficht der privatbürgerlihen Rechte, welde «ls 
vereinbar mit der DBerfaflung, den Ginrichtungen und dem 


*) Eiche ©. 304. 
*4) Siehe ©. 332. 
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Gemeinwohl der Stabt, :der Yubengemeinde zugeflanden werben 
joltten, zu übergeben, und von ber ifraelitiichen Gemeinde war 
eine Erklärung in Bezug auf Diefelbe eingereicht. 

Es wurde von der SBommiffion über die Yafjung eines 
Geſetzes zur Keftftellung der privatbürgerlichen Rechte der Tuben 
verhandelt und dabei die erwähnte Ueberſicht zu Grunde gelegt, 
indem bei jeder Stelle die von der Commiſſion für angemeſſen 
gehaltenen Abänderungen bemerkt wurden. 

Unter dieſen Projecten und Gegenprojecten radte inzwiſchen 
die Sache nicht ſehr vor, theils und beſonders weil die Stadt 
auf Verweigerung der Benennnng iſraelitiſcher Bürger, theils 
aber auch, weil dieſelbe auf manche Beſchraͤnkung der privats 
bürgerlichen Rechte beftand. 

53 wurde hierauf von dem Senate ein Geſetzentwurf vers 
fertigt, in welhem die Anträge der Commiſſion zum 
Theil berückſichtigt wurden, und Mmachdem folder vorläufig 
vom Senat und von der Bürgerichaft genehmigt worden, 
von den Deputirten mittelft einer Note vom 12. Suli 
1820 der Gommiffton vorgelegt, in welder die Gründe 
gegen einige der Anträge der Commiſſion, und bejonderd auch 
gegen die Benennung der Juden als iſraelitiſche Bürger aufge 
führt wurden. Die Commiſſion zeigte in ciner Rote an die Depu- 
tirten vom 28. Auguft 1820 denfelben an, daß fie Die auf Ber: 
wendung ber Juden in Wien ihr mitgetbeilte Anficht des kaiſer⸗ 
Iihen Hofes fi) zu eigen gemacht habe, und ſetzte in Materie 
und Form die Hauptpunfte für die Ausgleichung auseinander. 

Unterdeffen waren von den Juden unter dem 16. September 
1819, und unter dem 6. December 1820 Zorftellungen an die 
Commiſſion übergeben, in- welchen fie fi über eine ihnen mit 
getbeilte LIeberficht der ihnen einzuräumenden Rechte, ſowohl gegen 
die Hauptgrundblagen der beabfichtigten Geſeßggebung, al& gegen 
die in Hinficht einzelner Puncte von den Deputirten vorgeſchla⸗ 
genen Beſchraͤnkungen erklaͤrten. 

Auch überreichten die Juden am 18. Juli 1821 eine nene 
Borftellung gleichen Inhalts, und mit der hinzugsfügten Bitte 

Erfer Theil. 22 
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um Erhaltung bes ihrer Behauptung nad) mehrfach von ber 
Stadt gegen den Bundestagsbeſchluß vom 10. September 1818 
geftörten Beſitzſtandes. 

Die Commiſſion erließ nun unterm 31. Juli 1821 eine aus⸗ 
führliche Note an die Deputirten, in welcher ber Geſegentwurf 
den Deputirten zugefertigt, alle Hauptpunkte ausfüuͤhrlich 
auseinander geſetzt und die Abaͤnderungen motivirt wurden, and 
zugleich die Erwartung einer im Laufe des Decembers ab: 
zugebenden letzten Erklärung des Senats, ſowie eines während 
der Verhandlungen dem Bundestagsbeſchluſſe vom 10. Sept. 1818 
nicht entgegenſtehenden Benehmens, ausgedrückt wurde. 

Bon den Deputirten war die Erklärung auf dieſe Note 
unterm 12. März 1822 eingefommen, und von den Juden wurte 
unter dem 16. Februar 1824 eine Borftellung übergeben, in 
welchen von neuem Gründe gegen die in der ihnen mitgetbeilten 
Ueberficht Heabfichtigte Geſetzgebung aufgeftellt waren, 

Der Stand: der Unterhandlungen im Anfange bed Jahre 
4824 ergibt fi) in feiner wejentlichen Qualification zum Ver⸗ 
gleiche aus den legten Drei Aectenftüden der Commiſſionsverhand⸗ 
Jungen, naͤmlich aus 

4. der Rote der Commiſſion an die Deputirten bes Kathi 
vom 31. Juli 1824 und dem derſelben beigefügten Gejeh- 
entwurfe; 

2. der Erklaͤrnng des Raths auf die Note vom 12. Maͤrz 
1822 mit gleichfalls beigefügtem Geſetzentwurf; 

3. der Vorftellung der ifraelitiihen Gemeinde vom 16. Febr. 
1824. In jener Note hatte die Commiſſion ten beriel: 
ben beigefügten Gejepentwurf zu Grunde gelegt, ımt 
zugleich in Hinficht der einzelnen flreitigen Puncte Die 
Gründe fiir teren Annahme auseinander geſeßt. — 

In ter Erklärung der Deputirten des Raths waren gegen 
verjchiedene dieſer Puncte Bemerkungen gemacht. Inzwiſchen war 
auf den Kal, daß tie Gegenbemerkungen bei ter Commiſſion 
keinen Gingang finden follten, Die Bereitwilligkeit zur Annahme 
ber Borjchläge der Gommilfion, jedoch mit der einzigen Ausnahme 
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erklärt, daß den Juden nicht Die Benennung „iſraelitiſche Bürger“ 
zugefanden werben könne. Auch war von ben Deputirten bes 
Raths über die Form und Einkleidung des Reſultats der Vers 
bandlungen eine von dem Gommijlionsvorichlage abweichende 
Anficht geäußert. 

In der Borftellung der ifraelitiichen Gemeinde waren ale 
Hauptpuncte gegen einen auf der Grundlage des Geſetzentwurfs 
abzuſchließenden Vergleich dargeftellt: 

1. daß folcher von bem negativen Grundſatz ausgehe, nad) 
welchen den Stfracliten Feine Rechte zuftehen, ſondern nur 
ausuahmsweiſe einzelne Befugniſſe eingeräumt werben 
jollten, ſtatt des von ihnen bebanpteten umgekehrten 
Grundſatzes erworbener Bürgerrechte, und nur davon zu 
beftinnenter Ausnahme; 

2, daß eine Ansgleichung nur in Korm eines unter Ver: 
mittelung und Garantie der Bundesverfammlung abzu- 
ſchließenden Vertrags Statt finden, und, ohne Beftimmung 
vertragsmäßigen Bürgerredhts, in Die einzelnen Punkte 
des Geſetzentwurfs nicht von ihnen eingegangen werben 
fönne. — 

Die Sommijfion, überzeugt, daß in jo complicirten und von 
beiden Theilen unter gänzlich entgegengeſetzten Anfichten verhan⸗ 
teilten Sachen die Vergleiche nicht Leicht zu Stande geichrieben 
würden, erließ unter dem 6. Auguft 1824 eine Note an bie 
Deputirten, zufolge welcher fie Diejelben zu einer mündlichen 
Verhandlung einlud. 

Diefe am 10. Auguſt fRattgefundene Verhandlung Hatte auch 
injofem dem Entzweck entiprochen, ald den Deputirten bes 
Senats nach Anficht der Commiſſion das Beugniß nicht verjagt 
werden Eonnte, daß von dem Senate der freien Stadt Frankfurt 
im Wege außergerichtlicher Vereinigung ein Mehreres, ald wozu 
ih derfelbe in dem Geſetzentwurf anheifchig gemacht habe, nach 
ihrer Weberzeugung nicht zu verlangen geweſen fei. 

Es war nämlich von den Deputirten, nad) vorheriger Ge⸗ 
uehmigung des Senats alles tasjenige eingeräumt worden, was 
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von der Commiſſion in ihrer legten Erflärung vom 31. Juli 
1821 zu dem Endzwede einer ſolchen Bezeugung vorandgejeht 
wurde. Der in Folge diefer mündlichen Verbandlung von den 
Deputirten eingereichte Gejegentwurf Tantete nun folgendermaßen: 


Entwurf 
eined Geſetzes der freien Stadt Frankfurt am Main 


zur Feſtſtellung der privatbürgerliden Bechte der Ifrailiten im Solge des 
Artikels 7 der Eonfiilutions-Ergäujungsacte. 





l. Bou der Aufnahme der Sfraeliten in das 
franffurter Staatsuntertbanen-Reht und von der 
Eingehung jüdiſcher Ehen. 


1. Alle in hieſiger Stadt gegenwärtig feßhafte ifraelitiſche 
Kamilien und Individuen find als ifraelitiiche Bürger Staats 
untertbanen der freien Stadt Frankfurt. Sie fönnen zwar, in: 
bem fie von der unmittelbaren und mittelbaren Verwaltung tet 
Staats und der Kriftlichen Gemeinde ausgefchloffen bleiben, des 
vollen Staatsbürgerrehtd und Bürgernamens nicht theilhaitıy 
werden, und behalten daher aud in ihrer Gigenfchaft als ifrar- 
litiſche Bürger neben ter ungeftörten Ausübung ihrer Religion 
ihre eigene Gemeindeverfaſſung; jedoch werben fie in allen privat. 
bürgerlihen fowie in allen Gewerbs⸗ und Abgabe-Beziehungen 
mit den Bürgern hiefiger Stadt gleich behandelt, infofern dieſe 
Beziehungen durch gegenwärtige Geſetz (wodurch alle frübere 
depfallfige geſetzliche Beſtimmungen ausprüdlid und für immer 
aufgehoben werben) Feine bejondern Mobificationen erhalten 
haben. 

Auch follen alle in Betreff ber Siraeliten in ber biefigen 
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Civil⸗ und Statutar-Gefehgebung enthaltene befonbere Beſtim⸗ 
mungen einer Revilion unterworfen und jo weit fie fidy nicht auf 
Berfehiebenheit der Religion und des Gultus gründen, mit dem 
aufgeftellten Grundſatze der Gleichſtellung der Iſraeliten in allen 
privatrechtlichen Beziehungen fofort in Einklang gebracht werden. 

2. Ber von biefigen ifraelitiichen Bürgern ehelich geboren 
oder mit Einwilligung der Obrigkeit ind Unterthanenrecht aufge: 
nommen tft, kann unter denin gegenwärtigem Geſetze enthaltenen 
näberen Beftimmungen und nad den auch für die Ghriften be 
ſtehenden Vorſchriften, jede Art von bürgerlihem @efchäfte, 
Gewerbe und Handlung treiben. — 

3. &8 follen jährlich, oder ein Jahr ins andere, nicht mehr 
als fünfzehn ifraelitiiche Ehen geſchloſſen werden, jedoch darunter 
jwei ſich befinden Dürfen, bei welcher die Krau oder der Mann 
fremd if. — Wenn jebod in einem Sabre diefe Zahl nicht 
erreiht wird, fo kann im folgenden das Fehlende nachgeholt 
werben. 

4. Neben der Uebernahme der geſetzlichen öffentlichen und 
an die Gemeinde zu entrichtenden Gelder und Abgaben muß ein 
hiefiger ifraelitiicher Bürger den Beſitz von wenigftend Eintan- 
ſend Gulden, nebit der Hinlänglichen Fähigkeit, eine Familie 
ernähren zu können, gehörig nachweifen. 


1. Bon der Befähigung Ifraelitifher Bürger zum 
Handel, Handwerfen und Gewerben überhaupt. 


1. Allen denjenigen Verpflichtungen, welchen die Chriften 
binfihtlic) der Betreibung einer Handlung, eine Gewerks ober 
jonftigen Gewerbe unterworfen find, unterliegen auch bie ijraeli- 
tiſchen Unterthanen. 

2. Wenn ein Jude ſich dahier als Handelsmann niederlaſſen 
will, ſo muß er durch vollgültige Zeugniſſe erweiſen, daß er die 
Handlung überhaupt, ſowie insbeſondere das beabſichtigte Geſchäft, 
von dem auch bei Chriſten gewöhnlichen Alter von fünfzehn 
Jahren an gerechnet, wenigſtens vier Jahre Lang ordentlich er- 
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lernt und fi) Die dazu erforderlichen Kenntniffe eigen gemacht, 

auch nach Diefer Zeit, wenn nicht hierüber vom Senate in eins 

zelnen Wällen dispenſirt wird, wenigftens vier Jahre in einem 
biefigen oder zwei Jahre in einem auswärtigen chriftlicyhen ober 
jüdiſchen Handeldhaufe ald Handlungscommis gedient haben. 

3. Diejenigen ifraclitiichen Bürger, welche fi vom Hantel 
und Srämergejchäfte ernähren, theilen ſich gleich den chriſtlichen 
Handeltreibenden in zwei Claſſen, naͤmlich 

a. die Kaufleute, worunter auch die Banquierd und Spediteurs 
begriffen find, und 

b. die Krämer. 

4. Den tfraelitiichen Handeldleuten ift, wie Den chriftlichen, 
erlaubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
dahin anzulegen, jebod) Dürfen ſolche, wie bei dieſen, nicht in den 
Nahrungs⸗ und Erwerbszweig der hiefigen Handwerker eingreifen. 
In diefen Fabriten und Mannfacturen dürfen feine Handwerker 
aufgenommen — und, nad) Ablauf der erfien zehn Jahre, Fünftig 
Kriftlihe Arbeiter nur nach vorheriger Dispenfation des Senat? 
in bejondern dazu geeigneten Fällen gebraudyt werben. 

5. Den ald Handelsleuten aufgenommenen ifraelitijchen 
Unterthanen ift jede Gattung des Handels und der Hülfsgefchäfte 
des Handeld ebenjo wie den Chriſten erlaubt, mit alleiniger 
Ausnahme des Handeld mit Brennholz, Frucht, Fourage und 
Mehl, worunter jedoch der Kleinhandel mit Mebl durch dazu 
aufgenommene Meblhändler nicht verftanden wird. 

6. Zur Erlernung und Betreibung der Handwerke jollen 
Kinder der ifraelitiichen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beftimmungen ermächtigt werben: 

a. ein jübifcher Lehrling muß von biefigen iſraelitiſchen 
Bürgern ehelich geboren fein und das vierzehnte Leben‘ 
jahr zurüdgelegt haben. 

:  b. derjelbe ift zwar in Hinfiht der nach ben Arlifeln cine 
jeden Handwerks erforderlichen Lehrjahre, den chriſtlichen 
Zehrlingen gleich zu halten; bafern derjelbe aber bei einem 
chriſtlichen Meifter in die Lehre gegangen iſt, und nicht 





343 


erweislich am juͤdiſchen Sabbath glei den chriftlichen 

gearbeitet hat, jo maß er ein Jahr länger in ber Lehre 

Reben. 

c. Eben biefer Unlerſchied tritt in Anſehung der Zahl der 
Wanderjahre ein. 

.Es ſteht den iſraelitiſchen Bürgern feel, im den: Kalle, 
daß ein juͤdiſcher Lehrling in einem von ihm emwählten 
Handwerk bei einem hiefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werben Fönute, ihre Kinder aud) an andern 
Orten bei hriftlichen oder jüdischen Meiftern dieſes Hands 
werfö in bie Lehre zu geben, und follen benjelben ihre in 
der Fremde beftanbenen Lehrjahre bei ihrem künftigen 
Fortfommen ebenſo angerechnet werben, ald wenn fie el: 
bige bei einem hiefigen Meifter beftanden hätten. 

T. Wer auf biefe ‚Weile zur Betreibung eines Handwerks 
befähigt iR, jomit durch vollgültige Zeugniſſe darthun kann, daß 
er dad Handwerk, auf welches er ſich etabliren will, jenen Vor⸗ 
Ihriften gemäs erlerut habe, der muß, unter Aufficht der Ge 
Ihworenen bes Handwerks, ein bie Eigenfchaft eines Meifterftücs 
bei den chriſtlichen Handwerken vollflommen befipendes Probeftüd 
verfertigen, und wird fodann, wenn dieſes feine Fähigkeit zur 
Betreibung bes erlernten Handwerks begrünbet, als tfraelitifcher 
Handwerksmeiſter aufgenommen. 

8. Ein joldyer ifraelitiicher Sandwertömeifter bat, jo viel ben 
eigenen Betrieb feiner Profeſſion betrifft, alle Rechte eines chrifts. 
lihen Handwerksmeiſters. Gr barf jedoch bei Verluft des reip. 
Meifters und Handwerksrechts jo "wenig in eine Societät mit 
einem chriftlichen Meifter treten, als mit folcher Arbeit, welche 
er nicht jelbft verfertigt hat, oder mit rohen Materialien handeln. 
Auch darf der jüdiſche Handwerksmeiſter künftig fein Handwerk 
nur mit jüdischen Geſellen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift, 
während der nächften ſechs Jahre, jedem jüdiſchen Weifter erlaubt 
jo viele Jahre hindurch mit chriftlichen Geſellen zu arbeiten, als 
nach den Geſetzen feines Handwerks Dazu gehören, damit ein 
Lehrjunge das Meifterrecht gewinnen koͤnne. 


nu 
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9. Für ein und daſſelbe Handwerk können zu gleicher Beit 
nie mehr ifraelitiiche Ganbwerfömeifter aufgenommen werben, ald 
dem Verhältniffe der für das nämliche Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berkdfichtigung der ifraelitiichen 
Population zu der chriftlichen, angemeſſen ift. 

10. Wenu die Wittwe eines jüdifchen Handwerksmeiſters 
das Handwerk ihres verfiorbenen Ehemannes fortfeßen will, fo 
fann dieſes mit Berüdfichtigung der in $.8 enthaltenen interimi- 
ftiihen Beſtimmung fünftig nur mit jübifchen Gehülfen 
geſchehen. 

11. Will ſich eine ſolche Wittwe wieder verehelichen und 
ihrem Ehemann das Handwerk zubringen, ſo ſind die obigen 
Beſtimmungen auch auf letztern anwendbar. 


MM. Bon dem Eigenthumserwerb und der Miethe 
und Vermiethung liegender Güter, Läden, Gewölbe 
u. ſ. w. durch ifraelitifhe Untertbanen. 


1. Die Verweijung der biefigen Einwohner jüdiſcher Religion 
in eine mit Mauern und Thoren umgebene Straße bleibt au 
immer abgejchafft, vielmehr wird | 

2. den ifraelitifchen Untertbanen das Hecht in ber Stadt 

und deren Umgebungen Häufer und Bärten eigenthümlih zu 
erwerben, auch in den Häujern der Stadt Läden und Gewölbe 
zu miethen und offene Läden zu Halten, unter nachfolgenten 
Ausnahme und Beichränfungen eingeräumt: 

a. daß ein jeder Familienvater ober jelbftfländiger Zube nur 
ein Haus und einen Barten zu Taufen oder eigenthümlid 
zu belißen berechtigt. jet; 

b. daß ein jeber ifraelitiicher Kamilienvater ober felbfiflän- 
diger Sfraelit in jedem Theile der Stadt fih eine Wob 
numg, (jedody nur zum Behufe der Bewohnung derſelben 
mit feiner Familie) miethen bürfe. 

c. daB in Hinficht der eigenthümlichen oder gemietheten Läden, 
Gewölbe und Wanrermieberlagen ber Beſitzſtand des 14. 
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Suli 1817 in dem Maaße zur Norm für die Zukunft aus 
genommen wird, daß die durch eine ohne Zeitverluft zu 
veranlaflende Aufnahme und DVerzeichnung der zu jener 
Zeit eigenthümlich oder miethweiſe von ifraelitiichen Untere 
thanen bejefienen offenen Läden, geichloffenen Gewölben 
oder Waarennieberlagen jeder andern Art fidy ergebende 
Bahl auch in Zukuuft nicht überfchritten werde, dergeftalt, 
daß wenn in einer Straße ein offener Laden, ein geſchloſ⸗ 
jened Gewölbe oder fonftige Waarenniederlage in dem 
Belig eines Iſraeliten geweſen, er jelbigen oder jelbiges 
fernerbin auch eigenthümlich oder miethweiſe zu befigeu 
berechtigt Bleiben, audy wenn ein jolcher Laden, Gewölbe 
oder jonftige Waarenniederlage einginge, Dagegen ein ans 
derer foldyer Laden, Gewölbe oder Waarenniederlage in 
den Häufern derjelben Straße, oder, Falls fi) dazu feine 
Gelegenheit fände, auch in einer andern Straße der Stabt, 
mit Bewilligung des Senats von einem ifraelitifchen 
Untertdan eröffnet werben könne, jo lange aber der Kal 
nicht eingetreten iſt, DaB ein oder der andere offene Laden, 
geichloffened Gewoͤlbe oder fonftige Waarenniederlage von 
feinem bisherigen ifraelitiichen Beſitzer als folcher ober 
ſolche nicht mehr benugt wird, die Eröffnung eines neuen 
Ladens, gefchlofienen Bewölbes oder Waarenniederlage, 
durch einen ifraelitifchen Unterthan zur Vermehrung ber 
oben bezeichneten Zahl derſelben überall nicht ftattfinden 
fol. — 

3. Zum Behufe gleicher Vertheilung der Juden in bie 
zum Sandel mehr oder minder vortbeilhaften Stabtquars 
tiere, wird mit der Zahl der lektern in die Zahl der von den 
Juden eigenthümlich in den von Ghriften bewohnten Straßen 
beiefienen ober gemietheten Läden, gejchlofienen Bewölben und 
Boarennieberlagen jeder andern Art dividiret, und fo jebem 
Quartiere eine beftimmte Zahl derfelben, welche ohne Dispen⸗ 
ſation derjelben nicht Aberfchritten werben darf, zugetheilt. Findet 
fh bei dieſer Vertheilung, daß dermalen ein Quartier mehr als 
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die ihm gebührende Zahl hat, jo darf — jedoch nur in ber 
Doransjekung, daß irgendwo ein anderer Laden, geſchloſſenes 
Gewölbe und Waarenniederlage jeber andern Art wirklich zu 
haben jein jollte — ein ſolcher eingehender Laden, Gewölbe und 
Waarenniederlage, von einem tfraelitifchen Handelsmann fo lange 
nicht wieber bejeßt werben, bis fie auf die feſtgeſetzte Verhaͤltniß⸗ 
zahl vermindert find, wo hingegen die ifraelitifchen Hanbeläfeute 
nicht gehindert werben, foldhe in jedem Quartiere ber Stadt 
neu zu errichten, wo jene Normzahl noch nicht erreicht if. 

Es findet jedoch dieſe Beichränkung bei ber jegigen alten 
Judengaſſe nicht Statt, welche den Juden ausſchließlich verbleibt, 
und deshalb in gegenwärtige Berechnung und Vertheilung nicht 
aufgenonmen wird. 


IV, Berforgung der Armen und Franken. 


Dei der Obliegenheit der iſraelitiſchen Gemeinde für ihre 
Gemeinbelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorftaube über: 
Laflen, unter obrigkeitlicher Aufficht für Die Armen: und Kranken⸗ 
pflege ihren Glaubensgenofien zweddienlihe Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme des etwa in ben Dienften eines hieſigen 
ſtehenden chriſtlichen Geſindes in die hiefigen chriftlichen Kranken⸗ 
bofpitäler bat nicht anderd als gegen eine in jedem einzelnen 
Falle zuvor zu vergleichende, von dem Dienftherrn oder fonft u 
leiftende Vergütung, es fei an Gapital oder jaͤhrlichem Beitrage 
ftatt. | 


Ausführung und Schluß. 


Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Verfügungen werben in bejouderen Verordnungen 
nachfolgen. 

Gleich wie vorſtehende geſetzliche Beſtimmungen auf die, dem 
Inhalte der deutſchen Bundesacte entſprechende und mit dem 
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Gemeindewohl im Einklang ftehende bürgerliche Verbeſſerung 
der hieſigen Einwohner ifraelitiihen Glaubens abzweckten, fo 
bleiben ebenfowohl die Verfügungen, weldhe von ber hoben 
Bundesverfammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſch⸗ 
land in der Folge nody getroffen werden könnten, als aud) der 
Geſetzgebung hieſiger Stadt alle auf die bürgerliche Verbefferung 
biefiger Judenſchaft, fowie auf Das hieſige Gemeindewohl gerich⸗ 
tete und den Verhaͤltniſſen biefigen Freiſtaats zu dem beutjchen 
Bunde angemefjene fernere Verfügungen, welche jedoch in einem 
Kalle den Beflimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, infofern 
fie der Judenſchaft günftig find, derogiren follen, ausbrüdlic 
vorbehalten. 


Es konnte nunmehr nur noch darauf ankommen, daß bie 
üraelitiiche Gemeinde auch von ihrer Seite fi) mit ber durch 
biefen Gefeßentwurf beabfichtigten Ausgleichung zufrieden erklärte. 

Die Commiſſion hatte nämlicdy, wie fih aus der Natur ber 
Sache ſchon von felbft ergab, in einer Note vom 18. Dezember 
1819 vorbehalten und demnädhft in der Note vom 28. Auguft 
1820 diefen Vorbehalt ausdrücklich erneuert, noch dasjenige nad): 
jutragen, was etwa bie Sjiraeliten, auf ſolche Gründe geftükt, 
welhe die Gerechtigkeit nicht etwa unberüdfichtigt Taffen durfte, 
bierauf anzutragen ſich veranlaßt finden koͤnnten. 

Bar von ver Commiſſion auch Bisher nicht förmlich mit 
der ifraelitiihen Gemeinde verhandelt, fo war ihren Vorftehern 
doch von ben verjchiedenen Referenten und andern Mitgliedern 
von ber Gommilfion über alle weſentlichen Puncte bed Geſetz⸗ 
enwurfs Mittheilung geichehben. — Auch waren von ihnen in 
dem ganzen Laufe der Verhandlungen vielfache Anträge an den 
kaiſerlichen Hof geſchehen, und tiefe Anträge waren nicht allein 
mit Wohlwollen aufgenommen, fondern auch in ben mehrften 
Hauptpuncten bed Befekenthvurfs berüdlichtigt. 
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Man glaubte daher, daß bie Iehte Rebaction des Geſetz⸗ 
entiwurf3, wenigftend in ber Hauptjahe und im Ganzen von 
ihnen angenommen werben würde, und daß nur einzelne Puncde 
nur noch in Erörterung fommen Tönnten, in Hinficht welde 
man bereit gewejen fein würde, ſich für das Billig Befundene 
nochmals bei dem Senate zu verwenden, um vielleicht aud in 
Hinficht diefer Puncte bei der von dem Senat bewiefenen Bereits 
willigfeit noch dasjenige zu erwirken, was den redlichen Abſchluß 
diefer jo lang verbandelten Sache herbeiführen Eonnte. 

In diefer Ausfiht beihloß die Commiſſion: Die Vorſteher 
der ifraelitiichen Gemeinde einzuladen, um ihnen ben Geſetzent⸗ 
wurf vorzulegen, und ihre definitive Erklärung darüber zu em 
halten. 

Dieſe Ausficht wurde aber auf eine der Commiſſion gänzlid 
unerwartete Weiſe vereitelt, indem bie juͤdiſchen Deputirten gleich 
bei Verlefung des Eingangs und des 1.8. des Entwurfs erflärten 
von der Gemeinde nicht zur Annahme des Entwurfs bevollmäd: 
tigt zu fein. Die Commilfton, in deren Sigung vom 13. Auguft 
dieſe Erklärung der ifraelitiihen @emeinde abgegeben wurde, 
theilte denfelben den Gefeßentwurf mit, eröffnete benfelben, 
wie ohne Vollmacht für Annahme oder Ablehnung derſelben 
feine weitere Verhandlung mit ihnen ftattfinden könne, und be 
ſtimmte den von ihnen auf den 16. gewünjchten Termin bis zum 
18. Auguft, der nachher auf ihr Anſuchen bis zum 20. erweitert 
wurde, um bie befinitive Erklärung ber Gemeinde einzu 
bringen. 

Man konnte jchwerlich ein anderes Refultat verlmmgen. Die 
Borichläge des Senats waren der Art, daß fie die iſraelitiſche 
Gemeinde in jene Rechtsunficherheit zurückgeworfen hätte , welde 
ibm im Laufe der Jahrhunderte jo oft zum Nachtheile und Ber: 
berben gereichte. Betrachtet man die von Staaten wie Frankreich, 
Preußen 2. gegebenen Verbeiferungen in ber Gejeßgebung über 
die Juden, fo begriff man wohl, daß fi die Frankfurter Iſraeliten 
nicht ohne Harten Kampf Das bereit erworbene Bürgerrecht 
nehmen laſſen wollten. Die Erklärung, weldhe fie gaben, ent: 
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ſprach durchaus ihrer Lage, und ftellte in der ihr beiliegenden 
Kritit des Senatsvorſchlags die Situation Klar und feharf dar. 
Sie lautete: 


Hohe Bundescommilfion | 


Es glauben vie unterthänigft Unterzeichneten vor allen 
Dingen der biefigen ifraelitiichen Gemeinde, wie ihren eigenen 
innigften Dank ausdrüden zu bürfen, der vielfachen Bemühungen 
und Verwendungen wegen, welche die hochverehrlichen Mitglieder 
einer hohen Commiſſion zur Herbeiführung einer gütlichen Ans⸗ 
gleihung dieſer leidigen Differenzen eintreten zu laſſen Die Gnade 
hatten. Wie es einerjeitS zu der Gemeinde lebhaften Bedauern 
gereicht, daS gewünſchte Reſultat dennoch nicht herbeigeführt zu 
ſehen, jo gereicht es andererjeit3 zu ihrer großen Beruhigung, 
daß fie mit bereitwilliger Offenheit jeder annähernden und ver: 
mittelnden Eröffnung entgegengefommen, und nur Das als unan- 
nehbmbar zurücweifen mußte, was offenbar zur Folge gehabt 
hätte, ihrer zufünftigen bürgerlichen Stellung jede fefte Grundlage 
zu entziehen, und ihre rechtliche Eriftenz von zweifelhaften und 
einfeitigen Deutungen abhängig zu machen, daß dem alſo fei, 
wird aus den menigen Bemerkungen ſchon hervorgehen, mit welchen 
bie Gemeinde den ihr mitgetheilten Geſetzentwurf glaubt anliegenb 
begleiten zu dürfen, jo wenig foldhe die Gefammtzahl der ihr 
zur Seite ftehenden Gründe erfchöpfen, jo wenig beabfichtigt die 
Gemeinde durch deren Meußerung und Mittbeilung von dieſer 
hohen zum Verſuche einer gütlichen Ausgleichung guädigft nieder 
geſetzte Commiſſion von ihren wohlerworbenen Rechten das geringfte 
aufzugeben, vielmehr tritt fie mit Deren ganzem und ungejchmäs 
lertem Umfange, falls eine gütliche Ausgleichung nicht zu Stande 
fommen follte, in das ber gnädigen Anordnung dieſer hohen 
Gommiffion vorhergegangene Verhältniß zurüd, und fieht der 
rechtlichen Würdigung und Entſcheidung über ihre unantaftbaren, 
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nichts befto weniger angefochten werben wollenden Medgtszußänbigfei: 
ten, und der gnädigen ferneren Aufrechterhaltung des Befigftantes bis 
nad) endlidher der Sache Erledigung, von einer hohen beutidhen 
Bundesverfanmlung mit ruhigen Vertrauen entgegen. 


Nad) dermaliger Sache und Actenlage glaubt die ifraelitijche 
Gemeinde übrigens dem von Se. Excellenz dem großherzoglichen 
Minifter Freiheren von Pleſſen in dem in der zwölften Bundes⸗ 
tagsfigung vom 16. December 1816, als tamaligen Referenten 
in diefer Angelegenheit, erflatteten Vortrage ausgeſprochenen 
Anſichten und Grundjäßen über das auf den Fall einer nicht zu 
Stande fommenden gütlichen Ausgleichung einzuhaltende Ber 
fahren unterthänigft in Erinnerung zu bringen, und in Ueberein⸗ 
ftimmung mit Denjelben bemerklich machen zu dürfen, daß eime 
hohe deutsche Bundesverjammlung nunmehr zuvoͤrderſt Die Weile 
gnädigſt in Betracht ziehen wird, wie dieſe Rechtsſache zwiſchen 
zwei ſtreitenden Parteien über vertragsmäßig, titulo oneroso er 
worbene, anerkannte, beſeſſene und ausgeübte Rechte, und in deren 
Gefolge zu machende Zahlungen, zum Spruche Rechtens, zum 
rechtlichen Erkenntniſſe zu bringen ift, vorbehaltlich der nochmali⸗ 
gen bundeögefeplichen, überhaupt durch die feitgeftellte Gompetenz 
begründeter Einwirkungen einer hohen deutjchen Bunbesperjamms 
ung, welchem nad die unterthänigft Unterzeichneten Namens ber 
biefigen ijraelitiiyen Gemeinde die ehrfurchtsvolle Bitte wagen: 


Eine hohe Commiſſion geruhe, dieſe Arten, da eine gütliche 
Ausgleichung der Sache nicht zu erzielen geweſen, fie vielmehr 
in den Stand vor Nieberjeßung einer hohen Ausgleichungacom: 
miſſion zurückgekehrt, an eine hohe Deutfche Bundesverfammiung 
zur gnädigen Beſchlußnahme über das zur Erzielung eined 
rechtlichen Erkenntniſſes in Derjelben vorbehaltlich hochderen 
bundesgejeglich feftgeftellter uochmaliger Ginwirfung einzu 
haltente Verfahren und gnädigen Aufredhihaltung bes 
Befipftandes in der Zwilchenzeit, nad) Maafgabe Hochheren 
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hoͤchſt verehrlichen Beichlüflen vom 16. Suli 1817 und 17. 
September 1818 gnaͤdigſt abzugeben. 
Einer bohen Bundescommilfion . 

unterthänigft gehorſamſte 
Amſchel M. Baron von Rotbfchild 
Jonas Rothſchild 
Jacob Baruch. 

Frankfurt, 20. Aug. 1824. 


Bemerkungen 
zu dem 
Entwurf eines Geſetzes der freien Stadt Frankſurt am Main 


zar Schfchung der privalbürgerlichen Wechte der Iſraeliten in Folge 
Art. 7 der Emmkitutions-Ergänjungsace. 





Wenn man ber hiefigen freien Stadt als Bundesſtaat im 
Allgemeinen das Geſetzgebungsrecht gerne zugefteht, jo ift dieſes 
jedoch bundesgeſetzlich für beſondere Fälle beſchränkt. Es if 
bereitö von einer haben beutjchen Bundesverſammlung beftimmt 
anerkannt, daß die bürgerliche Stellung ber biefigen iſraelitiſchen 
Einwohner unter dieſe Beſchraͤnkung zu rechnen fei, und es find 
deren Rechte Durch beſondere Gongreßbeichlüffe in bie der hiefigen 
Stadt wieber geſchenkte Selbftftändigkeit dermaßen verflochten 
und verweht, daß um fo weniger der hiefigen Stabt ſelbſt und 
um fo mehr einer hohen dentſchen Bundesverfammlung allem 
eine Cognition hierũber zuſtehen ann. 

Wenn alſo auch in Folge eines unter Vermittelung einer 
hohen deutſchen Bundescommiſſion zwiſchen der Stadt und der 
iſraelitiſchen Gemeinde abgeſchloſſenen Vertrags ein Gefetz erlaſſen 
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worden wäre, fo hätte Diefer Des äußern Anftandes wegen gewählte 
Modus, weder der eigentlichen rechtlichen Natur einer Weberein: 
funft noch der begründeten Gompetenz einer hoben deutſchen 
Bundesverfammlung Abbruch thun follen und Dürfen, womit aber 
die im Art. 7 der biefigen Gonftitutiond-Ergänzungsacte audge: 
ſprochenen Grundfäße in gradem Widerfpruch ftehen, weshalb 
die Erwähnung dieſes Artifel3, zumal, vorausgefept es käme 
eine gütliche Vereinbarung zu Stande, tie ohnehin auch fonft 
begründete Gompetenz einer hohen deutfchen Bundesverfammlung, 
von allem andern abgejehen, Durch dieſe Vereinbarung felbft für 
fünftige Zeiten ausdrüdlich feftgeftellt wurde, jo überflüffig als 
unthunlich erfcheint. Hiernach und nad) dem, was unter ad. 1,2 
folgt, hätte ſich vielleiht, auf dem Kalleiner gütlichen Verein⸗ 
barung, folgende Verfaſſung gerechtfertigt: 


„Entwurf eined Geſetzes, die bürgerlichen Rechte der ifrae 
litiſchen Gemeinde zu Frankfurt am Main betreffend. 


ad I Ueberſchrift. 

Bei diefem kurzen und einfachen Geſetze wäre ein erlegen 
in Abſchnitte unnöthig geweſen, und die nicht jehr zahlreichen 
Paragraphen hätten mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet werden 
tönen, auf dieſe Weile wären die überflüffigen Ueberſchriften 
von ſelbſt weggefallen, wie denn bekanntlich in jedem Geſetze 
jedes Ueberflüſſige zu vermeiden ift, und fo wäre wenigften® bie 
Bemerkung leicht beſeitigt geweſen, daß weder das Wort Auf: 
nahme, noch der Ausdrud Staatsuntertianenrecht bier paſſen. 

ad I 8.1.2. Es fcheint unmöglich, der ifraelitischen Gemeinde 
anzumuthen, auf beſtimmte und klare Rechte, die fie auf rechts⸗ 
gültige Weife erworben, die ſie unangefochten befeflen unb aus 
geübt bat, zu verzichten, ohne biefenigen, Rechte mit Klarheit und 
®enanigfeit über allen Zweifel zu feßen, in welcher man fie be 
laſſen will. Es ift aber befannt genug, daß ber Umfang ber 
ſtaats⸗ und privatbürgerlichen Rechte in verfchiebenen Staaten 
nad Verſchiedenheit ihrer Verfaflungen ganz verfchieben und 
a priori gar nicht zu beflimmen tft; auch bat es ſich wohl nir 
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gend wo in ber Wirklichkeit jo geftaltet, Daß Bürger unter eine 
vage Benennung und Slaffification geftellt, und e8 der Auslegung 
überlaflen worden, Daraus ihre Rechte abzuleiten, vielmehr wer- 
den umgekehrt Bürger nad) dem Umfange der einzelnen ihnen 
beutlich und beftimmt in den Verfaflungen und Geſetzen einges 
räumten Rechten claffificirt, Denn die Lehre muß erft aus dem 
Lebendigen, Vorhandenen und Gegebenen abjtrahirt werben. Hier 
im Gingange, wo ber ganze Nechtözuftand der iſraelitiſchen 
Gemeinde für die Zukunft feftgeftellt werden fol, kann dieſe fich 
unmöglich bei vagen Umrifjer, vieldeutigen Ausdrüden und zwei- 
felbaften Beftimmungen beruhigen, die zu unabjehbaren Anfech⸗ 
tungen und Streitigfeiten führen muͤſſen. Aft ed wirklich, wie 
verfichert worden, die Abſicht Hiefiger Stadt, die ifraelitifchen 
Einwohner im Bürgerrecht zu belaffen, und dieſes Lediglich durch 
die mit der Gemeinde übereinzulommenden Modificationen zu 
beihränten, jo hätte dieſe vorgebliche Abſicht etwa in folgender 
Faſſung mit der in jebem Geſetze, wie Bertrage, vor allen Dingen 
erforberlichen Beftimmtheit wieder gegeben werden Fönuen: 
„Alle dahier gegenwärtig feßhafte ifraelitifche Familien und 
Sindividuen, deren Kinder und Nachfommen, genießen als 
iſraelitiſche Bürger, mit unten folgenden Modificationen in 
biefiger freien Stadt das Bürgerrecht überhaupt gegen Ueber: 
nahme gleicher öffentlichen Laften und Abgaben, gleiche bitr- 
gerliche Befugnifje und Rechte, auch völlig gleiche Behandlung 
bei allen gerichtlichen und abminiftrativen Behörden mit den 
übrigen biefigen Bürgern, welchem nach alle entgegenftehende 
Vorſchriften, Anordnungen und Obfervanzen außer Kraft 
und Wirkungen gejebt find.” 

„Die ifraelitiiche Gemeinde behält neben der ungeftörten 
Ausübung ihrer Religion, ihre eigene Gemeindevermwaltung, 
dad alleinige Eigenthum, die alleinige und vollfonmene 
Verwaltung, Verwendung und Leitung aller ihrer Kirchen⸗, 
Schulen: und milden Stiftungsfondd und der Gemeinde⸗ 
befigung überhaupt.“ 

„Die biefigen ifraelitiichen Bürger find in der Art von 

Erſter Theil. 23 
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der Stantsverwaltung ausgeſchloſſen. daß ihnen der Gintritt 
in den Senat, in den ftändigen Bürgerausfchuß und in den 
gefeßgebenden Körper, ferner die Theilnahme an der Wahl 
zu Mitgliedern des Ichtern nicht geftattet ifl; fie haben auch 
feinen Auſpruch auf eine vom Staat bejoldete Eivilanftellung, 
jedoch behält ſich in Ießterer Beziehung der Senat vor, 

Ausnahmen zu geftatten. Die Beflimmungen (folgen tie 

Geſetze, welde fih auf die Verjchiebenheit des Kultus 

beziehen) Hinfichtli der ifraelitiichen Glaubensgenoſſen, 

bleiben ald zum Cultus gehörig, mit veränderter entſprechen⸗ 
der Wortfaffung bei etwa erneuerter Rebaction fortwährent 
in Wirkung“. 

Es muß einem hohen Senat hiefiger Stadt, infonderheit 
daran gelegen fein, daß, was von Hochdemjelben, vermittelft der 
erwählten verebrlichen Herren Deputirten geäußert und zuge 
ftanden worden, geſetzlich feſtgeſetzt werde, weil er ſich font 


jeiner verfafjungsmäßigen Stellung nad) beim beiten Willen außer 
Stand ſehen fönnte, den Anfechtungen zu begegnen, Denen tie 


ijraelitifchen Bürger anderswo ſich ausgeſetzt fehen dürften. Mag 
alsdann immerhin hinterher die Doctrin die ifraelitiichen Bürger 
nad) ihren deutlich ausgeſprochenen Rechten und Beichränfungen 
im Berbältniß zum Staat und der Gefammtbürgerjchaft claffit: 
ciren, wenn nur nicht naturwidrig aus ber Glaffification von 
vorn herein deren Rechte beftimmt werden wollen. 


Der Zwed wäre auf Die bier angegebene Weife erreicht, 


bie ifraelitiichen Glaubensgenoſſen wären das, was fie überein 
kunftsmäßig alsdann fein follten, und das nicht, was fie überein: 
kunftsmaͤßig nicht fein follten, fie blieben im Beſitz deſſen, was 
ihnen alsdann vertragsmäßig belafien worden, und wären bon 
dem ausgeſchloſſen, worauf fie alsdann vertragsmäßig verzichtet 
hätten, und Fünftigen Streitigleiten wäre jo viel als möglid 
vorgebeugt. 

Welche unendlich vielfache und verfchievene Deutungen läßt 
nicht die dermalige Faſſung zul Wer vermag es zu beftimmen, 
was nicht alled unter die unmittelbare Verwaltung des Staats 
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and der chriſtlichen Gemeinde zu fublummiren it? Mer kann 
vorherſagen, welche Rechte den tjraelitiichen Bürgern des Aus- 
druds wegen, daß fie des vollen Staatsbürgerrechtd und Bürger: 
rechts und Bürgernamend nicht theilbaftig werben, wieder 
beftritten, ja entgegnet werben dürften! Wer vermag die Orenzen 
der privatbürgerlichen Bezichungen (?) abzufteden? und wie ift 
ed möglih, auf alle diefe unbeftimmten Yeußerungen zuſammen 
einen beflimmten Rechtszuſtand zu bauen? Mill nicht den ifrae- 
litiſchen Glaubendgenoffen im Gefeßentwurfe der Gintritt in 
Zünfte und Innungen unterjagt, und diefe wahrfcheinlich in das 
Gebiet ftaatsbürgerlicher Rechte gezogen werben? Welche Hinder- 
niſſe wird man den ifraelitiichen Glaubendgenofjen in den Weg 
legen, Die zur Adoocatur und zur Ausübung der Arzneiwiffen- 
(haft gelafien fein wollen? Welche denen, die zu Dfficierftellen 
Beim Linienmilitair und bei der Landwehr fich qualificiren? Zu 
allen Beiten hatten hier tjraelitiiche Glaubensgenoſſen ganz unter: 
geordnete Anftellungen; 3. B. als Polizeidiener, Rechneiamts⸗ 
Pedell ꝛc., auch dieſes dürfte in Zukunft unterbleiben. Kerner 
haͤtten nach dem aufgeſtellten Grundprincip alle entgegenſtehende 
geſetzliche Vorſchriften ſofort abgeſchafft ſein und bleiben ſollen, 
und es war ein leichtes, die wenigen ſich wirklich auf Verſchie⸗ 
deuheit der Religion und des Cultus gründenden Geſetze als 
Ausnahmen nahmhaft zu machen; die im Entwurfe vorgeſchriebene 
Beife würde zum großen Nadjtheil der hiefigen ifraelitifchen 
Gemeinde, einen offenen Widerſpruch in ber Gejebgebung für 
unbeftimmte Zeiten fanctioniren, da der vorzunehmenden Revifion 
feine Friſt geſetzt iſt. Auch bie eheliche Geburt bedurfte feiner 
Erwähnung, da die ifraclitifchen Glaubensgenoſſen hierüber den 
allgemein beftehenden Gejeßen unterworfen find. Selbft im Geifte 
des Entwurfs hätte nach den gemachten Aeußerungen der Herren 
Senatsdeputirten dem $. 2 am Scluffe Hinzugefügt werben 
Dürfen: 

„die ungeftörte Aushbung willenfchaftlicher Kenntniffe, als 

Advocaten, Procuratoren, Notare, Yerzte, Lehrer ꝛc. ſteht 

23° 
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den biefigen ifraelitifchen Bürgern, nach den auch für Ehriften 

beftehenden Vorſchriften, gleichfalls frei.” 

Ad 1.3. Wenn fih aud die Gemeinde je entſchließen 
fönnte, in diefe gegen Religion, Moral und Sittlichkeit ver- 
ftoßende Vorjchrift zu willigen, würde jedody die Glaufel: bis 
anf weitere Verfügung, da bierunter ſowohl eine Verminderung 
als eine Vermehrung der Zahl gedacht werden Fann, auszulafien, 
and) das angegebene Durchſchnittsverhaͤltniß näher zu erläutern, 
und endlidy folder Ehen, zu deren Vollziehung bisher ohne 
Grund die Srlaubniß verfagt worden, dieſe nunmehr zu geben 
und der Paragraph etwa dahin abzufaflen fein: 

„Es follen im Durchſchnitte von Jahr zu Jahr berechnet, 

nicht mehr als fünfzehn ifraelitifhe Ehen jährlih dabier 

geichloffen werden, jedoch Darunter fich zum mwenigften zwei 
befinden, bei welchen die Frau oder der Mann fremd if. 

Sämmtliche aus früheren Jahren zurüditehente, bisher auf: 

gehaltene Ehen, injofern nicht befondere Anftände obwalten, 

find unter jener Zahl nicht begriffen, und wird deren Bol: 
ziehung im Allgemeinen bewilligt; auch ift der angegebene 

Durchſchnitt dahin zu verftehen, Daß, was in einem vorher: 

gegangenen Jahre an der gejeßlih erlaubten Zahl zu 

jchließender Ehen abgeht, dem folgenden Jahre gutgerechnet 
wird, und fo weiter von Jahr zu Jahr“. | 

Ad 14. Die Fähigkeit, eine Familie ernähren zu fönnen, 
laßt fich eigentlidy gar nicht nachweilen, da man Beiſpiele genug 
hat, daß Leute mit geringerem Vermögen, felbft mit geringeren 
Fähigkeiten es viel weiter gebracht haben, ald andere mit größe: 
ren Mitteln; Darum Tönnte in Dieje zu Unterfuchungen und Aut: 
züglichkeiten aller Art möglicherweife führende Nachweiſung auf 
feinen Fall gewilligt werden. 

Ad II. Ueberjchrift. 

Scheint, wie ſchon oben ad I bemerkt, überflüffig. 

Ad II, 2. Der vorhergehende Paragraph fellt die ifraelı- 
tiſchen Blaubensgenoffen unter die allgemein beſtehende Geſeß⸗ 
gebung, und jede weitere Beſchraͤnkung iſt zweckwidrig und unan⸗ 
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nehmbar. Es ift eine unausführbare Zumuthung, daß der Han: 
delsmann gerade das zu etablirt habende Gejchäft erlernt haben 
müfle. Theils würde dadurch das Erlernen der Handlung un: 
moͤglich gemacht, indem niemand einen Lehrling annehmen wird, 
von dem er gewiß überzeugt tft, daß er daſſelbe Gefchäft errichten 
müfle, theils endlich geftattet es bie Beweglichkeit des Handels 
überhaupt nicht, fich für immer an ein beftimmtes Geſchaͤft zu 
binden. So 3. B. war vor einigen Decennien der Handel mit 
engliichen Waaren in Frankfurt ganz unbedeutend, fo hatten 
z. B. vor wenigen Jahren die meiften hriftlichen Handelshäufer 
mit Solontalwaaren Geſchaͤfte gemacht, und die Damaligen vor: 
übergehenden Conjuncturen benußt, ohne fi) Deshalb an dieſes 
Geſchäft für die Folgezeit zu halten. — So gibt ed hier viele 
riftliche Handeldleute, die Waaren-, MWein-, Leder⸗, Materials 
Eiſen⸗, Colonial⸗ und Banquiergefchäfte zu gleicher Zeit treiben, 
und wieder andere, die heute dieſes und morgen jenes Gefchäft 
führen, je nachdem fie ihren Nußen zu befördern glauben. Leber: 
haupt, wie es jedem chrifttihen Handelsmann geftattet ift, in 
allen nicht zünftigen Artikeln Gefchäfte zu machen, muß bem 
iraelitiichen Handeldmanne gleiche Befugniß zu ftehen, weil er 
jonft von allem andern abgejehen, ewigen Anfechtungen ausge 
jest iſt. 

Das auswärtige Gonditioniren eines Handlungscommis iſt 
Ion durch Bulafjung von Dispenfationen als in den meiften 
Faͤllen zwechwidrig erfanut, allein es dürfte aud in der Regel 
nur nachtheilbringend fein, indem nicht alle Städte Deutſchlands 
grade jo fehr Ausbildung für den Handel wie Frankfurt dar: 
bieten, und der mittlere Handelsmann dadurch doppelt gebrüdt 
wird, wenn er feinen Sohn in feinem Haufe, in feinem Gejchäfte 
entbehren, und ihn auswärts noch unterftüken muß. — Bei den 
biefigen Ghriften fchiden nur die ganz Neichen ihre Söhne ing 
Ausland, oder die ganz Armen, die fein Brod haben, nicht aber 
der mittlere Stand, der durch feine Abweſenheit die verlorene 
Localkenntniß nicht wieder leicht befommt. 

Ad II, 3. Da die ifraelitiihen Handelsleute der allgemein 
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dahier beftehenden Geſetzgebung untergeben find, fo fcheint diefer 
Paragraph menu die aufgeftellte Glaflification geſetzlich ift, über: 
flüffig, wenn nicht, ungegründet und unannehmbar, weil an die 
felbe nicht vorherzufehende und zu berechnende Kolgen geknüpft 
werden möchten. 

Ad II, A. Die eingefchalteten Mobificationen, daß die ver: 
ftatteten Fabriken in feine Handwerke eingreifen türfen, bedarf 
feiner Erwähnung, da der Paragraph ausdrücklich bemerkt, daß 
auch die Chriften dieſer Beſchraͤnkung unterliegen. Daß in jolde 
Fabriken feine Handwerker aufgenommen werben Dürfen, flieht 
(wenn darunter verftanden wird als Arbeiter) zwar von jelbft 
aus dem Verbote, daß ſolche in Fein Handwerk eingreifen dürfen. 
Da aber hierin einige Dunkelheit herrfcht, jo möchte man biefen 
Punkt näher aufgeklärt jehen. Es fcheint nicht immer ausführt 
bar, Fabrifen ohne Handwerker zu unterhalten. In Tuchfabriken 
3. B. gibt e8 einige Zweige der Handarbeit, preifen, färben x. 
die hier zünftig betrieben werden. Der Zwang, daß dieſe Ma- 
nufacturen und Fabrifen, nach DBerlauf einer gewilfen Reihe von 
Fahren, mit jüdifchen Arbeitern betrieben werden müſſen, fäme 
einen Verbote, Fabriken anzulegen, faft gleih. Wer wird es 
wagen, fih in foldhe Unternehmungen einzulaffen, wenn a 
befürchten muß, nicht zu jeber Beit Arbeiter jüdifcher Religion 
zu finden, ober daß dieſe, in Berechnung ihrer Nothwendigkeit 
und Seltenheit, den Arbeitslohn jo fehr fteigern würden, baß bie 
Kabrifiwaaren mit den von Chriften verfertigten, in Wohlfeilhti 
bed Preiſes unmöglidy würden concurriren koönnen. 

Ad. II. 5. Da für bie hier angegebenen Befchränkungen, 
in fo fern fie nicht allgemein find, ein Grund weder benfbar 
noch angegeben ift, fie hingegen mittelbar Die biefigen ifraelitifchen 
Slaubensgenofjen vom Aderbau und Deconomie ausſchließen 
würden, jo fcheinen fie unhalt: und unannehmbar. 

Ad. II. 6—11. Die mannichfaltigen Einjchränfungen, unter 
welchen man den Iſraeliten das Betreiben der Handwerke ver: 
ftatten will, find folder Art, daß fie nichts dabei gewinnen 
können, als einen ungerechten und fchmerzlichen Vorwurf mehr, 
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ald den Vorwurf: jetzt fünden ihnen die Handwerke offen, und 
dennoch befleißigten fie fich ihrer nicht, und verharrten Lieber bei 
Handel und Schadher. Wäre es Familien-Vätern, die für den 
Wohlſtand und die Sicherheit dieſes Wohlftandes ihrer Kinder 
bejorgt find, zu verargen, wenn fte bei den läftigen oft ganz 
unauöführbaren und wahren Verboten gleichkommenden Beichrän- 
tungen, unter welchen das Handwerfömeifterrecht erlangt und 
ausgeübt werden darf, ihre Söhne lieber den, fichere Bürgfchaft 
gewährenden, Kleinhanbel ergreifen ließen? Als unter Der ehe 
maligen Großherzoglichen Regierung die biefigen Ssiraeliten mit 
dem vollen Staatäbürgerrechte auch die unbeichränfte Freiheit zu 
allen Gewerben erlangten, da hatten ſich in Zeit von wenigen 
Jahren mehr als dreißig ifraelitifche Künglinge dem Handwerks⸗ 
Rande gewidmet, ein Beweis, Daß ed an guten Willen nicht 
fehlte. Aber, da mit der Miebererlaugung der freien Verfaflung 
die hiefige Stadt, die Bürgerrechte der Iſraeliten, theild einzeln 
vorläufig ſuspendirt, theils mit der Entziehung bedroht hatte, da 
ließen die Eltern jener jungen Handwerker, die ihre Lehrjahre 
noh nicht vollendet, wegen der Zukunft gerecht bejorgt, ihre 
Söhne in den Handelöftand zurüdtreten, und die menigen die 
den Muth Hatten, dabei zu verharren, find genöthigt worden, im 
Auslande das erlernte Handwerk als Gefellen oder Meifter zu 
betreiben. Es ift augenfällig, daß dieſe Beichränfungen einem 
Verbote ſchon darum gleichkommen, weil bie ifraelitifchen Meifter 
nicht zünftig fein follen, fich mithin nie ein Gefell, der auf der 
Wanderſchaft ift, entfchließen wird, bei ihnen, Die nicht zur Zunft 
gehören, zu arbeiten, da ihm dieſe Arbeit nicht in Die Wander: 
zeit eingerechnet wird. Es kann dieſe bier zwiſchen chriftlichen 
und iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen aufgerichtet werden wollende 
Sheidewand Feine andere Folgen haben, als daß fich, wie ſchon 
erinnert, jchwerlich ein guter Hausvater entjchließen wird, unter 
ſolchen Verhaͤltniſſen und Ausfichten feinen Sohn dem Hands» 
werföftande zu widmen. Nach dein hier Geſagten ift ed unndthig, 
in die bejondern Beftimmungen der 8$. 6—11 einzugehen. Bei 
denjenigen, die das allgemein, auch für Chriften geltende Hands 
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werkörecht vorfchreibt, ift eine ausdrückliche Erwähnung über 
flüſſig, und von Beichränfungen, weldye man den ifraelitiichen 
Gemeinde allein zugedacht, kann dieſe ſich hoͤchſtens nur zu fol 
genden bereitwillig finden laſſen, um jeder wenn auch ungegrün 
beten Beforgniß wegen Ueberſchwerung der einzelnen Handwerke 
zu begegnen: 

„Für ein und daflelbe Handwerk können zu gleicher Zeit 
nie mehr ifraelitiiche zünftige Metfter aufgenommen werden, als 
dem Berhältniffe der für das nämliche Handwerk vorhandenen 
hriftlichen Meifter, mit Berüdfichtigung der iſraelitiſchen Popu⸗ 
lation zu der chriſtlichen, angemefjen ift, jedoch darf in jetem 
Handwerfe wenigftend ein zünftiger Meifter ifraelitiichen Blau: 
bens fein. Berner fol jede fidy herausftellende gebrochene Zahl 
zu Bunften der ifraelitiichen Gemeinde für ein Ganzes gerechnet 
werben.“ 

Uebrigend wäre die vorgejchlagene heilſame Beſtimmung 
beizubehalten: 

„Es ftebt den ifraelitiichen Bürgern frei, in dem Kalle, daß 
ein ifraelitifcher Lehrling in einem von ihm erwählten Handwerke 
bei einem biefigen Handwerker nicht untergebradht werben Könnte, 
ihre Kinder audy an andern Orten bei chriftlichen oder iſraeliti⸗ 
chen Meiftern dieſes Handwerks in die Lehre zu geben, und 
follen denſelben ihre in der Fremde beftandenen Lehrjahre bei 
ihrem zukünftigen Fortkommen eben jo angerechnet werben, als 
wenn fie felbige bei einem hieſigen Meifter beftanden hätten.” — 

Ad. III Ueberfchrift. (Siehe Ad. II Ueberſchrift). 

Ad. IH. 1. Diefer Paragraph ift überflüffig, da im Allge 
meinen der Grundſatz gilt, daß die iüfraelitifchen Bürger alle 
Rechte der chriſtlichen haben, welche ihnen nicht Durch gegenwaͤr⸗ 
tige8 Geſetz ausdrüdlich entzogen worden. 

Ad. III. 2, 3. „Selbftftänbige ifraelitifche Glaubensgenoſſen 
dürfen, ohne bejondere Dispenfation vom Senate, ein jeder mehr 
nicht als eine Behaufung nebft Zubehör, und einen Garten mit 
Pertenenzien Fäuflih an ſich bringen, beliebig benutzen und ver- 
äußern. Es verfteht ſich jedoch von ſelbſt, daß jeder anderweite 
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Srunbeigenthumserwerb der hieſigen iſraelitiſchen Glaubensge⸗ 
noſſen, als durch Erbſchaft, Schenkung unter Lebenden und auf 
ben Todesfall, Illation in die Ehe, Adjudication n. dergl. auf 
feine Weife beſchraͤnkt ift, daß ferner der Befig von Immobilien 
in der Judengaſſe nicht in Anſchlag kommt.“ 

„Auch ſoll obige Beflimmung weder den Art. 18 der deut: 
hen Bundesacte feinem Inhalte und Geifte nad) beichränten, 
noch ſoll er auf folche hieſige ijraelitifche Glaubensgenoſſen ans 
gewendet werden Tönnen, welche fi dem Feldbau und der 
Deconontie widmen.” 

Zu mehreren alö den hier zugeftandenen Beſchränkungen 
fonn fi) die ifraelitiiche Gemeinde nicht verftehen, ohne eine 
Öleihgültigkeit gegen ihren eigenen Wohlftand zu zeigen, bie 
man von feinem Menfchen fordern wird. Der angenommene 
Grundſatz, daß jeder Sfraelite jedes beliebige Gewerbe foll er» 
greifen koͤnnen, würde ja dur Einſchränkung der Zahl der 
Laͤden wieder aufgehoben werben, weil daraus folgt, daß, wenn 
jene Rormzahl einmal erreicht, fein Iſraelite ein Waarengeſchaͤft 
treiben kann. Wird den Sfraeliten verftattet, mit gleicher Freiheit 
wie die Chriſten, Handwerke, Künfte und Wiſſenſchaften auszus 
üben, dann muß ſich mit der Zeit die Zahl der Hanbelsleute 
von felbft vermindern, da die Bevölkerung Der biefigen ifcaeliti- 
hen Gemeinde, bei der Einſchraͤnkung der jährlih verftatteten 
Ehen und bei den für nichts zu rechnenden Einwanderungsrechte 
von nur zwei fremden Sfraeliten jährlich, nie fleigen Tann, ja ſich 
eher vermindern wird. Um fo untrüglicher dieſe Ausficht ift 
um fo unnöthiger, um fo härter daher, um fo verderblicher er⸗ 
ſcheint es, die Zahl der Läden und Gewölbe, das heißt, die Zahl 
der Handelsleute einzufchränten. Zugleich auf eine Vermin⸗ 
derung der Volksmenge, und auf eine Verminderung der Han⸗ 
belötreibenden bedacht fein, das hieße, ein Licht an beiden Enden 
anzünden. Wer die Lage des Handeld im Allgemeinen und die 
biefigen Dertlichkeiten in&befondere kennt, der weiß, wie oft und 
Schnell Veränderungen dabei eintrten, wie bald diefer, bald jener 
Zweig des Handels blüht. So Haben feit ginigen Jahren ſo⸗ 
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wohl hriftliche als ifraelitiiche Handelsleute ihre Waarengeſchaͤfte 
entweber ganz aufgegeben, ober wenigftend vermindert, um den 
einträgliheren Hantel mit Staatöpapieren zu treiben. “Die 
Kreiheit, bei veränderter Lage von leßterem wieder zu Waaren⸗ 
gefchäften, oder innerhalb Diefer, von einem Zweige zum andern 
zurüdzufehren, muß den Iſraeliten jo !billig als den Chriſten 
offen gelaffen werden; durch die ein für alle mal feſtgeſetzte 
Zahl der Läden, wäre den ifraelitiichen Handelsleuten jene Zrei- 
heit benommen. Es wäre einem Familienvater bie Freiheit 
benommen, fein Gefchäft zu theilen, um feine Söhne zu etabliren. 
Es wäre jeder Handelsfocietät verwehrt, fich zu trennen, und 
dieſe Unftatthaftigfeit voraus bebenfend, würden künftig feine 
Handelögejelichaften gefchloffen werden können. Es wäre dan 
Iſraeliten Dadurch unterfagt, foldhe Zweige der Handelsgeſchäfte 
zu ergreifen, die fie bis jetzt uoch nicht benußt haben, Außer 
diefen gegen jede derartige Beſchränkung geltenden Gründen 
macht noch der Umftand die neu vorgeichlagene Faſſung ganz 
unannehmbar, daß nad) den hiefigen Localitäten der Haudel nur 
in einigen Stadtquartieren, nicht in allen, mit gleichem Nupen 
und Erfolge betrieben werben fanı. Wan braucht nur an 
Sachſenhauſen und fonft an die entlegenere Straßen zu benfen, 
um das untbunliche dieſer neuern Faſſung gleich einzujehen. 
Was den Erwerb und Befiß von Häufern und Gärten an 
betrifft, jo kann die Legislation, jelbft vom ungünftigjten Geſichts⸗ 
punkte ausgehend, Doch nur verhüten wollen, Daß der einzelne 
iſraelitiſche Glaubensgenoſſe deren nicht zu viele freiwillig an fid 
bringe; feine Legislation Tann aber Einzelne, ja Familien um 
ihr ganzes Vermögen, oder einen großen Theil deſſelben bringen 
wollen, was die notwendige Folge davon ift, daß fie, bei einem 
unfreiwilligen naturgemäßen und nothwendigen Anfall von fol- 
hen Immobilien, 3. B. durch Erbfchaft, Schenkung, Legat, Illation 
in die Ehe, Adjudication ıc. auf deren Veräußerung beftchen 
wil. Es Tann ferner den Beliß faft werthlojer Immobilien in 
der Judengaſſe jo wenig in Anſchlag gebracht, ald wenig ten 
Beitimmungen des Art. 18 der deutichen Bundesacte derogirt, 
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oder den ifraelitifchen Glaubensgenoſſen binfichtlic) ber Betrei⸗ 
bung des Aderbaues 2c. Beichränkungen auferlegt werben wollen. 


Ausführung und Schluß. 

Einen Vorbehalt bejonderer Ordnungen und Verfügungen 
kann fich Die Gemeinde um fo weniger gefallen laſſen, als nad 
wilhen der Stabt und der Gemeinde abgejchloffener Ueberein- 
kunft und von Seiten einer hoben deutſchen Bundesverfammlung 
ausgeiprochener Genehmigung und Garantie die bloße Promul⸗ 
gation des übereingefommenen Geſetzes hinreicht. Bei feflge- 
ſtellter Rechtsgleichheit der iſraelitiſchen Bürger mit den chriſtli⸗ 
hen unter den einzelnen aufgezäblten Beſchränkungen unterliegen 
erſtere nur den allgemein zu erlafienden allen biefigen Bürgern 
gleichteeffenden geſetzlichen Beftimmungen fie allein treffenbe, 
würden für Die Folge undenkbar, deshalb ließen ſich etwa nach 
lage der Sache folgende Schlußverfügungen denken: 

„durch gegenwärtiged Geſetz darf auf feinen Fall ein hiefiger 
iſtaelitiſcher Glaubensgenofje in der Ausübung und Beſitz einzel- 
ner beftimmter fchon befikender und ausübender Rechte beſchraͤnkt 
werben.” 

„Begenwärtiges an fich unabänderliches Geſetz wird jedoch 
durch die Beftimmungen mobiflzirt werben, welche zu Gunſten 
der ifraelitifchen Slaubensgenoffen in Deutfchland im Allgemeinen 
in Gemäßheit des Art. 16 der deutfchen Bunbesacte erfolgen 
jolen, vbergeftalt jedoch, daß foldhe die feftgefeßten Rechte der 
biefigen ifraclitifchen Gemeinde nicht verringern dürfen.” 

Auf den Fall eine Uebereinkunft zwiſchen der Stadt Frank: 
furt und der ifraelitiichen Gemeinde zu Stande gefommen wäre, 
jo wurde in dem über diefelbe zu errichtenden Protocolle vor: 
züglich die begründete Gompetenz einer hohen Bundesverſamm⸗ 
lung au für alle Fünftigen, ſich in dieſer Angelegenheit ers 
gebende Zweifel und Differenzen vorzubehalten gewejen fein, 
auch hätten beide Theile ihre &rläuterungen bündig und fach 
gemäß zu machen gehabt, und verfteht es ſich endlich von Jelbft, 
daß die ifraelitifche Gemeinde nie mehrere oder andere Zahlungen 
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zu leiften gehabt hätte, ald nad) Maßgabe und gegen Herausgabe 
der im Gefolge des Vertraged mit dem Großherzog ausgeftell: 
ten Obligationen an deren Inhaber, da Deren verzögerte Zahlung 
Folge eines bei der Gemeinde angelegten Verbots und nicht ihre 
Schuld ift. 


Durch dieje Erklärung, in Verbindung mit den Bemerkungen 
wurde nun jede weitere Verhandlung zu dem Endzwecke einer 
Ausgleichung ausgeſchloſſen. 

Die Bemerkungen gingen namlich nicht nur in einigen wich⸗ 
tigen Puncten über dasjenige hinaus, was bisher von dem Se⸗ 
nate als legte Bewilligung verlangt worden, ſondern fie jeßten 
auch eine ſolche Weränderung in der Form und Redaction 
des ganzen Geſetzentwurfs voraus, die Die Commiſſion gleichfalls 
für eine vom Anfange der Verhandlungen an bis zu deren Ende 
zum Grunde gelegte Form zu verlangen, ſich nicht veranlaft 
fand. Wäre aber auch wirkli in einem oder dem ale 
dern Punkte noch möglich gewefen, auf früher fchon von der 
Commiſſion aufgegebenen Anträge zurüdzufonmen, um eine noch 
weitere Bewilligung des Senats zu bewirken, jo wurde folder 
Doc die allgemein ablehnende und allgemein vorbehaltende Zen 
benz der Erklärung der iſraelitiſchen Gemeinde ausgeſchloſſen, 
indem die Regel der Verhandlungen, bei einer Ablehnung des 
Ganzen, nah Anſicht der Commiſſion nicht zuließ, Die Bewilli⸗ | 
gung für einzelne Theile in Antrag zu bringen. 

ALS die Commiſſion daher ihren Auftrag fo weit derjelbe 
dem Verhältniffe zu einem Mitbundesftaat angemefjen, den Depw | 
tirten des Senats von ber Tage der Sache, und davon, daß bie 
Ausgleihungdunterhandlungen gejchloffen jeien, Mittheilung u 
machen, und denſelben anheim zu geben, ob nicht vielleicht von | 
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Seiten des Senat ber freien Stadt, noch etwas zur Beilegung 
dieſer Sache geſchehen koͤnne? 


Derſelbe kam dieſer Abſicht mit Bereitwilligkeit entgegen. 


63 wurde von dem Senate naͤmlich ein neuer Geſetzentwurf 
der Commiſſion vorgelegt, und dabei erflärt, daß die darin ent- 
baltenen Beftimmungen allein unter ber Vorausjeßung gegeben 
würden, Daß dadurch im Wege der Gejepgebung der Stadt, und 
unter völliger Ablöjung der frühern bejondern Präftationen der 
jraelitiichen Gemeinde wurden nun in einer Gommiffionsfigung 
vom 25, Auguft mit den einzelnen Puncten des Gefegentwurfs 
verglichen, und mit Rüdfiht auf derjelben ein neuer Entwurf 
rebigirt, den die Commiſſion der Bundesverfammlung vorlegte 
und der folgendermaßen lautete: 


Entwurf eines Geſetzes. 


Wir, Bürgermeifter und Rath der freien Stadt Frankfurt, 
verordnnen biermit zur Feftftellung der privatbürgerlichen Rechte 
der Sjiraeliten 


Art. 1. 

Alle in hiefiger Stadt gegenwärtig feßhafte ifraelitifche 
gamilien und Sindividuen, nebft deren ehelichen Nachkommen, 
ſtehen als ifraelitifche Bürger in dem Staatöunterthanenrecht ber 
freien Stadt Frankfurt. 

Sie können zwar, indem fie von der unmittelbaren Verwaltung 
tes Staates und der chriſtlichen Gemeinde ausgefchloflen bleiben, 
des vollen Staatöbürgerrechts nicht theilhaftig werben und behalten 
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Daher auch in ihrer Eigenfchaft als ifraelitifche Bürger neben 
der ungeftörten Ausübung ihrer Religion ihre eigene Gemeinde 
verfafjung; jedoch werden fie in allen Gewerbs: und Abgabe, 
fowie in allen privatbürgerlichen Beziebungen mit den Bürgern 
hieſiger Stadt gleich behandelt, injofern dieſe Beziehungen durch 
gegenmwärtige8 Geſetz (wodurch alle frühere desfallſige geſezzliche 
Beſtimmungen, die ſich nicht auf den Cultus und die Verſchie⸗ 
denheit der Religion gründen, ausdrücklich und für immer 
aufgehoben werden) keine beſondern Modificationen erhalten 
haben. 


Art. 2. 


Wer von hiefigen iſraelitiſchen Bürgern ehelich geboren oder 
mit Einwilligung der Obrigkeit als iſraelitiſcher Bürger ins 
Unterthanenredht aufgenommen ift, kann unter den im gegenmär- 
tigen Geſetze enthaltenen näheren Beftimmungen, und nad der, 
auch für die Chriften beftehenden Vorſchriften jede Art von 
bürgerlichen Gefchäfte, Gewerbe und Handthierung treiben. 


Art. 3. 

Es follen jährlich nicht mehr als fünfzehn ifraelitifche Ehen 
gefchloffen werden, jedoch darunter zwei fich befinden dürfen, bei 
welchen die Frau oder der Mann fremd if. Wenn jebody in 
einem Sabre diefe Zahl nicht erreicht wird, jo Tann die fehlende 
Zahl auf Die nachfolgenden jahre übertragen werben. 


Art. A. 

Neben ter Uebernahme der gefeglichen öffentlichen, und an 
die Gemeinde zu entrichtenden Gelder und Abgaben, muß ein 
hiefiger ifraelitiicher Bürger, un die Bewilligung zur Ghe zu 
erhalten, die hiulaͤngliche Fähigkeit, eine Familie ernähren zu 
koͤnnen, gehörig nachweilen. 


Art. 5. 
Allen denjenigen Verpflichtungen, welche die Ghriften bin: 
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ſichtlich der Betreibung einer Handlung, eined Handwerks oder 
ionftigen Gewerbes unterworfen find, unterliegen auch Die ifrae- 
litiſchen Bürger. 


Art. 6. 


Wenn ein Jude ſich dahier als Handelsmann niederlafen 
will, fo muß er durch vollgültige Zeugniſſe erweifen, 
daß er die Handlung von dem auch bei Chriſten gemöhnlichen 
Ater von fünfzehn Jahren an gerechnet, wenigitend brei 
Sabre lang ordentlich erlernt, und fi) die dazu erforderlichen 
Kenntniffe eigen gemacht, auch nach Diefer Zeit, wenn nicht hier⸗ 
über vom Senate in einzelnen Fällen bispenfirt wird, wenigftens 
vier Jahre in einem hieſigen oder zwei Jahre in einem auswaͤr⸗ 
tigen chriftlichen oder jübilhen Handelshauſe als Hanblungs- 
commis gedient haben. 


Ari. 7. 


Den ifraelitifchen Handelsleuten ift wie den chriftlichen er: 
laubt, Fabriken und Manufacturen von jeder Gattung Waaren 
dabier anzulegen, jedoch dürfen folche, wie bei biefen, nicht in 
den Rahrungd- und Erwerbszweig der Hiefigen Handwerker ein- 
greifen. In dieſen Fabrifen und Manufacturen dürfen Feine 
Handwerker aufgenommen — und nah Ablauf der eriten zehn 
Jahre künftig nur nad Dispenjation des Senat3 in beſondern 
dazu geeigneten Fällen gebraucht werden. 


Art. 8. 


Den als Handelsleuten aufgenommenen ifraelitifchen Bür- 
gern ift jede Gattung des Handeld und der Hülfägefchäfte des 
Handels, ebenjo wie den Chriſten erlaubt, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des Handels mit Brennholz, Feucht, Kourage und Mehl, 
worunter jedoch der KHleinhandel mit Mehl durch dazu aufge 
nommene Mehlhändler nicht verftanden wird. 
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Art. 9. 


Die jebt vorhandene Zahl der ifraelitifchen Waaren⸗ und 


Kleinhändler Jol von einem Sahre zum andern nicht über 
das BVerhältuiß ihrer gegenwärtigen Population zur Fünftigen 
vermehrt werben Fönnen, jedoch in den nädyften Jahren, wo bie 
ifraelitiichen Bürger bei Handwerken und andern Gewerben nod 
nicht ihr gehöriged Unterfommen finden, eine billige Ausdehnung 


ftattfinden. 


Art. 10. 


Bur Erlernung und Betreibung der Handwerke follen tie 


Kinder der ifraeliliichen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beftimmungen ermächtigt werden. 


ein jüdiſcher Lehrling muß von Biefigen ifraelitifchen Bür⸗ 
gern ehelicy geboren fein und das 14. Lebensjahr zurüd: 
gelegt haben. 


b. derjelbe ifl zwar in Hinfiht der nach Den Artikeln eines 


jeden Handwerks erforderlichen Lehrjahre den chriftlichen 
Lehrlingen gleichzubalten; dafern derſelbe aber bei einem 
chriſtlichen Meifter in die Lehre gegangen ift, und nicht 
erweislih am jüdiihen Sabbath glei den chriftlichen 
gearbeit hat, fo muß er ein Jahr länger in ber Lehre 
ftehen. 


ec. Eben dieſer Unterſchied tritt in Anfehung der Zahl ber 


d. 


MWanderjahre ein. 


Es fteht den ifraelitiichen Bürgern frei, in Dem Falle, 
daß ein jüdijcher Lehrling in einem von ihm erwählten 
Hanbwerf bei einem biefigen Handwerker erweislich nicht 
untergebracht werben könne, ihre Kinder auch an andern 
Drten bei riftlihen oder jübifchen Meifter dieſes Hand⸗ 
werks in bie Lehre zu geben und follen denfelben ihre 
in der Fremde beftandenen Lehrjahre bei ihrem Fünftigen 
Fortkommen ebenjo angerechnet werben, als wein fie ſel⸗ 
bige bei einem hiefigen Meifter beftanden hätten. 











369 


Art. 11. 


Gin ifraelitifcher Handiwerksmeifter bat, fo viel ben eignen 
Betrieb feiner Profeifion betrifft, alle Rechte eines chriftlichen 
Handwerksmeiſters. Er darf jedoch bei Verluft Des reſp. Meifter: 
und Handwerksrechts jo wenig in eine Societät mit einem dhrift- 
lihen Meifter treten, als mit foldyer Arbeit, weldye ex nicht ſelbſt 
verfertigt Bat, oder mit rohen Materialien handeln. Auch darf 
der jüdiſche Handwerksmeiſter Tünftig fein Handwerk nur mit 
jüdischen Gehülfen treiben, und nur ausnahmsweiſe ift während 
der nächſten ſechs Jahre dem jüdiſchen Meifter erlaubt, fo viel 
Jahre hindurch mit hriftlichen Geſellen zu arbeiten, als nad 
den Geſetzen feines Handwerks dazu gehören, daß ein Lehrjunge 
dad Meifterrecht gewinnen koͤnne. 


Art. 12. 

Für ein und daſſelbe Handwerk Fünnen zu gleicher Zeit nie 
mehr ifraelitiiche Handwerfsmeifter aufgenommen werben, als 
dem Verhaͤltniß der für das nämliche Handwerf vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berüdfichtigung der iſraelitiſchen 
Population zu der hriftlichen, angemefien ift. 


Art. 13. 


Wenn die Wittwe eines jüdischen Handwerksmeiſter das 
Handwerk ihres verftorbenen Ehemannes fortfegen will, fo kann 
dieſes mit Berüdfichtigung der im Art. 11 enthaltenen interimis 
ſtiſchen Beftimmung fünftig nur mit jüdiſchen Gehülfen gejchehen. 


Art. 14. 


Will fich eine ſolche Wittwe wieder verehelichen und ihrem 
Ehemanne das Handwerk zubringen, fo find Die obigen Beftim- 
mungen auch auf leßtere anwendbar. 


Art. 15. 


Den ifraelitifchen Bürgern wird das Net, in der Stadt 
Erfer Then. 2A 
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und deren Umgebungen Häufer und Gärten eigenthümlid zu 
erwerben, auch in den Häufern der Stadt Läden und Gewoͤlbe 
zu miethen und offene Läden zu halten, unter nachfolgenden Aue: 
nahmen und Beichränfungen eingeräumt: 
a. daß ein jeder Familienvater oder felbftftändiger Jude nur 
ein Haus und einen Barten zu kaufen oder eigenthümlic 
zu befißen berechtigt ei; 


b. daß ein jeder Samilienvater oder felbftfländiger Iſraelit 


in jebem Theile der Stabt fih eine Wohnung (jedoch 


nur zum DBehufe der eigenen Bewohnung berfelben mit | 


feiner Familie) mietben dürfe. 


Art. 16. 


Bei der Obliegenheit der ifraelitifchen Gemeinde, für ihre 
Gemeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorftande über: 


laſſen unter obrigkeitlicher Aufficht für die Armen: und Kranten 
pflege ihrer Glaubensgenofjen zweddienlihe Maaßregeln zu 


treffen. 


Die Aufnahme des etwa in den Dienften eines hiefigen 
Sfraeliten ftehenden chriftlichen Geſindes in die hiefigen hriftlihen 


Kranfenhofpitäler hat, nah) Maaßgabe deren Stiftungsurfunden 
und Ordnungen, nicht anders ald gegen eine, in jedem einzelnen 
Falle zuvor zu vergleichende, von dem Dienſtherrn oder fonft zu 


leiftende Vergütung, es fei an Capital oder jährlihem Beitrage | 


Statt. 


Die zur Ausführung und Aufrechterhaltung tiefes Geſetzes 
erforderlihen Verfügungen werben in bejondern Verorbnungen 


nachfolgen. 


Gleich wie vorftchende geſetzliche Beſtimmungen auf tie 


dem Inhalte der deutſchen Bundesacte entfprechende und mit dem 
Gemeinwohl im Einflang flehende bürgerliche Verbeſſerung ter 
hiefigen Einwohner ifraelitiichen Glaubens abzweden, fo bleiben 
ebenfowohl die Verfügungen, welche von der hohen Bundesver⸗ 
fammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutfchland in 
der Folge noch getroffen werben Eönnten, als auch der Geſetz 
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ber Beſchraͤnkung auf ein Haus eine Ausnahme gemacht 
wurbe, war anfich billig. Es follten aber auch für chrift- 
liche Bürger nach der franffurter Verfaſſung Fälle der 
Art eintreten koͤnnen, in welchen ber Befiß befchränft 
war. 

Die Deputirten des Senats hatten bemerkt, daß geſetzlich 
in folgen Faͤllen Jahr und Tag zur Veräußerung für 
den Acquirenten frei bleibe, da diefe Frift in beſondern 
Fällen durch Dispenfation verlängert werben Eonnte; fo 
hatte die Commiſſion nicht geglaubt, auf eine weitere Bes 
flimmung für dieſe fpeciellen Fälle antragen zu Fönnen. 

Der Senat hatte alle übrigen Puncte des Streites 
entfernt. 

Alle übrigen Beſchraͤnkungen für Gewölbe, Niederlagen, 
offene Läden follten ganz wegfallen, und damit alle fiber 
diefen Hauptdifferenzpunct fo lange flattgefundenen Be⸗ 
ſchwerden, Grörterungen und Bemerkungen. 

Nur die Zahl der Waaren: und Kleinhändler wurde in ber 
Maaße ihre Feftitellung erhalten, welche in dem $. 9. des letzten 
Entwurfs enthalten war. 

Die damals vorhandene Zahl der Waaren: und Kleinhändler 
jollte von einem Jahr zum andern nicht über- das Verhaͤltniß 
ihrer gegenwärtigen Population zur fünftigen vermehrt werden 
fönnen, jedoch in den naͤchſten Jahren, wo die ifraelitifchen 
Dürger bei Handwerfen und andern Gewerben noch nicht ihr 
gehörige Unterfommen finden Eonnte, billige Ausdehnung ſtatt⸗ 
finden, 

Diefe neue Beflimmung ftand mit der völligen Freigebung 
in Hinfiht der Gewölbe, Waarenniederlagen und offenen Läden 
infofern in Verbindung, als fie durch jelbige ihre Aufklärung 
und Rechtfertigung erhielt. indem nämlich jede bejondere Bes 
Ichräntung des Handels für vie Siraeliten gänzlich wegfallen 
jollte, war die von jeher angenommene Abficht, dieſelben fo viel 
als möglich auch zu den andern Erwerbsarten in Betracht gezo⸗ 
gen, und dafür gehalten, daß die Zahl der Waaren⸗ und Klein⸗ 
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Die Bemerkungen über die Worte des rabri in dem frühen 
Entwurfe: „in Folge Art. 7 der Gonftitutiond-Ergänzungsade* 
war von der einen Seite nach ihrer Anficht überflüffig, ven 
der andern ungegründet. 

Die Bundesverfammlung und die Commiſſion beburften der: 
felben nicht, um die außer allen Zweifel ftehende Gompetenz zu 
fihern. 

Die eigentliche Tage der Sade hatte Die Commiſſion nie 
aus dem Auge verloren. 

Diefelbe ſollte eine Ausgleihung verſuchen. Aus 
Rüdficht für ihren Mitbundesftaat, die freie Stadt Frankfurt, 
hatte diefelbe die Form eined von dem Senate zu erlafjenden 
Gejepes angenommen, welches auf der Grundlage einer, dem 
felben vorangehenden, von der ijraelitiichen Gemeinde erwarteten 
Erklärung beruht haben würde, daß dadurch ihre Beſchwerde 
befeitigt fei, diefe Grundlage war alfo allerdings bie einer Ans- 
gleichung und nach dem Bundestagsbejchluffe vom 10. Septbr. 
1818 würde auch für dieſes Geſetz die Billigung und Genehmi- 
gung der Bundesverſammlung erforberlich geweſen fein. 

&3 war eine ungegründete Bejorgniß, daß die Lage ber Sache 
durh die Worte: „in Folge des Art. 7 der Gonftitutiond 
Ergänzungsacte” Hätte in Zweifel gefeßt werben können. Diefer 
Sinn fonnte diefen Worten um fo weniger beigelegt werben, als 
vielmehr die Qualität der Sache ald eine Verfaſſungsſache daraus 
hervorging, weldye vom Anfange an ald der Hauptgefichtspunft 

für die Competenz betradytet war. Es war mithin in der That 
fein ausreichender Grund für die Weglaflung diefer Worte. 

Gleichwohl Hatte der Senat durch diefe Weglaffung die 
ganze Bemerkung entferut. 

Die Commiſſion hatte gleich anfangs die allgemeine Bemer: 
fung ad I des frühern Entwurf Nr. 1, in Hinfidht Der Ueber 
ſchrift als eine für Unterthanen zu weit gehende Kritif betrachtet. 
Was die Beforgniß der ifraelitifchen @emeinde betraf, es Föune 
das Wort „Aufnahme in das Unterthanenrecht” zu der Voraus⸗ 
ſetzung gebentet werben, daß Die Juden erft jebt als Fremde 
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In Hinfiht des Nüdftandes der Ablöfungsfumme ergab 
dad der Note der Commiſſion vom 28. Auguft anliegende Proto⸗ 
col die Anficht derſelben. Zufolge derſelben fiel in Folge die 
Inhibition gänzlid) weg, auf deren Aufhebung Die Juden ange- 
tragen hatten und bie Sache war audy in dieſer Hinficht erledigt, 
indem die Zahlung mit den Zinſen gegen Rüdgabe der Obliga- 
tionen ftattfinden jollte. 

Die Rüdgabe der Haupt: und Partialobligationen gegen bie 
Yahlung war rechtlicher Ordnung. 

Die Commiffion glaubte durch ihre Erörterungen zu der 
Behauptung berechtigt zu fein, daß ber lebte Gefekentwurf nicht 
nur weſentlich alled, was nad) den Verhandlungen und Anträgen 
ald Ausgleihung irgend erreichbar ſcheinen konnte, fondern auch 
ein die Bejchwerde erledigendes billiges Regulativ darbiete. 

Die durh den Beichluß der Bundesverfammmlung der 
Commiſſion gewordene Aufgabe war eine doppelte gewefen. 

Diefelbe follte 

1. die Beſchwerde auf dem Wege der Güte und Billigfeit 
auszugleichen ſuchen; 

2. nöthigenfall® auch diejenigen Puncte, worüber man fi 
nicyt vereinbaren Tönne, zu einer erledigenden Entjcheidung 
vorbereiten. 

Der erfte Theil dieſer Aufgabe war durch die von der ifra- 
litiichen Gemeinde geichehene gänzliche Ablehnung einer Aus: 
gleihung nicht erreichbar gewejen, den zweiten Theil dagegen 
glaubte fie Durch den neuen, von dem Senate felbft gegebenen 
Geſetzentwurf und durch ihre Darftellung und Erörterung defjelben 
zur vollftändigen Erledigung gebracht zu haben. 

Die Erörterung des ganzen Rechtsverhaͤltniſſes der Sache 
war von der Commiſſion in den frühern Verhandlungen um: 
gangen, weil nad ihrer Anficht diefelbe jo wenig zu einer Be 
Törderung der Ausgleichung führen konnte, daß vielmehr davon 
nur die Bermittelung Derjelben zu erwarten geweſen wäre. Auch 
bei ber letzten Verhandlung ging die Commiſſion nicht auf Die 
Erörterung des Rechtsverhaͤltniſſes der ganzen Sache ein. 
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werben follen, die nicht in dem Geſetze namentlich ansge 
nommen waren. 

Gleichwohl Hatte die ifraelitifche Gemeinde noch bie 
Beforgniß unterhalten, daß der Ausſchuß nicht nur von 
der unmittelbaren fonbern aud) von der mittelbaren Staats— 
verwaltung dahin gebeutet werben fönnte, ald ob bie 
Ausübung der Abvocatur, der Heilkunde in allen ihren 
Zweigen, bes Notariats, fowie der wifjenfchaftlichen Kennt: 
niffe überhaupt für bie ifraelitifchen Bürger einer befonbern 
Beſchraäͤnkung unterworfen gedacht werben koͤnnten. — 
Diefe ſchon an fi) durch die allgemeine Beftimmung be 
Gefeges ausgeſchoſſene Deutung war aber gänzlich, durch 
die ausbrüdliche Erklärung ber Deputirten des Senats 
befeitigt, daß die Abficht deſſelben nie auf eine folde Be 
ſchraͤnkung gerichtet gewefen fei. 

Ebenfo war auch von berfelben erklärt, daß das 
Avancement im Militair für die Sfraeliten Beineswegd 
ausgejchloffen fein follte, vielmehr die frühere Befchränfung 
in biefer Hinſicht bereit aufgehoben fei. 

Es war auch von diefer Seite die Befugniß ber Jirae 
Titen befeitigt. Es wurde 

, von der ifraelitifchen Gemeinde verlangt, daß bie einzel 
nen flantöbürgerlihen Beziehungen ausgedrückt werben 
müßten, in Hinſicht welcher ein Ausfhuß von der Statt 
verwaltung fattfinden foll. 

Aber diefem Anſpruche fand nad) Anfiht der Comiſſion 
dafielbe Princip entgegen, zufolge welches von ihnen mit 
Recht verlangt und ihnen bewilligt war, daß ihnen ale 
privatbürgerlichen Rechte mit Ausnahme der ausdrüdlich 
aufgeführten Mobificationen zugeftanden werben follten. 
So wie dieſe in Gompleg ihnen unter jenen Mobificatie: 
nen gelafjen war, fo konnte aud Bei einer Ausgleichunz 
von dem Senate nit verlangt werben, fiatt bes Goms 
pleges ftaatöbfirgerlicher Rechte, deren Verzicht immer 
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vorausgejeßt war, ſich einzelne dieſer Rechte fubftituiren 
zu laſſen. 

Dagegen konnte | 
. Falls nicht bis dahin nicht genug bekannte oder nicht 
genug motivirte Nüdfichten entgegen ſtehen follten, ver 
Vorbehalt einer Eünftigen Revifion der Geſetzgebung nicht 
erforderlich ſcheinen. Vielmehr Eonnte die ohnehin in 
dieſem Geſetze bereitd ausgeſprochene Aufhebung aller ent- 
gegenftehenden Beftimmungen, mit Ausnahme der fich nicht 
auf den Cultus und die DVerjchiebenheit der Religion 
begründenden, obne den Zuſatz bleiben, nad weldyem 
ihre Realifation erſt von einer vielleicht nicht jo Leicht, 
noch fo bald zu bewerkftelligenden Reviſion abhängig 
erfchien. 

Der Senat war diejer Anficht der Commiſſion entgegen: 
gefommen, indem derſelbe den ganzen Zuſatz weggelafjen, 
und Dadurch Die Bemerkung aufgehoben hatte. 

Eben daſſelbe war in Hinficht 

. ber gewünſchten Cinfchaltung des Worts „Sinder und 
Nachkommen“ geichehen, indem die Worte „nebft ehelichen 
Nachkommen” geſetzt wurden. 
. Wa8 den Zufag „und Bürgernamens” betraf, jo war 
durch Die Ginräumung der Benennung „Iſraelitiſcher 
Bürger“ Schon unftreitig eine große Bereitwilligkeit des 
Senatd bewiejen, die in ber That von denjenigen aner⸗ 
fannt zu werben verdiente, die die Schwierigfeiten dieſer 
Einräumung Fannten, und die Realifation derjelben mit 
Recht gewünſcht und als Bedingung der Ausgleichung 
verlangt hatten. 

Da nun die Benennung Sfraelitiiher Bürger zugeſtan⸗ 
den war, fo konnte mit Recht gejagt werden, Daß fowie 
nicht volles Staatsbürgerreht, alſo aud nicht voller 
Bürgername ftattfinde, 

Aber der Senat war in diefem Puncte Hinausgegangen, 
was allerdings als begründet betrachtet werden Konnte ; 
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derfelbe hatte die Worte ganz eliminirt, wie die Anſicht 
des lebten Geſetzentwurfs ergab. 

Die Commiſſion hatte ad J. 3. des frühern Entwurfs bereit 
in ihrer Note vom 31. Juli 1821 geäußert, daß die Beſchraͤn⸗ 
fung der Ehen gegen das natürliche Gefühl anftoße. 

Es war noch in der letzten Zeit die Tendenz dieſer Beſtim⸗ 
mung von fünfzehn Seelen für eine Bevölkerung von mehr ald 
3000 Seelen von neuem bei der Commiſſion in Betracht ge 
fommen, und die jämmtliden Mitglieder derſelben 
hatten die Meinung getheilt, daß diefer Bejchrän: 
fung wichtige Gründe entgegenftänden. 

In der Rüdfiht auf die Anfichten des Senats über bielen 
Punct, der fi) Darauf bezogen hatte, daß unter Der großherjog- 
lihen Regierung, bei völliger Freigebung ber Ehen, nur biee 
Zahl der Ehen flattgefunden habe, auf die frühern Verhandlun⸗ 
gen und auf Die Vorausſetzung eines geringen Widerſpruchs ber 
Borfteher der ifraelitiichen Gemeinde gegen dieſe Beflimmung 
hatte die Gommiffion aber dafür gehalten, daß man jeßt nit 
mehr auf tiefen Gegenftand zurüdtommen fönne. Die Worte 
„bis auf weitere Verfügung” hatte der Senat weggelafien. 

Der Beweis der Fähigfeit eine Familie zu ernähren, ad LA. 
des frühern Entwurfs war nun einmal bei der franfjurter Admini⸗ 
fteation für die Zulaffung der Ehen in der Regel erforberlid, 
und dieſe Beſtimmung mußte durch den Zuſatz, gleich wie bei 
den chriftlichen Bürgern, alle Bejorgniß einer befondern Beihrän 
fung entfernen. 

Die Beftimmung ad I. 2. des frühern Entwurfs, daß ein 
Jude, der fi als Handeldmann nieberlaffen will, drei Jahre 
die Handlung ordentlich erlernt, und zwei Jahre in einem au 


wärtigen ober vier jahre in einem Frankfurter Handlungshauſe | 
als Handlungscommis gedient haben müfle, hatte Vieles gegen | 


fih, weil fie für den Mittelftanb brüdend war, überhaupt aber 
in mancher Hinſicht nicht zwedmäßig erfcheinen Tonnte. 


Die Deputirten des Senats hatten inzwifdyen angeführt, daß 


zwar für Ghriften feine ausbrüdliche gefeßliche Vorſchrift dieſer 
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Art beftebe, eine Gewohnheit fi) aber darüber gebildet babe, 
und bis ſolches auch bei den Juden der Yall fein werde, ber 
ihnen ſelbſt nachtheiligen zu großen Vermehrung der Handlungss 
bäufer durch eine ſolche Beſtimmung zu begegnen jet, auch für 
bejondere Fälle das Dispenfationsrecht des Senats bleibe. 

Da nun die Nachtheile einer ſolchen Beichränfung von den 
Borftehern der ifraelitiichen Gemeinde nicht bejonders beftritten 
ſchienen, fo hielt die Commiſſion dafür, daß dieſer Punct nicht 
beſonders wieder auszuheben jet. 

Die ad IL. 3. des frühern Entwurfs enthaltenen Claſſifica⸗ 
tion war nur von einer frühern, ſpaͤter ausgefallenen Vermögens» 
beflimmung für bie verfchiedenen Arten der Handlungtreibenden 
übrig geblieben, und hatte nur auf foldhe ihre Beziehung; daher 
fie von dem Senat weggelaflen war, wie ber letzte Entwurf 
ergab. | 

Die Betimmung, daß Feine Handwerker in die Fabriken 
aufzunehmen feien, war eine allgemeine gejeßliche, von welchen, 
da fie auch für chriftliche Bürger galt, die ijraelitifchen nicht 
ausgenommen werben konnteun. Die Beſchränkung, in den Fa 
brifen Feine chriftlichen Arbeiter aufnehmen zu dürfen, jollte aber 
nach einer von dem Senat nachtraͤglich zugeftandenen Abänderung 
für die erften zehn Jahre nicht in Wirkung treten. — Es hatte 
baber bei dem Entwurfe jein Bewenden behalten müflen. — 

Die Beichränfung ad II. $. 5. des frühern Entwurfs, in 
Hinficht des Handels mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, 
mit Ausnahme des Kleinhandeld mit Mehl durdy dazu aufge 
nommene Mehlbändler war bis dahin überall nicht beftritten, 
und wenn auch die Siraeliten in dieſer Hinficht Feine Veranlaflung 
zu Vorwürfen gegeben Hatte, jo war doch dieſe polizeiliche Maaß⸗ 
regel darum nicht Damals auszuichließen. 

Was ad II. S. 6. des früheren Entwurfs die Handwerker 
betraf, jo war es gegründet, daß die Abfiht, Die Juden vom 
Kleinhandel mehr ab» und zu nüplicher Handwerksthaͤtigkeit zu 
führen, durch Beſchränkungen, die den Gintritt in die Handwerke 
und Gewinnung bes Meifterrechtö erjchwerten, vereitelt werben 
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müßte, und daß foldde den Juden nur den Vorwurf zuziehen 
fonnten, von einer Bewilligung nicht Gebrauch zu machen, deren 
Bedingungen eben jo viele Hindernifje ihrer Benutzung geweſen 
fein würden. Dieje Beſchränkungen fonnten Daher nur aus dem 
Geſichtspuncte eines fich ſelbſt gerftörenden Princips benrtheilt 
werden, 
Die Commiſſion Hatte aber auch auf biefen Geſichtspunct 
die vollſte Rüdficht genommen, und der Senat hatte ihren Abs 
ſichten vollftändig entſprochen. 
Es waren daher alle wirklich läſtige Beſchräaͤnkungen aus 
dem Geſetzentwurf eliminirt. 
Die einzigen welche geblieben, waren 
1. daß ein jüdiſcher Lehrling, der bei einem chriſtlichen 
Meiſter am jüdiſchen Sabbath nicht gearbeitet, ein Jahr 
länger in der Lehre ſtehen müſſe: dieſe Beſtimmung be⸗ 
ruhte auf dem arithmetiſchen Grunde, daß er unter der 
angegebenen Vorausſetzung weniger gearbeitet und gelernt 
haben würde, als der chriſtliche Lehrling. 
Daſſelbe trat mit gleichem Grunde für die Wander⸗ 

jahre ein. 

2. Daß nur während der naͤchſten ſechs Jahre chriſtliche 
Geſellen bei jüdiſchen Meiftern arbeiten dürften. 

Abgerechnet, daß nicht möglich war, mit einem Male alle 
bei Handwerkseinrichtungen, Zünften und Innungen berrfchenden 
Begriffe zu zerftören, und daß die chriftlihen Handwerker 
wünfchen fonnten, fich vorzugsweiſe die Bejellen ihrer Religion 
zu erhalten; fo war angenommen, daß dieſe Beichränkung, da 
fie erfi in 6 jahren eintrat, alsdann Teine fein werde, well 
vorausgefeßt wurde, ed werde alddann nicht an jüdifchen Geſellen 
fehlen, was fich jedoch fpäterhin nicht bewahrheitete, 

Es waren mithin die in Hinficht der Handwerke gebliebenen 
wenigen Beſchraͤnkungen überall nicht mehr aus dem in den Be 
merfungen aufgeftellten @efichtspunfte zu betrachten. Es war 
aber aud) die allgemeine Bejorgniß der ifraelitiihen Gemeinde, 
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welche fie in Hinficht der Rechte der Handwerksmeiſter überhaupt 
äußerte, Durch den neuen Geſetzentwurf ganz aufgehoben. 

Diefelbe war bejorgt, e8 fei durch Die Ausbrüde von Probe⸗ 
füd und Handwerksmeiſter die Gleichftellung chriftlicher und 
ifraelitiſcher Meifter verrüdt, und es könne darnach angenommen 
werben, worausdie Folge entftehen müßte, daß hriftliche Geſellen 
nicht bei ihnen in Arbeit gehen würden. 

Die Deputirten des Senats hatten bereitö diefe Zweifel 
gänzlich gehoben. Diefelben hatten erklärt. daß infofern mit dem 
Eintritt in die Zünfte und Innungen flaatsbürgerliche Rechte 
verbunden, jelbige den Sfraeliten nicht zuftehen, und baß dieſel⸗ 
ben auch nicht Geſchworene der Zünfte fein koͤnnten. In Hinficht 
aller übrigen Zunftrechte war Fein Unterſchied zwiſchen chriftlichen 
und ifrnelitifchen Meiftern, noch konnte über die Zünftigfeit der 
legtern irgend ein Zweifel fein. 

Der Senat war aber in dem neuen @ejeßentwurf noch 
weiter gegangen, indem derjelbe Den ganzen Paragraphen wegge 
laſſen hatte. 

Uebrigend war ad 11 $. 9. des frühern Entwurfd von der 
Gommilfion, und zwar unter einftimmiger Anficht des Senats 
angenommen, daß die in dieſem Paragraphen enthaltene Beſtim⸗ 
mung den Zweck habe, Dafür zu Jorgen, daß die verhältnigmäßige 
Theilnahme der Juden an einem Handwerfe nicht durch die wirf- 
lich vorhandenen chriftlichen Meifter, fondern durch die in ben 
Bunftgefegen erlaubte Zahl der Meifterftellen geregelt werben 
jollte, woraus Denn auch hervorging, daß die Beſtimmung folcher 
Berhältniffe nur in gefchloffenen BZünften flattfinden konnte, 
während der Eintritt der Juden in ungefchloffene Zünfte und 
freie Handwerker an fein numeriſches Verhältnig gebunden mwer- 
den durfte. . 

Um alle Mißverftändniffe fo viel ald möglich zu befeitigen 
ſchien es der Commiſfion Dringend nöthig, daß in einem Anhange 
zum Gefeß offentlich befannnt gemacht werbe: 

1. die nach dem im $. 9 (nun 12) aufgeflellten Grundſatze 


t> 
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gejeßlihe Zahl der für die Juden offener Meifterftellen 
und zwar 

a. im Allgemeinen, 

b. für jedes Handwerk befonders; 


. die Beftimmung, daß dieſes doppelte Verzeichniß von 


von Zeit zu Zeit revidirt und nach dem Populationdver 
hältnifje abgeändert werben folle. 


. Die Beftimmung, daß, dad Verhaͤltniß möge fein wie es 


wolle, den Juden in jedem Handwerke wenigftend eine 
Meifterftelle offen ftehen müſſe. 


Die in dem frühbern Gefeßentwurfe ad II. 1. enthaltene 


Heußerung in Hinficht der auf immer aufgehobenen Beichränfung 
auf eine mit Mauern und Thoren umgebene Straße war von 
dem Senate ganz weggelaffen worden. 


Die Bemerkungen ad II. 2. des frübern Entwurfs betrafen 


den eigentlichen Realpunft, auf welchen die Intereſſen der Iſra⸗ 
eliten berubten, denjenigen, um welchen jid Die ganze 
Zuftandebringung einer Ausgleihung vom Anfange 
bis zum &nde der Verhandlung hauptfaächlich herum: 
gebreht hatte. 


In Hinficht auf 


1. 


die Beftimmung ad a und b, in Betreff ded Kaufes ober 
der Miethe der Häufer hatte der Senat das Gigenthum 
eines Haufes und eines Gartens, und die Miethe, jedoch 
nur zur Bewohnung, in jedem Theile der Stadt zuge 
ftanden. Diefes Zugeftändniß lag allerdings auch in bem 
eigenen Sntereffe der Stadt. Aber e8 war darum nicht 
weniger von der ifraelitifchen Gemeinde als einen Beweis 
bereitwilligen Gntgegenfommend des Senatd zu den 
Wünſchen der Gommilfion und der Zuſtandebringung 
der Ausgleihung anzuerkennen. 

Denn es waren gewiß viele und tiefliegende Borurtheile 
zu befiegen, um zu biejen: Rejultate zu gelangen. 


. Daß, nad) den Bemerkungen, in Faͤllen von Erbſchaft, 


Schenkung, Illation in die Che und Adjudication, von 
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der Beichränfung auf ein Haus eine Musnahme gemacht 
wurbe, war anfidh billig. &8 follten aber auch für chrift- 
lihe Bürger nah der frankffurter Verfaffung Fälle der 
Art eintreten Tönnen, in welchen der Beſitz befchränft 
war. 

Die Deputirten des Senats hatten bemerkt, daß geſetzlich 
in ſolchen Fällen Jahr und Tag zur Veräußerung für 
den Acquirenten frei bleibe, da dieſe Frift in beſondern 
Fällen durch Dispenfation verlängert werben fonnte; fo 
hatte die Commiſſton nicht geglaubt, auf eine weitere Be⸗ 
flimmung für dieſe fpeciellen Fäaͤlle antragen zu können. 

Der Senat hatte alle übrigen Puncte des Streites 
entfernt. 

Alle übrigen Beichränfungen für Gewölbe, Niederlagen, 
offene Läden follten ganz wegfallen, und damit alle fiber 
diefen Hauptdifferenzpunct fo lange flattgefundenen Be⸗ 
ſchwerden, Erörterungen und Bemerkungen. 

Aur die Zahl der Waaren⸗ und Kleinhändler wurde in der 
Maaße ihre Feftftellung erhalten, welche in dem $. 9. des letzten 
Entwurfs enthalten war. 

Die damals vorhandene Zahl der Waaren: und Slleinhändler 
jollte von einem Jahr zum andern nicht über- das Berhältniß 
ihrer gegenwärtigen Population zur fünftigen vermehrt werden 
Tönnen, jedoch in den nächſten Jahren, wo die ifraelitifchen 
Bürger bei Handwerfen und andern Bewerben noch nicht ihr 
gehöriged Unterfommen finden Eonnte, billige Ausdehnung flatt- 
finden. 

Diefe neue Beftimmung ſtand mit der völligen Freigebung 
in Hinfiht der Gewölbe, Waarenniederlagen und offenen Läden 
injofern in Verbindung, als fie durch felbige ihre Aufklärung 
und Rechtfertigung erhielt. Indem nämlich jede beſondere Bes 
ſchraͤnkung des Handel für vie Sfraeliten gänzlich wegfallen 
jollte, war bie von jeher angenommene Abficht, diefelben fo viel 
ald möglich auch zu den andern Srwerbsarten in Betracht gezo⸗ 
gen, und dafür gehalten, daß die Zahl der Waaren⸗ und Klein» 
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händler für die Zukunft, wenigftend nicht über das damalige 
Verhaͤltniß hinausgebehnt werden dürfe. Dieſes Verhältnik der 
damals vorhandenen ijraelitiihen Waaren⸗ und Kleinhändler zur 
damaligen ijraelitiichen Population war daher mit felbftverftan- 
dener Berüdlichtigung der jährlich hinzufommenden Ehen zum 
Grunde gelegt, und feitgefebt, daß Die Vermehrung berfelben nur 
nad dem Verhältniffe der Vermehrung der tfraelitiichen Popu⸗ 
lation ftattfinden ſollte, noch über dieſe Beftimmung hinaus aber 
eine billige Ausdehnung in den nächiten Jahren gefattet. Gine 
vom Handel noch ausſchießlich Tebende, und auf denfelben als 
Erwerbsmittel allein befchränfte Bevölkerung Eonnte nit in 
einem kurzen Zeitraume und noch weniger auf einmal in einen 
andern Gang der Induſtrie und des Erwerbs geleitet werben. 
Indem von der Zeit und von der Eröffnung anderer Gewerbe 
diefe Folge erwartet werben burfte, konnte man feine andern 
Verhaͤltniſſe als die der ijraelitiichen Population bei diefer Be 
flimmung zum Grunde legen. 

Zu dem die Sommilfton diefe befondern Rüdfichten und bie 
Derfchiedenheit der in einer ganz andern bürgerlihen und in 
duftriellen Lage ausgebildeten Verbältniffe der hriftlichen Bürger 
in Betracht zog, bielt Diefelbe dafür, daß bei übrigens geftatteter 
Handelsfreiheit dieſe Beſtimmung ein angemejlened Auskunftö⸗ 
mittel darbieten werde, um die neue Geſetzgebung mit den ber 
jelben zum Grunde liegenden Abfichten in Uebereinflimmung zu 
bringen, und in Das allgemeine Wohl dasjenige der ifraelitifchen 
Bürger zu begreifen. 

Was die Ausführung und den Schluß des Geſetzentwurfs 
betraf, jo war nach den vielfältigften Erörterungen, Berichtigungen 
und Verhandlungen Die Faflung des Iebten Entwurfs zum Grunde 
gelegt. Die Commiffion Hatte diejelbe als eine ſolche betrachtet, 
daß nicht mehr verlangt und nicht weniger gegeben werben könnte. 
Dem wejentlichen immer im Auge behaltenen Endzwecke entiprad 
diejelbe, daß die ifraelitiiche Gemeinde gegen einfeitige Abänbe- 
rung desjenigen Rechtszuſtandes, weldyer Damals feſtgeſtellt wer: 
den follte, dadurch ficher geftellt werbe. 
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In Hinficht des Nüdftandes der Abloͤſungsſumme ergab 
dad der Rote der Commiſſion vom 28. Auguft anliegende Proto⸗ 
cold die Anfiht derfelben. Zufolge derjelben fiel in Folge die 
Inhibition gänzlich) weg, auf deren Aufhebung die Juden ange: 
tragen batten und die Sache war auch in biejer Hinficht erledigt, 
indem die Zahlung mit den Zinjen gegen Rüdgabe der Obliga⸗ 
tionen flattfinden follte. 

Die Rüdgabe der Haupt: und Partialobligationen gegen die 
Bahlung war redhtlicher Drdnung. 

Die Commiffion glaubte durch ihre Erörterungen zu der 
Behauptung berechtigt zu fein, daß ber lebte Geſetzentwurf nicht 
nur wejentlicy alles, was nad) den Verhandlungen und Anträgen 
ald Ausgleichung irgend erreichbar ſcheinen fonnte, ſondern auch 
ein die Beſchwerde erledigendes billiged Regulativ darbiete. 

Die durh den Beihluß der Bundesverfammmlung der 
Kommiffion gewordene Aufgabe war eine Doppelte gewejen. 

Diefelbe jollte 

1. die Beſchwerde auf dem Wege der Güte und Billigfeit 
auszugleichen ſuchen; 

2. noͤthigenfalls auch diejenigen Puncte, worüber man fich 
nicht vereinbaren könne, zu einer erledigenden Entjcheidung 
vorbereiten. 

Der erfte Theil diefer Aufgabe war durch die von ber ifra- 
litiſchen Gemeinde gefchehene gänzliche Ablehnung einer Aus: 
gleihung nicht erreichbar gewejen, den zweiten Theil dagegen 
glaubte fie Durch den neuen, von Dem Senate felbft gegebenen 
Geſetzentwurf und durch ihre Darftellung und Erörterung defjelben 
zur vollftändigen Erledigung gebracht zu haben. 

Die Erörterung des ganzen Rechtöverhältnifies der Sache 
war von der Commiſſion in den frühern Verhandlungen tms 
gangen, weil nach ihrer Anficht Diefelbe jo wenig zu einer Be 
förderung der Ausgleichung führen konnte, daß vielmehr Davon 
nur die Bermittelung derſelben zu erwarten gewefen wäre. Auch 
bei der legten Verhandlung ging die Gommiffion nicht auf bie 
Grörterung des Rechtsverhaͤltniſſes der ganzen Sache ein. 
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Welche auch die rechte Entſcheidung der Sache fein mochte, 
in der concreten Anwendung des Rechts wäre doch immer auf 
Grundſaͤtze zurüdzufommen nothwendig geworben fein, bie dem 
Nechtögebiete nicht angehörten. 

Denn außer ihrer rechtlichen Beſchaffenheit war biefe 
Sache politischer, conftitutioneller und adminiftrativer Natur, 
und nad) folcher Hätte Diejelbe in ihrer letzten Beſtimmung 
Örundfägen unterliegen müflen, die nicht in der reinen Theorie 
des Rechts unterlagen. Die rechtlihe Natur der Sache "mußte 
freilih auch auf dieſe Beſtimmung ihren gebietenden Ginfluß 
üben, aber nicht auf eine ben andern Theil ihrer Natur aus 
fchließende oder gänzlich) unterdrückende Weiſe, und gleihwie in 
allen menfchlichen Verhaͤltniſſen verwidelter Art, mußte am Ende 
die Billigfeit das vorherrſchende Princip ihrer Entſcheidung werben. 

Dieſe Billigfeit des Regulativs, welche der neue Geſetzent⸗ 
wurf darbot, konnte nah Auficht der Commiſſion nicht Elarer 
dargelegt merden, al8 indem derjelbe mit allen Bemerkungen 
fiber den früheren Eutwurf in jedem Punct verglichen würde, 
und wenn nad) der vollften Erörterung derfelben gefunden würde, 
daß in jedem einzelnen alles durch den neuen Gejeßentwurf gegeben 
jet, was verlangt war, oder billiger Weife hätte verlangt werben 
fönnen, 

Die Commiſſion war mit fi Darüber zu Rathe gegangen, 
ob nicht bei der durch die Bereitwilligkeit de8 Senats gegebenen 
neuen Lage der Sache eine nochmalige Aufforderung zur Aut 
gleihung an die ifraelitifchen Vorfteher angemeſſen gewejen jei? 
Aber fie wurde Davon abgehalten, daß der iſraelitiſche Vorſteher 
nicht nur gegen bie einzelnen num gänzlih hinweggeräumten 
Puncte ſich erklärt, fondern auch die aus den vieljährigen Ber: 
Handlungen hervorgegangenen Gejammtgrundlagen den And 
gleihung mit entfchiedenem Widerfpruche zurüdgewiefen hatten. 

Die Commiſſion übergab nun der YBundesverfammlung das 
Refultat ihrer Arbeiten mit dem Antrage zur Billigung und 
Genehmigung des Gefeßentwurfs. 

Dieſer lautete: 





Entwurf 


eines Geſetzes der freien Stadt Frankfurt am Main. 


Art. 1. 


Alle in hiefiger Stadt gegenwärtig jeßhafte ijraelitifche Fa⸗ 
milien und Individuen nebft deren ehelichen Nachkommen, ftehen 
ald ifraelitifche Bürger in dem Staatdunterthanenrecht der freien 
Stadt Frankfurt. Sie können zwar, indem fie von ber unmittel⸗ 
baren Verwaltung des Staatd und der chriftlichen Gemeinde 
ausgeſchloſſen bleiben, des vollen Stantöbürgerreht3 nicht theil- 
baftig werden und behalten daher auch in ihrer Eigenſchaft als 
traelitifche Bürger neben der ungeftörten Ausübung ihrer Religion 
ihre eigene Gemeindeverfafjung; jedoch werden fie in allen Ge: 
werbd und Abgabe⸗, ſowie in allen privatbürgerlichen Beziehungen 
mit den Bürgern biefiger Stadt glei) behandelt, infofern dieſe 
Beziehungen durch gegenmwärtiges Geſetz (wodurch alle frühern 
beösfallfigen Beftimmungen, die ſich nicht auf den Cultus und die 
Verſchiedenheit der Religion gründen, ausbrüdlich und für immer 
aufgehoben werden) Feine beſondern Modificationen ethalten 
haben, 


Art. 2. 


Wer von ben biefigen ifraelitifchen Bürgern ehelich geboren 
oder mit Einwilligung der Obrigfeit ald ifraelijcher Bürger ins 
Untertyanenrecht aufgenommen ift, kann unter den im gegenwärtigen 
Geſetze enthaltenen nähern Beftimmungen und nad) den aud, für 

Erſter Theil. 25 
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die Ehriften beftehenden Vorfchriften jede Art von bürgerlichen 
Sejchäfte, Gewerbe und Handthierung treiben. 


Art. 3. 


Es ſollen jährlich) nicht mehr als fünfzehn ifraelitifche Ehen 
geichlojlen werden, jedoch darunter zwei fich befinden Dürfen, bei 
welchen die Frau oder der Mann fremd if. Wenn jebod in 
einem Jahre Dieje Zahl nicht erreicht wird, fo kann dieſe fehlende 
Anzahl auf die nachfolgenden Jahre übertragen werben. 


Art. 4. 


Neben der Uebernahme der gejeglichen öffentlihen und an 
die Gemeinde zu entrichtenden Gelder und Abgaben muß ein 
ifraelitiicher Bürger, um die Einwilligung zur Che zu erbalten, 
eine hinlaͤngliche Yähigkeit, eine Familie ernähren zu Fönnen, 
gehörig nachweifen. 


Art. 5. 


Allen denjenigen Verpflichtungen, welchen die Chriſten hin 
fichtlih der Betreibung einer Handlung, eined Handwerks oder 
fonftigen Gewerbes unterworfen find, unterliegen audy die ifraeli- 
tiichen Bürger. 


Art. 6. 


Wenn ein Jude ſich dabier als Handelsmann nieberlaffen 
will, je muß er durch vollgültige Zeugniſſe erweifen, Daß er die 
Handlung von dem auch bei Ghriften gewöhnlichen Alter von 
fünfzehn Jahren an gerechnet, wenigftens drei Jahre lang ordent⸗ 
lid) erlernt, und fich die Dazu erforberlichen Kenntniffe eigen 
gemacht, auch nach Diejer Zeit, wenn nicht hierüber vom Senate 
in einzelnen Fällen Dispenfirt wird, wenigftens vier Jahre in einem 
hiefigen oder zwei Jahre in einem auswärtigen chriſtlichen oder 
judiſchen Handlungshaufe als Handlungscommis gebient Haben. 
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Art. 7. 


Den ifraelitifchen Handelsleuten ift wie den chriftlichen er» 
laubt Fabriken und Manufacturen von jeber Gattung Waaren 
dahier anzulegen, jedoch dürfen folche wie bei dieſen nicht in ben 
Nahrungs: und Erwerbözweig der hiefigen Handwerker eingreifen. 
In diefen Fabriken und Manufacturen dürfen feine Handwerker 
aufgenommen — und nad) Ublauf der erften zehn Jahre Fünftig 
hriftliche Arbeiter nur nad) vorheriger Dispenfation des Senats 
in befondern dazu geeigneten Fällen gebraucht werden. 


Art. 8. 


Den ald Handelsleute aufgenommenen iſraelitiſchen Bürgern 
ift jede Sattung des Handeld und ber Hülfsgefchäfte des Han- 
dels, ebenfo wie den Ghriften erlaubt, ‚mit alleiniger Ausnahme 
des Handels mit Brennholz, Frucht, Fourage und Mehl, worunter 
jedod der SKleinhandel mit Mehl durch dazu aufgenommene 
Meblhändler nicht verftanden wird. 


Art. 9, 


Die jetzt vorhandene Zahl der ifraelitifchen Waaren- und 
ieinhändler fol von einem Jahre zum andern nicht über das 
Verhaͤltniß ihrer gegenwärtigen Population zur Fünftigen ver- 
mehrt werben fönnen, jebody in den nädjften Jahren, wo bie 
ifraelitifchen Bürger bei Handwerken und andern Bewerten noch 
nicht ihr gehöriges Unterfommen finden, eine Billige Ausdehnung 
fattfinden. | 


Art. 10. | 

Zur Erlernung und Betreibung, ber Handwerke ſollen bie 

Kinder der iſraelitiſchen Bürger ebenfalls unter nachfolgenden 
Beſtimmungen ermächtigt werben:. . 

a. ein jübifcher Lehrling muß vom Bgen Aroeitiigen. 
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Buͤrgern ehelich zeboren ſein und das 14. Lebensjahr 
zur alea auben. 

b. Ir be st zwar in Hinſicht Der nach den Artifeln eines 
den Handwerks erforderlichen Vehrjahre Den chriftlichen 
Lebrlengen aleich zu achten, dafern Derfelbe aber kei 
einem riſtlichen Meiſter in die: Lehre gegangen ift und 
nicht erwerslich au jüdiſchen Sabathen gleich den chriſt— 
chen gearbeitet Sat, To muß er ein Jahr länger in ber 


ec. Eben dieſer Unterſchied tritt in Anſehung der Zahl ver 
Wandertaore ern. 

d. Es Tem den vorziehen Bürgern frei, in dem Falle, 
das ein »ndiſcher Lebrling in einem bon ihm ermwählten 
Zandwrerk ser einem bieſigen Handwerker erweislich nicht 
unteraebracht werten kennte, ihre Rinder auch an andern 
Orten fer ſchrſtlichen oder jüdiſchen Meiſtern dieſes Hand: 


m % 
werks in die Lebre zu geben, und follen demſelben ihre 
in Der Freinde SetTzmlenen Vehrjabre bei ihrem Fünftigen 


Forttfemmen ebenie angerechnet werden, als wenn fie 
ſeldize derernem breßgen Meiſter beſtanden hätten. 


sol Da 5 


Art. t1. 


Ein iſragelit:;ſcher Handwerksmeiſter bat, fo viel den eigenen 
Betrieb ſeiner Pro'eſier etrifft, ale Rechte eines chriſtlichen 
Handwerksmeiſters. Er darf jedoch bei Verluſt des refpectiven 


Meiſter- oder Handwerksrechts ſo wenig in eine Societät mit 
einem chriſtlichen Meiſter treten, als mit ſolcher Arbeit, welche 
er nicht ſelbſt verfertigt bat, oder mit rohen Materialien handeln. 
Auch darf der jüdiſche Handwerksmeiſter künftig fein Handwerk 
nur mut jüdiſchen Gebülfen treiben, und nur ausnahmsweiſe iſt, 
während Ver nächſten ſechs Jabre jedem jüdiſchen Meifter erlaubt, 
jo viel Jahre bindurch mit chriſtlichen Geſellen zu arbeiten, als 
nach den Geſetzen jeines Handwerks Dazu gehören, damit ein 
Vehrjunge dag Meilterrecht gewinnen koönne. 
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Art. 12. 


Kür ein und dafjelbe Handwerk koͤnnen zu gleicher Beit 
nie mehr iſtaelitiſche Handwerksmeiſtet aufgenommen werben, 
ald dem Verhältniß der für das nämlihe Handwerk vorhandenen 
chriſtlichen Meifterftellen, mit Berüdfichtigung Der ſſraelitiſchen 
Population au der chriſllichen angemeſſen iſt. 


Art. 13.. 


Wenn bie Wittwe eines. ſadiſchen Hanbweitömeißes.. das 
Handwerk ihres verfiorhenen Ehemannes fortſetzen will, jo Tann 
dieſes mit Berückſichtigung dei im Art; 11. enthaltenen: interant 
ſtiſchen Beflimmung, künftig nur mit. jübifchen Behülfen geſchehen. 

' = Da Eu a vr 


Art. 14, 6 


Will ſich eine ſolche Wittwe wieder verchelichen, und ihrem 
Ehemann das Handwerk zubringen, ſo ſind die obigen Beftims 
mungen auch auf Teßtere anwendbar. - 


Art. 45, 


Den ifraelitifhen Bürgern wird das Net, in ber Stadt 
und beren Umgebungen Häufer und Gärten eigenthümlich zu 
erwerben, auch in den Häufern der Stadt Läden und Gewölbe 
zu miethen und offene Laͤden zu halten, unter nachfolgenden 
Ausnahmen und Beichhränfungen eingeräumt: 


a. daß ein jeder Kamilienvater oder ſelbſtſtaͤndiger Jude 
nur ein Haus und einen Garten zu kaufen oder eigentlich 
zu beſitzen berechtigt ſei; 

b. daß ein jeder iſraelitiſcher Familienvater oder ſelbſtſtän⸗ 
diger Iſraelit in jedem Theile der Stadt fi eine Wohs 
nung (jedoh nur zum Behufe der eigenen Bewohnung 
derfelben mit feiner Familie) miethen dürfe, 
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Art. 16. 


Bei der Obliegenheit der ifraelitiichen Gemeinde für ihre 
©emeindelaften Sorge zu tragen, bleibt ihrem Vorſtande über 
laſſen, unter obrigkeitlicher Aufficht für die Armen: und Kranken 
pflege ihrer Glaubendgenoffen zweddienlide Maaßregeln zu 
treffen. 

Die Aufnahme des etwa in den Dienften eines biefigen 
SHraeliten ftebenden chriftlichen Gefindes in die hieſigen chriſt⸗ 
lihen Krantenhoipitäler bat, nad) Maaßgabe deren Stiftung: 
urkunden und Ordnungen nicht anders als gegen eine in jedem 
einzelnen Kalle zuvor zu vergleichende, von dem Dienſtherrn ober 
fonft. zu leiſtende Bergütung, es fei an Gapital ober jährlichen 
Beitrage, fat. Die zur Ausführung uud Aufrechterhaltung 
dieſes Geſetzes erforderlichen Verfügungen werden in beſondern 
Verordnungen nachfolgen. 

Bleichwie vorftehende gejepliche Beftimmungen auf die dem 
Inhalte der beutfchen Bunbesacte entiprechenbe und mit bem 
Gemeinwohl in Einklang ftehende bürgerliche Verbeſſerung ber 
hiefigen Einwohner ifraelitiichen Glaubens abzweden, fo bleiben 
eben fo wohl die Verfügungen, welche von der hohen Bundes 
verfammlung in Betreff der Judenſchaft für ganz Deutſchland 
in der Folge noch getroffen werben koͤnnten, als auch ber Geſeß⸗ 
gebung hiefiger Stadt alle auf die bürgerliche Verbeſſerung hie 
figer Jugenſchaft, ſowie auf das biefige Gemeinwohl gerichtete 
und den Verhaͤltniſſen biefigen Freiſtaats zu dem beutjchen 
Bunde angemefjene fernere Verfügungen, welche jedoch in Teinem 
Falle den Beitinnmungen des gegenwärtigen Geſetzes, infofern fie 
ber Judenſchaft günftig find, derogiren follen, ausdrücklich vor- 
behalten. 
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Als Die Angelegenheit der frankfurter Juden nun zur Bes 
ſchluhnahme der Bundesverſammlung reif war, erklärte der 
Praͤſidialgeſandte im Auftrage feines Hofed Folgendes: 


„Der Eaiferlich-fönigliche Hof erblidt in demjenigen Geſetze, 
welches unter Einwirkung des beftellten Bundestagsausſchuſſes 
zur Regulitung der bürgerlihen Verhältnilje der Juden 
zu Stande gekommen ift, ſolche Beſtimmungen, welche ge 
eignet find, der Bundesverfammlung darüber volle Beruhi- 
gung zu geben, daß hierbei ſowohl die früheren, wenn 
auch nicht unwidberruflid, doh wohlerworbenen 
Rechte der franffurter ifraelitiijhen Gemeinde, 
ald auch die gegenwärtige Verfaſſung und das Gemeinwohl 
der freien Stabt in ebenmäßige Berüdfidhtigung gezogen 
worden feten. Aus diefem Grunde, und in der ferneren 
Erwägung, daß durch den heute vom Bundestagsausfchufie 
zur fchiebörichterlichen Entſcheidung der Bundesverfammlung 
vorgelegten Gefeßentwurf alle begründeten weſentlichen Eins 
wendungen der ifraelitiichen Gemeinde gegen ben frühern 
Bergleichdentwurf umſichtig beachtet erjcheinen, findet man 
Eaiferlich öfterreichiicher Seits Tein Bedenken darauf anzu- 
tragen, daß dem Senat der freien Stadt Frankfurt Durch 
deren Bundestagsgefandten dies mit dem Beilaße eröffnet 
werde, wienady man gewärtige, daß dieſes Geſetz von dem 
Senat erlaffen werde, fo wie die Syjraelitengemeinde auf 
daſſelbe als auf ein billiges, ihre bürgerlichen Rechte beftim- 
menbes, und ihre Beſchwerde erledigended Negulativ ver: 
wiefen werde, und daß endlich, da ber ven den Siraeliten 
angefuchten Behebung der Inhibition der Zahlung bes 
Reſtes der Ablöfungsfumme nunmehr nichts im Wege 
fteht, Die Siraelitengemeinde zur Zahlung dieſes Reſtes gegen 
Rüdgabe der Obligation angewiejen werde.” 


Der preußiiche Geſandte fand gegen Die aufden Commiſſions⸗ 
vortrag gegründeten Beftimmungen durchaus nichts zu erinnern, 
weldhe dur Einwirkung des Bundestagsausſchuſſes zur Sicher 
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ftellung bed Zuſtandes der Siraeliten erlaffen werben follten, 
ſprach aber den Wunſch aus, über dieſe Sache vorher an feinen 
Hof berichten zu Eönnen, wollte jedoch ſeinerſeits ben Beſchluß 
nicht aufhalten, 

Diefem Votum fchloffen ſich der badiſche, kurheſſiſche, der 
großberzoglich und herzoglich ſächſiſche und die 15. und 16. 
Stimme an. Sachſen und Württemberg verwahrten fidh in 
ihren Abftimmungen gegen Conjequenzen aus dem beantragten 
Beſchluß für ihre Verfaffungen. Der koͤniglich ſaͤchſiſche Geſandte 
erklaͤrte: 

„Für die königlich ſächſiſche Regierung kann Feine Veran⸗ 

laſſung vorwalten, ſich von den ſo eben dargelegten 

Anſichten und Anträgen des kaiſerlich Töniglich öfter: 

reichiſchen Hofes zu trennen; dieſelbe Fönnte — 

abgejeben von dem gegenwärtigen fpeciellen 

Salle, wo das Einfhreitungsreht der Bundes 

verfammlung feſtſteht nicht wollen, daß einem 

Bundesgliede Conceſſionen in innern Ange 

legenheiten feines Staat8 abgedrungen werden, 

welche jelbiges dem Gemeinwohle und der be: 
ftebenden Berfaffung entgegen findet, und eben 
fo wenig Tann fie wollen, daß einer Blaffe der 

Unterthanen eines Bundesgliedes privatbürger: 

liche Rechte vorenthalten werden, die ihre 

Landesobrigkeit ſelbſt ihnen darbietet.“ — 

Der württembergiſche Geſandte aber ſagte: 

„Ausgehend von dem doppelten Geſichtspuncte, 

1. daß der vorliegende Fall ein ganz beſonderer ſei, der 
weder der Form, noch der Materie nach jemals zur 
Conſequenz gereichen koͤnne; 

2. daß die hohe Bundesverſammlung nur in Folge einer 
beſondern Ermächtigung nach fruchtloſem Verſuche der 
Güte nunmehr über ein politiſches Geſetz zu erkennen 
habe, indem ihr übrigens die Gigenfchaften und bie Be 
fugniß zu dem eigentlichen Richteramte abgeben. 
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tritt der württembergifche Hof der verehrlidhen kaiſerlich öfter: 
reichiſchen Abftimmung bei. —” 

Der Geſandte der freien Städte gab feine Abſtimmung 
dahin: 

„das Geſetz, welches die freie Stadt Frankfurt wegen der 

frankfurtifchen Siraeliten erlaffen will, muß Die eigenen 

Erwartungen derſelben überfteigen, wenn ſolche nur einiger- 

maßen — frei von überfpannten Anmaßungen — auf Be 

rückſichtigung der Verhältniffe gegründet waren. Der Gefandte 
fimmt Daher für die Gurie dahin, daß die Sache hiernach 
für volltommen erledigt anzunehmen ei. 

Kür Frankfurt muß der Geſandte jedoch bemerken, daß 
die Stadt zu jenem nur aus dem Grunde vermocht worden 
ift, Damit, da nun alles erjchöpft tft, jedem weitern Anfinnen 
der Sraeliten, welches, ohne feſte Beflimmung mit. gemefle- 
nem Einjchreiten nie ein Ende erreichen, vielmehr immer 
wieberfehren würde, ein Biel geſetzt werde; Daß aber 
bie Stabt hieran nicht gebunden zu fein glaubt, wie fie es 
nicht fein Fan, wenn Die Sache auf diefe Weiſe nicht wirt: 
lich zur gaͤnzlichen Erledigung gebracht würde”. 

Die Mehrheit der Stimmen hatte fich mit dem öfterreichifchen 
Antrage vereinigt, und hiernach lag der Beſchluß materiell vor; 
bad Praͤſidium wollte aber den Beichluß nicht ziehen, weil es ſich 
im Weſentlichen nicht darum handle, Daß der Beichluß nicht auf- 
gehalten werde, jondern um die unummundene Anficht aller Res 
gierungen, vorab der preußiichen über bie Sache jelbft zu 
vernehmen. 

Bei ber hierauf flattgehabten Umfrage wurbe von einer 
Geſandtſchaft der Antrag geftellt, ob es nicht thunlich fei, 
die Schlußziehung bis nad den Herbfiferien zu 
verjhieben? 

Das Präfldium gab bierauf folgende wichtige Erklärung: 

„Es jei bereit, jedem auch noch jo entferntem Termin, beizu- 

fimmen; aber es würde es vor feinem allerhächften Hofe 

nicht verantworten Fönnen, wenn ed bie beabfichtigte Ver: 
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tagung der Bundesverfammlung in einem Augenblick propo- 
niren würde, in welchem die definitive Schlußziehung über 
einen durch acht Jahre am Bundestage anhängigen Gegen: 
ftand nur von Nachtragung weniger Stimmen abhängig ſei. 

Die Bundesverfammiung habe nad dem Art, 
T der Bundesacte die Befugniß, wenn die ihrer 
Berathbung unterzogenen Gegenflände erledigt 
feien, ſich zu vertagen; die Regulirung des 
bürgerliden Rechtszuſtandes der Sfraeliten in 
Sranffurt ſei der Beratbung unterzogen, die 
Erledigung hänge von der Rachbring ung einiger 
Stimmen ab, mithin könne die Vertagung erſt 
ausgeſprochen werden, wenn der Beſchluß in 
dieſer Sache gezogen ſein werde. 

Zu dieſer bundesgeſetzlichen Beſtimmung trete noch fol⸗ 
gender Umſtand. Die Sfraeliten haben gleich bei Eröffnung 
des Bundestags im Jahre 1816 gegen den 7. Artikel ber 
frankfurter Verfaſſungsurkunde Beſchwerde geführt; bie 
Bundesverfammlung bat deren Ausgleichung verfucht, dieſe 
ift im Wege des Vergleichs nicht gelungen, bie freie Stadt 
Frankfurt erbietet fich aber, im Wege der Geſetzgebung ben 
Grund der Beſchwerde der Iſraeliten zu heben, jedoch nur, 
wenn diefe Sache Durch dieſes Erbieten fofort zur gänzlichen 
Erledigung gebradyt würde. 

Dei Diefer Lage der Sache liegt ſonach Die Verpflichtung 
der Bundesverjammlung entfchieden vor, von diefer Berathung 
nicht früher abzulaflen, und ſich nicht eher zu vertagen, bis 
die Bundeöverfammlung ihr ſchiedsrichterliches Amt in dieſer 
Sache verwaltet haben wird. 

Außerdem dürfte es wohl auch nicht gerathen fein, dieſe 
Angelegenheit in ihrer gegenwärtigen Lage durch vier Mo 
nate in suspenso zu belafien und die Spannung, Die zwijchen 
den hriftlichen und jüdiichen Bewohnern der Stadt Frank 
furt über die Ungewißheit der Stellung ber letztern bis zum 
Austraze der Sache nothwendig herrfchen muß, zu erhalten.” 
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Die ſehr entſchiedene Sprache des Präfidialgefandten, welcher 
offenbar im vollften Rechte ſich befand, verfehlte nicht einen 
großen Eindrud zu machen und der preußiiche Geſandte erflärte 
nun: 

„er finde fih, obgleid, mit jeder Vertagung, Die nothwendig 

erachtet werben möchle, einverftanden, durch die Vortheile, 

die von alöbaldiger Ziehung des Beichlufies ermartet 
würden, beftimmt, der Mehrheit unbedingt beizutreten.” 

Diefem Botum traten die Geſandten von Baden, Kurkefien, 
die fächfiichen Häufer, Mecklenburg und die 16. Stimme nuns 
mehr bei, jobaß ber einflimmige Beſchluß zu Stande Fam: 

„i. daß die Bundesverfammlung den ihr durch den eigens 
beftellten Bundestagsbeſchluß vorgelegten Geſetzeniwurf 
genebmige, von dem Senate der freien Stabt Frankfurt 
die Erlaffung des Geſetzes nad) dem MWortlaute des mits 
folgenden Entwurfs vertrauensvoll erwarte, die ifraelitifche 
Gemeinde hierauf als auf ein billiges, ihre bürgerlichen 
Rechte beftimmendes, und ihre Befchwerbe erledigendes 
Regulativ verweiſe; übrigend aber die Aufhebung der 
Inhibition zur Zahlung des Reſtes der Ablöfungsgelder 
vorausjeße; 

2. daß von biefem Beſchluſſe die ifraelitifche Gemeinde zu 
verfländigen jei”. — 


Damit jehließen die Verhandlungen über biejen wichtigen 
Gegenftand, der eine Reihe ber verwideltften Rechtsfragen vom 
Standpunkte der Bundesverſammlung aus weniger erledigt als 
umgeht, für die Zukunft anderer ſchwebender Rechtsfragen von 
Bedeutung wird. Wir werden weiter unten auf bie fchweren 
Gonfequenzen aufmerkſam machen. 

Ueber die Emancipation der Juden herrichten Damals wie 
jegt ſehr verſchiedene Anfichten, welche fih aber durchaus nicht 
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nad) den gewöhnlichen Rubriken ber verfchiebenen Parteien 
Icheiden. Männer, deren politifche Anfichten bekanntlich nicht 
dem Metternichichen Syſtem hold waren, ſprachen ſich fehr ent 
Ichieden gegen bie unbedingte Emancipation der Juden zur Zeit 
des Wiener Congreſſes aus, während Anhänger des Abfolutie- 
mus für diefelben flimmten. So fagte Klüber *): 
„der Judenfſchaft, das beißt dem ganzen Inbegriff ber 
Belenner des Judenthums, wie e8 vor unſern Augen lebt 
und webt, volle Staatsbürgerfhaft, völlig gleiche 
Rechte mit allen Staatsbürgern ertheilen, bie nicht in ſolchem 
erklaͤrten Wibderftreit, wie die Juden mit dem Staate leben, 
wäre eben fo viel, als jenes begränzt unbeilbare Uebel in einen 
unbeilbarenKrebsfchaden verwandeln, ter ein ſtets um 
ſich freffender wäre, mithin das Ganze, wo nidht über kurz 
oder lang zeritören, doch immerwaͤhrend peinigen würbe”. 
Gr vertrat die Anfiht, daß die Juden als eine eigene Nation 
auf dem ganzen Erbfreife bildend, von jeder andern durch fo 
eigenthümliche, in das bürgerliche Leben jo vielfach eingreifenbe 
politifchreligiöfe Einrichtung, Handlungs und Sinnesart völlig 
abgeſchloſſen feien und nothwendig einen Staat im Staate bil- 
deien, ja bilden müßten. Er verwies zur Begründung feines 
Urtheild auf die nad feiner Anfiht für damalige Verhältniffe 
burchaus noch entjcheidenden Schriften von Bodenſchatz, Selig 
und Eijenmenger**). 


*) Ueberficht der diplomatifchen Verhandlungen des Wiener Congreſſes. 
©. 393. 

2) Bodenfhap (3. E. ©.) Kirchliche Berfafjung der heutigen Juden. 
Frankfurt und Leipzig 1748—1749. 4 Theile. 

Selig (Gottfr.) Der Jude, eine Wochenfchrift. Leipzig 1758—1772. 9 
Bde. und deſſen Der Jude oder das alte Judenthum. Leipzig 1781. Th. L 
Deffau 1782, Th. II. (Selig war in bem Judenthum geboren und erzogen, 
dann zu dem Ghriftenthum übergegangen, und bei der Univeriität Leipzig als 
lector rabbinicus et talmudicus angeflellt.) 

Gifenmenger (3. 9.) Entdedtes Judentum. Frankfurt 1700. 2 TH. 4° 
2. A. Königsberg 1711. (Die franffurter Judenſchaft erwirkte beim Reihe 
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In diefen zum Theil ſehr jeltenen Schriften waren Die 
Lehren und Meinungen der Juden wörtlih aus ihren eigenen 
Schriften bargeftellt und bieten eine Reihe von fehr bedenklichen 
und gefährlichen Maximen *), welche fi mit feinem geordneten 
Staatöwefen vertragen würden. Auch der berühmte rationaliſtiſche 
Theolog Paulus bat noch im Jahr 1840 gegen Die völlige 
Gleichſtellung der Juden ſehr geeifert **), und wollte ihnen nur 
Schugbürgerichaft zugeſtehen, weil die Juden felbft eine abges 
ionderte Nation bleiben wollten, und es für ihre Religionsauf- 
gabe hielten, daß fie eine ſolche von allen Nationen eine geſchiedene 
Ration bleiben müßten. So lange das talmudifche Rabbinats- 
weien, Das nichts weiter fei als eine frembartige und fogar 
ſchaͤdliche Winkelgejepgeberei, nicht bejeitigt würbe, Tönne auch 
von einer Verleihung flaatöbürgerlicher Rechte an die Juden 
nicht die Rede fein. 

Rob. v. Mohl***) Hat jogar noch im Sabre 1856 die Ans 
fiht aufgeftellt: „Daß für den Staatsmann die zähe, eng ver: 
bundene, fremdartige Nationalität der Juden, ihre vielfach vers 
Ihiedenen Grundanſchauungen vom Leben und feiner fittlichen 
Träger, eine nicht wünſchenswerthe Richtung der Thättgkeit, 
gegründete Veranlaſſung von Zoͤgerungen und Zweifeln jeien, 
wo es fih — verſteht fih nicht etwa von menfchlichen oder 


bofrath drei Mandate, wodurd die ganze erfte Auflage dieſes merfwürdigen 
Buches zu Brankfurt 40 Jahre lang mit Arreit belegt war. Hierauf ließ 
der König von Preußen zu Königsberg einen Abdruck veranflalten. Erſt 
1741 ward der Arreft aufgehoben. Gifenmenger war Profeſſor der orientalis 
fen Sprache au Heidelberg ; er flarb 1704.) 

*) Gin kurzer Auszug, aber ſyſtematiſch geordnet, aus Bifenmengers 
großer Echrift findet ch. in: Die Juden und das Judentum wie fie find. 
Göln 1816. 9. ©. “ 

2) Baulus, Die jüdiſche Rationalabjanderung. Heidelberg 1830, und 
Recenſior deilelben über die Schrift: „Bin Wort über die Bmancipation der 
Bekenner des moſaiſchen Glaubens von einem chriſtlichen Badenfer 1831". 
in Sophronizon XI 4. ©. 1—149. 

“2, Mohl, Geſch. und Litter. der Staatswifienichaften II 322, 
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bürgerlihen Rechten — aber von einer vollſtaͤndigen Ginfügung 
in das ftaatliche Leben handle”. 

Da ift ed nun nicht zu verwundern, daß im zweiten Decen⸗ 
nium unſeres Jahrhunderts fich jehr bedeutende und zahlreiche 
Stimmen gegen die völlige Gleichftellung der Juden überall 
erhoben. Der Art. 16 der Bundesacte hatte zumächft bie ernen- 
erte Veranlaflung zu einem lebhaft geführten Titterarifchen Streit 
gegeben. Insbeſondere traten Rühs und Fried gegen die An. 
ſpruͤche der Juden auf, während ihnen Friedrih Schmid (1816) 
und Friedländer (1820) das Wort rebeten. Während die eine 
Seite behauptete, Daß Staatdmänner und Rechtsgelehrte unt 
jelbit die meiften der damaligen Theologen das Verhaͤltniß ber 
jüdiihen Nation zu ber Gefehgeberei ded Talmuds und der 
Rabbiner weniger kannten und daß der Talmud ſchon beinahe 
verschollen und der Rabinismus untergehend fei*), wies die an: 
dere Seite auf Lehrbücher der moſaiſchen Religion, in denen 
fih das Gegentheil ausgeſprochen finde. Wllerbings ließ ſich 
nicht leugnen, Daß ſelbſt noch ſpaͤter als im zweiten 
Decennium des 19. Jahrhunderts, Lehrbücher bie: 
fer Art den Satzungen der Mifhna und Gemara 
für die gefammte jübifhe Nation nod immer eine 
vollfommen gleihe Gültigkeit mit der heiligen 
Schrift beilegten, und daß fogar Die dreizehn 
Blaunbendartifel des R. Ben Maimon flatt der au 
gelafjenen zehn Gebote in einem jüdiſchen Katechis— 
musaufgenommenwaren"*), DaßunterdesBerfafjers 


©) Dies behauptete auch fpäter (1831) Rießer Ueber die Gtellang der 
Belenner des mofaifhen Glaubens in Deutichland, an bie Deutfegen aller 
Gonfeffionen. Altona. ©. 46. 

**) Aler. Behr Lehrb. der meſaiſchen Religion, welches unter Aufficht 
und Leitung des Überrabbiners Abrah. Bing zu Würzburg und mehrer: 
angefehener Rabbiner in München 1826 erſchien. Giche daſelbſt ©. 17. 
Die 13 Blaubensartifel des Maimonides waren ein Erzengniß der erfirn 
Jugendhitze defielben als eine Art Proteftation gegen die chriſtlichen Dogmen 


399 


beffelben Leitung, in Fürth wieder eine Talmud— 
ſchule errichtet wurde. Es ließ ſich ferner nicht leugnen, 
und war von jüdischen Schriftftelern eingeflanden*), daß bie 
Rabbiner, unter dem Schein mündlicher Weberlieferung Moſes, 
Geſetze machten und fie als Gewiſſensſache den Gläubigen zur 
Richtſchnur über alle Staatsgeſetze gaben, ja daß fich ſelbſt Die 
Richtgläubigen fi) von diefem Nationalband ſchwer losmachen 
fonnten, wie Dies fpäter noch Rießer durch den Vorjchlag von 
Bereinen für das Beharren ald Bekenner eines rein moſaiſchen 
Blaubens für die Glaubengfreien beweift. Wahrhaft bedenklich 
und verabjcheuungswürbig waren aber die Lehren über Eid und 
Meineid, welche fidy in einzelnen LXehrbüchern der Juden fanden. 
Stern **) hatte in feinem für das jüdische Volk beitimmten 
Confirmationsbuch eine Beitimmung des Maimonides aufge 
nommen, welche durch eine leichtfinnige Ueberſetzung des hebräi- 
ſchen Textes in ihrer Bedenklichkeit noch ſehr erhöht wurbe. Es 
beißt dort: „Der Eid, weldhen wir aus freiem Willen 
ablegen, können drei Kundige unferer heiligen 
Lehre durch einen feierliden Spruch aufldfen, ſo— 
bald die Urſache des Eides nit mehr vorhanden 
it, Der Eid hingegen, welder und von einem Ans» 
dern auferlegt wurde, bleibt ewig unauflösbar, 
und der ibn alſo auf irgend eine Weife verlegt, ift 
meineidigeee)“. Wann ift die Urſache eines Eides nicht 


feiner Zeit von ihm fpäter ſelbſt nicht mehr aufrecht erhalten und finden fich 
in feinem größern Werke (Jad⸗Hachaſakah) nicht mehr vor, wurde überdem 
von den frömmfien und gelehrteften jüdiſchen Gelehrten verworfen, da ſich 
nit einmal im Talmud eine Spur davon findet. Vergl. Baulus 1. c. 

*), Hermann Stern Confirmationsbuch für Ifraeliten. 1829, 

*0) a. a. D. ©. 25. Nr. 40—42. 

260) Der Tert des Maimonides if nicht ganz fo bedenklich. Gr lautet: 
„Wenn einer einen leihtfinnig ausgeiprochenen Bid (Nedarim Batuiim) 
geleitet Hat, und bies ihn reuet, weil er einficht, daß er ſich felbft verfleinere 
(Hitzser), wenn er den Bid geltend macht; oder daß für ibn etwas Neurs 
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mehr vorhanden? Würden ſich Viele nicht ‚überreden, daß fe 
einen freiwilligen Eid geleiftet haben, unb daß fie davon durd 
drei Rabbiner entbunden werben können ? 

Neben diefen mit Recht zu erhebenden Bedenklichkeiten fan: 
den fid) au Vorwürfe von bedeutenden Schriftftellern, die in 
diefer Kategorie zu finden billig zu verwundern if. Man fand 
in den rabbinifch officiellen Geboten, welche die Syiraeliten zu 
beobachten haben, ein bemitleidenswerthes Unglüd ber Juden. 
Mird num gleich Die Zahl derſelben nach vielen Hunderten ge 
rechnet *), jo gibt Doch das gewiß feinen Grund gegen bie Auf: 
nahme der Juden in die flaatöbürgerlide Gemeinfchaft der 
hriftlichen Staaten ab. Manche der für die Törperlihen Be: 
haͤltniſſe der Siraeliten beftimmten Gebote wären auch für andere 
Volksklaſſen jehr praktiſch. Man werfe einen Blid in den pol: 
niſchen und iriſchen Schmuß, man ſehe füdeuropätiche und ſelbſt 
dentjche Haushaltungen der armen Klaffe, ja man fleige noch 
etwas höher hinauf: — eine ganze Reihe jüdischer Reinlichkeits⸗ 
gejeße durchgreifender Art Lönnten nicht ſchaden. — Des 
gegen die Emancipation erhobenen Bedenken ließ ſich aber mit 
Recht entgegenftellen, daß die Lehre, weldye von einzelnen Rabbi 
nern feitgehalten wurden, vonder großen Mehrzahl der Siraeliten 
verworfen wurden. Ein weit verbreitete Bud: J. Johlſon 
Die Lehre der Moſaiſchen Religion 8, U. Frankfurt 1829 enthält 
in Beziehung auf den Eid ganz andere Grundfäße, ald bas 
Lehrbuch von Alex. Behr”), und im eilften Abfchnitt: „Won ben 


entftanden it, welches zur Stunde des Eidſchwoͤrens nicht in feiner Kenntniß 
war, fo wirb ıc.”. Der Ball aber, wo Jemand zum Eid mit Unrecht genö⸗ 


thigt wird ift zwar nicht erwähnt und darnach war in früherer Zeit von an 


gejehenen Rabbinern der Gap ausgeſprochen, daß jeder Bid, zu welchem man 


genöthigt wurde, zum Voraus ungültig fei. vergl. Estor et Lotichius Dis. 


de Lubrico Jurisjurandi Judaeorum. Marp. 1746. 

*) 613 aus der Heiligen Schrift, dazu feit der Berfireuung unter andere 
Völker noch 369 und unter diefen allein 248 nad der Anzahl der Glieder 
am menſchlichen Körper (Stern a. a. D. ©. 22. 121). 
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Bürgerpflichten® entwickelt e8 Anſichten, deren ſich Chriſten nicht zu 
khämen Hatten.‘ Ausdrudlich heißt esbort**)- Als unfer Vaterland 
erfennen wir ein jedes Land, worin wir: geboren wurden, ober 
wo wir und niebergeläffen haben: und wohnhaft find und‘ unter 
deſſen Geſetzen wir Schuß und Sicherheit finden. Wir dürfen unferu 
Privatvortheil und Wohl: unſerer eignen Familie von dem Wohl 
der großen Staatstamilte‘ nicht tronnen, fondern müflen ben 
Geſetzen des Skaates gemäß, dieſes unfer Baterlaud mit unferem 
Vermögen und 'mit-"wiferem-: Blut und Leben vertheibigen.* 
Diefe Pflichten werben durch WBibelftellen begründet ***) durch 
Anführungen aus dem Thalmud weiter bekräftigt }). An einer 
andern Stelle t-F), wo bie Frage aufgeworfen wird: „ob 8 er: 
faubt fei einem Nichtjuben zu beleidigen ober zu: betrüigen ? * 
beißt es: „Unſere Geſetzlehrer erklären -einfiimmig, daß ein folder 
Iſraelit nicht⸗ nur ausdruͤcklich gegen bie: Geſetze Gottes jündiget, 
fondern much vabei noch has underzeihliche Verbrechen auf ſich 
ladet, den heiligen Namen Gotles zu entweihen: indem er dadurch 
feine Religion und feine Glanbensgenoſſen — in den Augen an⸗ 
derer Völker herabſetzt“. Dazu wird aus dem Thalmud FFF) 
angeführt: „Jeder Iſraetiteiſt dem göttlichen Geſetze 
noch verbunden, diejenigen‘ Menfhen aus jedem Volke, 
welche die ſieben Noahitiſchen Gebote +FfrF) befolgen, als feine 
©) Dan fefe.f: 97.88. 99. 154. 
”) 5. 232.5.. 
*e0) Jerem. 29, 3, 7. 0,9. | | 
+) Thalmub Betachoth 58: „Sichel du einen König von einer andern 

Nation, fo ſprich den Segen: Belobt feift dir Ewiger, unfer Gott, König der 
Bet! der du einem Rerfgen etwas von deiner Majeſtät mitgetheilt haſt.“ 
„Beige: des Landes — Staatsgeſetze — far zugleich Bellgionsgeiehe 

Tr) & 21% 216: 2... 7 

tr) Tractat Gittin 61 wozu Raimonides von ben Kinigen Abſchn. 10 
$. 12 verglichen wird, 

MH Ei ber Abgetterei enthalten, eine Gotteslaſterung ausjufofen 
feinen Nächflen weder zu verwunden noch zu täbten, nicht zu Rehlen und nicht 
zu betrügen, die Gerechtigkeit zu handhaben, fi leineswegs Chebruchs und 

Erſter Theil. 26 
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Brüder zu ‚linben,. ihre, Kranken zu beſuchen, ihre Tahten zu 
begraben, ihre. Armen und Nothleidenden ‚au. ‚pflegen und zu 
unterftüßen, wig. bie von, Iſragh; -und- ja gibt es auch überhaupt 
feine Handlung der Meufchenliehey..nexen ſich ein wahrer Zfraelit 
gegen hie Beobachter. dex. Roghitiſchen Lehren entziehen könnte. “ 

Die Buubeöneriommluug ſelbſterkaunte auf Vorttag bed 
Sch. v. Wangenheim an, daß Das Lehrhuch non Johlſon ben 
Gharacter und, die Lehre des Zudenthumß ans den reinften und 
zuverlaͤſſigſten Quellen geichäpft: und - geiren and ber ſtrengſten 
Wahrheit gemäß bargeftellt. habe und: potirte dem Verfaffer einen 
Dank für die Ueberreichung feines Lehrbuches*). 

Die von den Gegnexnn her Emancipation ‚ber Juden ange: 
führten Beſchuldigungen der Lehre: ſind Demnach nicht zu rechtfer⸗ 
tigen. Jene oben angeführten Lehren aber. fd als dje Anſichten 
einzelner. unverſtaͤndiger, und Meichränkter Ciferer anzuſehen, deren 
es auch bei. den Chriſten und zwar in nicht geringer Anzahl von 
jeher gegeben bat, ohne, daß man deßhalb dem Ehriſtenthum 
zugerechnet haͤtte, was lodiglich Waßwenſtand; Sborhei oder gar 
Heuchelei Einzelner verſchuldet. ro ER rer 

Gine andere Frage mürbe ‚aber ‚fein, ob nach ‚dem Dumaligen 
woraliſchen Zuftande aber her ebensgewohnkeit, ber Juden eine 
Emancipatian berjelken: fehon. 1846:.eintreten Konnte? Viele und 
große Beſchwerden find, und ſehr oft mit voller Urfache, 
felbft von den Wohlwollendften in dieſer Beziehung gegen 
die Juden erhoben worden. Do "Bat man fi dabei 
nicht immer Mar gemacht, daß die Urſachen tadelswerther 
Erſcheinungen ſehr häufig in ber mangelhaften Staatsgefeggebung 
im Beſondern in der ſehr. troſtloſen ſtgatswirthſchaftlichen Geſetz⸗ 
gebung, und vorzugsweiſe in dem Druck und ia ber Ungerechtig⸗ 
keit, die auf den Juden laſtete, lag. Wohl iſt es gewiß, ba 
eine Emancipation ſaͤmmtlicher Iuden in Deutſchland ohne vor⸗ 


Beiner Unkeuſchheit ſchuldig zu. machen, nicht ches -yam Brei eines Thieres 
gu eſſen, bis dieſes wirklich tobt if. |. $-. PN: ' 
*) 8. Rr. 18234, 20, Sis. ». 24. Mai. ı 
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hergegangene Reviftost ber Geſetzgebung auf ſtaatswirthſchaftlichem 
Gebiete zum Theil jehr boͤſe Kolgen hätte haben fönnen*). Aber 
bie Schuld folder Verzögerungen der nötbigen Reviſionen lag. 
vorzugsweiſe in der mangelhaften Erkenntniß ter wirihſchaft⸗ 
lien Geſetze der Völker Seitens der Regierungen: — die meiften 
berfelben wollten Einrichtungen fefthalten, die durch Die Ente 
widelung der Induſtrie, des Handels, ja ſelbſt des Landbaues 
längft unbrauchbar und ſchaͤdlich geworben waren. Auch die 
Volkswirthſchaftsgelehrten waren damals in den traurigſten Irr⸗ 
ttümern befangen. Konnten doch damals nody die einfachſten 
Grundgeſetze der Volkswirthſchaft, wie ſie Adam Smith lehrte, 
ſeitdem fundamental geworden, nicht zur rechten Geltung gelangen!. 
Statt von den Juden zu Iernen, daß Die Aſſociation bei durchweg 
andern Gommunicationsmitteln und Concurrenzen mächtiger auf 
induftriellem Gebiete wirken mußte, ala Die namentlich für eine 
ganz andere Arbeitötheilung berechneten alten Büufte, hielt man 
die alten verrotteten Zünfte aufrecht, ja führte fie mit befeitigter 
Fremdherrſchaft wieber neu ein, und wo manfie fallen ließ, febte. 
man feine neue Ordnung an ihre Stelle. Entweder follten die 
alten verrotteten Ordnungen nad) Anficht der Regierungen ber 
modernen wirthſchaftlichen Gntwidelung der Völker genügen ober 
gar fie ald Verberben bringend meiftern und auf anbere Wege 
bringen; mitunter wurbe nur einmal mit plumper Sand irgendwo 
zornig arciageſchlagen. Oder die Gentralifatjonswuth, das trau⸗ 
rige Erbtheil der bourboniſchen Könige Frankreichs **), nivellirte 
auch auf wirthſchaftlichem Gebiete jede Gliederung, wie fie es 
auf ſtaͤndiſchem ebeufalls gethan, nicht nur etwa ohne ben wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſetzen nachzukommen, Jondern mit unbegreiflicher 


— — — — — 


©) Wer fih über dieſen Gegenſtand genau unterrichten will, vergleiche 
bie dem preußiichen vereinigten Landtag im Jahre 1847 vorgelegten ' grinds 
En Denffcpeiften bei Bleich, der vereinigte Landtag ꝛe. S. 390 ff. 
. 1853 ff. 
*, Nicht der Revolution von 1789, wie ie Torqueoill ſehr ſchoͤn nachge⸗ 
wieſen hat. 
26* 
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Thorheit fie verlegend und in ihrer Anwendung vernichtend für 
den Wohlftand des Volkes machend. Kein Wunder: mit wenigen 
Ansnahmen waren bie wirtbichaftliden Verhaͤltniſſe der Völker 
nur vom Standpunkte des Kammer: ober Tanbeöherrlidhen Ber 


mögens betrachtet worden, nur geſchützt, wenn fie viel Gelb in 
bie Kafle brachten. 


Da war e8 unvermeiblih, daß die auf wirtbichaftlichem 
Gebiete affociirten Juden in der Induſtrie und im Handel bie 
in den Zünften eingeengten oder bequem geworbenenen, die ohne 
BZünfte vereinzelten, die auf eigene immer ungenüigende Kapitalien 
beſchraͤnkten chriftlihen Mitbürger überflügelten, was um fo 
leichter zu erklären, da fich der Jude wenige Zeit zum Vergnügen 
gönnt und im Durchſchnitt weit mäßiger lebt — letzteres eine Mitgabe 
aus der Heimath, der warmen Zone !— als der Chriſt der gemäßig- 
ten und fälteren Länder. Darüber wurde man nm überaus 
zornig; man fehrieb den Inden zu, was Schuld der Verhältnifie 
war. Woher follte aber bei den Höfen und Bureaufraten bie 
Kenntniffe folcher Verbältniffe kommen? Gin Großherzog von 
Baden hatte zufeßt 15000 unerledigte, unerbrochene Gingaben 
von Behörden ıc. liegen, ein König von Württemberg erließ 
Berorbnungen, die den Aderbauern es faft unmoͤglich machten, 
in der Nähe feiner Refidenz ibre Felder zu büngen, 
in einem andern Lande war den Bürgern verboten, mehr 
als zweimal wöchentlich Kaffee zu trinken, ober e8 war gar, wie 
im Großherzogthum Naflau, eine allgemeine Gonceffion für bie 
Stellung der Bullen im ganzen Lande einzelnen Perjonen ge 
geben! Wollen wir aber noch zwei bis drei Decennien weiter 
zurüdgehen, fo erbliden wir ein großes Herzogthum, in welchem 
ein adliges mecklenburgiſches Fräulein als Maitreffe des Herzogs 
den Sigungen des Staatöminifteriums präfidirte*), ober einen 
König, der mit feiner Umgebung wegen ertheilter Maulfchellen 
auf Abrehnung fland. Woher aljo Kenntniß von Buftänden, 


* Schloſſer Geſchichte des 18. Jahrhunderts. 
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die genan beachtet werden müflen, weil fie ſich lange und 
unfcheinbar im Leben der Völker vorbereiten, und die. nicht 
mit Soldaten, Hofbeluftigungen, Waitrefien. und . ders 
gleichen zuſammenhingen? Auch die wohlwollenden, väterlich 
beforgten Regenten jener Beit wirthichafteten wohl parfam, in 
vielen Dingen gewiß fegensreich, aber Doch oft zum Nachtheil 
ihrer Länder, weil fie ſich von dem Soldatenfpiel ſchwer los⸗ 
machen konnten, und fi, wie wir an anderer Stelle gezeigt 
haben *), durch demagogiſche Umtriebe zu einem bevormumdenden 
Polizei-Regimente, welches das größte Hindernißider wirthſchaft⸗ 
lien Gntwidelung eines Volkes ift, verleiten ließen. 

Diefes Alles muß man erwägen, wenn man bie Verfuche 
damaliger Zeit, welche auf gänzliche oder theilweiſe Emancipa- 
tion der Juden ging, ind Auge faßt. | | 

Deshalb ift e8 fehr anzuerkennen, daß die Bundesverfamm- 
lung den zum Theil gehäjfigen und ungerechten Angriffen des 
frankfurter Senats energifch entgegengetreten, Daß fie jenes trau: 
rige Schutzbürgerthum bejeitigte, und mit einigen Ausnahmen 
die privatbürgerlichen Rechte der chriftlichen Bevölkerung auch 
den Juden zufommen ließ. Nah damaligen Verhältniffen war 
für die Juden nicht mehr zu erreichen. — 

Hervorleuchtend ift hierbei das Verdienſt der Commiſſion, 
aber auch Defterreihd und Preußens, welche joweit nicht etwa 
andere von ihnen befämpfte Principien im Wege landen, wie 
zB. bie Berbindlichkeiten aus der jogenannten Zwiſchenherr⸗ 
ihaft, die Rechte der Iſraeliten in Frankfurt lebhaft unter 
flüßten und dem Senat der freien Stabt Frankfurt zu wefent- 
lichen Goncefjionen veranlaßten. Es {ft interefjant Die Rechte 
der Stfraeliten in den deutichen Staaten vor dem Jahre 1848 
zu vergleichen, deshalb Haben wir im Anhang diefed Bandes *®) eine 
vergleichende Lieberficht nach den einzelnen Staaten beigefügt. Lehr⸗ 


*) Siehe oben S. 91 ff. und Meine Geſchichte der politiſchen Berfolgungen 
ꝛc. Sranffurt 1860. a. v. O. 
) Siche Anhang 4. 
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reich ift es, daß Die Bundesverfammlung den Frankfurter Juden 
Rechte einräumte, welche fie in vielen Staaten noch lange ent: 
behren mußten und müſſen. 


Auch die Iſraeliten in Vremen und Lübeck hatten ſich bei 
der Bundesverſammlung beſchwert; fie wurden aber kurz abge: 
wiejen, ihre Beſchwerden gelangten nur Bis in bie gejchriebenen 
Regiftraturen %. Sie find nicht wichtig genug bier vorgeführt 
zu werben. — Die Verhältniffe der Juden in Deutjchland im 
Allgemeinen zu ordnen, wurde zwar an der Bundesverfanmlung 
verjucht, Fam aber zu feinem Ziel **). 


*) Vertrauliche Sipung vom 4. Eeptember 1820. Bericht v. Arrlins. 
Bertraul. Sigimg vom 12. Zuli 1831. 

*%) Die Wiener Minifterials Gonferenzen Hatten in der 33. Genferem 
(1820) die ZudensAngelegenbeit an den Bundestag verwieſen. Metternich 
hatte damals den Antrag gemacht: „Die in den verfhhiedenen Bundesſtaaten 
beftehenden Geſehe in Anfehung ber bürgerlichen Berbefierung ber Juden zu 
fammeln und als Brundlage zur ferneren Bearbeitung der Frage burdh eine 
dieferhalb von der Bundesverſammlung zu ernennende Sommiffion gufamımerfleflen 
zu laflen“. Die Commiſſion wurde zwar erwäßlt (B. Br. 1821 5. 197. 
Bel. 569), allein fe Hat nie etwas vom fi) hören laſſen. — 


Biertes Kapitel. 


Ja Sartyang Ars Dertandiangen- ‚über. die Angelegenheiten * Verkehrs 
und Handels in Jen-dcalfhen. Bundcsnanten am Pundestagt and bei den 
scheinen Minjttzriab Cerſacrzn zu Wien. (1818—1821). 


Bi nehmen u nun, twieber ben im weiten Ktapitel begennenen 
Gegenftand über” "die "Angelegenheiten ‚des freien Verkehrs und 
Handels mit deu‘ „notgtvenbigften ÖeßensSebärfnifien auf. Die 
troftlojen — insbeſondere hie Oeſterreichs (S. 212 ff) 
ließen Feine groben Hoffi nungen faflen. Aber die Angelegenheit 
war. für bag materielle W il ber Völker ‚do zu wichtig, um fie 
ohne Weiteres Bei rn je u) tonnen und To wurde dann 
in der 9. Sipung, pom A Geßruaf 1818 das Protocol von 
Neuen eröffnet, Pie, AN) ach zuerft ſeine Unfiht®), bie 
ed indeſſen ſchoni in der. Berbranähen Sigung vom 11. Dechr. 1817 
vorläufig. zur aenntuiß gebracht , aus. Anfnüpfend an den Ber 
ſchluß, welcheü wir oben S 218. inittheilten, erklaͤrt es, daß 
es ſchon am” ?. Auguſt 1817. alfe Beſchränkungen der Verkehrs 
aufzuheben Sonnen geweſen ſei und den Zuſtand vor dem 
8. Nopbr. 1816 habe herftellen wollen, und daB e3 hiervon die 
Minifterien in Münden, Carlsruhe und Darmitadt, ſowie bie 
Regierungen in Simaringeij und Hechingen benachrichtigt habe, 
Allein dieſe Särüte‘ hätten die erwartete, Wirkung nicht herbei 
geführt. Denn die baietifgne Regierung ‚habe. ſich nicht bewegen 
laſſen, die Vorſchrift nach welcher, die Groͤße der Ausfuhrzoͤlle 
von dem Steigen und, ‚Sallen der Fruchtpreiſe abhängig gemacht 
werbe, j zurũ ſnthmeit „Die e Vorſcheft ſtehe aber nicht nur im 
Widerpruche mit, dem En aM. der ‚fi Berläles gebrachten 
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Uebereinfunft, ſondern wirke auch bejonbers entjchieden auf 
Württemberg. Es würde der wirklichen Uebereinkunft jonft nichts 
im Wege ſtehen. 

Baiern modificirte ſeine frühere Abſtimmung dahin, daß es 
ſich zum Beitritt zur Uebereinkunft unter ‘ver Bedingung bereit 
erklaͤrte: Daß alle deutſchen Bundesſtaaten ohne Aus— 
nahme wenigſtens mit ihren deutſchen Ländern (ſo hin 
auch Oeſterreich mitden zumdeutſchen Bunde gehörigen 
Provinzen) dem Vereiné beitreten, und daß bie 
Bundesſtaaten, welche nur mit einem Theile ihrer 
Länder zum deutſchen Bunde gehören, den Tranfit 
des auslaͤndiſchen Betreibes auch durch ihre übrigen 
Länder, die nicht dem deutſchen Bunde einverleibt 
ſeien, ohne Beſchränkung frei geben würde. 

Hinſichtlich der von dem Steigen und Fallen des Getreide⸗ 
preiſes abhaͤngenden Zölle, wollte es ſi ich dazu verſtehen, daß der 
letzte Tarif vom 23. September 1814 ohne” weitere Abänderung 
und Steigerung, welde feitbent noch nachtraͤglich angeordnet 
wurde, als feſt und bleibend, beibehalten werden ſolle. Das 
Maͤßige dieſer Zollerhebung falle von ſelbſt auf und überliefere 
ben überzeugendſten Beweis, wie ſchon Baiern dem beabfichtigten 
Verein ſelbſt ihre finanziellen und übrigen Rückſichten zu opfern 
fi beeifere. Doch meinte es ſchließlich, daß es ihm vorbehalten 
bleiben müſſe, die Ausfuhr des Getreides in die Schweiz (in 
Folge der mit derfelben beftehenben Salzbandfungsverbindung) 
nad ihrem Ermeſſen unbejchränft reguliven zu Fönnen. — 

Das Königreih Sachſen fand großes Bedenken bei bem 
Vorſchlage, daß unter der allgemeinen teiheif des Handeld mit 
Getreide und Schlahtvieh zwifchen den Bunbegflaaten eine Be— 
freiung von den gewöhnlichen gleichbleibenden Ausfuhrzoͤllen nicht 
begriffen ſei, dieſe Zölle aber auch von dem Steigen und Fallen 
ber Sruchtpreife nicht abhängig gemacht werben follten, und trug 
auf einen ganz freien Verkehr mit’ Lebensbedurfniſſen zwiſchen 
den Bundesſtaaten, ohne Anlegung ‚von. Ausfuhrzölen an. 
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Uebrigens inhaͤrirte es feine frahere “rim and den bereits 
gefaßten Beichluß: —— 


Handver erklaͤrte: 


Hamover, Das von jeher. pie Frelheit Dieb, Vertehrs bei 


ſich moͤglichſe begonſtigt hut, wird gerne die Hände zu. einer all⸗ 
gemeinen Vereinbarung über dieſen gemeinwichtigen Oegenſtand, 


auf 


den "in der. 48. Sißung von 1817 in Vorſchlag gebrachten 


Fuß, bieten: doch aur,. ſofexn 


1. 


2. 
‚ Sande, {pipohl was. feine Befreiung als feine Beſchraͤnkung 


biefe Vereinbarung allgemein für alle Bumdeöftaaten unter 
einander gleichförmig abgejchloflen wird; 
ber Haubel mit bem. Auslande‘, es fei.zur See oder zu 


‚betrifft, nad) wie vor ber freien Dispofition, infonberheit 


ven an ber, Örenze liegenden Bundesſtaaten , ausdruͤcklich 


uͤberlaſſen bleibt, mithin feinen Gegenſtand der Verein⸗ 
barun ausmacht; 


der Ausfuhr und der Tranfito nach einem jeden ber Bundes⸗ 


” ftaaten gegenfeltig mit’ feinen mit dem Breife ber Lebens⸗ 
mittel ſteigenden Böhlen Belegt, nicht an beſondere Com⸗ 
merzialrouten gebunden, ober auf gewif e Quantitäten bes 
ſchraͤnkt wird, wo hingegen 


es nicht als Verletzzung des Vertrag aigefehen werben, 


no" eine Vefhiberde bei der Bundesverfammlung. vera 
"Ioffen Tann, went ein Staat in’ eben dem Muahe Effiti 
oder ZtanfitesZ6lle gegen einen andern »Bunbesftant er⸗ 
hebt’ oder erhöht, oder Befchränkungen der Ausfuhr eintreten 
Täßt, in welchem dieſen in’ Dem Verhaͤltniſſe zu ihm oder zu 
andern Bundesflaaten dieſe Zölle beftehen läßt, "einführt 
‚oder erhöht, oder Beſchraͤnkungen der Ausfuhr verfügt. — 
Sollte ‚eine. ſolche allgemeine Vereinbarung auf dieſe Des 
Bingungen fi nüht erreichen laſſen, fo, wisd Hannover 
nach wie vor gerne bie Haͤnde zu beſondern Verträgen mit 


'r. days geeigneten und geneigten Bundesſtaaten bieten, woran 


jeboch die Verhandlungen: fein Gegenſtand der Verathungen 
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am Bundestäge zu ' fein ſchrinen, 05 -c gleich wünfchend: 
werth wäre, wenn die Anwefenheit ber Geſandten der ver: 
ſchiedenen Bundesftaaten die Gelegenhrit zu ſolchen befanderen 
Vereinbarimgen am Sitze des Bundestags befordern Bönnte*. 
Baden, trat der vorgeſchlagenen Uebeteindanft ihrein ganzen 
Inhalte nach bei, bemetkte ſedoch, daß von dem’ auswärtigen 
Laidhandel Ddaflelbe' zu gelten haben werde, was nach 6 
vom, Seehandel gelten ſoltte, und brachte ben Zuſat in 
Vorſchlag 


„daß ſaͤmmlliche Bundesſtaaten auf jede Maaßregel, 
welche auf indirectem Wege die Freiheit bed Getreide 
'verfehrs ſtoͤren, und ‚ben Zweck ber zu treffenbeh Ueber⸗ 
einfunft vereiteln würde, namentlich auf bie Beſchraͤnkung 
der Ausfuhr auf einzelne Punkte‘, oder anf gewiſſe 
Quantitaͤten gegenfeitig Verzicht Teiften®. """ 

Die großherzoglich und herzoglich ſaͤchſiſchen Häufer ſchloffen 
ſich an die nadıträglich. aufgeſtellten Grundſätze bereitwillig 
an, weil ſie alles zu ‚beförbern beabfihtigten,, was zu einer 
gemeinſamen Üebereinkunft führen könne, , 


Medlendburg- Schwerin und Medlenbprgehreli, ‚eflärten 
ſich: mit den aufgeftellten ſechs Punkten vollkommen. ginverfkanden, 
um ſolche als Mormen anzunehmen, quf. deren Grundlage bie 
Uebereintunft, entweder. mittelſt eines zufaſſenden gemeinfamen 
Beſchluſſes, oder ſonſt durch das beſondere gegenſeitige Einver⸗ 
ſtaͤndniß derjenigen Bundesſtgaten, die ſich für, den freien Ver⸗ 
kehr erklaͤrten, nun, ohne langern Verzus zu Stande gebracht 
werden, möge,: 

Am Schluffe wirb bemertt: ver Durggeng ver Getreibes 
voh einem’ Bundesſtaate zum andern, werde weder dutch Berbote, 
noch durch wigewöhnlich erhöhte oder ſteigenbe Zoͤlle, ud in 
foldyen deutſchen Staaten Immer wicht: geſtoͤrt werbeh bürfen, 
welche ſelbſt dem, von den uͤbrigen beſchloſſenen,freicn Verkehr 
ber 'Rebendmittel wicht beitteten wollken. 17°, Zr 
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Oldenburg, Anhalt und — ſchloſſen ſich A 
Hannöverfchen Erklärung an... 

Die 46. Curie trat der Majorität Be, und wanſchte die 
baldigſte, vollſtaͤndige Uebereinkunft über Diefen Gegenſtand; vor: 
behaltlich jedoch der Retorſion, im Kalle einzelne Staaten GEx⸗ 
portationsabgaben erheben ſollten. 

Die freien Staͤdte erklaͤrten ihre Bereitwitigkeit en, den 
vorgefchlagenen 6 Punkten fowohl, als an einer jeden, andy be- 
fchräntten Bereinigung über Diefen Begenflaub Theil zu nehmen, 
welche die Begünfttgung Des freien Verlehrs zum Amed habe. 

Dänemark äußerte feine Bereitwilligkeit, die erwähnten: ſechs 
Punkte ald Grundlage einer zu treffenden allgemeinen NBenein- 
karung der deutſchen Bundesſtaaten anzunehmen, wobei es ſich 
jedoch von ſelbſt verſtehe, daß die Bundesmitglieder für. Ihre, 
nicht zum Bunde gehoͤrenden Staaten keine Verpflichtung uͤber⸗ 
nehmen koͤnnten, Die irgend einen Bezug auf dieſen Gegenſtand 
babe, der nur die. Bimdesſtaaten ſelbſt betreffe, 

Preußen ſprach fich dahin aus: 
die preußiſcheRegierung feiimmer überzeugtgewefen, 
daß ber freie Verkehr unter allen Bunhbesitnaten, 
und die Aufhebung der Fruchtſperre, im Innern 
Deutfhlands, dem GBeifte der Bundesacte. ange- 
meffen, und den Örundfäben einer liberalen. Ber- 
waltung vollkommen entfprechend Sei. ron 

Sie babe in dieſer Hinficht, unaufgefordert, ihre. eher 
zeugung durch das gute Beiſpiel beftätigt, daB fie ſchon waͤhrend 
des vorjährigen Nethſtandes Die Sperre nur als Repreflalie 
gegen foldde Staaten, welche fich gegen fie: zu aͤhnlichen Maaß⸗ 
regeln veranlaft geglaubt. hätten, verfügt habe — umd fie habe 
daher auch keinen Anftand genommen, die Geſandtſchaft zu er⸗ 
maͤchtigen, ſchon in ber 40, vorjaͤhrigen Sigung, dem in der 
32: Siyung in Antrag gelommenen Commiſſionsvorſchlage, wegen 
einer unter allen Bundesftaaten, zu. jchließenben allgemeinen 
Uebereinfunft über die Freiheit des ‚Verkehrs: mit Lebensmitteln, 
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unbedingt mit dem Wunfche beizutreten, daß man ſich auch noch 

bejonders in Betreff der hohen Ausfuhrzölle und Mauthen, bie 

einem Berbote gleich fämen, über Billige Grundſaͤtze vereinigen wollen. 
Die Geſandiſchaft fei nım, in Folge des zuleßt in ber 48. 

Sigung genommenen Befchluffes: 

„daß man über die ſechs Punkte, die Juerft dieſer allgemeinen 
Uebereinkunft zum Grunde zu legen fein würden, entſcheidende 

Inſtruction einholen wolle“ 

wiederholt augewiefen, unter Borausfegung der Beiftinunung ber 

übrigen Bunbesftaaten, mit Bezug auf das ſchon früher abgelegte 

Botum, die beifällige Erklärung ihres allerhoͤchſten Hofes in ver 

Art zu beftätigen, daß, - 

da nad) dem bereits beftimmt zu erkennen gegebenen Wunſche, 
einer ſolchen allgemeinen Vereinigung über jene ſechs Puukte, 
die baldige Befeitigung der noch vorliegenden Schwierigkeiten 
zu erwarten fei, auch Die preußifche Regierung ihre Mit: 
wirkung zu diefem Bwede, in fo fern es deshalb auf fie aw 
komme, nad Thunlichkeit verfichern wolle. 

Großherzogthum Heſſen erflärte: 

Obgleich man diesſeits fortdauernd überzeugt ſei, daß Fälle der 

Noth eintreten koͤnnten, wo eine Regierung bie Subſiſtenz ihrer 

Unterthanen von dem gewöhnlidhen Gange des Handels nicht 

mehr abhängen laſſen dürfe, jo babe ber großberzogliche Hof 

fi dennoch entſchloſſen, den unterm 14. Juli 1817 vorgelegten 

Entwurf einer Uebereinkunft unter den alleinigen Einſchraͤnkungen 

beizutreten: 

- 4. daß man der Beichränkung ber Ausfuhr einer oder ber 
andern Gattung der genannten Lebensbebürfnifie auf be 
fondern Handelöftraßen, oder gewiſſe Duantitäten, fo wie 
auch wanbelbare Zölle, ale der Uebereinkunft zu wiber- 
laufend betrachte, und ſich die Retorfion vorbehalte, gegen 
diejenigen Bundesftaaten, weldye die Ausfuhr überhaupt 
dur Zölle erfchwerten. 

2, Könne man den Wunfch nicht unterbrüden, baß biejenigen 
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Bundesglieder, welche zugleich Behernicher auswärtiger 
Staaten feien, ſich beftinunt finden. möchten, den freien 
Xranfit des auslaͤndiſchen Getreides auch durch dieſe nicht. 
zum beutjchen Bunde gehörige Staaten zu geflatten. 

3. Möchte in der Uebereinkunft noch beftimmter auszudrücken 
fein, daß bee Handel mit dem Auslande der freien Dispo- 
fition einer jeden Regierung überlafien bleibe, zu Land 
wie zur See. & 

Niederlande trat den ſechs Punkten unter der Beichränfung, 
bei, daß es rüdfichttich des Hornviehs für Qugemburg bei ben 
frühern Prohlbitiv⸗Maaßregeln ſein Bewenden behalte. 

Sn der 37. Sitzung vom 9. Juli 1818*), erklaͤrte ſich 
Oeſterreich dahin, daß ber Antrag des würtembergiſchen Hofes 
von fämmtlichen beutichen Regierungen ald ein achtenswerther 
Beweis aufgenommen worden jet, wie jehr man beabfichtige, daß 
bad gemeinfame, alle Deutihen Staaten vereinigende Band, fi 
zugleich auch wohlthätig für das individuelle Wohl der einzelnen 
Gebiete bewähren jolle. 

Die dadurch veranlaßten Commiſſionsberathungen, ſo wie 
mehrere darüber erfolgten Abſtimmungen athmeten einen gleichen 
Geiſt, und beruhten auf der ſchon in der Erkenntniß wohlthaͤtigen — 
nie genug zu würdigenden — Wahrheit, daß Deutſchland in ſeiner 
Gefammtheit nur durch ganz außerordentliche Elementarzufaͤlle 
in einen Zuſtand allgemeiner Noth hinſichtlich der erſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe verſetzt werden koͤnne, wenn alle deutſchen Staaten ſich 
auch in dieſem Sinne und nach den Andeutungen des Art. 19 
der Bundesacte als ein fuͤr gemeinſames Wohl und Sicherheit 
vereintes Ganzes anſaͤhen. 

Bei dieſem unverkennbarem genauem Zuſammenhange, bei 
dieſer gleichſam bedingten Wohlfahrt der einzelnen deutſchen 
Gebiete, durch gleiche Umfaffung des Ganzen, fcheine aud 
Sr. Majeſtät eine gemeinfame Berathuug in dieſer Beziehung 


*, 9, Br. 1818. $. 165. Sol, 375. 
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geeignet zu ſein, um eine ebenſo für die einzelnen Staaten, als 
für die Geſammtheit wohlthätige Anordnung, in Art einer freund- 
ſchaftlichen Uebereinkunft, zu bewirken. Sei keine foldye Ueber: 
einkunft zwerzielen,, jo ſei die wohlgemrinte Abſicht nur durch 
Separateonbentionen "erreichbar, und alſe dieſen ‚vorbehalten. 
Nach den vorkiegenden. Abſtimmungen trete aber bie Eimiglich 
baieriſche Regierung in Drei wefentlichen Punkten dem in ber 
43. Sitzung vom 14. Zuli 1817 zur Snftructionseindolung vor- 
Bebaltenen Entwurf einer Uebereinkunft nicht bei. Es werbe 
nämlich Ä 
1. anftatt der alldort Begutachteten \mtsanbelbaren Unab⸗ 
bängigfeit der Ausfubrzölle, vom Steigen und Kallen der 
Fruchtpreiſe, dieſes mit dem koͤniglich baieriſchen Mauth- 
ſyſtem als unvereinbar erkannt, und ſich nur zu einem be⸗ 
dingten Maximum verſtanden; 
2. ferner, während die Beibehaltung der gewoͤhnlichen Durch⸗ 
gangsgebühren im Allgemeinen für das blos durchgehende 
Getreide im Gonventionsentwurfe begutachtet werde, glaube 
die Königlich baieriſche Regierung, dab diejenigen Bundes⸗ 
flanten, welche nur mit - einem Theile ihrer Ränder. zum 
deutfchen : Bunde gehören‘, grade für biefe Gebiete den 
Tranfito ohne Beichränfung frei geben jollten, und emblich 
:3. während, gemäß: dem in Antrag gebrachten Entwurfe, ber 
Beitritt der nicht zum beutfchen Bunde gehörenden Staaten 
eines Bunded-Mitglieds als nicht erforderlih angefchen 
“werde, iind überhaupt ber Handel mit dem Auslande gar 
feinen Gegenſtand biefer Condention ausmachen joe, daher 
die Königl. Baieriſche Abſtimmung ſelbige auch anf die 
nicht deutſchen Gebiete und Reiche von Bundesregierungen 
fo aus, daß deren Aufnahme, wenigſtens in’ Beziehung auf 
den angeführten Tranfite, als unerläßliche Bebingumg bes 
Baieriſchen Zutritts angefehen werbe. . 
Unter tiefen Umfländen, und da man e3 allerdings 
einer jeden beutjhen Regierung, und alfo’aud der 
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tönkgl. baisnifchen, inhivihsnkten eigenen Würbigung 
überkaffen müffe, 05 und; unter welden Voraus— 
ſetz un gen biefielbet: eine ſolche Lebereinfunft: Dem be— 
jonderen Berhältniifen: und. der ſpeciellen Wohl⸗ 
fahrt. ihres. Örbiets.entäpuchend finde; da ferner 
auch ſelbſt Bei einer ganz. verfhisbenen Anjicht über 
diefe wahre Rational» Angelegenheit, wodurh man 
eine wohltfätige:Wereinigung der verſchiedenen 
beutfhen Stanten beabſichtiget,dennoch gewiß jede 
deutſche Regierung- weit: entfernt ſei, ben entſchei⸗ 
dendenStanbpuntt.zu verfennen, worauf ſich eines 
einzelnen Landes eigene Regierung in ſolch-artigen 
LendespolizeiWerhältnifſen befinde, könnte man fidh: 
kaiſerlich öͤſterreichiſcher Seits dermalen darauf beichränfen,' 
auch die abweichenpften‘, mit’ Umfict und- Unbefangenheit vorge⸗ 
tragenen Anſichten zu ehren‘; übrigens aber diefer Geſchaͤftslage 
den vorliegenden Gegenſtand nur beſondern Conventionen vor⸗ 
behaffeır zn betrachten.“ Man Eitnte alſo eine’iweitere Bundes: 
tagsberathung bis zu Dem Beitputtitre ausgeſetzt anſehen; wo 
zugleich auch etwa. "bie jest no; beſtehenden abweichenden 
Intereffen fich Genähtt ‚Haben bürften; gleichwohl fehe man fich 
veranlaßt in Erwidetnng einiger von baieriſcher Seite aufges 
Kelten Behaupturgen‘ ſich über die in Oeſterreich rüdſichtlich 
des Handels mit ben nothwendigſten Lebensbedürfniffen be— 
ſtehenden ‚Drbitngen ‚etwas näher zu verbreiten“, 

Nachdem der öftptreichiiche Geſandie dieſe Berhältniffe aus⸗ 
einandergeſetzt und liachziweiſen verſucht hatte, daß in ber öfter: 
reichiſchen Monarchie der Haãudel und Verkehr mit den noth⸗ 
wendigſten Lebenäbeblirfniffen. teinertei beſchwerenden Beſchraͤn⸗ 
kungen unterworfen, und ‚Rab, namentlich gegen das Ausland nur. 
bie alten niedrigen Auögangsjölle beibehalten worben ſeien, ſchloß 
er mit den Worten: „Man wuͤnſſhe übrigens ‚vereint, ‚mit ben 
gleiche Anßchten ausſprechenden hautichen. Regierungen ,. + daß es 
der Zukunft vorbehalten ſein möchte, ſich auch in dieſem wichtigen 
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Pumkte uͤber gemeinfame Grunbfäge zu einigen, und fo auch in 
diefer, das individuelle Wohl der’ einzelnen Bundesſtaaten eben 
jo ſehr ald jenes der Geſammtheit betreffenden Angelegenheit, 
den wahrbaften Nationalſinn zu bewähren, welcher allein ben 
großen deutſchen Staatenverein in: feiner Kraft: und. Wärbe zu 
erhalten vermöge, Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich 
bedauerten Daher aufrichtigſt, wenn die Bernthungen über diefe für 
bie einzelnen Staaten und für die Geſammtheit jo wichtige An- 
gelegenheit bermalen noch zu Feiner gemeinnhbigen Berabrebung 
führten, nährten jedod, die Hoffnung, daß nach mehreren etwa 
jebt noch zwedimäßig ſcheinenden vorläufigen Grörterungen, dem⸗ 
naͤchſt dieſer Gegenſtand wieder in ernenerte Anregung. gebracht 
werden und ſodann die Verhandlungen ein angemeſſenes gemein: 
fames Nejultat haben möchten”. — 

Die für Defterreih und andre Länder bei Abſchluß des 
projectirten Vertrags eintretenden Schwierigfeiten Eonnten freilich 
nicht anerkannt werden ,,..aber ‚die jpätere Zeit hat bewiefen, wie 
fie bei ernftem Willen doc) zu bejeitigen waren. Bei ben bisher 
betrachteten Verhandlungen ift es aber. nur zu offenbar, daß ein 
ernfter Wille bei Baiern und Defterreih nit vorhanden war, 
daß alles nur auf eine Hinzögerung binauslief. Grunbjäge, wie 
fie Oefterreich in feiner Abflunmung ausfprady (S. 213. 413.), 
würden, wenn ſpaͤter feſtgehalten, eine Bollyereinigung niemals 
haben zu Stande kommen laſſen. 

Noch Lange nach der Zeit der Mißernte zeigten ſich bie 
Folgen einer die erften Grundfäße des Verkehrs mißfennenden 
Handeld- und Verkehrs-Politik der deutjchen Staaten. Wenn 
wir bier auf diefe Verhältniffe auch nicht näher eingehen können, 
fo wollen wir doch an einem Beilpiele Die verfehrten volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Grundſätze damaliger Zeit Beleuchten. Man nabm 
damald und nimmt noch heute vielfach — ten auch irrig — 
an, daß Kurheſſen fo viel an Früchten erziele, als e8 zur Con⸗ 
fumtion gebrauche, man glaubte, ja man glaubt noch heute von 
manchen fonft intelligenten Seiten, daß bie früheren Fruchtböben 
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jeben durch Mißernte eintretenden Ansfall erſetzen könnten, wenn 
un in folchen Beiten Feine Ausfuhr Statt finde, man nahm und 
nimmt an, daß der Staat am beften für das Volfswohl die 
Fruchtböden verwalte. Nun, wir wollen für Letzteres ein Bei⸗ 
ſpiel auß jener Zeit anführen. 

Die Eurbeifiihe Staatsregierung Hatte durch Rothſchild 
Früchte von der Dftfee kommen laſſen. Daſſelbe fam, wie aud 
dad in Sũddeutiſchland der Fall war, zu Ipät an, um der Noth 
abzubelfen. Die Breife ber Früchte fanken fchnell und nad 
haltig. Der Preid der Frucht war gegen die Mitte bes 
Monats Auguſt 1817 überall im Lande 7 Thlr. für das Fafleler 
Biertel *) zu haben. Uber die Fruchtböden follten den Schaden 
nicht tragen, und jo wurde den kaſſeler Bädern bei Kaftellftrafe 
auferlegt **), wöchentlich eine gewiſſe Menge Oftfeeforn zu 
12 Thlr. 2 Er. für das kaſſeler Viertel von den herrſchaftlichen 
Boͤden zu nehmen. Da nun zu jener Zeit die bis dahin unent« 
geltlichen nud wohlfeileren Brodvertheilungen ploͤtzlich aufhörten, 
fo fam gerade das utgegengefeßte von dem zum Vorſchein, 
was man nach der befeitigten Gefahr einer neuen Mißernte und dem 
Eingang einer guten Ernte hätte erwarten follen. Während ber 
Mißernte Tofteten 22 Loth Roägenbrod in Kaffel einen Albus 
(9 Pfennige Sour.), mit dem auf den berrfchaftlichen Böden 
angelangten Oſtſeegetreide Eofteten 19 Loth eben fo viel; nach dem 
Marktpreife im ganzen Lande hätten aber für einen Albu8 35 
Loth Brod gegeben werben müfjen.— Daſſelbe geſchah, ober doch 
ähnliches in vielen andern Ländern. Als in Württemberg die 
Theuerungs⸗Commiſſion fi) auflöfte, zeigte der Präfivent v. 
Malchus dem König unter dem 23. Februar 1818 an, daß fi 
für den Staat ein Schaben von 1,816,255 Gulden bei dem 
Getreidehandel herausgeftellt habe; — die preußiſche Rheinpro⸗ 
vinz hatte aͤhnliche Erfahrungen zu machen gehabt. 


*) 1 Kaſſeler Biertel S 8085 Barifer Kubikzoll = 2,917 preußiſqhe 
Scheffel. 
=) A. Auged. Zeitung 1817 Nr. 230. 
rer Theil. 27 
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Während ber am Bnndestage geführten Verhandlungen 
batte Preußen raſtlos diejenigen Reformen in feiner Verwaltung 
vorbereitet, welche mit dem Mangel einer reichöftändiichen Ber 
faflung ausjöhnen follten. In erfter Linie flanden bie Beflre 
bungen auf finanzielem und ftaatöwirthichaftlichem Gebiete, 
darunter die neue Gejehgebung in Zoll und Handelsſachen. 
Trotz aller Schwierigkeiten, die in ben verwidelten Berhältnifien 
Iagen und bie ein jo jchwieriger Gegenſtand theoretiich wie practiſch 
bildet, erfchien am 26. Mai 1818 das Geſetz über den Zoll und 
der Verbrauchsfteuer von ausländifhen Wanren und über ben 
Verkehr zwilchen den Provinzen des Staates”). Gr bob bie 
Binnenzölle auf, erkannte die Handelöfreiheit ald Princip am, 
figirte das Marimum der Conſumtion aus dem Auslande ein 
gehender Manufactur- und Babrifwaaren und febte dabei bie 
Erhebung der Gefälle nah Gewicht, Maaß und Stüdzahl fe. 
Wenngleich fich nicht leugnen ließ, baß in ber neuen Geſetzgebung 
ein wefentlicher Kortjchritt zu Liberalen Grundſaätzen der Finanz 
und Handelspolitik ftattfand, jo wurde es ben deutſchen Rad: 
barftaaten doch jehr Täftig, weil die ſehr firenge, aber durchaus 
nothwenbige Grenzbewachung den bisherigen Haubel und Wandel 
zyotfchen Preußen und ben angrängenden Staaten in empfindlichfter 
Weiſe ftörte, und eine Reihe ſchwerer Bebrängnifie für Einzelne 
berbeiführte. Nur XBenige ſahen ein, daß mit der neuen preußi⸗ 
fchen Geſetzgebung gerade ein Uebergang von dem alten, dem 
Vollswohlftande fo ſehr ſchaͤdlichen Prohibitivſyſtem Tag**). Die 
preußifhe Staatözeltung gab ſich vergebene Mühe die Ieitenben 
Grundfäbe der preußiichen Regierung ale wohlthätig für 


*) Man vergleiche Dieterici, Der Bollswohlkaub im preußiſchen Staete 
Berlin 1846 ©. 61 ff. Hier finden fi die hoͤchſt interefianten Nachrichten 
über die Echwierigfeiten bei Borbereitung des Geſetzes vom 26. Mai 1818. 
Bir müflen uns verfagen an biefem Orte näher wie wohl font wünſchens⸗ 
wertb wäre, hierauf einzugehen. 

9°) Dönniges, Das Syſtem des freien Handels und der Schubzölle mit 
mit vorzůglicher Rückſicht auf den deutſchen Zofiverein. Berlin 1947. S 114 W. 
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Deutfchland barzuftellen *). Nur einzelne Kleine Staaten in 
Thüringen jchloffen fi) dem preußifchen Syſtem an, zuerſt 
Schwarzburg- Sondershaufen mit der ſog. Unterherrſchaft **) 
SchwarzburgsAubolfladt erft 1822, Weimar 1823 u. ſ. w. 
Anhalt⸗Deſſau und Anhalt⸗Koͤthen erft 1828. Mit Köthen ent« 
ſpann fi aber ein jehr verbrießlidher Streit, der zu langen 
Rerhbandlungen vom Bundestage führte“). Erſt durd bie 
Berträge mit Darnftadt F),.und Kurheſſen FF) wurde die Tren⸗ 
nung des preußijchen Staates, der öftlihe und weftliche Zollverband 
befeitigt nnd ein Zolliyftem für die Monarchie hergeftellt! So langfam 
reifte die Erfenntuiß der deutſchen Regierungen auf volkswirthſchaft⸗ 
lidem Gebiete. Der wahre Gefichtöpund, aus weldem nad 
damaliger Sachlage das neue preußifche Geſetz im deutſchen 
Intereſſe betrachtet werden mußte, wäre geweien, daß alle 
größeren enropälichen Staaten von der Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr Abgaben erhoben, und daß fie es im ihrer Gewalt 
hatte, einige Handelszweige vorzüglidy zu belaften und zu bes 
ſchraͤnken. Sie mochten Recht oder Unrecht dabei haben, daß fie 
Hand an ben Handel legten und feinen natürlichen Lauf nach 
ihrer Adficht zu lenken trachteten; immer mußte derjenige Staat 
ſchwach uub wehrlos gegen feinen Nachbar erjcheinen, der dieſem 
allgemeinen Syſteme nicht beitrat, und fich die Möglichkeit nicht 
erhielt, Freiheit und Zwang zu eriwidern. Mögen auch Nepreſſa⸗ 
tion fehr oft demjenigen mehr ſchaden, der fie ausübt, ald dem, 
gegen ben fie gerichtet find, ſelbſtſtaͤndige Staaten können gleiche 
wohl biefer Waffe nicht entbehren. Abgaben von ber Berzehrung 
und dem Verbrauche inlaͤndiſcher Erzeugnifje koͤnnen nicht beiteben, 
ohne Mittel bie Zufuhr Aähulicher Waaren vom Auslande ber 
gleichmäßig zu beſteuern. Wer das Salz, ben Branntwein, ben 


*) Staatzeitung 1819. Januar. 
*%) Vertrag vom 25. October 1819. 
48) fiche weiter unten. 
+) 14. 28. Febr. 8. März 1928. 
M 2. Aug 1881. 
27° 
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Tabak, die das Land erzeugt, beftenern- will, muß wenigſtens bie 
gleiche Abgabe auch von dem Salze, Branntwein und Tabak 
erheben, die vom Auslande eingehen. 
Endlich aber ift, abgefehen von jebem Bebürfniife der Innern 
Verwaltung die Befteuerung bed Handels mit dem Auslande 
überall eine bebeutende Hülfsquelle für Die Finanzen. Seine 
dDiefer drei Beziehungen darf überjehen oder einfeitig bervorge 
hoben werden, wenn ed darauf ankommt, Steueriyfteme für ben 
äußern Handel richtig zu würdigen. Die Kraft aller diefer Sy 
fieme beruht darauf, Daß der Handel auf möglichft wenigen 
Punkten in möglich großen Maflen vereinigt ſei. Beifpiele 
lagen damals gewiß in Binreichender Menge und von großem 
Gewichte vor. Es gab Länder, in welchen durch die Ratur ſelbſt 
aller Kleinhaudel mit dem Auslande damald unmöglich gemadt 
war. Die norbamerikanifchen Freiſtaaten grenzten damals auf 
der Landſeite nur an weite Eindden, Durch die noch Teine Han- 
delsſtraße führte; ihre Küften umgab das offene Weltmeer, nur 
befahrbar mit großen Schiffen, welche bamald fo tief im Waller 
gingen, Daß fie nur auf wenig Puncten ben bekannten Häfen 
und Anferpläßen fich gefahrlos dem Lande nähern konnten. In 
Folge diefer Lage konnte Nordamerika Zölle von zwanzig, dreißig 
und mehr Procenten mit großer Leichtigfeit und Sicherheit 
erheben. Es bezog davon jährlih die ungeheure Summe von 
36 Millionen Thaler, womit es, ohne andere Abgabe, feine 
fämmtlichen Verwaltungstoiten beftreiten, feine Schulden ver: 
zinſen und abbezahlen, feine Häfen befeftigen, Kriegsichiffe bauen 
und große Nationalwerke ausführen konnte. Großbrittauniens 
Lage war damals nur infofern minder günftig, ald es auch mit 
Heinen Fahrzeugen von der nieberlänviichen und franzöftichen 
Küfte erreicht werden konnte. Diefer Küftenverfehr, abhängig 
von jedem Wechfel der Witterung, würbe ſich ſtets auf Kleinig 
feiten befchränft haben, Die der Gunſt des Augenblidd anvertraut 
werden Eonnten, wenn bie ungeheuern engliſchen Einfuhrabgaben, 
bie bei weitem zum Beifpiel häufig den ganzen Einfaufspreiß über: 
fliegen, nich tſo reichlich Die @efahr und Koften bes Schleichhandels 
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gelohnt hätten. Landgrenzen ließen damals bei dem Mungel ber 
Gifenbahnen im Ganzen die Möglichkeit einer größeren Splitte 
rung bed Verkehrs zu, doch auch in fehr verjchiedenem Verhaͤlt⸗ 
niſſe. Sehr viele Haudelsartifel vertrugen Landfracht nur auf 
kurze Streden und mußten nothwendig den Flüſſen folgen, wenn 
fie aus beträchtlichen Entfernungen herbeigeführt werben follten, 
In Schwach bebauten Ländern lagen bie großen Seerftraßen, 
worauf allein das fchwere Frachtfuhrwerk in allen Jahreszeiten 
ficher fortlommen konnte, weit auseinander, Gebirge boten nur 
fparfam an einzelnen Stellen Päfe dar, durch welde 
Handelsſtraßen angelegt werben konnten. Nachbarn, welche firenge 
BZollfofteme hatten, öffneten ihre Grenzen dem Handel nur auf 
wenigen Puncten. 

Bornehmlich aber lag es damals in der Natur bes Handels 
ſelbſt, daß er überall fih auf großen Märkten zu vereinigen 
fuchte, wo der Zufammenfluß der Käufer, der Umfang und bie 
Mannigfaltigkeit der Waarenlager und die Größe der in ben 
Handel gebrachten Kapitale eine Sicherheit, Wohlfeilheit und 
Lebendigkeit des Handels und eine Vollkommenheit aller Anftalten 
zu feiner Erleichterung erzengte, von der man im SKleinbandel 
feinen Begriff hatte. in größerer Staat fonnte viel tbun, um 
dem Handel .diefen GSharacter zu erhalten. Zunächſt und vor 
Allem dur eine hohe Sicherheit und Freiheit der Perjonen 
und des Eigenthums; nur da, wo dieſe Sicherheit und Freiheit 
beftebt, ift dad Vaterland des Kapitaliften. Sodann durch Er⸗ 
wedung eines großen und edlen Geiftes in den Taufmännijchen 
Gorporationen; die Geldmacht muß ihren natürlichen Rang nicht 
erſchleichen und erbetteln, denn das macht fchlau und tropig, 
nicht Hug und muthig. Endlich durd, große Nationalwerke für 
die Sommimication aus einer umfaflenden Anficht entworfen, 
durchgeführt mit wahren praftifchen Geifte, und gepflegt mit Ge⸗ 
meinfinn und Ausbauer. Man fol hier rechnen, aber nicht wie der 
Nomade, der die Saat ausgräbt, um fie aufzueflen, weil er die 
Erute nicht erwarten kann. Der Handel fucht fi der Beſteue⸗ 
rung buch Berjplitterung zu entziehen, fobald er den Vortheil 
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ter Bereinigung zu theuer erfaufen muß. And ben Niederlagen 
wird ein Winkelkram, aus din reichen Laͤden Haufirer, aus den 
Frachtfuhren Packträger. Wer nur durch Aufſicht zu fleuem 
weiß, ift genöthigt, fie in gleichem Maaß zu zeriplüttern, woburd 
zuletzt Alles nnüberſehbar wird. Wer zum Schleihhänkler, 
Padträger und Haufirer aufgezogen tft, hat felten mehr Neigumg 
und Kraft, ein beſſeres Gewerbe zu ergreifen. Diefe Lotterie 
mit ihren Gewinnen und Nieten, Died unftete umherſchweifende 
Leben bat einen großen Reiz für Menjchen, die nur dem Angen- 
blide argehören. Wo der Irrthum oder die Roth foldhes 
Gewerbe erzeugt hat, wird man der Aufficht darüber ſich nicht 
entzieben können. Daß aber diefe Auffiht nur erfcheine als 
vorläufige Hülfe wider zeitliched Uebel, daß in dem Geifte des 
Steuerſyſtems und der Steuerverwaltung bie Kraft und ver 
Beruf liege, die Keime eines edleren Lebens zu pflegen mb 
aufzuzieben, DaB vornehmlidy das Steuerweſen nicht fremb ſei 
den höhern Staatszwecken, nicht vorberrichen, fondern mit ver 
walten, nicht Zweck fondern Mittel fein wolle, dies iſt es, woran 
eine verbefjerte Verfaflung erkannt werden möge. 

Diefe Srundfäße fcheinen fo Far, daß man hiernach bie 
neue preußifche Geſetzgebung von 1818 hätte beurtheilt glauben 
ſollen. Allein weit entfernt, daß diefem jo geweſen wäre, trat 
‚überall ein fehr großer Widerftand und eine tiefgreifende Bitter: 
feit gegen Preußen zu Tage. Klagen kamen von allen Geiten, 
insbejondere aus Sachen. Man erinnerte von dort aus Breußen 
an fein bei Uebernahme der Provinz Sachſen gegebened Xer« 
fprechen, für das dem Könige don Sachſen übrig geblichene 
Land durch hie wohlwollendften und ihm nöthigften Einrichtungen 
im Rabrungsbetrieb zu fchügen aber nicht zu beeinträchtigen, wie 
e8 nun gefchehen fei. Die Tuchmacher im Voigtlande z. B. 
hätten früher das Stüd ihrer Waare zu 60 Thlr. in bes 
preußifche Sachſen verkauft, und müßten fih nun feit Aufrid- 
tung bes neuen Zolltarifs mit 48 Thlr. begnügen, wodurd 
das Gewerbe zu Grunde ginge, Elend und Armuth täglic 
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Reige*). Kurheſſen wandte fofort Reprefjalien an und legte auf 
bie aus Preußen fommenden Waaren, Erzeugnifje und Fabrikate 
diefelben Eingangsgebühren, welche nach dem preußiſchen Zoll 
tarif an den Grenzen von kurheſſiſchen Producten verlangt 
wurden. Gin bittrer Streit (geſchürt durch den öſterreichiſchen 
General⸗ Conſul Ad. Müller in Leipzig *) mit Köthen regte bie 
öffentliche Meinung, wie ſchon oben gejagt, noch mehr auf, und 
die Preſſe verfehlte nicht fait überall gegen Preußen Partei zu 
nehmen. Der bekannte Profefjor Krug zu Leipzig jchrieb in einer 
Zeitſchrift »ꝛe) eine Kritif, welche den Beweis lieferte, DaB auch 
in dem Kreiſe, wo man ed am wenigften hätte erwarten follen, 
in dem Kreife ber Staatswirthicyaftslehrer, eine unendlich ober, 
flaͤchliche Kenntniß bed volkswirthſchaftlichen Lebens und feiner 
bewegenden Principien ſich darlegte. Einzelne Ungeſchicklichkeiten 
der Vertheidiger der preußiſchen Maßregeln, die nicht einmal von 
amtlicher Stelle hergekommen }) gaben Stoff zu den gehaͤſſigſten 
Angriffen, e8 wurde auf eben fo oberflädhliche Schrififteller wie 
Krug war verwielen TF), ja 2epterer ging jo weit zu jagen: 
„feld wenn es — das preußiihe Zollgeſetz — eine 
Wohlthat für die Kleinen benachbarten Staaten ober ein 
geichlofjenen Enclaven fo fei fie doch immer eine aufge» 
Drungene und wenn ed in Anſehung des Rechts fchon 
bedenklich fei, die eigenen Unterthanen par force glüdlich 
machen zu wollen, jo fei es wohl in Anjehung fremder 
Unterthanen noch weit bebenklicher *. 
Preußen ließ fith aber zum Helle Deutſchlands nicht irre 
machen und verfolgte feit und ruhig ſein angenommenes Princip, 


e) 4. %. ig. 1819 Nr, 46. 
**) Berp Leben des Frh. v. Etein V S. 605. Briefwechſel zwiſchen 
Gens und Ad. Müller ©. 6. 7. 353. 
o0) Hermes 1819 III 279 fi. 
+) 3. B. Recenflion in der Allg. Litt. Zig. 1819 Nr. 114. 
Tr) Wiener Jahrb. der Litterat. V ©. 283 verwies auf Bradis Gemaͤl de 
von Enropa. 
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und Das Organ ber preußifchen Regierung, bie Staatözeitung, 
erflärte*) bei Gelegenheit der Adreſſe eines Vereins von Kauf 
leuten und Fabrikanten, auf weldye wir fogleich kommen werben; 
„Preußen werde fhon feiner Lage wegen, mebr 
aber noch, weil die Vereinigung des einzelnen 
Sntereffes der deutſchen Bundesflaaten in ein Ge⸗ 
fammtinterejfe für Preußen vorzüglid wünſchens— 
werth jei, zu dem Plane einer völligen Handels: 
freiheit (zwiſchen den deutjhen Bundesftaaten) 
die Hand zu bieten amerftien geneigt fein, und werbe 
am Liebften die Schwierigfeiten gehoben ſehen, die 
fi der Ausführung entgegen zu ftellen [heinen.“ 

Eine große Kalamität war in Bezug anf die Handels⸗ und 
Gewerbeverhältniffe dur; Deutſchland gegangen und Die allge 
meine Noth veranlaßte endlih, da die Bundesverſammlung gar 
feine Anftalt machte, auf, Grund ber Art. 19 der B. U. die 
Zoll: und Handelsſachen zu ordnen, eine Anzahl von Kaufleuten 
und Fabrifanten eine Eingabe an den Bundestag zu überreichen. 

Ein von Kaufleuten und Fabrikanten bei Gelegenheit ber 
frankfurter Mefle gebildete deutſche Handeld- und Gewerböverein 
batte nämlich in einer am 24. April 1819 gehaltenen allgemeinen 
Berfammlung ſich folgende Statuten gegeben ”*), unter ber aus⸗ 
brüdlichen Bebingung, daß dieſe Statuten bei ber nädhften 
Bufammenkunft erft definitiv feftgefeßt werben follen, da mehrere 
Theile Des deutjchen Handels⸗ und Fabrikantenſtandes an ter 
Berathung nicht Antheil nehmen konnten: 

„1. Der Zweck des Vereins iſt: in verfaſſungs⸗ und geſeß⸗ 
maͤßigem Wege zu ſtreben, daß Handel und Gewerbe in 
Deutſchland wieder gehoben werden. 

2. Der Berein iſt durchaus nicht politiſcher Natur. Er ſteht 

. zum Staate ganz in demſelben Verhaͤltniß wie andere 

Privatvereine, 3. B. Landwirtbichaftlihe, Gelehrten» 
Vereine. 


*) 1819 Mr. 131. 
“eo, 4, X. Zig. 1819 Rr. 130. 
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. Der Ort der Zuſammenkunft des Vereins iſt Frankfurt 


a. Main. Hier wirb derſelbe zur Zeit der Oſter⸗ und 
Herbſtmeſſe feine Sigungen halten. Die Verhandlungen 
jollen ohne Ausnahme öffentlich befannt gemacht. werden. 


. Zum Behufe der geregelten Geſchaͤftsführung beftellt der 


Berein einen Ausſchuß, weldem er die Leitung ber Ges 
ſchaͤfte überträgt. Diefer Ausſchuß befteht vor der Hand 
aus einem Gorrefpondenten ber Kaufmanufchaft eines 
jeden beutfchen Staates und einem Erſatzmanne. In der 
Folge foll e8 aber dem Handelsftande jeder bedeutenden 
Stadt freiftehen, einen eigenen Gorrefpondenten zu be 
ftellen. 


. Der Ausschuß bereitet mit Hülfe eines gelehrten Geſchaͤfts 


führerd die Gejchäfte vor, Handelt in unbedeutenden 
Sachen für fich jelbft, Bringt bebeutendere an den ganzen 
Verein, und vollzieht die’ Beſchlüſſe deſſelben durch einen 
Vorſteher. 


. Die Art der Wahl des Ausſchuſſes, des Vorſtehers und 


des Geichäftsführers fol erft in der Herbſtmeſſe mit 
Uebereinſtimmung aller Theile definitiv feftgeftellt werben. 
Bis dahin fol beftellt werden: Johann Jacob Schnell 
aus Ninnberg ald Vorficher (Gorrefpondent and Bayern). 
Als Gorrefpondenten: Leisner aus Hanau für Kurbeflen, 
Hartmann, Sommerzienrath aus Heidenheim, für Württem: 
berg, Herrofe aus Gonftanz für Baden, Ernft Weber in 
Gera für Sachſen, Bergratb Buderus für Naffau und 
Darmftadt. 


 Notbwendige Bejchäfte, welche in der Zwiſchenzeit vor 


fallen, jollen von dem provifortfhen Vorfteher und dem 
Geſchaͤftsführer erledigt werden. Anden Vorſteher Schnell 
ſollen alle Notizen eingefchidt und von biefem dem Ges 
Ihäftsführer zur Verbreitung für Die fünftige Herbſtmeſſe 
mitgetheilt werben. 


. Der Bundeöverfammlung, den Regierungen der deutſchen 


Staaten und dem Senat der freien Stadt Frankfurt 


— 
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jollen zur ſchuldigen Ehrfurchtsbezeugung Exemplare Liefer 
proviſoriſchen Statuten eingereicht werben. 

9. Auch find ‚fie der Kaufmannfchaft aller derjenigen Staaten 
mitzutheilen, von welchen Feine Mitglieder auweſend waren, 
nnd Diefelben follen zugleich eingeladen werden, dem 
Vereine beizutreten“. 


Nachdem die Vorſtellung bei der Bundesverſammlung ein 
gegangen war, wurde v. Martend zum Berichterftatter Darüber 
ernannt. Diefer gehörte zu denjenigen Geſandten, welche bis 
dahin der Erwartung bes deutſchen Volkes, foweit wie immer 
erreihbar ſchien, am Bundestage zu entſprechen ſuchte. Aber 
auch er erkannte nicht, welch ein Fortſchritt der Entwickelung 
bed gewerblichen und Handelsleben des Volkes in dem Verſuch 
eines ſolchen Vereins, als fidy der zu Frankfurt bildende Verein 
von Kaufleuten und Fabrifanten barftellte, zu Tage trat, wie 
diefer Anfang, dieſe Vorbereitung zu einer Aflociation, zur Selbſt 
beftimmung auf dem wichtigen Gebiete der Volkswirthſchaft 
führen konnte. Er jagte in feinem Outachten darüber): 

„Sofern diefe Statuten der Bundesverfammlung bios zu 
ihrer Notiz mitgetheilt werden, kann dieſe fi) dabei begnügen, 
diefelben ad acta zu Tegen und der freien Stabt Frankfurt über 
laſſen, wiefern fie diefen in ihrem Gebiete errichteten Berein 
autorifiren wolle. 

Da aber diefer fich ernennende deutſche Haudelds und 
Bewerböverein unter dieſem Namen auch eine von fiebenzig 
Kaufleuten unterfchriebenen Petition sub Nr. AO des Einreichunge» 

Protocolls durch Herrn Profeffor Lift aus Tübingen. der fi als 
Bevollmächtigter des allgemeinen deutſchen Handels- und 
Gewerbsvereins angibt, übergeben hat, worin berjelbe auf bie 
Abſchaffung aller Zölle und Mauthen in dem Innern von 
Deutfchland und auf die Anlegung einer allgemeinen Donanen⸗ 
Linie gegen das Ausland anträgt; fo wird die Bundesverfammlung 





*) 9, Br. 1819 8. 103 Beil. 26 loco dietaturse el. 270 Fi. 
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fid wohl darüber entſcheiden müflen, ob fle Diele Eingabe Des 
Herrn Profeſſors Lift ald eine von der moraliſchen Perſon dieſes 
Vereins, oder lediglich als eine von einzelnen Kaufleuten durch 
einen Bevollmächtigten eingerichtete Bittſchrift anzufehen und zu 
behandeln habe. 

Nun wird zwar Niemand WBrivatperfonen, mithin auch 
einzelnen Kaufleuten, die Freiheit beſchraͤnken wollen, über Gegen⸗ 
ftände , die ihr Gewerbe betreffen und zu ihrer Kompetenz ge 
bören, fich zu beiprechen, auch zu dem Ende in Gefellfchaften 
zufammen zu ireten; und in den, in ben vorliegenden Statuten 
angefündigten Zweden dieſes Vereins liegt an fich gewiß nichts 
Unerlanbtes oder Bedenkliches. | 

Allein wenn .diefe Zufammentretung auf die Stiftung einer 
förmlich organifirten Gefellichaft gerichtet ift, welche ihren Vor⸗ 
fieher, ihren Ausihuß, ihre Gorreipondenten annimmt und fich 
fortwährend auf gejeßten Zeiten zu vereinigen und Beichlüffe zu 
faflen verabredet, und welche kurz nach ihrem Uxfprunge ſchon 
beweift, daß ihr Zweck fid, nicht darauf beichränfe, wie andere 
Gelehrtens Vereine, durch wiflenfchaftlihe Grörterungen einen 
Zweig des menſchlichen Willens feiner Vollfommenheit näher zu 
bringen, jondern den Regierungen Ratbichläge zu geben und den 
darauf gerichteten Petitionen durch zahlreiche Unterjchriften mehr 
Gewicht zu verſchaffen, auch einer in der That nur noch aus 
einzelnen Kaufleuten und Kabrifanten einzelner Zänder gebildeten 
Geſellſchaft dad Anjehen einer den Handelsftand aller deutſchen 
Staaten repräjentirenden Geſellſchaft zu geben; fo kann nicht 
nur bie Grridtung einer folchen Geſellſchaft dem Staate, in 
welchem fie entfteht, nicht gleichgültig fein, fondern fle ſetzt, um 
bie Rechte einer Körperichaft zu erlangen, mindeftens die Ger 
nehmigung des Staates voraus, worin fie beftehen ſoll. 

Schon unter diefem Gefichispunfte glaube ih daher, daß, 
fo lange die freie Stadt Frankfurt Diefer bei ihr entſtehenden 
Geſfellſchaft nit ihre Genehmigung ertheilt und fie anerkannt 
bat, die Bundesverfammlung von derfelben ald Verein gar keine 
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Rotiz zu nehmen, fondern ihre jeßigen und Fünftigen Gingaben 
lediglih ald von einzelnen Privatperfonen eingereicht, zu beur: 
theilen und zu behandeln bat. 

Und wenn vollends, wie in dem vorliegenden Falle, Indivi⸗ 
duen einzelner Staaten fi) ald Bevollmächtigte eines ganzen 
Standes in denfelben benehmen und unterzeichnen, indeß fie doch 
nur von einigen wenigen berfelben dazu autorifirt worden, und 
diefe Bevollmächtigten aus wenigen einzelnen Staaten ſich für 
berufen halten, einen Handels- und Gewerbd:Berein für ganz 
Deutſchland zu ftiften, fo jeheint Died den Staaten, deren Unter: 
thanen zu diefem Vereine gezogen werben, um jo weniger gleich: 
gültig zu fein, je weniger ſich Die |pätere Tendenz biefer Ge 
felfehaft aus den bloßen Worten der proviforiichen Statuten 
verbürgen läßt, und Daher mandye Staaten ſich bewogen finden 
koͤnnten, ihre Unterthanen in Beiten vor ber Theilnahme an 
Verbindungen zu warnen, beren fpätere Entwidelung dieſe viel- 
leicht nicht vorauszufehen vermögen. Da nun in den Statuten 
fih zwar nur die oben angeführten Vorfteher und Gorrefpondenten 
unterzeichnet finden, in der sub Nro. 40 eingereichten Petition 
aber fich fiebenzig Kaufleute und Fabrikanten aus einigen beutfchen 
Staaten unterzeichnet haben, ohne daß fie jedoch die Aechtbeit 
dieſer Unterfchriften weiter, ald dur die von Herrn Profeſſor 
gi erfolgte Uebergabe diefer Schrift, verbürgt findet, und noch 
mehrere Theilnehmer angekündiget worden find; jo glaubt Referent, 
daß, fo viel die sub Nro. A3 eingereichten Statuten betrifft, die 
Bunbesverfammlung felbige vorerft lediglid ad acta zu legen, 
die Namens des Bereind übergebene Petition ro. 40 als eine 
blos von einzelnen Privatperfonen durch ihren Benollmächtigten 
eingereichte Vorftellung zu beurtheilen, im Uebrigen aber den 
Herren Gefandten der Staaten, and welchen Kauflente uub 
Kabrifanten an dieſem Vereine Theil genommen, zu überlaften 
habe, dad Verzeichniß derſelben ihren Regierungen einzuſenden 
und biejen bie weiteren desfallſigen Verfügungen zu überlaffen; 
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unb ba letzteres Feines beſondern Beichluffes bebarf, fo würde 
der Beſchluß auf Nro. 43 fi blos darauf beichränten können, 

daß die von dem Herrn I J. Schnell unter Nro. 48. 

eingereichten Statuten eines bier geichloffenen Vereins 

vorerft lediglich ad acia zu Legen fein“. 

Zu gleicher Zeit ging aber auch eine Bittſchrift des 
Brofefior Liſt ans Tübingen als Bevollmächtigter des oben ge 
nannten DBereind ber in Frankfurt am Main verſammelten 
deutſchen Kaufleute und Fabrikanten, 

„um Aufhebung der Zölle und Mauthen im Innern Deutſch⸗ 

lands und um Aufftellung eines allgemeinen beutjchen, auf 

das Princip der Netorfion beruhenden Zoll⸗Syſtems gegen 

Die angrenzenden Staaten”, ein. 

In diefer Bittjchrift wurde, unter Vorftellung des ſchauer⸗ 
lichen Zerfalls dentjcher Gewerbe und Handlung, Die Urſache 
dieſes Uebels in den Mängeln der geſellſchaftlichen Ordnung in 
Deutſchland geſucht. 

Der Wohlſtand der Voͤlker werde durch Feſſeln gebeugt, 
weiche ber Production und dem Verkehr der Güter angelegt 
würden. Nur durch allgemeinen, freien, unbejchränkten Handels: 
verfehr könnten die Völker der: Erde den hoͤchſten Grad des 
phyſiſchen Wohlftandes erreichen. 

Daß inländische Induſtrie durch Mauthen und Zölle gewect 
werde, ſei irrig; dieſe wurden nur zu Prämien für die Schleich⸗ 
händler und wirkten nachtheilig auf alle inlaͤndiſche Induſtrie 
zurück. 

Deutſchland, umguͤrtet von engliſchen, franzoͤſiſchen, nieder⸗ 
laͤndiſchen ꝛc. Douanen, thue als Geſammtſtaat nichts, was jene 
Nachbarſtaaten noͤthigen koͤnnte, zur allgemeinen Handelsfreiheit 
für Guropa die Hände zu bieten. 

Dagegen beſchraͤnkten die Deutſchen fich ſelbſt um ſo mehr, 
38 Zoll⸗ und Mauth⸗Linien in Deutſchland laͤhmten ben Verkehr 
im Innern. 
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Bol und Mauth könnten, wie der. Krieg, wur ald Ber 
theidigung gerechtfertiget werben, und je Heiner der Steot fei, 
der eine Mauth errichte, defto größer fei das Uebel. Daber 
feien 38 Mauth⸗Linien dem Volle Deutſchlands ungleich ſchad⸗ 
licher , ald eine Douanen⸗Linie von Deutfchlands Brenzen, wenn 
auch die Zollſaͤtze dort dreimal höher wären. Daher koͤnne nur 
die Aufhebung der Zölle und Mauthen im Innern Deutſchlands 
und bie Errichtung einer allgemeinen Yol-Linie bes ganzen 
Bundes dem deutſchen Handels- und Gewerbflande wieder aufs 

beifen. 

Als Hauptgrund wider dieſe Maasregel werbe gewöhnlich 
der dadurch entfichende Ausfall in den Finanzen ter einzelnen 
Staaten vorgeſchützt; allein dieſer Einwurf ſei leicht zu Beben, 
denn Ä 

1. babe noch Feine Regierung öffentlich behauptet, daß fie 
Zölle und Mauthen anlegen, in ver einzigen Abfidht, da⸗ 
durch zu Gelde zu kommen, vielmehr ergäben die mehreften 
Boreingänge der Zollordnungen, daß die Bölle angefeßt 
würden, um die inländifche Induſtrie zu heben; wenn alfo 
bewiefen werde, daß dieſe dadurch zerftört werde, fo fei 
fein Grund, fie beizubehalten. - 

2. Dur den Ertrag der Bundes-Douanen werde ein be 

| trächtlicher Theil des Ausfalld gedeckt, das Uebrige Fönne 
durch directe Befteurungen ergänzt werben. 

3. Die Erhebung der Zölle und Mauthen verleite zu uner 
Iaubter Umgehung verfelben, ſchade der Moralität ber 
Völker und fege das Anſehen der Staatögewalt herab, 
wern ein Theil der Staatsbienerfchaft (das Zollperfonal) 
dem Volke feindlich gegenüber geftellt werde. 

4. Die Ratur des deutſchen Bundes erheifche unerläffig die 
vorgefchlagenen Maafregeln ; der Bund fei verpflichtet, tie 
Mitglieber befielben gegen dad Auslaud nidgt blos durd 
bewaffnete Mat, fonbern auch duch Bundes⸗Mouauen zu 
Ichügen. Zoll und Mauthen im Innern bed Bunbes feine 
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und wenn auch baflır der Erſaß durch directe Steuern gebedt 
werben follte, ſich dabei wohl der Handelsſtand fehr gut, aber 
der Staat und bie übrigen Stände in demſelben deſto fahlechter 
befinden würden. 

Bweitend. Der Worſchlag der Errichtung einer allgemei- 
nen, auf Retorfion gehauten Douanenlinie hat in der Ausführung 
wohl nicht weniger Schwierigleiten, wenn man auch nur bedenkt, 
dag zu dem Ende alle oder doch die mehrften der zwiſchen ein- 
zelnen Staaten und dem Auslande beftehenden Handeläverträge 
über den Haufen geworfen werben müßten, auch daß einzelne 
Bundesſtaaten in Anfehung einiger ihrer Provinzen zu dem 
Auslande zu zählen find, und Diefen wohl nicht zugemuthet wer⸗ 
ben kann, an der Grenze zwilchen beiden eine Bundesdouane 
zu dulden. | 

Die Schilderung diefer Schwierigkeiten hat übrigens nicht 
zum Zweck, das theoretiſch Wünfchenswerthe dieſes Antrags in 
Zweifel zu ziehen, wohl aber die Erwartungen von ber Moͤglich⸗ 
keit feiner baldigen Erreichung zu mäßigen, 

Daß e8 übrigens fehr wünjchenswerth ſei, daß ſich die 
Bunbesglieder baldmoͤglichſt unter einander über eine billige Ers 
mäßigung der Zölle und Mauthen, zumal die Tranfitogölle, vers 
einigen und fi) dadurch der Nothwenbigkeit der den freunbfchaft: 
lichen Berbältniffen der Witgliever fo wenig entfprechenden 
Retorfionen überheben möchten, wird wohl ein ‘Jeder einfehen, 
und dürfte es nicht erft der Aufforderung von Privatperfonen 
bedürfen, um die Bundesglieber geneigt zu machen, fich die Er⸗ 
füllung des 19. Artikeld angelegen fein zu laſſen, wenn gleich) 
auch hierin mehr von bejonderen Vereinbarungen zwijchen ein 
zelnen, inlondberheit benachbarten Staaten, ald von allgemeinen 
Bundestagsbeſchluͤfſen zu erwarten fein möchte, 

Uebrigens wirb es ben Kaufleuten und Kabrifanten eines 
jeden einzelnen Bundesſtaates unbenommen fein, wenn fie fid 
durch die in, andern Staaten ergriffenen, die Freiheit des Ges 
werhes hemmenden Mapregeln beſchwert fühlen, fich desfalls an 

» ihre eigenen Souveraine zu wenden, unb von biejen zu erbitten, 
28 * 
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Berberblichteit der Zölle und Mauthen im Innern Deutichlanbs 
durch Detail-Ausführungen und Berechnungen nachgewieſen fein 
ſollte, fie diefe in Gemeinfchaft mit dem fämmtlichen Handels 
und Gewerbſtande ihrer Länder zu entwerfen und nachträglich 
einzureichen fich vorbehielten. 


v. Martens als Berichterftatter der Bundesverfammlung fab, wie 
ſchon oben gefagt, in der Bittjchrift des deutfchen Handels unb Ge: 
werbvereind nur eine von 70 Individuen unterjchriebene Bittſchrift 
Binzelner an, und legte derſelben feine Wichtigkeit bei. Er fagte: 

„In der Sache jelbft ift zwar ber Begenftand, der in biefer 
Bittichrift behandelt wird, fofern er bie Beförberung bes Hanbels 
und Gewerbes Betrifft, gar wohl geeiguet, um in ber Bundes 
berfammlung erörtert zu werben, da in bem 19. Artikel ber 
Bundesade die Bundesglieder fi vorbehalten haben, in ber 
erftien Zufammenkunft der Bundesverfammlung wegen des Handels 
und Verkehrs zwilchen den Bunbesftaaten in Berathung zu 
treten, und die Wichtigkeit und Dringlichkeit laͤßt ſich wicht vers 
tennen, wenn man auch hier nnerörtert laſſen kann, wiefern bei 
der in dieſer Bittfchrift enthaltenen Schilderung bes ſchauerlichen 
BZerfalles der deutſchen Gewerbe und Handlung richtig abgewogen 
worben, wie Vieles daran auf die Rechnung ber Zölle zu fehen, 
und wie Vieles dem Bufammentreffen folcher Umftäube bei zu 
meffen ei, in deren Folge eine Stodung des Hanbelö unb Ge⸗ 
werbes augenblidlih faſt in allen Ländern gefühlt und beflagt 
wird. 

Die Bundesverfammlung hat ihren Wunſch, auch ohne Auf⸗ 
forderung von Privatperfonen, für das Befte des innern Ber: 
kehrs Sorge zu tragen, ſchon dadurch bethaͤtigt, daß fie, auf Die 
erſte Beranlafiung eines ihrer Mitglieder, die Ginführung eines 
freien Verkehrs mit den nothwenbigften Lebensmitteln zum Gegen: 
ftande einer ſehr erniten und forgfältigen Berathung gemadht, 
allein tie Erfahrung bat gelehrt, wie ſchwer es haͤlt, ſelbſt über 
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Diefem Antrage gemäß wurde von ter Vundesverſammlung 
der Beſchluß auch gezogen. *) 

Indeſſen waren die volkswirthſchaftlichen Zuſtaͤnde überall 
zu bedenflih geworden, ald daß nicht einzelne einfich- 
tige Regierungen mehrmals den Berfuch gemacht hätten, einen 
andern Zuſtand herbeizuführen. Die am meilten leidenden thü⸗ 
ringifchen Fürſten ergriffen von Neuem das Wort bei ber 
‚Bundesverfammlung. 

Die großherzoglich und berzoglich ſaͤchſiſchen Haͤuſer äußerten 
in der 26. Sitzung vom 22. Juli 1819 **) mit beſonderer Beziehung 
auf den Fabrifftand in dem Thüringer Walde: 

„Die von allen Seiten lautwerbenden Klagen, daß Deutſch⸗ 
land mit Probucten folder auswärtiger Staaten überſchwemmt 
werde, in welcher den Erzeugniffen des deutſchen Arbeitsfleipes 
der Gingang verfagt ſei, und daß durch Die neuerlich in einigen 
großen Bundeöftaaten auf alle ein und ausgehende Waaren 
gelegten Zoll: und Mauthabgaben die inlaͤndiſchen Fabriken und 
der Handel nicht nur auf das Höchfte bebrängt, ſondern bier und 
da ganz vernichtet werde, fchienen eine baldige Berathung über 
biefen Gegenſtand nöthig zu machen. Es liege unwiberfprechlidh 
in den Worten der Bundesacte, und noch mehr in dem Geifte 
des Vereins, daß Deutſchland ein Ganzes bilden folle. Dieſes 
fei aber unmöglich, fo lange durch Zoll und Mauthlinien im 
Innern, benachbarte Bundesftanten ald Ausland behandelt und 
die Relbungen vermehrt würden, flatt Durch Die idee eines ge 
meinfamen Baterlandes vermindert zu werden. Die großherzoglich 
und berzoglich ſächſiſchen Häufer erfannten es als Pflicht an, 
immer und vor allen Dingen das deutſche Nationalwohl im 
Auge zu haben, und das öfterhin und oft nur ſcheinbare Sintereffe 
des einzelnen Staated demijelben unterzuordnen. Der Nachtheil 
der ihren Gaflen Daraus erwachjen könnte, werbe fie daher nicht 


9. Br. 1819. 19. Sie. 24. Mai 1819 $. 103. 
”) 9. Br. 1819 $. 152. 
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Was den erfien Punkt betrifft, jo lehrt Die Erfahrung, 
wie ſchwer es ſelbſt in einfachen, aus urſpruͤnglich verſchledenen 
Provinzen beſtehenden Reichen iſt, Die ſämmtlichen Provinzial- 
zöle abzuschaffen und an die Grenzen vorzulegen; davon hat 
Frankreich in deu Zeiten vor der Revolution bei manchen "ed: 
falld gemachten vergeblihen Verſuchen ein redendes Beilpiel 
gegeben, und wenn e& der, alle vorigen Bande löfenden Revo 
Iutiou möglich war, dies zu bewirken, fo war der Vortheil da: 
von um diefen Preis wohl zu thener erfauft, und es ift gewiß 
bie Abficht der Bittſteller nicht, diefe hervorzurufen, ober Kran 
reich darum zu beneiden. Schon als Deutfchland immer gemein: 
fanıer höchfter Gewalt unterworfen war, ift viel und oft mit 
Grund über die Mannigfaltigfeit der Lands und Wafferzölle und 
Mauthen geklagt worden, doch ift e8 Niemauden eingefallen, 
auf mehr als auf die Ermäßigung und mögliche Vereinfachung 
derſelben anzutragen, weil man wohl damals glaubte, feine 
Wünfche nur auf dies Erreichbare beichränfen zu müfjen. 

Seht, wo Deutſchland nach feiner felbft gewählten und von 
den europäifchen Mächten garantirten Berfaffung nicht mebr 
einen Staat ansmacht, fondern aus fouverainen, Durch einen 
gleichen Staatenbund vereinigten Staaten befteht, ift die Schwie: 
rigfeit unverfennbar noch größer, eine fo gänzliche Veränderung, 
‚wie die Bittſteller In Hinſicht der Zölle und Mauthen wünfchen, 
durch eine Vereinbarung, zu der nothiwendig alle und jede Mit: 
glieder zuftimmen müßten, zu bewirken. 

In Ländern, wo die Zölle und Matıthen cinen bedentenven 
Theil der Yandes-Reventien ausmachen, wird man es ſchwerlich 
dem Staate zumuthen können, diefe aufzuopfern, um den Erfak 
dafür theild durch einigen Antheil an tem Grtrag der Grenz 
zölle theils Durch neue directe Steuern zu decken, welcher letztere 
Vorſchlag wohl den Beifall der Kerner nicht erhalten wird, zu: 
mal wenn man bedenkt, daß zur vollfiändigen Erreichung ter 
bezwedten gänzlichen SHandelsfreiheit, die Zölle und Mautben, 
im firengeren Sinne des Worted, nicht die einzigen indirecten 
Abgaben fein würben, die im Innern abgefchaft werben müßten, 
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Angenblid an, wo bie chemalige deutſche Reichsverfaſſung aufhörte, 
von ber Meberzeugung durch drungen gewejen, Daß es von ben 
nachtheiligften Folgen für ben deutſchen Nationalwohlftend fein 
werde, wenn jeder beutfche Sonverain, nunmehr der wohlthätigen 
Feſſeln eutledigt, welche die deutſche Reichsverfaſſung den Landesherrn 
in Beziehung auf das Zollweſen in ihren Territorien angelegt hatte, 
fih ifoliren und das Zollweſen auf eine willfürliche Art das 
Iniereſſe der Bundesgenoſſen nicht berüdiichtigend ordnen wolle. 

Bon dieſer Ueberzeugung ausgehend, Habe Die Regierung bie 
Zelleimrichtungen int Großherzogthum Heſſen ganz in dem Stande 
Gelafien, wie fie zur Zeit der deutſchen Reichsverfaſſung geweſen 
waren, ohne die bedeutenden finanziellen Vortheile zu beachten, 
weldde ein veräuberted Zollſyſtem, nach der Lage der großber- 
zoglichen Lande, den Staatscaffen gebracht haben würde. 

Mit Bedauern mußte dagegen wahrgenommen werden, daf 
mehrere deutſche Buntesftaaten eine andere Anſicht ergriffen, 
und mit Aufhebung alles Unterſchiedes zwifchen ganz freinden 
Staaten und dbeuticher Bundeslanden, ihr Zollwefen nad) Grund⸗ 
lägen des Mercantilſyſtems geordnet haben. Die dadurch bem 
Nahrungsſtande der Bewohner des Großherzogthums augefügten 
Nachtheile find jehr Fühlbar geworben. - 

Aufgefordert burd die zahlreichen Beſchwerden ber Unter: 
thanen, babe fie daher die Geſandtſchaft beauftragt, bei ber 
Bundesverſammlung auf einen gemeinfchaftlichen Beſchluß über 
den wechjelfeitigen freien Handelsverkehr in der Art anyutragen, 
daß unabhängig von demjenigen, was in Beziehung auf die 
Handelsverhältnifie Deutſchlands gegen nicht Deutiche Staaten 
fünftig etwa zu beſchließen fein möchte, bei allen Probucten und 
Fabrikaten deuticher Bundesftaaten, in keinem Bundesſtaat ein 
Unterfchieb zwifchen inläubifchen und auslänbijchen Waaren, in: 
fofern fie nur aus einem beutichen Bundesſtaate berrühren, 
feinen andern Beichänkungen, als auch der Verkehr mit inläus 
difchen Waaren unterliegen dürfe; und daß allenfalls auf alle 
6108 tranfitirenden Waaren eine mäßige Abgabe nach gleidhförs 
migen Grundfaͤtzen regulirt werben möchte. Man Fam hierauf 
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daß fie die Abftellung derſelben dur Unterhanblungen auf 
dDiplomatifchen Wegen zu erlangen fuchten, und wenn biefe den 
gebofften Erfolg nicht hätten, daraus aber gegründete Beſchwer⸗ 
den, nicht blos einzelner Kaufleute, fonbern ber Bundesſtaaten 
unter einander erwachſen würben, koͤnnten fich diefe Fälle zur 
wirffamen Verwendung des Bundes eiguen, 


Da aber die Unterzeichner der Bittſchrift diefen Weg nicht 
gewählt haben, den einzelnen Privatperfonen der verfdhie- 
denen Bundesflaaten aber in flaatörechtlichen Begenftänden biefer 
Art das Recht nicht eingeräumt werben kann, fidy mit Vebergehung 
ihrer Obrigfeit, mit ihren Befchwerden und Petitionen unmittels 
bar au Die Bundesverſammlung zu wenden; fo fcheint es, baß 
die Bundesverfammlung fi) nur bewogen finden koͤnne, über den 
in Stage ſtehenden Gegenftand nachftehenden Beſchluß zu faſſen 
und zur Kenntniß der Unterzeichner der Bittfchrift gelangen zu 
laſſen: 

„Da das Zollweſen mit dem Handel und Ver— 

kehr zwifchen Den verjhiedenen Staaten in ber 

engften Verbindung ſteht, fo wird die Bundes: 
verfammlung bei der ohnehin bevorfiebenden 

Berathung, au welder fie nah dem Art. 19 der 

Bundesacte berufen ifl, auch jenen Gegenſtand 

teifer Prüfung unterwerfen, und dasjenige 

nad den Verhältniſſen einzuleiten bemüht fein, 
was wahrhaft zur Befördbeung des deutſchen 

Handels, vereiniget mit dem Gemeinwohl des 

Banzen, gereidt. 


Zu dem Ende wird die Bundesverfammiung 
von ihren Regierungen ſich die nöthigen Erläu- 
terungen über dieſen Gegenftand erbitten, und 
werden diefe ohne Zweifel von ſelbſt darauf 
Bedacht nehmen, von dem Handels: und Bewerb 
ftande ihrer Länder, da, wo fie e8 für nötbig 
finden, Ausfünfte zu Begehren“. 
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der Feſſeln entlebigt werden, die bemfelben gegenwärtig in 
Deutſchland angelegt wären. 

Beim Schluffe der Sikungen bed Jahres 1819 ($. 219) 
wurbe unter den Begenfländen, über weldye Inſtructionen ein⸗ 
zubolen feien, um bei Wiedereröffnung bes Bundestags nach ben 
Ferien diefelben unverweilt verhandeln und zu einer endlichen 
Beſchlußnahme dringen zu können, auch genannt. 

6. Die Grleihterung des Handeld und Verkehrs zwilchen 
den verfchiebenen Bunbesftaaten, um den Art. 19 ber 
Bundesacte zur möglichften Ausführung zu bringen, ſoviel 
die Verſchiedenheit der Localitäten nnd beſonders die 
Steuerfufteme der einzelnen Bundesſtaaten foldhe zulafien 
fönnen ”. 

Sn der 35. Sitzung vom W. September 1819 ($. 233) 
ſprachen die Geſandtſchaften Baiern, Hannover, Medienburg und 
Anhalt ihre lebhafte Theilnahme an dem foeben zur Sprache 
gebrachten Gegenflande aus. Aber dennoch geſchah nichts. 

Bährenn ber Dauer der Minifterial-Gonferenzen vom 4. 
Wär; bis zum 29. Mai 1820 wurde am 4. Mai 1820 in vertraulicher 
Sigung zu Frankfurt befchloffen, die von Schnell, Lift und Arnoldi, 
Namens des f. g. Handels- und Gewerbvereins ſollen fo lange 
ad acia genommen werden, bis bie nachgefuchte Inſtruction eine 
Berathung des 19. Art. der B. A. möglich machten”). 


” 


Bei den Wiener Minifterialconferenzen famen die Handels 
angelegenheiten ebenfalld zur Sprache. Es wurde dieferhalb ein 
befonderer Ausfchuß beftellt, der am 4. März 1820 Vortrag 
erflattete **) 


*) Yingebrudte Regifratur vom 4. Mai 1820. 
oe) Wiener Miniſterial⸗Couferenz 18. Sip- 
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abhalten, für die unbedingtefte Grweiterung ber Gewerbe unb 
Handelsfreiheit in fämmtlihen deutſchen Bundesſtaaten zu 
flimmen. Der Art. 19 der Bundesacte ſpreche beutlih aus, 
daß bei der erften Berfammlung der Bundesverfammlung Die 
Grundfäße wegen des Handeld und Verkehrs zwifhen den 
deutihen Staaten in Berathung genommen werben follten und 
es fcheine Daher Dringend nothwendig, daß ohne längern Anftand ein 
Ausſchuß gewählt werde, der ſich mit dieſer wichtigen Angelegen- 
beit beichäftige, und Vorſchlaͤge thue, wie dem nicht blos drohen⸗ 
ben, jondern nun ſchon eingetretenen Uebel abgeholfen, und den 
billigen Wünſchen des deutſchen Arbeitsfleißes entiprochen werben 
koͤnne“. 
Auf dieſen würdigen und wahrhaft uationalen Vortrag der 
ſaͤchſiſchen Haͤuſer wurde beſchloſſen: 
„1. die in Bezug auf den Art, 19 der Bundesacte, und im 
Gemäßheit ded in der 19. diesjährigen Sigung gefaßten 
Beſchluſſes, F. 103. Rr. 2; von ben großberzoglih und 
herzoglich Jächfifchen Häufern abgegebeuen Grfläruug vor: 
erft zur Sammlung zu nehmen; zugleich aber 
2. an tiejenigen Regierungen, welde ebenfalld hierüber 
Erklaͤrungen abzugeben oder Erläuterungen nadzubringen 
gebenfen, die Bitte zu wiederholen, biefelben bald, und 
noch im Laufe der näcften Zerien anher gelangen zu 
lafjen, damit . 
3. nach Wiedereröffnung der Sigung eine eigene Commiſſion 
ernannt werben fönne, welche 
die eingehenden Erklärungen zufammen zu fiellen, mit 
ihrem Gutachten ber Bundeöverfammluug vorzulegen, 
und dieſelbe durch dieſe nöthige Vorarbeit in den Stand 
zu fjeßen hätte, demnaͤchſt biefen wichtigen: Gegenſtand 
einer reifen Berathung zu unterwerfen.” 
Die großherzoglich heffen-barmftäbtifche Regierung ließ gleich 
darauf ebenfalls in entſchiedener Weiſe erflären*), daß von dem 


4 


*) 3. Pr. 1819. 28. Sig. 5. Aug. $. 168, 
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weidye einzelne Bundesſtaaten zu biefem Ende absmerbunen ns 
veranlaßt finden mödyten. 
nl. 


Zuvdrderft und vorzugsweiſe babe die Bundesverfammlung 
ihre Bemühungen dahin zu richten, daß die in ihrer Mitte früher 
eingeleitete Verhandlung wegen des freien Verkehrs mit alleh 
Arten Getreide, Hüffenfrüchten, Kartoffeln und Schlachtvieh 
wieder angefnüpft und eine Vereinbarung Darüber nach Möglich: 
feit befördert und zur Ausführung gebracht werde. 


IV. 


Um auf der Flußſchiffahrt die derſelben durch die Wiener 
Congreßacte zugeſicherte Erleichterung wirklich zu gewähren, 
machten ſaͤmmtliche dabei betheiligte Bundesglieder ſich verbind⸗ 
lich, die deshalb ſchon beſtehenden Unterhandlungen fo Ihätig zu 
betreiben, und fo fehnell zu beendbigen, als die Natur des Gegen: 
ſtandes e8 zulaffen koͤnne, wie auch da,‘ wo Feine Unterbanblungen 
eingeleitet feien, folche baldthunlichſt eintreten zu Taffen. 


V. 


Die in Folge der vorſtehenden Beſtimmungen den ſämmt⸗ 
lichen Geſandten am Bundestag zu ertheilenden Juſtructionen 
ſeien denſelben bis zur kürzeſten Zeit zuzuſenden. 


In der 28. Sitzung ber Wiener Miniſterial⸗Conferenzen am 
11. Mai wurden fernere Verhandlungen Aber biefen Gegenftanb 
gepflogen. 

Metternich ſprach Hierbei feine Ueberzengung aus, daß ein 
allgemeine8 deutſches Handelsſyſtem, und eine bie gefammten 
Bundeöftanten umfaſſende Hanbelögefepgebung wohl nur ala 
fromme Wänjche zu betrachten wären, in der Wirklichkeit aber 
jeder Regierung überlafien bleiben müfje, auf practifchem 
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überein, diefe Erklaͤrung, bis die übrigen noch eingehen wärben, 
zurückzulegen. Auch Baden gab eine Erflärung ab. 

Hier wirkte ſchon Nebenius, deſſen Denkichrift bei den 
Wiener Minifterial-Eonferenzen 1840 bie Grundlage ber Ber 
banblungen bildete. Die Erklärung war einfach, Har, würbig 
und volllommen den Verbältnifien angemefien. Sie lautete: 

„Die großherzoglidy badiſche Regierung Bat je und allezeit 
dem Grundfape des freien Handels und Verkehrs practiſch 
gehuldigt, und jeine koͤnigliche Hoheit der Großherzog 
ſchließen fi mit Vergnügen dem Vorfchlage an, daß ein 
ſolches Syſtem für ben ganzen Umfang Deutſchlands befolgt 
werde, Damit nicht das Iſolirungsſyſtem der Ginzelnen 
Netorfionen zur Folge hat, melde bad, was in das wirkliche 
Leben übergehen fol, auf einen flexilen theoretiihen Sag 
rebuciren. 

Unter den vielen laͤngſt erörterten Geſichtspuncten, welche 
diejer aͤußerſt wichtige Gegenſtand barbietet, will man bier nur 
den berausheben, daß dad gemeiniame Band ter beutichen 
Staaten id nicht blos in Formen und Worten, ſoudern auch 
in reellen wohlthätigen Folgen darftellen müfle, wamentli im 
ſolchen gemeinnüglich wefentlichen Beziehungen. 

Ein Syſtem, zu weldem Badens Regenten aus Grüuten 
des ſelbſt erfannten Gemeinwohls ſchon Längft die Häude boten, 
ift jet allgemeiner Wunſch der Gejammtheit, der ſich von allen 
Seiten vielfach und dringend außipricht, und den, nad) dem be» 
flimmten Auftrage Sr. Eönigl Hoheit von ber Geſandtſchaft zu 
machenden Antrag binlänglich motivirt, 

„auf die fchleunigfte Herftellung der Handels⸗ und Verkehrs⸗ 

freißeit, und zwar in dem Maße anzutragen, daß dieſes 

wohlthätigfte Werk, ſelbſt durch ein Retorfionsfyftem Deutſch⸗ 

lands gegen auswärtige Staaten nicht verzögert und aufs 

gehalten werke *. 

Die Gefanttichaften von Württemberg, Kurheſſen, den 
großberzoglich und herzoglich ſaͤchſiſchen Häufern, ſprachen ſich 
ebenfalls dafür ans, daß ber Handel moͤglichſt freigegeben und 
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bie weitere Behanblung diefer Frage dringend zur Pflicht 
madhe. 

In derſelben Sigung verlas der großherzoglich und herzog⸗ 
lich ſächſtſche Abgeordnete, Baron von Fritſch einen Aufſatz, in 
welchem dargethan war, daß die Vollziehung des Art. 19 
der Bundesagcte das zu verläſſigſte Mitteldarbiete,die 
Ruhe in dem geſammtenDeutſchlandzu erhaltenund 
zubefeftigen. So wenig aud) die Schwierigfeiten zu verkennen 
feien, welche in der Verjchiebenbeit der örtlichen Verhältuifle und 
der Stenerfufteme der einzelnen Bundesftanten beruhten und es 
zur Unmoͤglichkeit machten, daß jebt bereit3 eine durchgaͤngige 
Handels⸗ und Gewerbefreiheit eingeführt werbe, fo jet ed doch 
ohne Zweifel eben jo möglich aldbringlich, einige Leitende Grund» 
fäbe aufzuftellen, welche zur weiteren Gutwidelung und Ausbil 
dung der Bundesverſammlung überlafien werben Fönnten. 

Man jolle nicht jäumen, den Grundſatz zu verfündigen, daß 
bie Freiheit des Getreidehandels und bes Verkehrs wit ben 
Lebensmitteln in den dentſchen Bundesftaaten nie unterbrochen 
werben folle. Die Gonferenz babe das ausgezeichnete Verdienß 
fi erworben, die Begriffe über die Bunbesverhältniffe berichtigt 
and Irrthuͤmer aufgellärt zu haben, woburd der Keim vieler 
Streitigkeiten erftidt worden fei. — Sollte e8 ihr nicht noch 
gelingen, die allgemeine Frage fowohl über bie Handelsfreiheit, 
als auch bie Frage zu erörtern unb zu beleuchten, ob ein Bun⸗ 
desſtaat das Recht befige, fein angenommenes Sinanziyftem auf 
die Gonfumtion des Nachbarſtaates andzudehnen? 

Der großherzogli und herzoglich ſaͤchſiſche Abgeorbnete ſei 
befehligt, gegen bie Fortdauer des dermaligen Zuſtandes «als 
eines rechtlichen, im Sinne der Bunbesacte, eine foͤrmliche Pro: 
ſeſtation nieberzulegen, und die nachbrüdlichften Anträge beim 
Bundestage nad) Maßgabe und auf den Grund der Bundesacte 
Art. 19 vorzubebalten. Da in dieſem Aufſatze der nachbar: 
lihen Sanbelöverhältuifie erwähnt wird, fo bemerkte ber _ 
preußifche Staatsminifter Graf von Bernstorff, Daß er keine 
Buubesverbältnifie kenne, nach welchen ſolche Souverainetäts 
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Hierin ift geſagt: 

Dem zehnten Ausſchuſſe ſei der Auftrag geworden, gutachtliche 
Borichläge darüber vorzulegen, wie dem Art. 19 der Bundesacte 
durch folche Grleichterungen des Handels und Verkehrs zwiſchen 
ben verichievenen Bundesftaaten Genüge gefchehen koͤnne, ale 
die Verſchiedenheit oͤrtlicher Berhältuiffe und zumal die befonderu 
Steuerjufteme der einzelnen Staaten zulaflen möchten. 

In der Art, wie diefe Aufgabe geftellt fei, liege ſchon bie 
Andentung und Anerkennung ber Schwierigkeit ihrer Löfung. 
Diefe Schwierigkeit habe ſich bei näherer Beleuchtung bes Begen- 
ſtandes nur zu ſehr beftätigt. 

Nachdem der Ausſchuß alle, ſowohl in feiner Witte audge: 
Iprochenen, als ihm von einigen andern der Bevollmaͤchtigten 
vorgelegten Wünfche und Anfichten auf das Sorgfältigite geprüft, 
und feinen Verſuch unterlaflen babe, um foldye, fo weit es die 
Verſchiedenheit der Zolle Steuer und Gewerb-Berfafjungen der 
einzelnen Bundesſtaaten für jet nur irgend geftatte, unter fi 
auszugleichen, und in einem einhelligen Beichluffe zu vereinigen, 
ſehe fich derſelbe genäthigt, feine Anträge auf folgenbe mehr 
borbereitende als enticheidende, feinen künftigen bunbesförderlichen 
Beichlüffen vorgreifende Beſtimmungen zu beichränfen: 


L 


Die Bundesverfammlung babe die Beförderung und Gr: 
leichterung des deutſchen Handels überhaupt, und infonderheit 
auch des Verkehrs zwifchen den einzelnen Bundesſtaaten, nad 
Anleitinig des 19. Artifeld der Bundesacte, als einen der Haupt: 
gegenftände ihrer Aufmerkſamkeit und ZThätigfeit anzufehen, und 
fih fortwährend zu befireben, die biefem Endzweck entgegen 
ſtehenden Hinderniffe aus dem Wege zu räumen. 


Sie habe zur nähern Bearbeitung dieſer Gegenſtände einen 
Ausſchuß zu beftellen, und demfelben die Befugniß zu .ertbeilen, 
zu feinen Berathungen diejenigen Sachverftänbige zugnzieben, 
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erſt nah Eingang der noch zu erwartenden Refolution 
des Kalferd eine Entſchließnng zu faſſen, und im Kalle ber 
Zuſtimmung deſſelben dieſer Artikel, ſowie der wegen der 
Flußſchiffahrt als definitiv feſtſtehend, die übrigen Puncte aber 
als Einleitung zu ferneren Berathungen dur) Die Höfe und 
Regierungen an den Bundestag zu erlafien fein würden. 

In der 33. Sigung am 23. Mai wurde beichlofien: 

1. den Artikel wegen ber Flußichiffahrt von dem entworfenen 

Separatprotocoll ganz auszuſcheiden; 

2. den Artikel über ven freien Verkehr mit Getreide und 
Lebensmitteln zwar dem genannten Separatprotecoll vor- 
läufig einzuverleiben, jedoch in Nüdficht anf die zu er: 
wartende Refolution des Kaiſers, ein anderes 
Separatprotoced zu entwerfen, worin der Grund: 
fat des freien Verkehrs mit den gedachten Gegenflänben 
ale definitiv angenonnnen und ansgeſprochen werde, 
biernächft aber nach Maßgabe der Unftände entweder 
von lehterm Protocol Gebrauch zu machen und ſolchen⸗ 
falls in dem Protocol Aber den Handel den MI. Artikel 
zu ftreichen, oder aber, wenn bie kaiſerliche Zuſtimmung 
nicht erfolgen jollte, dieſen Artikel in feiner jeßigen 
Geſtalt befteben zu Taflen. 

Der großherzoglih luxemburgiſche Bevollmaͤchtigte ernenerte 
den ſchon am Bundestage gemachten Vorbehalt wegen Einführung 
bes Hornviehes in das Großherzogthum Luxemburg, trat im 
Uebrigen aber den Vorfchlägen der Gonferenz bei. 

In der 34. Sitzung am 24. Mat wurden die in ber 33. 
Sitzung beiprochenen Separatprotscolle unterzeiähnet; fie Lauten 
wie folgt: - . 

„Da bie hier verfanmelten Bevollmädtigten mıtt Zuflimmung 

ihrer Höfe und Regierungen fi) über den Grunbfaß eines 

für alle Zeiten freien und ungehinderten Verkehrs mit Ge 
treide und andern Lebensmitteln zwiſchen den Bundesſtaaten 
befinitie versiniat, zugleich aber beſchloſſen haben, die weitere 
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Wege, burd freie Berathung und Bereinbarnung mit 
ihren Nachbarn das Mögliche zu erreichen. 

v. Marſchall gab die Erklärung ab, daß nach biedfeitiger 
Meberzeugung nichts mehr zu wünfchen, ald daß es möglich 
gewejen wäre, in Hinficht auf Handel und Verkehr zwiſchen ben 
einzelnen Bunbesftaaten über irgend eine den Handel und Verkehr 
wirklich befördernde Beſtimmung ſich zu vereinigen. In ben von 
dem Ausjchuffe aufgeftellten Säßen werde von Neuem, in Lieber 
einftimmung mit den Wünjchen der Bewohner der beutfchen 
Bundesſtaaten, Die NRothwendigfeit der Beförderung bes freien 
Verkehrs anerkannt, allein es fcheine in den nachfolgenden Sägen 
nichts zu liegen, ald was eine wirliche Beförderung des Handels 
und Verkehrs als wirkliche Erfüllung des auch bier anerlannten 
Bebürfuified angejehen werben werde. 

Wenn es den zu Wien verfammelten Kabinetten unmöglich 
geweien, ſich in dieſer Beziehung über folche Beſtimmungen zu 
vereinigen, wie jolle diefes der Bundesverſammlung möglich 
werden, bie fich ſchon lange ohne Erfolg mit dieſem wichtigen 
Gegenſtande beichäftigt babe, und Dazu bereits durch den 19. 
Artikel der Bundesacte angewiejen fei? 

Die Belanniwerdung der hier ausgeſprochenen Säbe dürfte 
aljo unter folchen Umfländen die Wirkung hervorbringen, die 
Hoffnungen der Bewohner der deutſchen Staaten, daß irgend 
eine Grleichterung ihnen wirklich werde zu Theil werben, noch 
mehr zu Ichwächen. 

Es dürfte Daher auch beiler fein, biefen Gegenſtand bier 
unberührt zu laſſen, als ihn mit den vorgeichlagenen Sägen, 
wenn nicht beliebt werben follte, ihnen eine andere Faſſung zu 
geben, an die Bundesverfammlung zuräüdzuweifen. 

Die Mehrheit der übrigen Bevollmächtigten war jedoch mit 
biefer Abficht nicht einverftanden, fondern hielt es für rathſam 
und nüglih, daß nachdem bie Conferenz ſich einmal mit ber 
Handelsfrage beichäftigt Habe, fie die dabei obwaltenden Schwie⸗ 
rigfeiten rein außfpreche, zugleid, aber der Buntesverfammlung 
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erſt nah Eingang der noch zu erwartenden NRefolution 
des Kalferd eine Entſchließnng zu faſſen, und im Kalle der 
Zuſtimmung deſſelben dieſer Artitel, fowie der wegen der 
Flußſchiffahrt als definitiv feſtſtehend, Die übrigen Puncte aber 
als Einleitung zu ferneren Beratungen durch die Höfe und 
Regierungen an den Bundestag zu erlafien fein wuͤrden. 
In der 33. Sitzung am 23. Mai wurde beichlofien: 
1. den Artikel wegen ber Flußfchiffahrt von dem entworfenen 
Separatprotecoll ganz auszuſcheiden; 
2. den Artikel über den freien Verkehr mit Getreide und 
Lebensmitteln zwar dem genannten Separatprotecoll vor: 
Iäufig einzuverleiben, jedoch in Nädficht anf Die zu er- 
wartende Refolution des Kallrd, ein anderes _ 
Separatprotocod zu entwerfen, worin der Grunb- 
ſatz des freien Verkehrs mit den gebachten Gegenſtänden 
als definitiv angenommen und ansgeſprochen werbe, 
biernächft aber nach Maßgabe der Unftände entweder 
von legterm Protocol Gebrauch zn machen und ſolchen⸗ 
falls in dem Protocol Aber den Handel den Mi. Artikel 
zu freichen, ober aber, wenn bie Zaiferliche Zuſtimmung 
nicht erfolgen follte, dieſen Artikel in feiner jeßigen 
Geſtalt beftehen zu Taflen. 

Der großherzoglich luxemburgiſche Bevollmaͤchtigte erneuerte 
den ſchon am Bundestage gemachten Vorbehalt wegen Einführung 
des Hornviehed in das Großherzogthum Luxemburg, trat im 
Uebrigen aber den Vorfchlägen der Gonferenz bei. 

In der 34. Sipung am 24. Mai wurden bie in ber 33. 
Sitzung beſprochenen Separatprotoeolle unterzeichnet; fie lauten 
wie folgt: 

„Da die hier verfammelten Bevollmaͤchtigten mit Zuſtimmung 

ihrer Höfe und Regierungen fi) über den Grundfaß eines 

für alle Zeiten freien und ungehinderten Verkehrs mit Ge: 
treide und andern Lebensmitteln zwifchen den Bundesſtaaten 
befinitio vereinigt, zugleich aber beichloffen haben, Die weitere 
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rechte, als man bier anfechten wolle, auch nur zweifelhaft erſchei⸗ 


nen Tönnten. — 

Nach einer Iange fortgefepten Discuffion über diefen Gegen: 
ftand machte Fürft Metternich bemerklich, daß bie Wiener Gon- 
ferenz keineswegs berufen fei, fi auf Streitfragen,, wie bie bei 
Gelegenheit diefer Discuſſion aufgeworfenen, einzulaflen, inbem 
fr folche, wenn fie einmal verhandelt werben müßten, Die Bundes⸗ 
verfammlung in ben Schranken ihrer verfaffungsmäßigen Gom- 
petenz und der Nechtöweg offen flänbe, 

Da die Beſprechungen übrigens zu Teinem beſtimmten 
Refultate führten, ſo behielt man fi vor, ben IH. Sab, wegen 
Freiheit des Verkehrs mit Betreive und aubern Lebensmitteln, 
für deffen unmittelbare . Erledigung die kaiſerlich Söfterreichiichen, 
koͤniglich preußiſchen und Föniglich baieriſchen, ſowie fämmtliche 
übrigen Bevollmächtigten ſich vorläufig im günftigfien Sinne 
erflärten, in der nächften Sigung zur Berathung zu ziehen. 

Die 29. Sitzung eröffuete Furſt von Metternich mit ber 
Bemerkung, daß man fid, fiber einige in den Anträgen berüßrte 
Buncte vielleicht hier fchon vereinigen und befimmt. ausſprechen 
Fönnte, jo Daß alsdann nur bie übrigen dem Bundedtage zur 
ferneren Bearbeitung zu übergeben fein würden. Au jenen 
Puncten gehöre vworzliglich ber. freie Verkehr mit Getreide und 
andern nothwendigen Lebensmitteln, über weldden man fich bereits 
von allen Seiten günftig erflärt babe, und für welchen berr 
Fürſt in wenigen Tagen auch die befiniiive Buftimmung 
des Kaifers, oder wenigftend cine Üntfchliekung zu er 
halten hoffe, wodurch eine balvige Vereinigung. am Bundestage 
bewirkt werben fünnte. 

Rüdfichtlich Der Zlußſchiffahrt wurde in derſelben Sißung 
eine veränderte Faffung bed hierauf bezüglichen Artikels ange⸗ 
nommen. 

In der 32. Sitzung von 20. Mai äußerte Furß vom 
Metternich, daß in Anſehmg des vorläufig beſprechenen Artikels, 
wegen des freien Verkehrs mit Getreide und Lebendmitiel 
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probneirenden und gewerbtreißenden Glafien durch wider: 
fprechende, verkehrte oder treulofe Darftellungen fo vielfältig 
irre geführt werben, ernftbaft befchäftigen müflen und haben 
fih zu dem Ende vorläufig über folgende Beftimmungen 
vereinigt. * 


I. 


„Die Bundesverfammlung hat bie Beförderung und Erleich⸗ 
terung des beutjchen Handels überhaupt, und infonderheit des 
Verkehrs zwiſchen dem einzelnen Bundesſtaaten, nad Anleitung 
des 19. Artikel der Bundebacte, ald einen der Hauptgegenftänbe 
ihrer Aufmerkſamkeit und Thaͤtigkeit zu behandeln und fidh fort 
während zu beftreben, Die jenem Zweck entgegenftehenden Hinder- 
nifie aus dem Wege zu räumen. 


II. 


Sie hat zur nähern Bearbeitung des Gegenſtandes einen 
Ausſchuß zu beftellen und demſelben die Befugniß zu ertheilen, 
bei feinen Berathungen jachverftändige Geſchäftsmaͤnner nad) 
einer bieferhalb mit den Regierungen zu treffenden Verabredung 
zu Rathe zu ziehen. 

IL. 


Die Bundesverfanmlung bat fortdauernd ihre Bemühungen 
dahin zu richten, daß die in ihrer Mitte fruͤher eingeleitete Ver⸗ 
handlung wegen bes freien Verkehrs mit allen Arten von Getreide 
und Schlachtvieh baldmöglichft zu einer gründlichen und feiten 
Bereinbarung zwilchen ven Bundesſtaaten gebeihe. 


IV. 


Da e8 für das Gefammtwohl der Bunbesflaaten und zur 
Beförderung ihres gemeinfchaftlichen Flors Außerft wunſchenswerth 
if, daß Die im Art. 1 berührten und mit diefen in Verbindung 
fiehenden Gegenftände von allen Seiten gründlich aufgeflärt und 
erörtert werben; fo verpflichten fich jämmtliche Bunnebreglerungen 

Grfer Theil. 





448 


Entwidelung und Vollgiehung des Grundſatzes, in Bezug 
auf alle dabei eintretenden Mobalitäten, ben Beratbungen 
der Bundesverſammlung zu überlaffen; fo ift zu diefem Gube 
Dad gegenwärtige Separatprotocoll abgefaßt, und ven 
fämmtlichen Bevollmächtigten unterzeichnet, auch einſtimmig 
verabredet worden, ſolches ihren refp. Höfen und Regierun- 
gen zu überreichen, damit die Bundeöverfammlung ven bem 
Inhalt deffelben unverweilt benachrichtigt, unb zur fernern 
Bearbeitung und Bervollfländigung des gefaßten vorläufigen 
Beſchluſſes angewieſen werbe.“ 

Ferner 
„Die Conferenz bat aus dem Vortrage bed 10. Ausſchuſſes 
erſehen, daß bie bei demjelben über ben Handel und Ber 
kehr zwilchen ven Bundesftaaten gepflogeuen Berhandlungen 
zu feiner erfchöpfenden Uebereinkunft geführt haben. — Ein 
fo vielfeitiger und verwidelter Gegenſtand Tieß ſich in bem 
Berbältnifie, worin die Bundesſtaaten gegen einanber flehen, 
obme ausführliche Inſtructionen der Höfe und Regierungen 
nur hoͤchſt unvolllommen bearbeiten; die Ertbeilung folder 
Inſtructionen aber Eonnte bei Dem Umfange und ben 
Schwierigleiten der Yragen bei der Kürze ber Beit und bei 
der Mannigfaltigteit anderer dringender Berathungen nicht 
erwartet, folglich auch bier nichts Entſcheidendes baräber 
Beichloffen werden. 

Der Ausſchuß hat daher — in ber Ueberzeugung, daß 
unreife und nicht binreichend vorbereitete Maßregeln in 
einer Sache von jo großer Wichtigkeit, anflatt den Zweck 
zu beförberu, nur das wirklich erreichbare Gute erfchweren 
oder vereiteln Tönnen, — die fernere Erwägung ber bier 
nicht aufzuloͤſenden Fragen der Bundesverjammlung über: 
laffen zu müflen geglaubt, ohne den bei ihr einzuleitenden 
Verhandlungen vorzugreifen. Nichts deſto weniger theilen 
fämmtlihe bier vereinigte Bevollmaͤchtigte das lebhafte 
Gefühl, dab man ſich mit Aufklärung dieſer Kragen, zumal 
in einem Beitpunde, wo das Bublicum, und beſonders die 
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Se. Majeftät hielten dafür, daß unter diefen Modalitäten 
unverkennbar und vorzugsweife die Beachtung zweckmaͤßiger Zoll: 
verbältniffe in den verſchiedenen Bundesſtaaten und die Beſtim⸗ 
mung bed Rechts der Regierungen Hinfichtlid, ter Abnahme und 
des Ausmeſſens von Aus⸗, Ein: und Durdhfuhrzöllen Bei dem 
wechjeljeitigen Verkehr gehörten, und als wefentliche Prämifien 
erwogen werben müßten, um zubörberft nach Ihrem aufrichtigften 
Wunſche die fhon Früder eingeleitete Verhandlung wegen des 
freien Verkehrs mit allen Arten Getreide und Schlachtvieh 
eheftens zu einer gründlichen und feſten Bereinigung unter den 
Bundesftaaten zu Bringen. 

Sämmtlihe Stimmen vereinigten fi}, über den Praäſidial⸗ 
antrag Bericht zu erflatten, und um fehleunige Inſtruction zu 
bitten. 

Sin der 18. Bundestagsfißung vom 27. Juli 1820 wurbe 
die Zufammenftellung der Bejondern Gegenftände, weldye in Folge 
der legten Wiener Minifterlalconferenzen zur meitern Beraihung 
an ben Bundestag gebracht werben follten, mit näherer Bezeichnung 
des verjchiebenen Standpuncts derfelben vertranlich vorgelegt. 

Hierin ift sub II. 3 gejagt: 

„In Betreff des Handels und Verkehrs zwiſchen den Bunbes- 
Ranten hat ein Separatprotscoll vom 24. Mai zur 84. Sitzung 
(der Wiener Gonferenzen) zwar die fernere Erwägung ber in diefer 
Hinfiht dort nicht aufzuldfenden Fragen der Bundesverſammlung 
überlaffen zu muͤſſen geglaubt, um den bei ihr einzuleitenden Ver⸗ 
handlungen nicht vorzugreifen; allein vier allgemeine Beftimmungen 
zu Anhaltspuncten dabei angenommen, in deren G@emäßheit 
nun zunächft von der Bnndesverfammlung 
a. ein Ausſchuß zur nähern Bearbeitung des Gegenſtandes 
überhaupt zu beflellen wäre, zu welchem Ende fi) ſaͤmmt⸗ 
liche Bundesregierungen verpflichtet haben, ihre Geſandt⸗ 
ihaften am Bundestage mit möglihft erichöpfenden 
Inſtructionen zu verjehen, damit Diefe zu beftellende Com⸗ 
miſſion zuvorderſt zu einer vollſtaͤndigen Keberficht Des 
gegenwärtigen Staudes der Dinge als ber notwendigen 
29% 
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ihre Geſandiſchaften am Burdestage mit möglihk erjchöpfenden 
Suftrustionen zu verfehe, Damit die nach Art. 2 bei der Bundes⸗ 
verjammlung zu beftellende Commiſſion zuvoͤrderſt zu einer voll: 
fländigen Ueberſicht des gegenwärtigen Standes der Dinge, ald 
der nothwendigen Grundlage aller ferneren Verhandlungen, und 
demnächſt nach reifer Ueberlegung zu einem mit ber eigenthüm- 
lichen Lage und den Verwaltungsiuftemen der einzelnen Staaten 
vereinbaren, zugleich aber für die Geſammtheit des Bundes er: 
Sprießlichen Rejultate gelangen möge, — 

Dorftehende Saͤtze ſollen in Form eines abgejonberten 
Sonferenzprotocolld von ben -biey auweſenden Bevollmaͤchtigten 
unterfchrieben und an bie rejp, Höfe und Regierungen mit ber 
Bitte, ihren Geſandten am Bundestage bie erforberlichen Juſtruc 
tionen im Sinne des Art. 3 ſobald die Wichtigkeit der Sache 
es nur irgend zuläßt, zu ertheilen, eingejendet werben.” 

Hiermit fchließen fih die bei den Wiener Minifterial: 
Gonferenzen über den Handel und Verkehr gepflogenen Verhand⸗ 
lungen. — 


Sn der 13. Sigung der Bundesverſammlung vom 22, Juni 
1820 machte das Praͤſidium die Eröffnung, daß Se, Majeftät 
ber Kaiſer zu Tebhaft das von jämmtlichen, allerjüngfi in Wien 
vereinigt gewejenen Bevollmächtigten der Bundesflanten ausge: 
fprochene Gefühl über die Nothwendigkeit theilten, daß die hohe 
Bundesverfammlung die Beförberung und Erfüllung des beutjchen 
Handels überhaupt, und infonderheit des Verkehrs zwiſchen den 
einzelnen Bundesftaaten, nad, Anleitung des 19. Artikel der 
Bundesacte, als einen der Hauptgegenſtaͤnde ihrer Aufmerkſam⸗ 
keit und Thätigkeit behandele, um nicht auf die thunlichfſte 
Beſchleunigung diesfaͤlliger, moͤglichſt erſchoͤpfender, ſofort Die 
einichlägigen, mannichfaltigen Modalitäten umfafſender Juſtruc⸗ 
fionen Dringend anzutragen. 
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ordnete, in weldem Falle ed den betreffenden Bundes⸗ 
ſtaaten durchaus freiftehe, eine ähnliche Sperre zu ver- 
fügen oder nicht; - im erftern Kalle jedoch würben fie 
ſaͤmmtliche Bundesregierungen . von dieſer Retorfionsmaßs 
regel unverweilt in Kenntniß zu ſetzen haben. 

D. Unter ber allgemeinen Freiheit des Getreidehandels 
zwifchen den Bundesſtaaten wäre eine Befreiung von den 
vor dieſer Vereinbarung feitzufeßenden Ein, Aus⸗ und 
Durdfuhrzöllen nicht zu verftehen. 

E. Blos durchgehendes Getreide, es fei im Auslande oder 
in Bundeöftaaten erfauft, wenn es nicht für einen mit 
dem Bunde im Kriege befindlihen Staat beftimmt ift, 
würde mit bloßer Erlegung der der feftzufeßenden Durch⸗ 
gangszölle durch alle Bundesſtaaten unaufgehalten durch⸗ 
zuführen ſein. 

U. Der zweite Gegenſtand des ber Commiſſion ertheilten 
Auftrags betreffe, nach Anleitung des 19. Art. der Bundesacte 
und des 2. Art. des Separatprotocolls der 34. Miniſterialconferenz 
die Beförderung und Erleichterung des deutſchen Handels und 
Berfehrd im Allgemeinen und infonderheit des Verkehrs unter 
den deutſchen Bundesſtaaten unter ſich. 

Der Commiſſion gingen zur weitern Bearbeitung dieſes ſehr 
wichtigen und allgemeinen Gegenſtandes noch ſo viele Nachrichten 
ab, die ſie theils von den hoͤchſten und hohen Bundesregierungen, 
theils von ſachverſtaͤndigen Geſchaͤftsmännern, die bei ihren Be⸗ 
rathungen zuzuziehen fie ſich vorbehalte, erhalten zu koͤnnen 
hoffe. Bor der Hand glaube fie jedoch fich darauf beſchraͤnken 
zu müſſen, von ſaͤmmtlichen Bundesſtaaten die Mittheilung 

a. der bei ihnen beftehenden Zoll⸗, Mauth⸗ und Accijegefeße 
über Eine, Aus⸗ und Durchfuhr fämmtlicher Gegenftände 
des Handels nebft den verfchiedenen allenfallfigen Beftim- 
mungen über Gontrebande. 

b. einer Anzeige: ob und welche Verfügungen an ihren Grenzen 
ber den Keinen Verkehr mit den Nachbarftaaten beftehen, 
erbitten zu müfjen. 
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Grundlage aller fernen Verhandlungen und demnaͤchſt ıc. 
gelangen möge. 

b. die Bundesverjammlung fortbauerud ihre Bemühungen 
dahin zu richten Haben wird, daß Die in ihrer Mitte 
früher eingeleitete Berhaudlung wegen des freien Ber: 
kehrs mit Lebensmitteln baldmoͤglichſt zu einer gründlichen 

. und feſten Bereinbarung zwiſchen den Bundesſtaaten 
gedeihe. Nach einem Beſchluſſe im 33. Protocoll find bie 
Höfe und Regierungen erfucht worden, in biefem Sinn 
die erforderlichen Inſtructionen an ihre Geſandten am 
Bundedtage, fobald die Wichtigkeit der Sache es nur 
irgend zuläßt, zu ertheilen *. 

In der 19. Bundestagsjipung vom 3. Auguft 1820 wurde 
die Sommiffion zur Begutachtung tiefes Gegenſtandes, beftehend 
aus 5 Mitgliedern, erwählt.! 

Die Commiſſion erflattete in der 30. Sikung vom 12. 
Detober 1820 Bortrag, in welchem fie fi 

I. rüdfichtlih Des freien Verkehrs zwiſchen den Bundes 
ftaaten mit Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schlachtvieh 
no dahin ausſprach: 

A. baß eine fefte Norm über unabänberliche, möglich gleich⸗ 
förmige Gin, Aus: und Durdfuhrzölle, denen alle Arten 
von Getreide, Hülfenfrüchten, Kartoffeln und Schladt: 
vieh unterworfen fein würden, ſich vereinigen wollen. 

B. Sie glaube ferner, daß ald Hegel werbe ausgeſprochen 
werden müflen, daß zwilchen den Bundesſtaaten unter 
fich keine Art von Sperre dieſer Gegenftänbe jemalö ein- 
treten jolle. 

C. Daß nicht von einfeitigen Verfügungen, fondern nur von 
dem gemeinſchaftlichen Einverftändniffe es abhängen ſolle, 
ob an ben Grenzen der Bundesſtaaten gegen die zu bem 
Bunde wicht gehörigen Staaten, Sperranftalten verfügt 
werten follen. Ausgenommen hiervon fei nur allein, wenn 
ein nicht zum Bunde gehörender Staat gegen bie an 
feinen Grenzen liegenden Bunbesftaaten die Sperre ans 
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gefeßgebung zn teguliven, und daß man ſich daber in biefer 
Beziehung weitere Mitfheilung vorbehalte. 

Die fürſtlich ſchwarzburgiſchen Häufer brachten einige No: 
tigen über die jenfeitigen Holle und Handelöverhältniffe zur 
Kenntnig der Bundesverfammlung. 

m der 38. Bundestagsfigung vom 14, Juni erklärte 
Preußen: 

Daß es erbötig fei, einer Bereinigung der Bundesſtaaten 

dahin Beizutreten, Daß 

a. binfichtlid des Verkehes mit allen Arten von Getreide, 
Hülfenfrüchte, Kartoffeln und Schlachtvieh ein Maximum 
des Ansfuhrszolls feſtgeſtellt, 
jeder ſonſtigen, den freien Verkehr ſtoͤrenden Beſchraͤnkung 
der Ausfahrt von den gedachten Lebensbedürfniſſen, ſowohl 
in Rüdfiht von Quantität, ald auf die einzelne Ausgangs» 
yuncte entjagt werde, 

e. daß unter ber allgemeinen Freiheit des Getreidehandels 
zwiſchen den VBimbesflaaten eine Befreiung von Ein⸗, 
Aus⸗ und Durchfuhrzoͤllen nicht zu verſtehen ſei, 

d. daß durchgehendes Getreide, es ſei im Auslande ober in 
Bunbesſtaaten erkauft, wenn es nicht fuͤr einen mit dem 
Bunde im Kriege befindlichen Staat beſtimmt if, mit 
bloßer Entrichtung der gewöhnlichen Durchgangsgebühren 
nicht allein. Die Grenzen bes Bundes, fonbern auch in ben 
zum Bund nicht gehörigen Ländern eined Bundesgliedes 
allenthalben unaufgehalten durchgeführt werben könne; 
und 

e. daß ber Verkehr mit dem Wuslande nicht zum Gegenſtand 
der Bereinigung zu machen jet. 

Zugleich theilte Preußen die jenfeitigen gejeßlichen Beſtim⸗ 
mungen. über die Abgaben von der Bin, Aus und Durchfuhr 
fänmtlicher Handelsgegenſtaͤnde Aber den Schleichhandel und 
über den Fleinen Grenzverkehr mit: Nachbarftaaten mit. 

In der 28. Sigpung befjelben Jahrs flinmte Baben in 
demfelben Sinne wie Württemberg ab. 


* 
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“ Hierauf wurde befchlofien: 


„daß über die hier aufgeftellte Anficht der Commiſſion Bericht 
zu erftatten, insbefondere aber die Regierungen der Bundes: 
ftaaten zu erfuchen feien, über die gegenwärtig beftehenden, 
den Handel betreffenden Geſetze und Einrichtungen in ben 
Bundesftaaten, dann über die bei ihnen eingeführten Boll-, 
Mathe und Acciſe⸗Geſetze über Ein, Aus⸗ und Durchfuhr 
ſaͤmmtlicher Gegenſtaͤnde des Handels nebft den verjchiedenen 
allenfallfigen Beftimmungen über Gontrebande der Bundes⸗ 
verfanmlung Mittheilung zu machen, audy damit Die Anzeige 
zu verbinden, ob und welche Verfügungen an ihren Grenzen 
über den Heinen Verkehr mit den Nachbarſtaaten beſtehe“. 

„Was die bierunter begriffenen Mittheilungen und Sins 
fiructionen wegen des freien Handels uud Verkehrs mit 
Getreide, Hüljenfrüchten, Kartoffeln und Schlachwieh betrifft, 
jo wäre deren möglichſte Beſchleunigung zu erbitten *. 


In der 12. Sigung vom 26 März 1821 wurde von 
Baiern über dieſe Anträge abgeftimmt, wobei fich die Zönigl. 
Regierung mit denfelben, infofern fie fih auf dem freien Verkehr 
mit den nothwendigften Lebensmitteln beziehen, im Weſeutlichen 
einverfianden erklärte und binfichtlich. der Beförderung und Er⸗ 
leichterung des deutſchen Handels im Allgemeinen die gewünfchten 
Mittheilungen machte. Im gleichen Sinne erklärte fidy. König 
reich Sachſen in der 13. Sigung defjelben Jahres. Württemberg 
jtimmte ebenfall3 beifälig ab, mit Ausnahme des Punctes C, 
wegen bes Verkehrs mit deu nothwendigften Lebensbebärfnifien, 
indem diefer Antrag mit ber früher ausgeſprochenen Anſicht der 
Majorität der Bundesglieder, welcher zufolge der Handel mit 
dem Auslande feinen Gegenftand dieſer Convention ausmache, 
nieht übereinftimme. 

In der 18. Sitzung vom 14. Mai 1821 erklärte ſich Groß⸗ 
berzogtum Heſſen im Wefentlihen mit den Commiſſionsantraͤgen 
einverfkanden und bemerkte, daß die großherzogliche Regierung 
fi) gerade damit befchäftige, die jenfeitige Zoll⸗ und Handeld- 
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unter allen Staaten ſich dleichmäßig vertheilten, jo dürfe auf 
biefem Wege auch nur um fo eher ein gemeinfames Einverftänd- 
niß und die Befriedigung eines eben jo allgemeinen ald bringen» 
den Bebürfniffes erwartet werben. 

Großherzogthum Hefjen und die großberzoglich und herzogl. 
ſaͤchſiſchen Häufer traten biefer Erklärung im Weſentlichen bei. 

Seitdem ifi bis zum Jahre 1832, wo Hannover 
die Sache wieder aufnahm über diejen Gegenftand 
inderBundesverfammlungnidhtsporgefommen. Man 
kam alfo weder den Beſchlüſſen der Wiener Mini: 
fterialconferenzen, nah Denen der Bundesverſamm⸗ 
lung, amwenigften aber der Vorſchrift der Bundes⸗ 
und Schlußacte nach. Um ſo höher muß das Verdienſt 
Preußens für die Schaffung des Zollvereins von 
Deutſchland anerkannt worden”). 


— — 


Fünftes Kapitel. 
Pie Angelegenheiten der Auterthanen des auſgelsſten Weſtphaliſchen 
Aönigreihs in Pezag auf gchaufte Pomainen, rähfländige Pefoldungen 
und geſtellte Centionen. 


Erſtes Stadium. 


Die Bundesverſammlung war von der Zeit ihre Zuſammen⸗ 
trittö an mit zahlreichen und jehr verichiedenartigen Reclamationen 
von Privatperjonen befchäftigt geweien. Keine aber jchien fo 
wichtig als die der Käufer der Domainen des aufgelöften König⸗ 
reichs Weſtphalen. Die Sache gewann dadurch noch eine erhöhte 
Wichtigkeit, daß bei derſelben Brundjäge zur Sprache Famen, 
welche tief in das Leben der Staaten eingreifen, welche eine 


©) Weber einige fpecielle Gegenſtaͤnde des Verkehrs 3.8. die Poſt werden 
wir ganz furz berichten. Ueber diefen Gegenſtand muß man die ausgezeichnete 
Abhandlung v. Linde's in deſſen Archiv vergleichen. n 
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Weitere Abflimmungen über diefen Gegenſtand kamen Feine 
ein. Sn der 26. Sikung vom 26. Auguft 1824 wurbe bie 
Commiſſion zur Begutachtung der Berhältniffe des freien Han- 
dels und Verkehrs, welde in der Zwiſchenzeit unvollzählig 
geworden war, wieder ergängt. 

Bei dieſer Gelegenheit erklärte Baden: Die großberzogliche 
Regierung babe aus allen bisherigen Verhandlungen die Leber 
zeugung gefchöpft, daß die Schwierigkeiten, welche bie Berfchie 
denheit der Handelsintereffen den Berabredungen über Handels⸗ 
angelegenheiten entgegenftelle, un fo leichter zu überwinden feien, 
je größer das Marktgebiet und je zahlreicher die Artikel feien, 
wofür die unbedingte Freiheit, oder eine Grieichterung des 
Verkehrs in Anfprud genommen werde. 

Unter dieſer Vorausſetzung werde naͤmlich unverkennbar eine 
Ausgleichnng der verſchiedenen Sintereflen der Probuction und 
des Handeld der einzelnen Staaten leichter moͤglich, während 
bei einer Beſchraͤnkung gemeinfamer Maßregeln auf wenige 
Gegenftände Teicht der Fall eintreten Fönnte, daß dieſe wenigen 
Erzeugniffe in dem einen Land nur zu den Ausfuhrartiteln und 
in dem andern nur zu den Importationsartikeln gehörten. Gine 
wahre und gerechte Reciprocität, bie allein das Ziel gemeinfamer 
Mapregeln fein koͤnnte, werbe aber nur erreicht, wenn bie Be 
dingung des freien Austaufches jevem Theile Abfagivege für Die 
Ueberſchüſſe einzelner Productionsgegenftände eröffneten. 

Daher erjcheine es als höchſt wünfchenswertb, daß Bei ber 
Reaffumtion der Verhandlungen zur Begründung eines freien 
Verkehrs zwilchen den ſaͤmmtlichen Bundesftaaten der frühere 
Plan eine angemeflene Ausdehnung erhalten, und jene Verkehrs⸗ 
freiheit für alle rohen Erzeugnifje ded Bodens, ohne Ausnahme, 
und für fo viele verarbeitete Stoffe in Anfpruch genommen 
werben möchte, als es nur immer bie Rüdfihten erlaubten, 
weldye die gegen das Ausland beflehende Handelöverhältuiffe ben 
einzelnen Bundeöftaaten zu nehmen geboten. 

Da in dem nämlichen Verhaͤltniſſe als der Kreis des wechfel- 
feitigen freien Verkehrs erweitert werbe, die Vortheile deſſelben 
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unter allen Staaten ſich dieichmäßig verteilten, fo dürfe auf 
biefem Wege auch nur um fo eher ein gemeinfames Einverftänd- 
niß und die Befriedigung eines eben jo allgemeinen als bringen» 
den Bebürfniffes erwartet werben. 

Großherzogthum Heflen und hie großherzoglich und herzogl. 
fächfifchen Häufer traten dieſer Erklärung im Weſentlichen bei. 

Seitdem ift bi8 zum Jahre 1832, wo Hannover 
die Sache wieder aufnahm über dieſen Gegenftand 
inderBundesverfammlungnidhtsporgefommen Man 
kam alfo weder deu Beſchlüſſen der Wiener Mini: 
fterialconferenzen, nad denen der Bundesverſamm— 
lung, amwenigſten aber der Vorſchrift der Bundes⸗ 
und Schlußacte nad. Um ſo Höher muß das Verdienſt 
Preußens für die Schaffung des Zollvereins von 
Deutſchland anerkannt worden"). 


— — — EEE 


Fünftes Kapitel. 
Die Angelegenheiten der Untertanen des anfgelößen Wechphälifcgen 
Königreichs in Pezug auf gchenfte Jomainen, rühftändige Pefoldungen 
und geſtellte Kantionen. 


Grites Stadium. 


Die Bundeöverfammlung war von der Zeit ihres Zuſammen⸗ 
tritts an mit zahlreichen und ſehr verfchiedenartigen Reclamationen 
von Privatperſonen beichäftigt gewejen. Keine aber fchien fo 
wichtig als Die der Käufer der Domainen des aufgelöften Koͤnig⸗ 
reichs Weſtphalen. Die Sache gewann dadurch noch eine erhöhte 
Wichtigleit, daß bei terfelben Brundjäge zur Sprache Famen, 
welche tief in das Leben der Staaten eingreifen, welche eine 


©) Weber einige fpecielle Gegenſtaͤnde des Verkehrs 3.8. die Poſt werden 
wir ganz furz Berichten. Weber dieſen Begenftand muß man die ausgezeichnete 
Abhandlung v. Linde’s in deſſen Archiv vergleichen. n 
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Erörterung hervorriefen, die fids über weite Vebenölreife ver 
breitete und in politiicher wie movalticher Beziehung bie Auf: 
merffarmfeit. alter Zeitgenoſſen auf fidy zog. Die Träger bei 
monardhifchen und landesherrlichden Princips ſtellien Säpe auf, 
welche eine tiefe Aufregumg im ganzen beutidhen Volle nach fidh 
zogen, den Gegnern biefer Brincipien einen fehr großen Vorſchub 
leiſteten und viel dazu Beitrugen, [pa das Bertsauen anf bie 
Bnudesverfemminng verloren ging. Was fo durchaus gegen 
die moraliſche Ueberzeugung eines ganze Volles if, wie in 
diefer Angelegenheit Die von der Aufangs vom beiten Willen 
geleiteten Bundesverſammlung ſpaͤter nachh und nad ande 
geſprochenen Printipien, kann nicht gexechtfertige werben durch auf 
bie Spige geftellte ſogenaunte Rechtögrunnfäpe. Wohl wäre es 
thoͤricht, ſich bei jeder Gelegenheit, wo es fidy um ſtaatsrechtliche 
Fragen handelt, eine Beratung auf bie moraliſche Ueberzengung 
des Volkes vorzunehmen; damit Tönnte man Alles in Yrage 
ftellen. Aber e8 gibt im Leben der Völfer Momente, in denen 
fie während der Turzen Spanne eined Jahrzehnts in der Gnts 
widelung ihres öffentlichen Lebens fo große Kortichritte machen, 
wie fonft faft nicht. im einem Balken Jahrhumdert und wo fie die alten 
Abgelebten Kormen, welche nur ein fcheinbares Leben hatten, mit 
einem Male zerbrechen. Das deutfche Bolt war in biefem Falle 
in der Zeit von 1807—1815 geweſen. Wir haben in der Gin- 
leitung dieſen Gegenſtand ſchon berührt. Wer nun wagen will, 
jene abgelebten Kormen des politifchen Lebens wieder einzuführen, 
weil fie etwa formel juriſtiſch zur Zeit nicht befeitigt waren, wer 
woch weiter geht, und Principien geltend machen. wie, welde 
eine Nation in enblofes Unglüd geftürzt, wer endlich fo unſinuig 
ift, Die Anftrengungen eines Volkes zur VBefeitigung jenes Rational 
Unglüdes zu mißachten und ibm, dem Bolfe, dieſes Unglück 
zurechnen,, welches es mit feinem Herzblute wieder gutmachen 
mußte: mag fich nicht wundern, wenn Abneigung und Mißtrauen, 
weun Grbitterung und Haß flatt ded eben wiedergewonnenen 
Bertrauend uud der Auhäuglichkeit eintritt. Wir haben zum 
Defteren darauf angewiefen, daß nur das deutſche Volk fo harte 
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Proben überwinden tonnte "). In der weſtphaͤliſchen Domainen⸗ 
Angelegenbeit findet ſich eine Beſtaͤtigung Diefer Anficht. Wir 
wollen bier nicht die Frage erörtern, ob Die Regterungshandluns 
gen eines jogenannten Zwiſchenherrſchers an dem wieber eintre- 
tenden rechtmäßigen Kürften wieder anzuerlenuen jeien, insbefondere 
wenn ed ſich um Privatforderungen bandbeli"); aber fiher war 
ed ein politifcher Fehlen fonder Sleihen, die Privatforberungen, 
weiche aus der Leit der Zwiſchenregierung herrührten, fpäter 
nicht anzuerkennen. 

Aber nicht nur ein politifcher Fehler war dies, fonbern auch 
ein moralifches Unrecht. Denn man fagte damit: „Lünnen die 
Fürften ihre Bölker nicht gegen ben Feind verteidigen, jo müſſen 
ſich die Völker gefallen laſſen, während der Herrichaft des fremden 
Fürften, und dauere fie ein Menfchenalter, in vielen Beziehungen 
rechtlos zu fein“. Nie wird ed daher gelingen, und ließen 
ſich fämmtlihe Inriſten des civilifirten Welt dafür aufbieten, 
einem Volke unferes Jahrhunderts die Ueberzeugung beizubringen, 
daß ein ſolches Princip Recht fein mäsfe. Daß es Recht war 
mb fein ſollte, bat das deutſche Volk damals allerkingd ges 
jeben und wärbe es weiter bis zum Sabre 1840 geſehen Haben, 
wenn bie Bundesprotocolle veröffentlicht wären. Zu dem polb 
tiſchen Fehler, der nicht um M Millionen Willen bätte gemacht 
werden dürfen, trat aber von. einzelnen Regierungen noch offen- 
barer Hohn hinzu. Der Kurfürft von Heſſen beſchraͤnkte fick 


2) Geſchichte der pelitiſchen Unterfuchungen ıc Weanffurt 1800. ©. 55. 


4) Pfeifer. Im wiefern find bie Regierungohandlungen eines Zwiſchen⸗ 

heerſchers für die reptmäßigen Regenten verbinälich. 1888, 

Schaumann. Die rechtlichen Verbältniffe des Iegitimen Fürſten, des 
UMrpators und bes unterjochten Bolfes. 1820. 

Stidel. Beitrag zu der Lehre von der Sewährleiftung und ber Mechts⸗ 
beſtaͤndigkeit der Handlungen eines Zwifchenherrichers. 1820. 

Dülow. Abhandlungen. Bd. I. und U. 

CL Zachariaͤ. Deutſches Staats⸗⸗ und Bundesrecht. J. ©. 363 Fi. 
3 Br. 1838. Fol. 656 ff. 
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einfach auf fein behauptetes Recht als Iegitimer Batrimonal« 
Fürft, aber der Regent von England *) wagte zu fagen: 

„daß ed das dringende Sinterefie der Fleineren, wie ber 
größeren Staaten, für kommende Beiten fei, biefe Grund- 
fäße feitzubalten, und zum Voraus den Unterthanen 
die Luſt zu benehbmen, dem eindringenden Feinde 
behülflich zu fein, wenu er wider alle Grund⸗ 
fäbe desKriegsrechts die Subftanz eines Landes 
verzehren will, das jelbft der rechtmäßigfte Keinb nur fo 
lange zu verwalten berechtigt ift, bis ein Friedensſchluß das end» 
lihe Schickſal dieſes Landes beftimmt, ober bis er, wie bier 
ber Fall war, von diefem Zeitpunct des factifchen Beſißes 
wieder entjeßt und alle rechtlihen Wirkungen beffelben für 
die Zukunft vereitelt worben |“ 

Das deutfche Bolt mußte fi) von einem fremden Regenten, 
von einem in allen Laftern fi) wälzenden Prinzen fagen Iafjen, 
daß ed eher mit Steuern und Laften zu Grunde gehen mäfle 
und folle, ehe nur eine einzige Domaine mit ihrer Beihälfe ver: 
fauft werden bürftel Die Braunſchweiger, ja bie Deutichen 
mußten hören: daß ihnen in Bufunft die Luft benommen werden 
follte, dem eindringenden Feinde behülflich zu fein, Die Subflanz 
bed Landes zu verzehren! Das mußten diefelben Braunſchweiger 
hören, die in Roth und Tod mit ihrem Herzog ausgehalten, 
wovon felbft in der troftlofen Zeit der tiefften Erniebrigung bie 
Einwohner der Refidenz die Proben ablegten, als der Herzog 
die Nacht (31. Juli 1819) vor den Thoren berjelben bei feinen 
treuen Sampfgenofien auf Stroh ſchlief; damals waren die Be 
weife der Theilnahme und Trene tobesgefährlih. Der edle 
Held erkannte wohl die Hingebung feiner Untertanen, und er 
wäre wahrlich nicht mit jenen ſchmachvollen Worten des Prinz» 





*), 9. Br. 1818. ol. 404. 
Dan war fo Hug, diefe Erklärung ale Vormund Braunſchweigs 
abzugeben. 
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regenten einverftanben geweſen. Wäre ein Freiherr v. Stein in 
der Bundesverfammlung geweſen, weld’ eine Antwort möchte 
wohl erfolgt fein! Er, der Die berühmte Antwort an Die Staiferin 
von Rußland gab*), was möchte er einem Brinzen, welchem 
der Borwinf der Bigamie gemadht wurde ), geantwortet 
haben ? 

Wir werben fpäter fehen, wenn wir von den Berfaflungs- 
Angelegenheiten zu fprechen haben, daß derſelbe Prinzregent in 
faft noch fchmählicherer Weile gegen den mißleiteten und aus 
der Art gefchlagenen Herzog Garl von Braunfchweig ſich 
benahm und daß er in der Bundesverſammlung Worte gebrauchte, 
die ſich deutſche Fürften und Stantsmänner niemals hätten gefallen 
laflen follen. | 

Preußen nahm zwar von Anfang an in diefer Angelegenheit 
eine würdigere Stellung ein, ſchwankte aber bei verichiedenen 
Belegenbeiten hin und ber, und bei den Wiener Minifterial: 
Gonferenzen 1820 gab Graf Bernflorf nebit den übrigen Bevoll⸗ 
mädhtigten zu Protocoll ***), Daß bei Abfafjung des 15. (jebt 30.) 


*%) Bere IH. ©. 199. Bei der Nachricht von dem Rückzuge der Fran⸗ 
zofen aus Moskau hatte die Kaiferin Mutter gefagt: „Bürwahr, wenn von 
dem franzoͤſiſchen Heere Bin Mann über den Rhein ins Baterland zurück⸗ 
kommt, werde ich mich ſchämen eine Deutfche zu fein”. Stein fland von der 
Tafel auf und erwiderte: „Bure Majeſtaäͤt haben fehr Unrecht dies zu fagen, 
und zwar dor den Ruſſen zu fagen, die den Deutſchen fo viel verbanfen. 
Sie follten nit fagen: Sie werden Si der Deutſchen ſchämen, 
fondern follten Ihre Bettern nennen, die deutſchen Fürſten. Ich 
habe in den Jahren 1792 —1796 u. f. w. am Rhein gelebt; das 
brave deutſche Volk Hatte nicht Schuld; Kälte man ihm vertraut, 
hätte man es gu brauchen verfianden, nie wäre ein Franzoſe über 
die Elbe, gefchweige über die Wechſel und den Dniepr gelommen.“ 

2) Die Bertbeidiger der Königin Garoline von England erklärten, daß 
nur derjenige auf Cheſcheidung nad englifchen Geſetzen antragen dürfe, welcher 
nicht ſelbſt Ehebruch getrieben; fie, die Bertheidiger, könnten aber fogar bes 
weifen, taß der König in Biganıie lebe. 

*s, 17. Brotocoli der Wiener Mnifterialsonferengen von 1820. 
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Artileld der Schlußacte von ben weſtphaͤliſchen Forderungen 
durchaus nicht Die Rede fein koͤnne, die Abficht dieſer Artikel 
lebiglich dahin gebe, zu beftimmen, wie es mit rechtmäßigen und 
begründeten Korderungen und Anſprüchen zu alten, denen bie 
gebührende Befriedigung deshalb verweigert werde, weil bie Ber 
pflichtung dazu oder das Maß der Uebernahme und Repartition 
zwiſchen mehreren Bundesgliedern noch fireitig fein möchte“; in 
einer fpätern Sigung *) ſtimmte es dahin, daß die Eingaben der 
weftphältichen Domainenkäufer als durchaus unzuläffig bei den 
MinifterialsBonferenzen betrachtet werden follten, was tem Be 
bollmädtigten Derfelben, Dem Dr. Schreiber, mündlich mitgetheilt 
wurde. Im Ganzen bat aber doch Die preußifche Regierung am 
meiften ihre wohlwollende Geſinnung und ihren Wunſch Gered- 
tigkeit in diefer Sache zu üben, dargelegt. — Wir wollen uum 
auf die Sache ſelbſt näher eingehen. 


Im Jahre 1802 oceupirte bekanntlich Napoleon die Han: 
növerifchen Lande in Verfolg eines Krieged gegen England, 
eroberte dann 1806 im Kriege gegen Preußen einen Theil ber 
preußiichen Staaten und occupirte zugleid, die kurheſſiſchen und 
berzoglich braunſchweigiſchen Lande, obſchon gegen Den Kurfürften 
von Heffen und Herzog von Braunjchweig ein formaler Krieg 
nicht erklärt war nnd nicht ftattgefunden hatte. Demmoch wurben 

beide Regenten aus ihren Landen vertrieben. Im Jahre 1807 
war Preußens genöthigt im Tilſiter Frieden einen Theil feiner 
vom Feinde eroberten Länder zur Verfügung Napoleons zu 
ftellen. 

Diefer bildete in demſelben Jahre das Königreich Weſt⸗ 


©) 33, Gigung. Der Beſchlaß war einfimnnig gefaßt. 
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phalen und fchlug dazu einen Theil der von Preußen ihm abge 
tretenen und von Hannover und Kurheſſen orcupirten, ſowie die 
braunfdyweigiichen Länder. Das Jahr 1813 ſah dieſe Schöpfung 
Rapoleond wiederum fallen. Das Königreich Weftphalen wurde 
von ben gegen Napoleon und feine Dynaftie verbündeten Mächten 
Defterreih, Rußland und Preußen erobert und hierauf in folder 
Weile aufgelöft, daß deſſen Gebietstheile an die vorigen Befiker, 
die Regenten von Preußen, Hannover, Kurheſſen und Braun: 
ſchweig, zuruͤckgelangten, oder fonft vertheilt wurden. Das unter 
den an Preußen zurüdgelangten Ländern begriffene Fuͤrſtenthum 
Hildesheim wurbe jedoch 1815 In der Wiener Songreßacte an 
Hannover abgetreten. 

Nach der Bei dem Wiener Congreſſe 1814 durch befien 
ſtatiſtiſche Commiſſion gefertigten und den Theilungsverhandlungen 
zum Grunde gelegten Weberficht der Bevölkerung des Königreiche 
Weftpbalen zur Zeit der Auflöfung berfelben beftand die Volks⸗ 
zahl in 


891,970 Untertbanen von Preußen, 

397,038 " „ Hanuover, 

401,693 " „ Kurbeflen, 

203,998 jr „  Braunfchweig, 

31,108 " „ Königreich Sachen, 

34,000 " n Corwey, Nittberg, Schaum und ber 
Ä mebdiatifirten Ritterfchaft in Kurs 

heſſen. 


1,959,907 *) 


*) Klüber, Acten des Wiener Gongrefies Bd. V ©. 59. 
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By beträgt 


151653333 p. €. auf die preußiſchen Landestheile 
Oman bannöveriichen " 


20 nos ” Ki „nun Ffurheifiichen n 
10H en nn braunfchweigifchen „ 
nn übrigen n 


Das völferreshtlihe und ſtaatsrechtliche Verhältniß des 
Königreihs Weltphalen war folgendes: 

Das Königreicy Weftphalen und deſſen König wurden von 
den mehrften europäifchen Mächten, injonderheit auch von Preußen 
völferrechtlicy anerkannt; allein die Negenten von Hannover, 
Kurheſſen und Braunfchweig erkannten dieß niemald an um 
traten weder an Napoleon, noch an einen Dritten etwas 
von dem ab, was ihnen durch militärische Occupation 
entrijfen worden war. Napoleon aber bejtimmte das neue 
Königreich zu einem Mitgliede des von ihm neugeſchaffenen 
Rheinbundes und gab dem Lande eine Gonftitution nach jener 
oberflächlichen franzöfiichen Manier, welche in wenigen Stunden 
eine Verfaſſung ohne alle Nüdfiht auf Die verfchiedenen Landes: 
theile, au Denen e8 zuſammengeſetzt war, fabricirt. Das Land 
jollte als ein einheitliches Ganzes betrachtet und verwaltet, 
übrigens in Departements nen eingetheilt werden und der Yorm 
nach eine völlig. geordnete Verfaffung und Verwaltung analog 
derjenigen, welche in ben übrigen nad) den Grundſätzen des dama— 
maligen franzöfiichen Gouvernements organifirten Staaten 
beitand, befiken *). 

Die neue weftphälifche Negierung, im Befige eier ſouverainen 
Gewalt unter gewiſſen conftitutionellen Formen und fortwährend 
gedrängt durch eine ftürmifche Zeit, durch die Habſucht Napo— 
leons und die unerfättliche Gier feiner Marſchälle und die fat 
unnnterbrochenen Kriege bewegte ſich frei innerhalb Der Grenzen 


— 


*) Bulletin der Sefege und Derrete des Königreichs Weitphalen. Bd.1.©.7. 
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ihrer Macht. Sie veräußerte und erwarb Domainengut. Unter 
ihrer Berwaltung wirden manche Objecte defjelben deteriorirt, 
andere verbeilert; fie belaftete jowohl ihren Staatsſchatz als ihren 
Staat inder Gefammtheit mit Schulden, tilgte Dagegen wieder ältere 
Schulden der Landestheile, aus denen Diefer Staat zuſammengeſetzt 
worden war; fie erhob von ihren Dienern und andern Functionaͤrs 
beträchtliche Gautionen, die fie nicht zurüdgab, und flellte eine 
Menge Diener an, weldye die nachfolgenden Regierungen, unter 
gänzlich veränderten Verbältnifien und Berwaltingseinrichtungen, 
nicht alle beibehalten wollten oder Tonnten. 

Jene Handlungen ber weitphäliichen Regierung wurden nadh 
der Auflöfung ihres Staates von den nachfolgenden Regierungen 
zum Theile nicht anerfannt, und daraus erwuchfen empfindliche 
Nachtheile für das Intereſſe vieler Privatperfonen. Ein Theil 
derfelben wendete fich deshalb mit Reclamationen ſowohl an bie 
verbündeten großen Mächte, ald an den deutſchen Bund und 
ſuchte deren Hülfe. 

Diefe Reclamanten, fo weit deren Anfprücdhe hier in Betracht 
fommen koͤnnen, theilen ſich in fünf Claſſen. 

1. Erwerber von Domainengut im Koͤnigreich Weſtphalen, 

2. Glaͤubiger des weſtphaͤliſchen Staatsſchatzes, 
3. Gläubiger wegen der weſtphaͤliſchen Regierung beſtellter 
Gautionen. 
4. Gläubiger der weſtphaͤliſchen Staatsſchuld 
und 
5. vormalige weſtphaͤliſche Staatöbiener, welche anf Ber: 
forgung oder Penfton Anſpruch machen. 


L 


Betrachten wir nun zupörberft die erfte Klaſſe ber Recla- 
mationen die der Erwerber von Domainengut im Königreiche 
Weſtphalen. Dieje find e8, weldhe von Anfang we Beftandes . 

Erſter Theil. 
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Diefes beträgt 
454824384 p. C. auf die preußifchen Landestheile 
On m m m banndverifchen n 
Denn nm Furheiftihen n 
0er n nn m braunfchweigifchen „ 

en nm Übrigen " 


Das völferrechtlihe und ftantsrechtliche Verhaͤltniß des 
Königreichs Weftphalen war folgendes: 

- Das Königreich Weftphalen und deſſen König wurden von 
den mehrſten europäiichen Mächten, infonberheit auch von Preußen 
völferrehtlih anerkannt; allein die Negenten von Hannover, 
Kurbefien und Braunfchweig erkannten dieß niemald an und 
traten weber an Napoleon, noch an einen Dritten etwas 
von dem ab, was ihnen dur militäriiche Occupation 
entrifjien worden war. Napoleon aber beſtimmte das neue 
Königreich zu einem Mitglieve bed von ihm neugefchaffenen 
Rheinbundes und gab dem Lande eine Gonftitution nad) jener 
oberflächlichen franzöfifchen Manier, welche in wenigen Stunden 
eine Verfafjung ohne alle Nüdficht auf die verfchiedenen Landes⸗ 
theile, au8 denen es zufammengefeßt war, fabricir. Das Land 
follte als ein einheitlihes Ganzes betrachtet und verwaltet, 
übrigens in Departement3 neu eingetheilt werben und ber Form 
nach "eine völlig geordnete Verfaflung und Verwaltung analog 
derjenigen, welche in ben übrigen nach den Orundfäßen des bama- 
maligen franzöfiihen Gouvernements organifirten Staaten 
beftand, befißen *). 

Die neue weftphälifche Regierung, im Befige einer fonverainen 
Gewalt unter gewiſſen conftitutionellen Formen und fortwährend 
gedrängt durch eine flürmifche Zeit, Durch die Habjucht Napo⸗ 
leons und bie unerfättlicde Gier feiner Marihälle und bie faſt 
unnnterbrochenen Kriege bewegte ſich frei innerhalb der Grenzen 


*) Bulletin ber Geſetze und Derrete des Königreichs Weitphalen. Bb.1.©.7-. 
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theild von denen abgelöl, welchen tie Präftation oblag, theils 
von Dritten erworben. 
Diefe Veräußerungen fanden flatt: 
a. bei denjenigen Domainen, welche zur Beit der Occıpation 
ſchon Domainen waren, 
b. bei den zu den Domainen gefchlagenen Stern der von 
dem König von Weſtphalen anfgehobenen Stiften, 
ce. bei den während feiner Beflbzeit dem Lanbesherrn als 
eröffnet anheim gefallenen Lehnen, und 
d. bei den dem König von Weſtphalen zugefallenen Guͤtern 
bes deutſchen Ordens. 


Wenngleich der auigeloͤſte deutſche Orden derſelbe 
nach 1803 durch den Reichsdeputationsſchluß in ſeiner 
Verfaſſung beſtaͤtigt worden war, fo erhielt dieſe Ver—⸗ 
faſſung bald nachher durch den Preßburger Frieden zwiſchen 
Oeſterreich und Frankreich (26. Dezember 1805) eine weſentliche 
Veränderung, indem die Würbe des Sroßmeifters, ſammt allen 
Rechten, Domainen und Einkünſten derfelben einem Prinzen des 
öfterreihiichen Haufes und defjen männlichen Nachkommen erblich 
übertragen wurde. Auch dies Verhaͤltniß währte nicht lange. 
Rapoleon hob während eines ferneren Krieged mit Oeſterreich 
durch ein einfeitige® Decret vom 24. April 1809 den deutſchen 
Orden in den Staaten des Rheinbunded auf und verfügte: 
»tgus les biens et domaines du dit ordre seront r&unis au domaine 
des princes dans les Etats desquels ils sont situds.« 

Auf den Grund diefer Verfügung erließ der König von 
WeRphalen unterm 1. Juni 1809 ein Decret, wodurch er die in 
jeinem Reiche gelegenen Güter des Ordens mit feinen Krondo⸗ 
mainen vereinigte. 

Im Wiener Frieden zwilchen Oeſterreich und Frankreich vom 
14. October 1809 wurbe die Verfügung Napoleons von Dem 
Haifer von Oeſterreich anerkannt und für deſſen Bruder, den 
Erzherzog Anton, als Großmeiſter bed beutifhen Orbens, dem 


Großmeiſterthume in den Staaten bed Rheinbundes entjagt. 
30 * 
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der Bunbesverfammlung bie öffentliche Meinung anfregte und 
mit am meiften dazu beitrug, ein unüberwinbliches Mißtrauen 
gegen tie Bunbesverfammlung zu erregen. Das Thatfädpliche 
war Kolgendes: 

Gleich nach dem Tilfiter Frieden ließ Napoleon den Ertrag 
der Domainen in ben Ländern, welche das Königreich Weſt⸗ 
phalen bilden follten, audmitteln. Gr wurde auf ungefähr 
16,500,000 Franken jährlid angejchlagen. 

In der dem SKönigreiche gegebenen Gonftitution beftimsmte 
nun Rapoleon, daß er fi die Hälfte der Allodialdomainen ber 
Fürften zu Donationen vorbehalte, und daß der König und bie 
Tönigliche Yamilie zu ihrem Unterhalte einen beſondern Schap, 
unterdem Namen Kronſchaß befigen, welcher in 5 Millionen Franken 
jährlicher Einkünfte zu beftehen babe, auch der Ertrag ber De 
mainenwaldung und ein Theil der Domainen zu dieſem Behufe 
beitimmt fein ſollte. Der Ertrag ber von Rapoleon vorbebaltenen 
und fogleih abgejonderten Hälfte der Domainen, weldge er für 
alodial hielt und in Gütern, Zehnten, Müblen zc. beftanben, 
war auf 7 Millionen Franken angelchlagen, mithin werben tie 
bei dem Königreiche Weftphalen verbliebenen Domainen zu 94 
Millionen Ertrag gerechnet. 

Es wurde nun eine Doppelte Glafie der weſtphaͤliſchen 
Domainen angenommen. 

1. Staatödomainen unter der Verwaltung des Finanzmini⸗ 
fteriums, deren Ertrag in die Staatskaſſe floß, und 

2. Krondomainen, welche unter einer eigenen Verwaltung für 
den Töniglichen Privatfchag benupt wurben. 

Als Die weſtphaͤliſche Regierung fi) wegen der Abfindung 
Napoleons und feinen Günftlingen zum Verlauf der Domainen 
entſchließen mußte, fo erftredte fich die Veräußerung ſowohl auf 
ganze Güter und Waldungen ald auch auf Borwerke und einzelne 
Iandwirtbfchaftlihe Brundflüde aller Urt, auf Yabrifem, 
Schloͤſſer, Bebäute, Gefälle, Dienfte und andere nupbaren 
Rechte. 

Die Gefälle, Dienfte und andern nupbaren Rechte wurben 
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In den Jahren 1809 und 4810 wurden für mehr ald 6 
Milltonen Franken Staatöbomainen verkauft. 

Diesch ein Decret vom 4. December 1810 ‚wurde als Til⸗ 
gungsfond der auf 20 Millionen Franken beftimmten Staats⸗ 
anleihe die Summe von 10 Millionen Franken in dergleichen 
Gütern angewiejen, aud) zugleid, feftgefeßt, daß der dritte Theil 
bed Kaufgeldes für bie zu veräußeruden Güter in Obligationen 
über jene Anleihe berichtigt werden müſſe. 

Gin Deeret vom 17. Mai 1811 ſchrieb allgemeine und an 
fi zwedinäßige Gruudſätze für die Fertigung der Verkaufs: 
anjchläge und das formale Verfahren bei dem Verkäufer vor. 

Uebrigens war in SOrudfchriften und jelbft bei der Bundes- 
verſammlung angeführt worden, daß unter ben Tauſch⸗ und 
Raufgefhäften auch Schenkungen und Bevortheilungen verborgen 
waren und daß von ben erlangten Kaufgeldern ein nicht geringer 
Theil zu verichwenderijchen, dem Lande Eeinetvegd zu Ruben 
gereicheuben Ausgaben verwendet worden fei. 

In einer mit genaues Sachkenntniß verfaßten Schrift *) werben 
über den Yinanzzuftand Weſtphalens S. 8 bis 19 mit Hin 
weifung auf amtliche Quellen folgende Daten abgegeben: 

Das Königreich Weftphalen war bei feiner Entftehung mit 
94 Millionen Franken Schulden der Landestheile, aus welchen 
baffelbe gebildet wurde, belaftet. Obige Schuld wurde durch 
26 Millionen Franken rüdftändiger franzoͤſiſcher Kriegscontribus 
tionen vermehrt. Aus der Periode der franzöfiichen Verwaltung, 
weldye ter weftphäliichen unmittelbar vorherging, waren viele 
Rückſtäände und Berwaltungsichulden übernommen worden, ohne 
die Fonds, welche zu deren Dedung beftimmt und in bie fran» 
zöfifche Armeecaſſe geflofien waren. Der Verluft, den dad Reich 
an dem Grtrage der von Napoleon vorbebaltenen Domainen 
und deren auf den Staatsſchatz zu übernehmenden Laften litt, 
betrug auf die 51 jährige Dauer Des Reichs an 51 Millionen 





*) „Ueber die Regulirung der Gentralangelegenheiten des Koͤnigreicho 
Weſwhalen, nebit Borfchlägen zu ihrer Bewirkung“, Worms, 1823, 4. 
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Bei der Auflöfung des Rheinbundes 1813 blieb es zweifel: 
baft, ob der deutſche Drben in ben zu diefem Bunde gehörig 
gewejenen Staaten werde wieder bergeftellt werden. Jedoch die 
deutſche Bundesacte Lied e8 Art. 15 bei der bereits anerfanuten 
partiellen Aufhebung befjelben beivenden, indem fie, ohne bier: 
über eine directe Beſtimmung auszufprechen, verfügte: 

„Die Mitglieder des deutſchen Ordens werben nach den in 
dem ReichöbeputationssHauptichluffe von 1803 für Die 
Domftifter feftgefebten Srundjägen Penfionen erhalten, in- 
fofern fie ihnen noch nicht hinreichend bewilligt worben, 
und diejenigen Fürſten, weldhe eingezogene Beſitzungen des 
deutſchen Ordens erhalten haben, werben dieje Penfionen 
nad) Verhältniß ihres Autheils an den ehemaligen Befikungen 
bezahlen *. 

Die Veräußerung des Domainenguts3 im Königreiche Weſt⸗ 
phalen erfolgte durch Schenkung, Taufch, Verkauf und Vererb⸗ 
lichung. 

Der Verkauf der Staatsdomainen geſchah auf beifälliges 
Gutachten des Staatsraths, mit Concurrenz der 
weſtphäliſchen Stände nach vorgängiger Beran— 
ſchlagung des Werths, unter öffentlicher Autorität, 
Beobachtung geſetzlich vorgeſchriebener Formen 
und richterlicher Beſtätigung, an den Meiſtbieten— 
den. Ein Gleiches fand meiſt auch bei den Vererbleihungen und 
dem Verkaufe der Krondomainen ſtatt. 

Um den Staatöcrebit zu heben, wurde als Verkauſsbedingung 
feftgejeßt, daß ein beflimmter Theil des Kaufgeldes in Obliga⸗ 
tionen bald über die Altern vorgefunderen, Bald über bie neuern 
Staatsſchulden des Königreichd nad) dem Nominalwerth bezahlt 
werden mußte. Die Zahlung auf die Altern Staatsſchulden 
fonnte nach Belieben des Käufers in preußifchen, hannoöveriſchen, 
kurheſſiſchen und braunfchweigifchen von Weſtphalen zu vertre 
tenden Obligationen gefchehen. Die eingezahlten Schuldſcheine 
wurden an die Amortifationskafle abgegeben und daſelbſt ver 
nichtet. 
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Betrag des verkauften Domainenguts ſowohl über: 
baupt, al& in den verfhiedenen Gebietstheilen. 


Nach der Schrift: „Ueber die Regulirung der Gentralanger 
legenheiten des aufgelöften Königreich Weftphalen S. 18. 19. 
und 24” verfaufte Die weitphälifche Negierung von den Staats⸗ 
domainen: 


an Sütern . . . . für 10,770,2%9 Fr. 4 Gt. 
an einzelnen Parzellen, Grundſitaen, 

Häufer ungefähhe... 800000, — y 
an Gefällen, Zehnten, Dienften . . „  2,000,000 „ — 
überdie8 noch von den Krondgmainen „ 2,201,500 „ — n 


15,771,729 $r. 4 Ct. 


Wieviel an Domalnengut in jevem dem Köhigreiche Weſt⸗ 
phalen einverleibten Landestheile verkauft wurde, war zufällig. 
In allen wurde defien feilgeboten, aber der Verkauf hing davon 
ab, ob fih annehmlich fcheinende Käufer fanden. Daher war 
auch das, was in jevem Landestheile verkauft worben iſt, im 
Verhaͤltniſſe des einen Theils zu dem andern fehr ungleich. 

Bon obigem Bejammtbetrage der Verkäufer kamen, nad 
Maßgabe des jehigen Teritorialbefiped, laut Der angeführten 
Schrift, S. 19 und M. 
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Franken und ungefähr eben fo viel betrugen im biefer Zeit bie 
Leiftungen an und für Frankreich. Ueberdem waren durch die 
Beitereignifle die Quellen des Afenttihen und Privateinkommens 
erſchoͤpft. 


Im Staatshaushalte betrugen 


| 1808 | 1809 | 1810 | 1811 | 1812 


Frank. Frank. Frank. Frauf. Frant. 
Die gewöhnliden 
Ginnaßmen von 
Steuern, son Re 
galien, unmittelbas 
sem Etaatseigen- 
thume, auch befons |’ 
derm und zufälligen 
Ginfonmmen unge | 
für - . . ._.28,600,000137,500,000|34,400,000|38,500,000'43,300,000 
Die Ausgaben für | 
bie Staatäaſchuld, | 
die Givilfife, Pen⸗ | 
Konen, den innern 
Din und das 
Kriegeweien unge 
fir . ». ... 31,900,090|37,300,000|34,500,000|53,600,0001535,000,000 


Unter biefen Umftänden mußte bie weftphälifche Regierung 
zu außerordentlichen Hülfsquellen die Zuflucht nehmen, welche in 
dem Verkanfe von Staatsdomainengut, einer Zwangsanleihe und 
der Emiffion von Bons oder Gaffentratten beftanben. 

Der Verlauf der Kronbomainen geſchah firr Rechnung bes 
königlichen Privatichaßes. 
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Umflurze feiner Herrfchaft in Deutſchland nicht mehr anerkannt. 
Eben fo wenig erfannte man die feine® Bruberd Jerome an. 
Die von dem einen und dem andern im Gebiete des Königreichs 
Weſtphalen verſchenkten Dominialgrundftüde, Rechte und Ein⸗ 
fünfte wurden daher von ben nachfolgenden Regierungen 
vindicirt. Deshalb find auch Neclamationen an die Bundes⸗ 
verfammlung nicht gelangt. 

Die von der weſtphäliſchen Regierung einge» 
taufhten Objeete wurden Theile des Domainen— 
guts, weldes an die nahfolgenden Regenten 
gelangte. 

Was das durch Berkauf veräußerte Domainengut aulangte, 
\o ließ die preußiſche Regierung, weil fie die weftpbälifche im 
Tilſiter Frieden anerkannt hatte, die von lebterer geichloffenen 
Serfäufe befteben: es ift daher eine Reclamation von 
Domainenkäufern gegen diefelbe bei der Bundes: 
verfammlung niemals angebradt worden. 


Dagegen ergriffen die Regierungen von Hannover, Kurs 
heſſen und Braunfchweig, welche die weftphälifche Regierung 
nicht anerkannt hatten, Maßregeln zum Zwede der Vindication 
des in ihrem Gebiete verkauften Domainengnts. 


Die hannöveriſche Regierung erflärteauch im Fürſtenthum Hildes⸗ 
heim obſchon felbiges vorhin Preußen gehörig gewefen, im Tilfiter 
Frieden von demfelben abgetreten und erft 1815 an Hannover gefom: 
men war, durch eine Verordnung vom 26. Auguft 1815 und eine 
Grläuterungsverorbnung vom 22. uni 1819 die von der weſt⸗ 
phälifchen Regierung bewirkte Veräußerung dafiger Domaine 
und Stiftögüter für ihrer Seit unverbindlih und behielt ſich 
auch eine Zeitfrift die Entſchließung über die Wiebereinziehung 
derſelben gegen Erſtattung des Kaufpreifes vor. 


Uebrigend war das Berfahren, welches einer Seits bie hannoͤ⸗ 
veriſche und braunfchweigifche und anderer Seits die kurheſſiſche 
Regierung gegen bie weftphälifchen Domainenkäufer beobachteten, 
wejentlich verfchieben. 
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von den Staatsdomainen von d. Krons 
an Sa. Gefällen] Domainen | zufammen 


Barzellen K 
.ungefährl ungefähr ungefähr 


Fr. Ciſ Fr. Ct] Fr. Ic Sr. Id Br | 


auf die vormals 
und dann wieder 
königlich preuß. 
Provinzen. . .64522291 41350000|— I800000 - 5428001 18145029] 4 
auf vormals meift 
preußifche, dann 


hannöverifche 
Provinzen. . . 14218000|— 350000) — 700000] —1 353000|—] 562000) — 
auf Karhefien 150000 $r. ' 200000) — 573008| —I 923000] 1 


auf das Herzog: 
thum Brauns 


Iwmig . .. — 


Hierbei wird bemerkt, daß der oben angegebene Betrag der 
Kaufgelder für Güter und deren Repartition auf die verſchiedenen 
Bebietstheile aus Acten entuommen ſei, dagegen der Betrag der 
Kaufgelder für Protocolle, Grunditüde, Häufer und Gefälle, 
Zehnten, Dienfte, ſowie beren Repartition auf die Gebietstheile 
fih auf Schäßung gründe. 

Ferner wird bemerkt, daß in dem turheffiſchen Gebietstheile 
ein bedeutendes Activum des Krondominiums verblieben ſei, welches 
über 14 Million Franken und mit Einſchluß desjenigen aus 
der Staatöverwaltung an 34 Millionen Franken betragen haben 
dürfte. 

Aus den vorfiehenden Angaben erhellt, daß die auf bie 
Domainenkäufe ſich beziehenden Reclamationen im Allgemeinen 
einen Begenftand betreffen, welcher nicht nur für Die betheiligten 
Privaten, jondern auch für die betheiligten Staaten von großer 
Wichtigkeit war. 

Die Donationen des Kaiferd Napoleon wurben nad) dem 





—| 50000| 1300000} - 732500] - I — 
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Dispsfitionen, welche jfih über die Dauer feines 
factiſchen Beſitzes hinaus erfireden, null nnd nich— 
tig find, und daß Die vehtmäßige Landesherrſchaft, 
welche weit entfernt bis 1813 einen Frieden oder 
ſonſt irgend einen Vertrag einzugeben, wodurd fie 
zur Anertennung folder Dispofitionen verbunden 
werden wäre, vielmehr fortwährend in feindblider 
Stellung gegen den Eroberer und deſſen Gefjionar 
geblieben ift, nachdem fie 1813 mit eigenen Kräften 
wie mit Hülfe der Alliirten, den Feind vertrichen 
und feinem Bejig ein Ende gemadt bat, das volle 
Net gehabt habe, fi wieder inden Beſitz des ihr 
geraubten Sigentbums gu fehen, unbetümmert, in 
weffen Hände daſſelbe gejpielt worden, und ohne 
Verbindlichkeit, den zu entſchädigen, ber obne 
Rechtstitel getauft oder ſonſt contrahirt hat, daß 
ed dabei auch niht auf die Frage ankommen könne, 
ob ſolche Güter von dem feindlichen Befiger vers 
äußert, oder ob fie verſchenkt worden, und daß mit 
eben dem Rechte, mit welhem Die Güterverſchen⸗ 
tungen Napoleons an feine Donatairs in den eros 
berten Ländern inganz Europa als null und nidtig 
anerfaunt worden, ohne daß dabei von Entſchädi— 
gung auch nur für Diejenigen die Rebe gewefen, 
welde von den Donataird getauft hatten, auch alle 
Beräußerungen von Domainen und Stiftägütern, 
weche in nicht abgetretenen Provinzen von ber weft 
phäliſchen Regierung unternommen find, nad 
Bertreibung derjelben als nichtig und zu nichts 
verbindend betrachtet werden können und felbft 
müſſen, wenn man nicht in Inconſequenzen ver: 
fallen will. j 

„DaB es das dringende Intereſſe der Eleineren 
wie der größern Staaten für kommende Zeiten fei, 
andiefen Brundfägen feftzubalten und zum Voraus 
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Das Berfahren, welches die königlich bannöverifche und 
beszoglich braunſchweigiſche Regierung gegen die weſtphaliſchen 
Domeinenfäufer beobadytet haben, ift aus einer durch einige 
Reclamationen wieder die braunfchweigiiche Regierung veran- 
laßten Erklärung des hannöveriſchen und braunſchweigiſchen 
Bundesgeſandten von Martens abzunehmen. 

Nachdem derſelbe früher bemerkt hatte, daß man in Bram: 
ſchweig, jo viel er wifle, ganz nad) denfelben Grundſaͤtzen ver: 
fahren jei, wie in den alt:bannövertfchen Provinzen *), entwickelte 
er diefe gemeinichaftlihen Grundſätze in der Bundestagsfigung 
am 23. Juni 1818 mit folgenden Worten: 

„Die herzoglich braumfchweiniiche Regierung hat zwar in 
Unjehung Feines der in Frage ftebenden Fälle oder anderer aͤhn⸗ 
licher Art, fih von ben unwandelbaren Örundfäben des Volker⸗ 
rechts entfernen Fönnen, daß das bloſe Recht der Eroberung und 
feindlichen Occupation eines Landes dem Sieger nicht blos das 
Hecht gebe, unbewegliche Güter des Staats ober der im Lande 
befindlichen Gorporationen zu veräußern, oder durch Denjenigen 
veräußern zu lafien, dem er feinen Belig abtritt, doch nidyt mehr 
Recht ald er ſelbſt bat, abzutreten vermag; daß vielmehr alle 
diefe Dispofitionen ungültig find, fo Iange nicht bie rechtmäßige 
Landesherrjhaft ihren Rechten entjagt, oder alle vernünftige 
Hoffnung verloren hat **), wieder zum Befiß derjelben zu ge⸗ 
langen. 

„Sie ift daher ſtandhaft der Ueberzeugnng ge— 
folgt, daß für Braunfhmweig, feit ed im Jahre 1806 
von Napoleon ohne Kriegserktlärung, obne den 
mindeften Schein eines rechtlichen Anſpruchs feind-— 
lich befegt und nahmals feinem Bruder abgetreten 
worden, alle von diefem vorgenommenen Beräuße:- 
rungen von Domainen und Stiftsgütern und alle 


*) 3. Br. von 1817. ©. 662. 
*2) Mer entfcheidet darüber? die vertriebene Dynaftie ? Bourbon, Drieams 
oder Napoleon in Frankreich? 
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Diepsfitionen, weldhe fid über die Dauer feines 
factiſchen Beſitzes hinaus erfireden, null und nid: 
tig find, und daß Die rehtmäßige Landesherrſchaft, 
weiche weit entfernt bis 1813 einen Frieden oder 
jonft irgend einen Bertrag einzugeben, wodurd fie 
zur Anerlennung folder Dispofitionen verbunden 
werden wäre, vielmehr fortwährend in feindlicher 
Stellung gegen den Eroberer und defjen Geffionar 
geblieben ift, nachdem fie 1813 mit eigenen Kräften 
wie mit Hülfe der Alliirten, den Feind vertrieben 
und feinem Befig ein Ende gemacht bat, Das volle 
Net gehabt habe, ſich wieder in den Bejib des ihr 
geraubten Eigenthums zu fehen, unbetümmert, in 
weifen Hände baffelbe gejpielt worden, und ohne 
Berbindlikeit, den zu entſchädigen, der ohne 
Rehtstitel getauft oder fonft contrabirt hat, daß 
ed dabei auch nit auf die Frage ankommen Pönne, 
ob folde Güter von dem feindlichen Beſitzer vers 
äußert, oder ob fie verſchenkt worden, und daß mit 
eben dem Rechte, mit welchem die Güterverſchen— 
tungen Napoleons an feine Donataird in den eros 
berten Ländern inganz Guropa alönull und nichtig 
anerfannt worden, obne daß dabei von Entſchaͤdi— 
gung aud nur für Diejenigen die Rebe gewejen, 
welde von den Donataird gekauft hatten, aud alle 
Veräußerungen von Domainen und Stiftsgütern, 
weche in nit abgetretenen Provinzen von der weft 
pbälifhen Regierung unternommen find, nad 
Bertreibung derſelben als nichtig und zu nichts 
verbindend betrachtet werben können und ſelbſt 
müſſen, wenn man nit in Inconſequenzen ver: 
fallen will. 

„Daß ed das dringende Sntereffe ber Eleineren 
wie der größern Staaten für kommende Beiten fei, 
andiefen Grundſätzen feitzgubalten und zum Boraus 
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ben Untertbanen die Luſt zu Benehmen, dem ein: 
dringenden Feinde behülflich zu fein, wenn er 
wider alle Grundſäthze bed Kriegsrechts die Sub: 
ftanz eines Landes verzehren will, das felbf ber 
rehtmäßigfte Feind nur fo lange zu verwalten 
berechtigt ift, bis ein Kriedensfhluß das endlide 
Schickſal dieſes Landes beſtimmt, oder big er, wie 
bier der Fall war, vor diefem Zeitpuncte feines 
faetiſchen Beſitzes wieder entſetztund alle rechtlichen 
Wirkungen deſſelben für die Zukunft vereitelt 
worden. 

„Daß endlich Verträge, welche zwiſchen andern 
Mächten eingegangen ſind, einen dritten Staat 
uicht binden können, der an dieſen Verträgen und 
Deren Berhbandlungen keinen Antheil genommmen 
hat. * 

„Gleichwohl hat die herzoglich braunfchweigiiche Regierung 
nicht nur 

1. in einem jeben Falle der bei ihre angebraditen Beſchwer⸗ 

den von Käufern ober Vächtern von Domainen, Stift 
gütern u. |. f., infoweit fie ſich nur zu einer rechtlichen 
Erörterung qualificren Tonnten, ben Neclamanten ten 
Weg Rechtens bei den Landesgerichten nicht nur nicht 
veriperrt, fondern willig eröffnet, und in dem gerechten, 
auch nicht getäufchten Vertrauen auf bie Xegalität derſelben 
. ihnen die Entſcheidung der dabei eintretenden Rechts⸗ 
fragen durch Urtheil und Recht ohne alle Ginmiſchung 
überlafien; fie hat 

2. in den Fällen, in welchen bie Gerichte auf die Mam⸗ 

tenenz in summarlissimo bis zur Grlebigung bes posses- 
sorli ordinarli vel petitorli wiber die fürftliche Kammer 
gefprochen haben, unbebenklich dieſen Beſitz manutenirt; 
fie ift aber 

3. nody viel weiter gegangen nnd ift felbft mehren von 

denen, deren Beſchwerden von den Gerichten als unge 
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grümbet verworfen werben, Die aber wegen ber Umſtaͤnde, 
unter welchen fie zu ſolchen Käufen, Bachtungen u. f. f. 
verleitet wurden, einer Schonung würdig gefchlenen haben, 
auf alle Weiſe, die nur mit jenen Grundjägen ſich ver 
einigen ließ, zur Hülfe gefonmen und hat mandye dadurch 
völlig klaglos geftellt, andere aber fo fchonenb behandelt, 
daß wenn fie auch Reclamationen erheben, dieſe nur ein 
ungünftiges Licht auf die Reclamanten felbft zurhicdwerfen 
können *). * 

Die bannsverifche und braunfchweigiiche Hegierung haben 
ben Domainenkäufern in ihren Landen den Anlaß zu Beichwer: 
den benommen, indem fie fi mit ihnen verglichen, oder ihnen 
nueingeſchraͤnkt geftatteten, den Weg Rechtens zu betreten. Wider 
Erſtere war bei der Bundesverfanmlung nie eine Reclamation 
vorgefommen, und wider Letztere fchon Feine mehr feit 1820. 

Anders aber ftellte fich Die Angelegeit im Kurfürftenthum 
Heſſen **). 

„Nachdem Kurheſſen 1813 durch die Waffen ber hohen 
verbündeten Mächte, obne Zuthun des Kurfürften, dem Könige 
von Weſtphalen wieder entriffen worden war, fchlofien dieſe 
Mächte mit Erfterem unterm 2. Dechr. d. a. einen Bertrag, 
worin fie ihm feine Lande zurüdgaben und zugleich feine Souve- 
rainität und Beſitzungen garantirten. 

Dieſer Vertrag enthielt nur Beftimmungen über Die von 
dem Großherzog von Frankfurt in dem Fürftentfum Hanau 
vorgenommenen Domainenveräußerungen, und zivar: 

Art. 3. Toutes les ventes de proprietes Hessolses faltes 

par le Gouvernement du Grand-Duc de Frankfort sont decla- 

rees de nulle valeur et envisagdes comme non avenues. 

SI cependant il avalt dt€ pay& par les acquereurs de 

bonne fois quelques termes à compte du prix de Yachat, 


*) 8. Br. 1818 Fol, 403. 
*) Wörtlid aus dem Bundes⸗Protocolle 1827. %ol, 525. Bericht 
loco diei. 
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S. A. S. EBElectorale en honifiera le mentant d’apres une 

Iiquldation reguliere. 

Dagegen überging derfelbe die von der weſtphäliſchen 
Regierung im kurheſſiſchen Gebiete veranftalteten Domainen 
veräußerungen gänzlich mit Stillfchweigen. “ 

Der Kurfürft erließ nun wegen diefer unterm 14. Januar 
1814 folgende Verordnung: 


„Bon Gottes Guaden Wilhelm I. Kurfürft ꝛc. 


„Zu ben mehreren, während der feindlichen Weberziehunz 
Unferer Lande ausgeführten Kränktungen Unferer Ianbesherrlichen 
Gerechtſame gehören auch bie in dieſer Periode ſtattgefundenen 
Beräußerungen und Berfchenfungen eines Theils Unferer Kammer: 
güter, beftehend in Vorwerken, Bütern, Zinſen, Zehnten, Ge 
bäuden und Forften und dergleichen mehr. 

Die auf foldhe Art zum Nachtheil des rechtmäßigen Regenten 
verübten Schmälerungen des Staatdeigentbums find für Uns, 
Unfere Erben und Nachkommen in der Regierung ganz unver 
bindlih, und es trifft die Inhaber ſolcher Güter und Gefälle 
der Borwurf, daß fie ſich fremdes But zugeeignet haben, fie 
mögen nun läfliger Weile oder ald Geſchenk in den Beſihß von 
dergleidhen Gegenftänden gekommen jein. 

Um dieferbalb über Unſeren Iandeöherrlihen Willen feinen 
Zweifel zurüdzulafien, jo erklären Wir, kraft dieſer gegenwärtigen 
Verordnung, alle während der feindlichen Occupation Uuierer 
Laude vorgegangenen Beräußerungen und Verſchenkungen ter 
Uns und Unferm Kurfürftlichen Haufe zugehörigen Kammergüter, 
beftehend in Vorwerken, Forſten, Gütern, Gebäuden, Zinfen, 
Zehnten und andern Sammergefällen, nicht weniger die mit joldyen 
Guͤtern vorgegangenen Dererbleihungen, desgleichen die von 
Zins, Zehnt⸗ und Dienftpflichtigen eingeleiteten Ablöfungen ver 
auf ihren Gütern gehafteten Präftationen, ohne Unterfchied, für 
null und nichtig. 
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Wir befehlen zugleich Unſerer Oberrentkammer, die auf 
gleiche Art entkommenen Güter und Gefälle fofort zufammen zu 
bringen und ſich, obne auf Wiberfpruch der Juhaber zu achten, 
in den VBeftb derſelben zu jeßen, auch die tavon auflonnnenden 
Neventen nebſt den etwa vorhandenen Actenſtücken einzuziehen 
und durch die betreffenden Rendanten zum Beften Unjer Kammers 
kaſſe verwalten zu laſſen. | 

Sämmtlihe Inhaber von dergleichen Kammergütern und 
Gelällen werden aufgefordert, fi in biefem Stüde ben Ber 
fügungen Unſerer Oberrentlammer zu unterwerfen, ohne daß 
ihnen geftattet ifl, unter dem Vorwande von bezahlten Kaufgel⸗ 
ben oder verwendeten Meliorationen, die begehrte Abtretung 
bed Beſihes zu verweigern. Wogegen Wir ihnen vorbehalten, 
die allenfalls wegen nüplicher Verwendungen habenden Anfprüche 
wenn dieſerhalb eine gütlihe Ausmittelung nicht zu Stande 
formen jollte, gegen Unſere Oberrentkammer im Wege Redhtens 
beionders auszuführen. 

Urkundlid Unferer Hoͤchſteigenen Ramenslinterfchrift und 
beigedrndtem Kurfürftlichen Geheimen Anflegeld. So gefchehen 
Caſſel, 14. Januar 1814. 

(unterz,) Wilhelm, Kurfürft. 
(L. S.) 
vt. Schmerfelb, 


Schon gleich nach Eröffnung der Bunbesverfammlung hatten 
einzelne Betheiligte") durch Dr. Schreiber eine Reclamation nebft 
Denffhrift wegen Aufrechterhaltung der unter der koͤniglich 


*%) Steig, Habich, Benno, Schneider, Leſer, dv. Malsburg, Bocholz, 
Nurhard ıc. zufammen 29 Gemmiltenten. 
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weſtphaͤliſchen Regierung flattgebabten Domainenkäufe an ten 
Bundestag erlaffen. v. Berg erflattete darüber Bericht *). 

Die Domainenkänfer behaupteten, in dem kurheſſiſchen Gebiete 
jei unter der wefipbälifchen Regierung verhältuißmäßig nur ein 
Heiner Theil von Domainenftüden veräußert worden, und ber 
ganze Betrag belaufe ſich nicht höher ale etwa eine Biertel 
Million Thaler. Kein einziges Gut von einiger Bebentung fi 
zum Verkauf ausgeboten worden; bad Meiſte beftehe in Zehnten, 
Naturalgefällen und Grundzinfen, welche entweder von ven 
Bflichtigen felbft oder von Dritten nach geſetzlich vorgefchriebenen 
Bedingungen abgelöfet worben feien. 

Der Zuſammenhang der Schritte, weldye die Eupplifautn 
bei ihren Landesherrn gethan hatten, um eine Abänderung ober 
Mopification der Verordnung vom 14. Januar 1814 zu bewirken, 
Iag der Bundesverſammlung nicht vollfländig vor. Sie baten 
jedoch im Frühjahr 1814 eine Verwendung bed Staatöminifters 
Freiherrn von Stein nachgeſucht und erhalten. Ebenſo hatten 
fie bei dem Wiener Congreſſe Schritte gethan, um eine ihuen 
günftige Beflimmung in der Gongreßacte zu erlangen, und dazu 
war ihnen auch Hoffnung gemacht worden. 

Am 12. Februar 1816 hatten fie ſich mit einer ausführlichen 
Borftellung an Se. Lönigliche Hoheit den Kurfürften gewendet 
und gebeten, ihre Angelegenheit der Beurtbeilung der Eurfürftlichen 
Regierung communlcative mit der Oberrentfammer zu unter: 
werfen, aber am 27. defjelben Monats die Refolution erhalten, 
daß das Geſuch nicht ſtattfinde. 

Früher ſchon hatten fie der preußifchen Hof um feine Ver 
wenbung gebeten, weldye ihnen jedoch abgejchlagen wurde, weil 
ed, wie der Staatskanzler Fürft von Hardenberg in feinem Schrei- 
ben vom 6. Sanuar 1816 fagte, nad) der Stiftung des beutiden 
Bundes deſſen Verfaſſung entgegen wäre, wenu Seine Föniglide 
Majeftät von Preußen auf ben Grund einer früheren Befuguiß̃ 


*) 9. Br. 1817. $. 166. Beil. 54. Bol. 243. 260. 
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ober Verbindlichkeit, welche aber weder der Kilfiter Friede noch 
ein fpäterer Friedensſchluß ertheile, für das Intereſſe der Do» 
mainenfäufer eine einfeitige Wirkſamkeit zulaffen wollten, welchem 
nach diefen nichts übrig bleibe als die Eröffaung und den Fort 
gang der deutſchen Bundesconfererzen abzuwarten, um dort mit 
ihren Anfprüchen fih zu melden, wo dann der Fürſt⸗Staatskanzler 
gern bereit fei dasjenige zu unterfikgen, was in Abficht jener 
Anfprüche einer unparteiiſchen Anficht Der vorwaltenden Rechts⸗ 
verhältniffe gemäß ſei. 
Aus der Bejchwerbe der NReclamanten hob der Referent num 
bejonber& hervor: *) 
„Der Wachslichterfabrikant Steiß, wohnhaft in der Wilhelms⸗ 
höher Vorſtadt, ein 73 jähriger Greis von cchter deutſcher 
Bieberfeit hatte 50 Jahre lang der herrichaftlichen Wachs⸗ 
fabrit vorgeftanden. Die Fabrifgebäude nebft Zubehör 
follten unter der weitphälifchen Regierung verkauft werden, 
weil dieſe es zwedmäßiger fand, eine ſolche Anftalt von 
Privateigenthüämern betreiben ald wie bisher vom Staate 
verwalten zu laſſen. Herr Steiß ſah fi) daher in bie 
Nothwendigkeit verſetzt, dieſe Fabrik, welche früher 
kurheſſiſches Staatseigenthum geweſen war, durch Kauf an 
fi zu bringen, denn Dies war das einzige Mittel, was ihm 
zu Gebot ſtaud, um zu verhindern, daß Diefe Anftalt, bie 
ihm unb feiner Samilie jo lange Zeit Unterhalt verjchafft 
hatte, nicht in andere Hände Tomme Der Kaufſchilling 
beftand in 22,000 Rihle. die Steiß zum Theil auf feinen 
Gredit bei Sapitaliften erborgen mußte, um in der verlangten 
Beit richtige Zahlung zu Ieiften “. 

„Das Geld wurde von ihm baar eingezahlt und bei dem 
Notar Diede zu Gafjel niedergelegt. Mit dieſem nämlichen 
Gelde wurde nun von der weitphälifchen Regierung das Hoffe 
mannfche Landgut in dem Dorfe Wehlheiden angekauft. Der 
Rurfürft hat nun fo wohl die Steig’jche Wachsfabrif als auch 


*%, 8. Br. 1817. Fol. 261. 
Erſter Theil. 31 
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das Hoffmannſche Gut, erſtere als unter ber vorigen Yan 
besregierung veräußertes, letzteres als unter berfelben neu 
erworbene Staatseigenthum in Beſitz genommen, mithin 
fi) rem et pretium zugleich zugeeignet. Der Yabrifant 
Steig bat überdies in Der Zwiſchenzeit über 5000 Rthir. zur 
Erweiterung und Vergrößerung der Gebäude, fowie zur Ber: 
befierung und Vervolllommnung dieſer dem Lande Höhk 
vortheilhaften Anftalt aufgewendet, welche er eben fo wic 
das baar eingelegte Kaufgeld, zu verlieren in Gefahr fleht, 
wenn fein Kauf⸗Contract nicht aufrecht erhalten wird *. 
„Der Salpeterjabrifant Habich, ein ehrwürbiger Brei, 
defien Verdienfte um Heſſens Gewerbfleiß anerfanut find, 


batte eine lange Reihe von Jahren hindurch feine verſchie⸗ 


denen Fabrifzweige in einem herrichaftlichen Gebäube bei 
Caſſel betrieben, welches ihm zu dieſem Zwed war einge 
räumt worden. Unter der weitphälifchen Regierung mußte 
er died Local, das eine andere Beftimmung, nämlich für bie 
Artillerie erhielt, plößlid räumen. Man bot ihm dagegen 


von Seiten der weftphäliichen Regierung ein für fein Ge 


Ichäft weit zweckmaͤßigeres Local, nämlich das alte Jagdſchloß 


zu Vederhagen zu einem neuen Gtabliffement, jedoch nur unter 


der Bedingung des Kauf an. Da er in ber Gile fein 
anderes Local finden konnte, fo fah er ih, um feine weit 
läufigen Sefchäfte nicht ins Stoden gerathen und dieſe ganze 
Anftalt zu Grunde gehen zu laſſen, genöthigt, das gedachte 
alte Gebäude für die baare Summe von 28,000 Fr. zu 
kaufen und noch 30,000 Fr. anzuwenden, um daſſelbe in 


gehörigen Stand zu ſetzen. Das alte Jagdſchloß Hatte vor 





mals dem Kurfürften jährlich nur 17 Rthlr. Pacht einge: 
tragen, und alle Jahre 150-200 Rthlr. zur Unterhaltung 


gekoſtet. Das von dem Fabrikanten Habich erlegte Kaufgeld 


wurbe zur Aufführung neuer Gebäude zum Behuf ter 


Artillerie in Gafjel angewendet. Die wieberhergeftelte 
kurheſſiſche Regierung ift jet nicht nur Eigenthümerin von 
diejen, fonbern fie bat ſich auch in Beſitz jenes Jagdſchloſſes 
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gejegt und dadurch den Kabrilanten um fein ganzes‘; 40 
Sabre lang, durch raſtloſe Thaͤtigkeit und Induſtrie erwor- 
benes und erfparted Vermögen gebracht”. 

„Die Schweizerei bei Caſſel wurde unter der vorigen Re 
gierung meiftbietenb zum Verkauf ausgeboten. ‘Der lang⸗ 
jährige Pachter auf derjelben, Herr Reno, fand, um nicht 
mit feiner zahlreichen Samilie zu Grunde gerichtet zu wer: 
den, Teinen andern Ausweg, als felbft Käufer zu werben. 
Der Kaufſchilling war 30,000 Franken und Reno genöthigt, 
dieſes Geld größtentheild zu erborgen. Der Erlös aus biefem 
Verkauf wurde dem Vernehmen nad) auf Wiederherſtellung 
und Verbefierung von Gebaͤuden zu Wilbelmshöhe verwendet. 
Sept befibt der Kurfürft diefe wieder und der Verkauf der 
Schweizerei ift zugleich ohne Entfchäbigung für null und 
uichtig erklärt worden. Während Reno foldhergeflalt um 
nicht Alles zu verlieren, ſich gezwungen gejehen bat, von 
feinem erfauften Eigenthum wie vormald Pacht zu geben, 
muß er zu gleicher Zeit dad von ihm zu biefem Kauf ers 
borgte Kapital mit 6 Procent jährlich perzinfen *. 

„Das Vorwerk Kreienbagen, eine Stunde von Gaflel, war 
zu ven Eaiferlichfranzöftichen Domainen geichlagen worden 
und ſollte als ſolche veräußert worden. Der jeßige koͤnigl. 
preußiſche Regierungsrath Beermann that ein beträchtliches 
Gebot auf daffelbe. Der Wjährige Pachter auf demſelben, 
ber Oekonom Schneider, war mit feiner zablreihen Familie 
zu Grunde gerichtet, wenn ber Verlauf zu Stande Fam. 
Er hatte dies Gut zuerfi urbar gemacht und den größten 
Theil feined Vermögens auf befien Verbefjerung verwendet. 
Da trat deſſen Schwager der Regoriant PB. W. Schreiber 
ind Mittel, und es gelang ihm den Kauf auf feinen Namen 
zum Beften der Kamilie feines Schwager, für 12,000 Thlr. 
zu Stande zu bringen. Die kurfürſtliche Regierung hat 
auch dieſen Verkauf ohne Extihäbigung für ungültig erklärt, 
obgleich das But Früberhin gar nichts eingebracht hatte, 
jeßt aber durch das von dem Käufer auf bafielbe verwendete 

31* 
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Rapital zu einem ganz bedeutenden Ertrage gebracht worden 
if. Dies iſt übrigend die einzige Laiferlihe Domaine, 
welche auf kurheſſiſchem Gebiete während der Dauer ber 
weſtphaͤliſchen Regierung verkauft worden ift, und bei ber 
feine versio in rem nachzuweiſen fteht, während das Geld 
von allen übrigen veräußerten Domainen im Lande geblieben 
und verwandt worben iſt“. 

„Der Eiſenfabrikant Leſer zu Brotterode warb Käufer 
des dortigen Amthauſes, wo er von biefer Zeit an in einem 


ber ärmften Theile von Heſſen einige hundert Menihen 


durch feine Induſtrie befchäftigt. Auch er wird ohne Rüd- 
fiht von Haus und Hof vertrieben *. 

„Der Graf von der Malsburg trat ber weftphälifchen 
Regierung ein von ihm neu erbautes großes Haus in Gaflel 
zum Etabliffement des Lyceums ab, und erbielt Dafür als 
Erſatz oder Tauſch, nachdem er eine betraͤchtliche Summe 
binzugefchoflen, einen bei feinem Gute gelegenen großen 
Wald für den Preid von 40,000 Rthlr. Die kurheſſiſche 
Regierung ift jet in dem Beſitz jenes Hanfes in Gaflel, 
welches fie als unter der vorigen Regierung neuerworbene? 
Staatseizentbum betrachtet, aber zugleich Hat fie auch vn 
dem dagegen vertaufchten Wald ald vormaligem Staatd: 
eigentbum Befiß ergriffen, wodurch fie alfo rem et pretium 
nun in Händen bat“. 


„Der geheime Rath von Malsburg, der eble Veteran ter 


kurheſſiſchen Ritterſchaft, vormaliger königlich weſtphaͤliſcher 


Staatsrath, hat für 34,000 Rthlr. Zehnten, Gefaͤlle und 


Grundzinſen, die auf feinen Guͤtern hafteten, angekauft, um 
fie nicht in fremde Hände kommen zu laſſen. Der erlegte 
Kaufſchilling iſt noteriſch und wie fi aus Acten ermeilen 
Täßt, zur Tilgung von alten Landesſchulden verwandt worter. 
Die Oberrentlammer zu Caſſel bat fidh, ohne dies zu berüd- 
fichtigen wieder in den Befig diefer Einkünfte gefegt, ohne 
an irgend eine Entfchäbigung für Die Käufer zu benfen *. 
„Der Graf von Bocholz im Paberbornifchen ſah ſich im 


485 


der Nothwenbigfeit, zu feinem Etabliſſement als koͤniglich 
weſtphaͤliſcher Großceremonienmeifter ein Haus in der Reſi⸗ 
den; anzufaufen, zu welchem Bwede man ihn von Seiten 
ber vorigen Regierung ein fchichlich gelegene® Haus in der 
Königftraße anbot, das ihm für einen Kaufpreis von 12,000 
Rthlr. eingeräumt ward. Das Geld wurbe zur Reparatur 
des Schloſſes zu Gafjel verwendet. Sept bat ber Kurfürft 
das Schloß und auch jenes von dem Grafen erfaufte Haus, 
welches letztere vormals kurheſſiſches Staatseigentbum ge 
weien, in Beſitz genonmen”, 

„Der Hofrath Murhard zu Gaflel Hat etwa für 40,000 
Franken Grundzinjen, welche auf Häufern und Grundſtücken 
in der Reſidenz und der umliegenden Gegend laften, ange 
fauft, und der Kaufichilling tft, wie actenmäßig dargethan 
werden kann, zur Tilgung alter Landesfchulden verwandt, 
mithin bie versio in rem flar. Dennoch ift er ohne bie 
mindefte Entſchädigung jeined wohlerworbenen Eigenthums 
beraubt worden “. 

„Alle8 Uebrige was an Domainenftüden in Kurheflen 
außerbem noch in Brivathände gekommen ift, beiteht in ein» 
zelnen Gefällen, Gärten und andern Grundilüden von 
geringer Bedeutung. Dahin gehört das Wenige, was an 
Stifts⸗ und Kloftergätern im Schaumburgifcyen, Frißzlar'ſchen 
und Amöneburgifchen veräußert worden ". 

Der fritzlar'ſchen Käufer, die befonders eingefommen find, 
iſt ſchon gedacht worden. Sie haben im Wejentlichen nichts 
eigenthümlicye für fich anzuführen, al8 daß neuerworbene Stifte, 
güter noch unbedenklicher gültig hätten veräußert werden können 
ald alte Domainen. Die Beſchwerdefuͤhrer verlicherten weiter, 
daß dem Staatävermögen burh das unter der 
Zwiſchen regierung auf kurheſſiſchem Gebiet neu 
erworbene und in Staatdeigentbum verwandelte 
Grundeigenthum ein mehr als boppelter, ja brei- 
iaher Erſatz au Theil geworden fei. Sie führten noch 
andere Gegenftände an, woburd biejer Erſatz vermehrt fein 
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follte, deren Aufzählung zu weitläufig fein wurde, und fägten 
die Bemerkung hinzu, daß, wenn die Turbeffifche Regie: 
rung die unter ber weftpbälifhen gemachten AUnkänfe 
gültig annedme und ſich zueigne, e8 ber Beredtig: 
feit gemäß ſei, auf die unter derjelben Regierung 
angenommenen VBerfäufe für rehtsbeftändig anzu: 
erkennen. 

Die Reclamanten hielten die Bundesverſammlung zur Ein⸗ 
Ichreitung befugt, weil die Regulirung ber Angelegenheiten des 
vormaligen Königreichs Weftphalen durchaus nothwendig fei, 
wenn nicht ein Theil der Bundesſtaaten in einem ungewillen 
Rechtözuftande bleiben ſollte; weil, was in diefer Hinſicht 
der Wiener Gongreß nicht beftimmt habe, jeßt nur von der 
Bundesverſammlung erjebt werden Eöune, und auch an fie ver 
wieſen fei, weil endlich bie Reclamanten, benen alles redt: 
lihe Gehör verfagt werde, Feine andere Zufludt 
wiüßten, als die Vereinigung aller Bundesgenoſſen, 
welde nicht zugeben würden, daß ein Deutſcher 
rechtlos gelaffen werde. 

Der Referent der Bundesverfammlung fand in der Bundes⸗ 
acte weder eine beſtimmte noch eine analoge Vorſchrift, welde 
die Bundesverfammlung verpflichtete und berechtigte, Dasjenige 
anzuordnen, einzurichten ober zu entfcheiben, was in Folge ber 
Wuflöfung des ehemaligen Königreich Weſtphalen zweifelhaft 
oder ftreitig, ober wenigftend von einem ober dem anbem ange 
fochten fein mag. Die Wiener Gongreßacte ſchweige nach feiner 
Anfiht über die aus jenem Greignifje bervorgegangenen Berär: 
derungen in mancherlei Nechtsverhältnifien gänzlich, indem fie ſich 
begnüge, über bie Beftandtheile des Königreich Weftphalen, 
welche nicht unmittelbar an ihre rechtmäßigen Fürften zurückge⸗ 
fommen waren, zu verfügen. Sie verweife nichts ſolcher Art an 
den Bundestag, und diefem feien alle Zeritorial-Nuorbnungen 
mit ihren Folgen durchaus fremb geblieben. Die Reclamatiouen 
der Supplicanten feien Plagen gegen ihren Landesherrn, welche 
dahin abzwedten, Daß derfelbe in dem Beſitz und Gigenibum ber 
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erlauften Domainen nicht ftöre, vielmehr da, wo ſolches bereits 
gefchehen, in ben vorigen Stand wieber berftelle. Ihre Anſprüche 
feien gegen eine VBerorbnung gerichtet, die nach des Referenten 
vollfommener Weberzeugung der vom Feinde vertrieben geweſene, 
nun in feine Staaten zurückgekehrte Landesherr zu erlaflen wohl 
berechtigt war. Gegen biefe Landesverordnung an und für ſich 
fomme e3 allerdings den Landgerichten nicht zu, ein Erkenntniß 
abzugeben. Die Bunbetverfammlung Tönne fie aber nicht erfegen, 
da fie feinen Auftrag dazı habe. Gin Hauptzwed des Bundes: 
innere Sicherheit, ſei nicht geftört, denn es ſei Fein allgemein uns 
gültiger, dad Gigenthbum und den Rechtözuftand in dem Bunde 
verlegender Grundſatz aufgeftellt und ausgeführt, noch könne ed 
der Regierung an Mitteln fehlen, etwa zu beforgenten Unruhen 
vorzubeugen und zu ſteuern. Es ſei hier kein Fall vorhanden, 
wo eine in ber Bundedacte gegründete Garantie eintreten, oder 
die rechtliche Kraft und Wirkung irgend einer Beftimmung dieſes 
Grundvertrages erklaͤrt und feitgefeßt werben müfle. Wenn es 
auch für zwedmäßig erfannt werden möchte, daß völfertechtliche 
Berhältnifje, weldhe mehrere Bunbesftaaten berühren, daß noch 
unbeftimmte Folgen politiiher Ereigniſſe, daß Schwierigfeiten, 
die aus früheren diplomatiſchen Verhandlungen übrig geblieben 
fein möchten, daß Ginrihtungen, welche in Deutichland in Folge 
völferrechtlicher Verträge und injonberheit in Folge ber Wiener 
Congreßacte zu treffen feien, wenn dabei Reibungen mit einheis 
mifchen ober fremden Nachbarſtaaten entftehen könnten, ja! baß 
ſelbſt folcye Berhäftnifie, welche in das allgemeine Wohl mehrerer 
Staaten eingriffen, — dem Bunde zur Berathung, zur Ver⸗ 
mittelung und wo nöthig zur Entfcheidung verftellt würben: fo 
fei doch darlıber noch nichts befhloffen, und Die Verweiſung ber 
Supplicanten an die Bundesverſammlung von Seiten einiger 
Mintfterien laſſe fi) leiht aus der Erwartung erklären, daß 
deshalb etwas werbe beichloffen werben. Die proviſoriſche 
Sompetenzbeftimmung werbe bazu den Weg bahnen, und in ber 
Folge die Grundgeſetzgebung und organiſche Einrichtung auch 
diefen Theil der Bunbesverfaflung vollenden. 
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Die Supplicanten würden e3 in des Ueberzeugung von der 
Gerechtigkeit ihrer Sache hart finden, wenn fie den Beitpuatt, 
wo dieſes gefchehen fein werbe, abwarten follten. Allein tie 
Bundesverfammlung könne nicht mehr, als daß fie die proviſoriſche 
Sompetenzbeitimmung möglichft befchleunige, und es ftehe immer 
noch dahin, ob biefelbe auf den Fall der Supplikanten ſich er 
ftreden werbe ? 

Wenn indeſſen glei der Neierent den Grundfag, aus 
welchem die Furheffliche Verordnung vom 11. Januar 1814 ge 
flofien fei, für durchaus unumftößlich in dem europälfchen Voͤlker⸗ 
rechte feſt gegründet, und deſſen Gegenſatz für rechtlich unerweidbar, 
für politiſch unrathſam, jal den Wohl ber Staaten höchft 
gefährlich halte; fo fei er dagegen doch aud volllommen 
überzeugt, daß es rechtliche und politiihe Gründe 
geben fönne, welde gehörig erwiefen, die Auwend- 
barkeit dieſes Grundſatzes, und folglid auch der 
kurheſſiſchen VBerordnung unftatthbatthaft, oder bod 
höchſt unbillig madhen würden. 

Referent ‚wolle nicht an das summum jus, summa injuris 
erinnern; wenn aber, wie von den Supplicanten behauptet werke, 
der größte Theil der von ben veräußerten Turheiftichen Domainen 
eingegangenen Raufgeldern wirflih in den Nuben des Landes 
verwandt wären; wenn man in mehreren Faͤllen mit Recht jagen 
fönnte, die turbejfiiche Regierung babe burch die (übrigens gewiß 
rechtsmaͤßige) Beſitznahme der von der weitphäliichen Regierung 
mit jenen Geldern gemachten neuen Grwerbungen und Berbefle 
rungen, und durch die Zurüdnahme der verfauften Etaatögäter 
bie Sache und ihren Preid zugleich fi) zugeeignet; wenn tiefe 
ober andere glei erhebliche Umſtaͤnde, welche injonderheit bei 
ber Ablöfung von Gejällen und Dienften in Betracht kommen 
dürften, gehörig bewiefen werben Eönnten; fo fcheine eine Aus⸗ 
nahme ftattbaft, eine rechtliche Einrede — nicht gegen die Rechts⸗ 
gültigfeit — jondern gegen bie Anwendung des Geſetzes auf bie 
beſtimmten Fälle wohl gegründet zu jein, und damit follten baber 
tie Supplicanten gegen den Iandesherrlichen Fiscus von ber 
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tompetenten Tanbesbehörbe billig gehört werben. Geſchehe Dies 
nicht: wieſen die Laudesgerichte fie, wie von ihnen wieberholt 
behauptet fei, mit ihren — anf diefen Gegenitand gerichteten 
Klagen durchaus zurüd; jo entſtehe für fie ein Zuftand 
ber Reätlofigkeit, der bem allgemeinen Bundes 
jwed und ben aus dem Geiſte der Bundesacte her 
vorleudten, dem Beftreben für die Herftellung und 
Handhabung eines allgemein gefiherten Rechtszu— 
fandes unftreitig wiberfprede. 

Finde in diefer Hinficht die Meinung des Referenten den 
Beifall der Bundesverfammlung; fo fcheine e8 dem Berufe der⸗ 
jelben gemäß zu fein, ihre Anfiht der Sache zur Keuntniß der 
kurheſſiſchen Regierung zu bringen, und zu dem Ende den an- 
weſenden kurheſſiſchen Geſandten um geeignete Berichtserftattung 
und die Veranlafjung zu erfuchen, damit den Supplicanten für 
ben angezeigten Zwed ber Weg Rechten eröffnet werbe. Diele 
Berwendung wäre den Supplicanten bekannt zu machen, und ihnen zu 
verftatten, nöthigenfalld mit ihrer weitern Vorftellung einzukommen. 

Wenn endli das Vorgeben der Supplicanten richtig fein 
ſollte, Daß die kurheſſiſche Regierung eine mehr ald vollftändige 
Entfhädigung für die während der feindlichen Decupation ver 
äußerten Domainen erhalten habe; fo würde dieſes zwar auch 
unter gewiffen Umftänden rechtliche Rüdficht verdienen, vorzüglid) 
aber neben andern Billigfeitögriinden dazu bewegen koͤnne, bie 
Käufer kurheſſiſcher Domainen Sr. koͤnigl. Hoheit dem Kur 
fürften zu milder Iandesnäterlicher Behandlung von Seiten bes 
Bundes zu empfehlen und auch in dieſer Beziehung den Herrn 
Geſandten um gefällige Berichtserftattung zu erfuchen. 

Referent ſetze in ben Charakter und in die Gerechtigkeits⸗ 
liebe Sr. koͤnigl. Hoheit des Kurfürften ein fo großes Vertrauen, 
Daß er feine Meinung ohne Rüdficht auf neuere Vorgänge aus⸗ 
geiprocdhen babe. 
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In der Sitzung vom 27. März 1817 wurde mit Himweg⸗ 
lafjung der flark gefärbten Heußerungen bes Referenten das 
Gutachten im Wefentlichen wiederholt. Defterreih und Hannover 
verwied den Kurfürften auf die Beiſpiele benachbarter Laͤnder, 
welche mit Milde gegen biejenigen verfahren hatten, welde 
Schonung verdienten. v. Bagern ließ es fiy nicht nehmen, für 
Luxemburg eine ausführlidhere Erklärung abzugeben, welde 
lautete: 

„Ohne no zur Zeit in Gerechtſame und ihre Würbigung 
einzugeben, wünjche man von Seiten Luxemburgs nad) vorbern 
Aeußerungen, daß der gerichtliche Weg in ber Sache überhaupt 
nicht verfperrt je. Man Tann von den Grundfäßen und 
Ueberzeugungen nicht abgehen. 

1. Verfügungen, woburd Beſitz und Grwerb geftört und 
wodurch confiscirt werden ſoll, koͤnnen nicht in blofer Willkür 
ftehen, jo daß ohne andere Vorbereitung nur das perlöu: 
lie Gewiſſen darüber endlich entſchiede. Es ift nie in 
Deutfchland fo geweſen, und es ift ſchaͤdlich, daß es nun 
fo ſei. 

2. Heſſiſche verfländige Männer als richterlihe Behörde 
werden vor andern zu finden wiflen, was in ihrem Lante 
recht oder unrecht, erlaubt und vernünftig, ober ſtraͤflich 
fei ober geweſen ſei. Und falls fie auf unüberfteiglide 
Hinderniffe ftoßen, werden ihnen Die Duellen der Beleh- 
rung nicht entgehen. 

3. Die Bundesverfammlung, in dem Sinn, daß fie Deutſch⸗ 
lands Machthaber repräfentirt und fidy bei ihmen jelbfl 
Weiſung und Hülfe erbitten ann, ift ihrer Natur nad 
dazu beftimmt, in ben fich ergebenden Fällen zwifchen ben 
nicht mehr vorhandenen politifhen Ginrichtungen und 
denen noch nicht wieder bergeftellten oder angeorbneten, 
auf irgend eine Weile die Lüde auszufüllen. Alſo trete 
ich dem Antrage bei, der Gerechtigkeit feiner koͤniglichen 
Hoheit die Betheiligten zu empfehlen.“ 

Die übrigen Stimmen vermieden einflweilen ein näheres 


491 


Gingehen anf die leitenden Grundfäße. Alle aber vereinigten ſich 
zu dem Beſchluſſe: 


1. 


19 


ben anweſenden Eurheffiichen Herrn Gefandten zu erfuchen, 
feinem hoͤchſten Hofe von der Anficht diefer VBerfammlung 
Bericht zu erftatten und zu veranlafien, Damit den Supplis 
canten zur Ausführung ihrer Einrede gegen die Anwen 
dung ber landesherrlichen Verordnung vom 14. Juni 1814, 
injonderheit der Ginrede der versionis in rem, ber Weg 
Rechtens eröffnet werde; 

den Supplicanten hiervon Kenutniß zu geben, und ihnen 
zu verftatten, nöthigen Falls mit ihrer weitern Vorftellung 
einzufommen ; 


. Auf den Fall, daß das Abgeben der Supplicanten gegrün- 


det fein follte: „daß die kurheſſiſche Regierung eine mehr 
als vollftändige Entihädigung für die durch die weitphäs 
liſche Regierung veräußerten Domainen vorgefunden 
haben”, die Käufer kurheſſiſcher Domainen Seiner 
föniglidyen Hoheit dem Kurfürften zur milden, landes⸗ 
väterlihen Behandlung von Seiten bes deutſchen 
Bundes um jo mehr zu empfehlen, ald auch andere 
nicht unerheblihe Billigfeitsgründe hierbei in Betracht 
fämen, und daß gleichfalls in dieſer Beziehung der 
furhejfiihe Herr Gejandte um gefällige Berichtser⸗ 
ftattung zu erfuchen fei. 


Der kurheſſiſche Geſandte erflärte ſich bereitwillig, den 


Auftrag zu übernehmen, welchen der eben gefaßte Beſchluß unter 
Rr. 1 ımb 3 enthalte, nur gegen den Punct Nr. 2 müſſe er ſich 
in Bezug auf feine am 13. März *) zu Protocol! gegebene Er⸗ 
färung beftens verwahren. 


Das Praſidium verwies aber Iebigli auf die von der 


Bundesverfammlung gegebene Gegenerflärung **). 


*%) Siehe ©. 150 Fi. 
*0) Eiche S. 159 Fi. 
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Allein der Kurfürft beharrte feſt auf feinem Rechte der 
Sonverainetät und wollte fi) von der Bunbesverfammlung nichts 
vorſchreiben Tafjen, und wurde hierin von Metternich unterſtüßt, 
welcher, wie wir oben gejehen (S. 161) in der Hofmannfcden 
Angelegenheit die Bundesverfammlung desavouirt hatte (April 
1817). Sept trat einfach Die Conſequenz dieſes Verfahrens ein. 
Der Kurfürft, Oeſterreichs fiher, im Principe der vorliegen 
den Angelegenheit audy der Unterftügung Hannoverd und Braun 
fchweigs gewiß, gab am 5. Mai 1817 eine Außerft jcharfe Erklaͤ⸗ 
rung an die Bundesverfammlung durch feinen Geſandten v. Lepel. 
Sie lautete *): 

„Ich babe nicht verfehlt, der übernommenen Verpflichtung 
zufolge, Seiner Eöniglichen Hoheit dem Kurfürften über die 
Beichwerde der Domainenfäufer und die darüber in ber 
23. diesjährigen Sitzung ftattgehabte Berathung einen aus 
führlichen Bericht zu erftatten, und ohngeachtet dieſe Ange: 
legenheit abermals zu dem gehört, worin fie die Gompetenz 
der Bundesverfammlung vorerfl nicht anzuerkennen vermögen, 
jo Haben Sie mir doch aufgetragen, der Verſammlung 
darüber Nachftehendes zu erklären. 

Daß Seine koͤnigliche Hoheit berechtigt waren, die unter 
der ufurpatorifchen Regierung vorgenommenen Beräußerungen 
des Staatseigenthums als nicht geichehen zu betrachten und 
zu annulliren, läßt fi) aus den allgemeinen Grundſätzen 
des Staatd- und Völkerrechts leicht deduciren, und if von 
den verbündeten Mächten, in dem Vertrage vom 21. Der. 
1813 ausdrücklich ankannt worben. 

Daß ferner die Bunbesverfanmlung weder verpflidtet 
noch befugt jet, über das, was ald Folge der Auflöfung 
des Königreichs Weſtphalen ftreitig ober zweifelhaft if, 
jetzt ſchon etwas anzuorbnen oder zu entjcheiden, iſt von 
dem Herrn Referenten felbft dargethan worden , bedarf alio 
feines Beweiſes. 


*) 9. Br. 1817 8. 154. Fol. 296. 
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Da nun das Geſuch der Duerulanten dabin ging, daß 
die Bundesverfammlung die Rechtsgültigkeit der in dem 
Königreiche Weftphalen und namentlich in Kurheſſen gefchehe- 
nen Domainenveräußerungen ausſprechen möge, fo bätte 
wohl zu erwarten geftanden, daß ihr Geſuch als unſtatt⸗ 
baft und nicht hierher gehörig abgewiefen werden würbe. 

Was die Verfammlung veranlaßt habe, gleihfam kraft 
milbrichterlichen Amts den einzigen Geſichtspunct hervorzu⸗ 
ſuchen, unter weldem ihre Verwendung für einige der 
Querulanten gerechtfertigt werben kann, wollen Seine koͤnigl. 
Hoheit dahin geftellt fein laſſen. 

63 hätte übrigens der Verwendung berjelben und bes Bor 
trag8 ihrer Anficht, binfichtlicdy Der Anwendung der Verordnung 
vom 14. Januar 1814 auf einzelne Fälle um jo weniger 
bedurft, ald Die Sinficht jener VBerorbuung ergibt, DaB Seine 
königliche Hoheit am Schlufje derfelben denjenigen Domainen- 
fäufern,, welche wegen nüßlicher Verwendungen Anſprüche 
hätten, ausbrüdlich vorbehalten haben, foldhe im Wege 
Rechtens gegen die Oberrentlammer bejonderd auszuführen. 
Seit drei Jahren ift aljo der Weg Rechtens für Die, welche 
versionem In rem oder Meliorationem beweijen können, ers 
öffnet. Bid jetzt wurbe aber nicht eine einzige barauf 
gerichtete Klage bei den Gerichten erhoben. Alle gingen auf 
Schuß im Beſitz oder Wiedereinſetzung in denſelben, unb 
mußten natürlich abgewiefen werben. 

Ebenjo haben ſchon vor der geichehenen Gmpfeblung 
zu Iandeöväterlicher Behandlung mehrere der Duerulanten 
Beweiſe derjelben erhalten, nicht au8 dem von ihnen ange 
führten abfurden Grunde, daß Se. königliche Hoheit reich" 
lihe Entihädigung für die veräußerten Domainen vorges 
funden (denn die wenigen Häufer und Grundflüde, womit 
das Staatövermögen unter der ujurpatorifchen Regierung 
vermehrt worden fein fol, möchten nicht zum fünfzigften 
Theil erjeßen, was demjelben durch die franzöfiiche Occu⸗ 
pation war entzogen worben), jondern weil Seine koͤnigliche 
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Hoheit fie zum Theil Billiger Schonung würdig fanden. 
Sp find einigen die acquirirten Domainen auf erbliche. 
andere unter jehr billigen Bedingungen in Beitpacht gegeben 
worben, und es ift eine der frechften Lügen, wenn noch in 
den neueſten Eingaben der Domainenfäufer gejagt wirt, 
daß Fein einziger der Käufer entjchäbigt ober befriedigt 
worben, und zahlreiche deutſche Familien durch gewaltjame 
Entziehung ihres wohlerworbenen Gigentbumd gängzlichem 
Ruin ausgejebt ſeien, welches letztere am wenigften ben an 
der Spibe fiehenden Domainenkäufer treffen Tann, da der 
jelbe nach glaubhaften Nachrichten den größten Theil bes 
Kaufgeldes noch in Händen, mithin bisher rem et pretium 
bejefien hat. 

In dem rubigen Bewußtfeln, Ihre Pflichten als gerechter 
Regent mit dem ald milder Landesvater bei dieſer Angele 
genheit in genaue Webereinftimmung gebracht zu baben, 
tönnen Seine Tönigliche Hoheit die Erfinder und Verbreiter 
ſolcher haͤmiſcher Verläumdbungen nur mit der tiefften Ber: 
achtung firafen ”. 

Die weitphälifchen Domainenkäufer in Kurheſſen wieder: 
holten aber demohngeachtet ihre Bitte um Wiedereinſetzung in 
den Beſitz, aus welchem fie in Folge ber Turfürftlichen Verorbnung 
vom 14. Januar 1814 gejeßt worden waren. Zwar beicheinigten 
fie dieſes nicht, und ed war befannt, daß noch verichiebene ber: 
jelben fich im Beſitze der von der weitphäliichen Regierung an fie 
verfauften Domainen befanden. In Aufehung der übrigen aber 
konnte die von dem kurheſſiſchen Gefandten am 5. Mai 1817 
zu Protocoll gegebene Erklärung flatt der Beicheinigung bienen. 

Die Bittfiefler fanden in der Ausführung dieſer Verordnung 
ein Spolium, und geftügt auf die von allen cultivixten Bölfern 
anerkannte Heiligfeit des Beſitzſtandes beriefen fie fi auf die 
allbefannte Regel: daß ber Spolürte vor allen Dingen zu refli- 
tuiren ſei. So hätten die ehemaligen NReichögerichte den Beſiß⸗ 
ftand gegen Misbrauch der Gewalt durch ſcharfe Strafbefehle 
ſtets aufrecht erhalten. „Dahin fei freilid — dieſes Palladium 
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bes beutichen Bürgers: doch nicht verſchwunden Tönne Die Gerech⸗ 
tigfeit fein vom vaterländiichen Boden!” 

„Allein, fagten fie weiter, zu welchem Wetter jollen nun bie 
bis zur Verzweiflung getriebenen weftphäliichen Domainenfäufer 
in Qurheflen ihre Zuflucht nehmen? — Sie, die unter einer 
voͤlkerrechtlich conftituirten Staatsverfaflung in gutem Glauben 
fauften, Sabre lang in gutem Glauben bejaßen, und im grellften 
BWiderfpruhe mit dem Beiſpiele glorreiher Sonperaine, mit 
Richtachtung der feierlichften öffentlichen Verträge, aller Grund: 
ſaͤtze des bisher in Europa gangbaren Völkerrechts und felbft 
aller Rechtsformen, durch bloße Gabinetöverfügungen Seiner 
fönizlichen Hoheit des Kurfürften von Heflen gewaltthätigerweife 
aus dieſem Befig vertrieben, mit Weib und Kindern mehr ober 
weniger den: härteften Schidfal hingegeben find, und alle Pforten 
der Gnade und Gerechtigkeit in ihrem Vaterlande verriegelt 
fanden ? Nur die erhabene beutjche Bundesverfammlung Tönne 
unter ſolchen Verhaͤltniſſen Rettung gewähren, und dem unver 
ſchuldeten Unglüde fo vieler Familien ein Biel feben. Und 
dag dies geſchehe, fordereDeutihland, fordere des 
Baterlands Ehre und bes Bundes Würde, 

Zu der deutjchen Bundesverſammlung Sphäre gehöre biefer 
große Act der Gerechtigkeit. Möge in ihm den Völkern aller 
deutichen Bauen ein beruhigendes Beitpiel gegeben werben, daß 
es wirklicher Ernft fei, einen unwanbelbaren Rechtszuſtand zu 
begründen, nicht blos für den übermädhtigen Starken, jonbern 
auch für den geringen, ohnmächtigen Privaten und foldhergeftalt 
der erhabene Bundestag die troftreich verheißene Beftimmung 
verwirklichen, darüber zu wachen, daß überall und ohne Anfehen 
der Verfon Gerechtigkeit geübt werde im deutſchen Vaterlande! 

In der 13. Situng 1817 habe die Bundesverſammlung 
ſelbſt ausgeſprochen, daß fie, eingebenf ihres hohen Berufs, ihrem 
Wirkungskreiſe e8 angemefien halte, ſelbſt bebrängter Unterthanen 
fh anzunehmen, und auch ihnen die Ueberzengung zu verfchaffen, 
daß Deutichland nur barım vom fremden Joche befreiet und 
ten Ländern vechtmäßige Erben zurüdgegeben worben, damit 
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hberall ein rechtlicher Zuſtand an die Stelle der Willkür treten 
möge. 

Sept fei der Augenblid gekommen, wo in Erfüllung gebradt 
werden könne und werde, was zugefagt und gelobt ward. “Der 
Pariſer Friede, Der Wiener Congreß, Die Bundesacte, Der Acce: 
fionsvertrag haben für Deutfchlands Souveraine gemeinſchaftliche 
Rechte und Verbindlichkeiten feftgefeßt. Hier fei eine Geſammt⸗ 
beit von Willen. Ein Einzelner von Dielen Tönne nicht 
vernichten, was Allen beliebt hätte Naturrechtlich fei bie 
Geſammtheit befugt, und wenn ein Dritter Rechte daraus ableite, 
verpflichtet, ihrem Geſammtwillen Nachdruck zu verjchaffen. Gin 
Geſammtwille und zwar hohen Rechtöfinnes und thätiger Huma- 
nität fprechen fich, im Einklange mit $. 51. Art. A des weſtphaͤ⸗ 
liſchen Friedens und des Art. 5 des öfterreichifchen bürgerlichen 
Geſetzbuches beftimme im Art. 16 des Pariſer Friedens vom 30. 
Mat 1814 aus. Denn da werde vorgefchrieben: 

„daß allen Staatsbürgern in den abgetretenen und reftituir« 
ten Ländern, mithin auch in ben Gebieten bed aufgelöften 
Konigreichs Weftphalen und in dem wieder bergeftellten 
heſſiſchen Kurflaate der ungeflörte und ungefränkte Beſiß 
ihres in der verflofienen Periode erworbenen Gigenthums 
zugefichert werben folle, dergeftalt, daB unter feinem Bor 
wanbe, von welcher Art berjelbe audy fein möge, Reactionen 
in biejer Hinficht geftattet fein follen *. 

Wenn nun defien ungeachtet von Seiten der wieber her 
geftellten kurheſſiſchen Regierung dieſer allgemeinen Verfügung 
einfeitig zuwider gehandelt werbe; jo habe die Geſammtheit ber 
in jenem Frieden eingejchloffenen Souverainen die Befngniß, ja 
felhft Die Verpflichtung, den Einzelnen zu hindern, daß er einen 
feierlichen Vertrag, der feine und ihre Rechte auf gleiche Weile 
beftimme, eigenmächtig breche. Die Bunbeöverfammlung, durch 
bie fi) ber Geſammtwille der Verbündeten ausſpreche, habe alſo 
die volltommenfte Befähigung darauf zu halten, daß bie auch 
auf Deutſchland ſich beziehende Vorſchrift des Parifer Friedens 
nicht von dem Sinzelnen willfürlidh verlegt werde. 
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Die Bundesverfammlung fei überdies berufen, den Mangel 
der Anorbnungen zum Schupe bed Beſitzes und Erwerbes zu 
erjegen, und in ben fich ergebenden Fällen zwilchen den nicht 
mebr : vorhandenen politischen Ginritungen und den noch 
nicht wieder bergeitellten oder angeordneten auf irgend eine Weiſe 
die Lücken auszufühen, wie dies ein hochverehrliches Mitglieb 
ber Berfammlung felbft in Der 23. Sitzung (1817) ausgejprocher 
babe. 

Dieſe Lüde ungeläumt auözufünen werde vollends da -zur 
gebieteriichen Nothwendigkeit, wo ſelbſt die innere Sicherheit 
gefährdet fei. Und dies ſei gewiß der Kal, wo die Macht zu 
Singriffen in das Privateigenthum mißbraucht und die Heiligkeit 
des Belipflandes angetaftet werde. Wo Fein Recht zu finden, 
— da jei wilde Anarchie: wo die Bande der Gefelligfeit zer: 
tiffen würden, Die an das Vaterland feileln, — da ſei fein 
Baterland mehr, und gleich wie die Noth Fein Geſetz kenne, fo 
nocy minder der Berzweifeltel In ihr Privateigentbum aber 
feien die erfauften Güter übergegangen, und rechtmäßig überge⸗ 
gangen. Denn bie weitphäliiche Regierung jei als rechtmäßig 
anerkannt gewejen, und der Untertban habe, nad) monarchiſchen 
Prinaipien, nicht zu grübeln über die Rechtmäßigkeit. ber Fürften- 
ſchaft. 

Wolle nun die Bundesverſammlung ſich nicht als oberrich⸗ 
terliche Behoͤrde ſelbſt darſtellen, ſo ſolle ſie doch wenigſtens 
dafür Sorge tragen, daß überall gerichtet und allgemeine Gerech⸗ 
tigkeit gehandhabt werde. Dazu aber gehoͤre vor allen Dingen, 
daß das, was Gewalt und Willkür vollſtreckte, als nicht geſchehen 
erklaͤrt und bis zu einer deſinitiven Entſcheidung hin ein Beſitz⸗ 
ſtand regulirt werde. Könne die Bundesverſammlung dieſes 
nicht einmal bewirken; ſo würde ſie nur zu deutlich und ſogar 
factiſch beurkunden, daß ſie, ungeachtet der laut kund gethanen 
wohlthätigen Abſicht dennoch und. bei dem beſten Willen nicht 
vermöge, einen geficherten Rechtszuſtand berbeizuführen. 

Wo in einem zum Bunde gehörigen Lande offenkundig 
wahrhafte Spolien begangen würden: ba gehöre es gewiß zur 
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Competenz der Bundesverſammlung mit ihrer wohltbätigen 
Wirkfamteit aufzutreten, und es bedürfe dazu feined Weges der 
Abwartung befonderer organifher Bundesgeſetze, ſowie babei 
von einem procejjualiichen Verfahren nicht die Rede fein koͤnne.“ 

Die Supplicanten erfannten mit Dank die Verwendung ber 
Bunbesverfammlung, aber fie behaupteten, daß die baranf erfolgte 
Erklärung des Kurfürften fie überzeuge, daß weber auf bem 
Wege einer landesvaͤterlichen Milde noch auf dem ber @eredhtig- 
keit in Kurheffen fortan etwas für fie noch zu erwarten ober zu 
hoffen ftehe. 

Ihr gehabter Beſitz ſei jo unzweifelhaft als die gegen fie 
verfügte Entſetzung. Nah allen in Deutſchland gangbaren 
Geſetzen werde weiter nichts erfordert, um fofort reftituirt zu 
werden. Geichehe Dies nit, fo werbe jeber Rechtskundige 
befennen müflen, daß ein Zuſtand der Nechtlofigkeit eingetreten 
und eine Gerechtigkeit mehr zu finden ſei. 

Der deutſche Bundestag habe den weftphälifchen Domainen- 
fäufern verftattet, nöthigenfalld mit weiterer Vorftellung einzu: 
fommen. Die VBermittelung der Bundesverjammlung fei vergeblich 
geweien, und habe nur noch weitere fpoliative Maßregeln zur 
Folge gehabt. In der abgegebenen Erklärung der kurheſſiſchen 
Gefandtichaft fei felbft die Verweigerung aller Juſtiz in biefer 
Angelegenheit bei den LZandesgerichten öffentlih und ohne Schen 
proclamirt worden. Bei den kurheſſiſchen Yufliz-Tribundlen könne 
bei der entjchieben nnd beftimmt vor Augen liegenden Willens⸗ 
meinung des Regenten, jchon nach ber menfchlichen Ratur und 
den inbivibuellen Berhältnifien der Richter, fortan weber Hälfe 
noch Recht Für Die armen bebrängten Familien der Domainen- 
kaͤufer erwartet werden. 

Die notbgedrungene eiftige Betreibung ihrer jo gerechten 
Angelegenheit bei dem Hohen deutjchen Bundesſstage habe fogar 
Seine koͤnigliche Hoheit den Kurfürften veranlaßt, während der 
heiligen Pfingftfeiertage den 26. und 27. Mai dieſes Jahres burd) 
den Fiscal zu Gafjel die einzelnen betbeiligten Domainenfänfer 
zu Verhören heranzuziehen, und durch den Schrecken ſiscaliſcher 
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Unterfucgungen die perſoͤnliche Sicherheit derſelben zu bebrohen, 
md vielleicht die Iinglüdlichen durch Ginflöpung von Furcht 
abzuhalten von ferneren Schritten bei dem hoben Bundestag, . 

„Deutſcher Gerechtigkeit vertrauend, ſchloſſen endlich tie 
Supplicanten, nähren die armen Unterdrüdten die zuverſichtliche 
Ueberzeugung, daß bei einer ſolchen Lage der Dinge die erhabene 
deutſche Bundesverfammlung fi) von dem würbenollen Beruf 
durchdrungen fühlen werde, den Hülflofen, denen in ihrem Vaters 
lande alle Recht verfagt ift, Schuß zu gewähren. Diefe hohe 
Verfammlung wird nun, ihrer ächten und wahren Beftimmung 
nach, feinen Anſtand mehr nehmen können, ſich nicht blos berech⸗ 
tigt, ſondern zugleich verpflichtet zu halten, zu aller edlen deutſchen 
Staatsbürger Beruhigung einer in einem Theile des gemeinfamen 
Baterlandes auffallend und offenkundig waltenden Rechtloſigkeit 
im mindeften durch Ausſprechung der Neftitution salva causae 
principali ein Tängft von Deutjchland erwartetes Biel zu feßen. 
So wagen e8 denn die Domainenfäufer, auß den vorgetragenen 
Gründen, unter den flatthabenden Umftänden vorläufig einzig 
unb allein darum unterthänig zu bitten: restitutllonem spolli 
gerechteſt zu erfennen, bemnähft aber nad Pollen: 
dunng der organifhen Bunbesgejege definitiv in 
Anfebung Des Rechts ſelbſt einen Beſchluß zu 
faffen**). 

Die Bundesverfammlung, eingefchüchtert durch das Verfahren 
Metternih8 (S. 161) ging fehr vorfichtig zu Werke, wie dies 
das Gutachten bed Berichterflatterd v. Berg beweifl **). Die 
Wanbelung fing ſchon an fich bemerklich zu machen. Zwar war 
in bem Gutachen noch Manches, was an die Träftige Sprache 
bes Jahres 1816 und des Fruͤhjahrs 1817 erinnerte, allein bie 
Unficherbeit das Schwankende gewinnen das Uebergewidht. Wir 


*) Die überaus Rarfe Sprache der Bittſteller zog ihnen, dies müflen wir 
bier and rücklich bemerken, von Geiten ber kurhefſtſchen Staatsregierung 
keinerlei Art von Verfolgung oder Unannehmlichleit zu. 

“8. Br. 1817 Fol. 732. 
32* 
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laffen es im Wefentlichen folgen, ta aus bem loco dietatume 
gedrudten Bericht wiederum die entfchiebenen Stellen in den 
öffentlichen Protocol ansgelaffen wurden; v. Berg fagte: 


„Da der Kurfürft von Hefjen, ohne Kriegserklärung überfallen, 
nie in eine Abtretung feiner Staaten gewilligt und im Jahre 
1813 dieſelbe mit voller Souverainetät wieder erhalten 
und im Belige derjelben die Verordnung vom 14. Januar 1814 
erlafjen babe, wodurch er die verfauften Domainen 2, zurüdge 
fordert; da ferner erfi am 30. Mai 1814 der parijer Friede ten 
Grund zur Wiedervereinigung der deutſchen unabhängigen 
Staaten gelegt habe und dieſe erft zwölf Monate nachher erfolgt 
fei: — jo fönne die Bundesverfammlung nicht Richter fein über 
eine NRegentenhandlung, die der Kurfürft vor dieſer Zeit, una 
hängig von jeder Verbindlichkeit und beſchränkt durch Bunte 
verpflihtung vorgenommen habe. Nah privatrehtlidhen 
Begriffen Eönne wohl von einen Epolium die Nede fein, aber 
die Bebanptung der DBittiteller, DaB auch nach völferrechtlicyen 
Srundjägen ein Spolium vorliege, ſei ungegründet”. v. Ber 
führte Dies näher aus. Er jagte: 


„Wenn aber die die Befigentfegung ber beififchen Domainen: 
Fäufer durch ihren wiedergefehrten Landesherrn als eine Folge 
der gegen dieſen durch Uebermacht und Waffengewalt verübten 
Beſitzentſetzung zu betrachten, wenn fie nicht nach ber jebigen 
Bundesverfaffung , ſondern nach dem Zuſtande von 1814, nit 
nach bürgerlichen Rechte, jondern nad) völferrechtlidden Grund⸗ 
fäben (worüber fich jeboh auch in diefer Verſammlung eine 
Verſchiedenheit der Meinungen gezeigt bat) zu beurtbeilen if: 
wenn die Zurheffiiche Verordnung vom 14. Januar 1814 in wm 
mittelbarer Verbindung mit dem Wiedereintritt Seiner koͤniglicher 
Hoheit in ihre Befigungen und Rechte fteht; wenn in biejer 
Hinfiht durchaus feine Verträge zum Vortheil der Supplicanten 
ſich auffinden Iafjen, welche der Bundesverfammlung zum Leit: 
faben dienen könnten und vielmehr in dem Vertrage der allürten 
Mächte mit Kurbefien vom 2. December 1813, durch welchen 
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ſelbſt für Hanau, wo bie Domainenfäufer doch jonft Kegünfiget 
worben, im 3. Artikel der Sag laut ausgeſprochen wird: 


Toutes les ventes de proprietes Hessoises faites par le 
Gouvernement du Grand-Duc de Francfort sont declardes de 
nulle valeur et envisagdes comme non avenues; 


wenn infonderheit der 16. Artikel des Bariler Friedens vom 
9. Mai 1814 nur eine gewöhnliche Amneftie enthält, und ent> 
bielt er mehr, auf die von der gegenwärtigen franzöfiichen 
Regierung durd) den parijer Tractat gewiß nicht zurüdgegebenen 
kurheſſiſchen Staaten jo wenig als auf die von ben Supplicanten 
erfauften Domainen, die als ihr unbeftrittenes Eigenthum nicht 
anzufehen find, anwendbar fein wiirde : wenn endlich diefer hohen 
Berfammlung zwar obliegt Sorge zu tragen, daß Recht und 
Gerechtigkeit im ganzen Umfange des Bundes gehandhabt und 
folglich andy bei beſtehender Bunbesverfallung, unter Teinerlei 
Borwand, anders als im Wege Rechtens verfahren werde, ber 
jelben aber keineswegs bie Befugniß beigelegt tft, frühere »ölfer- 
rechtliche Anorpinungen ber Bundesglieder in deren Staaten ihrer 
Beurtbeilung zu unterziehen, ober jelbftrichterliche Verfügungen 
auf Beichwerden der Unterthanen gegen ihre Regierungen zu 
treffen; jo Tann ich auf das erbetene Reftitutorium, welches alles 
zeit eine richterliche Handlung wäre, wenn fie auch ohne vors 
gängiged prozeſſualiſches Verfahren erfolgte, in keiner Hinficht 
antragen. 

Auch, glaube ich nicht, daß aus der Verweigerung biejer 
Bitte auf einen rechtlofen Zuftand im deutſchen Bunde gefchloffen 
werben koͤnne, wie die Supplicanten hoͤchſt ungeziemendb zu be 
baupten wagen. Was in Kurheflen gefcheben ift, bezieht ſich auf 
einen außerorbdentlichen, gewaltſamen blos factiichen Zuftand, 
den als rechtlich anzuerkennen, der Kurfürft aus Gruͤuden fi 
weigert, deren Prüfung und Würdigung außerhalb ber Compe⸗ 
tenz dieſer hohen Verſammlung Liegt *. — 

v. Berg konnte ſich aber, wie die Mehrzahl feiner Kollegen, 
nicht verbergen, daß die Sache noch eine andere Seite hatte; er 
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wußte wohl, daß fräber an das summum jus summa imjuria 
erinnert wurbe ; Deshalb fagte er: 

„Demungeacdhtet hat Die Lage der weftphäliichen Domainen⸗ 
Täufer dem deutſchen Bunde nicht gleichgültig bleiben können, 
und ganz bejondere Verhältnifie haben eine Theilnahme für die 
jelben erregen müfjen, deren fie fich vielleicht nur durch unziem⸗ 
lihen Trotz auf ein — wenigftens immer zweifelhaftes Recht, 
durch Die Heftigfeit ihrer Vorftellungen, durch Unſchicklichkeit und 
Kühnheit in ihren Behauptungen und Andeutungen verluflig 
machen koͤnnen. 

Das Königreich Weſtphalen bat einmal beſtanden. Es iR 
jowie von beinah ganz Europa, alfo von ben allermeiften Gliedern 
des deutfchen Bundes förmlich anerkannt, von ben meiften als 
ein Bunbesftaat geehrt worden. Der König von Weltphalen war 
in die Reihe der rechtmäßigen Souveraine aufgenommen. Das 
Königreich hatte eine geordnete Verfafjung und Verwaltung, mit 
Formen und Einrihtungen, mweldye eine ewige Dauer verkünbigten. 
So wenig dies alles die Kürften verpflichten mochte, aus beren 
nicht abgetretenen Ländern zum Theil das Königreic, Weſtphalen 
beftand : fo einleuchtend if! doch, Die Berfchiebenheit Diefer Berbältnifte 
von einer vorübergehenden Priegerifcheu Befipnahme und von einer 
Regierungsverwaltung bed Grobererd. Wenigſtens läßt ſich nicht 
läugnen, daß die Untertbanen jener Fürften, obgleich ihrer Pflichten 
gegen fie nicht entlafien, Entfchulbigung verdienen, wenn fie dieſe 
Verhaͤltniſſe nicht firengerechtlich zu beurtbeilen verftanden, und — 
vielleicht mit blutendem Herzen — die Rückkehr ihrer angeftammten 
Regenten nicht mehr zu hoffen wagten: wenn fie daher mit ber 
neuen Regierung Berträge fchlofien, deren linverbindlichkeit im 
einer ungewiſſen Zukunft fie nicht ahndeten oder nicht fcheuten. 

Die Glieder des deutfchen Bundes, von welchen bie weh: 
phälifche Regierumg anerkannt worben war, wenngleich besbalb 
nieht verpflichtet, Deren Handlungen aufredyt zu erhalten, konnten 
nicht anders, als auch in dieſer ihrer Linfenntniß einen Grunb 
bes öffentlichen Glaubens, deifen jene Regierung genoß, zu fin- 
den und mußten, nad, ihren großmütbigen Geſimungen, ſchon 
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dadurch fi) bewogen jehen, eine billige und milde Behandlung 
berjemigen zu wuͤnſchen, welde nah den glücklich eingetretenen 
Beränderungen in Gefahr geratben find, Durch Verträge, welche 
fie mit ber weftphältichen Regierung geichloflen, einen bebeutenden 
Bermögeneverluft zu erleiden. Auf der andern Seite fünnte die 
unbedingte Anwendung eines Grundjaßes, den bie wieberher- 
geftellten Regierungen behaupten zu müflen glauben, in manchen 
Hinfichten wirkliche Rechtöverlegungen nach fich ziehen, und es 
ſchien, daß die Domainenfäufer in Kurheflen deshalb nicht unge, 
gründete Beichwerben führten. 

Diefe Betrachtungen bieten fich jo fehr von felbft dar, daß 
bei einiger reiferer Erwägung bie kurheſſiſche Regierung ſich nicht 
in dem Falle finden konnte, es dahin geftellt jein zu laſſen, was 
die Verſammlung veranlaßt habe, gleihjam kraft milbrichterlichen 
Amtes den einzigen Geſichtspunct hervorzuſuchen, unter welchem 
ihre Berwendung für einige der Supplicanten als einer Recht⸗ 
fertigung fähig betrachtet wird. 

Der jo natürliche und gerechte Wunſch der meiften Bundes⸗ 
glieder und unter ihnen derjenigen, welche zu der Wieberberftellung 
Seiner Fönigl. Hoheit des Kurfürften vorzüglich beigetragen 
haben, durch Hoͤchſtdeſſen Gerechtigkeit und Großmuth Beſchwerden 
ein Ende gemacht zu ſehen, welche bisweilen die Geſtalt von 
Klagen darüber anzunehmen ſchienen, daß nicht, wie bei Andern, 
Bedingungen zum Vortheil der Domainenkaͤufer gemacht worden 
waren — dieſer der Bundesverſammlung bekannte Wunſch war 
eine hinreichende Veranlaſſung zu einer Verwendung, die triftige 
Gründe für ſich hat, und die von Seiten ſämmtlicher Bundes⸗ 
genoſſen gegen ein Bundesglied um jo weniger einer Rechtfertigung 
bebürfen möchte, ald unter Verbündeten und Freunden Verwen⸗ 
dungen dieſer Art allezeit mit Gefälligfeit aufgenommen zu werben 
pflegen. 

Hat nun gleich die Erflärung bes kurheſſiſchen Geſandten 
vom 5. Mai d. %. den äußern Schein einer ſolchen Aufnahnıe 
nicht; jo Hat die Verfammlung doch gewiß Urfache zufrieden zu 
jein, wenn ihr bezeugt wird, daß ſchon vor der erfolgten Em» 
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pfehlung zu Iandesväterlicher, milder Behandlung Seine kbonigl. 
Hoheit in verfchiedenen Fällen Beweife derſelben gegeben baben 
indem daraus um fo gewilfer bie Hoffnung fernerer, gleichmäßiger 
Behandlung gefchöpft werden darf, je weniger zu zweifeln if, 
daß Seine koͤnigliche Hoheit auf eine Empfehlung Hoͤchſtihrer 
Bundesgenoffen, weldye Namens derfelben durch biefe hohe Ber: 
jammlung vorgebracht ift, einen befondern Werth feßen. 

Vorzüglich angenehm aber muß e3, meiner geringen Einſicht 
nach der Bundesverfammlung fein, durch ihre Verwendung eine 
Erklärung veranlaßt zu haben, weldye fie in den Stand ſeßt, 
dem Supplicanten zu beweiſen, daß ihnen ihr gerechter Landes⸗ 
herr den Weg Rechtend zu verweigern keinesweges gemeint if. 
Denn, wenn gleich die Verwendung und ‘der Vortrag der Anficht 
biefer hohen Verſammlung von der kurheſſiſchen Regierung für 
überflüffig gehalten wird; fo läßt ſich doch nicht verfennen, das 
der in der Eurhefflfchen Verordnung vom 14. Januar 1814 ten 
Domainenfäufern zugeficherte Erfaß nüßliher Verwendungen durch 
die Erklärung, Daß ihnen der Beweis nicht nur von Meltoratio: 
nen, fondern aud) von ber versio in rem d. 5. der mittelbaren 
oder unmittelbaren Berwendung der für tie von der weftphäftfchen 
Regierung veräußerten Domainen erlegten Kaufgelder in den 
andermweiten Nutzen des Regenten oder des Staats frei, und zu 
dem Ende der Weg Nechtens offen flehe, eine fehr große unb 
nicht überflüffige Beftimmtheit erhalten hat. 

‘ch ſchlage daher vor, die Supplicanten mit ihrem Reſtitu⸗ 
tionsgejud) ab⸗ und auf dieſe Erffärung Seiner Töniglichen Hoheit 
des Kurfürften zu verweifen, auch damit für diejenigen, anf 
welche diefelbe nicht anwendbar fein möchte, eine nochmalige 
Gmpfehlung zu gerechter und milder Iandesväterlicher Behandlung 
zu verbinden”, 

Nah dem Antrage des Referenten wurde ber Beſchluß 
gezogen. Die meiften Regierungen traten dem Antrage einfach 
bei. Oeſterreich und Preußen erklärten ſich bei der Abſtimmung 
noch näher und eingehender *). Erſteres wollte um fo lieber 
9%) 8. Br. 1817. Fel. 719 ff. 
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dem Antrag des Referenten beiftimmen, je übereinflimmender 
berfelbe im Grunde mit feiner Ueberzeugung fei, nach welcher 
man zwar nicht umbin Tönne, Tebhaft zu bebauern, daß die in 
der 28. Sigung 1817 beſchloſſene Empfehlung ber kurheſſiſchen 
Domamenfäufer zur milden väterlichen Behandlung Sr. königl. 
Hoheit bisher allerdings keine fihtbare erwünfchte Wirkung gehabt 
babe. Man wolle aber darum gleichwohl um fo weniger an⸗ 
nehmen , daß viefe beftgemeinte Empfehlung auch in der Folge 
unberüicfichtiget bleiben follte, als der kurheſſiſche Geſandte in 
ver W. Sitzung erflärt habe, daß Seine Eönigliche Hoheit, audy 
abgejehen von dieſer — feinem Bundeögliede gleichgültig fein 
tönnenden Berwendung der Geſammtheit aus eigener Bewegung 
bereit® mehreren dieſer Käufer eine billige Schonnng bewiejen 
hätten; Defterreich glaube baher mit gerechter Zunerlicht voraus» 
ſetzen zu könuen, daß Seine koͤnigl. Hoheit Sich feitdem nur um 
jo geeigneter zu fernerer DBethätigung dieſes wilden, von ber 
Dundesverfammlung einzig und allein bezwedten Geiftes finden 
werde, und enthalte ſich in dieſer Zuverſicht, ſchon jetzt auf eine 
weitere Einſchreitung anzutragen. Es begnüge ſich vor der Hand 
durch die Darlegung dieſer ſeiner Anſicht, ſein Vertrauen dahin 
auszuſprechen, daß die kurheſſiſche Regierung, weit entfernt den 
nad) der geſandiſchaftlichen Verſicherung eingeſchlagenen Weg 
landesväterlicher Behandlung und billiger Schonung zu verlaſſen, 
vielmehr auf demfelben in ber von andern nachahmungsmwiürdigften 
Staaten bezeichneten Art fortichreiten werde, daß die Bundes: 
verfammlung Ah in Bälde von Seiten Seiner föniglichen Hoheit 
einer gleichen Beachtung Ihres Fürwortes in der That zu er- 
freuen haben werde, welche derjelben von andern Sonverainen, 
und ſtets in ben gefälligften Ansprüden, bezeugt worden fei. 

Während Deiterreich mit diplomatiſcher Zurückhaltung fid) 
äußerte, ſprach ſich Preußen in entſchiedener nnd zugleich mürbiger 
Weite dahin aus: 

„Die Tage ber bei der Bundesverſammlung ange: 
brachten Behchwerben über Beeinträchtigung der unter ber 
erloſchenen weſtphaͤliſchen Regierung erworbenen Privatrechte 
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jei bis dahin unverändert. Preußen erfläre hiermit einfach und 
beftimmt, was als dad Rejultat öffentlicher Ereigniſſe und alter 
wie neuer Tractaten an und für ſich längft befaunt geweſen und 
von notbwendiger Anwendung auf die vorbemerkten Angelegen: 
beiten fei. Preußen erkenne für fich felbft dasjenige an, was 
in Weftphalen, als in einem, durch deu fiegreich vernichteten aber 
in feinem Zufammenhange unb Kolgen doc einmal vorhanden 
gewefenen Frieden, anerfanntem Königreiche, nach deſſen Berfaflung 
geſchehen jei. 

So wie aber der König ſelbſt die an Preußen zurückgefalle⸗ 
nen Beftandtheile jenes erlojchenen Königreichs nur unter jener 
Anerfennung zurüdgenommen habe, fo feße er audh mit 
Recht voraus, daß die in Gemeinſchaft der hoben Mitverbündeten 
vollzgogene Rüdgabe der übrigen Beſtandtheile, an die übrigen 
wieber eingetretenen Regierungen, offenliegenb nur als in gleichem 
Sinne erfolgt, betrachtet werben koͤnne. 


Inſofern jedody Die neueren unerwarteten Erklärungen des 
kurfürſtlich heſſiſchen Bundesgefandten nody Feine Ausſicht eröff: 
neten, daß dieſer mit der Nechtlosftellung einer bedeutenden 
Zahl deutſcher Unterthanen ftet3 dringender androhende Gegen 
ftand fih bis dahin irgend einer milderen mehr eingehenden 
Berüdfihtigung zu erfreuen babe — jo gebe Preußen noch vor 
Eintritt der Ferien, hiermit eine Erklärung ab, aus welcher bie 
eben jo angelegentliche als vertrauensvolle Erwartung Seiner 
Majeftät des Königs hervorgehe: 


„daß dasjenige, was in den zurüdgenommenen Beftandtheilen 
des erlojchenen Königreihs noch in Hinficht folcher Verfü: 
gungen und Anordnungen ermangele, die im @eifte neuerer 
Tractaten, wie der Bundesacte, durch Wiederbefeftigung 
eriehütterter Brivatrechte, auf endliche Beruhigung eigener 
und fremder Unterthanen abzmwedten, doch nunmehr in folder 
Art feine baldige Erledigung erhalten werde, daß die Bundes- 
verfammlung fich nicht ferner in den Fall geſetzt befinde, 
nochmals auf die zu befördernde Herfteflung eines berubigenden 
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und gefiherten Rechtsſtandes deutſcher Unterthanen bierunter 
verwiejen zu fein *. 

Hannover Außerte fi) über die preußiſche Erflärung em- 
pfinblich indem es bemerkte, „baß es niemals ben tilfiter Frieden 
anerfannt babe“ und Baden verweigerte eine Wbftimmung fo 
lange, bis nicht über die Haupt und Grundfrage ber Erledigung 
diefer Reclamation entichieben fein werde, nämlich: 

„Wie fern die im tilfiter Frieden 1807 formell anerkannte 
und nachher mit allen Mächten Europa’3 in Verkehr getre 
tene weitphäliichen Regierung, mit welcher namentlich mehrere 
Bundesſtaaten Staatöverträge fchloffen mit dem Prädicat 
einer ujurpatoriihen und deſſen Folgen belegt werben 
Eönne ?* 


Die Angelegenheit rubte länger als ein Jahr bei der 
Bundesverfammlung Während biefer Zeit hatten aber Die 
Domainenfäufer ein Erkenntniß des Oberappellationsgerichts zu 
Gaflel vom 14. Januar 1818 vorgelegt, auf Grund deſſen fie 
bei den Lurheffiichen Gerichten fein Recht erhalten zu können 
behaupteten. &8 ſeien nämlid Die in der Sache eines ber 
Domainenfäufer gegen den advocatum camerae wegen Exmiſſion 
gebotenen Appellationd-Procefje aus den vom judiclo a quo ange: 
führten und vom Appellanten nicht wibderlegten Gründen auch 
um deswillen abgejchlagen werden, „weil in Anſehung des 
rüdappellantifherSeits behaupteten Erwerbs des 
befragtenfammergutsdieaufdte&ntfheibungdiefer 
Sache anzuwendende Berordnung vom 14. Januar 
1814 einen ſolchen, aus jener Zeit berrührenden 
Erwerbötitel für nichtig erkläre”. 

Die Supplicanten, auf die Rothwendigfeit eines geficherten 
Eigenthumsbeſitzes, und auf die aljo erwiefene Unmöglichkeit, 
von den kurheffiihen Gerichten Necht zu erhalten, ſich berufent, 
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wendeten fich nıım abermals au die Bunbesverfammlung, um durch 

diejelbe zu feinem Zwecke, auf eine ober die andere Art zu ge 

langen, indem fie bei ihr darauf antrugen: 
„entweder in Gemäßbeit des von den alliirten Mächten mit 
Seiner koͤniglichen Hoheit dem Kurfürften von Heſſen am 
2. December 1813 abgeſchloſſenen Ceſſions⸗Vertrages zu 
Aufftelung von Grundfäßen fiber die Regulirung der Ange 
legenheiten des vormaligen, bisher nur factiich aufgelöften 
Koͤnigreichs Weftphalen zu fchreiten, . 

„oder, im Kalle fie fich nicht dazu ermächtigt halten folle, 

bei den alterhöchiten verbündeten Mächten, als europäifcen 
Friedensſtiftern und Geſetzgebern, die zugleich durch ihre 
ſiegreichen Waffen das meftphälifche Gebiet erobert md 
einen Theil deilelben an Seine Fönigliche Hoheit den Am 
fürften von Heſſen wieder abgetreten haben, vie Feſtſetzunz 
der Grundfäße, nad) denen Die auf den aufgelöften wel 
phaliihen Staat ſich beziehenden Gegenftände zu behandeln 
und zu entjcheiden, zu veranlaffen *. 

Die Bundesverfammlung bielt fih auf Vortrag des Re 
ferenten (v. Berg) aber nicht für competent, der Bitte der 
Domainenfäufer nachzukommen, ohne darüber Syuftruction von 
den einzelnen betreffenden Höfen zuvor eingeholt zu haben ®); 
die Bundesverſammlung babe fidy in Die Geſchaͤfte einer durch 
Verordnung von 1813 feftgeftellten Commiſſion nicht zu mifchen, 
auch beziehe fi der geltenb gemachte 5. Separatartifel der 
Berorbnung vom 2. December 1813 nur auf die Gegenflänte, 
welche die gemeinfhaftlihen Intereſſen ter ehemaligen 
Provinzen des Koͤnigreichs Weftphalen beträfen **). 


*, B. Br. 1818 42. Eis. 13. Aug. %ol. 424. 


+) Der Artikel Tautete näulich alfo: „La ville de Cassel ayant eie. 
sous le regime Westphalien, le depöt de toutes les Archives, il sers 
nommé une commission chargee de separer les papiers, actes et doce- 
mens appartenans aux provinces qni compossient le Royaume de Westpkalie. 
Les commissairos de S. A. S. Eleetorale recueilleront couz qui revienuen! 
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Nachdem die Angelegenheit bis zu dieſem Stabium gediehen, 
tonnte Kurhefien mit einer Erflärung nicht mehr zurüdbleiben, 
Site erfolgte in der Sitzung vom 10. September 1818 unb 
lautete *): 


Nachdem ich in der 26. Sikung des vorigen Jahres meine 
Beichwerde der Domainenfäufer abgegeben, und ber Beichluß in 
der 44. vorjährigen Sigung diefelben auf jene vermwiejen hatte; 
fland in der That nicht zu erwarten, daß die Duerulanten aber: 
mald eine Angelegenheit der Bundesverfammlung vortragen 
würden, welche nad) der früheren Ausführnng nicht dahin ge: 
börig ifl. Ä 

Ich enthalte mich billig einer Wiederholung alles desfenigen, 
was fchon vorhin über den Wangel der Competenz der Bundes« 
verfammlung, ſowie über die Nichtigkeit der Veräußerung ber 
kurheſſiſchen Domainen vorgelommen if. Jene Nichtigkeit insbes 
fondere würbe, wenn fie nicht ſchon in den allgemeinen Grund⸗ 
fäßen des Staats: und Voͤlkerrechts ihre Nechtfertigung fände, 
für Kurheſſen nur durch den Buchflaben des mit ben alllirten 
Mächten geichlofienen Vertrags vom 2. December 1813 begrün⸗ 
det fein; und es bebarf daher nicht der Bezugnahme auf bie 
weiteren beöfallfigen Ausführungen des koͤnigl. hannoͤveriſchen 
und herzoglich braunſchweigiſchen Gejandten, welche biefenigen 
Principien beftimmt enthalten, deren Anmwenbbarkeit auf Die 
Domainenveräußerungen in Heſſen feinen Zweifel leidet; es bes 
darf eben fo wenig bed Anführens einer hierher einſchlagenden 
Aeußerung der koͤniglich preußiichen Heren Bevollmächtigten in 
tem Wiener Gonferenz:Protocolle vom 29. Detober 1814: 
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aux pays qui rentrent sous sa domination et ou en nommera pour les 
prorinces qui retournerent à d’autres Souverains, ou qui 36 trouvent sous 
administration provisoire. Le meme commission sera chargee de separer 
et de regler tous les inter&ts qui ont et communs jusqu’ici aux differentes 
provinees du Royaume de Weostphalie “, 

*) 2. Br. 1818 $. 219 Kol. 460. 
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„daB Hannover, Heflen und Braunfchweig feitbem ber fran- 
zöftihe Gewaltſtand aufgehört habe, in ihre vorigen Rechte 
zurüdgetreten feien, und daß, wenn gleich Preußen die Ab⸗ 
tretung ber im Tilſiter Frieden benannten Provinzen aner: 
fannt babe, es gleichwohl weber in Anfehung Braunfchweigs, 
noch Heſſens, noch Oldenburgs, noch in Anfehung aller ber 
unter die 32. franzoͤſiſche Militair-Divifion gezogenen Lande 
eine Anerkennung vorgenommen habe ;“ 


da ohnehin Hieraus für den dritten, nicht mit paciscirenden Staat 
feine Verbindlichkeit zu folgern ſteht. 


Man würde auch, fo viel in der 42. diesjährigen Gigung 
vorgetragenen Bitten der Domainenfäufer betrifft, bei ber von 
bem Heren Referenten weiter auseinanbergejeßten Unftatthaftigfeit 
derfelben, jeder ferneren Erörterung fich enthalten fönne; jedoch 
fol ich zu allem Ueberfluß noch über die wahre Lage ber einzel- 
nen in dem Vortrage vom 27. März v. J. verzeichneten Fälle 
Nachſtehendes anführen: 

Vorerſt fcheint es, als ob um die Reihe dieſer Fälle zu 
vergrößern, der Rame mehrerer Intereſſenten mißbraucht und ein 
Auftrag von denſelben vorgeipiegelt werbe, welchen fie nie er 
theilten. Sp verhält es fi) nämlich mit den Domainenkäufern 
zu Sriklar und dem geheimen Rath von der Malsburg, welde 
jeden Auftrag zur Befchwerbeführung in Abrede geftellt haben, 
legterer mit dem Zuſatz: daß er die Angelegenheit ber Domai: 
nenkäufer nur aus öffentlichen Blättern kenne. 

Eben jo hat der Butöbefiger Wilhelm Otto von ber Mal 
burg nach feiner Verfiherung Feine Vollmacht zu einer Borftellung 
bei der Bundesverfammlung ertheilt, wozu er auch um fo weniger 
Anlaß haben würde, da zwar die ibm eingeräumt geweſene 
Domainial-:Waldung von der Domainenbehörbe wieder in Beſiß 
genommen, auf das dagegen von ihm abgetretene Haus aber, 
Namens Seiner königlichen Hoheit des Kurfürften fein Anſpruch 
gemacht, vielmehr foldhes dem Vernehmen nad von bem darauf 
verficherten Bläubiger zum Verkauf gebracht worben ifl. 
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Ob nun der aufgetretene Bevollmaͤchtigte für die übrigen 
Domainenkaͤufer gehörig legitimirt ſei? will man dahin geſtellt 
fein laſſen, muß ſodaun aber auch wegen dieſer erwähnen, daß 
ber Wachslichterfabrikant Steitz die herrſchaftliche Wachslichter⸗ 
fabrik bei Caſſel ſeit dem Jahre 1789 gegen einen mäßigen 
Pachtzins und mit einem baaren Vorſchuſſe in Beſtand Hatte. 
Rach dem Ablauf der Vachtzeit im Jahre 1810 will er das Ganze 
gekauft, und dieſen Kanf dermalen aufrecht erhalten haben, ſich 
auch deshalb auf dad Anerbieten über einen Zeitpacht⸗ ober 
Erbleihe⸗Contract mit ihm zu unterbandeln, gar nicht einlaffen. 
Indeſſen ift er bis jetzt noch im Beſitz, unb nur bie Verweige⸗ 
rung jeber Erklärung über eine gütliche Bereinigung bat bie 
kurfürſtliche Oberrentkammer endlich veranlaßt, ihn auf Räuntung 
des Beſißes gerichtlich zu belangen. Es verfteht ſich jedoch, daß 
man ihm ben Erſatz nüßlicher Verwendungen, nad) geführten 
Beweiſe, nicht verweigern wird, wie ſolches Die Verordnung vom 
14. Januar 1814 und meine Erklärung vom 5. Mai v. J. aus: 
drücklich zuſichern. 

Dem Salpeterfabrikanten Habich iſt der zu ſeiner Wohnung 
und Fabrik erforderliche Raum in den Schloßgebäuben zu 
Veclerhagen pachtweiſe überlaflen und zur Gonftatirung feiner 
Meliorationsforberung ein commifjariiches Verfahren eingeleitet 
worben, deſſen Rejultat noch zu erwarten fleht. Sollte er jedoch 
vorziehen, foldye tm gewöhnlichen Rechtswege einzuforbem, fo 
wird ihm dieſe nicht verſagt werben. 

So viel das von dem hinlängli bekannten P. W. Schreiber 
an ſich gebrachte Vorwerk Freienhagen betrifft, fo gehörte daſſelbe 
zu ben von Napoleon verfchenkten Domainen; von dem franzö- 
ſiſchen Donatair ward es verkanft. 

Ob diefer Verlauf mehr Gültigkeit haben könne, als jene 
Schenkung, ob nicht mit diefer anch jener zerfallen müfle? Diefe 
Frage dürfte nicht ſchwer zu entfcheiden fein. 

Hätte nun gleich hiernach ohne Rüdficht auf dieſen Kauf 
verfahren werden koͤnnen, jo ließ man doch nicht nur anfänglich 
den P. W. Schreiber und defien Schwager Schneider, den bis⸗ 
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berigen Pachter des Guts, im Beſitz, fondern nahm auch das 
von des erfteren Bruder, bem vormaligen Aubiteur C. F. Schreiber 
gemachte Anerbieten, ihm, der Das was an Kaufgeld gezahlt ſei 
aus eigenen Mitteln bergegeben habe, um feinen Schwager 
Schneider im Gute zu erhalten, diefes in Erbleihe zu überlaflen, 
an und ſchloß deshalb mit ihmab. Die zwiſchen ihm und feinen 
Verwandten entſtandenen Mißhelligleiten binberten jedoch nad 
ber, daß das But ihm auf deu Wege ber Güte übergeben 
werden Eonnte, und machten vielmehr die gerichtliche Ausſetzung 
des P. W. Schreiber und des Schneider nothwendig. Die von 
dem letzteren berechneten Meliorationen aber find Gegenfiant 
eines noch anhängigen Prozeſſes, von deſſen Entſcheidung beren 
Erſatz abhängt. 

Der von ben Hofrath Murhard bewirkte Ankauf mehrerer 
auf Häufern und Grundflüden in und um Caſſel haftenden 
Grundzinſen fcheint eine bloße Handelsſpeculation geweſen zu 
fein; da es bekannt ift, daB man unter bem wahren Werthe 
kaufen und in weſtphaͤliſchen Papieren zahlen Eonnte, welche bier 
im NRominalwerthe anzubringen, bingegen weit unter Diefen anzu: 
kaufen fanden. Die Behauptung, daß alte Landesſchulden dadurch 
getilgt worden, würbe er zu beweifen haben, dennoch aber nicht 
die Gültigkeit des Kauf, fondern nur einen Entſchädigungi⸗ 
anfpruch gegen denjenigen zur Folge haben, welcher Nupes 
daraus gezogen hat; jeboch würde, wie fi) von ſelbſt verfteht, 
die Tilgung altheſſiſcher Landesſchulden gezeigt werben müſſen. 

Das von dem Grafen Bocholz gekauft fein follende Haus 
ift zwar zu unbeflimmt angegeben, um barlüber etwas jagen zu 
fönnen; fo viel aber ift gewiß,“ daß bie angebliche Verwendung 
des Kaufgelded zur Reparatur des Schloffes in Caſſel für Seine 
koͤnigliche Hoheit den Kurfürften nit ben minbeflen Nußen 
gehabt bat, da Allerhoͤchſt Sie, ftatt des im Sabre 1806 im 
vollkommenſten Stande verlaflenen Reſidenzſchloſſes bei Shrer 
Rückkehr nur ein halb niebergebranntes, in bem ſtehen gebliebenen 
Theile mehr einer Ruine, als einem Schloffe ähnliches Gebaͤnde 
wieder fanden. 
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Dem Kaufmann Lejer zu Brotterode konnte das Amthaus 
daſelbſt um ſo ˖ weniger überlaffen werden, als der Beamte mit 
feiner Dependenz nirgends anderswo im Orte unterzubringen 
fteht, und die Verlegung des Amtsſitzes den größten Nachtheil 
für die Unterthanen gehabt haben würde. 

Endlich ift zwar auch bie Wittwe Reno, Pächterin der herr- 
ſchaftlichen Meierei bei Gaflel, zu denen zu zählen, welche dem 
B. W. Schreiber Feine Vollmacht gegeben zu haben verfichern, 
und man koͤnnte ſich daher jeder Heußerung in Rüdficht ihrer 
enthalten; indeffen muß ich doch anführen, daß fie bejonders 
Ichonend behandelt worden iſt. Sie hat nicht nur die Pachtung 
auf eine ungewöhnlid, lange Reihe von Jahren gegen einen fehr 
billigen Preis, ſondern noch dazu einen ſehr bedeutenden Gapital- 
Vorſchuß gegen geringe Verzinfung und andere billige Bebingun- 
gen erhalten. 

Spnden ich nur noch erwähne, daß das ebenfalld veräußerte 
Schloß in Amsneburg dem Käufer in Erbleihe gegeben worben 
ift; mag das überall Vorgetragene den Beweis liefern, daß, 
wenn auf der einen Seite von wohl begründeten Rechten nichts 
vergeben werden fonnte, dennoch auf der andern dem Einzelnen 
ba, wo es mit bem Wohle des Ganzen zu vereinigen ftand, Billige 
Rückſicht nicht verfagt worden iſt“. 


° Nichtig war an biefer Erklaͤrung allerdings, daß eine große 
Anzahl von Reclamanten als eigentliche Domainentäufer nicht 
anzufehen waren, baß, wie e8 gewöhnlich bei foldyen Angelegen- 
„beiten gefchieht, die erften Erwerber, weil fie entweder aus Furcht 
Alles zu verlieren, ober aus Mangel an Mitteln die Güter nicht 
hielten oder halten konnten, an Speculanten für Spottpreife 
die Anſprüche verkauften. In diefer Beziehung hatten bie 
eigentlich Bebürftigen zu einem großen Theile von dem Gange 
der Dinge nichts mehr zu erwarten: Allein es exiftirten doch noch 
Erſter Theil. 88 
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viele der erften ober durchaus reblichen Erwerber, welche nur aus 
Beſorgniß bis dahin gefchwiegen, weil fie noch größere Nachtheile für 
ſich fürchteten, oder welche fich wirklid in bitterfte Armuth ver 
feßt ſahen und ihren legten Rettungsanfer in der Bundesver 
fammlung erblidten. Die Betheiligten wendeten ſich nochmals an 
die Bundesverfammlung und baten um Fürſprache bei Defterreih 
und Preußen. Dieſes Mal berichtete v. Wangenheim über dieſe 
Angelegenheit. Wir geben aus bem weitläufigen Bericht, loco 
dietaturae gedrudt, welcher Damals nur nach einzelnen Theilen in dem 
Brotocolle vom 12. October 1818 veröffentlicht wurde, nur das, 
was für den Zufammenhang nöthig, indem wir unferm Grund 
faße treu bleiben, hauptſaͤchlich die unbekannt gebliebenen weſent⸗ 
ih wichtigeren Actenftüde und Verhandlungen vorzuführen, um 
das Buch nicht unnöthig zu einer zu großen Bogenzahl anfchiwellen 
zu laſſen. 

v. Wangenheim, einer ber tüchtigften Arbeiter, ehrenwerib 
in feinen Anfichten und Handlungen, wenn auch oft unnöthig 
weitläufig in feinen Arbeiten, war fchnell mit einem umfaffenden 
Berichte fertig, fo daß fchon in der Sigung vom 12. October 
1818 über feine Borfchläge beichloffen werben konnte. 

Die Beichwerde der Reclamanten wiederholte das bereits 
Belannte, und berief fih dabei auf folgende Umſtaͤnde: 

„Die Bındesverfammlung habe erflärt, daß fie ed ganz 
vorzugsweije zu ihrem Berufe zähle, Vorforge zu tragen, und 
barüber zu wachen, daß foweit das Bundesgebiet reiche, fein 
Buftand von Geſetzloſigkeit obwalte, und es fei nicht zu beforgen, 
daß die hohe Bundesverfammfung ſich jemald von biefem Grund⸗ 
faße entfernen werde. Solle aber in keinem Falle ein Zuſtand 
von Geſetz⸗ und Rechtloſigkeit eintreten Tönnen, jo ſei offenbar 
erforberlich, daß geſetzliche Behörden vorhanden ſeien, welche nach 
jenen Beftimmungen entſchieden, weil, wo bie eine ober bie andere 
diefer Bedingungen fehle, an die Stelle des Recht unb des 
Geſetzes nur Willtür und Convenienz träten. Ein ſolcher Zuflanb 
von Geſetz⸗ und Rechtlofigkeit walte nun offenfunbigermaßen 
fiber alle Berhältniffe und Angelegenheiten in Bezug auf das 
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ehemalige Königreich Weſtphalen ob; jo ſei es gekommen, baß 
die Brivatintereflen der vormald weitphäliichen Domainenfäufer, 
Cautionsbeſteller, Staatögläubiger, Givil- und Militairbeamten 
in Kurheſſen noch unberüdfichtigt und unerlebigt geblieben feien. 

Das einfachfte Mittel zu Erreichung eines gejehlichen Zur 
ſtandes liege darin, daß bie Mächte, welchen es allein zulommen 
fönne, die mangelnden gejeßlihen Beftimmungen feftzuftellen, 
jelbft lieber des deutſchen Bundes jeien, und daß einer biejer 
Mächte ihre Örunbfäge hierüber bereits öffentlich ausgeſprochen habe. 

Der Bundestag werde daher blos dieſe beiden höchften 
lieder der Confoͤderation erſuchen Dürfen, Die vorhandene Luͤcke 
in ber Geſetzgebung übereinflimmend zu ergänzen, um dem ſchwan⸗ 
enden Zuſtande der Dinge augenblidlih ein Ende zu machen. 
Wären durch jene Monarchen die erforderlichen gejehlichen Be 
Rimmungen erfolgt, jo erjcheine ohne Zweifel der deutſche Bun⸗ 
beötag als Die geeignete Behörde über die Anwendung und Volls 
ziehung dieſer Beilimmungen zu wachen”. — Hierauf gründete 
nun der Bevollmaͤchtigtigte Die Bitte: 

„daß eine hohe deutſche Bunbesverfammlung dem Inhalte 
des Promemoria an die allerhödften verbündeten Monarchen 
ihre Aufmerkſamkeit wibmete und ſich hierdurch veranlagt jehen 
wolle, den Erfolg dieſes Schritted ibrer Seits huldreichſt gu ew 
leihtern, auch ſich mittelft eines Beſchluſſes dahin zu vereinigen, 
daß bei den erhabenen Monarchen Defterreih8 und Preußens 
eine Verwendung ftattfinde, welche eine dieſen Mächten vorzugs⸗ 
weife zukommende Feitftellung von beſtimmten Grundjägen als 
Richtſchnur zur demnächftigen Entſcheidung fänmtlicher auf das 
Königreich Weftphalen Bezug habender Gegenſtaͤnde bezweden *. 

». Wangenheim flellte in feinem Gutachten die Angelegenheit 
jo dar, baß er fragte: 

L in Beziehung auf bie geſetzlichen Beitimmungen, wornach 
dieſe Angelegenheiten entjchieden werden müßten: 
1. ob fie denn wirklich fehlten I | 
2, ob, wenn fie fehlten, die verbünbeten Monarchen ed 
ſeien, welche fie geben Tönnten ? 
33 * 
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N. In Beziehung auf die Behörden, weldye nach be gefeßlichen 

Beftimmungen enticheiden koͤnnten, 

1. ob und wie fern zu folder Entfcheibung bie Lane 
gerichte tauglich ſeien ? und 

2. ob und wie fern Die Bundesverfammlung dazu mitwirken 
fönne ober nicht? 

Die erſte Frage zu I. 1. verneinte er und erwähnte, bie 
Entſcheidung müſſe, wenn fi in dem pofitiven Staatsrechte bes 
Landes und in den völferrechtlichen Verträgen Teine befonberen 
Beftimmungen fänden, aus den allgemeinen Principien be 
Staats: und Voͤlkerrechts geſchoͤpft werben *). 

Zu den bejondern Beflimmungen aber gehörten zunächft der 
zwilchen dem Kaifer von Defterreih und feinen Alliirten einer: 
feitö, dann dem Kurfürften von Heſſen andererſeits am 2. De. 
1813 zu Frankfurt in der Abſicht gefchloffene Vertrag, um zu 
der Wiedereinſetzung des Kurfürften in jeine Rechte und Befipm- 
gen mitzuwirken und bie Hülfsmittel zu beſtimmen, welche Höchk- 
berjelbe der gemeinen Sache in dem Augenblicke zu Leiften haben 
würbe, in welchem er zu ber großen Allianz zugelaffen worden 
fein werbe. 

Auf diefen Tractat, der in feinen ſechs Special-Wrtifeln fein 
Geheimniß mehr fei, bertefen fi die Reclamanten, nur wollten 
fie ihn mit dem Barifer Frieden und der in ber Wiener Kongreß: 
acte über das Sroßherzogthum Frankfurt gegebenen Beftimmungen 
in Verbindung und Einklang gebracht willen, während Eeine 
koͤnigliche Hoheit der Kurfürft ihn auf eine ganz andere Art ale 
die Reclamanten auslege. 

So mwünfchenswertb es aber auch fei, über die wahre Abficht 
und ben eigentlihen Sinn dieſes Vertrags, eine authentiſche Er⸗ 
Härung zu erhalten, fo fei diejes doch ſchlechthin unmöglich. 

Zu 2. meint v. Wangenheim: Die Reclamanten glaubten 
zwar, daß bie hohen verbündeten Mächte dieſe authentifche Er 
klaͤrung geben könnten, vergäßen aber, Daß nach einmal gejchloffenem 


*) Dies war eine jener fnatsrechtlichen Theorien, die 1819 fo ſcharf ver 
dammt wurden. 
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zweiſeitigen Vertrage Feiner der Pacidcenten das Recht der ein« 
feitigen Erflärung in Anſpruch nehmen Tönne, und daß wenn über 
ben Sinn eined Vertrags zwiſchen Mitgliedern des deutſchen 
Bundes eine Verſchiedenheit der Erklärung eintrete, biefe Ders 
mittelung abermal® nur durch Vermittelung des Bundes oder 
ſchiedsrichterliches Erkenntniß ausgeglichen werben fönne. 

Dem ungeachtet werde ed derjenigen Bebörbe, welche in ben 
Angelegenheiten ter Reclamanten Fünftig einmal zu entjcheiden 
hätte, zu großer Grleihternng und DBerubigung gereichen, 
wenn fich bie hoben verbündeten Mächte, zugleich Glieder des 
deutichen Buubes über die Anfichten, von welchen fie bei dem 
Abſchluß jened Tractatd geleitet worden, amtlich ausgeſprochen 
haben würben, obgleich eine ſolche Erklärung nie die Natur einer 
gefeglihen Beſtimmung annehmen koͤnne. 

Diefe Erklärung fei von Ihren Majeftäten Dem Kaiſer von 
Defterreih und König von Preußen mit Zuverficht in dem nänıs 
lichen Augenblide zu erwarten, in welchem Allerhöchftdiejelben 
Ihre Sejandtichaften zur Beantwortung der in der 42. Sitzung 
aufgeworfenen Fragen inftruiren würden. 

So wenig ed demnach au gefeßlihen Quellen fehle, aus 
weichen die Entſcheidung gejchöpft werben koͤnne, jo wenig 
dürfte es 

zu U an ben Behörden mangeln, weldye Die erforberliche 
Entſcheidung an die Hand geben Tönnten. Die Behörden feien 
die Landesgerichte und bie hohe Bundesverfammlung *). 

v. Wangenheim Außerte ad 1. die Landesgerichte. 

Die Reclamanten hätten zwar behauptet, daß dieſe Gerichte 
dazu ganz unbefähigt feien, 

a. weil biefe in ihren Erkenntniſſen und Urtheilen burd) 
Localverordnungen, welde von der fouverainen Macht 
ausflöffen, gebunden werben könnten; 

b. weil e8 fich bei den meiften ber vorgebradten Klagen 
um Gegenftände handele, welche über die Sphäre ber 


*%) Die nun folgende Ausführung fehlt in Protocolle; wir geben fie 
nad dem loco dictat. gebrudten Gutachten. 
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bürgerlihen Geſetzgebung und der Givil:Tribunale weit 
hinaus reichten. 
Wenn man jebod 

ad a. in Beziehung auf bie erfte Behauptung auch zugeben 
müfle, daß ber oberften Staatsgewalt das Recht zuftehe, mittel 
allgemeiner Geſetze die wejentliche Form beftehender Rechte ab: 
zuändern ober wohl gar biefe Rechte felbft ganz aufzuheben; 
wenn man auch zugeben mülle, daß Die oberfle Staatsgewalt in 
gewiſſen außerorbentlichen Fällen den Unterthanen wohlerweorbene 
Rechte ſchmaͤlern oder auch gaͤnzlich entziehen dürfe, ſobald nad: 
gewiefen werben fünne, daß die fortdauernde Ausübung folder 
Rechte mit der Erhaltung oder Wohlfahrt des Stanted oder eine? 
beträchtlichen Theils feiner Bürger in Gollifion Tomme; wenn 
man audy zugeben mülle, daß dieſes Außerfte Recht der oberften 
Staatögewalt durch Feine pofitiven Grenzen befchränkt werben 
Eönne, obne den Gonflict des Privatwohls mit dem Wohle des 
Ganzen zum Nachtheil des Allgemeinen zu vereinigen; wenn 
daher auch allgemein und namentlih in der gewiß milden und 
liberalen öfterreichifchen Gefeßgebung ber Grunbfaß aufgeftellt 
fei, daß wenn es das allgemeine Befte erheifche, jedes Mitglier 
des Staats gegen eine angemeffene Schadloshaltung, felbf das 
volftändige Eigenthum einer Sache abtreten müfje; wenn dem 
nad) endlich zugegeben werben müffe, daß in folchen Källen die 
oberfte Staat2gewalt unmittelbar und mit Abweichung von ben 
fonft anwendbaren gewöhnlichen nticheidungsquellen einen 
Nechtöftreit per sententiam, vi jaris eminentis latam entſcheiden 
laffen könne, fo müſſe doch auch auf Der andern Seite zugegeben 
werden, daß dieſes jus eminens nur nach vorhergegangener 
firenger Prüfung feiner Anwendbarkeit auf gegebene Fälle mt 
zwar auf dem Verfaflungswege des Landes, und auch dann nur 
mit äußerfter Schonung ausgelibt werben dürfe, daß daher ter 
leidende Theil vermöge des Grundſatzes ber rechtlichen Gleich 
heit, jo weit e8 immer möglich fei, entſchaͤdigt werben müfle, 
daß ſomit der Bunct der Entfhädigung, namentlid 
in Hinfiht auf ihre Angemeffenbeit in jedem Falle 
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als ein Gegenftand rechtlicher Beurtbeilung ohne 
GinmifhungderfKegierungsgewalt, vor die Gerichte 
gehöre, und daß dann, wenn die oberſte Staatsgewalt den 
Gerichten nicht geftatte nach vorhandenen rechtlichen Principien 
aut eigener Ueberzeugung über die Gültigkeit gewiller Rechts⸗ 
geichäfte zu erkennen, denſelben vielmehr bei der Ausübung des 
juris eminentis vorfchreibe, wie fie die bier erwachſenen Streitig« 
feiten enticheiden jollen, die Gerichte, die ſich über dieſe Vor⸗ 
Schrift, wenn fie auf dem verfaffungsmäßigen Wege gegeben fei, 
zwar nicht hinausſetzen könnten, dennoch jo befugt und verpflichtet 
feien, in dem Falle auf verbältnißmäßige Schadloshbaltung zu 
erfennen, in weldyem fte ſich überzeugt hätten, daß das Rechts⸗ 
geihäft, über welches geftritten werde, ohne Dazwilchenkunft 
jener Vorſchrift als ein an fich gültiges betrachtet werden mülle, 
und daß endlich, wenn Die Berichte durch Vorfchriften der oberften 
Staatögewalt auch hieran gehindert werden wollten, der Fall 
ber verweigerten Juſtiz und die Zuftändigleit der 
Bundesverjammlung, ſich dieſer Angelegeit auzus 
nehmen, eintrete, 


Was nun aber 


ad b. die zweite Behauptung betreffe, daß die Xandesgerichte 
ſchon um deswillen feine Hülfe gewähren könnten, weil es fidy 
bei den meiften der vorgebracdhten Klagen um Gegenftände han 
dele, welche über die Sphäre der bürgerlichen Gefeßgebung und 
Tribunale weit Binausreichten, jo erjcheine biefelbe bei genauerer 
Brüfung eben jo unbegründet als die erite. 

Das öfterreichifche Geſetzbuch enthalte hierüber in $. 20 des 
erften Theils eine Dispofition, weldhe, weil fie alles kurz und 
bündig zufammenfafle, wa® aus allgemeinen Prinzipien conjequent 
bervorgehe, als eine allgemein anwendbare betrachtet werben 
Eönne. 

„Auch ſolche Rechtsgeſchaͤfte — To heiße Die angeführte 
Stelle — die das Oberhaupt des Staats betreffen, aber auf 
defien Privateigenthum ober auf bie in bem bürgerlichen Rechte 
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gegründeten Erwerbungsarten ſich beziehen, find von den Gerichts⸗ 
behoͤrden nad) den Geſetzen zu beurtbeilen“. 

Man unterfcheide zwiſchen oͤffentlichen und Privat-Anae: 
legenheiten. 

In jenen übe der Regent die ihm, Traft des Berfaffungs: 
vertragd zuſtehende Regierungsrechte aus. Gr gebe auf dem 
verfafiungsmäßigen Wege Geſetze, führe die oberfle Aufficht, übe 
das Befteuerungsrecht u. f. w. Dieſe Regierungsrechte und bie 
aus ihrem Gebrauche hervorgehenden Regierungsbandlungen 
fönnten allerbingd ein Gegenftand der Givilgefeßgebung und 
der Givilgerichtöbarkeit werden. 

In Privatangelegenbeiten bingegen oder bei Rechtsgeſchaͤften, 
welche ber Regent zwar über öffentlihe Güter ober zum 
gemeinen Beſten, dennody aber mittelft der im Privatrechte ent 
baltenen Erwerbungsarten, 3. B. mittelft Kaufe, Pachtd u. |. w. 
ſchließe, trete auch die Eivilgefeßgebung und Civilgerichtsbarkeit 
in Wirkung, weil diejenigen, mit welchen ber Regent foldye 
Geſchaͤfte machen ließe, die in den Geſetzen über ſolche @ejchäfte 
enthaltenen Beflimmungen und deren Anwendbarkeit auf fie ale 
die Bedingung betrachteten, urter welcher allein mit einer Regierung 
Sefchäfte gemacht werden Fönnten. 

Wenn der öfterreihiiche Gejebgeber beftimme, daß alle 
ſolche Rechtögejchäfte von den Gerichtöbehörben nad, den Geſetzen 
entjchieden werben follten, fo ſei hierdurch hinreichend ausgebrüdt, 
Daß der Richter auch die befondern, in einzelnen Geſchaͤften von der 
allgemeinen Norm vielleicht abweichenden Bedingungen und Be 
flimmungen berüdfihtigen und in Anwendung bringen müfle, 
wenn bieje beſonderen Beftimmungen nur (zur Sicherheit derer, 
mit welchen die Regierung die Gefchäfte machen ließ) vorher 
hinlaͤnglich bekannt gemacht worden wären, ober aus allge: 
meinen Brincipien flöffen, welche einem Steben befannt fein 
Eönnten. 

An rechtlichen Normen, nad welchen die Gerichtsbehörden 
zu entfcheiden Hätten, Tönne e8 daher heute fo wenig fehlen, al? 
es während ber ehemaligen Reichsverfaſſung daran fehlte, da in 
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alten denjenigen Yällen, wo anbere Rechtsquellen verfiegt wären, 
das Naturrecht die Entſcheidung an die Hand gebe. 

» Es ſei gewiß irrig, wenn man ohne Unterfdeis» 
dung von ben fo genannten völkerrechtlichen Kragen 
behaupte: daß fie ihre Beantwortung nicht in den 
Gerichtshöfen finden fönnten. 

Die eigentlichen völkerrechtlichen Kragen, welche die Ange⸗ 
legenheiten unabhängiger Staaten, die keinen andern Richter über 
ih erfennten, als Gott und das Schwert, beträfen, gehörten 
freilich nicht vor die Givilgeridhte, wenn man aber 3. B. die 
Frage, ob die Veräußerung der Domainen in We: 
pbalen für Seine Föniglide Hoheit den Kurfürften 
von Hefjen verbindlidh fei? eine völkerrechtliche 
nenne und fie bewegen zur geridhtlihen Entſchei— 
bung nit für geeignet balte, jo fei man gewiß im 
Srrtbum”). 

Durch einen Friedensfchluß könne allerdings beſonders be: 
ſtimmt werden, wer bie Wirkungen einer Eroberung tragen folle, 
und es ſei keinem Zweifel unterworfen, daß ſolche befondere 
Beitimmungen aud zur Anwendung kommen müßten Wenn 
aber ſolche befondere Beftimmungen nicht gemacht worben feien, 
jo müſſe nach allgemeinen Principien entſchieden werben. Diele 
würden zwar aus bem Natur: und Volkerrechte abgeleitet, Die 
Ableitung aus dieſer Duelle aber ſchließe die Gognition der 
Civilgerichte über Streitigkeiten, die fi über ſolche Fragen 
zwilchen Privaten unter fich oder zwiſchen Privaten und dem 
Fiscus entiponnen hätten, ſicherlich nicht aus. 

Ganz gleiche Bewandniß habe e8 auch mit den flaatörechtlichen 
Tragen, fie feien auch entweder nur jo genannte ober wirkliche. 
Denn wenn gleich der Inbegriff der wechleljeitigen vollfommenen 
Rechte des regierenden und vegierten Subjectd in dem Staate, 
als Staatsrecht im eigentlichen Sinne, niemals Öegenfland einer 


%) Diefer ganze Theil der rechtlichen Ausführung fehlt ebenfalls im 
efientlichen Protocolle. 
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gerichtlichen Discuſſion und Entſcheidung werben koͤnne, fo koͤme 
doch diefelbe Sache, in verjchiedener Hinficht, Staats⸗ und zugleich 
Privatangelegenheit fein, weil auch Einzelne bei demjenigen, 
was das gefammte Volk ober deſſen Reprälentanten betreffe, ein 
unmittelbared privatrechtliches Intereſſe haben könnten. Diet 
jet gerade bier der Fall, wo die Gültigkeit ober 
Ungültigleit gewijfer Rechtsgeſchäfte von der Be: 
antwortung der Frage abhbänge, ob einzelne Unter: 
tbanendieBerpflihtungbätten,einevoneuropäifche 
Mächten anerfannte Regierung darum, weil folde 
fein Erbredht zum Throne gehabt Habe, als eine 
unrehtmäßige anzujehen? 

Wenn nun aber die Reclamanten auch 

ad Il 2. die Wirkfamtelt der Bundesverfammlung zur Ent 
ſcheiduug ihrer Angelegenheiten bezweifelten, jo lange fie fich 
ohne Entfheidung&normen und ohne Auftrag in Anwendung zu 
bringen finde: fo fei zwar der erſte Grund ſchon in feiner 


Nichtigkeit nachgewiefen worben; dagegen aber müffe der zweit 


in einiger Hinficht defto gültiger erfcheinen, Dennoch aber fei er 
nicht fo beſchaffen, daß er eine Berüdiichtigung des Geſuchs ter 
Reclamanten, wenigftend nicht in der Form und Art, wie fie es 
gemeint hätten, zur Folge haben Tönnte. 

Es könne und müfle nämlich im Allgemeinen zwar ald aus 
gemacht angenommen werden, daß weber die Bundesacte noch 
die Bongreßacte eine Kompetenz der Bundesverfammlung in ben 
weftphäliichen Angelegenheiten an und für fi begründe. Weder 
jene noch diefe babe der Bundesverſammlung eine Befugniß ein 
geräumt, fiber Regulirung der Angelegenheiten des erlofchenen 


weftphäliichen Staat unter befien jetzigen Theihabern zu wachen, 


oder gar insbefondere in Beziehung auf die Domainenveräuße 


rungen, wie ſolches bie Gongrefacte Art. 41 in Beziehung anf 


das ebenfalls erlofchene Großherzogthum Frankfurt thue, Bor: 
fehung zu treffen. 

Selbft die Beftimmung des von den hohen Verbündeten 
mit Seiner Zöniglihen Hoheit dem Kurfürften von Helen 
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geſchlofſenen Bertrags vom 2, Deceniber 1813, nach deifen 5. 
Separatartifel die für Theilung der Archive zufammentretende 
gemeinfchaftlihde Commiſſion der Provinzen ded Koͤnigreichs 
Weſtphalen alle gemeinschaftlichen Intereſſen diefer Lande regu- 
liren folle — könne hierzu nicht führen, ſondern müſſe einzig unb 
allein von den vertragichließenden oder fonft betheiligten Mächten 
und Fürften betrieben werden, und es jei gewiß aͤußerſt wohl: 
tbätig, wenn die betheiligten Bundesglieder jo fchleunig als 
immer möglich, zujammentreten wollten, um endlih und auf 
einmal alle jene Sinterefien, melche bis dahin den verjchiebenen 
Provinzen des Koͤnigreichs Weſtphalen gemeinfchaftlih waren, 
anf Dem Wege der Güte oder des Rechts, auf eine würdige 
Weife zu reguliren*). 

Ueberdies feien die vorliegenden Streitigkeiten folche, weldye 
zwifchen Zürften und Untertbanen obwalteten, folglich von ber Art, 
daß fie, an und für fich betrachtet, ſich einzig zur Entſcheidung 
vor den Landesgerichten eigneten, indem ſelbſt das als proviſo⸗ 
riſche Norm betrachtete Sommiffionsgutachten über die Competenz 
F. 5 Nr. 3 jede Ginmiihung in Die inneren abminiftrativen 
Verhaͤltniſſe ausſchließe. 

Demungeachtet ſei die Competenz der Bundesverſammlung, 
ſowohl in Beziehung auf die vorliegenden als auch auf alle 
ähnlichen Fälle, nicht fo unbeſtimmt und unzulaͤnglich, als es auf 
den erften Blick fcheinen möge, uud die Inſtructionen, welche fie 
vor ihren allerhödhften Gommittenten zu erwarten habe , würden 
fiher für die größtmögliche Beftimmtheit forgen. 

Es werde ficher Dabei erwogen werden, ob es geftattet werben 
könne, daß in irgend einer Zeit ein Mitglied des deutſchen 
Bundes bloße Verordnungen an die Stelle auf dem verfaflunge- 
mäßigen Wege gegebener Gefeße treten laſſe, und diefen zugleich 
eine ruͤckwirkende Kraft verleihe, da, wenn dieſes geftattet 
würde, in jedem Augenblicke und in jedemeinzelnen 
Halle die Zuftizpflege niht nur gehemmt, fondern 


2) Der Abſchluß erfolgte erſt im Jahre 1843. 
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fogar gegen das offenbarfte Recht gelehrt werden 
koͤnnte. 

Denn jo gewiß es auch ſei, daß der Bund nicht befugt fein 
koͤnne, einem einzelnen Mitgliede deſſelben vorzufchreiben, welde 
Berorbnungen und Geſetze es geben oder nicht geben follte, jo 
jet doch nicht zu verkennen, Daß mit dieſem unbeftrittenen 
Rechte der Verordnungen und der Geſetze ein folder 
Mißbrauch getrieben werben könne, der fih gan 
dazu eignen würde, von Bundeswegen abgeftellt zn 
werden. 


Im 8.1. des Commiſſions⸗Gutachtens über die proviforiih 


Feſtſetzung ber Sompetenz des Bundestags ſei andgefprocden ®): 


„die Feſtſetzung der Gompetenz der deutſchen Bunbesver 


fammlung ift gleichbedeutend mit ber Feſtſetzung ihres 
Geihäftsumfanges, und dieſe ift gleichbedeutend mit den 


Angaben ihrer Beitinmung. Der Umfang ihrer Pflichten 





entnommen aus ihrer Beftimmung, bezeichnet den Begrifi 


der Competenz“. 


Das heiße mit andern Worten: in allen 
Dingen, welde berzuftellen oder welden vorgu 
beugen Die Bundesverfammlung verpflidtet ſei, 
müfje fie aud beredtigt fein, die zur Erfüllung 


ihrer Pfliht notbwendigen Maasregeln zu er 
greifen. 
Nun fei fie aber berufen, nicht nur im Allgemeinen für bie 


Erhaltung der innern Sicherheit, ſondern auch im Belonden | 





für ungehinderte und unbefangene Rechtöpflege zu forgen: alfo 


müfje ibr auch das Recht zuſtehen, Die Abftellung 


folder Mißbräuche der geſetz⸗ und verorbuung 


gebenben Gewalt in den einzelnen Bundesflaaten 


zu veraulaffen, wodurd die öffentlihe Sicherheit 


*) Die hier folgende wichtige Ausführung über die Competenz bet 
Bundesverſammlung wurde ebenfalls im öffentlichen Protocoll midt ab 
gedrudt. 
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geftört ober eine ſelbſtſtändige Rechtspflege ge— 
bemmt werde. 

Der 5.5. der proviforiichen Gompetenzbeftimmung fage zwar 
in feinem britten Abjchnitte jehr beftinmt: 

„Da ber Begriff der vollen Souverainität einzelner Bundes» 

flaaten der Bunbesacte zum Grunde gelegt ift, fo Liegt 

unbezweifelt jene Einmiſchung ber Bundesverſammlung in 
die inneren abminiftrativen Verbältnifie außerhalb der Grenzen 
ihrer Gompetenzen *. 

Allein es werde auch eben jo beitimmt Hinzugefügt: 
„Indeſſen gründen fi) jedoch auf den Sinn ber Bunbesacte 
die folgenden Ausnahmen :* 

unter weldyen fidy namentlich auch die befinde: 

„Wenn der Fall einer in Rechtsſachen intendirten Juſtiz⸗ 

verweigerung oder einer derjelben gleich zu achtende Ver⸗ 

zögerung vorkommen follie”. 

Nun heine es ganz unbezweifelt, daß, wenn 
durdh einen Mißbrauch der gefehgebenden Gewalt 
jedes in den Weg des Prozefjes gebradte ftreitige 
Recht zum ungefeßlihen Unrecht gemadht werden 
fönne, einer DBerweigerung der allerfhlimmften 
Art, Thor und Thür geöffnet und bie Bundesacte 
in einem ihrer wejfentlihften Fundamente unters 
graben werden würde”). 

Gegen ſolchen Mißbrauch der gefeßgebenden Gewalt, wodurch, 
indem bie formale Rechtspflege allerdings aufrecht erhalten, bie 
materielle aber defto tiefer gebeugt werbe, dürfte aber ber unbes 
firittene Grundfaß der Bundesverfaffung ſchützen, daß wenn ber 
Fall einer in Rechtsſachen eintretenden Juſtizverweigerung oder 
einer berjelben gleich fommenben Verzögerung vorkommen follte, 
die Bundesverfamnlung jo befugt als verpflichtet fei, begründete 
Beſchwerden über wirklich gehemmte ober verweigerte Juſtiz ans 


%) Diefer und der folgende Abſatz finden fi im öffentlichen Protocol; 
der dann wieder folgende Abſat dagegen wieder nicht. 
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zmehmen, um Darauf Die gerichtliche Hülfe in ben einzelnen 
Bunbesftaaten zu bewirken. Es könne dabei weniger ein Zweifel 
obwalten, ob die Kompetenz ber Bundesverfammlung dahin be 
ftimmt werden jolle, al8 Die Schwierigkeit, Die an fich wahren 


und unbeftreitbaren Säße fo zu fallen, daß Daraus feine Folge 


rungen gezogen werben dürften, welche dem eigenthümlichen 
Leben der Bunbesftaaten zu enge oder zu weite Grenzen fehten. 


Denn man dürfe es fih nit verbergen, daß der 
Bund gefährdet werden fönne, wenn die, welde das 
Steuer führten, ihn nicht zwiſchen den beiben 
Extremen der Unmadht und ber Uebermadt ber 
Bundesverfammlungmit fihererHand durchführten. 
Sei die Verfammlung ohne genügende Madt, Io 
tönne fie in jedem Augenblide zum Dedmantel der 
gefährlihften Intriguen werben, werde fie aber 
übermädtig, jo Eönne fie fih an die Stelle der 
Regierungen jeßen und ein viellöpfiges Ungehener 
werden. In jenem Falle werde fie verädhtlid, in 
dieſem fürdterlih, inbeidenaberverderblid werben 
Begen diefe Gefahr [hüpten nur richtig entwidelte 
und klar unb beftimmt aufgeftellte Principien, und 


dafür werde bie Weisheit der beutfhen Regierungen 


ſorgen. 

Wenn nun aus dieſem Vortrage wirklich bervorgehe, was 
daraus hervorgehen folle, daß ed in den Angelegenheiten bei 
ehemaligen Koͤnigreichs Weltphalen weder an geſetzlichen Beſtin⸗ 
mungen, nach weldyen fie beurtbeilt, noch an Behörden fehle, 
von welchen fie beurtheilt und gerichtlich erledigt und Die Rechte 
pflege und Vollſtreckung gefchügt werben koͤnne, jo werbe bis 
dahin, wo die bereits ergebenen und über die bier entwidelten 
Grundſaͤtze zu erwartenden Inſtructionen eingegangen fein werben, 
für jetzt auch der Antrag gerechtfertigt erjcheinen, 

daß der Bevollmächtigte der Reclamanten in den weſtphaͤ⸗ 

lifchen Angelegenheiten mit feinem Geſuche um Verwendung 
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bei Ihren Majeftäten dem Kaiſer von Oeſterreich und dem 
Könige von Preußen in der Art, wie gebeten wurbe, abge⸗ 
wieſen werden möge. 


Alle Stimmen mit Ausnahme Hannoverd und Kurhefiens 
traten einfach dem Antrag bei, und fo wurde ber Antrag des 
Referenten zum Beſchluß erhoben. Hannover und Kurhefien 
flimmten zwar bei, aber erfteres berief fich auf feine früheren 
Abflimmungen und Iebtered äußerte: 


„Dem Schlußantrage des Herrn Referenten kann ich nicht 
anders als vollfommen beiftimmen. Wenn aber die vorber: 
gegangene Ausführung dazu dienen foll, die Gompetenz ber 
Bundesverfammlung in der weftphälifchen Angelegenheit 
überhaupt und in den Angelegenheiten der Domainenkäufer 
insbejondere, weiter zu gehen, ald bisher gejchehen, zu recht⸗ 
fertigen, jo muß ih mid) in Bezug auf meine früheren Er: 
klaͤrungen und unter Vorbehalt etwaiger weilerer Neuerungen 
biergegen ausdrücklich verwahren ”. 


Wir jehen bisher noch immer den reblichften Willen ber 
Mehrheit der Regierungen, die Angelegenheit in würdiger Weife 
zu beendigen. ‘Die „bebdenflidyen Theorien ”, welche fpäterbin 
offen verworfen wurden, ſprach man noch ungeſcheut in ber 
Bunbesverjammlung aus, doch ließ man die entſchiedenſten Stellen 
der Gutachten aus dem öffentlichen Protocolle weg. Died war 
ein Unrecht. Denn wenn aud darüber eine verſchiedene Meinung 
berrichen Tonnte, ob überhaupt ein Begenftand zur Zeit veröffent- 
licht werben jollte, jo durfte e8 Doch nie einem Zweifel unterliegen, 
daß bei einem im öffentlichen Protocolle dem wefentlichen Inhalt 
nach angegebenen Gommiffiondberichte die Für Die Beſchwerde⸗ 
führer fprechenden Erwägungen willfürlich nicht weggelaffen 
werben durften. 
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Weil nun in jehr vielen Angelegenheiten nicht mit Arfrich⸗ 
tigleit der eben ausgeſprochene Grundſaß aufrecht erhalten wurde, 
fo ermangelten die öffentlichen Protocolle derjenigen Zuverlaͤſſig⸗ 
keit und Bollftändigfeit, welche ihnen allein Werth geben Tonnte. 


Als die MinifterialsBonferenzen in Carlsbad Statt fanden, 
reichten die weſtphaͤliſchen Reclamanten eine Denkſchrift dorthin 
ein. Dr. Schreiber, weldyer überall ald Bevollmaͤchtigter berjelben 
auftrat, bemerkte in feiner Eingabe, daß die Angelegenheit feiner 
Gonmittenten bei dem Congreſſe in Aachen eine willfährige Anf- 
nahme gefunden hätte, daß Die Erledigung dieſer Sache zwar 
zunaͤchſt, foviel Die Audgleichung felbft betreffe, die Beſiter ber 
vormals weftphäliichen Lande angehe, zugleich aber auch, infofern 
fie noch unerlebigt fei, theils die europäifchen Mächte, welche ben 
weſtphaͤliſchen Staat nur erft factiſch aufgelöft hätten, theils alle 
beutfchen Regierungen, bie in ber Menge der Anſprüche noch 
eine Beeinträchtigung des allgemeinen Friedens erblicken müßten, 
und daß felbige ihrer Natur nach fo gut zu Behandeln fei, wie 
in andern Staaten gejchehen, welche unter gleichen Verhaͤltniſſen 
aufgelöft und umgewandelt worden. Sein Gejud ging nun ba 
bin, die Grundſaͤtze der Behandlung und Ausgleichung ſelbſt aber 
einer Commiſſfion der betheiligten Regierungen zu überlafjen unt 
auf dieſe Weife die flreitige Angelegenheit zu befeitigen. Diele 
Bittfehrift wurde aber auf den Carlsbader Gonferenzen niät 
berüdfichtiget. 


Darauf wendeten fi) die Reclamanten von Neuem an bie 
Bunbesverfammlung. 

Die befendere Veranlafjung dazu war eine kurfürſtliche 
Verordnung am 31. Zuli 1818, welche in Folge eines Spradt 
des Oberappellationsgerichtd zu Gafjel unter dem 27. Juli 1818 
erichien. | 
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Als nämlich in einer Klageſache, Haim, Klägers, ber von 
Stein, Beklagten, und des Anwalts des kurfürſtlichen Fiscus, 
Sintervemienten, wobei e8 hauptjähli auf die Frage ankam: 
in wiefern bie der weitphälifchen Regierung geleiftete Zahlung 
eines ber kurfürſtlichen Kriegscafie gehörig geweſenen Capitals 
für letztere als gültig zu achten jei? von ber Regierung in Caſſel 
und dem daſigen Dberappellationsgerichte nicht ganz überein- 
fimmend, jedoch beiberfeitd dahin erfannt worben war, daß eine 
ſolche Zahlung, wenn der Schuldner ein weitphälifcher Unterthan 
geweien, für gültig betrachtet werben müfle; erließ der Kurfürft 
unterm 31. Juli 1818 nachſtehende fernere Verordnung: 

„Bon Gottes Gnaden, Wilhelm I Kurfürft 2c. fügen biermit 
zu willen: &8 iſt Uns von Unferm Juſtizminiſterium die Anzeige 
geſchehen, daß Die zur gerichtlichen Erörterung gekommenen 
Fragen: 

in wie fern die während der feindlichen Unterziehung Unferer 

Staaten von Unfern Unterthanen an den Jerome Bonaparte 

oder deſſen Bevollmächtigte geleifteten Zahlungen der aus 

Staatskaſſen, vor dem 1. November 1806 vorgeliehenen 

Gapitalien, desgleichen die an Dritte, von ben vorgenannten 

Perſonen gefchehenen Ceſſionen ſolcher Gapitalien als ‚gültig 

anzufehen feien ? 


von den Gerichten ſehr verſchieden beurtheilt und Daher gänzlich 
von einander abweichende Erkenntnifſe gefällt worben find. 
„Auf diefe Anzeige, und nachdem Wir in Erwägung gezogen 
haben, das die Verjchiebenheit der Anfichten, welche über die 
Rechtsgültigkeit der während der frieblichen Beſetzung Linferer 
Lande mit jenen Gapitalien vorgegangenen Beränberungen in 
den Gerichten herrſchen, und Die, den ſich wiberjprechenben 
Urtheilen beigefügten Entſcheidungsgründe einen Mangel in ber 
Gefeggebung anerkennen laſſen, welchem abzubelfen für das Wohl 
des Ganzen um fo nothwendiger ericheint, als es nicht zu ber 
Sphäre des Richteramtes gehoͤrt, die Beweggründe. zu feinen 
Grienuimifien in politiichen Ereignifien un die feinen 
Erſter The. 
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Korihungen fremd bleiben müflen, — finden wir uns bewogen, 
wegen biefes Gegenſtandes nähere Beftimmungen feftzufepen. 

„Sun Rückſicht nun, 

„daß die im jahre 1806 gefchebene feinbliche Ueberziehung 
Unferer Staaten durch franzöfiiche Truppen nicht in Folge eines 
Krieges, jondern im Zuftande des Friedens fidy ereignete, mithin 
nur als ein Raubzug zu betrachten, keineswegs aber im Stande 
ift, den hierdurch erlangten Befitz unter bie volkerrechtlichen 
Bedingungen einer Eroberung zu ftellen; 

„daß dieje Handlung der Gewalt nicht zum Rechte werben 
konnte durch die nachfolgende Einzwingung ber kurheſſiſchen Landı 
unter die Provinzen des Koͤnigreichs Weſtphalen, da leßteres 
weder von ſaͤmmilichen Friegführenden Mächten anerkannt worden 
ift, noch die Unfern Unterthanen befohlene, zur Verhütung größerer 
Uebel theilweife geleiftete Huldigung und die gebotene Wahl ber 
Stände als ſolche Handlungen anzufehen find, durch welche ein 
feitig die Rechtmäßigkeit einer Regierung begründet werben kam, 
Wir auch, was allein die Geftalt der Sache zu ändern vermochte, 
niemals eine Entfagung auf die Thronrechte Unſerer Dynaſtie 
abgegeben haben; 

„daß aber ohnehin bie von dem bamaligen Beherrſcher 
Frankreichs durch den Berliner Verein vom 22. April 1808 an 
feinen Bruder, den Serome Bonaparte abgetretenen kurheſſiſchen 
Staatskapitalien auf diefen, nach allen Rechten, nicht mit 
größeren Befugniſſen übertragen werden Tonnten, als jene 
beſaß; 
„und wenn ſelbſt dieſſeits ein beſtandenes weſtphaliſches 
Staatsrecht angenommen werben Tönnte, dennoch bie in Rede 
ftehenden Gapitalien keineswegs als zum äffentlihen Shape 
gehörige Beftanbtheile des Staatseigenthums betrachtet, vielmehr 
hiervon getrennt, von Sjerome Bonaparte ale fein befonbered 
Eigenibum verwaltet worden find, mithin die deffen Orts ober 
von feinen Bevollmächtigten bieferbalb genommenen Maßregeln 
fo wenig zu den innerhalb ber Brenzen ber Staatsverwaltung 
vorgenommenen Handlungen gehören, als wenig von Nechten, 


931 


welche Schuldner durch geleiftete Zahlungen gegen ben Staat 
erwerben hätten, die Rede jein kann; dem zufolge auch die im 
Decrete der weitphäliichen Stände vom 15. Februar 1810 
(welches, ohne die Frage über die Rechtmäßigkeit des Erwerbes 
und die hieraus allein fließende Dispofttionsbefugniß zu berühren, 
blos von der Zuläffigkeit der Beweismittel handelt) zugeficherte 
Gewaͤhrleiſtung nicht vom Staats, jondern vom Kronfchage, als 
dem Brivatvermögen bes Jerome Bonaparte übernommen worden 
it, eben hierdurch aber, weil ein vechtmäßiger Gläubiger, wegen 
der an ihn geleifteten Zahlung, eine Saution nicht zu beftellen 
Bat, auf den nicht unwahricheinlichen Fall der von den recht: 
mäßigen Regierungen zu erwarten flehenden Anſprüche hinge- 
beutet wurde; 

„daß es überhaupt mit dem Rechte ber Völler und ber 
Staaten unvereinbar ift, der feindlichen Herrſchaft während ihres 
Beſtehens andere Gerechtſame über die Furbeififchen Staaten zu 
geftatten, als folche, die in der Natur einer feindlichen Befeßung 
fremder Länder liegen und Iebiglih in der vorübergehenden 
Berwaltung des Staats und feined Vermögens beftehen; 

„daß jedoch da, wo der feindliche Machthaber die Grenzen, 
die feiner Gewalt von dem Voͤlkerrechte vorgezeichnet find, über: 
Ichreitend das Staatögut verjchleudert, das Biel if, Hinter 
welchem er weder Rechte auf einzelne zu übertragen, noch den 
Staat mit Verbinblicgkeiten zu belaften vermag; 

„dab die Grunbfäße, welche nicht weniger einer 
natürlichen, den Umſturz der Throne und aller bürgerlichen 
Ordnung verhütenden Politit, ald dem äffentlihen Rechte ange 
hören, nach der Rückkehr in Linfere Staaten Uns ſtets geleitet 
und namentlich zu der Verorbnung vom 14. Januar 1814 ver 
anlaßt haben, durch welche alle während Unſerer Abweſenheit 
gefehehenen Benachtheiligungen des Staatseigenthums für nichtig 
erflärt worden, und die aus öffentlichen Caſſen ausgelichenen 
Capitalien bierunter allerdings zu rechnen find; 

„wollen Wir jene Verordnung vom 14. Januar 1814 dahin 
authentiſch erflären: daß alle und jebe Verfügungen über bie 

34° 
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vorhin and kurheſſiſchen Staatskaſſen ausgeliehenen Gapitalien, 
unter welchem Namen und Titel foldhe von ber feindlichen Herr: 
Schaft auch gefchehen fein mögen, ungültig und für Uns ımb 
Unfere Erben und Nachkommen an der Regierung unverbinblid 
find. — 

„Da wir jeboch zugleih auf Die Lage, in welcher bie 
Schuldner zu der freinden Herrſchaft fi befanden, billige Nüd- 
fiht nehmen und Daher nicht gejchehen laſſen wollen, daß diefelben 
durch Doppelte Zahlung Schaden leiden, dagegen aber nicht zu 
verftatten ift, Daß dieſelben zum Nachtheile der öffentlichen Gaffen 
einen unrechtmäßigen Vortheil fich zueignen, fo verorbnen Wir 
weiter hiermit: 

„daß diejenigen Zahlungen, weldye an ben Jerome Bona⸗ 
parte, deſſen Bevollmaͤchtigte oder Geffionarien wirklich geleiftet, 
nachgewiefen werden koͤnnen, von den Öffentlichen Gaffen auf bie 
ſchuldigen Gapitalien, nebft rüdftändigen Zinfen, erftere mögen 
auf Kündigung geftanden haben oder nicht, in Zurechnung ange 
nommen werben follen, wonach ein Jeder den es angeht fi 
ſchuldigſt zu achten hat *. 

Bufolge diefer Verordnung wurden nun bie weitphäliichen 
Domainenfäufer, deren urjprüngliche Zahl in Kurhefſen auf 600 
angegeben wurde, außer Beſitz gejeht und von den Landesgerichten 
abgewiejen. Died gab nun aber Beranlaffung zu unzähligen 
einzelnen Reclamationen bei der Bundesverſammlung. Zwar 
hatte fih nah und nad die Furheffiiche Regierung mit einer 
Anzahl der Käufer auf Entfchädigungsfummen ober Ueberlaffung 
des vindicirten Domainialeigenthums in Erb⸗ oder Zeitpacht 
verglichen *), allein es waren ber Forderungen doch noch genug 
übrig geblieben. - | | 

Es wurde in der neuen Biltfchrift noch Darauf aufmerfjam 
gemacht, daß ber Verlauf der in Frage ftehenden Domainen 
nicht blos in dem Willen des damaligen Regenten gelegen, ſon⸗ 
dern vielmehr von deutſchen Staatömännern in Antrag gebracht 


*) B. Br. 1817 Fol. 297. 1818 Fol. 461. 1823 Fel. 241. 
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und Duschgefegt werden und baß der Ertrag der Beräußerungen 
dem Staate zugefallen und in deſſen Nußen verwendet worden 
fei. Die Bittjchrift berief fich auch auf das Beiſpiel Frankreichs, 
Italiens und Hollands, wo bie Verkäufe dieſer Art aufrecht er: 
halten worden feien. 

v. Bangenheim berichtete nochmals; die Bundesverfammlung 
hatte im Jahre 1818 um Inſtructionen gebeten, weil Bweifel an 
ihrer Gompetenz in Diefer Angelegenheit erhoben waren. Allein 
fie waren bis zum Auguft 1819 noch nicht eingegangen. 
v. Wangenheim meinte deshalb, es fcheine räthlih, der Eriune- 
rung daraneine näbereBezeihnung des Standpunctes 
von weldhem aus die ganze Angelegenheit zu be: 
trachten fein möchte, vorauszuſchicken. 

Es Scheine ihm auf die Beantwortung folgender ragen 
hauptſaͤchlich anzukommen: 

„l. In wiefern find Regierungéshandlungen eines Zwiſchen⸗ 
herrſchers für den rechtmäßigen Regenten nach feiner Ruͤck⸗ 
Fehr verbindlich ? 

Weun dieſe Fragen auch nit von allen Staats und 
Voͤlkerrechtslehrern auf ganz gleiche Weile beantwortet würben, 
fo ſei die Theilung berfelben doch wieder eine hoͤchſt ungleiche. 
Es dürfte genügen, blos die ſich hinter einander entgegen- 
gelegten Anfichten bes Furfürftlich heſſiſchen Oberappellationsgerichts 
zu Gafjel und der kurfürſtlich heſſiſchen Adminiſtrativ⸗Behoͤrde zu 
bezeichnen. 

1. Das Oberappellationdgericht flelle in dieſer Beziehung 
folgende Säße auf: 

a. Nach Grundſaͤtzen bed Volkerrechts und dem daraus 
entlehnten Agiom: daß fein Recht des Siegers gedadıt 
werben koͤnne, wenn bafjelbe nicht von Seiten der befieg- 
ten Staatögewalt durch einen förmlichen Friedensſchluß 
als ein ſolches anerkannt worden ſei, iſt Heſſens 
Einverleibung in das Königreich Weſtphalen lediglich als 
ein Grzeugniß der Gewalt zu betrachten, und es konnte 
daher zwilchen dem rechtmäßigen Landesfürſten und bem 
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von bem (Eroberer eingefehten Zwiſchenherrſcher, von 
wechfelfeitigen Rechten und Verbindlichkeiten gar nicht bie 
Rebe fein; 
ba jedoch Brundjähe des Voͤlkerrechts, welches die Ber 
bältnifje der Staaten und ihrer Regenten gegen andere 
Staaten und deren Regenten beſtimmt, ſchon nach biefem 
jenem Begriffe nicht anwendbar find auf das rechtliche 
Verhaͤltniß, in welchem die Staatöblirger zu Ihrem Fürſten 
ſtehen, fo koͤnnen auch 
Erkenntniſſe über die fortdauernde Wirkſamkeit der von 
einzelnen Unterthanen, während ber Zwiſchenregierung 
gegen den Staat erworbenen Rechte nur aus Grundſfaͤtzen 
bed allgemeinen Staatsrechts in ihrer Anwendung auf 
vorliegende factiſche Verhältniffe geichöpft werben. 
Nun hat aber 
. ein Staatöverein zwilchen ben gefammten Bewohnern 
Heſſens, auch während der Abweſenheit ihres rechtmäßigen 
Regenten, fortgedauert und fortbauern müſſen; 
biefer Staat ift inmittelft und nachdem die im Jahre 1806 
eingejeßte Militair-Regierung aufgehört hatte, von einem 
Zwifchenherrfcher verwaltet worden, der, wenn gleich durch 
Gewalt dazu erhoben, fi) doch in ber wirklichen und um 
geftörten Ausübung der Staatsregierung, nach eimer 
beftimmmten Verfaffung, welcher fi) die Staatsbürger durch 
Huldigung und frei gewählte Volfd-Repräfentation unter 
worfen hatten, befand, weswegen e8 auch 
bei einer gerichtlichen Entſcheidung über die Wirkſamkeit 
ber von dem Zwiſchenherrſcher vorgenommenen Hand: 
lungen allein auf die Frage ankommen kann, ob folde 
Handlungen innerhalb der &xrenzen ber Staatöverwaltung 
und in dem verfafjungsmäßigen Wege angenommen 
wurben ?* 
v. Wangenheim führt dann aus der bekannten Pfeifferſchen 
Schrift „In wie fern find Regierungshanblungen für den recht⸗ 
mäßigen Regenten nach deſſen Ruͤckkehr verbindlich? x. 1819" 


* 


9 


2 


7* 
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biefenigen Gründe an, die der berühmte Juriſt damals als bie 
leitenben bei den Oberappellations⸗Gericht darlegte. Belanntlid, 
reduciren fie fih auf Folgendes: 
„Die Dauer der. Völker kennt Feine andern Grenzen als 
bie bem Beltande ber Erde, weldye fie trägt und erhält, 
vorgefchrieben find, während Die Machthaber mit ben 
Menfchenaltern und Weltereigniſſen werhjelu, und einer des 
andern Stelle ihm nachfolgend einnimmt, ober, wie Klüber 
ſich ausbrüdt, der ewige Staat ſpricht Durch jeden Regenten. 
Bloße Umwandlung in ber phyſiſchen oder moraliichen 
Berfon des regierenten Subjects kann daher auf Verpflich⸗ 
tungen des Staatd entfräftenden Einfluß nicht haben *. 
„Daß ein Staat feinem Begriffe nach nicht gedacht 
werben kann ohne einen Oberherrn, einen Regenten, ift Elar, 
baß aber diefer Regent, als wejentliches Glied des Staats, 
nur eine ideale Perfon ſei, iſt wohl eben jo wenig zu bes 
zweifeln; von einem beflimmten Regenten, von einem beitimm- 
ten Individuum, welchen die Regierung zufteht, kann Feine 
fo ungertrennliche Verbindung mit dem Staate behauptet 
werben, daß ohne jenes dieſer jelbft nicht mehr egifliren 
tönne. Ein beflimmter Regent kann zwar allerdings für 
fi) oder au für feine Familie ein Recht auf die Regierung 
ded Staats haben; dieſes Recht kann ihm, auch getrennt 
vom Staate, weder einfeitig von den eigenen Unterthanen, 
noch durch Gewalt von Außen entzogen werben; er iſt und 
bleibt immer rechtmaͤßiger Regent. Allein der Staat bedarf 
in jedem Augenblide feiner Dauer, die feine Unterbrechung 
leidet, nothwendig eines Führers, eined Oberhaupts, weldyes 
den, wenigftend präfumtiven, Gejammtwillen ausfpreche und 
vollfirede. Das Volk — als der weſentlichſte, immer fort: 
dauernde Beftandtheil des Staats — kann fi) aljo, während 
es von dem rechtmäßigen Megenten unvermeidlich getrennt 
if, einem andern unterworfen, bex die höchfte Gewalt im 
Staate ausübt, und fo lange dieſer bie böchfle Gewalt 
ausibt, ift zwiſchen ihm und dem Volke das rechtliche Ver⸗ 
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haͤltniß des Oberherrn zu feinen Unterihanen begrände, 
alle Rechte, welche dem Staate als ſolchem zuſtehen, find 
auf ihn übertragen, und alle Verbindlichkeiten, welche dem 
Staate als ſolchem obliegen, find von ihm zu erfüllen. Was er 
thut innerhalb der durch Die Verfafiung beftimmten Grenzen ber 
Staatsgewalt, das iſt ald vom Staate ſelbſt gefchehen zu 
betrachten, und muß von dieſem und jetem, ber in Yufunft 
die Staatögewalt ausübt, als gültig anerfannt und vertreten 
werden: denn ber Staat ifl immer derjelbe, wie auch fein 
Oberherr wechjele, da biefer in den Rechten und Verbind⸗ 
lichkeiten nie feine eigenen, fondern ſtets nur bie ihm über: 
tragenen, im Namen bed Staatd ansdzuübenben erbliden 

‘ Tanı *, 

Darnach hatte denn auch das Oberappellatiousgericht zu 
Caſſel unter dem 27. Juni 1818 ein Urtheil zu Eunflen ver 
Domainenfäufer erlaffen. Das war freilich gerade das Gegen 
theil von dem, was Die Verordnung vom 31. Juli 1818 (1. o. 
©: 529) ausgefprochen. Unter damaligen Verbältniffen 
war dieſe ehrenwerthe Selbfkftändigfeitdesoberften 
Berichtes doppelt hoch zu ſchätzen. v. Wangenheim verglich 
nun beide Anſichten und warf die Fragen auf: 

„U. wer bat die Grundſaͤtze, nach welchen in Beziehung auf 
die weitphälifchen Angelegenheiten, die oben aufgeworfene 
Frage: in wie fern find Regierungshandlungen eines 
Zwiſchenherrſchers für den rechtmäßigen Regenten nad) 
jeiner Rüdfehr verbindli , beantwortet werben ſoll, feſt⸗ 
zuftellen? der Kurfürft von Heflen, Die verbündeten Mächte, 
die Bundesverfammlung oder Die kurheſſiſchen Gerichte? 

Im eriten Falle frage es fih, ob das heifiiche Parti⸗ 
enlarfiaatsrecht über den vorliegenden Gegenſtand bereits 
geſetzliche Rormen an Die Hand gebe? ober ob von einer 
neuen pofitiven Befeßgebung für die Zukunft, ober ob 
don einer neuen pofltiven Geſetzgebung mit rückwirkender 
Kraft die Rebe fei. 

Tas heſſiſche Particular » Staatsrecht enthalte vergleichen 
gefegliche Normen nicht, da weder die Gerichtöbehörben in ihren 
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Ertenntniffen, noch die Adminiſtrativbehoͤrden in den Verordnungen 
vom 14. Januar 1814 und vom 81. Juli 1818 fi auf ältere 
Geſetze berufen hätten. Kehle e8 an ſolchen pofitiven Beſtim⸗ 
mungen, fo gebe bieje das allgemeine, das fo genannte natürs 
liche, oder vielmehr das Vernunft⸗Staatsrecht an Die Hand. 

&8 leide mun aber feinen Zweifel, daß nicht der Lanbesherr 
das Recht haben follte, auf verfaffungsmäßigem Wege die Ans 
wendung jenes allgemeinen Staatsrechts durch poſitiv⸗geſetzliche 
Beſtimmungen überflüffig zu. machen, und es Eönne hier unerörtert 
bleiben, in wiefern einer jolchen pofitiven Geſetzgebung auch in 
dem Falle, daß irgend eine neue Regierung wieder conftituirt 
werben müßte, eine immerwährende und burchgreifende Wirkſam⸗ 
keit mitgetheilt werben dürfe; eben jo gewiß aber ſcheine es, Daß 
ein neues pofitived Recht die Rechtögeichäfte, welche, ſei ed unter 
den Schutze älterer pofitiver Sefehe, oder unter dem bes natür 
lichen Rechts, gültig gefchloflen wurden, auf feine Weiſe wie uns 
gültig bebandele, das heißt, daß eine Gefehgebung in biefem 
Sinne eine rüdwirkende Kraft haben koönne. 

Died ale richtig vorausgejeht, wärbe alſo die oben aufge 
worfene Frage verneint, und baher bie Verorbnung vom 14. 
Januar 1814 und deren Grläuterung vom 31. Juli 1818 als 
eine ſolche nicht betrachtet werben können, welche die competenten 
Behörden abhalten dürften, die Litigiöfen meftphälifchen Ange- 
legenheiten, nach ben Brundjägen des natürlichen Staatsrechts 
und der unter ihrem Schutze gältig entflandenen weiiphäliichen 
Geſetzzgebung zu entjcheiben. 

Was den zweiten Fall betreffe, jo könnten bie verbünbeten 
Mächte nur dann entfcheiden, wenn fie die Wiedereinjegung des 
Kurfürften in feinen Erbſtaaten au Bedingungen, welche den, in 
den bier in Frage fiehenden Verhaͤltniſſen Betheiligten zum 
Bortheile gereichten, geknüpft hätten. 

Die Frage, ob dem Bunde oder in deſſen Namen ber 
DBundesverfammlung das Recht der Grläuterung und der Ent: 
Iheidung ber aufgemorfenen Hauptfrage zuftehe, werde unbebingt 
nidyt bejaht werden koͤnnen, obwohl fie dafür zu forgen 
bere&tigt und verpflichtet fei, daß überhaupt 
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rechtlich entſchieden werde, 8 laſſe fih zwar nicht 
vertennen, daß dem Bunde oder für ihn ber Bundesverſammlunz 
ein Recht, welches ihre noch nicht ertheilt fei, ertheilt werben 
koͤnne; allein dies koͤnne doch wohl nicht ohne Zuſtimmung 
ber dabei hauptſaächlich betheiligten Bundesglieder geſchehen, und 
ſelbſt dann würde bie Verſammlung bei ber Anwendung des 
Grnundſatzes auf die einzeln Fälle den Beiſtand richterlicher 
Behörden nicht entbehren koͤnnen. 

Die Frage endlich, ob die Entjcheidung der aufgeworfenen 
Hanptfrage und die der Beantwortung gemäße Entfcheibung ber 
einzelnen fireitigen Faͤlle den competenten Landesgerichtsſtellen 
zuftebe, koͤnne durchaus feinem Zweifel unterliegen, ſobald einmal 
ausgemacht fei, DaB weber der Landesherr, noch die verbünbelen 
Mächte, noch der Bund oder die Bundesverfammlung dieſe Eat 
Scheidung mit Beftanden Rechtes geben koͤnne, und body eine ſolche 
gegeben werben müſſe.“ 


v. Wangenheim fam nun zu deren letztem Punkt nämlich: 


„IE. Wenn einmal anerfannt und durch einen Bundesbeſchluß 
ausgefprocdhen ſei, daß Die Landesgerichte jene Eutſcheidung 
zu geben und darnach die einzelnen Fälle zu erledigen 
fo fet au) ausgemacht, dag nur die YBundesverfammlung 
es fein koͤnne, welche die Vollſtreckung ber Enticheibung 
zu fichern habe. Denn dann fei die Wirkſamkeit derſelben 
ımverfennbar dahin beftimmt, zu forgen, 


Daß die Gerichtsverwaltung des Landes 
weder unmittelbar durch Gabinetsbefehle, 
noch unmittelbar durch Verordnungen mit 
rüdwirfender Kraft, in der ſelbſtſtändigen 
Ausübungen ihrer rihterlihen Functionen 
gehemmt werde, und daß ed an der Hülfs— 
vollfiredung der von ihnen ertbeilten 
Urtheile nicht fehle. 


Erſt dann, wenn dieſes bunbesgefegmäßig anerkannt und 
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ausgeiprochen worben fein würde, fönne ber Bund mit Fug und 
Recht Die reclamirenden Domainenläufer an bie competenten 
Landesgerichtsſtellen verweilen". 


Bei der in der Sigung vom 12. Auguft 1819 einleitenben 
Abftimmung”) ging man auf die nähere Erörterung der vom 
Berichterftatter geftellten Fragen nicht ein, jondern vereinigte ſich 
zu dem Beſchluſſe, Inſtructionen einzuholen und bie Regierungen 
um Beſchleunigung derjelben zu bitten. Nur Hannover brachte 
in längerer Ausführung Die Anficht vor, daß ber Kurfürſt von 
Helfen fih im vollen Rechte befinde, und fügte zum Schlufle 
hinzu: 

„Es iſt undenkbar, daß die Mehrheit der Inſtructionen ſich 
in Aufſtellung bes verderblichen Grundſatzes vereinigte, daß 
der feindliche Beſiher gültig Domainen verkaufen koͤnne 
und dafür Erſaß geleiſtet werden müſſe; ſollte dieſes aber 
eintreten, jo würde mein Hof zu einem ſolchen Grundſatze 
nie ftimmen Fönnen *. 

Nur Luxemburg ſchloß ſich diejer Anficht Haunoverd an, 
wie Graf Brünne, der damalige Iugemburgifche Geſandte äußerte 
nach Anhalt feiner allgemeinen Snftruction. 

Die erbetenen Inſtructionen trafen aber nicht ein. Die 
Ungelegenbeit, welche bei den Wiener Conferenzen in Ans 
regung fam (©. 461 ff.), wurbe von dort aus wieder an den Bund 
gewiefen. Fuͤrſt Metternidy hatte die Eingaben ber weitphäliichen 
Domainentäufer in der 33. Sitzung mit feinen gutachtlichen 
Bemerkungen der Gonferenz mitgetheilt. Er hatte bemerkt, 
daß bei ber Lage, in welcher ſich die weſtphäliſchen 
Angelegenheiten befänden, fienur Durch eine billige 
und gleihförmige Inftructionds@rtbeilung von 


*) 8. Br. 1819 Fol. 497. 
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von Seiten ber Höfe an die Bundestagsgefanudt: 
Ihaften erledigt werden fönnten und Diefe Juſtruc— 
tionen, mit genauer und billiger Berädfihtigung 
aller bier concurrirenden Berhbältniffe, von der 
Art fein müßten, Daß fie einen Bundestags⸗Beſchluß 
berbeiführten, wodurch zwar die Bittſtellermit ihren 
mannigfachen Reclamationen an die betreffenden 
Landesgerichte verwieſen würden, zugleich aber auch 
von Seiten der Bundesverfammlung das Gejud an 
Die betheiligten Regierungen erginge, bie Eutfcher 
dung dieſer Landesgerichte wenigfiend über bie 
Frage: ob und in wie weit ben einzelnen Recla 
manten bona fides zur Seite ſtehe, und ob fie für 
das bis dahin Bezahlte oder Geleiftete ſchadlos 
zu halten feien, oder nicht? wirklich anzuerkennen 
und den desfallfigen Rechtsgang durch Feinerlei 
Vorſchriften zu beſchränken“. 

Alſo ſelbſt Metternich war bis dahin noch nicht zu der 
Anſicht gelangt, bie ſpaͤter bei der Mehrzahl der Kabiuette 
durchdrang. 

In der vertraulichen Sitzung vom 27. Juli 1820 kam in 
ber Bunbesverfammlung der Gegenflanb zur Sprache blieb aber 
liegen bis zum 12. April 1821, wo durch einhelligen Beſchluß 
an bie rüdftändigen Inſtruetionen erinnert wurbe*). Auch das 
nüßie nichts, Endlich machte in der Sigung vom 30. Juli 1821 
v. Wangenheim den Antrag, Daß der 22. November ald Termin 
feftgefeßt werden möge, in welchem in Beziehung auf bad Reſti⸗ 
tutionsgeſuch der weitphälifchen Domainenkäufer in Kurheſſen 
unfehlbar abzuftimmen ſei, und daß die Geſandten von Preußen, 
Hannover, Kurheſſen und Braunſchweig dringend erſucht würden 
dafür zu forgen, daß in gleichem Termine auf die übrigen Buncte 
des Beſchluſſes vom 12. Auguft 1819 (S. 539) .eine genügende 
Erklärung zu Protocoll komme. Der hamoͤverſche Gefandte 


8. Br 1821. Fol 249. 
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verfehlte wieberum nicht Fir fi und Braunſchweig Die feierliche 
Verwahrung derjenigen Grundſaͤtze einzulegen, Die von Hannover 
und Braunfchweig vom Anfange und beſonders noch bei bem 
legten Wiener Gongreffe (f. unten) dargelegt worben und an 
welchen feflzubalten ber unveränderliche Entſchluß feines Hofes 
fei. Der Antrag v. Wangenbeimd wurde zum Beichluß er 
hoben *). 

Nachdem ein Zeitraum von ei Jahren verfirichen war, 
kam endlich auch eine neue Eingabe verichiebener Reclamanten 
zu einem gewiſſen Abfchluß, der freilich für die Betheiligten jehr 
traurig war. v. Wangenheim berichtete im Namen ber beireffen- 
den Gommiffion in der Sigung vom d. Juni 1823 in jehr aus⸗ 
führlicher Darftellung *"). Gr recapitulirte alle bis dahin 
gemachten Anträge, Berhandlungen und Beſchlüſſe, nicht nur 
über die Domainenkäufer, fondern überhaupt üßer die bei ber 
Regultzung ber weftphäliichen Angelegenheiten betbeiligten Per- 
onen. Diejer Vortrag gab zu fehr ernflen Zerwürfnifien in der 
Bunbesverfammlung erneueten Anlaß, bie endlich dahin führten, 
bag v. Wangenheim und v. Lepel and der Bunbesverfammlung 
fcheiden mußten ***), Der Vortrag ift Damals öffentlich bekannt 
gemacht und findet fi in ber Quartausgabe der Bundestags 
Protocolle; wir bejchränfen uns baher darauf nur das zum Zu⸗ 
ſammenhang Nothwendigſte vorzuführen. v. Wangenheim ging 
von folgenden Vorderſaͤtzen aus: 

1. Es giebt ein auch für Kurheſſen verbindliches deutſches 
Staatsrecht; hierfür wird ins Beſondere die Autorität 
Klübers (Deffentliches Recht) angeführt. Daran Inüpft 
v. Wangenheim die Bemerkung, daß bie pofitiven Be 
fiimmungen eine8 etwa vorhandenen beſondern Staatsrechts 
die Grenzen, welche Die Iegitime Staatögewalt von ber 
blos willfürlich geübten ſcheide, nicht überfchreiten dürften; 





©) fiche weiter unten. 
**, 9. Br. 1823 Fol. 243—278, 
0) Hierüber das Nähere in einem fpäteren Kapitel, 
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abgefehen von ber Gefahr der Gefährbung der hoben 
Würbe der Tegitimen Staatögewalt auch deshalb, weil 
bie pofitiven Beſtimmungen der Bunbesverfaflung forber: 
ten, daß in allen zur Gognition der Bunbesverfammlung 
gehörigen Faͤllen, durch fie die von allen Bundesgliedern 
gewollte Herrichaft des Rechts, gegen jebe 

ſicher geftellt werde. Dies beweile der Art. 12 der 
Bundesacte und noch weit beſtimmter der 29. Artikel ber 
Schlußacte; erfterer richte brei Inſtanzen ein zur Sicher 
ftellung gegen rich terl iche Mißbraͤnche, alfo gewiß noch 
weit mehr gegen Mißbraͤuche der gefegebenden und voll 
jiehenden Gewalt in Beziehung auf Auftigfachen, und 
leterer verpflichte bie Bunbedverfammlung, Beldgwerben 
über verweigerte Rechtöpflege anzunehmen. Wenn nun 
aber in irgend einem Bundesſtaate Geſetze beftänben oder 
entftänden, welche von Der Art wären, baß im alle einer 
wirklichen Juſtizhemmung, dem, der fich Darüber zu be 
ſchweren hätte, dennod; die Radıweifung unmöglich würbe: 
die wirklich gehemmte Juſtiz ſei auch nach den beftehben 
den Geſetzen des Landes gehemmt, — fo würbe ber 
Art. 29 der Schlußacte unfehlbar Anwendung finden 
müflen vermöge der analogifchen Schlußfolge a contraris, 
wonach jener Artitel Die Angemefjenheit ber be 
ſtehenden Geſetze im Weſentlichen fchon vorausgeiegt 
haben mäfje, weil er felber fonft, für alle Bunbesglieber 
gleich wirtend, gar nicht zur Anwendung gebracht werben 
tönne*). Diele Interpretation dieſes Art. 29. ber 
Schlußacte werde durch die Geſchichte und den Ywed 


% Zum Beweis daß die Analogie wicht uur in der Theorie des Staatercdpbs 
gelte, fondern daß au die Bundesverfaumlung die Anwendung von ber 
Analogie in Beziehung auf den 12. Art. der Bundesarte, gemacht, weh ». 
Bangenheim auf B. Pr.1820 8.91. und 1822 $. 28, (die betreffenden Weferate 
And aber nit gebrudt, müſſen alfo in geſchriebenen Regiſtraturen ſich 
finden.) 
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gerade berjenigen Beflimmungen in ihm, welche einer 
gerechten und bet allen Bundesſtaaten gleichen Anwendung 
beffelben ein großes Hinderniß in den Weg zu legen 
fcheinen Eönnte, ſehr erleichtert. Als bei den Wiener 
Minifterialeonferenzen der Art. 29 (damals Art.28) vor- 
gelegt wurbe*) habe er die Beftimmung, „daß bie 
fiber verweigerte ober gehemmte. Juſtiz angebrachten Be⸗ 
ſchwerden nach der Verfaſſung und den Geſetzen jedes 
Bandes beurtheilt werden müßten" nochnicht enthalten; erſt auf 
bie Bemerkung bes großberzoglich heifiichen Bevollmach⸗ 
tigten *®), Daß ohne biefen Zuſatz jener Artikel als eine 
Beſchraͤnkung der Autonomie der Bunbeöftaaten erjcheinen 
dürfte, ſei er aufgenommen. In dieſer Gonferenz- 
fitung fei von einem Bevollmächtigten behauptet: 
„das die Beflimmung, der Bund folle dafür 
forgen, daß in keinem Bundesſtaate Die Rechts—⸗ 
pflege verweigert oder gehemmt werde, nicht 
in ber Bundesacte begründet jet”, aber auf 
Vortrag eines Mitgliedes des erſten Ausſchuſſes *%*) habe 
fidy die Conferenz nicht bewogen gefunden, von dieſem Ein⸗ 
wande Notiz zu nehmen. v. Wangenheim jagte deshalb ganz 
richtig, DaB wenn auch die Befchwerbe über verweigerte 
oder gehemmte Juſtiz nicht nach allgemeinen Normen, 
fondern nach den beftehenden Geſetzen jebes Bundes⸗ 
ſtaates beurtheilt werden follte, Doch nicht jede belies 
bige Verordnung einem foldhen beſtehenden Gefege 


©) 16. Sitzung des Plenums der Gonferenz. 

”.) ſJ. S. 128 f. ©. 248. An Iebterer Stelle war bei dem Beſchluſſe 
über die Competenz von Meverfalten einzelner Regierungen, aud der groß⸗ 
herzoglich Heifiichen die Rede. (B. B. 1817. $. 242. Fol. 492.) 

”., „6 fei der Bund bermalen für die Aufrechterhaltung aller Fürſten⸗ 
tedhte fo ehr beſorgt, daß es nölhig und zeitgemäß fei, feine Sorgfalt aud) 
für Wahrung eines ungefährbeten öffentlichen Nechtegufandes in Dewiichlend 
an den Tag zu legen ”. 
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gleich genchtet werben könne. Denn in bem Art. 29 der 
Schlußacte jet vorgefchrieben, daß die Beſchwerden nah 
ber Verfaſſung beurtheilt werben follten, unb beshalb 
jet andy unvertennbar beflimmt, Daß das beſtehende Geſeß 
ein verfaffungsmäßig beftehendes fein müſſe. 
Hiermit ftehe felbft die (in der Anmerkung oben mitge⸗ 
theilte) Erklärung Darmſtadts nicht im Widerſpruch. 
Dies weift er näher und ſcharfſichtig nad) *). 

2. Das auch für Kurheſſen verbindliche, namentlih in Be 
ziehung auf Die Selbitftändigfeit der Rechtöpflege in ben 
einzelnen Bundesſtaaten durch die Bundesverfaffung fanc 
tioniete und fo zum poſitiven geiworbenen allgemeinen 
Staatsrecht verpflichtet die kurheſſiſche Regierung die 
beiden Verordnungen vom 14. Januar 1814 und 31. Juli 
1818 durch welche Gigentbumsrechte, Die, wie bie Recla 
manten behaupteten, wohlerworben geweien find, vernichtet 
werben follen, in Beziehung auf die Rechtsverfolgung 
der von den Reclamanten wegen wiberrechtlichen Gigen- 
thums erhobenen Beſchwerden, außer Wirkung zu feben, 
auf volllommene Weile. 

Diefen Sa begründete v. Wangenheim nach brei Geſichts⸗ 
puncten, nämlid) nad dem flaatsrechilichen der Gefeßgebung 
überhaupt, nad) dem des Berbots ber ruckwirkenden Kraft neuer 
Geſetze, jowohl nad bem rein juriſtiſchen als aud nach dem 
legislatoriſchen und endlich nad) dem Geſichtspuncte deſſen, was 
über Die rüdwirkende Kraft der nad einer Unterbrechung 
wieder hergeftellten alten Geſetze Rechten ſei. Er ging 
hierbei ſehr ins Einzelne **). Wir übergehen die Ausführungen 
rein jurifliicher Natur um fo mehr, da fie veröffentlicht find, 
heben aber diejenigen Puncte, welche in Defterreih und zum 


*) B. Br. 1823. Pol. 257. - 

+) Wir verweilen auf B. * 1623 Sal. : 256—265. v. WBengenheim 
beruft ſich als Autoritäten auf Klüber, DB. W. Bfeifier, Bergmann, auf bie 
öfterreihiiche und preußiiche Befebgebung. 


45 


Theil ſelbſt in Preußen in der Bureaufratie allgemeines Entſetzen 
erregten und zu Proteften und VBerwahrungen der großen Staaten 
im Bundeöprotocol führten. Für bie damaligen Gewalthaber, 
weldye die Carlsbader Beichlüffe gefaßt, den Wiener Eonferenzen 
von 1820 und 1823 beigewohnt, waren die Principien v. Wangen⸗ 
heims freilich unerhört. Denn er hatte die Kühnhelt zu jagen: 
„Die Staatögewalt kann nur zur Grreihung und Beförderung 
tes Staatszweckes ausgeübt werben. Sie beredhtigt daß 
regierende Subject nur dazu, wozu fie baffelbe 
verpflichtet. Nur gerechte Mittel find der Wahl des Regenten 
überlaflen und Mäßigung derſelben ift eine Hauptpflicht ber 
Staatöregierung. So weit der rund der pofitiven Privatgejeße 
auf den Regenten Anwendung findet, ift er auch zu Deren Beobadh- 
tung verpflichtet ”. Andere Säge finden fih in jeder Gejehgebung 
z. B. die Domainenverwaltung wird in ihren ftreitigen Sachen 
in der Regel nad) dem gemeinen Privatrecht des Staats beurtheilt, 
der Fiscus kann in eigener Sache nicht Richter fein, fonbern 
muß in allen Privatrechtöftreitigkeiten vor dem ordentlichen Richter 
Recht geben und nehmen. 

v. Wangenheim erklärte, geftüßt auf dieſe Principien, in 
Bezug auf die innere Gültigkeit der Verordnung von 1814 und 
1818, „daß der Kurfürft fih zum Richter in eigener 
Sache gemacht babe*), daß er als Nepräfentant des Fiscus 
vie Domainenverwaltuug von dem gemeinen Rechte des Staates 
egimirt, daß er den Neclamanten den Weg zum orbentlichen 
Richter zum Theil verfperrt und dem Richter eine ſelbſtſtaͤndige 
Beurtheilung der ftreitigen Nechtsjache Durch) die beiden oben 
genannten PBerordnungen unmöglich gemacht habe. In Bezug 
auf die rädwirkende Kraft der Verordnungen fagte er, daß fie 
mit ber beftehenden Verfaſſung und Gejepgebung des Kurftantes 
nicht in Ginflang gebracht werden Tönnten; in Kurheſſen ſei das 
gemeine Recht das geltende, und überdies Hätten die beiden 
Verordnungen weder unmittelbar noch mittelbar gewagt, das 


*) B. Br. 1823 Fol. 258. 
Erſter Theil. . 35 
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gemeinrechtliche Verbot der rückwirkenden Kraft neuer Gefege 
aufzuheben. Noch härter tadelte er die beiden Verordnungen 
vom Tegislatoriihen und allgemeinen politiihen Stanbpunfte *®) 
Er war gerecht genug, um auch jedweden für die Legalität ber 
Verordnung vom 14. Januar 1814 angeführten Grund zu be 
leuchten, er entwidelte Dabei Anfichten, welche Klüber **) mit 
Recht denkwürdig nennt und welde deshalb wohl eine 
Stelle in einer Gejchichte der Bundesverfammlung finden müſſen 
Er fagte: 

„Was aber dasjenige, was zur Rechtfertigung ber Verord 
nung vom 14. Januar 1814, in Beziehung auf Die, unter wei 
phäliicher Regierung veräußerten kurheſſiſchen Domainen angeführt 
wurde, betrifft; jo wurbe darauf erwidert: 

Wenn die Domalnen, obwohl vom Staate untrennbar, ber 
Subſtanz nach ein Privateigenthum der regierenden Dynaſtie 
find, und nur die Verwendung der aus denfelben berrührenven 
Einkünfte durch Staatszwede beſchränkt iſt — was wohl iu 
allen deutſchen Landen, in welchen nicht etwa die beſondere 
Landesverfafiung eine Abänderung der darüber gegolten habenden 
Grundſaͤtze herbei geführt Haben follte, nidyt bezweifelt werben 
wird: fo fcheine gerade hieraus zu folgen, Daß in foldyen Fällen, we 
mitdiefem Privateigentbum der Dynaftie Verwendungen vorgingen, 
welche als gültige von dem Regenten nicht anerfannt werben wollen 
oder können, bei der Bekämpfung jener Veränderungen, nicht 
via facti, fei e8 auch unter der Form eines Geſetzes, welches 
bereit begründete Nechtöverhältniffe annullirt, ſondern nur vie 
juris vorgefchritten werben dürfe. 

Die Beforgnig, daß die Gerichte dasjenige, was ber Regent, 
in feiner Eigenſchaft als PBrivateigenthümer für ungweifelber 
recht halt, dafür nicht Halten möchten, Tann die unmittelbare 
Hemmung der Rechtspflege nie rechtfertigen: denn wenn bie 


*) Gr führt aus Bergmanns, Rehbergs, Bauers und B. W. Pfeigers 
Schriften die Hier einichlagenden Stellen im Auszuge bei. 
”) a. a. D. $. 169e 
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Gigenthuumdrechte, weldge dem Regenten auf das ſtammergut 
zuſtehen, altbegrünbet find, fo ift auch der Grundſaß altbegruͤddet, 
daß jedes eigenmädhtige factifche Vorſchreiten des Fiscus, um ſich 
ſeibſt zu feinem Rechte zu verhelfen, ſelbſt dann, wenn ber wirf- 
lihe Befiger gewaltthätig, heimlich ober bittweiſe befike, wider⸗ 
rechtlich jei *). 

Daher ift die Rechtsverfolgung nur auf dem gerichtlichen 
Wege erlaubt und jedes Einfchlagen eines andern Weges gejeh« 
widrig. Anuch ber Fiscus macht ſich eines Spoliums fchuldig, 
wenn er mit Hintanſetzung ber legalen Ordnung eigenmaͤchtig 
Beſitz ergreift. 

Gine Beſorgniß der geäußerten Art ſcheint aber auch gegen 
bie Eucheffifchen Gerichte nicht einmal gefchöpft werben zu koͤnnen, 
wenn man bie oben ©. 586 mitgetheilten richterlichen Erfenninifie 
derfelben zum Maßſtabe ihrer Anfichten nimmt. 

Das Regierungscollegium zu Caſſel fagte 3. B. ausdrücklich 
nur, daß nadı den Grundſaͤtzen des europäiichen Voͤlkerrechts die 
beweglichen Sachen, deren ſich die occupirende feindliche Regie 
rung im überzogenen Staate bemächtige und Die fie veräußere, 
bei dem dritten Befiger nicht vindicirt werben Eönne; das Ober: 
appellationägericht zu Gafjel aber jcheint Bet feinem Erkenntniſſe 
noch außerbem auf die Heiden Umſtände ein befonberes Gewicht 
zu Iegen, einmal daß der Kronanwalt anerkannt babe: die bort 
in Frage gefommenen Sapitalien der Kriegskaſſe feien nicht als 
kurfürſtliches Privateigenihum, fondern ald Theil des Staat 
vermogens zu betrachten (es wärbe alfo, wären jene Gapitalien 
kurfürſtliches Privateigenthum geweſen, die Beurtbeilung bes 
Falles anders ausgefallen fein); dann aber auch darauf, Daß 
über Staatskapitalien der Staatögewalt um beswillen eine freie 
Berfügung zuftehe, weil fie zu ber unveräußerlichen Subſtanz 
des Staatönermögens nicht gerechnet werben Tönnten. 


*) Wahlcapitul. Art. 21, 6 und 7. Denabrüdifches Friedens⸗Inſtrument 
Art. 3.$. 1. rt. 4. $. 17. Art. 5. 9. 2 und 28. Art. 8, 6.1. Art. 17, 
$- 7. met. IV 15. Frag. 14. Dig. XLIII. 16. 

35% 
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Davon aber ganz abgefehen, kann jene Verordnung vom 
14. Januar 1814 buch die daflır angeführten beiben Griude 
ſchwerlich gerechtfertigt werden: denn entweber hat 

ad 1. das altheſſiſche Geſetz auch nad Ginführung der 
franzöfiichen Geſetze feine Guͤltigkeit behalten, ober es if jenes 
durch dieſe aufgehoben worden. 

Sm erften Falle bebürfte es keiner Detlaration, wenn dieſe 
nicht etwa Durch ben Schein einer Declaration des alten Geſeßet, 
der legalen Auslegung deflelden zu Gunſten bed Yiscus von 
greifen jollte. 

Im zweiten Kalle aber tritt feine bloße Declaration ober 
autbentifche Interpretation ein, jondern es wirb ein exiſtirendes 
Geſetz, unter deſſen Schutze Rechtsgeſchäfte begründet werten 
waren, abgeſchafft, und ein altes und zugleich interprelirtes 
Geſetz bergeftellt, um jene Rechtögefchäfte zu vernichten. 

Denn 

ad 2. die jener Berorbnung gegebene wohlwollendere Deutunz 
ſcheint weder durch den Inhalt der Verordnung, ned 
dur den Erfolg, den bie Verfuche gütlicher Abkunft gehabt 
habeu, Beitätigt zu werben. 

Richt durch den Inhalt der Verordnung, da dieſe will, dei 
fi die Domainenerwerber, nnter dem Vorwande ſchon bezahlier 
Raufgelber und gemachter Verbeſſerungen der getroffenen Anord- 
nung nicht entziegen follen und ihnen nur etwaige Auſprüche 
wegen nüßlicher Verwendungen, in Srmangelung gütlicher Und 
gleihung vor Bericht ausführen zu bürfen, zugeſteht; nicht derch 
den Erfolg jener Berjuche, weil Diefer — unter ber Borausfegung, 
daß die Kaufgelder und: die Meliorationen hätten vefkihnt 
werben follen — hoͤchſt wahrfcheinlich ein günftigerer geweſen 
fein würde. 

Geſetzt aber, daß diefe Verorbnung diefen wohlwollenveren 
Sinn wirklich gehabt habe, jo würbe fie dennoch als eine folde 
ericheinen, weldye dem richterlichen Erkenntniſſe vorgriff und vie 
Selbftgülfe an die Stelle der Rechtöhülfe treten ließ. Alles was zu 
Begründung der durch die kurheſſiſche Regiernug aufgeſtellte Anficht 
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gejagt wurde und noch gejagt werben könnte, ift nichts mehr und nichts 
weniger als das, was der Turheffifche Fiseus, wenn er Mäger 
würde, zur Rechtfertigung feiner Klage, ober weun er Bellagter 
wide, exceptionis modo, vor Gericht ans und außzuführen hätte. 

Eine umfaflende Prüfung dieſer entgegengejebten Anfichten 
würde hier am unrechten Orte fein, theils weil bei jeber einzel: 
nen, von dem ftaatsrechtlichen Verbote der ruͤckwirkenden Kraft 
der Geſetze abweichenden Beftimmung befonderd erörtert werben 
müßte, ob fie durch Gründe des äußerten Rechts gerechtfertigt 
oder fonft durch Die Sorge für dad Gemeinwohl auf fathegorifche 
Weiſe geboten worden ſei? theild aber auch, weil wie oben 
©. 546 gezeigt wurde, bei Wiederherftellung der cinheimifchen 
Geſetze das flaatd- und gemeinrechtliche Princip, uach welchem 
die ruͤckwirkende Kraft der Geſetze verboten ift, in Kurheſſen gar 
nicht aufgehoben wurde, theils aber und hauptſaͤchlich, weil bie 
Rechtsverhaͤltniſſe im Innern der Bundesflaaten nur dann und 
nur in fo weit vor den Bund gehören, als fie durch verfafjungss 
mäßige Beſtimmungen deſſelben gegründet oder gefichert werben 
ſollen *). 

Es gentigt daher die allgemeine Bemerkung, daß die Auf- 
bebung jenes Verbots im Ganzen ober in einzelnen Fällen, wie 
überall, jo auch Bei der Wieberherftellung alter Rechte, welche 
von einer nenen wenn auch vorübergehenden geſetzgebenden Madıt . 
verdrängt wurden, als eine Ausnahme betrachtet werben müfle, 
bie zu ibrer Rechtfertigung befonderer Gründe bebarf, daß aber 
in jenen beiden Verordnungen feine ſolche Gründe fich vorfinden 
laſſen, welche die ihnen verliehene rückwirkende Kraft auf fchon 
zwiſchen Dem Fiscus und Privatperfonen begründete Rechtsver⸗ 
hältniffe zu rechtfertigen vermoͤchten“. 

Hieranffam Bangenheimnun zu dem Refultate, Daß wie fchon aus 
einem früheren Bortrage bei der Bundesverfammlung hervorgehe**), 
nur die kurheſſiſchen Landesgerichte zu entfcheiden hätten 





*) Küber a. a. D. 5. 156». 
*%) 3. Pr. 1818 51. Eib. 8. 240. 3. 40. 
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und daß es in der Gompetenz ber Bundesperfamm- 
Iuug liege, dafür zu forgen, daß bie iu Betreff der 
Domainenveränßerungen und der Staatsfapitalien 
erlaffenen Berorbnungen vom 14. Januar 1814 um 
31. Juli 1818 in Beziehung auf die NRedtsverfol: 
gung jener Bejhwerden außer Wirkung geſeßt 
würden. — 


Diefed Reſultat wird folgendermaßen gerechtfertigt. 


„l- 


Es handelt fi) bier um die Frage: ob ein zwiſchen ver 
ehemaligen weftphäliihen Staatsregierung (dem Yiscus) 
und Privatperfonen, in Beziehung auf Domanialgüter 
und Staatsfapitalien bereit3 begründetes Rechtsverhälmif 
auch nad) der Vertreibung des Zwiſchenherrſchers durch 
den angeftanımten Regenten noch ald ein gültiges zu 
betrachten jei? 

Die Furfürftlihe Regierung verneint, was die Recla⸗ 
manten bejaben. 


. Dieje Frage ift eine Rechtsfrage, deren Entſcheidung nad 


allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſätzen dem Richter 
gebührt. 
Jene allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grunbjäge wurden vou 
der kurheſſiſchen Regierung als ſolche anerfannt, welche 
auch in dem beſondern (heſſiſchen) Staatsrechte begrünt«t 
find, denn 
a. fie publicirte die Wiedereinführung der einheimilde: 
Rechte unter der Beflimmung, Daß fie erft mit dem 
Tage ber Publication in Kraft treten follten; 
b. fie ließ e8 zu, daß der procurator sd in Rechts⸗ 
flreitigfeiten dieſer Art vor den Landesgerichten Recht 
gab und nahm. 


. Wenn fie dies aber auch, abweichend von dem in Haunover 


und Braunfchweig gegebenen Beifpiele, nicht gethan Hätte: 
jo konnte fie Doch das, was fie in, ihrer Gigenfchaft al: 
Repräfentant des Fiscus, deſſen Handlungen. nach dem 
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Privatrechte und von dem ordentlichen Richtern zu beur⸗ 
theilen find, im Rechtswege an⸗ und auszuführen batte, 
in ihrer Gigenfchaft als Geſetzgeber, deilen Handlungen 
der Beurtbeilung des Richters entzogen find, auf gültige 
Weiſe vorher nicht jelber entfcheiden, und durch eine foldye 
dem Urtheil vorgreifende Entſcheidung ein jelbftftändiges 
rechtliche Erkenntniß über fchon begründete Rechtsver⸗ 
bältnifje für Tünftige Fälle unmöglich machen. 
. Diefer Mißgriff geſchah aber nicht etwa blos in Folge 
allgemeiner legislatoriſcher Anfichten und Weberzeugungen, 
fondern in ber beftimmt ausgeſprochenen Abfiht, dem 
Richteramte die Telbitftändige Verwaltung defjelben unmöglich, 
zu machen, indem der Kurfürft eine Verordnung erließ, In 
welcher die Gntjcheidungsgründe der von den Gerichten 
gegen die Doctrin des Fiscus ausgeſprochenen Rechtser⸗ 
Eenninifje auf dem Wege der GBefehgebung - paralifirt 
wurden, fo baß Die Berichte Tünftig in ähnlichen Streitig- 
keiten über bereit begründete Rechtsverhaͤltniſſe der Art 
diefelben nicht mehr felbftftändig beurtheilen konnen, fon» 
dern ſich nad) den ihnen für dieſe Bälle vorgefchriebenen 
Namen richten müljen. 
. Der den Reclamanten von Seiten der kurheſſtſchen Re 
gierung eröffnete Rechtsweg iſt ihnen daher nur fcheinbar 
geöffnet; in der That aber ift für fie die Rechtspflege 
gehemmt. 
. Es ift demnach der im Artikel 29 der Schlußacte vor 
gefehene Fall, in welchem dieſe hohe Verſammlung berufen 
ift, die gerichtliche Hfilfe bei Der betreffenden Bundesre⸗ 
gierung zu bewirken, wirklich eingetreten, da 
a. die Reclamanten auf keinem der im Lande gejeplicdh 
eröffneten Wege ausreichende Hülfe erlangen konnten; 
da 
b. die Beſchwerde über gehemmte Rechtöpflege, nad) 
allgemeinen Normen, als eine begründete nachge⸗ 
wieſen iſt; und ba endlich 
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c. in des Verfaſſung und ben beſtehenden Geſegen 
des Kurſtaates fo wenig (Pfeiffer a. a ©. 
Seite 17) als in dem Geifte bed 29. Artikels 
der Schlußacte jelbft irgend eiwas enthalten if, 
was in jenen allgemeinen Normen eine Wobdification 
zu bringen vermödhte. 

Sind die bis hierher entwidelten Grundſaͤtze wicht von ber 
jenigen entſcheidenden Kraft, welche fie, nad dem Dafürhalten 
der Commiſſion, in der That mit ſich führen, koͤnnten daher bie 
beiden Verordnungen vom 14. Sanuar 1814 und 31. Zuli 1818 
als ein Act der Regierung, durch welchen für die Domainener: 
werber und Die ehemaligen Schuldner der kurfürſtlichen Kriege 
kaſſe Die Nechtöpflege gehemmt wird, im Sinne ber Bundesver⸗ 
faflung nicht betrachtet werben: jo bleibt dieſer Hohen Verſammlung 
— wenn Ddiejelbe, wie nachzuweiſen verfucht wurde, im vorliegen: 
den Falle, nur in Kolge des 29. Artileld der Schlußacte, zu 
irgend einer Einjchreitung verpflichtet und berechtigt fein kann — 
nicht übrig, als ſich für incompetent zu erklären und die Recla⸗ 
manten ganz und gar abzuweiſen. 

Der Antrag der Sommiffion lautete nuu folgendermaßen: 

„Weil die Sommiffion der Anſicht fei, daß bie 
beiden genannten Eurfürfliden Verordnungen bie 
durch die Bundesacte geforderte Selbſtſtändigkeit 
derRechtspflege zu einer bloß illujforifhen maden 
und Die Vorſchrift des 29. Artifeld der Schlußacte 
völlig eludiren würde; jo Halte fie den Antrag für 
gere&tfertigt: 

1. Die Beichwerben der weitphäliihen Domainenerwerber 
von bier ab» und an die kurheſſiſchen Landesgerichte zur 
rechtlichen Erledigung zu verweilen; 

2. der kurfürſtlichen Regieruug, in fpecieller Beziehung auf 
die beiden Verorbnungen vom 14. Januar 1814 und 31. 
Zuli 1818, durch die Furheffiiche Bundestagsgefanbtichaft 
zu erklären, daß unter ber den Landesgerichten zugewie 
jenen rechtlichen Erledigung nur eine folche verſtanden fei 
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bei welcher jenen Gerichten die Beurtheilung ſowohl der 
Streitfrage ſelbſt, als auch der ihren Entſcheidungen zu 
unterlegenden Rechtsnormen auf eine von den genannten 
beiden als bloße Adminiſtrativ⸗Verfüguugen zu betrachten⸗ 
den und in dieſer Eigenſchaft der richterlichen Cognition 
uach Form und Inhalt unterworfenen Verordnungen völlig 
unabhängigen Weiſe überlaflen werbe; worüber zu halten 
die Buudesverfammiung durch den 29, Artikel der Schluß- 
acte eben jo befugt als verpflichtet ei; 

3. von diefen Beſchlüſſen aber ben Dr. Schreiber, als 
Bevollmächtigten der weftphäliichen Domainenerwerber in 
Kurheſſen in Kenntniß zu ſetzen“. 


In der Sitzung vom 5. Juni 1823 *) kam der Commiſſione⸗ 
bericht zur Eroͤrterung, zugleich mit den ſpaͤteren und in der 
Kürze zu betrachtenden übrigen Angelegenheiten, welche aus dem 
aufgelöften Koͤnigreich Weſtphalen berrührten. Aber nur die 
betheiligten Staaten Preußen, Hannover und Kurheilen ſprachen 
ih vorläufig aus. Erſteres wollte dem Antrag des Referenten 
aicht beiftimmen, weil es von ber in Ausſicht ftehenden commiſſa⸗ 
riſchen Verhandlung über die Gentralangelegenhbeiten des weft 
phaͤliſchen Koͤnigreichs zwiſchen den drei beiheiligten Staaten 
einen weſentlichen Ginfluß auf die Erledigung der Domainen⸗ 
Angelegenheit in Kurheſſen hoffte. Hannover wies auf feine 
Erklaͤrung bei den Wiener Minifterial-Sonferenzen von 18230 hin. 

Dieſe Erklärung lautete folgendergeftalt **): 

„In Beziehung auf die in der lebten Sipung vorläufig 
angenommene zweite Rebaction, wegen Feitfegung ber Com⸗ 
petenz der Bundeöverfammlung, find bie koͤniglich groß- 


*) 8. Pr. 1823 $. 98 Fol. 235 fi. 
*., B. Br. 1823 ol. 238. 
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Brittanischehannöverifchenbevollmäctigten Miniſter verpflichtet, 
ihren allerhöchften Hof gegen eine mögliche Auslegung bes 
15. Artikels zu fihern, welde aus ihrem unbebingten Bei: 
tritt zu deſſen gegenwärtiger Faſſung gefolgert werben 
konnte“. 

„Es iſt dieſem Artikel der Bundesverſammlung die 
Befugniß beigelegt worden, in Faͤllen, „wenn Forderungen 
von Privatperſonen deshalb nicht befriedigt werben können, 
weil die Verpflichtung, denjelben Genüge zu leiſten, zwiſchen 
mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten iſt“, eine 
Vereinbarung oder rechtliche Entſcheidung der Borfrage zu 
veranlafien“. 

„Es Tönnte verfucht werben, diefen Artikel Fünftig auf bie 
Frage von Anerkennung der Forderungen in Anwendung zu 
bringen, die aus dem während des Revolutiondfrieges ent: 
ftandenen, und während deſſelben wieder untergegangenen 
Königreiche Weftphalen herrühren. 

„Seine koͤniglich großbrittaniſch-hannöveriſche Majeftät 
haben Sid) ftet3 geweigert, rüdfichtlic) der ältern Staaten 
Ihres Hanfes die Errichtung und die ephemere Griften 
jenes Königreiches für etwas anderes als für eine auf einen 
feindlihen Einfall begründeten Gewaltftreich, mithin als 
Ufurpation anzujehen, dem Ihrer Seits durch Gewalt der 
Waffen, ohne irgend eine Bedingung eingegangen zu fein, 
durch Wiederbeſetzung Ihrer Staaten ein Ende gemacht if. 

„Dieſes Verbältnig Seiner koͤniglichen Majeftät ſowie bes 
Herzogd von Braunjchweig und Lüneburg in Beziehung 
auf Das Königreich Weſtphalen, befand vor Ihrem Beitritt 
zum deutſchen Bunde, und Wllerhöchftviefelben haben bei 
jeder Gelegenheit — indem Seine Majeflät auf der einen 
Seite allen Gründen der Billigfeit für die Betbeiligten 
Gehör gegeben haben, in fo fern als felbige mit dem 
Staatöwohl fich vereinigen ließen — auf der andern Seite 
den Grundſatz vertheidigt, daß jede Dispofition, über Staaten 
ohne rechtliche Wirkung bleibt, bevor fie durch Ginwilligung 
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des Laubesherrn ober durch einen Friedensſchluß beſtaͤtigt 
worden ift”. 

„&8 ſcheint Sr. Majeftät für das Wohl aller Staaten 
zu wichtig, dieſen im europätjchen Völkerrecht unbeftrittenen 
Grundſatz aufrecht zu erhalten, ald daß fie denſelben je 
auch nur per indirectum dem Ausſpruch einer richterlichen 
Entſcheidung unterwerfen follten ”. 


„Die Unterzeichneten müfjen Deshalb ihnen, fowie den durch 
fie mitvertretenen herzoglich braunfchweigifchen Hof gegen 
eine folche Anwendung dieſes 15. Artifel3 hierdurch ver⸗ 
wahren“. 


v. Wangenheim hatte aber in dem oben angeführten 
Bericht bei einer andern Gelegenheit (nämlidy bei ben Forde⸗ 
zungen an den Staatsſchatz des aufgelöften Koͤnigreichs Weſt⸗ 
phalen, Cautionen 2c.)*) nachgewieſen, daß die hannoͤverſche 
Erklaͤrung bei den Wiener Miniſterial⸗Conferenzen von 1820 in 
anderem Sinme aufzufaſſen ſei. Er ſtellte naͤmlich außer Zweifel, 
daß aus den lithographirten Protocollen der Conferenz die da⸗ 
malige Meinung der bannöverifchen Regierung nicht deutlich 
beruorgebe, wohl aber jo viel, daß Hannover in Beziehung auf 
den 15. Artikel der Gompetenzbeftimmung (jet Art. 30 der 
Schlußacte) eine fchriftlihe Erklärung zu Protocoll gegeben, 
um ſich zu fichern, daß die Dispofition dieſes Artikels nicht etwa 
auf Privatforderungen, die aus der militärischen Occupation Des 
hannoͤveriſchen Gebietes und aus Verhaͤltniſſen des ehemaligen 
Koͤnigreichs Weftphalen hergeleitet werden Eönnten und baß bie 
Berufung auf dieſe Erklärung zum 30. Artikel der Scylußacte 
mit rechtlichen Erfolg nicht gegen die Kompetenz ber Bundes⸗ 
verfammlung und Art. 29 der Schlußacte, wonady fie den Recla- 
manten ber Domainen in Bezug auf ihre mit der vormaligen 
weftpbälifchen Regierung abgefchloffenen privatrechtlichen 
Gontracte, richt er liches Gehör vor felbftft ändig urtheilenden 


*, B. Br. 1823. Fel 270. 271. 
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Nichtern zu verſchaffen babe, benutzt werden Fönne, da in 
diefen Verhandlungen Feineswegs der Sinn liege, daß ter 
Bundesverfammlung in Den weitphäliichen Angelegenheiten jedes 
Vorſchreiten unmöglich gemacht werden jolle. 

In Diefem Sinne wurde in der 17. Wiener Gonferen:: 
Sitzung verlangt, Daß der 30. Artifel der Schlußactie auf die 
weftpbäliichen Angelegenheiten und zwar um beswillen feine 
Auwentung finden folle, weil Die rechtliche Exiftenz der betreffen: 
den Forderungen von einigen der betbeiligten Regierungen 
geradezu beftritten würde, allein jo wenig war es die Abfiht 
der Gonferenz, jede Einwirkung der Bundesverfanmlung abzu: 
Schneiden, Daß vielmehr noch in der 33. Sitzung ein hierauf ſich 
beziehender richterlicyer Entſcheidung ausdrücklich erwähnender 
Antrag erfolgte. — 

Unter dem 27. Juli 1820 wurden in Gemäßheit deſſelben 
die Neclamationen in den weftpbäliichen Angelegenheiten, nament 
lich und mit Beziehung auf das 33. Gonferenz: Protocol, in die 
Zufammenftellung der bejonderen Gegenftände, weldye in Folge 
der leßten wiener Minifterialconferenzen zur weitern Berathung 
an Den Bundestag gebracht werden Jollten, von dem Prafidium 
der Bundes:Verfammlung, zugleih mit Bezeichnung des dafür 
in den Gonferenzen von dem Kürften Metternich aufgeftellten 
Geſichtspunkte aufgenommen *). 

Ganz verjchieden von der Vorausſetzung des Artifels 30 der 
Scylußacte ift aber die, welche Den Beichlüffen der Bundesver— 
Sammlung in den SS. 177, 178, 179 und 180 des Protocol der 
29. Sitz. derBundesverſammlung vom Jahre 1819 zum Grunde liegt. 

Die Voransjeßung, in welcher jene Befchlüffe gefaßt wurden, 
beftand aber darin 

a. daß es ſich in den vorliegenden Fällen von Anfprücen 

handle, weldye an und für fi) als lianide noch nicht er: 
achtet werden Fönnten; 

b. daß fie aber, wenn fein Vergleih zu Stande komme, 


*) B. ir. 1820 ol. 216. 
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jedenfalls richterlich entfcheiben müßten, indem fie, mögen 
fle auf Erfüllung der mit der ehemaligen weftphäliichen 
Regierung abgejchloffenen Sontracte, oder auf Entſchaͤdi⸗ 
gung für Gontracte, welche Die bermaligen Regierungen 
aufzuheben ſich veranlaßt fanden, gerichtet fein, fi un. 
verkennbar als folche darftellen, Die in Beziehung auf ein 
uriprünglih privatrechtliches Rechtsgeſchäft gegen den 
Fiscus erhoben werden; 

e. daß foldhe flreitig geworbenen Rechtögeichäfte ihren private 
rechtlichen Character auch dann nicht verlieren können, 
weun die Entfcheidung fiber ihre Gültigkeit aus andern als 
blos eivilrechtlichen Normen geihöpft werben müßte. 

Dieje Vorausjegung aber berubte, abgeſehen von dem, was 
ſchon oben in Bezug auf Art. 28 der SchIußacte gefagt wurde, 
wieder auf dem ſchon bei den Berathungen über die deutſche 
Bunbesverfaffung ausgeſprochenen allgemeinen Willen aller ver- 
handelten Staaten die deutſchen Voͤlker über ihren Rechtszuſtand 
durch moͤglichſt volllommene Sicherung deſſelben zu beruhigen. 

Der Wille dafür zu forgen, daB (wie fi) ein Bundesge⸗ 
fanbter in der Sigung vom 21. November 1816 ausdrüdte) bie 
Deutfchen in allen Bundesſtaaten gegen Willkühr gefichert und 
völlig gewiß feien, daß ihnen rechtliche® Gehör nirgends verfagt 
werden dürfe, ſprach fich überall fehr deutlich, auf das Unzwei⸗ 
deutigfte aber bei den Berathungen über Errichtung und Wirb⸗ 
ſamkeit eines‘ Bundesgerichte® und über Beftimmung ber Rechte 
der Uinterthanen in den dDeutfchen Bundesftaaten überhaupt aus *). 

Unter denjenigen Regierungen — und dazu gehörten mit 
fehr wenigen Ausnahmen alle — welche fowohl für bie Errich⸗ 
tung eines Bundesgerichts, als au für Die ausdrüdliche Bes 
fimmung der Rechte der Unterthanen in ben deutſchen Bundes⸗ 
ftaaten ſtimmten, zeichneten ſich — neben der oͤſterreichiſchen — 
beſonders Die von Preußen und Hannover aus. 

*) Klübers Ueberfiht der biplomatifchen Verhandlungen des Wiener 

Gongrefiee überhaupt und infonderheit über wichtige Angelegenheiten des 
teutfchen Bundes. Zweite Abtheilung Seite 173—193 und 244 fi. 
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Richtern zu verfchaffen Habe, benutzt werben könne, da in 
diefen Verhandlungen keineswegs der Sinn liege, daß ter 
Bunbesverfanmlung in den weitphäliichen Angelegenheiten jebes 
Borichreiten unmöglich gemacht werben folle. 

In diefem Sinne wurde in der 17. Wiener Gonferen; 
Sigung verlangt, daß der 30. Artikel der Schlußadie auf bie 
weftpbälifchen Angelegenheiten und zwar um deswillen feine 
Anwendung finden folle, weil die rechtliche Sriftenz der betreffen 
den Forderungen von einigen der betheiligten Regierungen 
geradezu beftritten würde; allein jo wenig war es bie Abfidt 
der Gonferenz, jede Einwirfung ter Bunbesverfammlung abzu- 
Schneiden, Daß vielmehr noch in der 33. Sigung ein hierauf fid 
beziehender richterlicher Entſcheidung ausdruͤcklich erwähnender 
Antrag erfolgte. — 

Unter dem 27. Juli 1820 wurden in Gemaßheit deſſelben 
die Neclamationen in den weftphälifchen Angelegenheiten, nament⸗ 
lich und mit Beziehung auf das 33. Gonferenz. Protocol, in die 
Bufammenftellung ber befonderen Gegenftände, weldye in Folge 
der lebten wiener Minifterialconferenzen zur weitern Berathung 
an den Bundestag gebracht werden follten, von dem Präfibium 
der Bundes⸗Verſammlung, zugleich mit PVezeichnung des dafür 
in den Gonferenzen von dem Kürften Metternich aufgeftellten 
Geſichtspunkte aufgenommen *). 

Ganz verfchieden von ber Vorausfegung des Artifels 30 ber 
Schlußacte ift aber die, welche den Beſchlüſſen der Bundesver 
fammlung in den SS. 177, 178, 179 und 180 des Protocolls ber 
29. Sig. der®nndesverfammlung vom Jahre 1819 zum Grunbdeliegt. 

Die Vorausfegung, in welcher jene Befchlüffe gefaßt wurden, 
beftand aber darin 

a. daß es fi in ben vorliegenden Fällen von Anfprüden 
handle, weldye an und für fidy als liquide noch nicht er 
achtet werden könnten; 

b. daß fie aber, wenn fein Vergleich zu Stande komme, 


*) 9. Br. 1820 %ol. 216. 
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jedenfalls richterlich enticheiben müßten, indem fie, mögen 
fie auf Erfüllung der mit der ehemaligen weſtphaͤliſchen 
Regierung abgejchlofjenen Gontracte, oder auf Entichäbis 
gung für Sontracte, welche die Dermaligen Regierungen 
aufzuheben ſich veranlaßt fanden, gerichtet fein, fich un« 
verfennbar als folche darftellen, die in Beziehung auf ein 
urſprünglich privatrechtliches Rechtsgeſchäft gegen Den 
Fiscus erhoben werden; 

e. daß folche firsitig gewordenen Rechtägefchäfte ihren privat- 
rechtlichen Character auch dann nicht verlieren können, 
wenn die Entfcheidung tiber ihre Gültigkeit aus andern als 
blos eivilrechtlichen Normen geichöpft werben müßte. 

Dieſe VBorausfegung aber Beruhte, ubgejehen von dem, was 
ſchon oben in Bezug auf Art. 28 der Schlußacte gejagt wurbe, 
wieder auf dem jchon bei den Berathungen über die beutjche 
Bunbesverfaffung ausgeiprochenen allgemeinen Willen aller ver- 
handelten Staaten die deutſchen Völker über ihren Rechtszuſtand 
durch möglihf vollkommene Sicherung deilelben zu beruhigen. 

Der Wille dafür zu forgen, daß (wie fi ein Bundesge⸗ 
fandter in der Sigung vom 21. November 1316 auddrüdte) bie 
Deutſchen in allen Bunbesftaaten gegen Willkühr gefichert und 
völlig gewiß feien, daß ihnen recjtliches Gehör nirgends verfagt 
werden dürfe, fprach fich fberall jehr deutlich, auf Das Unzwei⸗ 
deutigfte aber bei den Berathungen über Errichtung und Wire 
ſamkeit eines’ Bundesgerichtes und über Beftimmung ber Rechte 
der Uinterthanen in den deutfchen Bundesftaaten überhaupt aus*). 

Unter denjenigen Regierungen — und Dazu gehörten mit 
jehr wenigen Ausnahmen alle — welche fowohl für die Errich⸗ 
tung eined Bundesgerichtd, als au für die ausbrüdliche Bes 
ffimmung der Rechte der Untertanen in den deutſchen Bundes⸗ 
ftaaten flimmten, zeichneten ſich — neben der öfterreihiihen — 
beſonders bie von Preußen und Hannover aus. 

*) Klũbers Ueberfiht der bdiplomatifchen Verhandlungen bes Wiener 

Gongrefies überhaupt und infonderheit über wichtige Angelegenheiten des 
teutſchen Bundes. Zweite Abtheilung Seite 173—193 und 244 fi. 
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Sp reclamirte Breußen für die -Uinterihanen aller deutſchen 
Staaten unter Anderem auch „bie Freiheit, Beeintraͤchtigungen 
ber perjönlichen Eigenthumsrechte gegen Jedermamm nad) ben 
Gejehen vor dem ordentlichen Richter verfolgen, und wegen ver: 
weigerter, verzögerter ober geſetzwidrig geübter Rechtspflege 
Beſchwerden bei dem Bunde führen zu können*) ”. 

Preußen forderte bei einer anbern Gelegenheit nod 
beftimmter, „daß die Richter in Klagen gegeu den Landesherrn 
in demjenigen, was Die (gejepmäßige Grörterimg und) Entſchei⸗ 
dung der Sache beträfe, ihres als Unterthanen oder in irgend 
einer andern Eigenſchaft geleiteten Eides entbunben fein follten; 
aud) kein Richter anders als durch förmlich geſprochenes Urtheil 
jeines Richteramtes entjeßt werben folle **) “. 

Sannover forderte in biefer Beziehung ebenfalls, „daß bie 
Richter in Sachen, wo der Lanbesherr Partei wäre, von ihren 
Pflihten gegen biefen zu entbinden und anzuweiſen feien, ledig⸗ 
lich nad den Geſetzen, mit Hintaufegung aller etwaigen Gabi: 
netSrefcripte, zu fprechen *. 

Nur durch ſolche liberale Grundſaͤtze — fagten bie königlich 
bannöverifchen Gongreßbenollmächtigten, und bie Faijerlichen unb 
Königlichen Bevollmächtigten von Defterreih und Preußen er 
Härten ihr völliges Ginverfläubniß mit dem Jnuhalte biefer han⸗ 
növerifchen Erklärung — nur durch joldye Liberale Grundfaͤtze 
konne man bei dem jebigen Zeitgeift und bei ben billigen Forde⸗ 
zungen ber beutfchen Nation hoffen, Ruhe und Zufriedenheit 
berzuftellen ***), 

Noch bei der Unterzeichnmg ber Bundesacte befannte Han 
nover laut, daß biefe Acte die Erwartungen ber bentichen Nation 
nur zum Theil erfüllen inne; indeſſen fchließe ber Bund, wie 
er beliebt fei, feine Berbeilerung aus, und biefe zu beförbern, 
würde es fidh ftet3 bemühen 7). 


*) Klüber a. a. D. ©. 249. 
*.) Klüber a. a. O. ©. 260. 
=, Kläber a. a. D. ©. 255. 
+) Klüber a. a. D. ©. 272. 
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Aber auch diejenigen Regierungen, welche gewiß nicht ohne 
triftige Gründe gegen die Errichtung eined Bundesgerichts und 
gegen eine nädere Beſtimmung der Nechte der Unterthanen in 
den deutſchen Bundesftaaten flimmen zu müllen glaubten, erklaͤr⸗ 
ten, zum Theil als Notiz ibrer Abſtimmungen, in Beziehung anf 
die Juſtizpflege, daß biefe in ihren Stanten auch der Regierung 
gegenüber, völlig unabhängig fei. 

So erflärte z. B. Baiern: „Die baieriſche Regierung ers 
feune auch in Klagfachen gegen fie jelbft die Competenz der von 
ihr niedergefepten Gerichte an; fie unterwerfe fih, wie ſchon 
mehrere Fälle zeigten, dem Ausſpruche ihres oberften Gerichts: 
hofes, wider deſſen Urtheile Feine Berufung mehr Statt finbe*)“. 

So erklärte Großherzogthum Heſſen: In feinen Staaten 
babe Heſſen durch ganz unabhängige und Fraftuolle Rechtspflege, 
und da es das eigne Intereſſe feines Fiscus, den Ausfprüchen 
der Gerichte unbedingt unterworfen babe, für Alle, die feiner 
Staatögewalt unterworfen wären, den Wunſch aller weiten 
Berufung befeitigt. 

Aber diefe Grundſätze waren längſt vergeſſen. Hannover 
fagte jet: „nie werde ed dazu flilmmen, daß die 
Entiyeidung über die vor Entſtehung des deutſchen Bundes 
Rattgefundenen völkerrechtlichen Verhaͤltniſſe zwiſchen den 
einzelnen, zu dem erſteren Koͤnigreich Weſtphalen gewaltſam 
gezogenen Provinzen der Bundesverſammlung beigelegt oder von 
ihr einem zur Erkenntniß Darüber gar nicht geeigneten Gerichte 
übergeben werde. Es ſei allein Sadhe ber Bundes: 
ftaaten jelbfi, welde daran ein Intereſſe hätten 
fi darüber unter einander zu verflehen, und fie, 
würden fih Dazu feinen Termin ven der Bundes: 
jegen laſſen Fönnen“ Noch entfchiebener ſprach fi) Hans 
noper gegen bie von v. Wangenheim in feinem Berichte aufge 
ſtellten allgemeinen ſtaatsrechtlichen Principien aus. 

Wären freilih Die Anfihten der Sommiffion 
und ihresfeferentenindiefer Augelegenbeitvon ber 

*) Klüber a. a. D. ©. 260. 
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Bundesverfammlung angenommenworben, jo wärde 
da8 damalige Regiment zu Wien und Berlin, zu 
Münden, Dresden und Kafjel niht baben beſtehen 
können; die DBundesverfaflung Hätte trog der 
Carlsbader Beſchlüſſe, trog ber Wiener Minifte- 
rialceonferenzen, troß der Sentralsiinterfuhungs: 
Commiſſion zu Mainz eine nationale Ausbilbung 
erhalten müjjen. Aber Metternich und feine Anhänger und 
Werkzeuge ſetzten Alles daran, dieſe Anfichten und Anträge ber 
Gommtifion in der Bundesverfammlung nicht zur Geltung fommen 
zu laſſen. 

Hannover ließ es fi, wie gejagt, nit nehmen, den An 
fang zu maden. v. SHammerftein ſprach fi) folgendermaßen 
aus: 

„Was die Lehre vom ewigen Staate betrifft, ſo ſteht die⸗ 
ſelbe, ſowie ſie von einem Rechtsgelehrten aufgeſtellt und 
in dem Commiſſtionsvortrage aufgenommen iſt, mit den 
Grundſaͤtzen der Legitimität, mit dem monarchiſchen Printip 
und mit dem beftehenden Staatörechte in einem dieſe ver- 
faflungsmäßige Grundveſte zerftörenden Widerſpruche. Was 
in demfelben für vie Gefühle Verführerifhes, und die 
Urtbeile Berleitendes liegt, beruht auf einer Verwirrung und 
Verwechſelung der Grundbegriffe. Daß bei einem feindlichen 
Meberfalle, bei Vertreibung bed Regenten und bei Zerſtoͤrung 
der rechtmäßigen Staatögewalt, die Menfchen als unter ben 
Bedingungen ihrer focialen Natur, unter dem jure natural et 
gentlum, quod naturalis rallo Inter omnes homines constituit, 
bleibend zu betrachten, begründet Die Folgerung, daß was wäh 
rend biefer Gewaltzeit nothwendig ober gezwungen für bie Er 
haltung der Geſellſchaft gejchehen, von dem Erhaltenen nad den 
Grunbfäßen ber legis Rhodiae de jactu getragen wird. Keines⸗ 
wegs folgt aber aus biefer bleibenden jocialen Werbinbung, daß 
jener Zufland der Gewalt ald ein rechtlicher Staatözufland 
betrachtet, oder daß willtürlichen, unrechtlichen Handlungen von der 
eingebrungenen Gewalt der Stempel der Rechimaͤßigkeit aufgebrüdt 
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werden fünne. Daß ein ſtaatsrechtlicher Zuſtand mit allen feinen 
Berbinblichkeiten und Folgen beftehen koͤnne, eben ſowohl unter 
dem eingedrungenen als rechtmäßigen Regenten, ift mit unferer 
Berfaffung überall nicht vereinbar, nach welcher die gefamnite 
Staatözewalt in dem Oberhaupt des Staats vereinigt ift, aljo 
ohne daſſelbe nicht rechtmäßig gebadht werden kann. Unermeßliche 
Folgen würden aus der Verirrung jener Lehre für das Reich 
der Gewalt hervorgehen, eine Bahn ihm eröffnet und erhalten 
erſcheinen, in welche fih das Auge nur mit Entfeßen verlieren 
fann. Sic, felbft zerftörend erjcheint dieſe Idee eines ewigen 
Staates, den jedes feindliche Corps unter Aufftellung eines 
Maire oder einer Scheinverfafjung verlaufen und verjchenfen 
fann. Anders dachten die Römer von der Unveräußerlichfeit des 
vaterländiichen Beftandes, als fte jelbft den Grund verkauften, 
auf welchem das fiegreiche feindliche Heer fand. Jene Doctrin, 
von idealen Regenten ausgehend, und in ihrem Nefultate bie 
Rechtmäßigkeit feindlicher Veräußerung des Megenten- unb 
Staatögrumdes zeigend, jcheint mir in ihrem Eingange ebenfo 
unrichtig gedacht, als Unglüd bringend in ihrem Ende. Aber 
auch diejenige Doctrin, weldye von den Rechten des regierenden 
und regierten Subjects ausgehend (ſ. o.), das Staatsrecht 
innerhalb feiner natürlichen Grenzen fiber die poſitiven hinaus 
aufftellt, ift wenigftens in der Wahl ihrer Ausdrüde nicht glüd- 
li, und in ihrer Anwendung mißlich. Allerdings iſt eine gött- 
liche Rechtsordnung, über alle VBerirrungen und Sabungen ber 
Menſchen hinaus, in die Herzen unb die Gewiſſen gejchrieben. 
Aber die beiten und weijeften Männer Haben noch nicht den Um⸗ 
fang ihrer Gebote mit voller Beftimmtheit zu einem allgemeinen 
Geſetze der Zeiten und Völker zu erheben vermocht. In unferer 
Zeit, in welcher alle Grundſätze durch die größten Begebenheiten 
erfhüttert worden, die Meinung einiger Nechtslehrer nicht 
als die unabänderlihe Bafis von Entſcheidungen angenommen 
werden, die über Regenten und Unterthanen normiren follen. 
Die Vorgänger diefer Rechtslehrer haben auf anderem Grunde 
gebaut und die Unrechimäßigfeit jeder Dispofition des Keinbes 
Erfter Theil. 36 
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über unbewegliche Guͤter in ihre Voͤlker⸗ und Staatsrechtslehre 
aufgenommen. So lange und in wie fern jenes natürliche 
Staatsrecht ein ſelbſtgemachtes und nicht ein allgemein anerkannte 
iſt, kann e8 nicht in einer, Die pofitive Geſetzgebung befchrän 
fenden Gewalt gebacht werben. Wenn daher die Lehre te 
Rechtöbeftändigfeit der Regierungshandlung eines Eroberers in 
einer Verſchiedenheit von allen bisher feftaeftandenen Srunbfäpen 
auffteht; jo kann meines Erachtens der gejebgebenden Gewalt 
nicht das Recht beftritten werden, dieje ftantsrechtlichen Verhälb 
niffe gefeßlicdy zu normiren. “ 

Die von Wangenheim aufgeftellten Worausfebungen in 
Bezug auf die Wiener Gongreßade wies v. Hammer 
ftein als unbegründet zurüd und behielt ſich weitere Erklärung 
vor. 

Rurhefien begnügte ſich einfach auf die früheren Erklärungen 
zurückzuweiſen. 

Der Beſchluß der Bundesverſammlung ging dahin, „daß 
über die Anträge der Commiſſion und die Erklä— 
rungen der betheiligten Regierungen am 4. Decbr. 
1823 abgeſtimmmt werden folle*. 

Schon am 12. Juli 1823 gab der preußiiche Geſandte eine 
nachträgliche Erklärung ab, in welcher er ſich vorläufig gegen 
die flaatörechtlichen Theorien, aus weldhen v. Wangenheim feine 
Gründe gefchöpft bei der großen Allgemeinheit, womit fie in dem 
Bortrage aufgeftellt würden und bei ber Bedenklichkeit ihrer Au: 
wendung und der daraus zu ziehenden Folgerungen, ausſprach, 
und daß er bie Sinftructionen hierüber von feinem Hofe ſich erft 
erbitten wollte. Entſchiedener ſprach fi aber ber öfterreichiide 
Gefandte in derjelben Sitzung aus: 

„Die foeben vernommene Grflätung bes koͤniglich preuf. 
Geſandten, fo wie die Aeußerungen einiger anderen geben dem 
präfidirenden Geſandten zu der Bemerkung Anlaß; es könne ſich 
derſelbe von der Nothwendigfeit nicht überzeugen, daß von ben 
verehrlichen Gefanbifchaften, welchen die Abflimmung über bie 
Anträge ber Reclamationd:Gommiffion in der weftphältfchen An: 
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nelegenheit bis 24. December 1823 abgehalten worben ift 
gegen diejenigen Motive, aus welchen diefe Anträge von Seiten 
ter Gingabencommiffion hervorgegangen find, heute eine förmliche 
Verwahrung in das Protocoll eingelegt werben mülle Wenn 
ter kaiſerlich oͤſterreichiſche präfidirende Geſandte mit jenen 
Theorien, weldye nach der Ausarbeitung der Reclamationscome 
miffton von mehreren Nechtölehrern aufgeftellt worden, fich eben jo 
wenig vereinigen, als überhaupt mit der bisherigen Uebung 
befreunden konne, daß in den Verhandlungen der Bundesver⸗ 
ſammlung fi jo vielfältig auf derlei Nechtölehrer berufen 
werde, benen dadurch in den Augen des Publicumd eine Auto« 
rität zugeflanden zu werben fcheint, Die vielleicht nicht immer 
und in allen Beziehungen vertheibigt werden Eönnte; jo glaubt 
daffelbe doch mur feinem allerhoöchſten Hofe, ſowohl bierüber, 
al8 über den eigentlichen Gegenſtand der Frage, die Abſtimmung 
im feſtgeſetzten Termine vorbehalten zu müflen, und bejorgt 
feineswegs, daß Durch die von der Verfammlung beichloflene 
Feſtſetzung des Abflunmungss-Termind der Vermuthung Raum 
gegeben werben fönne, daß ob man dadurch auch ſchon im 
Boraus den Grundfähen huldige, aus welchen jener Antrag 
hervorgegangen iſt“. 

v. Wangenheim hatte mit feinem Berichte einen außeror- 
dentlihen Sturm in den Kabineiten gegen ſich heraufbeichworen 
und Durch feinen Widerſtand gegen die Bejchlüfle des Eongrefles 
zu Verona den Zorn der Großmächte Defterreich, Preußen und 
Rußland im hödften Grade erregt. Er wurde befeitiget *). 
Die Abflimmungen der Bunbesftaaten fanden am 4. December 
1823 Statt. Preußen hätte wohl Urſache gehabt, der allge 
meinen Grbitterung gegen v. Wangenheim nicht die Brüde 
bauen zu Helfen, jo weit e8 die oben aufgeftellten 
Grundſaͤtze defjelben galt. Daß die Kabiuete ber Feineren 
und mittleren Staaten feine Grundſaͤtze aufkommen laſſen würden, 
welhe vom ewigen Staate ohne eine beftimmte, gar 


*) Das Nähere in einem folgenden Bande. 
36 * 
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nicht zu befeitigende Dynaftie rebeien, war gewiß 
nicht zu verwundern; fie ſelbſt hatten zwar mit großer Befrie 
digung die Befigungen der Fleineren Herren vor 1803 und ſpaͤter 
ihren Staaten einverleiben Taffen und würben damals wie heute 
fehr wenig erbaut gewefen fein, wenn bie Rechtsverwahrungen 
der Mediatifirten und der Fatholifchen Kirche gegen fie Hätten 
durchgreifen follen, wie etwa die Erklaͤrungen Hannovers x. 
in Bezug auf das Königreich Weſtphalen. Eine Großmacht 
wie Preußen durfte aber in diefen Chor nicht einflimmen; fie 
mußte bei feinen am Wiener Congrefje gegebenen früheren Erklaͤ⸗ 
rungen gerade bei dieſer Gelegenheit beharren. Auch vom 
Standpunkte einer durchaus verwerflichen Reaction, wie fie da 
mals in Preußen Statt fand, durfte fih ein Staat von Breußend 
Bebeutung die Hände für die Zukunft nicht Binden. Nicht etwa, 
daß wir plumpen Mediatifirungsgelüften hier das Wort reben 
wellen; allein die Entwidelung der Völker beweift. daß man 
mit dem auf die Spitze getriebenen Legitimitätspriucip felbft bei 
dem beiten Willen nicht durchdringen koͤnne; und die Geſchichte 
der germanischen Welt zeigt, Daß es ein Beleg der Entwide 
lung der Völker ift, langjam, ſehr langjam, aber ficher wirkent, 
ih von den kleinen flaatlihen Anfängen zu 
großen Neihen zu confolibiren. Bei ber Stellung 
Preußens zu Deutichlandb kann es niemals ein Erzeugniß einer 
gefunden Politik fein, fich für, doch möglicher Weife, fchnell 
eintretenbe Eventualitaͤten auch ohne alle zwingende Nothwendig 
feit auszuſprechen, und durch in gewifjer Weile bindende Principien 
einen Hemmſchuh ohne Gleichen anzulegen. Die Dauer eines 
Staates, die notbwendigen Regierungsbandlungen 
deifelben, welche die Exziſtenzder bürgerlichen Gefell: 
Ihaftbebingen, von einer Dynaſtie allein abhängig 
machen wollen, ift in unjferem Jahrhundert gera> 
dezu eine Thorbeit. Die hohe Bedeutung einer mit dem 
Volle verwachſenen Dynaſtie ſoll von uns nicht im geringflen 
verfannt werden. Allein wie im Privatleben es oft nur eines 
Schrittes bedarf, um vom Erhabenen zum Lächerlichen zu ge: 
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angen, fo ift auch im öffentlichen Leben von der hoch zu achtenben 
Legitimität in ihrer Machtfülle oft nur ein Schritt bis zur 
Rarrheit. Preußen Hätte jogar den Vortheil gehabt, auf einen 
Bundesbeſchluß weifen zu fönnen, welcher es ihm möglich gemacht, 
auf die v. Wangenheim aufgeftellten Principien nicht einzugehen. 
Es war jener Beichluß über die Gompetenzbeflimmung bed 
deutfchen Bundes*), in weldhem ed (Nr. 3 8. 5) beißt: „da 
der Begriff der vollen Souverainität der einzelnen Bundes: 
ſtaaten (nicht Fürften) der Bundesacte zu Grunde gelegt 
ift 20.” Aber da war freilid Carlsbad, Troppau, Laybach und Bes 
rona, eine jchredliche Reihe von politischen Fehlern Preußens gefolgt! 

Preußen ging aber von feinen früher ausgeſprochenen Prin⸗ 
cipien ab; es betrachte nit, Daß mit der Gingehung auf öfter 
reihifche Anjchauungen die Angelegenheit der weſtphaͤliſchen 
Domainenfäufer in Kurheſſen, Die e8 doch in feinen früheren 
Erklaͤrungen ſelbſt unterftüßt hatte (S. 506), rettungslos ver: 
loren war, baß es diefe frühere Erflärung geradezu wieberrief. 
Dies zeigte ſich in trauriger Weile, als es zur befinitiven Ab⸗ 
fimmung fam (4. Dechr. 1823). Wetternich hatte die beutfchen 
Angelegenheiten in Verona nicht behandeln können, jondern fie 
nah dem Beugniß des Ritters Genk**) nach Bien verwielen. 
Sein Ginfluß war in Süddeutſchland dahin gebiehen, daß von 
Baden und Baiern aus Anträge nady Wien gelangten auf Grund 
des Art. 59 der Schlußacte von 1820 durch die Bundesver⸗ 
fammlung die Ständeverfammlung zu manßregeln und eine 
Metternichjiche Denkſchrift vom Februar 1823 faßte neben verſchie⸗ 
denen andern Gegenftänden (Preſſe, Univerfitäten ıc.) dieſe 
Anträge zu einer Propofition an jämmtliche deutſche Regierungen 
zufammen. Preußen widerftrebte damals noch immer, Ancillon 
erwiberte Metternich), daB Preußen niemald die Hand dazu 
bieten würde, den Bundesgrundgejehen durch willfürliche Inter⸗ 
pretation Gewalt anzuthun. Aber lange währte Diefer Widerſtand 


*») ©, 248. 
*°) Driefwechfel mit Ad. Müller. 
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nit. Wuͤrttembergs Widerftand gegen die Beichlüfle zu 
Berona, v. Wangenheims frühere Haltung in den Militair⸗ 
Angelegenheiten und in ber Streitfache zwilchen Preußen md 
Köthen, machten es endlich Defterreih möglid die in dem 
denfwürdigen Gommiffionsbericht über die weitphälifchen Ange 
legenbeiten ausgeiprochenen politiichen Principien zum vollkom⸗ 
menen Siege der Reaction in Preußen zu gebrauden. Mochte 
v. Wangenheim Unrecht in den Milttair-Angelegenheiten fowie 
in dem preußijch-föthifchen Streit gehabt haben, mochte er bei 
den Beronefer Beichlüffen unbequem geworben fein, — Preußen 
bätte nie vergeffen jollen, daß der Hort Deutſchlands andere 
Nüdfichten nehmen mußte, ald die auf Empfinblichfeiten, unt 
wäre fie ſonſt auch noch jo ſehr gerechtfertigt *). 

Kür die weftphälifchen Angelegenheiten war es aber von 
höchfter Bedeutung, daß ihre Entjcheidung während dieſes Kampfes 
der Sieg der Reaction eintrat. Oeſterreich Hatte in früheren Jahren 
noch immer eine Art Neigung bewiejen, den Domaineufäufern 
gerecht zu werben; jebt befannte es ſich offen zu den Grunt: 
fähen des Kurfürften von Heilen. Für Die Schaam ter umge 
wandelten Meinung war in Metternichs Kabinet Fein Raum. 
Die Kurfürften von Helfen waren conjequent bei ihrer Meinung 
geblieben, ohne weitere Nebensarten zu machen, aber die fchönen 
Nebensarten der Großmächte fchlugen in Das Gegentbeil um, 
ein wahrhaft wiberwärtige8 Schaufpiel für Die deutſche Kation. 

Betrachten wir nun die entfcheidenden Abftimmungen über 
den oben vorgeführten Commiſſionsantrag und die Dabei vor: 
waltenden Motive Sie bilden in der Reihe der Reactiond 
Maßregeln gleihjam den Schlußftein bis zum Jahre 1824. 


Zuerft begann Oeſterreich **): 


*) Wir müflen uns die nähere Betrachtung bdiefer Zuflände für am 
ipäteres Kapitel auffparen. 

*#) Mir müfien die Erklärungen der Großmächte geben, fo traurig und 
beſchaͤmend fie auch für die Nation fein mögen. 
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„88 kann nah den feftfiehenden Competenzgrundſaͤtzen 
feinem Zweifel unterliegen, daß die Bunbesverfammlinng von der 
im Sabre 1814 erfolgten Wiebereinziehung der auf kurheſſiſchem 
Gebiet belegenen, während der aufgelöften weftphäliichen Regie 
rung veräußerten Domainen nur in jo fern Kenntniß zu nehmen 
berechtigt ift, als bei den durch biefe Wiebereinziehung verans 
laßten Klagen der Fall einer NRechtöverweigerung wirklich dar⸗ 
gethan werben kaun, indem bie Sompetenz bed Bundestages in 
diefer Angelegenheit und die Anwendbarkeit des 20. Artikels 
der Wiener Schlußacte unter Feiner andern Vorausſetzung Plaß 
greifen könnte. Dieje Eurbeifiiche Verordnung vom 14. Januar 
1814 if eine Art der Souverainetät, zu weldyem ber Randesherr, 
vermöge der hm beiwohnenden oberften gejeßgebenden Gewalt, 
uuftreitig befugt war, und für welden auch, in Sinficht auf 
den außerordentlichen und gewaltjamen, worin fich feine Länder 
während der aufgebrungenen fremden Serrichaft befunden hatten, 
erhebliche, in den Augen des verftorbenen Kurfürften überwiegende 
Gründe ſprachen; ein Artikel, welchen die Landesgerichte in 
allen vorkommenden Fällen ale Geſetz anzuerkennen und zu 
befolgen ſchuldig find, und über deſſen materiellen Werth der 
Bunbesverfammlung Feine Cognition zuftehen würbe, wenn er 
auch nicht in einen Beitpunct fiele, wo ber beutiche Bund felbft 
noch nicht beftand. 

Bietet demnach) die Sache der weftphäliichen Domainen⸗ 
fäufer, aus dieſem Gelichtöpuncte betrachtet, an fich fchon Feine 
Rechtsverweigerung und mithin auch Feine Begründung ber 
Sompetenz des Bundestages dar, fo gewährt zugleidh die Fur 
fürfllicde Verordnung vom 14. Januar 1814. die beruhigende 
Ueberzeugung, daß binfichtlich der Anwendung ber Darin ausge⸗ 
ſprochenen Beſtimmungen in einzelnen Yällen die zuläfligen 
privatrechtlichen Anfprüche der Betheiligten in jo fern gehörig 
berüdfichtigt worden find, als daſelbſt denjenigen Domainen- 
kaͤufern, welche wegen nüßlicher Verwendungen Anfprücde haben, 
ausbrüdlich vorbehalten wurde, ſolche gegen die Furfürftliche 
Oberrentlammer im Wege NRechtend bejonderd auszuführen, wos 
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durch daher letzterer allen denen eröffnet ift, welche versienem ia 
rem oder Meliorationen beweiſen können. Es ift freilich zu be 
dauern, daß viele der in dieſer Sache Betheiligten ihre eigm 
Stellung und ihr eignes Intereſſe verfannt, und anftatt Jeder 
für ſich gütliche Ausgleichung zu verjuchen oder ben ihnen bezngk 
weite vorbehaltenen Rechtsweg zu betreten, in jo fern eine falfche 
Maaßregel ergriffen Haben, als fie ihre Intereſſen gemeinſchaftlich 
zu befördern fuchten. Indeſſen wird jeder Ginzelue ber Bethei⸗ 
ligten auch heute noch, nicht nur in ber ihm zugeftanbenen oben 
erwähnten Rechtshülfe, in fo fern fie auf fein individunelles 
Verhaͤltniß anwendbar ift, fondern auch vorzugäweije in den vor 
liegenden Thatjachen , weldye beweiſen, daß mehrere Domainen- 
Fäufer fih von Seiten Seiner koͤniglichen Hohelt des Kurfürften 
einer fie wejentlich beruhigenden Behandlung zu erfreuen hatten, 
gewiß den erwünjchteften Anhaltspunkt finden, feine Angelegen⸗ 
heit einer günftigen Erledigung zuführen zu könuen. Der 
kaiſerlich Königliche Praͤſidialgeſandte ift übrigens beauftragt, 
bei tiefer Gelegenheit Namens feines allerhoͤchſten Hofes dieſer 
Abftimmung noch folgende Erklärung beizufügen, und dadurch 
die von ihm in der 16. diesjährigen Bundestagsſitzung in Br 
ziehung auf den raijonirenden Theil des neueften Bortrages über 
die weftphälifchen Angelegenheiten zu Protocol gegebene, aller: 
hoͤchſten Orts durchaus auf das Beifälligfte anerkannte Ber 
wahrung näher auszuführen. Seine Majeftät haben mit wahrem 
und innigem Bedauern in jenen Actenflüden, welches, bei gehöriger 
Berüdfichtigung der wahren Geſchaͤftslage und feiner eigentlichen 
Beſtimmung nad, nur auf den Antrag einer baldigen definitiven 
Grledigung bes ſchon früher hinlänglich inftruirten Gegenſtandes 
fi) zu beſchränken gehabt hätte, eine Ausführung ſtaats⸗ und 
bundesrechtlicher Theorien wahrgenommen, welde, wenn fie 
jemals bei irgend einer gemeinfchaftlichen Berathung der dem 
deutihen Bunde vereinigten Yürften und freien Städte als 
Baſis anerfannt würden, nicht nur jebem einzelnen Bunbesgliede 
zum gefährlichften Präfudiz gereihen, ſondern auch für die Ge 
fammtbeit in fo fern nachtheilig werten Fünute, als ein Ganz 
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folder Art bei allen befreundeten Staaten, welche mit Ihr dem 
monarchiſchen Princip huldigen und für deſſen Aufrechthaltung 
zu wachen bemüht find, nur die Tebhafteften Beſorgniſſe erweden 
müßte. 

Diefe Anficht bedarf wohl um fo weniger einer ansführs 
liheren Entwidelung, als ſchon ein Bid auf einzelne Süße des 
Vertrages, ſowie fie die FF. 10,13, 14, 15u.22 (S.538 ff.) enthalten, 
gewiß hinreicht, untrügliche Belege dafür aufzufinden, und als 
in der von der koͤniglich hannoͤveriſchen Bundestagsgeſandtſchaft 
zu Protocol gegebenen gebaltuollen Erörterung dieſes Acten« 
füdes bereitö in dieſer Beziehung tie weſentlichſten Momente 
bezeichnet find. 

Seine Majeftät der Kaifer bielten e8 dennoch für ange- 
meſſen und notbwendig, hiermit ausbrüdlich zu erflären, daß 
Allerhöchftdiejelben die Gültigkeit und Anwendbarkeit der in 
bem mehr erwähnten Vortrage enthaltenen ſtaats⸗ ımd Bundes 
rechtlichen Theorien, fowie auch Die Autorität der dafür atıge- 
führten Schriftfteller, nicht nur allein anzuerkennen nicht vermögen, 
ſondern daß Allerhöchftdiefelben vielmehr jene als hoͤchſt bedenk⸗ 
lich, ja in mandyer Rüdficht als gefährlich betrachten, dieſe aber 
förmlich verwerfen müfjen. 

Seine Majeftät der Kaiſer fehe ſich aber auch veranlaßt, 
im reinften förberativen Sinn den angelegentlihen Wunſch aus⸗ 
jujprechen, daß in vieler ihrer hoben Beflimmung nach jo ehr: 
würdigen Verſammlung keine Grundſatze folder Art Gingang 
finden, vertheidigt werben mögen, deren Geiſt fo wenig dem im 
europäifchen Staatenvereine fo glüdlih zum Wohl der Ge- 
jammtbeit und jebes Ginzelnen beftehenden erhaltenden Syfteme 
entipricht, und welche daher bei jeder Gelegenheit entfernt zu 
halten die £. k. Präfivialgefanbtichaft auf das Beſtimmteſte ange 
wiejen iſt“. 

Die Richtung Oeſterreichs, der Gang feiner Politik der 
legten Sabre ließ fein anderes Rejultat der Abftimmung er: 
warten. Ehe Metternich die Grundbfähe Wangenheims anerkannt, 
hätte er lieber Deutichland zu Grunde geben laflen, warum 
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nicht die armen Domainenläufer? Aber daB Preußen von feinen 
früheren Principien abgewichen war, batte man fich in dieſem 
Umfang doch wohl nicht vorftellen können. Es ſprach ſich folge 
dermaßen aus: 

„Es Tommen nach Lage der Sache bei den Gommilfions 
anträgen auch die Denfelben zum Grunde liegenden, im Vortrage 
ausführlich entwidelten und größtentheild aus neueren flaats 
rechtlichen Theorien gefchöpften Motive in Betrachtung. Nachten 
ſich die Fönigliche Geſandtſchaft hierüber bereits in der 16. Sitzung 
d. J. dahin geäußert, daß und wie fie mit den gedachten ſtaats 
rechtlichen Theorien keineswegs einverftanden fein könne, fo bleiht 
ihr jeßt nur noch übrig, unter Bezugnahme darauf, unb im 
Sinne der eben vernommenen kaiſerlich öfterreichifchen Abftim- 
mung binfichtlich defjelben Gegenftandes, nachträglich zu erklären, 
daß nunmehr jene frühere Aeußerung auch von Seiten ihres 
allerhoͤchſten Hofes eine ausbrüdliche Beſtimmung nicht minder 
erhalten bat, ald die damalige im Protocolle der 16. Sikung 
ebenfallö befinbliche allgemeine Bemerkung des Ef. £. öfterreichifchen 
Herrn Bräfidialgefandten über üblich gewordene Allegationen 
aus ſtaatsrechtlichen Schriftftellern in Verhandlungen ber Bun 
besverjammlung. 

Abgejehen von ihren Motiven find die GCommillionsanträge 
nicht für ſich allein, fondern mit den bereit3 abgegebenen Grflä 
rungen der betheiligten Regierungen befchlußmäßig zum Gegenſtand 
der heutigen Abftimmung gemadt. Der Eönigl. preußiſche Hof 
fand fi) dadurch vorderfamft näher zu prüfen veraulaßt, ob 
und in wie weit etwa der Sinn dieſer vorliegenden Grflärungen 
erfordere oder verftatte, Die Anträge jelbft, obne ſpecielles Ein: 
gehen auf ihre Material, noch lediglich dahin geftellt bleiben zu 
Iafien? Die Rejultate waren in Beziehung auf die Verhaͤltniſſe 
der Domainenfäufer folgende: 

Nach der in der 15. Sibung d. J. zu Protocol gegebenen 
Erklaͤrung der kurheſſiſchen Bunbestagsgefandtichaft würden 
Seiten Seiner königlichen Hoheit des Kurfürften, wie es früher 
ſchon geichehen, der Bundesverfammlung binfichtlich der Doma! 
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nenkäufer eine Cognition — in jo fern leßtere auf Verwendung 
und Gmpfehlung zu billiger Behandlung geht — unter dem 
Bemerken eingeräumt, daß in Berüdfichtigung dieſer bereits im 
Sabre 1817 eingetretenen Empfehlung, feitdem und nod ganz 
neuerdingd mit mehreren folcher Acquirenten von Domainen 
gütlihe Abfonımen getroffen worden, jo daß bei weiten der 
größere Theil zufrieden geftellt jei. 

Hierin bat der kurheſſiſche Hof mit feinem fortdauern⸗ 
den Willen, Empfehlungen der Bundesverfammlung überhaupt 
zu berüdfichtigen, zugleich feine Bereiwilligkeit ausgejprochen, 
gegen die Domainenfäufer diejenige Billige, milde und landes⸗ 
väterliche Behandlung, welche den Gegenftand folcher Empfeh⸗ 
lungen ausgemadht bat und ferner ausmachen fönnte, bergeftalt 
zu beweifen, wie ſolches nach ber Hinzugefügten Anzeige zur 
YZufriedenftellung des bei weitem größeren Theild der Domainen- 
acquirenten jchon der Fall gegeben ift. 

Diefer beruhigenden Verſicherung gemäs wäre mithin die 
Sahe, was jenen größeren Theil der Domainenacquirenten 
betrifft, als erledigt zu betrachten. Die gegebene Berficherung 
kann aber audy die Baſis für jebe biefige Beurtheilung etwaiger 
neuer Reclamationen werden, mit welchen einzelne Domainen⸗ 
kaͤufer, weil fie fi) noch nicht für befriedigt halten, ferner bei 
der Bundesverfammlung auftreten möchten, wovon bie neuefte 
zwar noch nicht zum Vortrag getommene, aber doch ind Eins 
reichungsprotocoll eingetragen und bei ſaͤmmtlichen Geſandtſchaften 
im Abdrud vertheilte Eingabe des Bevollmächtigten in weſt⸗ 
phaliichen Angelegenheiten vom 25. Juni d. 3. bereits ein Bei 
Ipiel darbietet. Ob dergleichen noch fortvauernde Reclamationen 
irgend eine Rüdficht verdienen, ob namentlid und in wie weit 
die Schuld, warum eine gütliche Vereinigung noch nicht mit 
allen Domainenkäufern zu Stande gefommen ift, etwa in zu 
body gefpannten Anforberungen zu juchen fei ober nicht: barüber 
wird die Bunbesverfammlung nunmehr auf den Grund jener 
Zufiherung zu urtheilen haben; fie würbe jedoch alsdann erit 
fiher und erſchöpfend darlıber urtheilen Fönnen, wenn fie ſich 
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genauer davon unterrichtet befände, was in Beziehung auf jeden 
einzelnen Domatnenfäufer der wirkliche Erfolg ihrer Verwentung 
gemwefen ift; indem nur eine fpeciellere Kenntniß dieſes Erfolges 
ihr den Vortbeil gewähren würde, Die Billigfeit ter einzelnen 
Beſchwerden zum Maaßftabe für deren Zuläffigkeit und für bie 
Weife ihrer Intervention anzunehmen. 

Eine Geneigtheit des kurheſſiſchen Hofes, mittelft nadhträg 
licher Ertheilung der gedachten jo wünſchenswerthen fpecielleren 
Auskunft, dieſer hoben Verſammlung auch nody Den bezeichneten 
Vortheil zu verfchaffen, laͤßt fih um fo weniger bezweifeln, je 
bereitwilliger derjelbe ihren Wünfchen durch Die bereit3 im AL 
gemeinen gegebene Auskunft über den Erfolg ter eingelegten 
Berwenbung zuvorgefommen, und je ungweideutiger dadurch dem 
Ausdrude aͤhnlicher Wünjhe eine willfährige Aufnahme im 
Voraus zugefichert worden ift. 

Eben darum würde es der Eöniglicy preußiiche Hof für die 
angemefjenfte Behandlung der vorliegenden Reclamationsjade 
halten, wenn die hohe Bundesverfammlung, mit einſtweiliger 
Vebergehung des Gommilliondantrages, dem furbeffiichen Hefe 
durch Vermittelung feiner verehrlichen Bundestagsgefanbtichaft, in 
einem zu fallenden Beichluffe den Wunſch und die vertrauend- 
volle Erwartung ausſpreche, daß derfelbe die für Kurbefien in 
der 15. Sitzung d. J. abgegebenen Grflärung bei feinen damals 
ausdrücklich vorbehaltenen weiteren Weußerungen, durch eine 
namentliche Angabe derjenigen Domainenfäufer, mit weldyen ein 
gütliches Abkommen bereitö getroffen worden, nody zu vervoll 
ftändigen, und Hinfichtlich der bisher nicht erledigten Yälle, Lie 
Gründe, die dem Abjchluffe einer gütlichen Uebereinkunft neh 
im Wege ftehen mögen, näher anzuführen feinen Anftand nehmen 
werde, Damit die Verfammlung fodann ein Weiteres, fowobl 
über eine etwaige fernere Sintervention in diefer Sache überhaupt, 
als über die Art Derjelben, befchließen Fönne. 

indem erhaltener Vorſchrift gemäß, Die koͤnigliche Bundes 
tagsgejandtichaft Hierauf ihren Antrag richtet, verfehlt fie fich 
einerfeitd nicht, welche Verſchiedenheit der Anfichten über tens 
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ſelben, nach Maßgabe der eingegangenen Juſtructionen, in dieſer 
hohen Verſammlung ſtattfinden dürfte, andererſeits haͤlt ſie es 
nicht für unmöglidy, daß vielleicht einer oder der andern verehr⸗ 
lichen Geſandtſchaft Daran gelegen wäre, vor ſchließlicher Ab⸗ 
fiimmung auch noch über den gedachten diefjeitigen Antrag zu 
etwaiger Berüdfichtigung an ihre hohen Gommittenten zu be⸗ 
rihten. * 

Als nun Preußen wenigftens für die Sentralangelegenbeiten 
bed aufgelöften Königreich8 Weftphalen den Art. 29 der Schluß. 
acte nach Anfiht v. Wangenheimd angewendet willen wollte, 
drang es natürlich nicht durch, und mußte fi über das An- 
finnen, welches es an Kurheſſen geftellt hatte, fpeciellere Auskunft 
zu ertheilen (|. S. 571.572), noch in derſelben Sigung nicht nur von 
Kurheflen, fonbern aud) von dem Präjidium empfindlich zurecht 
weilen laſſen. Denn Kurheſſen erklärte, daß es einfach auf 
frühere Erklärungen zurüdweife und die Anfiht Hannovers in 
Bezug auf die Wiener Konferenzen adoptire, daß es aber hin⸗ 
ſichtlich des von Preußen gejchehenen Antrages wegen fpeciellerer 
Aufführung der von ibm erledigten Beſchwerden niemals die 
Abſicht des Kurfürſten gewejen wäre, die Einzelnen von den 
Reclamanten, welche zufrieden geftellt worden, noch Fünftig 
namentlich angeben zu laſſen, ſondern nur Die Bundesverſamm⸗ 
lung von der Berüdfichtigung ihrer Empfehlung in der Allges 
meinheit in Kenntniß zu feben. Es müſſe ſich jedem dahin 
gerichteten Antrage widerfeßen. 

Was Preußen nad) abgegebenem Votum über die von 
Wangenheim aufgeftellten allgemeinen Principien vorausfehen 
fonnte, aber nicht vorausſah, geſchah nun in Der lehten Sikung 
noch. Oeſterreich batte von Preußen erreiht was ed wollte. 
Es war vorauszuſehen, daß es ihm auch keinen moralifchen Vortheil 
im Ginzelnen zukommen laſſen wollte. Das Prafibium ließ 
ohne weitere Rückſicht über dieſen Theil des preußiichen Botums, 
weicher fperielle Nachweifungen vom Kurfürften verlangte, brevi 
manu abflimmen, 
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Die „eminente“ Mehrheit der Stimmen ſprach fich fofer 
gegen den preußifchen Antrag aus. MWürttenberg bielt mm 
zwar feine ſchon in der Commiſſion aufgeftellte Anficht aufredt, 
und wollte den Art. 29 der Scylußacte bei der Verweigerung 
oder Hemmung der rechtlichen Gnticheibung der kurheſſiſchen 
Gerichte angewendet willen, und wurde hierin von Baben unter 
ftügt; allein dieſe Anfichten blieben in der Minorität. Am 
Ihärfften faßten Medlenburg und die 15. Stimme (Oldenburg, 
Anhalt und Schwarzburg) das Recht des Landeöheren auf. 
Medlenburg behauptete: 

„daß der Bundesverfammlung überhaupt keine 

Befugniß aur Einmifhung in die Gefeggebung 

der Bundesregierungen zuſtehe, und eben fo 

wenig die jpecielle Beurtbeilung landesherr⸗ 
liher Verordnungen competire*. 

Oldenburg war in feinen Aeußerungen noch berber und 
bezeichnete den Standpunkt der abfoluten Reaction. Die Ab: 
ſtimmung ift jo bezeichnend, Daß wir fic hier folgen laſſen. 

„Weber die Srage: ob Die von Napoleon ihrer Lande ge 
waltjam beraubten Regenten, die während der feindlichen Dcen- 
pation veräußerten Domainen zurüdzunehmen berechtigt gewefen? 
dürfte der Bundesverſammlung Tein Urtbeil zuftehen, weil bier 
von Regentenhandlungen die Rebe ift, weldye vor der Abichliegung 
des deutjchen Bundes vorgenommen find, und in Anſehung beren 
feine beichränfenbe Webereinfunft unter den Bundesgliedern 
befteht. 

Geſetzt, man wollte aber auch dieſes annehmen, fo entjcheiben 
doch die anerkannten Grundfäße des practiſchen europäifchen 
Voͤlkerrechts fo beflimmt für den Regenten, daß bagegen bie 
Behauptungen einiger neueren XTheoretifer nicht in Betracht 
fommen können. 

Zwar tritt der Eroberer an die Stelle des vertriebenen 
Fürften, fowohl in der Ausübung ber Sowverainetät als auch 
in der Benupung des Staatdeigenthumsd. Allein er erwirbt da⸗ 
durch weber jene noch dieſes, und wenn gleich die Unterthanen 
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demjenigen gehorchen müſſen, welcher Gewalt über fie hat; jo 
wirb doch burch Die bloße Thatſache der Eroberung des Landes 
und ber Vertreibung des rechtmäßigen Fürften, das innige Band 
nicht gelöjet, welches durch die Grundgejeße des Staates 
gefnüpft if. Zwar fann ein eroberted Land der Regierung wicht 
entbehren, aber dadurch, daß der Eroberer die Regierungsredhte 
ausübt, wird er nicht rechtmäßiger Negent, und ver leidenbe 
Gehorſam, dem die Unterthanen ſich nicht entziehen koͤnnen, darf 
nicht weiter gehen, ald die Nothwendigkeit beifcht, Darf inſonder⸗ 
beit durch freiwillige, vielleicht jelbft eigennüßige Handlungen 
die Grenze nicht überjchreiten, die die dem rechtmäßigen Fürften 
Ihuldige Treue vorzeichnet. Die Untertanen dürfen daher, fo 
weit e8 von ihnen abhängt, zu Regierungshandlungen des Eroberers 
nicht mitwirken, welde den Beftand des Staates und des 
Staatseigenthums zu vermindern bezweden, und der Ankauf von 
Staatsgütern, welche der Groberer zu veräußern ſucht, ift in 
der Regel von dem freien Willen des Käufers abhängig, folglich 
auch, während des feindlichen Beſitzes eines Landes, in der Regel 
unerlaubt, 

Es ift gewiß eine eben fo grundloje als gefährliche Xehre, 
daß Die Eroberung eined Landes und die Vertreibung feines 
rechtmäßigen Fürften eine Regierungsveränderung nicht blos in 
ter That, jondern auch dem Rechte nach, zur Folge habe, und 
daß daher fich Alles eben fo verhalte, als wenn eine rechtmäßige, 
fefte Regierung beftände. Die Anhänger diefer Lehre verwechjeln 
die Ausübung mit der Erwerbung der Regierungsrechte, den 
Kriegsftand mit dem Friedensftand, den feindlichen Befig mit 
der rechtlichen Regierungsfolge, da doch jener nur auf der Ge: 
walt der Waffen, dieſe allein auf der Kraft des Rechts, welches 
man aus der Analogie ber Verträge erklärt, oder auf der Wirk: 
lichkeit Dderfelben beruht. Denn wenn gleich das practifche 
Rölterrecht die Gültigkeit einer blos factifchen Regierungsnachfolge 
auch in dem Falle anerkennt, went ein vertriebener Fürſt im 
Laufe der Zeit alle vernünftige Hoffnung der Wieberherftellung 
verloren; jo bleibt doch der ausbrüdliche Verzicht biefes 
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Kürften das einzige Mittel *), welches bem neuen Regenten und 
. feinen Nachkommen volle Sicherheit gewährt, indem günflige 
Greignifje verloren geglaubte Rechte immer aufs Neue beleben 
fönnen. » 


Wenn nun der Groberer dur) das Glüd feiner Waffen 
nur ein Benutzungsrecht an dem Grundeigenthum des eroberten 
Staates erlangt, fo kann er auch darüber nicht willfürlicdh ver 
fügen, noch dafjelbe veräußern. Die Veräußerungen, welche er 
vornimmt, And nichtig, und der rechtmäßige Kürft, weldher in ben 
Befitz des Landes wieder eintritt, ift dadurch nicht gebunden, 
wenn er nicht bei feiner Wiebereinfegung durch ausdrücklichen 
Vertrag fi dazu verpflichtet Hat, oder wenn nicht ganz befonbere 
Rechtögründe ihn Dazu verbinden. 


Seine Lönigliche Hoheit der Kurfürft von Hefien haben nm 
durch keinen Vertrag bie Verbindlichkeit, Die Regierungebandblunges 
des feindlichen Befißerd und namentlich deſſen Beräußerungen 
der beifiihen Dormainen anzuerkennen, übernommen. Seine 
tönigliche Hoheit der Kurfürft von Helfen haben demnach and 
nur getban, wozu Diejelben berechtigt waren, al® durch eine 
Berordnung vom 14. Januar 1814 die während ber feindlichen 
Deceupation vorgegangenen Beräußerungen ıc. für nichtig erflärt, 
und der Rentkammer befohlen wurde, ſich wieder in den Beſiß 
zu feßen. Der Befisnahme der Rentkammer konnten die Inhaber 
feine andern Titel entgegenjeßen, ald die fie von der weitphäliichen 
Regierung erhalten hatten, weldye aber für Seine Zöniglidhe 
Hoheit den Kurfürften ohne verbindlide Kraft waren. Daß ein 
Königreich Weſtphalen gebildet worden war, daß dieſes ſich in 
regelmäßigen Formen eined geordneten Staates bewegte, daß 
Reichsſtaͤnde, auch aus kurheſſiſchen Untertanen gewählt, an der 


*) Und die Domainen der Stuarts, der Bourbons, der Orleans, die 
Beſitzthümer der Latholifchen Kirche, der Erzbiichöfe, Bilchäfe, Achte md 
frommen Stiftungen, der Mediatifirtn ?? Haben die deutſchen Fürften deten 
Brotefe geahtet? — 
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Regierung dieſes Staates Theil nahmen; daß Creigniffe der . 
Zeit das Bertrauen in den Beſtand dieſes Königreich erweden 
und beförbern konnten; dies alles vermochte nicht, Dem recht: 
mäßigen Fürften jein gutes Necht zu nehmen. Diejer hatte auf 
fein Lamb nicht verzichtet, und der ruhige Beobachter der Zeit 
mußte demſelben Recht geben, wenn Er die Hoffnung Jeiner 
Wiederherſtellung ftandhaft unterhielt. N 


Es ift ſonach Fein rechtliher Grund vorhanden, die Bültig- 
feit der Verordnung vom 14. Januar 1814 anzufechten, worin 
die Zurücknahme der vom Feinde veräußerten unbeweglichen 
Süter ausgeſprochen.“ 


Der Beichluß lautete nun folgendermaßen: 


41. Da die kurfürftlich heffiſche Verordnung vom 14. Januar 
1814 keine Juſtizverweigerung begründet, welche die 
Bundesverſammlung zu einer Einſchreitung nach dem 29. 
Artikel der Schlußacte verpflichten koͤnnte, ſo haͤlt ſich 
dieſelbe in der Angelegenheit der weſtphaͤliſchen Domai⸗ 
nenfäufer bundesgeſetzlich nicht für competent; die Recla- 
manten werden daher mit ihrem Geſuche von ber 
Bunbdesverfammlung abgewiefen, und es glaubt dieſelbe 
einer wiederholten Anempfehlung des allerdings rückſichts⸗ 
würdigen Schidfald der NReclamanten an die Billigfeit 
Seiner koͤniglichen Hoheit des Kurfürften ſich aus dem 
Grunde überboben, weil nach der von ber Turfürftlichen 
Gefandtichaft in der 15. diesjährigen Sitzung gegebenen 
Erklärung, mit mehreren Acquirenten folder Domainen 
ein gütliches Abkommen theild getroffen worben ifl, 
theils noch ferner mit voller Beruhigung erwartet werben 
fann. 

2. Die Angelegenheit der Gläubiger des weſtphaͤliſchen 
Staatsſchatzes und der von der weflphäliihen Regierung 
eontrahirten Staatsſchuld, ferner derjenigen, welche dieſer 
Regierung Cautionen geleiftet haben, und derer, welche 
auf Berforgung oder Penſion Anfpruch haben, ift in ihrer 

Urſter That. 37 
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dermaligen Lage zu einer auf den 29. Artikel der Schluf- 
acte zu begründenden Einwirkung der Bundesverſammlung 
gleichfalls nicht geeignet; indeß unterläßt die Verſamm 
lung nicht, durch Die betreffenden Geſandtſchaften bie 
betheiligten Regierungen zur möglichiten Beicdhlgmigung 
der Verhandlungen jener für dieſen Zwed in Berlin vor 
einigten Gommiffion vertrauensvoll einzuladen. 

Wie fo ganz anders war ed gekommen nach Verlauf von 
faft zehn Jahren, ald man in Deutſchland gehofft, als ſelbſt bie 
Fürſten ſich früher ausgeiprochen. 

Noh im April 1817 Hatte Fürft Hardenberg in ewuem 
Schreiben an den darmflädtiihen Minifter Frh. von Lichtenberg 
gejagt: 

„Sch werde die Geſandten vom kurheſſiſchen und großhen. 
heſſiſchen Hofe unterrichten von der Art, wie Se. koͤnigl. 
Majeftät die Sache betradhten, und auch in Grwägung 
nehmen, ob und welche biplomatiihen Schritte, entweter 
allein von Preußen, oder gemeinjchajtlid von Preußen und 
Oeſterreich angemefien find, um den Kurfürften abzubringen 
von der unerhörten Willfür, welche er fich in fo vielen 
wichtigen Gefchäftszweigen erlaubt, durch welche Willkür 
fo viele Unterthanen bedeutend leiden, des großen Unheils 
nicht zu gedenken, weldye daraus entfteht, daß bie kurfürſftl. 
beififche Regierung die öffentliche Meinung fo ganz unbe 
achtet laͤßt“. 

Uber wie bald waren er und die preußifche Regierung zu 
audern Principien gefommen! Stein hatte wohl Recht, wenn er 
mit ftarfen Worten den alternden Staatskanzler in dem Briefen 
an feine Vertrauten ſchildert. Eben fo wie in obigem Schreiben 
Hardenberg feinen Tadel fibertrieb, verfiel er |päter in den ent 
gegengejebten Fehler. — 

Mas Freiherr von Stein urtheilte, iſt nicht Hinlänglich bisher 
befannt, jelbft Pertz fpricht fi) in dem Leben des Frh. v. Stein 
nicht genügend aus; deßhalb können wir und nicht verfagen, 
einen und kürzlich zugefommenen Brief deſſelben an ben Kur: 
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fürften aus dem Sabre 1814 bier abdruden zu Iaffen, weil 
er in wahrhaft flaatSmännijchem Geiſte lange vor jeder Ver: 
handlung dieſe Angelegenheit behandelt und kurz und bündig 
bie leitenden Gefichtspuncte bezeichnet. Während der großen 
Verhandiungen zu Paris, die bem erften Frieden bafelbft 
vorausgingen, fand Stein Zeit an bie weftphälifchen Domainen- 
fäufer zu denken. Der Brief Iantet: 


An Herrn Kurfürften Wilhelm von Heflen. — 


Em. Kurf. Durchlaucht find im Voraus überzeugt, daß 
ih weit entfernt Bin, mich in Höchſtdero Negierungsver: 
waltung ungeziement einmifchen zu wollen. Betrachten Ew. 
Durchlaucht gegenwärtiged Schreiben ald Das Nefultat 
meines Wunſches dazu beizutragen, alle zu entfernen, 
welches noch ald Kolge der früheren Ereigniſſe dermalen 
die Anbänglichfeit Höchftdero Unterthanen mindern oder 
Beſchwerden veranlaflen möchte. 

Ew. Durchlaucht geruhten unter dem 14. Januar d. J. 
eine Verordnung zu erlafien, wodurch fämmtliche Inhaber 
verfaufter Sfammergüter und Gefälle ohne alle Rüdficht 
wieder aus den Beſitz gejebt, fowie auch alle ſonſtige im 
Adminiftrationswege bewirkte Wererbleihungen oder einges 
leitete Ablöfungen aufgehoben wurden. Es bedarf zu 
meiner gegenwärtigen Abficht nicht der Erörterung, wie eine 
foldyerlei allgemeine Anwendung in rechtlicher Beziehung 
beurtheilt werben möchte; ſondern ich begnüge mich, Der: 
malen von höheren Gefichtöpuncten ausgehend, folgende 
Bemerkungen zu erwägen, Ew. Durchlaucht mitzutheilen. 

1. Die mit jenen Güthern von dem Beſitze der Regie 
rungsgewalt und ben Stanbeöbehörben getroffenen 
Verfügungen unter Töniglich weftphäliiher Regierung 
find als abminiftrative Anordnungen zu Betrachten, 
wobei man von dem Geſichtspunkte ausging, daß der⸗ 
gleichen Veräußerungen, Vererbleihungen und Ablöfungen 
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in kameraliſtiſcher Hinficht zweckmaͤßig ſeien. Unabſehbar 
find die Folgen und Verwicklungen, wenn Gw. Durth 
laucht alle während jener 7 Jahre veranlaßten admin 
ftrativen Anordnungen aufheben, ober doch wenigfimd 
das Bejorgniß erregen würden, daß felbige boben 
werden möchten. Eine ſolche Maaßregel werden En. 
Durchlaucht nicht ergreifen und doch wäre es als eine 
Folge confequenter Anwendung jener Verordnung un 
neuerer aufgefiellter Brundfäße. Während daher einer 
ſeits Staatsrüdfichten eine ſolche Verfügung abändern, 
wird ed fih aber auch 

2. wohl zeigen, daß wenigftend in einzelnen Fällen bes 
Kameralintereſſe Ew. Durchlaucht bei jenen Be: 
Außerungen, DBererbleihungen nicht verloren, ſondem 
vielleicht wohl gewonnen haben bürfte. 

3. Dan kann ſodann doch audy nicht bei allen einzelnen 
hierbei vorfommenden Individuen Arglift und betrüge 
riſch gewinunfüchtige Abſicht vorausjegen. Es ſcheint 
mir daher, von dieſer Seite betrachtet, hart 
und rehtlih ungleih, dieſelben zu unge: 
fäumter, unbedingter NRüdftellung be: 
frühern Berhältniffe angubalten und ihnen 
rückſichtlich deren rechtlicher Anſprüche nur 
Den Rechtsweg offen laſſen zu wollen. 

Eine gleichzeitige guͤtliche Auseinanderfegung über 
ſtaufſchilling, Meliorationen und fonftiger gegemfeitiger 
Berhältniffe it nad) meiner Ueberzeugung dasjenige, 
wozu Recht und Billigkeit ftimmt. 

Bon diefen Vorausſetzungen ausgegangen, geruhen jebt 
Ew. Durdlaudt, meine Aeußerung aufzunehmen, welche 
darin befteht, die Verkäufe, Vererbleihbungen nud 
Ablöfungen im Allgemeinen nicht umzufloßen, 
jondern uur in Anfehbung derjenigeu, wobei 
Ew. Durchlaucht das höchſte Kammerinterejie 
weſenthich gefährdet glauben, durch eine com 
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miſſariſche Verhandlung die gegenſeitigen 
Verhältniſſe gleichzeitig zu berichtigen. 

Eine ſolche Behandlungsweiſe würde die allgemeine und 
angenehme Ueberzengung gewähren, daß Ew. Durchlaucht 
pftichtmaͤßig das Kameral⸗Intereſſe befördern, zugleich aber 
die Privatverhältniffe der Einzelnen möglihft dabei berüd- 
ſichtigt willen wollen. 

Diefe eben fo rechtliche als billige Ausgleihungsart 
fönnte unfehlbar nur Die alte Liebe, Eintracht und Bers 
ehrung Höcftdero Unterthauen befördem. 

Geruheu Höchftdiefelben diefen meinen Rath in Erwä- 
gung zu unterziehen, und vor allem von der Ueberzeugung 
auszugehen, daß perfönliche Anhänglichfeit und Verehrung 
mic) bei Mittheilung diefed meines Raths Binde. (leite?) 


Paris den 29. Mai 1814. 


B. v. Stan. 


ll. 
Die zweite Claſſe der Beichwerden aus den Berhältnifjen 


des aufgelöften Königreich® Weſtphalen Fönnen wir fürzer behan⸗ 
deln, ald die Domainen-Angelegenheit. Wir faflen fie, obſchon 
an fich verjchieden, doch bier in eine Rubrik zujammen, weil fie 
fpäter gleihmäßig mit einander entfdhieden wurden. Die Bes 
ſchwerden betrafen 


1. die Forderungen der Gläubiger des weſtphaͤliſchen 
Staatsſchatzes. 

2. die Forderungen wegen der der weſtphaͤliſchen Regierung 
geſtellten Cantionen. 
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3. die Korderungen der Gläubiger der weitphäliihen 
Staatsſchuld. 


4. Die Reclamationen weſtphaͤliſcher Staatsdiener wegen 
Verſorgungs⸗ oder Penſionsanſprüche. 


Die Forderungen der Gläubiger des weſtphaͤliſchen Staats⸗ 
ſchatzes ſchrieben ſich aus der Verlegenheit, in welcher ſich die 
Kaſſen des Königreichs Weſtphalen ſtets befanden. Bei der Auf: 
Löfung defjelben waren viele Forderungen von Privaten von dem 
Staatsſchatz unberichtigt geblieben. 

Sin der Schrift: „Ueber die Regulirung der Gentralange 
legenheiten Des aufgelöften Königreich8 Weſtphalen“ it (S. 235) 
der Betrag Diejer Forderungen angegeben: 

3,000,000 Fr. unbezahlte Staatdausgaben, 

1,500,000 Fr. Forderungen von Lieferanten wegen be 
Approvifionnements von Magdeburg fo weit 
fie den Staatsſchatz betrafen. 

Der Bepollmächtigte weitphälifcher Reclamanten, Dr. Schreiber, 
brachte für die Unternehmer der Verpflegung der weſtphaͤliſchen 
2. und 3. Militairdiviſion und der Hofpitalverwaltung im ganzen 
Königreihe, Spir, Max & Comp., Bonte & Gomp. mb 
Dalembert & Gomp., 1818 bei der Bunbesverfammlung 
das nachher mehrmals wiederholte Gefuh an, Die Bezahlung 
ihrer, jo wie aller ähnlichen aus der weitphäliichen Regierung 
periode herrührenden Forderungen zu veranlaflen. 

Zu Unterſtützung dieſes Geſuchs wurde angeführt: Die 
Forderungen obiger Neclamanten beruhten auf Contracten und 
richtig befundenen Liquidbationen. Bon welchem Gouvernement 
die Gontracte geſchloſſen worden feien, Darauf könne nichts am 
fommen, da der Gegenftand nach privatrechtliden Grundfägen 
verhandelt worden und die Leiftung an bie Stelle der den Gin 
zelnen obliegenden Beiträge getreten ſei. Wären vom Yeinde 
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Lieferungen aus gefchrieben und Anordnungen zur Truppenvers 
pflegung getroffen, oder andere Korderungen gemacht worden, fo 
würbe doch der, welcher die Leiftungen coutractmäßig für bie 
Einzelnen übernahm, daS Recht haben, von feinen Sommittenten 
bie Erftattung feiner Vorſchuͤſſe zu fordern. 

Hier fei der Staat der Committent gewejen, man Fönne 
gegen ihn Klagen und werde gewinten. 

Zugleich wurde bemerkt, daß in einer koͤniglich preußiſchen 
allerhoͤchften Immediatreſolution, fo wie in Schreiben des Staats⸗ 
kanzlers Fürften von Hardenberg und des Schapminifteriums 
ber Gegenſtand jener Reclamationen für einen joldyen erklärt 
worben fei, welcher zu den Gentralangelegenheiten des aufgelöften 
Koͤnigreichs Wetphalen und zu den Verhandlungen des Bundes- 
tags gehöre. 

Was die zweite Reihe der Beſchwerden betraf, jo mußte 
erwogen werben, Daß die weftphäliiche Regierung jehr auge 
debnte Verfügungen über das Gautionswejen getroffen hatte. 
In Folge derjelben mußten nicht nur die Verwalter öffentlichen 
Guts und vielen andern Perſonen, mit denen fie in Gontractss 
verhältniffen ftand, fondern audy Die Notarien, Deren Function 
ganz nach den in Frankreich beftehenden Einrichtungen umgeſtaltet 
worben war, beträchtliche Gautionen beftellen, welche in Baars 
haft, von der Regierung zu vertretenden Obligationen und 
Hypotheken auf Grundſtücken beflanden. 

Sn dem auf ſtaͤndiſche Bewilligung gegründeten Geſetze über 
bie öffentliche Schuld vom 14. Juli 1808 wurbe feftgejeßt, Daß 
die Sautionen, welche alle Verwalter öffentlichen Guts baar zu 
leiften hatten, an Die Tilgungscaſſe überwiejen und aus jelbiger 
verzinfet werben follten®). &in Gleiches fcheint aud bei ben 
übrigen baaren Gautionen flatt gefunden zu haben. 

Auf dieſe Weife wurden gedachte Sautionen zu den weft 
phaliichen Staatdausgaben mit verwendet. 

Nah den Reclamationen, welche früher ter Graf von ' 


*) Weſtphaͤliſches Geſetzbülletin, Bd. II. ©. 67. 
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Malches und ſpaäter der Dr. Schreiber in Bezug auf Die Gau- 
tionsbefteller eingereicht Hatten, ſcheint, als ob alle betheiligte 
Regierungen die Rüdgabe aller der weftpbäliichen Regierung 
beitellten Sautionen, nebſt den Zinfen vom 1. Zuli 1813 an, 
verweigert hätten. Indeß, die Eingaben der einzelnen Reclamanten 
ſchraͤnkten fi nur auf Die eines weftphälifchen Centraldieners 
ein, weldyer die Rückzahlung feiner baar beftellten Caution nebſt 
Binfen vom i. Juli 1813 an erwartete, anf die zweier weft: 
weftphäliicher Notarien im Hannöverifchen und kurhefſfiſchen 
@ebiete, welche von den dafigen Regierungen ihre baar beftellten 
und liberirten Gautionen nebft Zinſen resp. vom 1. Januar und 
1. Zuli 1818 an forderten, und endlich auf eines vormaligen 
Poſtdirectors in Kurheſſen, welcher eine in einer preußifchen 
Staatsobligation beftellte Kaution von der kurheſſiſchen Regierung 
zurüd verlangte. 

Was nun insbefoudere die Gautionen der weftphälijchen 
Notarien betrifft, jo feheinen beide Regierungen vorhin die Abficht 
gehabt zu haben, jelbige zu reftituiren. 

Namentlid wurden in hanunöverifchen Verordnungen vom 
10. Januar 1815 für die ältern Provinzen und vom 7. Mär 
1818 für das Fürftenthfum Hildesheim, diejenigen, welche aus 
ber Gefchäftsführung eines ehemaligen weſtphaͤliſchen Notar 
noch Anfprüche zu baben glauben, aufgefordert, binnen kurzer 
Frift bei ihrer Regieruugsbehörde geltend zu maden, das bie: 
herige Sicherheitsrecht an ber Nealcaution erlöjche und den 
Notarien, wider weldye feine Yorberungen angezeigt find, bie 
die Cautionsdocumente zurüdgegeben werden follen. 

Ferner wurde in Zurfürftlichen öffentlichen Blättern eine 
Aufforderung erlaffen, daß alle die, weldye bei weſtphaͤliſchen 
Notarien in kurheſſiſchen Gebietötheilen Gelder hinterlegt hätten, 
binnen iA Tagen davon Anzeige machen, oder nad) teren Ablauf 
in ©emäsheit einer Verfügung ber Turbeffiichen Regierung, bie 
Rüdgabe der Notariatscaution erwarten jollten. 


*) 3.8. Rail. Ztg. 1819. 24. Novbr. 
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Die Schrift: „Ueber, Die Regulirung der Gentralaugelegen- 
heiten des aufgelöften Königreichs Weftphalen” giebt S. 25 dem 
Betrag der noch rüdftändigen baaren Gautionen auf wohl nicht 
über 

1,200,000 Franken 
an. 

Die urſprüngliche Zahl der Betheiligten wurde auf 2000 
angegeben 

In den Bingaben des Dr. Schreiber und einzelner Cautionaͤrs 
wurbe zur Unterfiügung des Geſuchs, zu vermitteln, daß Die ber 
weitphälifchen Regierung beftellten Sautionen als eine Central⸗ 
ſchuld Betrachtet und ſammt rüdftändigen Zinſen zurüdgegeben 
werben möchten, angeführt: Cautionen feien nicht als ein Eigen⸗ 
thum bes Staat zu betrachten, dem fie beftellt wurden, ſondern 
nur als Privatgut, als ein Depofitum zur Sicherftellung des 
Staat oder des Einzelnen, weldyer durch den Kunctionär ober 
Gontrabenten gefährdet werben koͤnne. In allen Staaten 
finde man Gautionen, aber nirgends ermwerbe; bie Regierung 
ein mehreree Recht an diefelben, ald dasjenige, was 
jie als Bertreterin des Ganzen ausüben müfle Die jebigen 
Regierungen der vormald weftphäliichen Landestheile koͤnnten 
doch wohl nicht ſich etwas aneignen wollen, was nicht ihnen, 
ſondern dem weftphäliihen Staate, unter früher beitanbenen 
Verhältnifien, als Depofitum gegeben worden ſei. 

Uebrigens fei die Beitellung der Sautionen an die weſtphä⸗ 
liſche Regierung eine nicht zu vermeidbende Handlung gewefen, 
denn Diejenigen öffentlichen Diener ober Gontrabenten, von 
denen man eine erhöhte oder neue Caution geforbert habe, hätten 
ſolche nicht ablehnen können, ohne aufihr Verhaͤltniß und @ewerbe 
Berzicht zu leiften. 

Gine Saution hat nur zum Zweck, demjenigen, welchem fie 
beftellt wird, Sicherheit zu gewähren, daß der, welcher fie beftellt, den 
übernommenen Verbindlichkeiten @enügeleiften werde, und eine baar 
oder in Staatsobligationen beftellte Caution ift ald ein Pfand zu 
betrachten. Daher ift and in der Regel eine baare Kaution für 
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den Empfänger nicht disponibel, unzinsbar und, wenn ber Jwed, 
zu welchem fie beftellt wurde, aufgehört hat, wie jedes anbere 
Pfand in eadem specie zurüdzugeben. Indeß die der weſtphaͤ⸗ 
lifchen Regierung baar beitellten Gautionen wurben gejeßlidh an 
die Tilgungscafie der Zwangsanleihe gewiefen, verzinfet und 
fo mit Wiſſen und flilljchweigender Zuſtimmung der Befteller zu 
Staatszweden in Gebrauch genommen. Hierdurch erlangten fie 
die Natur einer Anleihe. — 

Aus dieſem Verhältuifie wollte man den Grund ableiten, 
die baaren Gautionen nicht eher zurüdzugeben, bis die bei bem 
Königreiche Weſtphalen betheiligten Regierungen fich über befien 
Gentralangelegenheiten vereinigt hätten. Dagegen ließ fich, wenn 
wirklich auch die Rüdgabe der liberirten in Staat3obligationen 
beitellten Cautionen verweigert werden jollte, ein rechtlicher Grund 
dafür ſchwer auffinden. 

Veberhaupt aber möchte wohl Feine Claſſe der weſtphaͤliſchen 
Reclamanten Seiten der betbeiligten Regierungen nad) Recht und 
Billigkeit eine mehrere Berüdfichtigung verdient haben, als bie 
der Gautionäbefteller, welche ſich von ber weftphäliichen Regie 
rung getroffenen Einrichtungen fügen mußten, die Erfüllung ihrer 
durch die Caution geficherten Dbliegenheiten nachgewieſen hatten, 
und nunmehr ihr Gigenthum, urjprünglich ein Pfand, nebft den 
rüdftändigen Zinſen zurüderwarteten. 

Die dritte Klaſſe der Beſchwerden betraf die Bläubiger ber 
weitphäliichen Staatsſchuld. Wenn fehon das Königreih Weſi⸗ 
phalen fehr beträchtliche Staatöfchulden aus ganz verfchiebenen 
Titeln und unter verjchiedenen Benennungen hatte, jo wurden 
body nur wegen der von der weftphäliichen Regierung eröffneten 
Anleihe Reclamationen an die Bundeöverfammlung gebradk. 
Mit diefer hatte es folgende Bewandniß: Napoleon hatte bie 
Lande, aus weldyen er 1807 das Königreich Weſtphalen bildet, 
während feiner Occupation mit außerordenilichen Kriegsſtenern 
belegt und auf feine Rechnung verwalten laſſen. Hierbei waren, 
als die weſtphaͤliſche Regierung eintrat, bebeutende Rüdfänte 
verblieben, welche dieſe Regierung nach einer zu Berlin am 
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22, April 1808 mit ibm getroffenen Uebereinkunft zu vertreten 
übernahm und deren Betrag nunmehr von ben franzöfifchen 
Behörden dringend eingefordert wurde. Dieß veranlaßte ein auf 
die Bewilligung der Stände gegründete Geſetz vom 17. Juli 
1808, worin beftimmt wurde, Daß zur Tilgung ber der franzoͤ⸗ 
ſiſchen Regierung noch ſchuldigen Rüdftände an außerorbentlicher 
Kriegöfteuer und ungewöhnlichen Einkünften des Königreichs, 
zufammen 21,924,369 Fr. 69 Gt. betragend, eine Anleihe von 
20,000,000 $r. für Rechnung des Könige bewirkt werben folle, 
und Die gejammten Einkünfte deſſelben, namentlich Die der 
Tilgungskaſſe und der Korfte, zu Sicherheit der Rüdzahlung des 
Capitals und der BZinfen verpfändet werben ®). 

Nachdem alle von ftändiihen Commiſſarien gemachte Ber: 
fuche, dieſe Anleihe durch Gredit zu erhalten, vergeblich gewejen 
waren, fchritt Die Regierung dazu, felbige in eine Zwangsanleihe 
zu verwandeln. 

Zu dem Ende wurde durch ein Decret vom 19. October 
1808 verordnet, 

daß über die 20,000,000 Fr. 100,000 auf den Kamen bes 
Darleihers gerichtete, jeboh vom Inhaber zu indoffirende, 
zinsbare, auch mit Zinscoupons verjehene Obligationen, jede zu 
20 %r. ausgegeben, ftatt baarer Gaution angenommen unb 
künftig durch die Amortiſationskaſſe mittelft jährlicher Ziehung 
wieber getilgt werben, übrigens alle weftphälifche Unterthanen 
und Gorporationen, welche an Grundflüden, Gapitalien ober 
andern beweglichen ®ütern, ein Vermögen von 5000 Fr. und 
darüber befigen, zu dieſer Anleihe beitragen follen. Die Beiträge 
waren nach fleigenden Verhaͤltniſſen beflimmt, jo daß ber geringfte 
Beitrag von 5,000 bis 10,000 Fr. Vermögen 100 Fr., und der 
hoͤchſte von 1,800,000 Fr. Vermögen und darüber 20,000 Fr. 
betrug **). 

Durch ein fernered Decret vom 19. December 1808 wurbe 


©) Weftphälifches Befehbülletin, Br. II, ©. 79. 
0) Wetphälifches Befepbülletin, Bd. H, ©. 637. 
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ber Schluß der Anleihe auf den 1. Mär; 1809 und die Ber: 
zinfung ber bis dahin eingezahlten Gapitalien auf 6 p. Ct. feſt 
gejeht *). 

Diefe Anleihe ging fo ungünftig von Statten, daß drei 
Anlagen, und zwar 1808, 1810 und 1812 angeordnet werben 
mußten, woburd zufammen 19,946,073 Fr. wieber getilgt, fe 
daß bei der Auflöfung bes Königreich noch eine Schuld von 

13,692,873 Fr. 39 Et. 
verblieb **). 

Die urfprüngliche Zahl der Sinterefienten wurbe zu 30,000 
angegeben. 

Von obigem Rüdftande wurden feit dem 1. Juli 1813 keine 
Zinſen mehr bezahlt. 

1818 fanden Die Obligationen zu 20 p. Ct. des Rominal: 
werths. 

Für die Contribuenten zn der Zwangsanleihe wurde bei 
der Bundesverſammlung wiederholt das Geſuch angebracht, ihnen 
zur Bezahlung zu verhelfen. Hierbei wurde bemerkt: Die 
Berichtigung obiger Zwangsanleihe ſei eine Centralangelegenheit 
des aufgelöften Koͤnigreichs Weſtphalen und folglich, nach dem 
5. Separatartikel des Ceſſionsvertrags vom 2. December 1813, 
durch eine von den betheiligten Regierungen zu beftellende Gom- 
miffion zu reguliven. Der Drang der Umſtaände, welche dieſe 
Anleihe veraulaßten, fei groß und dieſelbe eine Art Kriegscontri⸗ 
bution gewejen; man babe feine Zeit gehabt, flatt ihrer eime 
Steueranlage anf alle Untertanen zu machen und ben Gingang 
des Ertrags erft abzuwarten, Daher hätten Ginige einen augen 
blicklichen Vorſchuß für Alle Leiften müflen, und jeder Sontribwent 
babe nun einen Anſpruch auf die Gejammtheit, welche er habe 
vertreten müflen. Unter diefen Gontribuenten feien nicht wur 
Gemeinden und andere Körperfchaften, ſondern auch fremme 


*) Weſtphaͤliſches Geſetzbůlletin, Bd. I, S. 877. 
0) Ueber die Megulirung der Gentralangelegenheiten bes Körigtriss 
Weſtphalen, ©. 18 Fi. 
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Stiftungen und Wohlthätigkeitdanftalten. Sonach Tönne bie 
Anerkennung, Ausgleihung und Befriedigung dieſer Schuld nad 
Recht und Billigkeit erwartet werben. 

Allerdings war jene Zwangsanleihe in Rüdficht des Zwecks, 
zu welchem fie erhoben, und bed Modus, wie fie repartirt wurbe, 
eine Art Kriegscontribution, Die, wie alle joldye Gontributionen, 
nur bie Wohlhabenderen traf. Diefe Natur der Präftation 
tonnte daher wohl eher zweifelhaft machen, ob fie noch auf 
Koften der Minderwohlhabenden durch Steueranlagen zu berich⸗ 
tigen fei, als eine ſolche Maßregel anrathen, befonders, da feit 
der Erhebung ein jo langer Zeitraum verfloffen und daher 
der Verluſt von den Contribuenten, wie bie übrigen Kriegs 
laften damaliger Zeit, nunmehr meift verfchmerzt war. 

Die lebte Reihe der Beſchwerden entfland aus den Reclas 
mationen der weitphälifchen Staatsdiener wegen Verjorgungs- 
ober fonftiger Penſionsanſprüche. 

Sin der letzten Zeit des deutſchen Neid war bie Praxis 
der Reichögerichte mit der Theorie der Schriftfteller übereinftim- 
mend, daß Staatsdiener nicht willfürlih ohne richterlichen 
Eprudy entfeßt werden könnten. Damit ftimmte jedoch bie Geſetz⸗ 
gebung und Praxis in den einzelnen Reichslanden nicht allent: 
balben überein. 

Welche Grundfäße hierüber in den verjchiedenen Gebiets⸗ 
theifen beftanden, die fpäterhin das Königreich Weſtphalen bil 
beten, ift bei der Gingabencommilfion nicht vollftändig bekannt. 

Der Reihsdeputationsrece vom 25. Februar 1808 war 
den Staatödienern und Penfioniften bejonders günſtig. Er be 
fiimmte Art. 59, der fänmtlidhen bisherigen Hof⸗ geiftlidhen, 
weltlichen und Militaͤr⸗Dienerſchaft in denjenigen Xerritorien, 
welche nach dieſem Receſſe mit andern Staaten vereinigt wurden, 
folle lebenslang ihr bisheriger Rang- und Gehalt, ſammt ven 
rechtmäßigen &molumenten, oder, wo dieſe wegfallen, eine Ber 
gütung dafür, unter ber Bedingung gelaflen werden, daß fie fidh 
dafür nad) Butbefinden des neuen Landeöheren und nad Maaß⸗ 
gabe ihrer Talente und Kenntniſſe auch andberwärts anftellen 
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laffen müßten. Denen jedoch, weldye in einer Provinz angefeflen 
feien und in eine andere verjeßt werben follen, fei frei zu ftellen, 
ob fie in Penfion gejeßt werden wollten. In dieſem Yalle ſei 
einem fünfzehnjährigen Diener fein voller Bebalt mit Gmolu⸗ 
menten, einem zehnjährigen zwei Drittel, und denen, die noch 
nicht volle zehn jahre dienten, die Hälfte ald Penfion zu Laffen. 

Den Benfioniften fei ihre Penfion fortzuzgahlen. Sollte der 
Landesherr einen oder den andern Diener nicht in Dienften 
behalten wollen, jo verbleibe demfelben lebenslang feine genoſſene 
Beſoldung. 

Nach der zur Zeit des Rheinbundes in manchen zu demſelben 
gehörigen Staaten, namentlich auch in der im Königreiche Weſtphalen, 
nachgeahmten franzöfiichen Verfallung, waren nur diejenigen 
Diener, welche richterliche Functionen bekleibeten, inamovibel, 
während bie übrigen, auf Antrag einer Gentralftelle, bald mi, 
bald ohne Auffündigung und Penfion entlafjen werden Eonnten. 


Bei Auflöfung des Großherzogthums Frankfurt beftinmte 
bie Wiener Congreßacte, Artikel 45, daß daſelbſt die Civilgeiſt⸗ 
Iihen, Militäre und diplomatiſchen Diener nach jener Dispofttion 
des Neihebeputationsreceiled behandelt, und bie Penflonen ver- 
hältnigmäßig von den Beſitzern der Gebietstheile fortgezablt 
werben follten. In Bezug auf die Staatöbiener bed aufgelöften 
Koͤnigreichs Weftphalen wurde nirgends eine allgemeine Beſtim⸗ 
mung getroffen. Gin Theil derjelben kehrte in dad Ausland 
zurüd, die meiften übrigen wurden von den Regierungen, welche 
die weltphälifchen Lande in Beſitzz nahmen, auf ihren 
Stellen gelaffen oder anderweit angeſtellt. NRamentli Hatte 
die preußifche Regierung alle in ben wieder an Preußen 
getommenen Theilen des Koͤnigreichs Weſtphalen vorgefunbenen 
Localbeamten verforgt. Allein ein Theil der weftphälifchen 
Diener, beſonders der Gentraldiener, verlor feine Stellen, obne 
eine anberweite Anftelung oder Benfion zu erhalten. Diele 
baten bie Regierungen, ihnen eins ober das andere zu gewähren, 
fanden aber kein Gehör, und reclamirten nun bei der Bundes⸗ 
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verfammlung. Die Zahl der Reclamanten foll 1821 nur noch 
ungefähr vierzig betragen haben, 

In Eingaben bed Dr. Schreiber an die Bundesverfammlung 
wurde gebeten, Borjehung zu treffen, daß die nach Auflöfung 
bes Königreichs Weſtphalen unangeſtellt gebliebenen weftphälifchen 
Staatsdiener von den Regierungen. welche befien @ebietötheile 
befigen , wieder angeftellt oder mit Penfion verforgt, und von 
1813 an entfchädigt werben möchten. 

Um dieſes Geſuch zu begründen, wurde außeinandergejebt, 
wie wichtig der Staatöbienft für den Staat fei, und wie zweifelhaft 
das 2008 der Staatsdiener fein würde, wenn man bafjelbe bei 
den in neueren Zeiten fo dftern Xerritorialveränderungen von 
dem Wechſel der Negenten abhängig machen wollte Es wurbe 
bemerkt: Keine Clafſe der Bewohner eines Staated jei fefter 
mit dem Staate verbunden, als die des Staatsdieners. Er jel 
unzertrennli von ihm, Da er der Vertreter der Verwaltung jei 
und ohne Verwaltung Fein Staat gedacht werben koͤnne. Daher 
folge er jedem Wechſel, jo lange er nicht fein Verhaͤltniß als 
Diener aufgebe, oder fich deſſen unwürdig mache, und mit Recht 
ſeien feine Anſprüche an den Staat eben fo unveränderlih, ale 
die Ansprüche des Staat3 an ihn. In der Regel müfle ber 
Staatsbiener feine und der Seinigen Erhaltung auf das Eins 
kommen gründen, weldyes ihm die Regierung bewillige. ‘Der 
Bertrag, den Lebtere mit ihm eingehen, ſei gegenjeitig und auf 
Lebenszeit gefchloffen. Wenn in Europa Staatsveränderungen 
eingetreten feien, fo habe man immer auf Die Angeftellten jeden 
Bedacht genommen den das Recht erbeifche und feien dieſelben in 
Folge folder Veränderungen unnöthig geworden, doch für deren 
Subfiſtenz gejorgt. Der Reichsdeputationsregreß ſei dieſem 
Princip gefolgt, die Wiener Congreßacte habe in Rückſicht der 
Staatödiener des aufgelöften Großherzogthums Frankfurt dafjelbe 
gethan, nur bei den weftphälifchen Staatsbienern ſei ſolches noch 
nicht geichehen, und dieſe koͤnnten doch nicht allein unberückſichttgt 
bleiben. Zwar feien viele berfelben in ihren Dienftverhältnifjen 
geblieben, aber eben was dieſen recht jei, jei den übrigen Billig. 
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Der Umftand, daß die Nichtangeſtellten meift Gentralviener 
geweien und daß man noch Feine Vorjorge für die Centralver⸗ 
hältnifje des aufgelöften weitphäliichen Staats getroffen habe, 
koͤnne nicht rechtfertigen, daß für dieſe Diener bisher noch nichts 
geicheben jei. 

Dbige Dispofitionen des Reichsdeputationsrezeſſes unb der 
Wiener Gongreßacte betrafen nur die Diener derjenigen Gebiete, 
auf welche fie ausbrüdlich beſchränkt waren, und fanden auf die 
weftpbälifchen Feine Anwendung, weil fie nirgends auf biefelben 
erfiredt wurden. Daher fam ed bei Weurtbeilung bed An 
ſpruchs der Neclamanten zunaͤchſt auf die Frage an: ob fie, wenn 
die weftphälifche Regierung fie entlaflen hätte, nach den von 
derjelben getroffenen Einrichtungen, denen fie ſich unterworfen hatten, 
berechtigt geweien fein würden, Wieberanftellung ober Penſion 
zu fordern? Banden fi) unter den Reclamanten foldye Diener, 
welche dieſe Befugniß behaupten könnten, jo war in NRüdfidt 
ihrer die fernere Frage zu Löfen: ob und aus welden 
Gründen ein Souverain, der ein feinbliches Land erobert, ver 
bunden fei, die Diener feined Gegners, weldye er bort finde, in 
feinen Dienft zu nehmen, oder für die der feindlichen Regierung 
geleifteten Dienfte mit Benfion zu verjorgen? Lieb fih auf 
diefe Frage für den Neclamanten günflig beantworten, Dann 
würden zwar die Xocaldiener Anſpruch an deu Lanbeöheren be} 
Orts, wo fie dienten, haben machen, die Gentralbiener aber ihre 
Befriedigung dennoch nicht eher haben erwarten koͤnnen, bis die 
Gentralangelegenheiten des aufgelöften Staats, zu benen ihr 
Anfpruch ohne Zweifel gehörte, regulirt worden waren. 


Das Königreich Weftphalen war, wie fchon oben bemerft 
(S. 464) während der Zeit feiner Dauer ald ein Ganzes ver 
waltet worden, ohne Sonderung der verfchiebenen Landestheile, 
aus welchen daſſelbe zufammengejeßt war. Ueberall war man 
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bierbei nur von einem centralen Geſichtspunkte und von ber Vor- 
ausſetzung ausgegangen, daß jene Landestheile nie wieder getrennt 
werben koͤnnten. 

Als Daher bei Auflöfung bes weſtphaͤliſchen Reichs deſſen 
Lande an die Regierungen von Preußen, Hannover, Kurheſſen 
und Braunjchweig zurüdgelangten ober ſonſt vertheilt wurben, 
waren mannigfache Intereſſen zwiſchen dieſen Regierungen aus⸗ 
zugleichen. Keine derſelben konnte die Nothwendigkeit einer Maaß⸗ 
regel verkennen, welche erforderlich war, um ihre eigenen, aus 
jener centralen Verwaltung hervorgegangenen Verhaͤltniſſe in activer 
und paſſiver Hinficht, jo wie Die Verhaͤltniſſe vieler ihrer Unter⸗ 
thanen in rechtliche Gewißheit zu ſetzen. Allein die kurheſſiſche 
Regierung war auch noch befonders verbindlih, zu dieſer 
Maaßregel mitzuwirken; denn der zwilchen den verbündeten 
Mächten, Defterreih, Rußland, England und Preußen einer Seits 
und dem Kurfürften von Helfen anderer Seits geſchloſſene Vertrag 
vom 2. December 1813, durdy welchen Erſtere Letzterm bie von 
Napoleon ihm entriffenen und durch ihre Waffen wiedereroberten 
Lande zurüdgaben, beftimmte im 5. Separatartifel: 

»La ville de Cassel ayant &tE, sous le regime Westphalien, 

le depöt de toutes les archives, il sera nomm& une: Com- 

mission, charge de separer les papiers, actes et documens 
appartenans aux provinces, qui composalent le Royaume de 

Westphalle. Les Commissaires de S. A. S. Electorale re- 

cueilleront ceux qui reviennent aux pays qui rentrent sous 

sa domination, et on en nommera pour les provinces, qui 
retournent à l’autres Souverains, ou qui se trouvent sous 
administration provisoire. La meme Commission sera chargée 
de separer et de regler tous les interets, qui ont eid 
communs jusqu’ ici aux differentes provinces du Royaume 
de Westphalie«. 
Demgemäß wurde, nad) den Eröffuungen der preußifchen Bundes: 
tagsgefandtichaft an die Bundesverfammlung, vom 30. Juli 1821 
und 4. December 1823, auf eine bereitd im Jahre 1819 von 
dem koͤniglich⸗preußiſchen Hofe erlaſſene Ginladung, zwilchen den 
GErfer Then. 38 
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vier betbeiligten Regierungen eine Webereinfunft getroffen, in 
Folge deren am 20. Juni 1821 eine Commiſſion Diefer Regierungen 
in Berlin zufammentrat, um wegen Deren, aus der Auflöfung 
des ehemaligen Königreichs Weſtphalen herrührenten gemeinfamen 
Intereſſen eine Auseinanderfegung zu bewirken. 

Sach den Vorſchlägen der preußischen Regierung jollte Diejer 

Zweck in dem Mlaaße erreicht werden, 
daß die Commiſſion zuvörderft die Gegenftänte der Be 
rathung beſtimme, 
daß fie hierauf Die Grundjäße der gemeinjchaftlichen Aus 
einanderjegung über dieſe Gegenftände feitftelle, 
daß fie, nad) erfolgter Ginigung über die anzumwendenden 

Grundſätze, Die Wege verabrede, wie ſolche in Beziehung 

auf die einzelnen Fälle in Ausführung zu bringen feien, 

daß fie, ohne ſich mit einzelnen Neclamationen zu be 

Ichäftigen, eine Vereinigung darüber vermitteln, welde 

Gattungen von Neclamationen überhaupt zu berüdfichtigen 

und auf welche Weile jelbige zu befriedigen feien, 

daß übrigens jeder Negierung überlajfen bliebe, weldes 
Berfahren fie fodanı wegen Aufnahme, Prüfung und Gr: 
ledigung der fie insbejondere betreffenden einzelnen Recla- 
mationen anwenden wolle *). 
Ueber Den Gang des Geſchäfts Der Ausgleichungs-Commiſſion 
gab Die preußische Bundestagsgejellichaft am A. December 1323 
folgende Auskunft: 

Nachdem der Zufammentritt der Commiſſion am 20. Juni 1821 
erfolgt fei, habe man preußiſcher Seit3 eine Die obigen Vorſchläge 
enthaltende allgemeine Bropofition über die von ihr vorzunehmente 
Behandlung des Geſchäfts vorgelegt. 

Hierauf feien jedoch zur Zeit von den mitbetheiligten Staaten 
noch feine beſtimmten Erklärungen eingegangen. 

Während die Gommiffarien die Inſtructionen ihrer Höfe 
erwarteten, habe man preußischer Seit3 die in Berlin almählia 








*) 3. Pr. 1823. Sol. 617. 
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vereinigten Data über die betreffenden Berhältniffe des aufgelöften 
Koͤnigreichs Weſtphalen einer Iperiellen Prüfung unterworfen und 
deren Refultate den mitbetheiligten Staaten, theild in mehreren 
Dentichriften Über die einzelnen bei der Commiſſion zur Sprache 
zu bringenden Gegenftänbe, theils in einem allgemeinen Plane 
oder Gutachten vorgelegt, welches Anfichten und Worjchläge über 
die gefammte Behandlung derfeiben und die Art der gemeinfamen 
Auseinanderfegung enthalte. Leber jene Denkſchriften und dieſes 
Gutachten haben die Commiſſarien der mitbetheiligten Staaten 
fich mit Inſtruction zu verjehen verjprochen. 

Hannover habe zur Hülfe feines Gommifjarius noch einen 
zweiten Beamten nad) Berlin gefendet, welcher aus früheren Dienft- 
verhaͤltniſſen eine genaue Kenntniß der weſtphaͤliſchen Angelegen- 
beiten beſitze. Mit Vergnügen erkenne hierin der preußiſche Hof 
einen Beweis der Bereitwilligkeit Hannovers, die Auseinander- 
ſetzung zu bejchleunigen. 

An Kurheſſen feien, ſowohl durch den Föniglichpreußiichen 
Geſchaͤftstraͤger in Cafſel, als von Seiten des koöniglich⸗hannoͤveriſchen 
Hofs, dringende Erfuchen ergangen, um audy dort Die Ertheilung 
der nötbigen Inſtructionen zu beſchleunigen, und nad ben Ber: 
beißfungen des kurheſſiſchen Staatsminifteriums ftehe die baldige 
Erfüllimg dieſes Wunfches zu hoffen. 

Sonach ſei nicht allein preußiſcher Seits alles geſchehen, was 
zur Förderung des Geſchäfts nur möglich geweſen, ſondern man 
bürfe ſich auch von deſſen ungeftörtem Fortgange bebeutende 
Reſultate verjprechen*). 

Welchen Gang das Geſchaͤft ſeitdem ferner genommen habe, 
blieb der Bundesverſammlung unbekannt, doch zeigten die neueſten 
angebrachten Reclamationen, daß ed von feiner Endſchaft noch 
weit entfernt ei. 

Es würde zu unudthigen WWeitläuftigfeiten führen, wenn wir 
alle einzelnen Reclamationen bei der Bundesverfammlung bier 
erörtern wollten. Manche Zälle waren jchreiend. Allein nad) 


*), B. Br. 1823, Fl. 647. 
38 * 
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vier betheiligten Regierungen eine Uebereinkunft getroffen, in 
Folge deren am 20. uni 1821 eine Gommiffion diefer Regierungen 
in Berlin zufammentrat, um wegen deren, aus der Auflöfung 
bes ehemaligen Koͤnigreichs Weftphalen herrührenden gemeinfamen 
Sintereffen eine Auseinanderſetzung zu bewirken. 

Nach den Vorjchlägen der preußischen Regierung jollte diefer 

Zweck in dem Maaße erreicht werben, 
daß die Commiſſion zupörderfi die Gegenflände der Be 
rathung beftimme, 
daß fie hierauf Die Grundſaͤtze der gemeinfchaftlichen Aus 
einanderfeßung über dieſe Gegenſtaͤnde feftftelle, 
daß fie, nach erfolgter Einigung über Die anzumendendben 

Srundfäpe, die Wege verabrede, wie folde in Beziehung 

auf Die einzelnen Fälle in Ausführung zu bringen feien, 

daß fie, ohne ſich mit einzelnen Reclamationen zu be 

Ihäftigen, eine Vereinigung darüber vermitteln, welde 

Sattungen von Reclamationen überhaupt zu berüdfichtigen 

und auf welche Weiſe jelbige zu befriedigen feien, 

daß übrigens jeder Regierung überlafien bliebe, welches 

Verfahren fie ſodann wegen Aufnahme, Prüfung und Gr: 

ledigung der fie insbejondere betreffenden einzelnen Reda: 

mationen anwenden wolle®). 

Ueber den Bang des Geſchaͤfts der Ausgleihungs-Gommilfion 
gab die preußiiche Bundestagsgefelihaft am A. December 1823 
folgende Auskunft: 

Nachdem der Zufammentritt der Sommiffion am 20. Juni 1821 
erfolgt fei, babe man preußifcher Seits eine Die obigen Vorſchlaͤge 
enthaltende allgemeine Bropofition über Die von ihr vorzunehmente 
Behandlung des Geſchaͤfts vorgelegt. 

Hierauf feien jedoch zur Zeit von den mitbetheiligten Staaten 
noch Feine beitimmten Erklärungen eingegangen. 

Während die Commiſſarien die Inſtructionen ihrer Höfe 
erwarteten, habe man preußifcher Seits die in Berlin allmählis 


*) 8. ®r. 1823. Fol. 647. 


597 


3. von dieſem Beſchluſſe dem Bevollmächtigten ber Recla⸗ 
manten, Brofeffor Dr. Herling zu Frankfurt, Nachricht 
zu geben"). | 

Damit enden dieſe Beſchwerden. Denn was nach 1824 noch 

beim Bunde ald Beſchwerde erhoben wurbe, hatle zwar ben Erfolg 
einen jehr weitläuftigen Gommiffionsbericht im Jahre 1826 her⸗ 
vorzurufen, der aber, nur wejentlich Die bis dahin gepflogenen 
Berbandlungen recapitulivend, zu einem weiteren abweiſenden 
Beichlufie der Bundesverſammlung führte. 


Sechsſstes Kapitel, 


ie Militär- Angelegenheiten des dentſchen Pundes in ihrem Fortgang. 
(Cf. 3. 103 ſ. 3. 835 —262 *)). 





Nachdem das Commiſſions⸗Gutachten, (S. 262) den Bundes» 
vegierungen mitgetheilt war, verfloflen viele Monate, bis Die 


*) B. Br. 1824. Fol. 48, 

*) Anmerf, Bir halten auch bei der Darſtellung der Militärs Berhältnifie 
des Bundes den in der Vorrede sunferes Werkes bezeichneten Geſichtspunkt 
fl. (S. VII.): „Ueberhaupt wird der Berfafier die Urkunden in allen wichtigen 
Fällen Iprechen lafien. Wo das Material allgemein zugänglich if, fann man 
ſich deſſen freilich überheben“. Alle bekannten Berhandlungen, — gerade bei 
der MilitärsAngelegenheit von großem Umfange — find hier auf wenigen Seiten 
kurz angedeutet; wir Eönnen bier feine auch vom militärifhen Standpunkte 
aus genügende Geſchichte aller dahin einichlagenden Berbandlungen geben; — 
es würde dazu ein umfangreiches Werk nöthig fein. Dagegen geben wir bie 
bisher ungedrudten, nur Wenigen zugänglichen Verhandlungen, welche ein 
Rational-Interefie bieten und ein neues Licht auf die damaligen Kabinete 
werfen, ausführlig. — Wir beginnen mit der Gentingentöftellung und den 
Bundeofeflungen, und werden die Streitigkeiten über die Biniheilung der 
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dem von und angenommenen Princip müſſen wir uns in biefem 
Werke allein auf das Verbältnig der Bundesverfammlung zu den 
National⸗Intereſſen beſchraͤnken, und darnach fallen Die einzelnen 
Beichwerden in biefen Angelegenheiten nicht in das Bereich unferer 
Betrachtung. Die Verzögerung der Ordnung diefer Berhältuifie 
wurde allein von Preußen ernfthaft befämpft, aber leider ohne 
Erfolg. Preußen hatte feine beften Waffen fi) aus den Händen 
ringen laſſen; es Eonnte nichts durchſetzen. Selbſt Bitten, die ed 
an Metternid, richtete*), halfen nichts; das Schickſal mander 
Familie wurde durch die Bögerung ein ſehr trauriges, und eine 
große Zahl der urfprünglichen Befchwerbeführer erlebte Die Drbnung 
diefer Verhältniffe (1843) nicht mehr. Der Bundestag wies bie 
nad) 1823 nochmals erhobene Beſchwerde in der Geſammtheit 
wiederum zurüd, indem er 1824 beſchloß: 

1. den Reclamanten zu eröffnen, daß wegen besjenigen Theis 
ihrer Rüdftandsforderung, welcher vor der Auflöfung dee 
Koͤnigreichs Weftphalen erwachſen iſt, für jet das Refultat 
ber in Berlin gepflogenen commiflariichen Verhandlungen 
über die Regulirung der deu verfchiedenen Landestheilen 
dieſes anfgelöften Staats gemeinfchaftlichen Jutereſſen ab 
zuwarten jet; 

2. den Töniglid”hannöverischen Herrn Bundestagsgeſandten zu 
erjuchen, daß er feine allerhöchfte Regierung von ber Be 
wandniß der Rüdftandsforderung der Reclamanten für den 
ven ihnen feit der Auflöfung des Königreichs Weſtphalen 
bis zu Ende Januar 1814 auf den Stationen Hameln mb 
Alverbiffen geleifteten Pofldienft in Kenntniß fege und 
Darüber Auskunft ſich erbitte und mitiheile, welche Re 
gierungen in diefer Zeit die Vortheile des über Hameln 
und Alverbiffen gegangenen Bielefelder Poſtcurſes genofen 
haben? und 

8) Berg. m. Note Gr. Vernſtoffs an Hapfeld d. d. 19. Mprif 1824 


b. Note Metternichs an Fürſt Hapfeld d. d. 18. Juli 1824. c. Rote Heli 
nichs an Frh. v. Spiegel in Caſſel. Febr. 1825. 
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4. die zwedimäßpigfte Fürſorge für Bertheibigung der Bundes⸗ 
ftaaten Durch angemefjene fefte Pläbe; 

5. die in Friedenszeiten allein mögliche, forgfältige und 
beſonnene Borbereitung aller im Augenblid des Bedürfnifſes 
erforderlichen Mittel und Kräfte. 

Die auf die öfterreihiihe Propofition nah und nad ein- 
gehenden Abftimmungen, welche ſaͤmmtlich befannt und zugänglich 
in ber officiellen Duartausgabe der -PBrotocolle der Bundes 
verfammlung find, und ſich ihrem wefentlichen Inhalt nad in 
dem dv. Meyer’ichen Repertorium”) finden, vereinigten fich einerfeits 
in Dem betannten Beihhluffe vom 20. Auguft 1818): 

1. Die von den Bundesgliedern angegebene Volkszahl ihrer 
Bundesftaaten wird auf Die nächften fünf Jahre prowiforifch 
als Bundesartifel angenommen, und zwar nach ber 
proviforifch beftehenden Stimmenordnung in Pleno, mit 
Vorbehalt weiterer Beftimmungen für Heflen-Homburg. 
(Die Gefammtzabl der Bevölkerung Deutſchlands betrug 
demnach, 30,163,148 Seelen mit zwei fpätern Beridhtigungen 
(Lugemburg und Kurheſſen), wodurch fich Die Matrikel um 
69,438 Seelen erhöhte) ; 

2. diefe Matritel gilt als Regel fowohl für Mannfchafte- 
ftellungen als Gelbleiftungen mit alleiniger Ausnahme der 
anders vertheilten Bundes-KanzleisKoften ; 

3. die Örundfäße, wonach die definitive, nad fünf Jahren 
einzuführende Matrifel bearbeitet werben ſoll, wird eine 
zunächft eigend3 zu wählende Commiſſion begutachten; die 
Bundes-Berfammlung wird folde nod vor Ablauf ber 
fünfjährigen Friſt erörtern, uud durch weitere Beichluß- 
nahme ficy über eine befinitive Matrifel vereinigen. 

Andrerſeits zeigten fi bei der Berathung über die öſter⸗ 
reichifche Propofition jehr abweichende Wünfche und Anfichten 
der Regierungen. v. Weyer giebt auch Hiervon eine genügende 


e) Heft 4. ©. 472 fi. 478 ff. 
“) B. Br. 1818 ol. 434. 
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Verhandlungen wieber aufgenommen werben fonnten. Defſtereich 
bezeichnete aber in einer Prafidial:Bropofition (13. Novbr. 1817) 
die Militair-Organifation des Bundes wiederholt als einen ber 
Hauptgegenftände der Bejchäfte der Bundesverfammiung*), und 
legte dann im vollen Einverfländniffe mit Preußen in vertraulicher 
Situng am 15. Januar 1818 eine Propofition „über bie Grund- 
züge bed deutſchen Militär: und Vertheidigungsweſens“ ver, 
welche in der darauf folgenden Sikung vom 19. Januar 1818 
in das öffentliche Protocol aufgenommen wurde. Da fie überall 
abgedrudt ift, nehmen wir billig Anftand, fie hier zu wiederholen. 
Bekanntlich waren darin zwei Geſichtspunkte, welche als Leitende 
bei derfelben gedient hatten, hervorgehoben: 

1. die vollfommenfte Würdigung der Souverainetät der 
Staaten, weldye den Bund bilden: 

2. die ausgedehnteſte Rüdficht auf Anwendung eines, ſeinem 
Zweck in rein militaͤriſcher Beziehung vollkommen ent⸗ 
ſprechenden in ſeinen Reſultaten gehörig wirkſamen Ber 
theidigungsſyſtems der Geſammtheit der Bundesſtaaten. — 

Hervorgehoben waren dann weiter beſonders folgende Punkte: 

1. die Evidenthaltung der Streitkräfte, ſelbſt in Friedenszeiten 

2. bie Leichtigkeit und Wirkſamkeit der Vermehrung berfelben, 
nach dem jedeömaligen Bedarf; 

3. die billigfte Vertheilung der Laften über die Geſammtheu 
der Bundesftanten, in dem Verhaͤltniß ihrer refativen Etärfe 
und mit beftändigem Vorbedacht auf die Moͤglichkeit ihrer 
Leiſtung; 


Bundes⸗Armee⸗Corps, — vielfach ſehr unerfreulich — in einem folgerde⸗ 
Bande bringen. 

Wir wollen übrigens bemerken, daß das im Manuſcript nur zum Gebreuch 
der Bundestagsgeſandten beſtimmte Werk des Hr. v. Leonhardi uber dw 
Kriegeverfafiung (Frankſurt) nur Hinweiſungen auf die einzelnen Berhandlungen 
enthält, die Verhandlungen ſelbſt bringt das Bud aud nit einmal im 
allerdürftigſten Auszuge. 

*) B. Br. 1817. Fol. 742, 
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4. die zwedimäßigfte Fürſorge für Bertheidigung ber Bundes: 
ftanten Durch angemeſſene fefte Pläke; 

5. die in Friedenszeiten allein möglihe, forgfältige und 
befonnene Vorbereitung aller im Augendlid des Beduͤrfniſſes 
erforderlichen Mittel und Kräfte. 

Die auf die öfterreihiiche Propofition nach und nach ein- 
gehenden Abftimmungen, welche ſaͤmmtlich bekannt und zugaͤnglich 
in ber officiellen Duartausgabe der -Protocolle der Bundes» 
verfammlung find, und fi ihrem wefentlichen Inhalt nah in 
dem v. Meyer ſchen Repertorium”) finden, vereinigten ſich einerfeits 
in dem betannten Befchluffe vom 20. Auguft 1818**): 

1. Die von den Bundesgliedern angegebene Volkszahl ihrer 
Bundesftaaten wird auf die naͤchſten fünf Jahre proviſoriſch 
als Bundesartifel angenommen, und zwar nad ber 
proviforiich beftehenden Stinnmenordnung in Pleno, mit 
Vorbehalt weiterer Beftimmungen für Heflen-Homburg. 
(Die Geſammtzahl der Bevölterung Deutſchlands betrug 
demnach 30,163,148 Seelen mit zwei ſpaͤtern Berichtigungen 
(Lugemburg und Kurheflen), wodurd fi) die Matrikel um 
69,438 Seelen erhöhte) ; 

2. diefe Matrikel gilt als Regel ſowohl für Mannſchafts⸗ 
ftellungen als ©eldleiftungen mit alleiniger Ausnahme ber 
anders vertheilten Bundes⸗-Kanzlei⸗Koſten; 

3. die Grundjäße, wonach die definitive, nach fünf Jahren 
einzuführende Matrifel bearbeitet werden fol, wirb eine 
zunächft eigend3 zu wählende Commiſſion begutachten; die 
Bundes-Berfammlung wird ſolche noch vor Ablauf ver 
fünfjährigen Friſt erörtern, uud durch weitere Befchluß- 
nahme fich über eine definitive Matrifel vereinigen. 

Andrerfeitö zeigten ſich bei der Berathung über bie öfter: 
reichiſche Propolition ſehr abweichende Wuͤnſche und Anfichten 
der Regierungen. v. Meyer giebt auch Hiervon eine genuͤgende 


*) Heft 4. ©. 472 fi. 478 ff. 
“) B. Br. 1818 Kol. 434. 
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Ueberfiht nad ben einzelnen Hauptabſchnitten der proponirten 
Kriegsverfaflung aus den damals veröffentlichten Berbandlungen 
der Bundes-Berfamnlung. Wir übergehen fie deßhalb als bekannt 
ebenfalls und machen nur darauf aufmerkſam, daß faf alle 
Staaten, den von Oeſterreich und Preußen vorgejchlagenen 
Procentfaß von drei für den Kriegsftand, nämlich zwei Procent 
für das active Heer und ein Procent für die Reſerve, als zu 
hoch verwarfen, als nicht allein drüdend, fondern fogar uner 
Ichwinglich; ferner darauf, daß die Beflimmungen über ben 
Landſturm einftweilen gar nicht zur Discuffion kamen. 

Man gelangte zu einem Beſchluſſe über die Bropofition, 
welcher die directen Regeln für die politiichen ſowohl als aud 
die nun mehr notbwendig werdenden militärifchstechnifhen Gr 
örterungen aufftelltee (Beihluß vom 9. April 1818%. Eie 
finden fi) in Auszug ebenfalld bei v. Meyer*"). Um bie fid 
daran Tnüpfenden Unterhbandlungen über die Grundzüge der 
Militärverfaflung zu erleichtern, legte Oeſterreich zugleich einen 
Beihluß vor, wodurd ein Bundestagsausſchuß von fieben Mit: 
gliedern zur Ausarbeitung des Militärverfafiungsplanes beftimmt 
wurbe, welchem zur Aushilfe ein Ausſchuß von Militärperfonen 
(naher Militaͤr⸗Comité genannt) beigeorbnet war”**). Dieſer 
Bundestagdausfhuß Tegte am 12. Detober 1818 jein Gutachten 
der Bundes:Berfammlung vor}), und am 21. Sanuar 1819 
eröffnete der Präfidialgefandte das Protocol zu den Abflimmungen 
über die Grundzüge der Kriegeverfaffung. Die fänmtlidhen Ge 
lanbtichaften flimmten für die Annahme der Grundzüge im 
Allgemeinen al8 Grundlage der zu fallenden definitiven Beſchlüfſe 
mit Vorbehalt befonderer Bemerkungen zu den einzelnen SS, welche 
nad und nad von faft allen Staaten einliefen, und fid in be 


*) B. Pr. 1818. Kol. 218 |. 

*#) a. a. O. ©, IR. 

6) Das Nähere bei v. Meyer a. a. D. ©. 49 ff. 

+) Es befindet AG in der Duart- Ausgabe der Bundes⸗Protocolle; wir 
verzichten deßhalb auf Wiederholung des längf Bekannten. 
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ſondern (übrigens nicht paginirten) loco dietaturae gemachten Ab⸗ 
drüden finden (fiehe Anhang). Wir müflen uns verfagen, bier auf bie 
Sperialitäten einzugehen, weil fie dieſes Werk zu umfangreich machen 
würden, bemerken aber, daß die Verhandlungen ſchon damals einen 
fehr bitteren Sharacter annahmen, wozu fchon bei den weiter unten 
zu betradhtenden Verhandlungen über die Sintheilung bed Bundes⸗ 
heers die beiden Heflen und Württemberg fehr viel VBeranlaflung 
gegeben hatten *). 
Man gelangte aber dech zu einer vorläufigen Vereinigung 
. Februar 1819). Der einftimmige Beſchluß lautete dahin: 
„Laß bie über die Kriegsverfafiung des beutfchen Bundes von 
dem dazu angeorbneten Bundestagsausfchufie bearbeiteten 
Grundzüge und vorläufigen Beftimmungen über die Bundes 
feftungen im Allgemeinen und Weſentlichen als Vorarbeit und 
Grundlage zur endlichen Feſtſetzung eines gemeinfamen Ber: 
theidigungsſyſtems des deutſchen Bundes hiermit angenommen 
jeien, und darüber unverzüglich ein definitiver Beſchluß gefaßt 
werben folle, nachdem nur die deßfalſigen Wunſche und 
bejondern Bemerkungen zu einzelnen Punkten noch weiter 
zuvor in vertraulicher Sitzung vorgebradht, darin erörtert, und 
biernädhft an den Bundestagsausſchuß zur Zujammenftellung 
und allenfalls zu Ausgleichungs-Vorjchlägen gewiejen worden”. 
Defterreich und Preußen fegten nun auch noch die Einrichtung 
einer Militär-Sommilfion am Bundestage durch*®), welcher als 
Wirkungskreis bezeichnet war, Die übertragenen technifchen Arbeiten 
zu liefern, den Stand aller Bontingente evident zu balten, bie 
rein militäriiche Auffiht über die Bunbesfeflungen und den 


buln 


€ 


2) Ginftweilemift die Weberficht über diefen Begenfland bei v. Meyer a. a. D. 
©. 511 ff. zu vergleihen; die bittern gegenfeitigen Anfeindungen Preußens 
und WBürttembergs, zum Theil loco dicteturae gedrudt, fehlen bei ihm. Wir 
fommıen fpäter auf biefelben ausführlicher zurück. Es iR aus den öffentlichen 
Brotocollen befannt, daß nad langem Kampfe Württemberg die beiden Heflen 
ım Stiche ließ und daß endlih die Großmächte vollkändig ſiegten und bie 
widerfirebenden Hefien zur Nachgiebigleit zwangen. 

*) B. Br. 1819 $. 4. Ib. 6. 37. 8. 38. CH. v. Meyer. a a. D. 
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Militärbienft in berjelben zu führen und was bamit im Zuſammen⸗ 
bang ſtehe. 

Wichtig wurden nun aber insbefondere die Verhandlungen 
über die Revifion der vorläufig angenommenen Grundzüge ber 
Militärverfaffung. In vorberfte Linie treten die Bundesfefungen 
und bie Gontingentftellung, insbeſondere bie Grleichterung ber 
Eleineren Bundesſtaaten bei der leßteren. 

Als Defterreih und Preußen am 19. Januar 1818 in der 
gemeinfchaftlich vorgelegten Militaͤr⸗-Propoſition (S. 598)*) tie 
vorgeſchlagenen Beftimmungen über die Bundestruppen abgegeben 
hatten, trugen die meiften Staaten darauf an, eine beſondere 
nähere Erörterung und Berathung der in Frage kommenden theils 
politiſchen, theils technifch-militärifchen Fragen durch eine befonbere 
technische Commiſſion vernehmen zu laſſen, bevor fie ſich äußerten. 
Biele Bedenken wurben erhoben: man könne die angeformene Ber: 
pflihtung nicht überfehen — in Rüdficht der Verpflichtung, bie 
Bundesfeftungen zu unterhalten, tönnten diejenigen Staaten, in 
welchen bie Feſtungen nicht Lägen, nicht fo ftark angezogen werden 
als Diejenigen, zu deren Schuß fie vorzugsweife dienten — mit 
einem Worte: von einer allgemeinen durchaus gleichmäßigen 
deutſchen Verpflichtung ſchienen viele Staaten nichts willen zu 
wollen; bie beherzigenswerthen Worte v. Bagernd**): „Sie (bie 
großen Mächte) zweifeln nicht, dab das franzöfifche Befeftigung® 
ſyſtem von den Alpen, vom Jura bis an die Norbfee im Kabinet 
biejed mächtigen Monarchen im Zufammenhang erwogen, geprüft 
und ſtets verbefjert wird. Wir find in felbfiverjchuldetem Nach⸗ 
theil, wenn wir es nicht erfehen, nicht wahrnehmen, unfer Buntes 
und Allianz Syftem nicht fo geftalten, und fo in das Auge fallen, 
daß es derjelbigen Gombination empfänglich ſei; die Leute zu 
Bayonne und Marfeille feuern, un Lille und Strasburg feit zu 
erhalten, und garnifoniren dort ohne Widerſpruch. SDiefelbige 
DBereitwilligkeit muß unter uns fein, wenn die Rachtbeile der ver: 


*) Bergl. B. Br. 1817. 8. 52. Beil, 12. 
*6) 3. Br. 1818 5. 9. Fol. 17 fi. 
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gangenen Zeit von’ und abgewenbet bleiben ſollen! Es gehört 
wefentlich zum Begriff der deutjchen Einheit, Die ſonſt nım in einem 
Scyall leerer Worte befteht“, — ſchienen nicht befondern Auflang 
zu finden. Doc kamen noch in ber letzten Sitzung des Jahres 
1818 die vorläufigen Beſtimmungen über Die Bundesfeflungen, in 
22 85 zujammengeftellt, als Grgebniß der Arbeiten des B. T. 
Ausichuffes in Militärfachen, zur Vorlage”), worauf die Bundes» 
Berfammlung den Beſchluß in derſelben Sikung (12. Octbr.) 
faßte: 
„daß über dieſe vorläufigen Beitimmungen die definitive Be⸗ 
tathung am 7. Januar 1819 zu exöffnen fei, daß bie Ab- 
fendung der Officiere zu Der LokabGommiſſion zu befehleunigen 
fet und zugleid, Inſtruetionen über die Bildung einer Gentral- 
Commiſſion zur Prüfung der Arbeiten der Local⸗Commiſſion 
zu erbitten, und enblih, daß dieſe Snftructionen auf 
die bei den zunächft übergebenden Bunbeöfeftungen zur Sprache 
fommenden @egenflände bejonders auszubehnen ſeien“. 
Darauf erfolgte am 11. Februar 1819 ein einftimmiger 
Beſchluß der Bundesverjammlung: 
„daß die über die Kriegsverfaſſung bes deutſchen Bundes 
von dem dazu angeorbneten B. T. Ausſchuſſe bearbeiteten 
vorläufigen Beflimmungen fiber die Bundesfeftungen im All⸗ 
gemeinen und XBefentlichen ald Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Feftftellung eined gemeinfamen Vertbeidigungsiyftems 
des deutſchen Bundes angenommen wären, und barüber 
unverzüglich ein definitiver Beſchluß gefaßt werben folle, 
nachdem nun die deßfalſigen Wünſche und befonberen Bes 
merklungen zu Den weiteren Punkten noch weiter zu ber in 
vertraulicher Sigung vorgebradht, darin erörtert und hiernaͤchſt 
an ben Bundestags: Ausfchuß zur Zufammenftellung und allen- 
fall8 zu Ausgleichungsvorſchlaͤgen gewiejen werden”. 


*), B. Br. 1818. $. 234. Gommifl. Br. Beil. 35. Abth. B. Bundes⸗ 
feRungen u. die Beflimmungen ſelbſt. Beil. 37. CHE v. Meyer. Repertorium 
© 546 f. 
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Am 22. März 1819 wurde von dem Bundestags⸗Audſchaß 
und der Militäe-Sommiffion ein umfaflendes Gutachten verlangt, 
welches au) am 28. Juli 1819 erflattet wurde*); diefe dann 
den Regterungen zur Einfendung der Inſtructionen mitgeteilt. — 
Diefe Inſtructionen blieben nun faft ein Jahr aus, während welcher 
Zeit die Gonferenzen zu Garlöbad und Bien Statt fanden. Wir 
verzichten darauf, dieſe Verhandlungen, die wie alle anderen an 
jenen Orten gepflogenen von Rechtswegen am Bunbestage gehalten 
werden mußten, bier vorzuführen, da, wie wir in fpäteren Aus 
fehußberichten fehen werden »e), biejelben in fehr überfichtlicher 
Darftellung bei der Bundesverfammlung mit anderen Grgebnifien 
der Berathungen vorgeführt wurden. Wir würden fie, wollten 
wir fie bier aufnehmen, doppelt vorzuführen haben. 

In der vertraulichen Sitzung vom 10. Auguft 1820 dußerte 
der öfterreichiiche Gefandte Gr. Buol-Schauenftein: er fei fchon 
jeit längerer Zeit bereit, zur Abſtimmung über die Militärange: 
legenheiten ded Bundes das Protokoll zu eröffnen; auch wäre er 
von feinem Hofe mit ſolchen Inſtructionen verjehen, die ihn in 
den Stand jeßten, über alle noch unerledigten Puncte definitiv 
abzuftimmen;, wenn indeffen der vorgefebte Zweck durch eine baldige 
Ausgleihung aller etwa noch beftehenten verſchiedenen Meinungen 
und Anfichten erreicht werden follte, jo koͤnne nichts förberlicher 
fein, als fi die Inſtructionen vertraulich mitzutheilen, bie bier 
über bereit3 eingegangen wären. 

Es tbeilten fi die in Frage kommenden Gegeuftände in 
zwei Theile; der L betreffe vie Uebernahme der Bundesfeſtungen 
Mainz, Lugemburg und Landau, von Seiten ded Bundes; der 
I. die Gontingentsftellung und ihre möglichite Grleichterung. 

Zu 1. fei die Kaiferlich öfterreichiiche Geſandtſchaft auf um 
bedingte Annahme der bei den Wiener Gonferenzen entworfenen 


*) 9. Br. 1819. $. 216 Fol. 687. Beil. 48 und 49. fiche Anhang 
*0) Siehe oben. 
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Grundbeſtimmungen, jomit auf bie Uebernahme ver brei Feſtungen 
Mainz, Lugemburg und Landau inftruirt. 

Bu I. ſei die Kaiferlich öfterreigiiche Inſtruction bereits 
fänmtlichen Gejandtichaften bekannt, uub könne auf Berlangen 
noch vorgelefen werden. Der Präfivialgefandte beziehe ſich 
lediglich auf den inhalt derjelben und Das Protocoli der 28, 
Wiener Gonferenz. 

Preußen erflärte, dem in ber 34. Sigung ber Wiener 
Minifterial:Sonferenzen aufgenommenem Separat-Brotocolle und 
den darin enthaltenen drei SHauptbeflimmungen unbedingt bei⸗ 
zutreten, und wegen ber Erleichterung bei der Gontingentöftellung 
mit Defterreich überein zuflimmen; fein Gefandter werbe baber 
dem öflerreihiichen Votum, mit Vorbehalt der Bemerkungen, zu 
denen die weitere Grörterung des Gegenſtandes Gelegenheit geben 
könnte, volllommen beipflichten. 

Auch Baiern flimmte den in dem Separat-Brotocolle ber 
34. Wiener Sonferenz Sigung ausgefprochenen drei Sägen, wegen 
Uebergabe und Uebernahme ber Bundesfeftungen, unbebingt bei, 
und fügte hinzu, daß es dieſen Gegenſtand mit unter Diejenigen 
zähle, über welche man bereitö in Wien definitiv übereingeflommen 
und worüber am Bundestag gar Feine Discuſſion mehr flattfinden 
ſollte. Wegen der Inſtructionspunkte behielt es fich bie nähere 
Aeuſſerung für eine künftige vertrauliche Sitzung vor. 

Rüdfihtlih der Gontingentflellung, worüber man ſich in 
Wien auf einen Schluß nicht einverftehen konnte, obgleich von 
mehreren Seiten die Billigfeit des Berlangens der Heinen deutſchen 
Staaten, um Verminderung ihrer Truppen-Gontingente anerkannt 
wurde, wollte Baiern den Anträgen Defterreichd, denen auch 
Preußen in ber Hauptjache nicht entgegen und in ber Weiſe bei⸗ 
trete, wie dies in der 28. Wiener Gonferenz durch den bairiſchen 
Bevollmaͤchtigten ſchon geſchehen fei, beitreten. 

Königr. Sachſen hatte den, von ſeinem Bevollmächtigten bei den 
MinifterialsGonferenzen zu Wien sub spe rati erfolgten Beitritt zu 
den, bem Wiener Protofolle vom 23. Mai 1820 einverleibten drei 
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Grundbeſtimmungen wegen der Bundesfeflungen genehmigt, und in 
defien Folge e8 feinen Gefandten angewiefen, dieß zu erflären und 
nur dabei zu bemerken, daß die in dem dritten Sabe jener Grund: 
beſtimmungen in Hinficht der daſelbſt angezogenen Verträge aus- 
geiprochene Anerkennung, wie dieß der Yallung biefed dritten 
Punctes ohnehin gemäß fei, fich lediglich auf Dasjenige beſchränkte, 
was dieſe Verträge wegen der Garnifonsrechte in ben benannten 
Bundesfeftungen enthielten. Auch bemerkte der koͤniglich⸗ſaͤchſiſche 
Geſandte, daß er fi) ad II. feine Aeuſſerung worbehalte. 

Hannover und Brannſchweig ſprach fi) dahin aus, DaB es 

ad J. den drei Grundbeſtimmungen über die Bunbesfeftungen 
um jo mehr unbedingt beitrete, ats felbige, als fchon in Wien 
verabredet, betrachtet werben, ihre Annahme auch die Discuffion 
über die annoch zur Inſtructions⸗Einholung verftellten Puncte 
keinesweges ausjchließe, über welche es feiner Zelt nodh weiter 
zu erflären fi) vorbehalten habe. 

ad II. ging die Anſicht Hannovers im Wefentlichen Dabin, daß 
die Verbindlichkeit zur Contingentſtellung für alle Bundesflaaten 
gleich fein müßte; daß man aber geftatten follte, daß in 
demfelben Armeecorp3 dur willfürlide Verabredung 
die Stellung der Gavallerie und Artillerie von einem 
anderen, zum Armeecorps gehörenden Bundesflaate 
übernommen werden dürfe, vorbehbaltlid, daß derſelbe 
im Stande bleibe, feinen eigenen Berpflidhtungen ein 
Genüge zu leiften, ferner, 

daß, was die Zahl der Truppen und ihre Berbältnifle gegen 
einander betrifft, dieſe Materie ſchon nach technifchen Gründen 
erörtert und beſtimmt jei; indeſſen wolle es bierunter gern dem 
oͤſterreichiſchen Antrage - beitreten, die Zahl der Gavallerie von 
ein Sechftel auf ein Siebentel der Truppenmafle zu ſetzen. 

Wichtig und entfcheidend fin den Fortgang der Verhandlungen 
war die Erklärung Wuͤrttembergs; v. Wangenheim fagte: „Seine 
Majeſtaͤt der König geht bei Beurtheilung der Keftungsfrage ganz 
von dem, von dem Präfidenten ausgeiprochenen Satze aus, daß 
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Mainz und Landau unter den in den der Bunbeöverfammlung 
mitgetheilten Verträgen, Luxemburg unter den in der Wiener 
Gongreßacte enthaltenen Beflimmungen, gewiffen Staaten rechtlich 
angehören, und daß eine Abänderung diefer, Mainz und Landau 
betreffenden Beftimmungen von Seiten des Bundes rechtlich eben 
fo wenig gefordert, als berjelbe verpflichtet werben könne, jene 
beiden Feſtungen unter ſolchen, Luremburg aber unter anderen, 
als den in der Gongreßacte enbaltenen, Beflimmungen, als 
Bundesfeſtungen anzunehmen. 

Die Frage ift alfo Diefe: ob Die Vortheile, welche durch die 
Annahme der Feltungen dem Bunde erworben werden würben, 
bie Laften aufwiegen dürften, welche, dem Begriffe eined gemein- 
ſamen Eigenthums gemäß, zu tragen, nach der Annahme, ihm 
obliegen würde? 

So lange bie Uebergabe der Feſtungen an Bedingungen ge- 
knüpft wird, welche mit der Gleichheit der Rechte, mit dem Be- 
griffe eines wahren Gejammts@igentbumd des Bundes an den 
Bundesfeftungen, und an der für die Erhaltung ihres Zwecks 
zu treffenden Fürforge, im Widerſpruche fteht; jo lange kann auch 
die Annahme derfelben jchlechterdings nicht für vortheilhaft an- 
gejehen werden. 

Dem ohngeachtet ift Seine Königlihe Majeftät geneigt, 
Seinerjeitd in die Annahme der dargebotenen Feflungen einzu- 
willigen, wenn die Erwerbung berjelben unter Mobiflcationen 
geichehen kann, welche, obwohl fie das Gleichgewicht zwifchen 
Recht und Pfliht nichts weniger als volltommen herftellen, 
deunoch geeignet fein bürften, dem Bunde einige weſentliche Vor⸗ 
theile zu ſichern, ohne von den anbietenden Gouvernements das 
Opfer der Rechte zu verlangen, welche ihnen durch europäilche 
Berträge eingeräumt worden find. Dieſe Modificationen find in 
folgenden Säben ausgedruͤckt: 

1. die Ernennung des Gouverneurs und des Kommandanten 

bedarf der Beftätigung bed Bundes. he dieſe erfolgt, 
darf der Ernannte feine Dienftfunctionen nicht antreten ; 
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wird fie verweigert, fo muß eine andere Ernennung 
erfolgen. 

Während des Kriegs ift der Oberfelbherr ermächtigt, unter 
feiner Verantwortlichkeit in dringenden Fällen und aus bie 
reichenden Urſachen, die Feſtungsbefehlshaber proviforisch zu 
verändern, jedoch, in jo fern es möglich iſt, nur Durch einen 
Militär des ernennenden Staates, und unter ber Verbint: 
lichleit, der Bundesverfammlung fofort, mit Angabe der 
Gründe, die Anzeige zu machen. 

„58 geht aus dieſem Satze hervor, daß man den an- 
bietenden Staaten dad Recht, den Gonverneur und ben 
Sommandanten zu ernennen, nicht ftreitig machen will, 
und nicht8 verlangt, als das fehr natürlicdye Recht ihrer 
Beftätigung und Unterorbnung unter den Oberfelbherm”. 
. Sin Landau muß die Kriegäbefahung ftetd zu tel aus 
Badenſern oder anderen Bundestruppen befteben. 

„Dieſe Beſtimmung wirb verlangt, weil es, Bei einer 

anderen Gelegenheit, zweifelhaft gemacht wurbe, ob Baiern 
nur das Recht, nicht aber die Pflicht habe, tel der Be 
ſatßzung aus badifchen oder anderen Bunbestruppen beftehen 
zu laſſen“. 
. Der Oberbefehlöhaber ift befugt, in allen Bunbesfeftungen 
die Kriegsbefagung nach Umfländen auch durch andere 
Bundestruppen, ald Diejenigen, welche die gewoͤhnliche 
Beſatzung bilden, zu verftärfen. 

„Dieje Forderung ift wohl in dem Intereſſe aller 

Staaten, ohne alle Ausnahme gegründet”. 
. Außer den Feſtungswerken ift audy bie ganze Dotation 
der Feflungen Mainz, Luxemburg und Landau, mit Ein 
ſchluß des Geſchützes und aller Artillerie Materialien, wie 
fie von den Sranzojen übergeben worden ift, Eigenthum bed 
Bundes. Es wird bier über ein, im Archiv ber Bunde 
verfammlung niederzulegenbes , Verzeichniß aufgenommen 
werben. 
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5. Die in der 50. Sihung der Bundesverſammlung von 
Defterreih und Preußen verlangte Vergütung der Bor- 
Ichüffe für das letzte Approvifionement der Feſtung Mainz, 
findet nur flatt, infofern daſſelbe noch in brauchbaren 
Stande ſich vorräthig befindet. 

„Die Billigkeit dieſer Forderung leuchtet zu ſehr ein, 
als daß fie einer weiteren Erläuterung und Begründung 
bebarf“. 

6. Das in der Carlsbader Konvention enthaltene Dienft- 
reglement ift nur proviforiich anwendbar, und wird dem⸗ 
nächft Dur das von der Militärcommiflion für alle 
Bundesfeftungen zu entwerfende erſetzt, inzwilchen ift 
ſchon jeßt der Grundſatz auszufprechen, daß der Gouverneur 
einer Bundesfeſtung, in allen, auf denfelben Bezug 
babenden Angelegenheiten in Friedenszeiten an bie Bundes: 
verfammlung, ober an bie von ihr, zur Zeitung berfelben, 
beftellte Behörde, in Kriegäzeiten aber an den Oberfelb: 
herrn zu berichten unb von daher Befchle und Weilungen 
zu erhalten habe. 

„Diefe Forderung bezweckt nichts, als das Verhältniß 
zu beflimmen, in weldem, wenn bie Feſtung irgend nur 
den Gharafter einer Bundesfeſtung erhalten ſoll, der 
Gouverneur notwendig zu den Organen bes Bundeg, 
der Bundesverfammlung und dem Oberfeldherrn flehen 
muß, zugleich aber das gleihe Maaß für alle übrigen 
Bunbesfeftungen ſchon zum voraus zu beflimmen“. 

7. Die Verpflegung und der Sold der Befagung liegt in 
Friedens - nnd in Kriegszeiten den diefelben ftellenden 
Bundesſtaaten ob; erftere wird, im Falle einer Belagerung, 
zwar aus dem auf gemeinidhaftlihe Koſten gebildeten 
Approvifionement entuommen, jedoch tft der betreffende 
Bundesſtaat gehalten, den Erfag nad) deu Grundfäßen 
zu leiften, welche für die Verpflegung der Truppen eines 
Bundesflaats in dem Gebiete eines andern angenommen 

Erſter Theil. 39 
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. werden. Bon diefer Regel könnten jedoch vielleicht billige 
Ausnahmen gemacht werben: 

a. in Anſehung derjenigen Truppen, weldhe zur Zeit 
eines Kriegs oder einer Belagerung, über bie zu 
Friedenszeiten gewöhnliche Zahl zur Bertheidigung 
ber Feſtungen eingelegt werden; 

b. in Anjebung aller Garnifonstruppen, wenn die Bundes 
armee ganz, oder zum größern Theile, in Keinbes 
Land fliehen, und auf defien Koften erhalten werten 
follte, 

Sin beiden Faͤllen dürfte der, zu deren Verpflegung erforder 
lihe Berbraud einem Approvifionement jener Vergütung, von 
Seiten der betreffenden einzelnen Bundesſtaaten nicht mehr 
unterliegen. 

„Auch diefe Beflimmung ſcheint ihre Rechtfertigung in 

fih jelber zu tragen“. 

Seine Majeftät der König hat es für eine Pflicht gehalten, 
dasjenige, wad Gr erwartet, vor der Zuflimmung zu den Grund⸗ 
beflimmungen, rein und unumwunden auszuſprechen, und glaubt 
damit das gute Vernehmen mehr gefichert, und die gute Sache 
mehr gefördert zu haben, ald wenn hoͤchſt derfelben jene Zu: 
flimmung mit dem ftillen Vorbehalte, dieſe Anſprüche bei einer 
anderen Gelegenheit geltend zu machen ertheilt Hätten. 

Baben behielt ſich nähere Aeußerung vor; Kurheſſen und 
Großherzogthum Heflen befanden fi) noch ohne Inſtruction. 

Daͤnnemark, wegen Holftein und Lauenburg ıc. nahm bie drei 
Grundbeſtimmungen an, und behielte ſich feine Aeußerung über 
die Inſtructionspunkte und Die Frage wegen der Gontingent- 
ftellung für die nächfte vertraulihe Sikung vor. 

Niederlande wegen des Großherzogthums Luxemburg fimm 
im Allgemeinen den, mittel des Separat» Protokolle Mt. A. m 
der 34. Sonferenz zu Wien bereit3 angenommenen, vorläufg 
gebilligten Grundzügen, binfichtlich der Bunbesfeftungen, in befien 
Namen auch jebt bei. 
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Was die in der Aulage 2 zur Beilage C. des 33. Conferenz⸗ 
Brotofoll enthaltenen Inſtruetionspuntte von 1 bis 6 anlangt; 
jo bebielt es ſich auf Die ihm demnach vom Kriegsdepartement 
darüber unterlegt sverben follenden Bemerkungen , eine definitive 
Entſcheidung zu erlaflen, um fo mehr vor, als jene nicht eben 
von gleicher dinglicher Art -feien, ja zum Theil fogar wünſchens⸗ 
werth Schiene die hetreffenten Verhandlungen in der Militär: 
Commiſſion zuvor abzuwarten und dabei in Betrachtung zu ziehen, 
ald z. B. ber 6. Artikel, welcher zugleich von der Wahl der am 
Oberrhein am zweckmaͤßigſten zu befefligenden Plaͤtze handele. 
Ueberhaupt aber blieb der König dabei: vorzüglich Das wejentliche 
Intereſſe der zunähft dabei. Betheiligten im Auge behalten zu 
wollen; eben jo ed abzuwarten, was in Bezug auf bie bei ber 
Uebernahme der Feflung Luxemburg zu. beobachtenden Formen in 
Antrag gebracht werben hürfte, 

Insbeſondere war jedoch der Geſandte angewiejen, fich Der 
in der 33. Wiener Minifterial-Gonferenz unter dem Buchſtaben 
D. zu Protokoll gegebenen Erklärung des bairifchen Bevollmächtigten 
anzufchließen, in jo fern fih nämlich im Artifel A das dem ge 
meinfamen Bunde bei Liebergabe der Feltungen zufallende, von 
bem ben reipectiven Landesfürſten zuftändigen und zu verbleiben 
habenden Eigenthumsrecht, auseinandergeſetzt befinde. 

Die großberzoglih und herzoglich ſächſiſche Häufer erklärten, 
daß fie zu dem Wiener Separat-Proiofolle vom 23 Mai Beilage 
1 zum Protokolle der 34. Sitzung ihre Zuftimmung gäben, jedoch 
bei dem Wunfche ftehen blieben, daß, zur Herftellung und Gr: 
rihtung der Bundesfeflungen, nur. die von dem Betrage ber. 
franzoͤſiſchen Contribution dazu bereits. beftimmten Gelber ver 
wendet und von den deutſchen Bundesftanten Feine weitere Bei⸗ 
träge dazu gefordert werben möchten, 

Was aber die Gontingentfielung ‚betreffe, jo wollten fie den 
bundertften und refp. ‚zweihunbertiten Theil. ihrer Bevölkerung, 
glei den größeren Staaten, zur allgemeinen Vertheidigung, unter 
den Borausjehungen beftimmen, jo 

39* 
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1. das Verhaͤltniß der den Gontingenten der minbermädhtigen 
Staaten beigugebenden Gavallerie zu der Geſammtzahl 
des Gontingents auf eins zu acht Beftimmt, hiernaͤchſt 

2. der Brundfaß anerkannt werde, Daß jeber größere Bundes: 
ftaat berechtigt fei, für jeden der mindern, auch für einen 
jolchen, deſſen Gontingent nicht mit dem Gontingente des 
größeren Staated in einem und demſelben Hauptcorps 
vereinigt fei, die Vertretung in Hinficht der dem minder 
mächtigen Staate zugetheilten Gavallerie- und Artillerie 
Eontingente (unter Zutheilung an bie Divifion, zu welder 
das Gontingent gehört) und unter ſolchen Bebingungen 
zu übernehmen, weldye Durch-eine freie Hebereinfunft zwiſchen 
dem vertretenden Staate und demjenigen, welchen er 
vertrete, feftgefegt werden würben; 

3. auch den mindermädtigen Staaten freigelaffen bleibe, bie 
ihnen zugetheilte Gavallerie und Artillerie in der Mafle, 
bloß darauf reducirt, in Infanterie zu ſtellen, daß fir 
einen Savalleriften zwei, für zwei Artilleriften aber dra 
Sinfanteriften von ihnen geftellt würden. 

Sobald dieſe letzteren Beftimmungen angenommen fein würden, 
wollten fie unvermeilt erklären, welche Fürften von ihnen die Cavallerie. 
vertreten durch eine größere Macht und Durch welche, und welde 
von ihnen ihr ganzes Kontingent au Infantrie, Savallerie und 
Artillerie bloß in Infantrie, nah dem gedachten Berhältnifke, 
ftellen würden. 

Naſſau trat in Anfehung der beiden Keflungen ben Grund⸗ 
beflimmungen Anlage lit. C. ber 33. Wiener Gonferenz-Sigung 
bei; desgleichen wegen Gontingeniftellung, den Anträgen te 
Wiener Ausfchufies über Diefe Materie. 

Der medlenbur»fchweriner und fireliter Geſandte hatte ber 
MinifterialsBonferenz zu Wien wegen ber Bunbesfeflungen nicht 
mehr beigewohnt. Die beiden Höfe flimmten jedoch zu, daß bie 
dort benannten drei Pläße nad dem Wiener Separat-Protofolkt 
als Bundesfeftungen nunmehr ohne Verzug zu übernehmen wären, 
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unter ber allerdings gerechten Vorausſetzung, daß, in fo weit bie 
Hilfsmittel und Koſten nicht bereits durch Die völferrechtlichen 
Verträge gegeben unb angewiefen worden, die Verbindlichkeit zur 
Herftellung und Unterhaltung jolcher Bundesfeftungen noch weiter, 
nach der Verſchiedenheit und den bejouderen Verbältniffen einer 
jeden derſelben, beflimmt und von Bundeswegen vereinbart werbe. 

Ad Modalitäten und Formen, wie ſolches zu bewerkſtelligen 
jein dürfte, fänden fid, in demjelben Konferenz: Brotofolle gewiſſe 
Snfructionspunfte bezeichnet, damit inzwiſchen und vor einer 
ſolchen Uebernahme der Bundesfeflungen noch die Militär⸗Com⸗ 
miffion von der Bundes⸗Verſammlung veranlaßt werden möchte, 
ihr Die deshalb ausgearbeiteten Entwürfe zur Berathung und 
Genehmigung zu unterlegen. Gin joldyes Butachten würde daher 
zunaͤchſt von der Militär-Gommiflion zu begehren fein. 

Die GSontingentftellungen ſeien bei den Wiener Gonferenzen 
nur in Hinfiht einer thunlichen allgemeinen Grleichterung zur 
Sprache gefommen. Den. Anträgen des 8. Gonferenz-Ausfchuffes 
babe in. dem Beireffe auch Medlenburg beigeftimmt, und es hege 
noch gegenwärtig den Wunſch, daß Die hierin vorgefchlagenen 
Erleichterungen ‘allgemeinen Eingang finden und Mobificationen 
in den bereit8 am Bundestage verhandelten Grundzügen über 
die Organiſation des Bundesheeres bewirken möchten. Wenn 
ed jedoch wichtig und nöthig erjcheine, dieſen weſentlichen Theil 
ber organiihen Einrichtungen bes deutfchen Bundes nicht Tänger 
ungewiß und unbeſtimmt zu Lafjen; jo werbe von Seiten Medlenburgs 
auch denjenigen Bejchlüffen zugeflimmt werden, woburd den in 
der 4. Bundestags-Sipung vom Jahr 1819 im Wejentlihen und 
Allgemeinen angenommenen Grundzügenzc. hier im Berfolge nur 
nody Die weitere Ausführung zu geben fein werde. — Holfteine 
Didenburg, Anhalt und Schwarzburg erklärten in Betreff der 
Bımdesfeftungen: daß fie den Grundbeſtimmungen in Anjehung 
ter drei Bunbesfeftungen Mainz, Landau und Luxemburg im 
Allgemeinen beiftimmten, aber zugleich vorausfeßten, daß die 
Abſicht nit fei, unbeftimmte fortwährende Laften Dadurch deu 
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Bundesſtaaten aufzubürden, und fie in biefer Hinficht Dafür hielten, 
daß die Beſchlüſſe über die Inſtructionspunkte dad Nähere zu 
beftimmen haben würden, wie fie benn auch infonderheit baraui 
antrugen, daß die vorhandenen disponiblen Fonds aflein und 
ohne weitere Beiträge der Bundesglieder für die Bunbesfeftungen 
verwendet werden mögen. Auch hielten fie Dafür, daß, nad Ar 
leitung der Spnftructionspunfte, Die Verhältuiffe der Bunbesfeftungen 
und ihrer Bejagungen zum Bunde aufs Genaufte zu beflimmen, 
infonderheit bie Beſatzungsrechte des Bundes in Kriegszeiten 
vollfommen fidyer zu ftellen feien. 

In Betreff der Kontingentflelung erklärten fie fich für ben 
DBertrag bed Wiener Ausſchuſſes über dieſen Gegenftand für die 
Vorſtellungen und Anträge des großherzoglich⸗ und herzoglich 
ſächſiſchen Bevollmächtigten zu Wien, fo wie für Die fo eben 
mitgetheilten Inſtructionen des großberzoglich- und berzoglid- 
ſaͤchſiſchen Bunbestagsgefautren, bofften auch, daß eine 
gemäßigte Einrichtung des Friebensftandes des Bundesheeres zu 
allgemeiner Zufriedenheit um jo mehr noch werde erreicht werden, 
als den minbermädtigen Staaten gewiß nicht wolle zugemutbet 
werden, im Frieden Laften zu übernehmen, welche, wach ihrer 
vollen Weberzeugung, den Ruin ihrer Lande nach ſich ziehen und 
die Unzufriedenheit der Unterthanen erregen, zugleich aber biefelben 
unfähig machen würden, im Kriege zu leiften, was alsdann bie 
Bertheidigung bed Vaterlandes wirklich erfordern dürfte. 

Bon der 16. Stimme genehmigte Lichtenſtein, Eigmaringen 
und Lippe Die drei Säße über die Grundbeflimmung wegen 
Uebernahme der Feſtungen. Schaumburg-Lippe ſchloß fi der 
Moajorität mit dem Wunſche an, daß Feine zu bedeutenden Laſter 
deßfalls zu übernehmen fein möchten. 

Neuß, jüngere Linie, genehmigte die in Wien gefchehene 
vorläufige Annahme, unter folgenden Modificationen, daß fein 
Koftenaufwand übernommen werde, welder nicht als unbedingt 
nothwendig anerfanııt werde, und der Geſammtheit wirklich obliegt, | 
auch bei der Dotation und Herftellung nicht in Anſchlag gebracht 
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werbe, was im weiteften Sinne, zum Unterhalt ber: Garniſon 
gehöre, und daß diejer vielleicht allein von denjenigen getragen 
werbe, welchem das Garniſonsrecht zuſtehe. 

Reuß ältere Linie, Hechingen und Waldeck hatten noch nicht 
inſtruirt. 

In Bezug auf das Coutingent inhaͤrirte Lichtenſtein den von 
Herrn von Marſchall in Wien ausgedrückten Wünſchen, und 
ſchloß ſich den Voten der ſaͤchſiſchen und anhaltiniſchen Haͤuſer an. 

Reuß ältere Linie meinte, daß jeder größere Staat berechtigt 
fein möge, für jeden Eleineren Staat, aud wenn derjelbe nicht 
mit ihm in einem Armeekorps vereinigt wäre, nad) einer zwiſchen 
beiden abzuſchließenden freien Lebereinkunft, die Stellung von 
Savallerie und Artillerie zu übernehmen und verlangte, Das 
Berhältnig der Gavallerie der mindermäcdhtigen Staaten zu ihrer 
Infanterie möge wie 1 zu 8 fellgejeßt werben. Werbe bad 
Erſtere nicht gebilligt, Jo möge zugeftanden werben: 

a. daß jeder Kleinere Staat feine Gavallerie in natura ftellen, 

ober 

b. für jeden Cavalleriſten zwei Sinfanteriften ftellen, wie auch 

c. zwei Artilleriften mit drei Infanteriſten ablöfen bürfe. 

Neuß jüngere Linie ſchloß ſich Iediglich dem Vote der groß: 
herzoglich und herzoglich ſaͤchſiſchen Häufer, ſowohl in pleno, als 
in der engeren Berfammlung an. 

Schaumburg⸗Lippe ſchloß ſich den herzoglichlich fächfifchen, 
nafſjauiſchen und anderen Votis an, welche eine Erleichterung in 
ber Gontingentftellung bewirken wollen. 

In specie wuͤnſchte e8, daß eine gänzliche Befreiung von 
Gavallerie und Artillerie, ohne daflır @eldbeiträge zu leiften, 
oder mehr Infanterie zu ftellen, erreicht werde, oder daß wenigſtens 
ein möglich gelindes Verhältniß ftipulirt werben möge, und daß 
das Stillſchweigen in Betreff der Artillerie jo zu betrachten fei, 
daß die Eleineren Staaten davon frei bleiben ſollen; endlich Daß, 
da die Stellung der Savallerie und Artillerie in natura Den 
fleineren Staaten nicht wohl verwehrt werben koͤnne, der Daraus 
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entſtehende militärifche Liebelftand auf die Feſtſtellung Billiger 
Grundfäße wirken möge. 

Hechingen, Sigmaringen, Waldeck und Lippe waren nod 
nicht inftruirt. 

Die freien Städte, Lübeck, Frankfurt, Bremen uud Hameburz 
hatten ihren Geſandte angewiefen, was die in Wien vorge 
tchlagenen drei Punkte in Hinficht der Uebernahme der Bundes⸗ 
feftungen betrifft, denjelben vollfommen beizutreten, wobei fie 
jedoch hinzufügten, Daß es fih von felbft zu verftehen fcheine, 
daß mandhe, die Ausführung betreffende Punkte, welche noch eine 
nähere Beſtimmung erforderten, noch einer nähern Grörterung 
unterworfen würden. 

Schon am 17. Auguft 1820 wurden die Verhandlungen in 
vertraulicher Sigung forgeführt. Graf Buol-Schauenflein eröffnete 
diejelben mit einem Vortrage über den Geift und Inhalt der 
Wiener Gonferenzen, ſomit fie auf die Militär-Angelegenheiten 
Bezug batten. Er fagte' 

In dem in der 33. Gonferenz von dem Herm Fürften 
von Metternich, Namens des fiebenten Ausfchufles, gemachten 
Vortrag über Die Bundesfeftungen, wurden ausdrüdlid und ohne 
daß dawider in pleno Etwas erinnert worden wäre, die Gegen 
fände in zwei Claſſen getheilt, wovon die Erfte, die in Wim 
ſchon auszufprehenden Eäße, bie Zweite ſolche Jnſtructions⸗ 
punkte enthielt, weldye, als nähere Entwidelung und Anwendung 
jener Grumdfäße, erft nad) Frankfurt verwiejen werben jollten. 

Zu der erften Glafje gehörten die drei Grundbeſtimmungen 
über die Feftungen. Bei der Umfrage gab Preußen, Baiern, 
jei Zuftimmung zu denfelben. Sachſen erklärte fi) sub sperati 
zu ber Annahme, unter der Vorausfegung, daß unter ben sub 
No. 3. berührten Verträgen, nur bie dem Eöniglichen Hofe bereits 
befanuten zu verftehen feien; eben dieſes erklärte Kurheſſen, und 
wurde auf diefe Bemerkungen aller Zweifel dur ausbrüdlice 
Bezeichnung, dab unter den Verträgen nur die in ber 50. Bundes 
tagsfigung vom Jahr 1818 vorgelegten zu verftehen feien, gehoben; 
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der daͤniſche Geſandie trat den Grundbeſtimmungen bei; ver 
handveriiche und braunfchweigifche, ber nieberlänbifche, der groß» 
herzoglich babifche, und ber großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſachſiſche 
waren mit ben Grundbeſtimmungen einverfianden; ber großher 
zoglich beifiiche, trat sub spe rati bei, der naſſauiſche, trat unbe⸗ 
dingt aber für die ſechszehnte Gurie sub spe rati bei; ber Senator 
Hach, für Die freien Städte, sub spe rat. — 


Der würtembergifche erflärte feine Zuftimmung nicht nur 
blos sub spe rati, fondern auch mit Vorbehalt verſchiedener, 
sub E. gemachten Bemerkungen, und wurde hierauf in bem von 
allen Anwesenden unterzeichneten Separat:Protofolle ver 34: Con⸗ 
ferenz Litt. A, ertlärt, daß die drei Grundbeftimmungen von den 
in Wien vereinigten Bevollmächtigten, theils definitiv, theils 
unter vorausgefeßter Genehmigung ihrer Gommittenten, als 
Orundbeflimmungen angenommen worben find. 68 ift alſo klar, 
daß jept Die Befandten der Höfe, weldhe sub spe rati beigetreten 
find, Koͤnigreich Sachſen, Würtemberg, Kurbeffen, Großherzogthum 
Heflen, die 16. Curie, die freien Städte, fo wie die, deren Be 
vollmächtigte zu der Zeit nicht mehr in Wien anweſend waren, 
wie Mecklenburg und die 15. Curie, befugt find, den Beitritt 
ihrer Staaten zu erklären, wie dieß der koͤniglich⸗ſächſiſche, 
mecklenburgiſche und die Gefandten der 15. und 16. Curie bereits 
gethan haben, oder ihn zu verweigern. Allein der Antrag daß 
diefe drei Punkte Fein Gegenfland weiterer Discuffionen Bier 
werden follen, ift ohne Widerrede von Allen in Wien anweſenden 
angenommen, und fcheint mir Daher als eine verbindliche Vorſchrift 
betrachtet werden zu müſſen: es fcheint auch biefer unbebingte 
Beitritt um jo mehr mit Recht erwartet werden zu können, ale 
in dem Bortrage felbft gleidy erklärt worden, daß die Inſtructions⸗ 
punkte, welche bie nähere Gntwidelung und Anwendung ber 
Grundbeſtimmungen enthalten, nach Frankfurt verwiejen feien, 
mithin, jobald ein Staat nur mit der Örundlage der drei Säge 
einverflanden ift, ihm, diefer Annahme ungeachtet, die Discuffion 
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üßer bie zur Gntwidelung und Anwendung berfelben bienenden 
Suftructionspuntte dennoch vorbehalten bleibt. 

Graf von Buol⸗Schauenſtein, fügte Diefem Botum als prü 
fidirender Geſandte hinzu: Nach diefer Darftellung koͤnne kein 
Zweifel mehr über die. Richtigkeit ſeines Antrags, die koͤniglich 
wärtembergiichen Bemerkungen über die Grundbbeflimmungen, 
ledigli) ad referendum zu nehmen, beftehen. 

Dadurch habe jebody die kaiſerlich⸗öſterreichiſche Geſandtſchaft 
feineöweged den Rechten ihres allerhöchften Hofes Etwas vorgeben 
fönnen, Rechte, welche zur Folge hätten, daß Sr. Majeftät der 
Kaiſer ih nur unter dieſen Örundbeflimmungen und 
unter feinen andern Bedingungen zurllebergabe der 
Bundesfeltungen verftünden. Es hänge, nad) Maaßgabe 
ber Wiener Sonferenz Beflimmungen, nicht mehr, von ber kaiſerlich 
koͤniglichen Präfidialgefandtihaft ab, die Inſtrnctionspunkte 
früher zur Srörterung vorzutragen, als Die Frage, wegen Annahme 
den Grundbeitimmungen; audy unterliege es eigenen Anflänben, 
die Militär-Sommillion der hohen Bundesverfammlung früher 
über die Modalitäten, welche bei Liebernahme der Feſtungen zu 
beobachten feien, zu befragen, als die Uebernahme felbft bejchloffen 
jei; Prafidium fei daher allerdings berufen und berechtigt, in 
der nächften förmlihen Sigung zur Abflimmung und Beidluf- 
nahme über die Annahme der Grundbeflimmungen wegen ber 
Bundesfeſtungen zu fchreiten, und wenn noch eine oder bie andere 
Geſandſchaft fi) das Protocoll offen behalten follte, woraus, 
nad Maasgabe der Geſchaͤfts-Ordnung, folgte, daß erft in der 
nächft folgenden Sitzung der Beichluß gezogen werben Eönnte, 
bie heutige, bisher vertrauliche Sikung für die Gröffnung des 
Protocolls zu erklären. 

Preußen fand die Darftellung des Praſidiums den Wiener 
GSonferenzen vollfommen entjprechend. Ebenſo Baiern, welches 
noch, daß die Darftellung audy den von dem baierifchen Bevoll 
mächtigten hierüber erjtatteten Berichten vollfonmen angemeflen 
jei, glaube, daß dieſer Gegenftand um fo ſchneller zu erledigen 
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jet, als dadurch erſt die Milttär-Sommiliton der Bundesverſamm⸗ 
lung in den Stand gefebt. wärbe, die zur Ginlettung ber lieber: 
nahme derBundesfeflungen nöthigenBorfchläge zu entwerfen. Sachſen 
und Hannover ſtimmtenwie Preußen. Würtemberg (v. Wangenheim): 
aͤußerte ſich aber wieder ablehnend und zwar folgendermaßen 
„Stand der Sache: durch Vertraͤge an welchen der Bund keinen 
Theil genommen, find. gewiſſe Feſtungen zu Bundesfeſtungen bes 
ſtimmt worden. Das Recht des Bundes, dieß Anerbieten aus⸗ 
zuſchlagen, iſt anerkannt. 

Da, quid jure suo utitur neminem offendit, jo entſteht bie 
Frage: 

ft e8 dem Bunde nüßlich, die angebotenen Feftungen unter 
ben Bedingungen, welche jene Verträge feflfegen, anzu 
nehmen, ober ift es räthlicher, das Anerbieten abzulehnen? 

Es bedarf nur eines flüchtigen Blickes in jene Tractaten, nm 
fi) zu überzeugen, daß ber Bunb, bei der Annahme ber ange 
botenen Feſtungen nur Laſten übernimmt, unb feine anderen 
Bortheile erlangt, als die, welche in der Natur gewiſſer Umftände 
liegen, und die verjchwinden, fo wie ſich diefe Umſtände ändern. 

Indeſſen will Württemberg dennoch in die Annahme des 
Anerbietend auch jeinerjeitd willigen, es will auch feinerfeits bie 
Laften mittragen, wenn gewille Bebingungen anerfannt werben, 
die es nicht für fein Privat-Intereſſe, ſondern für das Intereſſe 
des Bundes machen zu müflen glaubt; werben biefe Beflimmungen 
nicht anerkannt, jo will es für feinen Theil zu ber Uebernahme 
jener Feſtungen nicht miwirken. 

Nun wurde gefagt: Württemberg könne die Grundbeſtimmungen 
über die Bundesfeftungen annehmen, und feine Beftimmungen zu 
feiner Beit dennoch geltend machen. 

Es kommt alfo darauf an: 

1. ob, nachdem die Grundbeſtimmungen angenommen fein 
werben, dies rechtlich wirklich noch der Fall fein wird? 
diefe Ueberzeugung babe ich nicht, und ich kann fie mir 
nur verjchaffen, wenn man mich tiber die rechtlichen Folgen 
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belehrt und beruhigt, weldhe die Annahme ber Grunt- 
Ä beftimmmgen auf die Bedingungen der wirklidden Lieber: 
L. nahme der Feflungen, und auf die daraus wieber hervor 
gehenden Rechte und Berbindlichkeiten nach ſich zieht, oder 
nicht nach fich ziehen fol? — und 
2. ob e8, wenn, bei fpätern Verhandlungen darüber, die von 
meinem Hofe gewünfchten Beftimmungen nicht anerkannt 
werden, biefem dann, wie jebt freiftehen wird, an 
der Uebernahme der Bundesfeftungen Theil zu nehmen 
oder nicht ? 


Bis dieſe beiden Fragen entweder bejaht ober verneint find, 
und die Antwort ald eine bindende anerkannt ift, kann idy eben 
fo wenig fagen, daß ich den Grundbeſtimmungen für meinen Hof 
beitrete, als ich jagen kann: daß ich ihnen nicht Beitrete: 

Daher muß ih im Ramen meines Hofes darauf antragen, 
daß darüber die Regierungen berichtet werden”. — 

Die beiden heifiichen Befanbtichaften, und zum Theil auch 
jene zur Führung der fech8zehnten Stimme, hoffen die Juſtructionen 
bis zur nächften Sigung zu erhalten. 

Alle übrigen Befandtichaften finden die Yufammenftellumg 
Brafidii den Wiener Verhandlungen vollfommen entſprechend. 


Der Föniglich - württembergifche Geſandte äuſſerte Hierauf 
weiter: 


So wie mein Hof gern jede Form einer Erläuterung genehm 
halten wird, welche die Sache nicht verlegt; fo muß ich mir 
vorbehalten, den umftändlichen Vertrag des hohen Prajitü 
fchleunig zur Kenntniß meines allerhöchften Hofes zu bringen, 
und hoffe darauf binnen acht Tagen, wo die Abftimmung in ber 
Plenarfigung vorgenommen werden fol, mit Inſtruction 
verjehen zu fein; follte Died aber nicht der Fall fein, jo maß 
ich nach dem Geifte der mir ertheilten Inſtruction, obige 
Erklaͤrung zu Protocol geben. 
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In derſelben vertrauliden Stgung wurben die Berfamm- 
Inngen über die Contingentſtellung fortgefeht, welche in ber 
Sigung vom. 10. Auguft 1820 begonnen batten (S. 604). 

Oeſterreich gab in völligen vorher feftgeftellten Einvernehmen 
mit Preußen folgendes Botum ab: 

1. Das Berhältniß der Cavallerie des Bundesheeres wird 
von ein Sechötel der Geſammtheit bes Kontingent? auf 
den fiebenten Theil dieſes Gontingents fefigefeßt, und es 
bleibt dabei denjenigen Bundesſtaaten, Die noch feine 

ſchwere Neiterei errichtet haben, oder nicht errichten wollen, 

überlaflen, blos leichte Reiterei zu ftellen. 

2. Bundesftanten, deren Gontingente überhaupt nur ein 
Regiment oder weniger betragen, iſt außerbem noch über- 
laſſen, nach der deßhalb ein für allemal am Bundestage 
abzugebenden Erkläͤrung, anftatt der eigenen Gavallerie 
bloß Infanterie zu ftellen, wogegen fle alsdann den 
größeren Mitgliedern der Divifion, welche für fie ben 
Antheil der Cavallerie übernehmen, die mehreren often 
für die Errichtung und den Unterhalt der Cavallerie nad 
einem billigen Anfchlage zu vergüten Haben. Kann unter 
den Mitgliedern der Divifion Leine Vereinbarung hierüber 
zu Stande fommen, fo darf ſolche ebernahme ber Cavallerie 
auch noch von einem anberen Bunbesftante, je body immer 
unter Zutheilung an die Divifion, wozu das Gontingent 
gehört, geichehen. | 

3. Würden Bundesftanten ed vorziehen um eine gehörige 

Militaͤr⸗Abtheilung von einerlei Waffengattung, wie ein 
Regiment oder ein Bataillon, von bloßer Infanterie bilden 
zu Lönnen, anftatt der gebachten Ablöfung viel mehr drei 
Sinfanteriften für einen Gavalleriften zu ftellen; fo fol 
ihnen ſolches auf ihre desfallfigen, ein für allemal ent⸗ 
ſchiedenen Erklärungen am Bundestage frei ſtehen, in der 
Art, daß alddann entweber ein anderes Mitglied der 
Divifion nach der mit biefem Bundesſtaat zu treffenden 
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Berabredung, in eben dem Berhältniffe die Cavallerie ſtellt, 
und fo viel Infanterie in Abzug bringt, oder fonft bei 
diefer Divifion Aberbanpt um eben jo viel mehr Infanterie 
und weniger Bavallerie gefielt werden darf. — 
4. Die Militär-Comniffion der Vundesverſammlung ift anzn- 
wveiſen, daß file, auf der Bafls der hier vorgefchlagenen 
Erleichterungen, die ihr aufgetragene Arbeit vollenden möge. 
Alle übrigen, fowohl in den befannten Grundzügen über 
die Milttär- Berfaffung des deutichen YBundesheeres, als 
auch in den Protocollen' der gegenwärtigen Rifitär-Eommiffion 
enthaltenen Beftimmungen über das Bundeöheer, werden 
im Allgemeinen vollkommen angenommen, und die Militär 
Commiſſion beauftragt, in diefem inne die nöthigen 
Reglement zu entwerfen. 

Darauf äußerte fid) Baiern: Ueber einige Fragen in Hinficht 
auf die Contingentftellung beſteht noch eine Verjchiedenheit der 
Anfihten, worüber, da in den Minifterial-Conferenzen zu Bien 
eine Vereinbarung nicht getroffen wurde, die weitere Verhandlungen 
an den Bundestag gewielen, und zu foldem Ende das Protofofl 
eröffnet fl. 

. Bon. Seiten der Löniglich:baierifchen Regierung ift man der 
Meinung, daß die bereits gefaßten Befchlüffe in den Hauptſachen 
aufrecht zu erhalten wären, und man tritt daher der öfterreichifchen 
Abftimmung, mit welcher auch Die preußifche ganz aufammentrifft, 
unter folgenden Bemerkungen bei: 

1. Der eigentlihe Beftand des ontiugents wäre auf den 
bundertften Zheil der in dem Bundesmatrifel angegebenen 
Bevölkerung feſtzuſetzen, und in dieſer Zahl alle Waffen⸗ 
gattungen zu begreifen. 

2. Die Reſerve wäre auf den zweihundertfen Theil der Be: 
völferung zu beſchraͤnken, Diefelbe aber zur Ergänzung auf 
vorgängigem Bunbesfchluffe., Dergeftalt in Bereisfchaft zu 
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halten, daß foldhe in Yeit von ſechs Wochen nach erfoßgtem 
Bundesbeſchluſſe ausrüden und unter den Befehl des Ober- 
feldherrn treten koͤung, ſobald die Truppen das Land ver⸗ 
lafien, oder in die eigentliche Activ⸗Armee einrücken. 

3. Die weitere Ausbehnung der Reſerve wäre wicht auszu⸗ 
fprechen, und hiernady die Paragraphen 5. 7. 36 u. AO der 
Grundzüge 2c. abzuändern. 

4 Das Verhaͤltniß der Reiterei wäre auf den fiebenten Theil 
des Gontingents feftzufegen, und dabei denjenigen Staaten 
welche eine jchwere Neiterei haben, zu überlafien, blos 
leichte Neiterei zu fielen. 

5. Den Heineren Staaten, wäre in Hinficht des Verhältniſſes 
der Baffengattungen alle Erleichterung zu gewähren, welche 
ohne NRachtheil für den Zweck flattfinden kann. . 

6. Jedoch wäre der Erfaß der für fie zu flellenden Reiterei 
und Artillerie in feinem Falle von einem nicht in derfelben 
Divifion oder wenigftens in demjelben Armee:Corps be- 
findfihen Bundesgliede zn übernehmen. 

7. Wenn ſich die zu einer Divifton vereinigten Bımdesftaaten 
über die Stellung der Reiterei und des Geſchützes nicht 
vergleichen fönnen, hätte Die Bundesverfammlung vermittelnd 
einzuwirlen. 

8. Es wäre jedem Bundesſtaate zu überlaſſen, feinen Antheil 
zu demBelagerungsparf In natura zu flellen, wie fi dann 
Batern für das fiebente Armee⸗Corps hierzu bereit erflärt. 

9. Im Uebrigen wäre es bei den Örundzfigen, und den hierauf 
Bezug babenden Beftimmungen zu belaffen, and nunmehr 
der Miluär-&ommiffion auf dieſe Grundlage die weitere 
Ausarbeitung und Begutachtung aufzugeben. 

Königreich Sachſen fagte: Für das Königreich Sachſen wird 
in vertrauficher Sigung liber die Erleichterungen bei der Eontin- 
gentftellung, unter hauptfäcdhlicher Zugrundelegung der Anträge des 
achten Ausſchuſſes bei den heutigen Minifterial-Eonferengen zu 
Wien, ingleichen des in der 28. Sigung daſelbſt von dem Herrn 
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Fürften: Metternich desfalls abgegebenen Boti, dahin vorläufig 
abgeſtimmt: 


1. 


2. 


Das ordentliche —— — jeden Bundesſtaats, 
welches derſelbe anftreiibarer Mannſchaft zu ſtellen hat, be 
trägt überhaupt den hundertften Theil feiner in der Bundes 
Matrikel bezeichneten Bevölkerung. 

Hierunter find alle Waffengattungen begriffen. 





3. Das Verhältniß der Cavallerie wird als Regel bei den ge 


mifchten Armee-Borps auf den achten Theil des Eontingentd 
in Antrag gebracht; follte jedoch die Mehrheit deu ſiebenten 
Theil vorziehen, jo würde mau auch hiermit fich einzuver- 
ftehen geneigt jein. 


Denjenigen Bundesftanten, welche noch feine ſchwere Reiterei 
errichtet haben, oder nicht errichten wollen, bleibt überlaflen, 
bloß leichte Neiterei zu ftellen. 
4. Bundesftaaten, deren Gontingente überhaupt nur eine 


Brigade oder weniger betragen, ift außerdem noch über: 
laſſen, injofern, wie weiter unten sub 7 näber erwähnt 
wird, fie hierunter eine Bereinigung mit einem aubdern 
Bundesſtaate treffen, nach der deßhalb ein für allemal am 
Bundeötage abzugebenden Erklärung, anflatt der eigenen 
Cavallerie, bloß ihre Infanterie zu ſtellen; wogegen fie 
aledann denjenigen Bundesgliedern, welche, in Folge der 
mit diefen getroffenen Uebereinkunft, für fle den Antheil 
der Eavallerie übernehmen, die mehrerern Koſten für die 
Errihtung und den Unterhalt der Cavallerie nad) einem 
billigen Anfchlage zu vergüten haben. 

Würden Bundesitaaten, um eine gehörige Militär-Abtheilung 
von einerlei Waffengattung, eine Brigade, ein Regiment, 
oder ein Bataillon, von .bfoßer Infanterie bilden zu Lönnen, 
es vorziehen, anftatt der in dem vorhergegangenen Bunft 
bemerften Ablöfung mehrerer Infanteriften für einen Gas 
valleriften in verhältnißmäßiger Anzahl zu ſtellen, und 
darüber eine Bereinigung mit einem audern Bundesgliede 
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dahin treffen, daB lehteres in eben dem Verhältniß die 
Cavallerie ftellt, und dei feinem Gontingente die von dem 
kleinern Bundesgliede geftellte Mehrzahl an Infanterie in 
Abzug bringt, jo ſoll dieß auf diesfallfige, ein für allemal 
am Bundestage abgegebene Erklärungen frei flehen. 

6. Für die Artillerie ift das Derhältniß anzunehmen, daß zwei 
Stück Geſchütz für jedes taufend Mann des ausrüdenden 
Heered gerechnet werden. 


Zur Bedienung des Gejhüges find im Durchſchnitt 36 
Mann auf jede Piece zu rechnen”). 

Staaten, welche feine ganze Batterie zu ftellen haben, fteht 

frei, wegen der Artillerie-Stellung für fie, in dem Maaße, 

wie dieß in dem vorftehenden vierten und fünften Punkte wegen 
der Gavallerie enthalten, eine Uebereinfunft mit einem 

. größeren Bundesftaat zu treffen. 

7. In Beziehung auf die, in dem vierten, fünften und jechsten 
Punkt nachgelaffene Stellung ‚der Cavallerie und Artillerie 
für Heinere Bunbdesftaaten, ift jedoch feftzufepen: 

a. diefe Stellung kann, (wie dieß auch bereitd von der 
Militär: Commiffion in ihres 45. Sigung vom 9. Juni 
1819 als nothwendig anerkannt worden ift) Lediglich von 
einem zu eben berfelben Diviflon, oder wenn eine Ueber⸗ 
einfunft in derſelben nicht ftattfindet, wenigftens nur von 
einem zu eben demſelben Armee⸗Corps gehörigen Bundes⸗ 
flaate übernommen werden; 


b. die diesfalls getroffene Uebereinkunft ift von beiden 
Theilen der Bundesverfammlung anzuzeigen: 

c. letztere hat alsdann über die genaue Befolgung derfelben 
fortwährend zu wachen; 


*) In den Grundzügen waren $. 16. 31 Mann angenommen, die 
RilitärsGommiffion hat jedoch in der Folge 36 für nöthig erachtet. 
Erſter Theil. 40 


* 
— 
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‚a. da eine ſolche Stellung für einen anderen Bundesſtaat 
..: nur in Folge einer zwifchen beiden flattfindenben frei- 


willigen Mebereinfunft eintreten kann, fo folgt hierans 

von jelbft, daß, wenn diesfall eine Vereinigung, ent 

. weber überhaupt, oder wegen des Belragd der im 
vierten Punct enwähnten Vergütung, oder wegen des in 
Folge des fünften Punfts anzunehmenden Verhältniſſes 
der Cavalleriſten zu den Sinfanteriften, wider Verhoffen 
nicht zu Stande fommen, und Die wegen ber zulegt 
erwähnten Punkte beftehende Differenz nicht eiwa durch 
Vermittelung oder ſchiedsrichterliche Entfcheidung bei der 
Bundes:Verfammlung zur Erledigung zu bringen jein 

ſollte, der Eleinere Staat fein Kontingent auch an 
VCavallerie und Artillerie in dem, vermittelft ber annoch 
definitiv feftzuftellenden Grundzüge für die gefammte 
Bundesftaaten, im Allgemeinen zu beftimmenden Maaße 
zu ‚ftellen haben würde, 


8. Die Stellung des Belagerungs⸗Parks werben diejenigen 


Bunbesftaaten, welche eigene Armee⸗Corps bilden, oder 
auch bereit3 mit ſolchen Parks verjehen find, für ben 
Bund zu übernehmen fich geneigt finden laſſen; jebocd in 
der Art, daß die noch näher zu beſtimmenden Koften für 
ben Gebrauch folder Parks im Kriege au) von dem 
ganzen Bunde nad) der Matrikel getragen werben. 


. Außer dem beftimmten hundertſten Theil zum eigentlichen 


Gontingent, wird auch no der zweihundertfle Theil der 
Bevölkerung, als Reſerve, nur zur Ergänzung des all» 
mäbligen Abganges und zur fortwährenden Inſtandhaltung 


. im Kriege nad) Bedarf ausgehoben, und in die bay 


10. 


erforderliche Bereitſchaft gehalten werben. 

Weitere außerordentliche Anftrengungen und XQruppen- 
ftellungen werben nad) Beichaffenheit der Umſtaͤnde und 
dem jededmaligen Bebürfnifie, von der Bunbes:Verfamm- 
lung. zu bejchließen jein. 





827. 


11. Die Militär Kommifflo. wind: augewielen werben ,.. auf 
dieſer Bafis die bisher proviſorijch aufgeftellten Grund⸗ 
jäge weiter auszuarheiten, und die in Kolge derſelben zu 
revibirenben Grundzüge, fo wie die nöthigen Reglements, 
zur befinitiven Unnahme der Bundeöverjammlung vorzu⸗ 
legen. — Der Geſandte fice Hannover und Braunſchweig 

..außerte ſich dahin: zur vollkändigen Abftimmung über die 

.Bontingentſtellung ſcheint eſ, baß mit bem non bem Herrn 

‚ Shrften von Metternich (Prptocoll ber. 28. Sitzung lit. D.) 

. abgelegten: Votum, zugleish die in der zwanzigſten Sitzung 

Ut. E übergebeuen Anträge des achten Ausſchuſſes, die 

Erleichteruug ber marricularmaͤßigen Contugeriſtetuns 
betreffend, verbunden werben mäſſen. 


1. ad art: 1. der Anträge, trete ih dem. Grundſatze bei, 
daß das orbentlihe Kontingent ein Procent der in der Bundes: 
matrifel bezeichneten Bevölkerung betrage, mit den von dem 
königlich: sjähliichen Bevollmächtigten zu Wien gemachten Be⸗ 
merkungen, daß in der Redaction alle Ausdrücke zu vermeiden 
feien, welche vermuthen Taffen Tönnten, daß dieſe Truppenzahl 
nur bei erfolgtem Kriege zuſammen zu bringen jet, da fie viel 
mehr bie Zahl, die ſchon im Friedensſtande bereit gehalten werden 
muß, umfaßt. 

2. ad art, ? der. Anträge einverſtanden. 

3. ad 1. des Fuͤrſtlich Metternichichen Votums, und Art. 3 der 
Anträge, trete ich dem Fürſtlich Metternichſchen, auf das Verhaͤltniß 
der Gayallerie zur Infantrie zu einem Siebentheil des gefammten 
Gontingentd. gerichteten Votum, in feiner ganzen Yusbehnung bei, 
und ‚bemerfe nurnoch in facto, daß, wenn man alle die zwei und 
zwanzig Bunbeöglieder zufammen nimmt, deren Population unter 
200,000 Seelen, ift, der. ganze Unterſchied gb fie Die ‚Kavallerie 
au einen ‚Siebentheil oder ein Achttheil Rellen, fi nach einer 
leichten. Berechnung im Ganzen auf 216: Mann bejchränft, 

erg 0 . 10%. 


"ir evo 
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benn ihre Totalpopnlatton iſt 1,204873. Seelen 

mithin davon ein Prozent 12048 Köpfe 

davon tragt mit Weslaſ ſung 

der Brůche VAR: tel 1719, Savalleriften 
1503, ditto 


mithin 216 die ganze Differenz. 

4. Was ſodann die, Artikel A—6 der Anträge und 2, 3 des 
Furſtlich⸗Metternichiſchen Votums, vorgefchlagenen Erleichterungen 
für Die mindermäcdhtigen Staaten, in Anfehung der Stellung der 
Gavallerie und Wrtillerie, betrifft; fo geht bie Anficht meines 
Hofes dahin: daß es zwar allemal als Regel fefteben 
müſſe, daß, fo wie die Mindermädtigen gleige NRedte 
in Hinſicht des Bundes in Anſpruch nehmen, fie and 
gleiche verhältnißmäßige Verbindlichkeiten, au in Hin 
fit der matritularmäßigen Stellung und Unterhaltung 
ber EofbarerenWaffengattungen zu übernehmen haben, 
und ein Unterf&ied Hierin um fo weniger flattfinden 
tönne, als ed unmöglich fein würde, ſich über bie 
Volkszahl zu vereinigen bei welcher man in Sim 
fit eined Nachlaſſes daran ſtehen bleiben folle 
Wollte man diefe Zahl 3. DB. zu 200000 Seelen beftimmen, 
fo würbe über biefe willfürlihe Beſtimmung fi nicht nur 
Weimar, Braunfchweig, Didenburg und andere Staaten, beren 
Population wenig größer ift, mit Recht befehweren, ſondern wohl 
gar fie, und noch Andere begehren, daß von ihrer Population 
ebenfalls 200000 Seelen und von der Stellung der Toflbaren 
Waffengattungen befreit bleiben und fie nur von ber Leberzafl 
dazu beitragen müßten, woraus nothwendig bie größte Zerrältung 
des Syſtems entfliehen würbe. Allein, jelbft im Kalle, daß fie 
hierüber hinausgehen wollten, fo würde die Befreiung aller Staaten 
unter 200000 Seelen von ber Stellung der Gavallerie, ohne 
Bergütung, einen zu großen und auf die einzelnen gemifchten 
Corps zu ungleich laftenden Abgang bewirken, denn es if leidht 
zu berechnen, daß in dieſem Falle der Totalabgang au Cavallerie 
zu }tel berechnet 1,719 unb zu Itel 1,503 Gavalleriften aus 
machte, und davon träfe der Abgang 


das achte Corps mit 176 ober reſp. 154 

das mente „ . n 923 5; m: 8O8:: 

das zehnte 5 o m 620 „ „ 54 

Jedoch fcheint in der doppelten Rüdficht, daß denen; welche die 
foftbareren Waffengattungen und dazu erforberlichen Anftitute 
nicht haben, Die Anſchaffung derſelben unverhältnigmäßig ſchwer 
fallen dürfte, andern Theils dem Bundesheere ſelbſt nicht oortheilbaft 
fein würde, wenn diefe Waffengattangen in gar zu Fleinen Unter: 
abtbeilungen In natura geftellt würden, rathſam, daß ben. minder: 
mächtigen Bundesgliedern, wenn fie audy mehr ald 200000 Seelen, 
nachgelaffen werben, fich mit einem größeren Staate berjelben 
Diviſion, oder Doc) allenfalls deſſelben Armee-Korps, gütlich dahin 
zu vergleidhen,. Daß entweder: 

1. diefer, gegen zu verabredende Geld⸗Summen, ihr Contingent 
an dieſen koſtbareren Waffengattungen mit übernehme, 
und, in Anſehung deſſelben, in alle Verbindlichkeit des 
Staats, den er vertritt, eintrete, oder 

2. ftatt der Geldvergütung, der Staat, der ſich vertreten 
lafien will, dafür eine größere Zahl an Infanterie über- 
nehme, und folche Diefem Dagegen au feinem Gontingent 
zu gut gerechnet werbe; 

3. daß die Bedingungen dieſes Vergleichs, jowohl was Die 
Berechnung der @eldvergütung, als den Auſchlag der 
Gavallerie oder Artillerie gegen Infanterie betrifft, der 
freien Willfür Der beiden Kontrahenten in jo fern über: 
laffen werden Tönnen, jo fern nur 
a. durch dieſe Bedingungen die Stärke, des in $rage 

ftehenden Corps nicht geſchwaͤcht und der übernehmende 
Staat nicht gehindert wird, fein eigues Gontingent voll- 
zaͤhlig zu erhalten; 

b. der die Laſt der Vertretung des Bunbesgliebes fiber: 
nehmende Staat Mitglied der Divifion. oder doch 
mindeftens beflelben Corps if, wozu der zu Bertretende 
gehört, daß bingegen 


4. 


E52) 


c. eine Verkletung: duch Truppen eined Staats, welder 
zu dem Corps ‚nicht. gehöre, überall nicht ſtattfinde. 
Daß im Falle die Unterfandlungen wege Uebernahme 
der in Frage ftehenden Laſt, es ſei gegen eine @elbver: 


gütung, ober gegen Uebernehmung einer größeren Zahl 


an Sinfanterie, zu: einem. Vergleiche führen, berjelbe unge 


ſaͤumt zur Renntniß ber Bundesverfammlung zu bringen 


A} en ‘ 


: and die Vollziehung deſſelben unter ‚die Garantie des 
: Bundes zu ftellen ſei. 
. Im Falle aber dieſe Unterhandlungen, in einem zu vev 


‚abredenden Ternin, ohne Erfolg bleiben, Die Bundesver 


fſammlung, auf Anrufen ‚des einen oder beider betreffenden 


Theile, ihre Verwendung zur gütlichen Vermittelung des 
Vergleichs eintreten zu lafſen babe; im Falle aber audı 


dieſe ohne Erfolg bleiben follte, Diefelbe, mit Zuratheziehung 


der: Militär-Sommiffion, zu entjcheiden habe, wie fern in 





dem vorliegenden ‚Falle, nach ber befonberm Veſchaffenheit 


baveren Wafferigattungen auf ein anderes Mitglied tes 


Corps, durch angebotene Bedingungen zu übertragen fh 


vergebens bemüht hat, ohne Nachtheil des Ganzen, entiweter 
ein Nachlaß an der zu ftellenden Cavallerie ober Artillerie 
Duote ausnahmsweiſe, gegen Uebernahme eines Geldbei⸗ 
trags zu den Gorpstoften zu bewilligen ober zu geftatten 
fei, audy, ohne MUebertragung dieſer Duote auf einen 
andern, fich jelbft durch Stellung einer größeren Zabl 
von Sinfanterie zu befreien, deren Beſtimmung in tem 


deſſelben, dem Staate, welcher die Uebernahme ter kei: 


Maaße der Bundesverſammlung zu überlaflen ift, daß 
dem in Frage ftehenden Stante, Im Kalle er diefe Be 


flimmung nicht eingehen will, frei flehe, auf die matn 
cularmäßig von ihm zu übernehmende Natural-Stellung 
zurücd zu kommen, zu ber er Bid dahin verbumden bleibt. 


6. Demjenigen was in Art. 7. der Anträge wegen Stelluna 
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des Belagerungs⸗Parks vorgeſchlagen werde, fnbe ich fein 
Bedenken beizutreten. 

7. @benmäßig bin ich mit dem einverfanben, was Art: 8 0.0; 

jowohl in Anjehung der Belchränfung der Reſetve auf 

4 Prozent, als in Anfehung der Art enthält, wie weiter 
gehende Anftrengungen, um verbinblich zu len, beſchlofſen 
werden müſſen. 

So wie ich auch autorifirt Bin, 

8. dem sub Num. A, des Fuͤrſtlich-Metternichſchen Voti, fo 
wie faft gleichmäßig sub Art. 10 der &ommifjiond-Anträge 
enthaltenen Vorjchlage, auf obige Grundlagen Die weitere 
Ausarbeitung der Brundzüge und Entwerfung der nöthigen 
Reglements der Militär Commiſſion zu übertragen, völlig 
beizupflichten. 

Bürttemberg trat im Weſentlichen den vorhergehenden Ab- 
ftimmungen bei, und machte fi, die Abitimmung von Baieen ganz 
befonders eigen. Auf das öfterreichiiche Botum äußerte ber 
württembergifche Geſandte inäbejondere : 

ad 1. Württembergifcher Seits confirmirt :man fich mit 
denjenigen Voti, welche in Uebereinflimmung mit dem: Protofoll 
der 7. Sigung der Militaͤr-Commiſſion vom 25. April 1319, auf 
eine DBerminderung der Reiterei bis auf ein Sechstheil ber 
Infanterie, oder wie der achte Ausſchuß der Wiener Konferenz, 
anf ein Achttheil des Sontirgents; oder auch wenn die Mehrheit 
den geäußerten Anfichten Oeſterreichs Beitritt, mit Denen welche 
auf ein Siebentheil des Contingents autragen werden. 

Dei einer Herabſetzung des Verhältnifjes zwiſchen Cavallerie 
und Infanterie unter ein Siebentheil des Contingents, wirb 
jedoch vorausgefeßt, daß die gemifchten Armee-Corps von bet 
Detachirung zur großen Savallerie-Referve werben befreiet werben, 
weil dieſelbe ſolche Armee⸗Corps um die nothwendige Selbft- 
ftändigkeit bringen würde. 

ad 2. Württembergifher Seits tritt man dem erften Theile 
dieſes Antrags ganz bei, flimmt aber gegen ben zweiten Theil 
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befjelben, welcher eine Ausdehnung, ber im erflen Theile ausge⸗ 
drüdten Vergünftigungen auch auf ſolche Staaten enthält, welde 
zu -einem andern gemijchten ober ungemiſchten Armee Korps 
gehören, 

Nur darauf, Daß dergleichen Uebereinkünfte über die Savallerie 
und Artillerie-Stellung nicht bloß mit den Mitgliedern berfelben 
Divifion, fondern audy mit denen defjelben Armee-Corps gefchlofjen 
werden fönnen, Tann man dieſſeits eingehen. lm bei foldyen 
Uebereinfünften wegen Stellung der Bavallerie in feiner Linges 
wißbeit zu bleiben, möchte feflzufeßen fein; 

a. daß jeber Bunbesftaat zur Stellung feine® matricular: 
mäßigen Gontingent8 jo ‚lange verbunden bleibe, bis 
ſich derjenige Bundesftaat, welcher die Stellung der 
Gavallerie für ihn übernommen bat, bei ber Bundes⸗ 
verſammlung als Vertreter erklärt habe, 

b. daß aber von diefem Wugenblide an ber vertretende 

. Staat zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit verpflichtet 
fei, und 

c. gegen ihn Die Execution eben fo jchleunig müſſe erfannt 
werden Fönnen, als dieß bei austrägalrichterlicdhen Gr 
kenntniſſen geſetzlich beflimmt jei. — 

ad 3. Diefem Antrage kann man württembergiſcher Seits, 
um der Tüchtigfeit des Heeres willen, nur unter der Voraus⸗ 
jeßung beitreten, daß dadurch das Geſammwerhaͤltniß zwiſchen 
Infanterie, Gavallerie und Artillerie in feinem gemijchten Armee 
Corps nicht Teide, 

Je niedriger der Beftand der Gavallerie überhaupt gefegt 
wird, defto dringender wirb es, Darauf zu halten, daß dieſes Ge 
jammtverhältniß bewahrt werde, fo daß, wenn in einer Diviſion 
mehr Infanterie ald Kavallerie und Artillerie geftellt wird, ba- 
gegen in der andern, in gleichem Berhältniß mehr Gavallerie 
und Artillerie als Infanterie geftellt werden muß, was nur durch 
Uebereinkunft zwiſchen den Theilhabern eines und deijelben ges 
milchten Armee⸗Corps bewirkt werben kann. 
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‚a8 4. Württembergeriffger Seit tft mau mit biejem Antrage 
vollkommen einverftanden. 

Die weiteren Bemerkungen der. koniglich⸗ wůrttembevgiſchen 
Geſandſchaft über die Antraͤge des achten Ausſchuſſes der Wiener 
Miniſterlal⸗Conferenzen wurde der Regiſtratur angefügt. 

Baden ſtimmte im Allgemeinen den, nach Anleitung der 
Grundzüge zur deuntſchen Kriegsverfaſſung gefaßten Beſchluͤſſen, 
bei. Im Einzelnen ſagte es 

ad 1. Was insbeſondere die Contingentſtellung belangt, ſo 
iſt man Großherzoglich⸗Badiſcher Seits vollkommen damit ein⸗ 
verſtanden, daß das. Bundesheer aus ein Hunderttheil der Be⸗ 
völferung, Die Reſerve, einſchließlich der Depots, aus 4J vom 
Hundert der Bevölkerung zu beſtehen haben ſoll. 

ad 2. Nicht minder einverſtanden iſt man mit dem, was in 
den redigirten Grundzügen der Kriegs⸗Verfaſſung, über das Ver⸗ 
haͤltniß bes Geſchutzes und deſſen Bedienung der Pontoniers und 
Infanterie, als Grundſatz aufgeſtellt iſt, mit Beziehung auf die 
in bem zweiten Abſchnitte der Grundzuge aufgeſtellten Beſtimmungen, 
zur Beſeitigung jedes moͤglichen Mißverſtaͤndniſſes. 

ad 3. Sn Betreff der Reiterei, welche die Grundzuge der 
Kriegd-Berfafjung (Abſchnitt II. S. 9.) auf ein Sechstheil der 
Geſammtzahl der Bundesmacht, ſowohl für das außsrüdende Heer, 
ald für Rejerve und Erſatz⸗Mannſchaft beftimmen, und weldye, 
nach dem Antrage des achten Ausſchufſes, auf ein Achttheil zu 
feßen, vorgeſchlagen worben ift, fiebt fih die Geſandſchaft zur 
Erklaͤrung beauftragt, daß das Verhältniß der Reiterei, in Ueber: 
einftimmung hiermit, auf ein Achttheil der Gefammtflärte feſtge⸗ 
jebt werben möge. 

Hinfihtlic der innern Drganifation der Bundestruppen ber 
verfhiedenen Bundesmitglieder, wird, bezüglich auf © 32 der 
rebigirten Srundzüge und die dort aufgeftelten Grundſaͤtze, Die 
Uebereinſtimmung damit wieberholt erklärt, und nachträglich bes 
merkt, daß Se. Königliche Hoheit der Oroßherzog nicht abgeneigt 
find, dem weitern Vorſchlage beizuftinmen, Daß es Tleineren 
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Bunvesftanten geſtattet werben koͤnne, ſtati der ſchweren Reiterei 
nur leichte zu ſtellen. 

ad 4. Wegen Stellung der feiterei durch einen andern 
Bundesſtaat, wird unter der Vorausſetzung, Daß derjenige Bundes 
ſtaat, welcher die Stellung der Reiterei übernimmt, wewigftens 
zu demſelben gemiſchten Armee⸗Corps gehöre, nichts weiter zu 
erinnern befunden, da, im Kalle einer Ausdehnung dieſer Befugnif 
auch auf, zu einem andern gemifchten Armee⸗Corps gehörigen 
Staate, eine ſolche Vergünftigung die Selbftftändigfeit bes Armee 
Corps leicht gefährden konnte. 
. Bur. Vermeidung :aller nachtheiligen Unbeſtimmtheit, bei den 
gleichen Mebereinfünften, hinſichtlich der Gavallerieftellung, bürfte 
insbeſondere noch’ im Allgemeinen feſtzuſetzen fein: 

a. daß jeder Bunbesftaat in fo lange zur ſelbſt eigenen 
Stellung ſeines matricularmäßigen Contingents ver- 
pflichtet Bleibe, bis derjenige Bundesflaat, weldyer mit 
ber dieſen Staat,treffenben Cavallerie⸗Mannſchafts⸗Quote 
für ihn eintritt, fi bei der Bundesverfammlung als 
Vertreter deflelben, erklärt haben werbe; 

b. daß, vom Augenblide der auf dieſe Art erfolgten Gr: 
Härung, der vertretende Staat au, zur Grfüllung 
diefer Verpflichtung, die Verbindlichkeit übernommen 
babe; 

c. gegen den Säumigen die erforberlihen weitern Be 

ſtimmungen zu treffen fein möchten. 

ad 5. Mit dem Antrage des achten Ausſchuſſes iſt man im 
Wlgemeinen hinſichtlich dieſes Betreffes allerbings einverſtanden, 
deſto beſtimmter ſehe man ſich jedoch zur Bezeichnung bes Bor: 
behalts einer durchaus freien Uebereinkunft veranlaßt; ſo wie 
hierbei unterſtellt und darauf beſtanden wird, daß nur ein anderer 
Bundesftaat befjelben Armeecorps die Stellung der Reiterei über 
nehme. — Was übrigens die ald Rorm zur Sprache gebrante 
Aufftelung und Unterhaltung von drei AInfanteriften für einen 
Savalleriften belangt, jo beſchraͤnkt man fich bier Iediglich auf 
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die Erllärunig., Daß’ Ddieſe Wnterfiellung als Bezeichnung eines 
Keiutwalents, in: keinem burchgretfend: tichtigen Berhättnifie: flehe, 
demnaich arich als Rermalbatimmung nid endenommen werden 
konne. 

ad 6. Was von ber Reiter, dinfichtlich der CEchaltunß der 
Selbſtſtaͤndigkeit der gemiſchten Armeecorps, bemerkt wurde, gill 
in demſelben Verhaͤltnifſe in Anſehung ber Artillerie. Demnach 
kann und darf auch Herbie Aushülfe und Vertretung nur bei 
den Theilhabern eines imd deſſelben Armeecorps, nicht aber bei 
einem andern gemiſchten oder ungemiſchten Corps, und, durch 
die zugegebene Subſtituivung det einzelnen Waffengattungen, das 
Geſamummverhaͤltniß derſelben im. Corps nicht geſtoͤrt werden. 

ad 7. Bezüglich auf $. 7. der redigirten Grunbfäße, das 
Belagerungs⸗Geſchůtz betreffend, fo unterliegen dieſe Beftimmungen 
im Allgemeinen Teinem Anſtande. Dabei iſt doch allgemein feſt 
züfeßen, daß, flatt der Theilnahme an ben tn biefer Beziehung 
erwadyienden'Ktoften, auch das Betreffniß felbft geftellt werden 
diırfe, weshalb "denn auch Baden den betreffenden Antheil in 
natura ſtellen zu wollen erklaͤrt. 

Schließlich wird, in Beziehung auf bereits friher gegebene 
Abfkfmmungen über die Grundzuͤge der deutſchen Kriegsverfafjung, 
in den nachfolgenden, hierher einfchlägigen Bemerkungen, auf 
zwei in ben bisherigen: Berhanblungen noch nicht umfaflend ew 
örterte Punkte, bie Aufmerkſamkeit' hingelenkt, deren gemein⸗ 
ſchaftliches und naheliegendes Intereſſe nicht zu verkennen iſt. 

Wenn namlich, nach der betreffenden Stelle der Grundzüge, 
die Gefangenen ıc. als Abgang hinwieder erſetzt werben follen, 
fo muß deren Verpflegung, oder fonft etwa vom Feinde in Auf⸗ 
rechnung gebracht werdende Ausgaben, von bem Bunde gemein 
Ichaftlich und pro rata getragen, niemals aber von dem (oft 
zufällig und nadı ben wandelbaren Ergebniſſen des Kriegsglücks) 
allein bethetligten Bundesſtaate ausſchließlich übernommen werben. 

Nicht minder wichtig iſt die zu eroͤrternde Beſtunmung, woher 
diejenigen Bundes⸗Contingente, deren Staat im Laufe der Kriegs⸗ 
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pperationen etwa vom Feinde orcupirt werben wũrde, mit Selb 
und fonftigen Bebürfniffen verjehen werben jollen ? Auch hier erheifcht 
Recht und. Billigfeit, daß die allgemeine Bundes Operationskaſfe 
zur Bezahlung und Verpflegung ſolcher Gontingente einfchreite, 
damit hierdurch feine einzelne Auflsfung herbeigeführt, und ein 
für das Allgemeine nachtheiliges Beiſpiel gegeben werbe. 

. Bar Gonfolidirung . der dDeutfchen Bundes⸗ und Kriegsver⸗ 
fafſung iſt es erforderlich Hierüber zum voraus ſchon feſte Grund⸗ 
ſaͤtze aufzuſtellen; — desgleichen hinſichtlich des F. AO. der redi⸗ 
girten Grundſaͤtze, das Reglement wegen der Naturalverpflegung 
des Bundesheeres betreffend, womit die Verproviantirung der 
Feſtungen, jo wie die Anlegung...von ‚Magazinen in unzertrenn 
licher Verbindung ſtehen. 

Kurhefſen bemerkte, daß es im Allgemeinen von dem Sabe 
ausgehe, weldyen ver Fürft von Metternich Inder 28. Wiener⸗Conferenz 
fo bündig als richtig ausgeſprochen babe, daß da, wo gleiche 
Rechte vorhanden feier, auch gleiche Bflichten obwalten müſſen, 
folglich von einer wirklichen Verminderung ber Gontingentftellung 
für die Fleineren Staaten nicht Die Rede fein, eine Berechnung 
des Verhältuiffes aber, in welchen der Koftenaufmand größere 
oder Eleinere Staaten belafte, unmöglich ftatt haben könne. Wem 
demnach denen von mehreren Seiten geäußerten Beſchwerden, 
über den zu hohen Friedensfuß, über dad zu hoch angeommene 
Berhältniß der Bavallerie u. |. w. abgeholfen werben jolle, fo 
erachte S. Königliche Hoheit, Daß ſolches nur durch Beſchließung 
allgemeiner, alle Bundesſtaaten ohne Unterjchieb treffender Gr- 
leichterungen: gefchehen koͤnne. Ohne übrigens perfönlich von der 
binlängliden Begründung vorgebashter Beſchwerden überzeugt 
zu fein, wollen Höchft Sie, zur Beruhigung Ihrer Bundesgenoſſen, 
Sid) einige Verminderung in den allgemeinen Laften gefallen 
laſſen. Während .alfo, um bei der Ordnung der Anträge bes 
achten Ausſchuſſes zu bleiben, 

1. das ordentlide Gontingent jedes Bundesſtaats aus bem 

hundertſten Theil der Bevölkerung beftehen, und Darunter 
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2. alle Waffenguttungen beguiffen fein werben, wollen Hochſt Sie 
3. zuftimmen, daß Das Verhaältniß der Cavallerie zu einem 
Siebentheil des ganzen Contingents angenommen, und 
+ den minbermächtigen Staaten bie Stellung leichter Savallerie 
nachgelafien werde. Sollte die Mehrheit darauf beftehen, 
dab das Verhaͤltniß ſogar anf ein Achttheil Des Gontingents 
beſtimmt werde, fo tft mit Gewißheit vorauszufehen, Daß 
die großen Staaten freiwillig. mehr. Gavallerie ftellen 
werden, als dieſes Verhältniß erheifcht, und für Diefen Fall 
möchten. dann, zur Herflellung einiger Gleichheit, die ge 
miſchten ArmeeGorps von der Abgabe eines Theils ihrer 
Savallerie zu ‚der - großen Kavallerie Meferve zu bißpen- 
firen fein, daß 
4. denjenigen Staaten, : welche nwr . eine geringe Anzahl 
Cavallerie zu ſtellen haben, überlaflen werbe, ſich mit einem 
arößeren Staate über die Vertretung abzufinden, erachten 
©: Königliche Hoheit, jo zwedimäßig, baf ‚Sie Sich fogar 
ſchon lange erboten. haben, die Cavallerieſtellung für bie 
nicht mit:--Savallerie. verfehenen Mitglieder ber : zweiten 
Diviſton des neunten Armee = Gorpd, gegen angemefjene 
Vergütung zu übernehmen: So weit Sie.aber nicht eins 
willigen können, daß der Vertreter außer ber. Divkfion 
‘oder boch außer dem’ Corps geſucht werde, eben ſo wenig 
vermoͤgen Sie 
H. zuzuſtimmen, daß es irgenb einem Vundesſtaate aberlaßen 
bliebe, ſtatt der Cavallerie nach einem anzunehmenden 
Typus mehr Infanterie zu ſtellen, ohne daß ein anderes 
ber Corpsmitglieder jene übernähme, indem ſich dadurch 
die gemiſchten Atmee⸗Corps viel zu Schwach an Savallerie 
finden koönnten. Wenn binnen eined zu beflimmenben 
Termins Tein - Binverfländniß über die Wertretung zu 
Stande kaͤme, fo würde bie Bundesverfammlung ver 
mittelnd einzufchreiten haben. 
6. Die Vertretung ber Artillegie würde gleichfalls auf freier 
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gebrachten Grleichterangsmittel eines audführlicheren Gutachtens 
meines Hofes gewärtige, Tann ich in deſſen Namen mich jenen 
im Allgemeinen. mit un fo größerer Zuperficht vorläufig anfehließen, 
als unter Andern das. in. Nr. 3. angenommene Berhältuiß der 
Gavallerie mit. alleehöchft defien vom erften Anfange ber geäußerten 
Anfiht offenbar uͤbereinſtimmend iſt. 

Wünfchenswerth bleibt es allerdings, Daß den minbermädchtigen 
Staaten durch gemeinfames Zuſammenwirken eine billige, und 
mit dem Hauptbimbeszwed verträgliche Grleichterung zu Theil 
werben möge, und, fo wie ſich einerjeitd durch Feſtſtellung be 
fimmter Grundſaͤtze gegen jebe Art von willführlicher, unfehlbar 
immer zum. Nachtheil eines Dritten gereichender beſonderer Lieben 
einfunft zu verwahren iſt, fo feheint dennoch die Fahigkeit, ſich 
unter einander deshalb zu vergleichen, durchaus nur mittelſt eines 
freiwilligen. Einverſtaͤndniſſes zwiſchen den betreffenden Staaten 
flattfinden zu Dürfen, und die definitive Beſtaͤtigung berfelben ber 
Bundesverfammlung vorbehalten bleiben zu müfjen. 

Die großherzoglihs und herzoglich-fächſiſchen 
Häufer bezogen: fih auf Die in ber vertrauliden Sigung vom 
10. Aug. gemachte Mittheilung (S. 611). 

Naffau bezog fi) auf Die Anträge bed achten Auðſchuſſes 
der Wiener Conferenzen. 

In Anſehung der freizuſtellenden Vertretung ber Cavallerie 
und Artillerie, durch ſtaͤrkere Infanterieſtellung, bemerlte es, daß 
Die Anträge des achten Ausſchufſes in Hinſicht auf Die Vertheidigung 
des Bundes in einem Bundeskriege um fo unbebenflicher erichienen, 
da die gemifchten Armeecorps im Falle eined Krieged immer als 
Theile der ganzen Bundesarmre aufzutreten und zu wirfen beſtimmt 
feien, mithin es nothwendig in bie Attributionen bes Bundesfeld⸗ 
beren gelegt. werben würde, bei ber Anwenbung ber einzeluen 
Armeecorps ihre Stärke in Gavallerie und Anfanterie, wie fie 
einmal ‚angegeben und für immer feftgefeßt werben, zu be 
rüdfichtigen, woraus von felbit folge, Daß zum Zwecke ber 
Bunbeskriegsführung ein gleiches Verhältnig zwiſchen Cavallerie, 
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Artillerie und Sinfanterie in den einzelnen Armeecorps nidht er: 
forderlich erſchienen. 

Die medlenburgifche Anficht war folgende: Die Comingent⸗ 
ſtellungen kamen bei den Wiener Conferenzen nur in Hinſicht einer 
thunlichen allgemeinen Erleichterung zur Sprache. Den Anträgen 
des ‚achten Conferenz⸗Ausſchuſſes bat in dem Betreffe auch 
Medtenburg beigekimmt, und Ihre Eöntglichen Hoheiten hegen 
noch gegenwärtig den Wunſch, Daß Die hierin vorgefchlagene Er⸗ 
leihterungen allgemeinen Eingang finden, und Modificationen an 
den bereit am. Bundestage verbandbelten Grundzügen über. bie 
Drganifation des Bundesheeres bewirken möchten, Wenn es jeboch 
wichtig und nöthig erfcheint, dieſen weſentlichen Theil der orga⸗ 
niſchen Einrichtungen des dentſchen Bundes nicht Länger, ungewiß 
und unbeftimmt zu laſſen, jo wird.von Seiten Medtenburgs auch 
denjenigen Beichlüßfen zugeflimmt merben, woburd den in der 
vierten Bundestags⸗Sitzung vom Jahre 1819 im Weſenilichen un 
Allgemeinen angenommenen Grundzügen sc. hier in Verfolg nur 
noch Die weitere Ausführung. zu geben fein wird. - 

Was bie befonderen Puncte betrifft, welche hiervon gegen: 
wärtig zur Sprache gebracht find, jo wärbe.eine weſentliche Er⸗ 
leichterung und Milberung der bisherigen Grundſaͤtze erreicht, 
indem das ordentliäde Gontingent aus dem bumbertften Theil der 
Bevoͤlkerung beftehen, der zweihundertſte Theil davon, als Referve, 
aber zur bloßen Ergänzung desſelben dienen, und Diefe 13 Prozent 
in einem Yeldzuge nicht überfchritten werben dürften, jo lange 
nicht außerorbentliche Anſtrengungen in den Källen dringender 
Roth von der Bundesverfammlung befchloffen würden. Eine folche 
Feſtſetzung wird noch um ſo erforderlicher, wenn bie Gavallerie, 
anftatt ber in dem Conferenz⸗Ausſchuſſe vorgeſchlagenen Ver⸗ 
minberung auf rin Achttheil noch auf cin Siebentheil des Gon- 
tingents angenommen werben ſollte. | 

Bon gleihmäßiger Grfeihterumg bürfte überhaupt wohl nur 
die Nede fein, und jede Ausnahme von ber immer erſt allgemein 


feRzufeßenden Regel demnähft, auf angeftellter urnrietne der 
Erfier Theil. 
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einzelnen oft vorübergehenden Umſtände, welche die Ausnahme zu 
begründen vermöchten, erfolgen koönnen. 

Die Uebertragung der. befonderen Waffengattungen wird 
zweckmäßig nicht anders‘ wie. in berfelßen Divifion oder Doch mm 
in demfelben Armee⸗Corps -zuzulaflen fein, wenn biefe Abtheilıngen 
in ihren hineren Einrichtungen einen gewiflen Beſtand behalten, 
und die übernommenen Verbindlichkeiten nicht Darunter leiden follen. 
Die Bundesverfammlung koͤnnte daher auch nur den Mitgliedern 
eined Armee-Gorps es überlafien, wegen ſolcher Bertretungen ſich 
unter einander auf eine ‚billige Weife fo zu vereinbaren, baß bie 
von dem Armeecorps zu erwartende Leiſtung dadurch nicht ge 
ſchmaͤlert werde. Jede früheren genauen Beflimmungen beöhalb 
möchten nur die Binheit der Divifionen und Armeecorps ſtören, 
und nur in dem Falle, wenn: über das Maas und bie Billigkei 
der Bedingungen einer foldyen freiwilligen Vertretung einige Ber: 
ſchiedenheit obwaltete, hätte bie Bundesverfammlung, ſobald fte 
von den unterbaltenden Mitgliedern angegangen werbe, zu ver 
juchen, durch ihre Vermittelung, allenfalls nach Vernehmung ber 
ſachkundigen Beurthellung der Militaͤrr Commiſſion, jene Auftänte 
noch zu bejeitigen und auszugleichen... . 

DieFürftender 15. Stimmeliehen erfläven: die Aufflellung 
eined Bundesheered im Frieden iſt ein von allen Bundesgliedern 
gefebmäßig anerfauntes Bedürfnig. Allein nicht alle find über 
die Größe des vorgeichlagenen. Friedensſtandes, beſonders im 
Rückſicht auf Die verjchiedenen Waffenarten und auf die Beflunmung 
ber. Rejerve, einig. Was Einige für leicht, Wache nicht allzu 
läftig halten, erjcheint Mehreren als drückend: 

Wenn man nun, wie man es thun muß, für den Krieg den 
Grundſatz annimmt: daß jederzeit bad Maaß ber Gefahr 
au) dad Maaß der, Anftrengungen fein muß, und daß bie 

Pflicht der Selbfterhaltung, . folglich auch die Pfluht Der 

Beribeidigung bes gemeinfamen Vaterlandes, feine Grenze kenut 
jo muß man eben deßhalb auch für be Frieden. den Grundſaß 
anerkennen: 
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daß ‚feine Anftrengungen gefordert werben dürfen, welche Die 

Kräfte der Staaten im Frieden erfchöpfen und "fie unfähig 

machen würden, im Kriege zu leiften, was dann zu leiſten 

nothwendig ſein kann. 
Kein Bundesſtaat kann in einen Friedensſtand willigen, der für 
ihn überfpannt iſt, wenn er es auch für Andere nicht wäre, und 
ein an and für ſich noch jo empfehlenäwerther Plan einer Bundes⸗ 
Kriegsverfallung wird fo menig- ein Recht geben, übermäßige 
Anftrengungen zu fordern, als das Beiſpiel einzelner Bundes 
Raaten, die Rd) im Stande finden, einen beträchtlichen Kriegs⸗ 
Hand auch im Frieden zu haben, am allerwenigften das Beiſpiel 
ber Mächte, die durch ihre Stellung in dem Syſtem ber europäljchen 
Bolitit, Gruͤnde zur Unterhaltung zahlreicher Heere finden koͤnnen, 
welche. von dem Friedensſyſtem des Bundes ganz unabhängig find. 

Der Maaßſtab des Friebensftandes anderer Reiche fcheint 
eben jo wenig ein angemeſſener Maaßſtab für den Bund zu feinz 
denn würde er firenggenommen und koͤnnte er vollfommen befolgt 
werben , fo müßte er einen ewigen Kriegsſtand, das heißt, das 
böchfte Maaß der Anftrengung zum unabwendbaren Refultate 
haben. Unvoffländig angewandt, wird er doch nie dem Zwecke 
entfprechen, ‚und vielleicht ift e8 dem :deutjchen Bunde vorbehalten, 
durch Die jo allgemein gewünjchte Verminderung. der ftehenden 
Heere ein heilfames Beiſpiel zu geben. 

Der. Friedensftand des Bundes follte nur ein folcher fein, 
wie ihn jeder Bundesftant nad feinem befonderen Zuftande er 
tragen kann, damit die Untertanen von ben kaum überflandenen 
ſchweren Laften fih erholen, Damit fie neue Kräfte, neuen Muth 
fammeln tönnen, damit fie haben und behalten was der Ber: 
theibigung werth ift, Damit fie in treuer Auhaͤnglichkeit beftärkt 
und vor bem Geifte ber Unzufriedenheit bewahrt werden, der fidy 
immer weiter verbreitet, und ber Alles zu vereiteln droht, was 
für des Vaterlandes Außere und innere Sicherheit vorgefehrt 
werben mag. 

Wenn ber Brundjag aufgeſtelt wird, daß alle Bundesglieder 

41* 
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zu gleichen Anftrengungen verpflichtet feien, jo fließt Dies von 
ſelbſt aus der Natur eines auf Gleichheit der Rechte und der 
Bwede gegründeten Staatenvereind. Allein es folgt daraus fein 
Recht, das Maaß ber Anftrengungen ohne Rüdficht auf das 
Maaß der Kräfte dem Einzelnen zu beflimmen, fondern höchſtens 
nur, daß verhältnigmäßig Tein Bundesglied mehr zu übernehmen 
habe, als was ein anberes Bundeöglied zu leiften vermag. Daß 
aber das Verhaͤltniß richtig erwogen und die @leichheit der 
Leiſtungen, auf den Grund ber Gleichheit der Rechte, nach der 
wahren Lage der Dinge berechnet werde, liegt in ber Natur eines 
Bunbdesvereind, defien feſteſte Stüße gegenfeitige Billigfeit und 
gegenjeitiges Berkrauen fl. 

Was nun 1. das Verhaͤltniß betrifft, jo fpringt Die verfchtebene 
Lage großer und Feiner Staaten, nad ben jo verfehiebenen 
Graben der Größe, von ſelbſt in bie Augen; unb welch ein 
Dpfer bringt dem Bunde der Staat, welder, wenn auch fein 
Bund wäre, fein Kriegäheer wie es ift halten würde? 

Wenn man ſodann 2. die Gleichheit der Rechte, in befomberer 
Beziehung auf Krieg und Frieden, nad Object unb Form be 
trachtet, fo lehrt was erſteres betrifft, Die Erfahrung, weichen 
Einfluß das politiiche Gewicht der Staaten bat und haben mu$; 
was aber die andere betrifft, jo zeigt ein Blid in die Bunbesacte, 
daß hier die Rechte nicht gleich find, und wenn verhältuigmäßig 
der Staat der vier Stimmen bat, viermal fo viel ftellt als der 
Staat, welcher eine Stimme hat, fo bürfte das Bundesheer nad 
dem Maaßſtabe der Bleichheit der Rechte faft übergroß werben. 

Endli 3. ift in Anſehung der Gleichheit der Laften Teicht 
zu erweifen, daß in einem Vereine großer unb Heiner Staaten 
eine numerijche Gleichheit in ber Kriegörüflung eine reelle Lln- 
gleichheit der Laften nothiwendig bewirken mn; beſonders in 
Beziehung auf die verſchiedenen Waffenarten. — 

Died Alles ift mehrmals und befonders in den vom bem 
Herrn geheimen Rath von Leonhardi übergebenen Bemerkungen, 
den Umfang der nach bem Entwurf zur Kriegsverfaffung des 
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beutfchen Bundes ben mindermächtigen Staaten besjelben bevor 
ſtehenden Leiftungen, im Verhaͤltniß zu ihren Kräften unb im 
Vergleich mit der Concurrenz der größeren Bunbesflaaten, bes 
treffend , ausgeführt worden. Mit Dank ift zu erfennen, Daß der 
mindermächtigen Bunbesftaaten Bebürfniß einer billigen@&rleichterung 
von feinem der Bundesglieber in Abrebe geftellt wird; allein bie 
Mittel, über welche dem jeßigen Anfcheine nad) eine allgemeine 
Vereinigung zu hoffen fein bürfte, möchten fehwerlich zum Zwecke 
führen. Was wegen ber Reſerve vorgefommen, gibt allerdings 
einige Erleichterung, fo wie bie Verminderung des Gavallerie 
Anfapes überhaupt. In der Hauptfacdhe aber: der Gavallerie und 
Artillerie Stellung, zeigt ſich für die mindermäcdhtigen Bundes⸗ 
ftaaten nody feine günftige Ausfiht. Die Reduction diefer Waffen: 
arten Scheint in der That mehr im Intereſſe des Bundes, als 
der Heinern Bundesflaaten zu fein, und wenn bie Entricdhtung 
einer jährlichen Abfindungsjumme, aljo eigentlich eine fortwährende 
Zributpflichtigfeit davon die Folge fein jollte, je möchte ed gar 
ſehr einer reifen Erwägung bedürfen, ob Naturalftellung nicht 
vorzuziehen wäre? Allein alddanı würde e8 den mindermäcdhtigen 
Staaten nicht möglich fein, den vorgejchlagenen Friedensſtand 
aufzubringen. Wenn es nun bedenklich gefunden wird, einen 
gemäßigteren Friedensſtand anzunehmen; ſo waͤre es doch wohl 
nicht unbillig, Die Mindermächtigen von der Stellung der Cavallerie 
und Artillerie frei zu ſprechen und deren ohnehin nicht beträcht- 
lichen Antheil von den Anſatze der Corps, wozu fie gehören, 
abzuziehen. Sollte hierburdy eine nachtheilig ſcheinende Vermin⸗ 
derung ber Gavallerie ıc. in einzelnen Corps bejorgt werben, fo 
ließe fich vielleicht durdy Liebernahme eines Theil des Train von 
Seiten der Mindermächtigen eine nicht unzwedmäßige Ausgleichung 
txeffen, umb es würde ſich wahrfcheinlich noch manches Auskunft» 
mittel finden lafien, wenn man nur nicht allauftreng auf der Vers 
theilung aller Waffenarten unter alle Bundeöglieber beſtehen 
wollte. In der Natur eines völferrechtlichen Vereins liegt biefe 
Art einer firengen Gleichſtellung um fo weniger, je mehr alles 
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auf gütlicder. Uebereinkunft beruht unb je weniger Die nur zu oft 
‚unwillkürlich fich aufdringende Analogie eines einfachen Staates 
bier anwendbar ift, weil in dieſem Prägravationen und jelbft 
Unglüdsfälle einzelner Provinzen ausgeglichen werden Tönnen, 
während im Stantenbunde Leiden und Verluſt unwieberbringlid 
den einzelnen verbündeten Staat betrifft. 

| . Man hat eingewendet: Wer. die Grenze ziehen follte, wo bie 
gewünjchte Erleichterung ihren Anfang zu nehmen hätte? Diele 
Grenze ift ſchon gefunden. | 

Die Bundesglieder, im edlen Eifer, für dad Vaterland zu 
thun was in ihren Kräften ift, haben fie felbft gezogen. Diejenigen, 
die ohne Schwierigkeit für den vorliegenden Militairplan flimmten, 
müffen überzeugt fein, daß ihre Unterthanen dabei beftehen fönnen. 
Diejenigen, welche zuzuftimmen Bedenken tragen, find überzeugt, 
daß ihre.Unterthanen dabei nicht beftehen Fönnen. Jeder thut 
feine Pflicht. Hier kann von feinem Plane die Rede fein, um 
über Andere einen Vortheil Davon zu tragen — auf Andere Laften 
zu wälgen. Was feder zu leiften vermag, wird er leiften. Und 
ift denn die Gontingentftelung die einzige Forderung bie ber 
Bund macht und machen wird? Je beſchraͤnkter die Mittel fint, 
defto mehr müßten die Eleineren Bundesſtaaten dieſe Ausficht in 
Rechnung Bringen. Sie können daher, wenn ihnen auf andere 
Weiſe nicht zu helfen fein follte, nur eine Verminderung bed 
Friedens⸗-Etats wünfchen. Gewiß aber wünfchen fie nichts mehr, 
als daß dieſe höchſtwichtige Angelegenheit in vertrauensvoller Ein 
helligfeit der Bunbesglieder georbuet werde. Nur das Eine ver- 
mögen fie nicht, wiſſentlich den Ruin ihrer Untertbanen unter: 
fchreiben. In diefem Sinne bin ich für meine hoͤchſten Sonmnittenten 
mich zu erklären angewiejen. 

Lichtenflein, Reug und Shaumburg-kippe inhärirten der 
in der vertraulichen Sigung vom 10. Auguft gemachten Aeuflerung 
und traten der Abftimmung der großherzoglid) - und herzoglich 
ſächſiſchen Geſandtſchaft bei. Lippe ſchloß fi, wenn eine gäuzliche 
Befreiung von Gavallerie und Artillerie — welches für Heinere 
Staaten fo fehr wünjgenswerth jei — uicht zu erzielen fein ſollte, 
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den Boten. an, welche Den Wurſch Außerten, daß jeher Lleine 
Staat feine Ganallerie und ‚Artillerie eniweher In natura. flellen 
odes für jeden Cavalleriſten zwei Saienteißen, drei hir jeben 
Artilleniften: aufzubringen Habe. . 

Die freien Städte Lübed, Srankfuct, Bremen und 
Hamburg traten. eiufady. dem, Autrage des achten Ausſchuſſes 
der Wiener Conferenzen bei. | 

Die fämmtlichen Abſtimmungen wurden durch einftimmigen 
Beſchluß dem Bundestags-Ausſchuſſe für Militär-Angelegenheiten 
überwiefen, damit derſelbe fein Gutachten der Bundesverſammlung 
zur Öenehmigung vorlegen ſolle. 

Einige Tage ſpaͤter giug. bie vorbehaltene würtemnbergifche 
Erklärung ein und gab die Veranlafjung zu einer vertraulichen 
Sigung (25. Auguft 180). Die Erklaͤrung, welche v. Wangenheim 
abgab, lautete: Ich habe ſchon geſtern morgen nicht nur das hohe 
Praͤſidium, ſondern auch diejenigen Herren Geſandten, welche ſich 
mit mir in aͤhnlicher Lage zu befinden ſchienen, von der Reſolution 
in vorlaͤufige Kenntniß geſetzt, die mir, auf den über die ver— 
trauliche Sitzung vom 17. d. M. erſtatteten Bericht, von meinem 
hoͤchſten Hofe zugekommen iſt, und dieſelben zugleich dringend 
erſucht, dahin mitzuwirken, daß jeder Eclat moͤglichſt vermieden 
und doch auch dem Intereſſe des Bundes und dem Rechte ſeiner 
Glieder nichts vergeben werde. 

Es bleibt mir daher heute Nichts weiter übrig, als den 
Beweis zu führen, daß die Entfchliegung, welche mein höchfter 
Hof gefaßt bat, wirklich nur aus einer forgfältigen Prüfung ber 
Verhandlungen über dieſen Gegenſtand, ſowie aller übrigen Rüde 
fihten hervorgegangen fel. 

Die neue Richtung welche der Verhandlung über Die Annahme 
der Orundbeſtimmungen, abweichend von der, weldye ihr in der 
Sigung vom 10. Auguft bereit gegeben worden war, in ber 
Eikurg vom 17. d. M. gegeben werden follte, fuchte das hohe 
Praͤſidium durch folgende Gruͤnde zu rechtfertigen: 

41. An dem in der 33. Wiener Gonferenz von tem Fürften 
Metternid,, Namens ded 7. Ausſchuſſes, gemachten Vortrag über 
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die Bundesfehlungen, ſeien ausdrücklich und ohne daß dewider 

in pleno etwas erinnert worden wäre, die Gegenſtaͤnde in zwei 

Claſſen gethbeilt worden, wovon bie erfte die in Wien ſchon aus- 

geiprochenen drei Grundbeſtimmungen, die zweite ſolche Iuſtructions⸗ 

punfte enthalte, weldye als nähere Gutwideling und Amwenbung 

jener Grundfäge erſt nach Frankfurt verwiefen werben follten”. 
Dabei ift aber zu bemerfen: 

„Die bier erwähnte Eintheilung der Gegenſtaͤnde iſt allerdings 
von Seiten des Ausjchuffes vorgefchlagen worden, weil bieler 
von der Anfiht ausging, daß ein Theil der Säge in Wien von 
ben Bevollmächtigten fofort angenommen werben könne, der andere 
Theil Dagegen als Inſtructionspunkte nah Frankfurt an bie 
Bundesverſammlung gebracht werben müfle. — Das Plenum 
widerfprach diefem Antrag nicht befonbers, und ausdrücklich weil 
es feinen Grund dazu hatte, denn wenn die Saͤtze erfter Art in 
der vorgeſchlagenen Weife bei der Abftimmung angenommen wurrten, 
jo fand dasſelbe auch hinfichtlich des Antrags von ſelbſt flatt, im 
andern Fall aber trat das Entgegengefeßte ein. Da diefes nm 
wirklich ftatt gefunden Hat, jo warb eine befondere und aus⸗ 
brüdliche Verwerfung bes Antrags völlig überflüffig. — 

2. Die. Grundbeflimmungen feien von den Bevollmächtigten 
theils unbedingt, theils sub spe rati angenommen worden; ber 
koͤniglich wuͤrtembergiſche Geſandte babe feine Zuſtimmung nicht 
blos sub spe rail, ſondern auch mit Vorbehalt verſchiedener sub F. 
gemachten Bemerkungen ertheilt”. 

Dabei ift zu bemerfen, daß ber Königliche Bevollmädtigte 
nicht einmal feine perjönliche Zuftimmung zu den Grundbeflim- 
mungen sub spe rati ertheilt habe. | 

Die betreffende Stelle im Protokoll der 33. Sigung if 
wörtlich folgende: 

„Der königlich würtembergifche Herr Bevollmächtigte erklärte, 

baß er feine Zuftunmung nur mit Vorbehalt der in der Aw 

Inge Bitt. F. enthaltenen Bemerkungen, jo wie Der Genehmigung 

feines Hofes geben koͤnne“. 








"Die. hierher gehörende Stelle aus der Beilage Lin. F. ift 
folgender 
„Der koöoniglich würtembergiiche Bevollmaͤchtigte ſicht fi 
durch feine Inftruction nicht ermaͤchtigt, die in Antrag ge 
brachten BarniiowBeflimmungen für die Bundesfeſtungen 
annmehmen. — Er muß. baber feinem Hofe bie Erklärung über 
biefen Bunct, wie hiermit geichieht, ausdrücklich vorbehalten“. 
Cr wiederholte Died bei der Unterzeichnung des Separak 
protocolls in der 34. Sitzung, indem er beifügte: 
„unter Beziehung auf feine ad Nr. 3, (ie —R 
abgegebene Erklärung. 
Hieraus felgt, daß ber wärtembergifche Bevollmaͤchtigte 
a. den Grundbeſtimmungen feine Zuſtimmung nur unter 
Vorbehalt der Genehmigung feined Hofes erihellte; : - 
b. von tiefer perſonlicher Zuſtimmung jedoch bie Garniſons⸗ 
Beſtimmungen ausnahm, weil deren: Annahmen ſeinen In⸗ 
fiewetionen zuwiber ſei; 

c. über Diefen Fund feinen Hofe die Eklarung aurriais 

vorbehielt 

Ein aͤhnlicher Punct hat ſich in Wien bei den Verathungen 
über die Beförderung bed Handels und Verkehrs ereignet. Auch 
bier wurben bie Gegenflände in folche abgetheilt, über welche 
fofort eine Vereinigung in Wien zu erzielen fein möchte, und im 
foldye, welche als Inſtructionspuncte an bie Bunbeßverfammlung 
zu bringen fein. 

Unter die erften wurden aufgenommen, ein Artikel über bie 
Flußſchifffahrt, und einer über den freien Verkehr mit Getreide 
und andern Lebensmitteln, wie fie, in der Korn von Separats 
Protocollen, den 34. Sttzungs⸗Protocoll anliegen. 

Inzwiſchen trat Fuͤrſt Metternid dem zweiten wur 'unter 
Vorbehalt der Genehmigung des Kalſers bei, und wenn. biefe 
nicht erfolgte, ſollte an deſſen Selle ber dritte Sag, des demſelben 
Protocol anliegenden Separat Protocolls, in Betreff des Handels 
und Verlkehrs zwilchen den Bundesftanten, treten. * 
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ı: ‚Belbe Borgänge finb lediglich babırıy verſchieden, Daß in 
dem zuleßt gedachten, mit Vorbehalt der Genehmigung der. einen 
Rebartion, ‚zugleich im. Kalle dev. Verweigerung berfelben, die 
esentuelle Annahme eiser. audern. Rebartion verhunden würde, 
während: bei: dem zuerſt gedachten Vorgauge WBürttensberg ſich 
ſchlechthin ‚Die Eklaͤrung vorbehielt. Erſolgte nachträglich bie 
Zeſtimmang Württembergs und die derjenigen Höfe, bereu Ge 
fandte obwejend geweſen, oder nur sub spe rati beigetreten waren, 
jo war der Gegenftanb erledigt; wo nicht, fo mußte in Folge 
ber vorbehaltenen und abweichenden Erflärimg eine Vereinbarung 
über eine nene Faſſung verfucht werben. Dieſer Fall ift einge 
treten, und ‚Württemberg durch bie Verhandlungen in Wien 
Daher keineswegs gebunden, eine entweber unbedingt zuſtummende 
ober unbedingt verwerfende Grilärung abzulegen. : 

: BB „Hierauf fei in dem von allen Anuweſenden unterzeichneten 

Separat-Proteenfl der 3. Sitzung Mit. A. arkläct werben, daß 
die Örundbeflimmungen von ben in Wien. vereinigien Bevoll⸗ 
mädtigten, theils definitiv; theils unter wgrausgefehter Geneh⸗ 
migung ihrer Gommittenten, al® Grunbbeftimmungen angenommen 
worden: feien.  . 
" &8& wirb biefleite qugegeben, daß dieſe Ecklaͤrung allerdings 
erfolgt ſei; allein einmal, hat der wurttembexgijche Bevollmaͤchtigte 
fe nur in Veziehung anf den: von ihm gemachten Vorbehalt 
unterzeichnet; smd: . . 

dann hat auch die Erklärung in dem Protocolle den Zuſaß: 
„um' Bei: ben weiteren Berathungen über bie Bundesfeſtungen 

.. „am Bundestage zur Norm zu dienen; womit die Beftiunmung 

‚vetbnuden ward, daß das Separat⸗Protocoll au die Höfe 
und Regierungen mit dem Erſuchen, ven Juhalt befielben 
baldmoͤglichſt an: ihre Bunbeötagägefanbijhaften gelangen zu 
laſſen, eingefenbet werden folle". 
" Wenn usn bereitd in der 33. Sigung veradredet worden 
war,; daß die Inſtructionspunkte an. bie Höfe und Regierungen 
mit der Bitte eingufenben ſeien, fpäteflens in zwei Wonaten, von 
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jest an, ihre Bundestagsgeſandten über ‚vie darin verhandelten 
Zragen mit binlänglichen Inſtructionen zu verſehen; wenn hierauf 
in der 34. Sihung angenommen warbe,. daß die fogenannten 
Orundbeftimmungen theils definitiv, theils sub spe rati angenommen 
worben ſeien, um bei den weiteren Berathungen über.die Bundes» 
feftungen am Bundestage zur Norm zu. dienen, während über 
biefelben theils gar feine. Erflärung : exfolgt (Medienburg und 
die 15 Curie), theils diefe ſchlechwweg vorbehalten, oder nur sub 
spe rau .ertheilt worden war, jo konnte jener Ausbrud weiter 
nichts befagen, als daß die weitere Berhanblung mit biefen Säßen 
beginnen ſollte, weil, was gar nicht ober nur bedingt angenommen 
worben ift, nicht als gemeinfchaftlih amgenemmene Wahrheit 
gelten ann. Hiermit flimmt auch der angegebene Zweck der 
Einfenbungen an bie Regierungen überein, nämlich: „um ben 
Anhalt derfelben bald möglichft an ihre Bundestagsgefendtichaften 
gelangen zu lafien, welche alsdann bie Anfichten ie Sommittenten 
weiter zu erklaͤren hätten”. 

4. „Es fei alſo klar, daß jept die Geſandten der Hoͤfe, welche 
nur sub spe rati beigetreten, fo wie bie, deren Bevollmaͤchtigte 
zu der Zeit nicht. mehr in Wien anmefend waren, befugt feiem, 
den Beitritt ihrer Staaten zu exflären, oder ihn zu verweigern“. 
Wenn der Hier .aufgeftellte. Sab die Erflärung. lediglich auf An 
nahme ober Verwerfung beichränten will, kann derſelbe bieffeits 
ſchlechthin nicht als richtig anerkannt werben; denn wenn einige 
Bevollmaͤchtigte ſich gar nicht, andere mur sub spe rati erflärten, 
einer aber ausdrücklich äußerte, Daß feine Inſtruction ibm dem 
Beitritt verbiete, und er deshalb feinem Hofe bie Erklärung vor⸗ 
behalte, fo waren die Committenten aller diefer Bevollmaͤchtigten 
befugt, jebe beliebige Erklärung noch nachträglich. abzulegen,. da 
fie in dieſer Befugniß nirgends beſchraͤnkt worden find. 2 

5. Dagegen ſei der Antrag, daß diefe drei Punkte Fein 
Gegenſtand weiterer Didcufjion am Bundestage werden follten, 
ohne Widerrede von allen in Wien Anweſenden angenommen 
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worden, und fiheine daher als eine verbindende Vorſchrift be 
trachtet werben zu müſſen“. 

Bon diefem Satze findet fi in den Gonfesenz-Protocolen 
auch nicht die leijefte Spur. 

Nach dem Protocolle der 38. Siuung wurde befdyloffen, 
daß die Herreu Bevollmächtigten, welche nur sub spe rati zuge 
fimmt hätten, erfucht würden, dahin zu wirken, daß der befinitive 
Beitritt ihrer refp. Höfe bald möglihft in Frankfurt erfolge, 
nirgends wurde aber deren Grflärung auf einen unbebingien 
Beitritt ober .eine unbedingte Verwerfung befchränft, jenes Gr 
juchen war auch nicht einmal auf die Gefandten anwendbar, bie 
gar nicht sub spe rati zugeftimmt hatten, namentlich nicht auf 
den von. Württemberg hinfichtlich der Garniſons⸗Beſtimmungen, 
und nicht auf die von Medlenburg und ber 15. Curie hinſichtlich 
Sämmtlicher drei Säge. 

6. „Diejer unbebingte Beitritt fcheine auch um fo mehr mit 
Recht erwartet werben zu können, als in dem Vertrage (dei 7. 
Ausfehufies) ſelbſt gleich erflärt worden, daß bie Sinftructions 
punfte, welche bie nähere Gutwidelung unb Anwendung ber 
Grundbeſtimmungen enthalten, nad, Frankfurt verwiefen jeien, 
mithin, ſobald ein Staat nur mit der Grundlage ber drei Saͤße 
einverftanben fein, ihm, diejer Annahme ungeachtet, die Diecuffion 
über die zur Entwidelung und Anwendung berjelben dienenden 
Suftructionspuncte dennoch vorbehalten bleibe“. 

Es fragt fih Hier vor allen Dingen, wie biefer Sag ge 
meint ſey? 

Wäre damit der Sinn verbimden, daß mit der offenftchenten 
Discuffion über die nähere Entwidelung und Anwenbung Der 
Grundbeſtimmungen zugleich die Wirkung zugeflanben werbe, daß 
man, wenn jene Discuffion kein Refultat herbeiführen follte, 
welches den von dem einen oder andern Hofe bei biefer Gelegen⸗ 
Beit über bie Bedeutung der Grundbeſtimmungen aufgeflellten 
Anfichten entipräde, an dieſe Grundbeſtimmungen ſelbſt nicht 
weiter gebunden fein folle: fo wäre auch, da jeber die Gruud⸗ 
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beſtimmungen annehmende Staat ih in folchem Kalle ven der 
Annahme derjelben minder losfagen koͤnnte, aller Streit geichlichtet; 

Wenn man aber diefe Befugniß anerkennen könnte oder. wollte, 
fo wäre audy die Annahme feine unbedingte, ſondern nur eine 
bedingte, aljo grabe eine foldye, welche mein hoͤchſter Hof bezwedit 
und welche man eben. bi8 jetzt nicht zulaſſen wollte. Da man 
aber in Wien übereingelommen war, bie Höfe und Regierungen 
zu erfuchen,. ihre Bunbestagsgefandten mit Inſtruction über bie 
in den Inſtructionspuncten verhandelten Fragen zu verfehen und 
man vorausfeßen darf, daß es mit dieſen ſechs Säben redlich 
gemeint geweſen fei: fo wäre, wenn man nur will, nichts leiter, 
als fich, ſelbſt für den Fall dag man bie Grundbeſtimmungen mit 
den Snftructionspuncten nicht vermiſchen wollte, vollfonmen zu 
verfländigen; man braucht nemlich nur Die Inſtructionspuncte vor 
ben Grundbeſtimmungen in Berathung zu nehmen. Dieſem Gange, 
welcher die Möglichkeit darbietet, die verfchiebenen Anfichten mit 
Ruhe zu erörtern, flieht doch gewiß Fein wechtliches Hinderniß im 
Wege! 

Aus dieſen zu den von dem hohen Praäſidio aufgeftellten 
Saͤtzen gemachten ‚Bemerkungen ergiebt fih nun, daß ſich ber 
Thatbeftand dieſer Angelegenhen auf folgende Momente zuräd- 
führen lafle: 

1. Es bat weber eine übereinftimmenbe Bereinigung unter 
den Bevollmaͤchtigten der deutſchen Staaten in Wien, noch weniger 
aber eine. definitive, durch erklärte Genehmigung der Bunbesftanten 
ſelbſt, über die fogenannten Grundbefimmungen fait gefunden. 

2. Denjenigen Staaten, deren Bevollmächtigte ihre Zuſtim⸗ 
mung entweder nur sub spe rati, ober, wie die beiden abweſenden 
und ber wirtembergifche, gar nicht ertheilt haben, ſteht noch. jebe 
Art von Erklaͤrung über die GOrundbeſtimmungen offen. 

3. Da die jedem BundestagsBeſchluß nothwendig vorher: 
gehende Berathung, insbeſondere die, welche ber Art. 7. der Bundes⸗ 
Acte für die in pleno zu faflenden Befchlüſſe fordert, in Wien 
nur in Anfehung ber Gegenſtaͤnde als geſchloſſen angefehen worden 
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iſt, welche von den Bevollmächtigten mit Ermächtigung ihrer 
Gommittenten befinitin angenommen wurden, dieſes aber mit deu 
Grundbeftimmungen nicht der Fall geweſen ift, fo ſteht auch die 
Bevathung. über diefen Gegenftanb nicht nur offen, fonbern fie 
muß, ber Bundedacte gemäß, flatt finden ehe ein Beſchluß im plene 
gefaßt. werben kann. Dieſe Berathung erfordert eine förmliche 
Sigung der eugern Berfammlung, wenn fie glei in einer ver 
teaulihen Beiprechung vorbereitet werben ann. 

. :4 Jedes Bundedglied ift in dieſem wie in jebem Fall be 
rechtigt, bei. Gelegenheit der Berathung Vorſchlaͤge zu machen, 
welche Der Vorſitzende, wenn es begehrt. wird, verpflichtet iſt, im 
Gemäßheit deö Art. 5 ber Bundesacte in einer zu beflimmenben 
Beitfrift der Berathung zu übergeben. 

65. Wenn daher die Abficht dahin gehen follte, Die Prüfung 
bes in den vertraulichen Sigungen vom 10. und. 27. Yuguft ge 
machten, mit. dem Hauptgegenftaub in der wefentlichen Verbindung 
ſtehenden Antrags, dann, wenn er in der fürmliden Sitzung des 
engeren Raths wiederholt worden fein wird, abzulehnen: jo würde 
Darin eins eventuelle Verlegung des 5. Artilels der Bundesacte liegen. 

6. Württemberg und jeder in gleicher Lage befinbliche Staat 
ift mithin berechtigt in der bevorſtehenden Pienar-Sigung deu 
Grundbeftimmungen die Zuftimmung zu verfagen, uud zwar im 
formeller Hinfiht, wegen Nichtbeachtung bed Urtikel 5 ber 
Bundesade, in materieller Hinſicht, weil es bei einem Gegen⸗ 
ande der Sinftimmigkeit erfordert, eine abweichende Anſicht 
hegt. — Mit. diefer Berechtigung iſt Die weitere Befugniß, uah, 
nad) den vom Fürflen Metternich in der 23. Sitzung über bie 
Beichaffenheit des WiderſpruchsRechts der Bundesglieder anf: 
geftellten, und in dem Art. 13 der Schlußacte übergegangenen 

Grundfägen, jogar Die Verpflichtung verbunden, Die verfagte 
Zufisumung zum Protocoll mit Gründen auszuführen, 

Aus diefen Gründen ift, daß Seine Mojellät ber Linie, 
mein. Herr, mic. zu ber Erklärung angewiefen bat, welche ich 
hiermit in die Regiſtratur dieſer vertraulichen Sigung niederlege 
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"Some Matefbät.: der Künig findet "Sich außer Stand, Für 
Sich in die Uebernahme der Feftungen Mainz, Letemburg . und 
vandan; uuter anderti als ben bereild von mir erflärten Be 
dingungen, beren von einer ober ber andern Seite gewänfchte 
Moratitäten. abrigens Gegenftaud einer weiteren Ginverftänbigung 
eRersinge noch werden Bönnen, ‚einzugehen. | 

. Da: es aber meinem hoͤchſten Hofe um ben: Aued zu thun 
m, fo iſt derſelbe bereit, jebes von der : Mehrheit gewünfchte 
Verfahren, wenn es nur mit Sicherheit zum Zweck zu führen 
geeignet ift, zu adoptiren, und er wird immer demjenigen ben 
Vorzug Heben, weiches ſelbſt den Schein. fehlender Bundeseintracht 
zu entfernen vermöchte. - Das hohe Bräfivium hat zwar ein ſolches 
Berfahren darin zu finden geglanbt, Daß mein Hof die von ihm 
gemachten Bedingungen, nur etwas fpäter, bei Gelegenheit. der 
Discuſſion über die Iuftructiouspundte, ausführe: allein bei. biefem 
Verfahren. wine ber Zweck nur dann..mit: Sicherheit: erreicht 
werben Können, wenn es jedem Bundesgliebe, welches zu ‚bei 
Orundbeftimmungen feine Zuftimmung ertheilt, freigeftellt würbe, 
diefe Zuſtimmung in dem Falle, daß jene Discuſſion Fein feinen 
Anfichten über die Grundbeftimmungen entſprechendes, Refultat 
herbeiführen follte, wieder zurüd zu nehmen, ohne au irgend ehrt 
natürliche Folge derſelben weiter gebunden zu fein. - - - 

- Konnte aber hierüber auf irgend eine Woiſe eine euverfanbens 
Zufid)erung zu Protocol genommen werben, fo iſt mein Hof 
bereit, ‘feine Zuftimmung: zu den Grundbeſtimmungen für's. erfle 
unbedingt zu erflären, unb das weitere auf ben: Erfolg der 
fünftigen Discuffion: ankommen zu laſſen, obwohl -bamit im 
Geande nichts gewonnen wird, Da. eine jolche Zuſtimmung wefentlich 
doch nur eine ‚bedingte fein wirrde. — Es ſcheint auch m ber 
That ungleich einfacher, daß man, wenn man bie Bireidhung Des 
diesſeitigen Bweds mit. der Discuſſion der Inſtrurtionspuncte für 
vereinbar. Hält, den Anfang’ damit: mache, fidh ‚über dieſe Jnſtruc⸗ 
tionspuncte wirklich inzuverfiänbigen, ba’ alsdann wenn dieſes 
Verfahren wirklich zum Ziele geführt. haben: wish, eine wahrhaft 


unbedingte Annahme ber Grunbbellinmungen gar nichts mehr 
im Wege ſteht. 

Wäre: dagegen bie Abficht bie, mit Befeitigung jeber vor 
gängigen Berathung und Werftändigung über die Grunbte 
Rimmungen, und bes in dieſer Beziehung non Sr. Königlichen 
Majeftät gemachten Antrags, zu einer Plenar⸗Abſtimmung zu 
fehreiten, .fo Bin ich beſtimmt angewiejen, Allerhoöchſt ihre Ye 
ſtimmung zu der Mebernahme der Feflungen zu verſegen, und 
biefem Widerfprudg in der näcflen Sikung des engeren Naths 
in formeller und materieller. Hinſicht zu rechtfertigen. 

In derſelben Sigung flimmte Kurheſſen bahin ab: Obue bis 
jeßt mit umfallenden Inſtructionen ſowohl über, die in Wien zu 
deren Ginholung ausgeſetzten als die von Württemberg in Un 
vegung gebrachten Buncte verjehen zu fein, weiß ich doch fo viel 
mit Gewißheit, daß Seine Königliche Hoheit ‚der Kurfürſt eine 
vorgängige Discuffion über Die Bebingungen, unter welchen bie 
Ueberuahme der Feſtungen Mainz, Luxemburg und Laudan von 
Seiten des Bundes geſchehen jolle, wünfchen, unb nicht gemeint 
And, Sich. für Die Liebergabe, fo wie. fie augeiragen werben, um 
bebingt zu erflären, ebe und bevor man ſich nicht über Die rechtlichen 
Folgen her Uebernahme und bie daraus hervorgehenden Rechte 
und Verbindlichkeiten vereinigt babe. Deöwegen filme ich bem 
wiwttenibergifchen ‚Antrage auf vorkäufige Discutirung der Moda⸗ 
litaͤten ber Uebernahme vollkommen unb um fo 
bei, als dadurch nur daſſelbe begehrt wird, was kürzlich hinfichtlich 
des freien Verkehrs mit Getreide und Schlachtvieh, auf oͤſter. 
Antrag, jo allgemeinen Beifall gefunhen hat. 

GEndlich ließ fi daS Großherzogthum Heſſer dahin vernehmen: 
Der großherzogliche Bevollmaͤchtigte bei ber Wiener Conferen; 
iſt den von ben 8. K. öoͤſſterreichiſchen Hofe proponirten Grund⸗ 
beſtimmangen wegen der Bundesfeſtungen, jedoch wur unter au 
brüdlichen Vorbehalte ber Genehmigung. Seiner Böniglihden 
Hoheit des Großherzogs, beigetreten, weil. derſelbe wohl gewuht, 
und in ber Konferenz erklaͤrt hat, daß ein unbebiagter Deitritt 
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hierzu dem Inhalte feiner Inſtruction entgegen geweien fein 
würde, babei aber auch den redlichen und feften Willen feines 
Harn, das Möglichfte für Die Erzielung einer Uebereinftimmung 
über die Bundes:Angelegenbeiten zu thun, vor Augen haben konnte. 

Mit dieſen aufrichtigen Gefinnungen für die allgemeinen 
Sinterefien des Bundes, haben Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog diesſeitige Geſandiſchaft befehligt, nunmehr zu er- 
flären, daß Höhft Sie dem Beitritt Ihres Bevollmächtigten zu 
dem Wiener Separat-Protocolle, wegen Uebernahme der Bundes: 
feftungen, die vorbehaltene Genehmigung ertheilt haben, jedoch 
dabei vorausfeben, daß 

1. vor Erhebung jenes Protocol zu einem Bundestags 
beſchlufſe, die koͤniglich wiürttembergifcher Seits aufgeftellten, 
mit den Beflimmungen des Wiener Protocolld nicht im Wider: 
ſpruch ftehenden, dieſelben vielmehr weſentlich erläuternden und 
unvollftändigen den Bedingungen der Uebernahme, ebenfalls zur 
freien Discuffion, und vorerſt vertraulich zur Erledigung gebracht 
werden follen, und daß, 

2. durch die Annahme jenes Protocoll3 eben fo wenig Sr. 
Königlichen Hoheit, in Bezug auf Ihre Verhältniffe zu Mainz, 
namentlich in Bezug auf eine Concurrenz zur dortigen Beſatzung, 
etwas vergeben wird. 

Großherzogliche Geſandſchaft ift hiernach auch angewieſen, ſich 
bei dieſer Gelegenheit noch dahin vorläufig zu erklaͤren, daß, was 

I. die vertrauliche koͤniglich württembergiihe Erklaͤrung 
bes Wiener Separat-PBrotocol wegen Uebernahme der Bundes⸗ 
feftungen betrifft, Se. Königliche Hoheit der Großherzog es für 
ſachgemäß halten, wenn 

1. das Beſatzungsrecht in den angebotenen Feftungen den 
anbietenden Gouvernements von dem Bunde beftätigend über- 
laffen würbe, um von denfelben im Auftrag und Namen des 
Dundes ausgeübt zu werden, wenn 

2. die Ernennung des Gouverneurd und Gommanbanten 
auch von dem Bunde zu beflätigen fein würbe, was wohl um fo 

@rfer Theil. 42 
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weniger etwas gegen fi) haben kann, als diefelben iu Pflichten des 
Bundes fteben, und bemfelben verantwortlich fein ſollten; wenn ebenfo 

3. der Oberbefehlshaber ermächtigt werde während des 
Krieged, in ben, wöürttembergifcher Seit angegebenen Fällen, 
und unter den angegebenen Bedingungen, Die Feſtungsbefehlshaber 
proviforifch zu verändern, jedoch in fofern dieſes irgend möglich 
ift, nur durch Militäre der zu jenen Stellen gewöhnlich, Ber: 
trägen und Bundesbeſtimmungen gemäß, ernennenden Staaten; 
wie e8 denn auch 

4. gewiß theild ſchon vorliegende Verträge und Beflimmungen 
für fih haben, theils auf das allgemein gerechte Intereſſe des 
Bundes fi gründen würden, auf die königlich württembergifchen 
Vorichläge unter 2—7 einzugehen, und auf die Puncte a und b. 
unter 7. einer weitern Berathung vorzubehalten. 

I. In Beziehung auf Die befonderen Berhältuiffe von Main; 
babe ih zu erwähnen, daß zur Vervollſtändigung des, ver 


Bundes:Berfammlung in der 50, Sigung vom Jahr 1818 ver 


gelegten Staatd-Bertrags vom 30. Juni 1816, und in Gemäßheit 
des Artiteld 10 defjelben, unterm 17. December 1816 zu Mainz, 
zwifchen großherzoglichen Commiſſarien und Gommiffarien des 
Feſtungs⸗Gouvernements ein Uebereinfommen abgefchlofien worden 
ift, deſſen baldigfter vollftändiger Ratification von Seiten bei 
Paiferlich öfterreichifchen und des koͤniglich preußiſchen Hofes Se 
Königliche Hoheit der Großherzog mit ber gegrünbeften Hoffnung 
entgegen jeben, wie dafjelbe Webereinfommen denn auch im ben 


vortommenden Fällen bereitö wirklich in Anwendung gefomme 


iR, und in fortwährente Auwenbung kommt. Der Großherzog 
muß nun wünſchen, daß tiefes Uebereinkommen bald moͤglichſt 
aud tem Buntestage vorgelegt, und unter Diejenigen Berträge 
gerechnet werten möge, nach teren Beilimmungen bie Barnijond 
wat Argon GeitungieBerbältnifte von Mainz durch ben Bund 
amıtanat werten ſollen. 

Wad endlich inäbefondere noch die Garniſons⸗Rechte Zr. 
Koniglichen Hoheit des Großherzogs in Mainz angeht, jo wünſcher 
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Allerhoͤchſt diefelben fo wie bisher, auch ferner, nach Uebernahme 
der Bunbesfeftungen vom Bunde, in ruhigen Zeiten davon feinen 
Gebrauch machen zu müffen, da die Truppenzahl eines Bataillon 
ein Berhältniß zur hinreichenden öfterreichifch-preußifchen Barnifon, 
rückſichtlich der Sicherheit der Feſtung gewiß nicht in Rechnung 
fommen Tann, und ein jo ungleiches Verbältnig ber Truppen 
außerdem, namentlich bei den Iandesherrlichen Beziehungen des 
Großherzogs in Mainz mehrfache Inconvenienzen mit ſich bringt. 
Alle diefe vorläufigen Aeußerungen, habe ich fämmtliche ver 
ehrliche Geſandtſchaften zu bitten, fchon jet an ihre Höfe einzu« 
berichten wollen, weil es in dem angelegentlihen Wunſche Sr. 
Königlichen Hoheit Liegt, durch ein fpäteres Anbringen auch biejer 
gerechten Defiderien und Anftände, die wichtige Sache wegen ber 
Bundesfeftungen nicht mehr als durchaus nötbig zu verzögern. 
Der kaiſerlich öfterreichifche präſidirende Gefandte erwiberte 
auf dieſe Drei wichtigen Abftimmungen: Ohne in dad Detail der 
Aeußerung des Eöniglich-württembergiichen Herrn Geſandten näher 
einzugehen, und Die Unanwendbarkeit des Vergleich zwijchen dem, 
was zu Wien in Betreff der Grundbeſtimmungen über die Bundes⸗ 
feftungen, und dem, was über Die alternative Faſſung eined Se 
parat-Protocol8 über den Handel und freien Verkehr verhandelt 
worden, anders, als lediglich dur die einfache Berufung auf 
die GonferenzsBrotocolle jelbft, zu erheben, muß ich bei dem 
Reben bleiben, was meine bejondere Lage mir zur unabweichlichen 
Pflicht macht. Defterreich hat in der 33. Gonferenz erklärt, daß der 
kaiſerlich⸗koͤnigliche Hof die Grundbeſtimmungen als unzertrennlich 
und ſich, nur unter ber Bedinguug, daß die drei Säge im 
Ganzen angenommen werden, daran gebunden halte. Wenn nun 
die Befugniß hierzu von Württemberg felbft nicht in Zweifel ge 
zogen wird, fo kann ih wohl um fo weniger umhin, vor aller 
weiteren Srörterung auf die unbebingte Abflimmung über die 
Trage anzutragen, ob dieſe Grundzüge von den Bunbeögliebern 
angenommen werden oder nicht, — eine Abflimmung die ich ſchon 
hente auf bie verfafiungsmäßigfe Weile in einer Plenarfipung 
42* 
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begehren Fönnte und auch um fo ficherer erhalten würde, als bie 
bereits auſsgeſprochene überwiegende Mehrheit des engern Raths 
zu Gunſten der Uebereinſtimmung meines diesfälligen Antrags 
mit dem Geifte des 33. Conferenz⸗ Protocolls an feiner Entjcheibung 
für eine Plenar-Sigung unbeſchadet des Rechts eines gegenfeitigen 
Antrags, keinen Zweifel übrig lafſen kann. 

Da die Erfüllung der Bedingniffe, unter welden 
der Töniglidewärttembergifhe Hof beiftimmen will, 
nicht nur allein nit von mir, jondern ſelbſt nicht von 
der gefammten Bundesverfammlung abhängt; jo muß 
ih jede Hoffnung zu einer vorläufigen Ausgleichung 
aufgeben. Es hängt eben jo wenig von mir ab, dad 
fürden Bund verlangte Beftätigungsredht der Keftung 
Gouverneurs und Gommandanten im Namen der Mädte 
Ihon vorläufig einznräumen, als wenig durch die An 
nahme der Örundbeitimmungen darauf Verzicht geleiftet 
wurde Es hängt nicht von der hoben Bundesver 
jammlung ab, den wegen der Garnifon in Landau be 
ftebenden europäifhen Verträgen für ſich allein eine 
entjcheidende Deutung zu geben. 

Unter diefen Umftänden erübrigt mir nur noch Folgendes ;u 
erflären: da aus den eben gehörten Abflimmungen auf eine eben 
fo unerwartete al8 bedauerungswürbige(!!) Weile erhellt, daß 
von denjenigen Staaten, deren Bevollmächtigte zu Wien, die vom 
den übrigen anwejenden Gonferenz Mitgliedern fchon unbedingt 
angenommenen brei Grundbeſtimmungen über die Bundesfeflungen 
nur sub spe rati angenommen haben, jet drei ihre Zuſtimmung 
nur unter Bedingungen ertheilen zu wollen erflären, die nad 
dem ganzen Gange der Verhandlungen in Wien, bier in Au: 
ſehung jener Grundbeſtimmungen um fo weniger ftatt finten 
fönnen, als diefe einfache Grundbeftimmungen nur ald Grund 
lage zu betrachten find, über deren Entwidelung und Auwenbung 
annody die weitere Discuffion nach Anleitung der vorgelegten 
Snftructionspunde, einem jeben vorbehalten bleibt; fo trägt 
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Praͤſidium Bedenken, heute noch das Protoeoll zur foͤrmlichen 
Abftimmung zu eröffnen, und dadurch offen zu Tage zu 
legen, daß man in einem fo dringenden Beitpuncte 
nicht fih einmal über die erften einfahften Grund 
fäbe, auf welden Das DBertheidigungsiyften des 
Bundes beruhen follte, Habe vereinigen wolten, unb 
glaubt vielmehr, daß dieſer Gegenftand vorerſt ad referendum 
zu nehmen ſei, wobei es jebody zur Verhütung aller Mißdeutungen 
für feine Pflicht Halt, zuvoörderſt anno zu vernehmen, ob Dies 
jenigen Herren Bunbestagdgefandten, welche bisher über dieſen 
Gegenftand ihre Stimmen nur vertraulidy abgegeben haben, bei 
felbigem in dem Maaße beharren, daß fie fie für eben fo ver- 
bindlich erklären, als ob fie fie förmlich zu Protocol gegeben hätten, 

Sämmtlie Geſandten erklärten hierauf, daß fie in ihren Abs 
ftimmungen die Örunbbeftimmungenunbebingt annähmen, Würtem- 
berg, Rurbeffen und Großherzogthum Heffen bielten da- 
gegen ihre Borbehalte aufredht. Der präfidirende Geſandte 
äußerte ſich darauf in ſehr entſchiedner und Durchgreifender Weiſe: 

Wenn aus der Abflimmung die Willfährigkeit Der allermeiften 
Bundedglieder zur Ausführung der zu Wien bereit3 durch eine 
große Mehrheit ausgeſprochenen Grundbeflimmungen über die 
Bundesfeſtungen mitzuwirken, hervorgeht, es daher in Anfehung 
ihrer der Wiederholung der von dem Herrn Fürften von Metternich 
in der 33. Gonferenz zu Wien abgegebenen Erklärung, daß ber 
kaiſerlich⸗koͤnigliche Hof Die Srundbeftimmungen als unzertrennlich, 
end ſich nur unter der Bedingung, daß die drei Säße im Ganzen 
angenommen werben, daran gebunden betrachte, nicht bebarf, fo 
ſehe ich mich doch in der Eigenſchaft als Faiferlich-öfterreichifcher 
Geſandter, im Einverftändnig mit dem Töniglich-preußifchen Herrn 
Geſandten dies nochmals zu erklären veranlaßt, und wenn durch 
tie dawider erhobenen Schwierigkeiten Die Erreichung eines der 
weſentlichſten Erforderniſſe des Bundeszwecks gehemmt werben 
jollte, jo würde es allein denjenigen Bundesgliedern beigemeſſen 
werden koͤnnen, die ſich der Vereinbarung über die erſte und 
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einfachite Grundlage Dur) Hinzufügung von Bedingungen entgegen 
jeßen, welche dieje nicht zuläßt, zu teren weiteren Erörterung aber 
die zur Discuſſion verftellten Inſtructionspuncte ohnehin die Ge 
legenheit darbieten. 

Auf den Vortrag des präfidirenden Geſandten erwiederte der 
würtembergijche: 

Zuvörderſt danfe ich dem hohen Präfidio dafür, Daß Tar- 
jelbe auf den in der vertraulichen Sigung vom 10. Auguft ein 
geichlagenen Weg fortgehen zu wollen erklärt bat, da ich ie 
innige Ueberzeugung bege, daß derſelbe zu einer vollkommenen 
Einverftändigung führen wird; fobanı aber bemerfe ich, daß mir 
mehrere Abftimmungen, namentlid) die des koͤniglich ſächſiſchen 
Herren Gefandten nicht weniger, als bie meines höchften Hofes 
als blos bedingte erjchienen, indem darin die Annahme der Grund⸗ 
beflimmungen nur unter gewillen Borausfeßungen erklärt wird. 

Auf die wiederholte Erklärung des hohen Präfibüi, im deſſen 
Eigenſchaft als Faiferlicy-Föniglihen Bundestags-Bejandten, daß 
der Faijerlichföniglihe Hof die Grundbeſtimmungen als unzer⸗ 
trennlid) und ſich nur unter der Bedingung, daß bie drei Säge 
im Ganzen angenommen worben, daran gebunden erachte, kam 
auch ich nur wiederholen, was ich ſchon früher fowohl in ten 
vorbergehenten Sigungen, als auch in meiner Gorreöponden; 
mit dem Herrn Praſidial⸗Geſandten, erflärt babe, daß nämlid 
mein höchfter Hof nie daran gedacht hat, gegen einen einzigen 
jener drei Säße, welche als unzertrennlich aufzuftellen der Paiferlid: 
königliche Hof das volle und unbeftrittene Recht bat, Widerſpruch 
zu erheben, indem Gr ja feine Zuflimmung nur fo lange verfagen 
will, als er nicht über die rechtlichen Folgen ihrer Annahme be 
lehrt und beruhigt ift. Daß dies Bedingungen find, deren Discuſſion 
mit der über jene Säße getroffenen Vereinbarung gar wohl befteben 
fönne, glaube ich umftändlich genug erwiefen und zugleich ben 
Unterſchied gezeigt zu haben, ben zwilchen einer Diöcuffion vor 
und einer Discuffion nad der Annahme der Grundbeſtimmungen 
pbwaltet. Je veiner und bundesgefeßmäßiger die Abficht meines 
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hoͤchſten Hofes ift, um deſto ruhiger kann derſelbe den Kolgen, 
welche ber Eaiferlich-Eönigliche Herr Gefandte am Schluffe der fo 
eben vernommenen Grflärung anbeutet, entgegenfehen. Denn 
wenn auch mein hoͤchſter Hof noch Anftand finden muß, an ber 
gemeinfamen Erwerbung von Bundesfeftungen Theil zu nehmen, 
jo iſt ja dadurch Fein anderes Bundesglied gehindert, die Er- 
werbung für ſich zu machen. 

Was daher denjenigen Bundesgliedern, welche von ihrem 
Rechte, den gejchehenen Antrag, gewiſſe Pläbe als Bunbesfeftungen 
an den Bund zu übergeben, abzulehnen, keinen augenblidlichen 
Gebrauch machen, fondern blos die Bedingungen und Vorauss 
feßungen der Annahme zur Discuffion bringen wollen, für eine 
Schuld beigemeflen werben koͤnne, tft um fo weniger abzujehen, 
als ihr einziges Beftreben dahin gebt, den Feflungen, deren 
Uebernahme von Seiten des Bundes mit mehr Laften als Bor 
theilen verbunden ift, den Charakter von Bundesfeftungen wenigftens 
einigermaßen zu verfchaffen. 

In Folge diefer Bitteren Discuſſionen feßte fi das öfter: 
reichifche Kabinet mit Würtemberg, Kurbeflen und Darmſtadt in 
unmittelbare Sommunication über die verhandelten Fragen, welche 
aber erft am Ende Septembers zu einem Refultate führte. In 
der am 5. October 1320 ftattfindenden vertraulichen Sigung er- 
Härten nun zwar die Öefandten der drei Staaten ihre Beiftimmung 
zu den öfterreichifch:preußifchen Propofitionen, aber doch unter 
folgenven ſehr bemerfenswerthen Aeußerungen. 

Zuerſt Sprach fih von Wangenheim aus: 

„Seine Majeftät der König, mein Herr, bat vom Anfange 
jener Verhandlungen her immer erklärt, daß jede Einleitung, 
welche dem Zwecke einer freien Vereinigung über die Bedingungen 
der Uebernahme derjenigen Feſtungen, die nach europälfchen Bere 
trägen zu Bundesfeftungen beftimmt wurben, entſpraͤche, Hoͤchſtihre 
Zuftimmung erhalten, und daß davon auch eine vorläufige An⸗ 
nabme der Grundbeitimmungen nicht ausgefchloffen fein werde, 
wenn diefe blos als leitende Geſichtspunkte bei den Fünftigen 
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Verhandlungen über das Verhältnig jener Feſtungen zum Bunde 
betrachtet würden. 

Diejer frühern Erklärung gemäsd will der König, mein Her, 
die drei Srunbbeflimmungen, deren weitere Gutwidelung und 
bundesverfaſſungsmaͤßige Anwendung in dem Butachten des ftebenten 
Ausſchuſſes Der Wiener Couferenz ohnehin vorausgeſetzt wurde, 
zur Baſis der ferneren Verhandlungen über die nähere Beflimmung 
des Verhältnijjes dieſer Feftungen zum Bunte gern und um jo 
vertrauenspoller anerfennen, Da Hörhfiderjelbe im Namen Er. 
Majeftät des Sailer die Verficherung erhalten bat, daß ter 
Faiferlich-Fönigliche Hof bei der Berathung über die Inſtructions⸗ 
puncte, wo ohnehin noch ein weites Feld, die Berhältnifje der 
Bundesfeftungen zu regeln und zu orbnen, offen ftehe, gewiß mit 
Vergnügen auf die Berüdfichtigung jedes billigen Wunſches, bin- 
wirken werde”. 

Dann folgte der Eurheffifche Gejandte v. Lepel: „Se. Tönigliche 
Hoheit der Kurfürft haben eben fo wenig der Annahme unb Ueber⸗ 
nahme der von den verbündeten Mächten zu Bundesfeſtungen 
beftimmten Pläße, Mainz, Yugemburg und Landau, im Allgemeinen 
ſich widerjegen, ald die Anerfennung der, verfchiebenen Staaten 
in befondern Verträgen zugeficherten Barnifong-Rechte an fich ver: . 
weigern wollen. Höhft Sie konnten ſich nur nicht von Der Leber: 
jeugung trennen, daß aus der unbebingten Annahme der zu Wien 
von dem fiebenten Ausjchufle vorgelegten Grundbeſtimmungen 
mancherlei Verbindlicykeiten für den deutſchen Bunb und tie 
einzelnen Bundesſtaaten hergeleitet werden fönnten, zu beren 
Uebernahme Sie Si, ohne ſolche ihrem ganzen Umfange nad 
zu kennen, im Voraus bereit zu erklären, nicht entichließen konnten. 
Deßwegen verlangten Sie eine vorgängige Vereinigung Darüber. 

Nachdem aber nun yon Seiten des Faiferlichsöfterreichifchen 
Hofes die Aufflärung dahin ertheilt worden ift, daß die in ber 
33. Gonferenz verabrebeten drei Artikel nur zur Grundlage ber 
weiteren Verhandlung und freien Vereinigung über die Verhältmiſſe 
der Bundesfeflyugen genommen werben follten, fo ertheilen Se. 
Königliche Hoheit den genannten brei Artikeln in dieſer Beziehung 
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Allerhoͤchſt dieſelben jo wie biöher, auch ferner, nach Uebernahme 
der Bundesfeitungen vom Bunde, in ruhigen Zeiten davon keinen 
Gebrauch machen zu müfjen, da die Truppenzahl eines Bataillond 
ein Berhältniß zur hinreichenden öfterreichifch-preußifchen Garnifon, 
rückſſichtlich Der Sicherheit der Feſtung gewiß nicht in Rechnung 
fommen kann, und ein jo ungleiches Verhaͤltniß der Truppen 
außerdem, namentlich bei den Iandeöherrlichen Beziehungen des 
Großherzogs in Mainz mehrfache Inconvenienzen mit ſich Bringt. 
Ale dieſe vorläufigen Weußerungen, habe ich jämmtliche ver 
ehrlihe Gejanbtichaften zu bitten, ſchon jet an ihre Höfe einzu⸗ 
berichten wollen, weil es in dem angelegentlihen Wunſche Sr. 
Königlichen Hoheit Tiegt, durch ein fpätered Anbringen auch dieſer 
gerechten Defiderien und Anftände, die wichtige Sache wegen ber 
Bunbesfeftungen dnicht mehr als durchaus noͤthig zu verzoͤgern. 
Der kaiſerlich öfterreichifche präſidirende Geſandte erwiderte 
auf dieſe drei wichtigen Abſtimmungen: Ohne in das Detail der 
Aeußerung des koͤniglich-württembergiſchen Herru Geſandten näher 
einzugehen, und die Unanwendbarkeit des Vergleich zwiſchen dem, 
was zu Wien in Betreff der Grundbeſtimmungen über die Bundes⸗ 
feſtungen, und dem, was über die alternative Faſſung eines Ses 
parat⸗Protocolls über den Handel und freien Verkehr verhandelt 
worden, anders, als lediglich durch die einfache Berufung auf 
bie GonferenzsProtocolle felbft, zu erheben, muß ich bei dem 
Rehen bleiben, was meine befondere Lage mir zur unabweichlichen 
Pflicht macht. Defterreich hat in der 33. Gonferenz erklärt, daß der 
kaiſerlich⸗koͤnigliche Hof tie Grundbeſtimmungen als unzertrennlich 
und ſich, nur unter der Bedinguug, daß die drei Säge im 
Ganzen angenommen werden, daran gebunden halte. Wenn nun 
die Befugniß hierzu von Württemberg felbft nicht in Zweifel ge 
zogen wird, jo kann ich wohl um fo weniger umbin, vor aller 
weiteren &rörterung auf Die unbebingte Abjtimmung über bie 
Frage anzutragen, ob diefe Grundzüge von den Bundesgliedern 
angenommen werden oder nicht, — eine Abflimmung die ich fchon 
heute auf die verfafiungsmäßigfte Weile in einer Plenarfikung 
42* 
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beitragen möchten, da fi) Allerhöchftbiefelben indeffen auch über 
zeugt haben, daß die freie felbft ganz unbedingte Annahme der 
drei Grundbeſtimmungen ven bieffeitigen Gerechtſamen weber 
präjubdiciren fol nody Tann, da Sie zugleih glauben, daß ein 
Theil der würtembergijchen Propofitionen, welche nur nothwendige 
Folgen aus dem Begriffe der Uebernahme der Zeflungen von 
Seiten des Bundes ausſprechen, fih aud ohne befondere vor 
läufige Discuffion von ſelbſt verfteht und von Niemanden in 
Abrede geftellt zu werden vermag, und da man fi) in Anjehung 
derjenigen, welche diefen Charakter nicht annehmen, bei der zweifel⸗ 
loſen Vorausſetzung berubigen kann, daß dieſe Propofitionen mit 
den übrigen Inſtructionspuncten vor Vollziehung der befinitiven 
Mebernahme der Feltungen einer gründlichen Discuffion werben 
unterworfen werden, fo haben Se. Koͤnigliche Hoheit Ihre Ge 
fandtichaft ermächtigt und angewieſen, nach diefer vertraulichen 
Erklärung dem Wiener-Separat-Protocolle wegen der Bunde 
feftungen auch in einer Plenar-Sikung, zum Behuf eines dei 
fallfigen förmlihen Bundesbeſchluſſes beizutreten“. 

Die Bundesverfammlung kam bierauf überein, wegen ker 
Grundbeitimmungen fid) zu einer Plenar-Verfammlung zuconftitwiren, 
und erbob in derſelben dieſe einftimmig zum Bundesbeſchluß. 


Während diefer Verhandlungen und Discuffionen hatte auch 
der Bundestags-Ausſchuß feinen Bericht über die Gontingente- 
ftellung erflattet. Da derjelbe die überfichtlichite Anfchauung 
der Verhandlungen der Militärverhältnifie Ddarbietet, überbem 
niemald abgedrudt ift, zugleih au die Verhandlungen ter 
Wiener-Minifterial-Gonferenzen über dieſe Verhaäͤltniſſe enthült, 
jo haben wir benfelben im Anhange dieſes Bandes vollftäntig 
abdruden laſſen. Wir werden in einem ber folgenden Bänte 
die bier abgebrocdhenen Verhandlungen wieder aufnehmen und 
nachdem wir die nothwendigen Actenftüde hier vorausgehen ließen, 
in unferer Darftellung würdigen, wie es die Widhtigfeit des 
Gegenftandes erfordert. 


— — — — — — — 
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Praͤſidium Bedenken, heute no das Protoeoll zur förmlichen 
Abſtimmung zu eröffnen, und dadurch offen zu Tage zu 
legen, daß man in einem jo dringenden Beitpuncte 
nicht ſich einmal über die erften einfahften Brund- 
fäbe, auf welhen das Vertheidigungsſyſtem des 
Bundes beruhen follte, babe vereinigen wollen, und 
glaubt vielmehr, daß dieſer Gegenftanb vorerft ad referendum 
zu nehmen fel, wobel es jedoch zur Verhütung aller Mißdentungen 
für feine Pflicht haͤlt, zuvorderſt annoch zu vernehmen, ob die 
jenigen Herren Bundestagdgefandten, welche bisher über dieſen 
Gegenftand ihre Stimmen nur vertraulich abgegeben haben, bei 
felbigem in dem Maaße bebarren, daß fie fie für eben fo ver- 
bindiich erklären, als ob fie fie förmlich zu Protocoll gegeben hätten. 

Saͤmmtliche Geſandten erflärten hierauf, daß jte in ihren Abs 
fimmungen Die Örundbeftimmungenunbedingt annähmen; Würtem- 
berg, Rurbeffen und Großherzogthum Heſſen bielten das 
gegen ihre Vorbehalte aufredht. Der präfidirende Gefandte 
äußerte fi) Darauf in fehr entſchiedner und durchgreifender Weife: 

Wenn aus der Abftimmung die Willfährigfeit der allermeiften 
Bundesglieder zur Ausführung der zu Wien bereits durch eine 
große Mehrheit ausgeſprochenen Grundbeftimmungen über bie 
Bundesfeftungen mitzuwirken, hervorgebt, es daher in Anjehung 
ihrer der Wiederholung der von dem Herrn Fürften von Metternidy 
in der 33. Sonferenz zu Wien abgegebenen Erklärung, daß der 
faijerlich-fönigliche Hof die Örundbeftimmungen als unzertrennlich, 
end fi) nur unter der Bedingung, daß die drei Säge im Ganzen 
angenommen werden, daran gebunden betrachte, nicht bebarf, fo 
jehe ich mid) doch in der Eigenſchaft als Faiferlich-öfterreichifcher 
Geſandter, im Einverftändnig mit dem Föniglichpreußifchen Herrn 
Geſandten dies nochmals zu erflären veranlaßt, und wenn durch 
die Dawider erhobenen Schwierigkeiten Die Erreihung eined der 
mefentlihften Grforderniffe des Bundeszwecks gehemmt werben 
tollte, fo würde es allein denjenigen Bundesgliedern beigemeflen 
werben koͤnnen, Die fi der Vereinbarung über Die erſte und 
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Antheil am Bunde, wie weiter unten näher beflimmt werben wird. 
Sie bleiben zwar ber Landeshoheit unterworfen; ihre Rechte wmb 
Pflichten find aber ſowohl in Abficht auf ihre Perfonen als auf ihre 
Beflgungen und Abgaben genau zu beflimmen unb unter die Garantie 
bes Buntes zu feßen. Ihnen find insbeſondere perſönliche Ehren- 
rechte und DBorzüge einzuräumen, auch bie Renten und Ginfünfte 
wieder zu geben, oder bafür Entſchädigung zuzubilligen, die am 12. Juli 
1806 nicht in bie Gontributiondfaflen floffen. In ben Ländern zu 
benen fie gehören find bie Familienhäupter berfelben erblich bie erſten 
Stänte. In ihren Familien genießen fle ber alten deutichen Autonomie. 
In Griminalfachen follen fie von einem judiclo parlum geridtet 
werben. Ihnen werden Jurisdictions:Mechte gejihert und PBräfente- 
tions⸗Rechte in ben landesherrlichen höchſten Berichten zugeſtanden. 

Billig ſollten die mediatiſirten ehemaligen Reichsſtaände mit bem 
übrigen gleichgefegt werden. Da biefes aber ohne große Zerrütrungen 
nicht gefchehen kann, fo ift wenigftens alles Mögliche für fie zu than, 
und fie find insbeſondere gegen alle Bedrückungen völlig ſicher zu ſtellen 


5. 
Aehnliche Beftimmungen find wegen der übrigen fonft unmittelbar 
geweſenen Perfonen zu treffen. 


6. 
Jedem Bundes: Uintertbanen werben durch bie Bundes: Acte näher 
zu beflimmenbe beutfche Bürger-Rechte gefichert, infonderbeit 
1. bie Breiheit, ungehindert und ohne eine Abgabe zu entrichten, 
in einen andern zum Bunde gehörenden Staat auszumanbern 
oder in deſſen Dienfte zu treten; 
2. die Sicherheit, nicht über eine gewiffe Zeit verhaftet werben zu 
können, ohne einem vichterlichen Ausſpruch nah ben Geſetzen 
unterworfen zu werben; 
. die Sicherheit des Eigenthums (auch gegen Nachdruck); 
. das Recht ber Beichwerde vor bem ordentlichen Richter und in 
den dazu geeigneten Fällen bei dem Bunde; 
. Preßfreiheit nach zu beflimmenden Normen; 
. das Necht, fich auf jeber beutfchen Lehr: Anflalt zu bilden. 


SZ, m 


. T. 

In jebem zum Bunde gehörenden Staat foll eine fRänbifche Ber: 
faffung eingeführt oder aufrecht erhalten werden. Allgemeine Grund: 
fäge find bieferhalb als Minimum der Mechte ber Lantflände feftze- 
fegen. Sie follen befteben aus den Bamilien-Hänptern der mebiatifirten 
vormaligen Neichöftände bes fonft unmittelbaren und übrigen Abeis, 
als erblichen, und aus ermählten Ständen. Ihre Befugniffe follen 
vorzüglich fein: ein näher zu beflimmenber Antheil an ber Gele: 
gebung; Verwilligung ber Landeö-Abgaben; Vertretung ber Berfafung 
bei dem Landesherrn und bei bem Bunde. 
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hoͤchſten Hofes ift, um deſto ruhiger kann derfelbe den Folgen, 
welche der Eaiferlich-königliche Herr Geſandte am Schluffe der fo 
eben vernommenen Erklärung andeutet, entgegenfehen. Denu 
wenn auch mein böchfter Hof noch Anftand finden muß, an ber 
gemeinfamen Erwerbung von Bundesfeftungen Theil zu nehmen, 
jo iſt ja Dadurch Fein andere Bundesglied gehindert, die Er⸗ 
werbung für ſich zu machen. 

Was daher denjenigen Bundeögliedern, welche von ihrem 
Rechte, den gejchehenen Antrag, gewiſſe Pläbe ald Bunbesfeftungen 
an den Bund zu übergeben, abzulehnen, keinen augenblidlichen 
Gebrauch machen, fondern blos die Bedingungen und Vorauss 
ſetzungen ber Annahme zur Discuffion bringen wollen, für eine 
Schuld beigemeffen werben koͤme, tft um fo weniger abzufehen, 
als ihr einziges Beitreben dahin gebt, den Feſtungen, beren 
Uebernahme von Seiten des Bundes mit mehr Laften als Bor 
theilen verbunden tft, den Charakter von Bundesfeftungen wenigftens 
einigermaßen zu verfchaffen. 

In Folge diefer bitteren Discuffionen febte fi) das öfter: 
reichifche Kabinet mit Würtemberg, Kurbeffen und Darmftadt in 
unmittelbare Gommunication über bie verhandelten Fragen, welche 
aber erft am Ende Septemberd zu einem Relultate führte. In 
der am 5. October 1820 ftattfindenden vertraulichen Sitzung er: 
Härten nun zwar die Gejanbten der drei Staaten ihre Beiſtimmung 
zu den öfterreichtjch:preußifchen Propofitionen, aber Doc unter 
folgenden fehr bemerfenöwerthen Heußerungen. 

Zuerſt Sprach fih von Wangenheim aus: 

„Seine Majeſtaͤt der König, mein Herr, hat vom Anfange 
jener Berhandlungen ber immer erflärt, daß jebe Einleitung, 
welche dem Zwecke einer freien Vereinigung über die Bedingungen 
der Hebernahme derjenigen Feftungen, die nach europaͤiſchen Ver⸗ 
trägen zu Bundesfeftungen beſtimmt wurden, entjpräche, Höchftihre 
Zuſtimmung erhalten, und daß davon auch eine vorläufige An- 
nahme der Grundbeſtimmungen nicht ausgefählofien fein werde, 
wenn biefe bios als leitende Geſichtspunkte bei den Fünftigen 
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17. 

Jeber Kreis foll einen ober zwei Kreis-Oberften und Dirertoren 
haben, beren Befugniffe und Obliegenheiten zunähft die Aufrecht⸗ 
baltung und Befolgung bes Bundes⸗Vertrags, ber Bundes: Beichlüufe 
und ber bunbesrichterlichen Sprüde, bie Militär-Berfaffung und all 
gemeine Ordnung und Sicherheit im Kreife betreffen. Wo zwei 
Kreis-Oberſten find, übt fie ber erfte aus und wirb tabei vom 
zweiten fublevitt. 

Der vorber:öfterreichifche — den Kaiſer von Oeſterreich. 

Der bayerifch:fränfifche — ben König von Bavern. 

Der fchwäbifhe — den König von Würtemberg. 

Der ober- rheiniſche — ben Kaiſer von Defterreih und ben 
Großherzog von Baben. 

Der nieder⸗rheiniſch-weſtphäliſche — den König von Preußen. 

Der nieber:fähhfifhe — ben König von England als Befiger 
von Hannover. 

Der oberfähhftfch thüringifhe — den König von Preußen um 
ben bisherigen Kurfürften von Heſſen. 

Man ift Hier von ber Vorausfegung ausgegangen, daß, um fe 
viel als möglich Zufriedenheit zu bewirken, allen zuletzt geweienen 
Kurfürften als Kreis:Oberften Sig und Stimme in bem erflen Rath 
ber Bundes: Derfammlung gegeben werde. Jeboch iſt bie Zahl ber 
Kreife, um fie nicht zu fehr zu vervielfältigen, auf fleben befchränft 
und ben Häufern Baden und Heſſen nur eine zweite Kreis⸗Oberſten⸗ 
Stelle angewiejen worden. 

Wollte man biefe beiden ausfchließen, fo würde es nur 7 Kreis: 
Oberften: Stellen bedürfen, 2 für Defterreih, 2 für Preußen, 1 für 
Bayern, 1 für Gannover, 1 für Würtemberg. Ich Kalte es aber 
nicht für billig und räthlich. — Es ift in Vorſchlag gekommen, 
Belgien und wo mögli die ganzen Niederlande in ben beutichen 
Bund mitzuziehen. Die Idee ſcheint vortrefflih. Dann müßte man 
aus biefen Ländern ben burgundiichen Kreis machen und bem Fürſten 
ber Niederlande eine jetbftftänbige „Kreis: Oberften-Gitelle geben. 


Es foll eine Bundes: Verfammlung in Frankfurt aM. fein. Tiele 
Stadt wird für eine freie Bundes-Stabt erklärt. 


19. 
Die Bundes⸗Verſammlung foll befteben: 
1. aus dem Directorio, 
2. bem Rath ber Kreis⸗Oberſten, 
3. dem Rath ber Fürften und Stände. 
20 


Das Directorium führen ber "Kaifer von Oeſterreich, welder 
ben Borfiß bei allen Bunbed-Berfammlungen bat, und ber König 
von Preußen gemeinjhaftlich. 
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Salle, daß diefe gefränft wäürben, findet ein Mecurs an die Bundes⸗ 
Berfammiung flatt. 


30. 

Die hoͤchſten Gerichte der Kreis⸗Oberſten entfcheiben in letter 
Inſtanz in Sachen aller zum Kreife gehörenden Unterthanen, unb 
auch in Prozeſſen berfelben gegen ihren Landesherrn. Man koͤnnte 
aber anordnen, daß nad gewiſſen Beflimmungen von dem bödften 
Gerichte eines Kreis:Öberiten an das eines benachbarten zu appelliren 
verflattet fei. — Griminal-Urtheile ber Gerichte der Kreisftände über 
eine gewifie Strafe hinaus, find ver Reviſton jener höchſten Berichte 
unterworfen. 44 


Die Militär-Verfafjung bes Bundes muß ſtark und Eräftig fein, 
und ſchnelle Hülfe gewähren. Seber Kreis:Öberfle, und wo in 
einem Kreife Zwei find, ber erfte, ift Oberbefehlshaber des ganzen 
Kreio⸗Militaͤrs. 


32. 

Das Contingent eines Jeben ſowohl an Linien⸗Truppen als an 
Landwehr iſt zu beſtimmen. Stände, bie ein ganzes Regiment mit 
allem Zubehör, oder mehr, ftellen können, haben nur bie Befugniß 
eigene Truppen zu halten. Die übrigen fiellen eine zu beſtimmende 
Anzahl Recruten zu ben Heere des Kreis-Öberften, und leiften 
einen verhäftnigmäßigen, zu regulirenden Beitrag zu der Kriegskaſſe 
deſſelben. Doch ift ihnen verflattet, Chren⸗Wachen zu haben. Die 
Gontingente müflen ſtets vollzählig mit allen Kriegöbebürfniffen 
verfehen und marfchfertig fein. Wegen ber Gonfeription und der 
Verpflichtung zur Landwehr und zum Lanbflurm, begleichen wegen 
der Befreiungen davon, find allgemeine Grundfäge anzunehmen und 
geſetzlich feſt zuſtellen. Dem Kreis⸗Oberſten fleht bie Aufſicht über 
die ganze Kriegs⸗Verſaſſung zu, und das Recht darüber zu halten, 
mithin die Ober⸗Inſpection und Muſterung, auch wenn es nöthig 
ift, die Befugniß die unvermeidlichen Zmangsmittel anzuwenden. 

33 


Die zu einem Kreife gehörenden Truppen, follen ein und die⸗ 
felbe Cinrichtung und Bezahlung haben, wie bie bes Kreis-Oberſten. 
94 


In Briebenszeiten bleiben fie zur Dispofltion bes Landesherrn. 
Bei eutfichendem Kriege aber, ober zu Ereentionen gerichtlicher 
Sprüche, zu Erhaltung der Ruhe und Ordnung in Kreife, hat ber 
Kreis⸗Oberſte das Recht, fie aufantmenzugießen unb zu befehligen. 
35. 


Daß bie nöthigen Fonds zur Bezahlung ber Truppen und behufs 
ber Kriegsbedürfniſſe, Feſtungen ıc. gefichert find, ift ber Aufſicht 
und Gontrolle des Kreis:Öberfien zu unterziehen. Es find eigene 
Eintünfte Hierzu auszufeßen, und auf andere Gegenſtaände unter 
feinerlei Vorwand zu verwenden. 


Erſter Theil. . 43 
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der Kreis-Oberften und mit dem Directorio bie gefeßgebenbe Gewalt 
bes Bundes. Diefe befchäftigi ſich mit Allem was die Wohlfahrt 
befielben im Innern, und ein allgemeines Intereffe betrifft. Das 
Verhältniß zur Territorial⸗Geſezgebung beſtimmt ſich dadurch, daß 
ſich bie Bundes⸗Verſammlung nur mit Anordnungen beſchäftigen kann, 
bie ein allgemeines Intereſſe angeben. Ein Landes⸗Geſetz barf aber 
nie und in feinem Ball gegen ein Sundes⸗Geſet ſein. 
2 


Der Rath der Fürſten und Stände verfammelt ſich alljaͤhrlich 
an einem näher zu beflimmenden Tage, und bleibt nur zufammem, 
bis bie vorliegenden &efchäfte abgemacht find. 

26. 


Sowohl der Rath der KreissÖberften, ald ber Rath ber Fürften 
und Stände beliberiren abgefondert für fi, und die Gonclufe werben 
nach Mehrheit der Stimmen abgefaßt, dad Dirertorium faßt bas ge 
meinſchaftliche Concluſum, und fucdht, wenn abweichende Meinungen 
der beiden Näthe vorhanden find, biefe zu vereinigen. IR foldes 
nicht möglich, fo enticheibet dad Directorium, 

2 


7. 

Es wird ein eigenes Bundes: Gericht in Frankfurt a. M. ange 
ordnet, deſſen Mitglieder von ben Bundesſtaͤnben nad einer zu be 
Rinımenden Norm zu präfentiren find, unb welches einen Genat jur 
Inftruction, und einen zum Sprud in erfter Inftanz in Streitſachen 
ber Fürften und Stände unter ſich enthalten fol. Mebiatifizte Fönnen 
in perfönliden Sachen, ober in folhen die aus Werlegung bes 
Bundes: Bertragd entfieben, von dieſem Bundes-Gerichte Recht 
nehmen. Uebrigens gehören Ihre Vrozefie vor die Landes⸗Gerichte 
Der Rechtsgang ift näher zu beftimmen. 

8 


28. 

Kein Bundesglied darf das Andere befriegen, ober ſich durch 
Selbſthülfe Recht fchaffen. Die Erecution ber Urtheile liegt dem 
Kreis:Öberften ob, wenn es ein zu feinem Kreife gehörendes Bundes 
glieb angeht. — Betrifft es einen Kreis-Öberften fo find alle übrigen 
Kreis-Öberften fchuldig, die Execution zu übernehmen. 

29 


Recurſe ber Untertbanen an das Bundes⸗Gericht finden nur im 
ſolchen Faͤllen flatt, wo fie über Bedrückungen zu Elageu haben, bie 
bem Bundes-Bertrag unb ber ihnen in biefem verficherteun Rechten 
zuwider find, oder in Fällen verweigerter Juſtiz. Appellationen an 
bad Bundes⸗Gericht in Streitigkeiten derjenigen, bie ber Landes hoheit 
unterworfen find unter fi, find nicht zuläffig, eben fo wenig im 
Nechtöfahen gegen die Landesherrn. Solche Gegenflände gehören 
vor bie höchſten Berichte ber Kreis-ÖOberften, benen aber durch ben 
Bunbes-VBertrag bie ſchon in ver Natur der Sache liegende Unab- 
bängigfeit in ihren Urtheilsſprüchen zugufihern if. Nur in dem 
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ber deutschen Staaten nur dann erreicht werben könne, wenn bei’ bee 
Abfaffung der Grundgeſetze bes Bundes und ber Feſtſegung ber or- 
ganiſchen Bunbebeinrichtungen ſolche Beilimmungen getroffen werben, 
welche zu einer. fchnellen Einheit Eräftiger Maafregein en unb 
bie raſche Bereinigung und Leitung ber dem Bunde zu Gebote 
ftehendeu Mititärmacht auf bie nöthigen Punkte möglich made. -- 

Da aber nach der deutfchen Bunbesacte: ba, wo es auf Annahme 
ber Grundgeſeze und auf: organifche Bundedeinrichtungen ankommt, 
ein Beſchluß wicht durch Stimmenmehrheit, ſondein nur burch eins 
mäthige Bereinigung aller umb jeder einzelnen flimmberechtigten 
Bunbeömitglieber gefaßt werben Tann, fo Haben Ihre Majefläten, 
um mancherlei lange und umütze Erläuterungen zu vermeiden, es für 
rachlich gehalten fi über einige allgemeine Grundgeſetze, welche nach 
ber Natur ber Sache vorzüglich Hierbei in Beratbung fommen möüffen, 
vortäufig unter fich einzuverſtehen, und‘ al&dann mehrere vertraure 
Höfe zum. Beitritt einzuladen, und ſo den Weg zu einer leichteren 
Bereinigung bed allgemeinen Willens zu Bahnen. Ihre Majeftäten 
haben daher zu. Ihren Bevollmächtigten ernannt, nemlich ıc. 

welche nach reiflicher Vieberlegung dieſes Gegenſtandes über folgende 
Puntkte übereingefommen find: 

1. Bine der weſentlichſten organifchen Bunbeseinrichtungen be⸗ 
ruht auf der Beflimmung, wie es mit der Leitung der Buntes:An- 
gelegenheiten unb mit ber Direetion ber Befchäfte des Bundestages 
gehaiten werden fol. . i 

Wenn. gleich alle Bundesmitglieder als folche gleiche Rechte 
haben, fo würde bo eime unter benfelben einzuführende Wechfelung 
umb Mlternative in ber Direction ber Bundes: Angelegenheiten eine 
zu nachtheilige Verſchiedenheit ber Grundſätze hierbei veranlaffen, 
and einen gleich rafıhen und Träftigen Geſchäftägang zu fehr Hintern, 
um barauf einzugeben. Es Tann daher nur einigen ober wenigen 
Gliedern bie Leitung ber Direction ber Bundes-Angelegenheiten über: 
tragen werben, unb es iſt billig und natürlich, daß bieienigen welche 
am meiften zu ben Laſten bes Bundestages beitragen, unb dem Bunde 
durch ihre Kraft ben mächtigften Schug gewähren können, auch einen 
verbältnißmäßig vorzüglicheren Antheil an der Geſchäftsleitung 
nehmen. Diefem nad hält man:es für zwedmäßig, daß mit dem 
Defterreich bereits zugeftandenen Vorfig bei der Bundesverfanmlung 
und dem Borzug ber entfcheibenden Stimme bei vorhandener Stimmen: 
gleichheit, nody mehrere vorzägliche Dirertorialbefugniffe verbunden 
werben, 3. B. das‘ Mecht, daß die Sigungen ber Bundesverfammlung; 
infofern nicht von Seiten der Stade Frankfurt ein ſchickliches Lokal 
dazu verfchafft werden fönwte, in dem kaiſerlich oͤſterreichiſchen 
Gefanbefchaftähotel gehalten werben, das’ Recht ber An⸗ und Abfagung 
ber Gigungen, das Met. die Reihenfolge ber vorzunehmenven 
Materien nach gewiſſen barüber feſtzuſezenden allgemeinen Grundſaͤtgen 
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’ ‘ 86. 

Es if feinem Bundesgliedbe erlaubt, Truppen in ben Gelb 
eines antern Staates zu geben. Diefes kann nur durch einen Be 
fhluß des ganzen Bunbes geicheben. 

3 


1. - 

Gewiſſe näher zu benennende Plätze find zu Bundes⸗-Feſtungen 
zu befimmen, wegen ihrer Errichtung ober Erhaltung, beögleicken 
wegen ihrer Befagung, iſt das Nöthige feftzufegen und bazu ein fücherer 
Fond anzumeifen. Sie fliehen nad ben getroffenen Beſtimmungen 
unter dem Befehl tes Kreis:Oberflen, in befien Bezirk fie liegen. 

38 


Wird ein Bunbeöftaat angegriffen, fo finb alle Eliever des Bundes 
zu feiner Vertheidigung verpflichtet, Solche, bie zugleich Länber be⸗ 
figen, bie nicht zum deutfchen Bunde gehören, haben in Abit auf 
diefe keinen unbedingten Anfpruch auf bie Hülfe des Bundes, inſofern 
das zu errichtende beſtaͤndige Bünbnig mit Oeſterreich und Breufen 
in Abſicht auf diefe nichts hierüber beflimmt. Ebenſo wenig, wenn 
fie in Kriege verwidelt werben, wo fle ber «angreifende Theil fint. 
Der Rath bes Kreis-Oberſten entfcheivet, ob biefes ber Fall umb ob 
es räthlich ſei ein befonderes Bündnis mit dem bedroheten oter im 
Kriege verwidelten Bunbeögenofien abzufchließen ober nicht. 

39 


Bunbesflaaten, bie nicht zugleich auswärtige Länder befigen, 
bürfen allein und ohne den ganzen Bund weber Kriege führen ne& 
baran Theil nehmen, eben fo wenig für fi allein mit fremben 
Mächten unterhandeln. 


40. 
Die vereinigten Niederlande unb wo möglich auch die Schweiz find 
zu einem befländigen Bündniß mit bem beutfchen Bunde einzuladen. 


— — —— — —— — 


Anhang II. 
Der pr che Gutwart eined Vertrages, die Gleich 
u Sund eichs . am B 
ſtellung a 4 eis ich * am Bundestage 


Im Namen der allerhöchſten und untheilbaren Dreieinigkeit 

Ihre Majeſtäten der König von Preußen und ber Kaiſer von 
Defterreich haben erwogen, daß ver bei bem beutichen Bunde zum 
Grunde gelegte Zweck der Erhaltung ber äußeren und inneren 
Sicherheit Deutſchlands und der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 


*) Obwohl diefer Entwurf fich bei Berk Leben des Frh. v. Etein V.94 FE. 
findet, fo darf er doch in einer Geſchichte der Bundesverfammlung als eim 
der wichtigften Verſuche Preußens, eine angemefiene Stellung am Bunbertegr 
zu erringen, nicht fehlen. 
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8. 

Man fol fuchen, allgemein nüßliche Einrichtungen und An- 
orbnungen zum Wohl bes Ganzen berzuftellen, als 3. ®. ein allge: 
meines Geſetzbuch, gleiches Münzweſen, eine —8 Regulirung 
ber Zölle, bes Poftweiens, Beförberung und Erleichterung des Handels 
und wechfeljeitigen Verkehrs u. N, w. 


Die Bundesftaaten follen in fleben Kreife eingetheilt werben, 
nämlid : Vorder⸗Oeſterreich, 
Baiern und Franken, 
Schwaben, 
Ober:Rhein, 
Nieder: Rhein und Weſtphalen, 
Nieder: Sachen, 
Ober:Sachfen und Soüeingen, 
0 


Der vorber:öfterreichifche Kreis enthätt Salzburg, Berchtolsgaben, 
Tyrol und Boralberg. 


11. 

Der bayerifch-fränkifche Kreis alle Staaten bes Königs von Bayern. 
12. 

Der ſchwaͤbiſche Kreis alle Staaten des Konigs von MBürtemberg. 


Der oberscheinifhe Kreis ba Land, welches Oeſterreich am 
Ober- Rhein erhalten wird, die großherzoglich-babenfchen Länder und 
die Hohenzollerifchen Fürftenthümer. 

14. 


Der nteber:rheinifch-weftphälifche Kreis alle Länder, welche ber 
König von Preußen an beiden Rheinufern und bis an bie Weiler 
befige ober erhalten wird; bie lippesbetmolbifchen, nafjauifchen, 
weilburg= und ufingifchen, auch waldedifchen Länder; bie beutfchen 
Befigungen des fouveränen Bücher ber vereinigten Nieberlanbe, 


Der nieder⸗ſachſiſche Kreis ie Länder, welche das biöherige 
Kurhaus Hannover in Niederfachfen und Weftphalen beflgt over befigen 
wird, bie des Hauſes Braunfchweig-MWolfenbüttel, bie tes Hauſes 
Holftein, Glückſtadt und Oldenburg, Schaumburg-Lippe und bie brei 
Hanfeflänte Hamburg, Lübeck und Bremen. 

Einige ſtimmen bahin: bie brei Hanſeſtädte dem oberfächfifch- 
thüringiſchen Kreiſe anzufchließen. J 


Der oberſaͤchſiſch⸗thüringiſche Kreis, das Koͤnigreich Sachſen, 
die herzoglich mecklenburgiſchen, ſaͤchſiſchen, anhaltiſchen, ſchwarz⸗ 
burgiſchen, reußiſchen Länder, die Staaten der Häufer Heſſen⸗Gaſſel 
und Darmſtadt und bie freie Bunbesflabt Frankfurt a, M. 
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zu beſtimmen, dad Recht die Legitimationen ber Geſandten zu prüfen 
um folche nah richtig hefundener Legitimation im bie Bunbesver- 
ſammlung einzuführen. Ueber andere ebenfalls dem Borfig neh 
anklebente Mechte behält ınan ſich bie weitere Bereinigung wor. 

2. Dagegen foll ver Antheit, welchen Preußen an bem Direetoris 
zu nehmen bat, darin beftehen, daß ihm bas Recht ber Protocell⸗ 
führung, ber Abfaſſung und Ausfertigung ber Bunbesbefchlüfle, kurz 
alleö basjenige zufonmme, was ehemals mit bem Reichs⸗Erzkangleramte 
verbunden war. Die Bundeskanzlei wirb daher in den K. Br. Ge 
fandtichaftshotel fein. Das Recht des Archios foll ſowohl Oeſterreich 
ala Preußen zuftehen, mithin ein doppeltes Bundesarchiv ſowohl bei 
ber Öfterreichiichen als preußifchen Geſanbtfchaft exiftiren, welches 
zur Exleichterung ber Geſchäfte, zur fichern Controlle, unb bei mehr 
vorherzuſehenden Zufüllen in jebem Wall größere Bortbeile und 
Sicherheit gemährt. Das was bier unter Nr. 1 und 2 ſtipulirt if, 
fol fogleidy bei Sröffnung bed Bundestages möglichft in Anwenbung 
gebracht werben, mithin Preußen ſogleich an ben Directorialbefugmiflen 
Theil nehmen, ehe noch bie organiſche Berfaflung bes Bunbes näher 
beffinumt wirb. 

3. Um auch bie mit einer verhältmigmäßig Härkeren Bopulation 
bei bem--Bunte ſtehenden und durch einen größeren Madhtumfang 
ausgezeichneten. Höfe einen billigen Antheil an den Divectorial-Be 
fugniflen nehmen zu laffen, will man ſich mis benfelben über ine Be 
zeichnung ber wichtigeren und bazu geeigneten Gefchäfte einverfüchen, 
um zu deren Borberatfung und weiteren verfafiungsmäßigen Gin: 
kitung mit deren Zuziehung einen eigenen Directorial:Rath zu bitben. 

uch follen vorzugsweife bie allenfalls nörhigen Executionen der Buntes: 
beſchlüſſe, und bie vorfommenben ordentlichen und außerorbemtlichen 
Gonmiffiondayfträge in Bunbesangelegenbeiten ben gebachten Höfen 
übertragen merben, fo wie es beren geographiſche Lage und fonftige 
Berhältniffe räthlich machen werben. 

4. Die Erfahrung der beiden letzten Gelnzüge gegen Fraurkreich 
in Bergleichung der Operationen ber ehemaligen beutfchen Reichsarmer 
hat e8 zur Genüge dargetban, daß buch Truppen, weldhe aus fo 
vielerlei größeren und Fleineren Gontingenten zufammengeiegt fiub, 
große und enticheidende Nefultate nur alddann bewirkt werben können, 
wenn ſolche Truppen nicht in zu Peine Corps vereinzelt, im ihrer 
ganzen Ginridytung nicht zu verſchieben organifirt, in jebem Ball 
nur einem Oberſeldherrn und wenigen Unterbefeblöhabern unterge 
oronet werben. Um dieſe Brundfäge, ohne welche ber Hauptzweck. 
die Sicherheit Deutſchlands nicht erreicht werben fan, auf das deutſche 
Bundesheer in Anwendung zu bringen, ift ed erforberlih, day 
biejenigen Bundesglieder, beren Gontingente nit flarf geung find 
um eigene Corps zu formiren und als foldhe agiren zu können, id 
patriotiſch entfchließen ihre Truppen, wie es in den Ichten Befkzügnn 
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21. 
Im Rath der Kreid⸗Oberſten haben: 
Ocfterreich als Dirertor .. . 
Pr vom vorber-öflerzeichifchen Rreife 
u vom obersrheinifcgen Kreile . . 
Preußen ald Director . . 
„ vom ober:fächflfch- thüringifchen Kreife . 
" vom niederscheinifch-weftphälifchen Kreife 
Bayern, vom bayerifch-fränkifchen Kreife , . 
Hannover, vom nieber-fächllihen Kreile . ., - 
Mürtemberg, vom fchwäbifchen Kreije 
Baben, vom ober:rheinifchen Kreife . 
Heffen-Eaffel, vom ober⸗ſachnſr thüringifchen Kreife 1 v 


Der Rath ber Krei-Oberfen fol fig, mit Ausfchluß der 
übrigen Bundes⸗Stände, mit allem beichäftigen, wa8 bie auswärtigen 
Berhältniffe des Bundes angeht und durch Mehrheit der Stimmen 
darüber entjcheiden, auch allein ba8 Necht der Verträge mit Aus⸗ 
wärtigen, ber Annahme und Abſendung von Befandten und Befchäfts: 
trägern, von und bei auswärtigen Staaten, des Kriegs und Friedens, 
und nach ben unten folgenden Beflimmungen die militärifche Gewalt 
ausüben. Weberbem Hat ber Rath ver Kreis-Öberfien bie Leitung 
und bie ganze executive Gewalt bed Bundes. 


r} “ 
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23. 
Der Rath ber Fürften und Stände fol aus den übrigen Bundes⸗ 
Mitgliedern beſtehen. Dieje find: 

1. Alle diejenigen Fürſten, welche Länder befigen, bie eine Be⸗ 
völferung von 50,000 Seelen und barüber haben, diefe Länder 
mögen ſich feibftftändig in ihrem Beſitz befinden, ober mediatiſirt 
fein, mit einer Biril-Stimme Die Benölferung wird ve, wo 
mehrere Zweige bes Hauſes vorhanden find, zufammen gezählt; 
le B. Hohenzollern-Hedhingen und Sigmaringen führen nur eine 

timme. 

2. Die vier Bundes:Städte Hamburg, Kübel, Bremen und Frank: 
furta M. jebe mit einer Viril⸗Stimme. 

3. Sechs Euriat-Stimmen, in welde fämmtliche Fürften, Grafen 
und Herren zu vereinigen find, die vormals bie Reichsſtandſchaft 
hatten, und deren Beſatzungen eine Bevölkerung von 50,000 
Seelen nicht erreichen. 

4 Oeſterreich hat auch in dem Rath der Fürften und Stände ben 
Borfig, und gemeinfchaftlich mit Preußen das Dirertorium, auch 
Sitz und Simme. Beides wird durch befondere zweite Botrichafter 
ausgeũbt. 


24. 
Der Rath der Fürſten und Stände conſtituirt mit dem Rath 
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| Anha ng V. 

Die hauptſächlichſten vertraulichen 

zu Der von den Großmächten vorgelegten Kriegsver⸗ 
fafjung des Deutichen Bundes (vergl. oben ©. 601 *). 


Königlich ſachſiſche Abkimmung über die Militär-Verbältniffe des Dentfdgen 
Bandes. (1819) 

Seine königliche Majeſtaͤt von Sachſen haben, auf erhaltenen 
Bericht von dem in ber 51. vorjährigen Sigung ber Buntedverfamm- 
fung in Betreff der Militär: Verbhältniffe des beutichen Bundes ge 
nonmenen Beſchluſſe, nit nur das in ver gebadhten Eißung von 
Allerhöhft dero Bunbdesgefandten abgelegte Botum, und inſonderheit 
bie darin ausgeſprochene Dankfagung für bie biöherigen wirffamen 
Arbeiten bes Bunbestags-Nusfchufles, zu genehmigen gerußt, fontern 
auch denfelben in Anfehung ber Sache felbft zu folgender Abſtimmung 
anweiſen laffen. 

I. So viel zuwörberfi bie von tem Bundestage-Ausfchufle ent: 
worfenen Grundzüge ber Kriegsverfaffung des deutſchen Bundes 
— fo Haben Seine Koͤnigliche Majeſtäͤt Folgendes zu bemerken 
gefunden: 


ad $. 8. 

Allerbääft diefelben können fih von der Roth 
wendigkeit, daß fhon ſechs Wochen nah dem Ausrüden 
des Bunbesheeres eine aus dem fehsten Theil ber 
Referve beſtehende Abtheilung an Ergänzungémann⸗— 
ſchaft nahrüden folle, nicht überzeugen, fondern er: 
meffen für Hinlänglid, wenn ber Erfah fo bereit ge 
halten wird, daß er nah Bingang ber Anzeige von bem 
in ben erfien ſechs Wochen nah bem Abmarfde ent 
ffandenen Abgange ohne Aufenthalt nahrüden Eönne, 
und daß ber fpäter ſich ergebende wirkliche Abgang burdy bie von 
—F zu zwei Monaten nachzuſendende Ergänzungsmannſchaft erfegt 
werde, . 


. 


*) Die öflerreichifche Punktation über die Beforgung der Militär-Ange: 
legenheiten bei dem deuiſchen Bundestage, Anfangs loco dictzturse gedrudz, 
wurde fipäter in das öffentliche Protocoll aufgenommen und befindet fh B. P. 
1819 $. 4. fol 3. der Abdruck unterbleibt alſo. Eben tort findet ſich and 
die cfterreihifche Abſtimmung, ebenfalle früher loco dictaturae gedrudt.- — 
Die hannöveriſchen, darmftädtifhen und luremburgiſchen vertranlihen Ab⸗ 
fimmungen find dem Berfafler nicht zugänglich geweien; ihr Inhalt fann 
zum Theil aus den preußifchen Gegen Bemerkungen: (unter Re. 3. be. u. 7.) 
erjehen werden, Hinzugefügt it als ſehr bezeichnend für bie Damaligen Ber 
handlungen die preußiihe Erklärung uber die hefien-darmflädtifege Abiımmung 
in der Sißung vom 28. Januar 1819. fol 27 fi. 
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Salle, daß dieſe gekraͤnkt würben, findet ein Recurs an die Bundes⸗ 
Berfammlung flatt. 


30. 

Die hoͤchſten Berichte der Kreis⸗Oberſten enticheiben in letter 
Inſtanz in Sachen aller zum Kreife gehörenden Untertbanen, unb 
auch in Prozeſſen berfelben gegen ihren Lanbeshern. Man könnte 
aber anordnen, daß nah gewiſſen Beflimmungen von bem hödften 
Gerichte eines Kreis: öberften an das eines benachbarten zu appelliren 
verſtattet ſei. — Criminal⸗Urtheile ber @erichte der Kreisftände über 
eine gewiſſe Strafe hinaus, finh der Reviſtion jener hoöchſten Berichte 
unterworfen. 24 


Die Militär-Verfafiung des Bundes muß flark und Eräftig fein, 
und ſchnelle Hülfe gewähren. Seber Kreis⸗Oberſte, und wo in 
einem Kreife Zwei find, ber erfie, iſt Oberbefehlshaber des ganzen 
Kreis-Militäre. | 

32. 

Das Gontingent eines Jeden fowohl an LiniencTruppen als an 
Landwehr ift zu beſtimmen. Stände, bie ein ganzes Regiment mit 
allem Zubehör, oder mehr, fielen können, baben nur die Befugniß 
eigene Truppen zu halten. Die übrigen flellen eine zu beftimmenbe 
Anzahl Recruten zu ben Heere bed Kreis-Oberſten, und leiften 
einen verhäftnigmäßigen, zu regulirenden Beitrag zu ber Kriegsfafle 
defielben. Doch ift ihnen verflattet, Chren⸗Wachen zu haben. Die 
Gontingente müflen ſtets vollzählig mit allen Kriegsbebärfniffen 
verfeben und marfchfertig fein. Wegen ber Gonfcription und der 
Berpflichtung zur Landwehr und zum Landflurm, beögleichen wegen 
der Beireiungen davon, find allgemeine Grundſuͤtze anzunehmen und 
gejeplich feſt zuſtellen. Dem Kreis⸗Oberſten flieht bie Aufficht über 
die ganze Kriegä-Verlaffung zu, und das Recht barüber zu halten, 
mithin die Ober:Infpertion und Mufterung, auch wenn es nöthig 
ift, die Befugniß die unvermeiblicden Zwangsmittel anzuwenden. 

33 


Die zu einem Kreife gehörenden Truppen, follen ein unb bie: 
ſelbe Ginrichtung und Bezahlung haben, wie bie bes Kreis-Oberſten. 
34 


In Briebenszeiten bleiben fle zur Dispofltion bed Landesherrn. 
Bei entfichendem Kriege aber, ober zu Greeutionen gerichtlicher 
Sprüche, zu Erhaltung ber Ruhe und Ordnung im Kreife, hat ber 
Kreis: Öderfte das Net, fie aufammenzugieben unb zu befehligen. 
35. 


Daß die nöthigen Fonds zur Bezahlung ber Truppen und behufs 
der Kriegsbepürfnifle, Feſtungen ꝛc. geflchert find, ift ber Aufficht 
und Gontrofle des Kreis⸗Oberſten zu unterziehen. Es find eigene 
Gintünfte Hierzu audzufegen, und auf andere Gegenſtände unter 
feinerlei Vorwand zu verwenden. 
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geographiichen und militärifchen Aückſichten und Verhältniffen voll: 
fommen angemeflen fei. 


ad $. 30. 

Da weiter unten $. 35 ber dienſtthuende Stand der Heiterei 
in Friedenszeiten auf zwei Drittbeile ber gemeinen Manuſchaft und 
Dienfipferbe feſtgeſetzt if, fo fcheint Seiner Königlihen Majeſtäͤt 
dem Vortheil des Dienftes, der bei bex Reiterei durchaus eine längere 
Cinübung erfordert, gemäßer zu fein, wenn zur Mobilmachung tes 
dritten Drittheild welches bei einer vom Bunde erfolgten Aufforberung 
noch nicht unter den Waffen ift, bis zum wirklichen Abmarſch eine 
Zeit von zwei Monaten gelafien wird. 

ad 6. 39. 

Bei Abſchließung eines allgemeinen Cartels wirb nicht allein 
auf bie Auslieferung der bienfithuenden und dienftpflichtigen Individnen. 
fondern auch auf bie Stipulationen, welche gewöhnlich wegen ber in 
gewifien Bällen für bie Aufgreifung eines Austreters zureichenken 
Velohnung, im gleichen wegen ber Vergütung ber Transport= und 
Verpflegungsfoften getroffen werben, Rückſicht zu nehmen unb baber 
ein Vorſchlag dazu noch zu erwarten fein. 

ad $. 36. 

In Betreff des nach ber Beilage 3 zur erſten Ausrüſtung er: 
forberlichen beträchtlichen Munitions⸗-Bedarfs, befürchten eine König- 
liche Majeftät, daß zu große Wagen-Golonnen den Bewegungen bes 
Heeres leicht hinderlich fein Fönnten, und Sie halten daher für Hin: 
längli, wenn zwei Drittheile des angegebenen Bedarfs mit eingener 
Beipannung bem Heere folgen, das Ichte Brittheil aber in Yen 
Depots zur Abführung bereit gehalten wird. 


ad 6. 51. 

Die Aufftellung der Grundfäge bei jebem Armee:Gorps in 
Hinfiht ber Waffen: Ucbungen und bed Dienft:Reglements, wird 
nah Seiner Königlihen Majeftät Meinung ber eigenen Gonvenienz 
ber combinirten Corps zu überlaflen fein. 

ad $. 98-101. 

Die bier im allgemeinen angebeuteten Webereinkünfte und Bor: 
träge find allerdings mwünfchenswerth, bebürfen aber mehrerer Gut 
widelung und beftimmter Entwürfe, welche noch zu erwarten ftehen, 
bevor ſich darüber erklärt werben kann. 


ad $. 114. 

Wenn mit dem Dienfte der bei bem Bundesheere zu errichtenden 
eigenen Genddarmerie höhere Befoldungen und andere Boriheile wie 
billig verbunden jein follen, fo werben felbige Fünftighin näher zu 
beſtimmen fein, wenn nicht vorgezogen werben wollte dazu ſchon jegt 
gewiſſe Säge anzunehmen. 

Dei allen übrigen Punkten ber Grundzüge ber deutſchen Kricte⸗ 
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Ihre Zuſtimmung um jo lieber, ald Sie, mit banfbarer Be 
rüdfichtigung der bejondern Fürjorge des Taiferlich-öfterreichifchen 
Hofes für den Schub und die Sicherheit des deutſchen Bundes, 
in die von demjelben zu dem Ende vorgeichlagenen Maaßregeln 
einzuwilligen, immer geneigt ſind“. 

Der großherzoglich⸗heſſiſche Geſandte v. Harnier ſchloß: „Sr. 
Koͤniglichen Hoheit haben mit Bedauern erſehen, zu welchen 
unerwarteten Mißverſtändniſſen die erſte von Ihrer Geſandtſchaft 
abgegebene vertrauliche Erklaͤrung beigetragen hat. — Es iſt die 
Abſicht Sr. Koͤniglichen Hoheit nicht geweſen, die drei wegen 
Uebernahme der Bundesfeſtungen zu Wien in ein Separat⸗Protocoll 
gefaßten Grundheſtimmungen und bie Gültigkeit der europaͤiſchen 
Vertraͤge, worauf dieſelbe geſtützt find, an ſich in Zweifel zu ziehen 
oder jene einer weiteren Discujfion unterwerfen zu wollen. Davon 
ift vielmehr beſtimmt das Begentheil in ber biesfeitigen Erklärung 
ausgedrüdt worden, weldye ſich, neben der Beiftunmung zu ben 
brei Orundbeſtimmungen, barauf beichränft hat, die biefleitigen 
Gerechtſame in Hinficht auf Mainz zu verwahren und das Ver⸗ 
laugen auszubrüden, daß die von Württemberg einmal ausge⸗ 
Iprochenen Puncte vor der förmlichen Erklärung der Uebernahme 
ber Feſtungen einer Discuffion unterworfen würden. 

Diefer legte Wunſch ift Sr. Königlichen Hoheit um fo mehr 
an feinem Orte erfchienen, da Sie die vertrauliche Beiſtimmung 
zu dem Wiener-Separat-Protocoll von Seiten derjenigen Bunbes- 
glieder, weldye dieſelbe nicht gleich in Wien gegeben, einftweilen 
für den Zweck jenes Protocolls genügend betrachtet und dabei 
angenommen hatten, Daß, weil Die Mebernahme der Bunbesfeftungen 
doch vor Erledigung der Wiener Inftructions-Puncte nicht erfolgen 
fönne, es angemeſſen erjcheinen werde, einen desfallfigen förmlichen 
Beihluß der Bundes-Verfammlung den ganzen wichtigen Gegen: 
fand nad) Maasgabe des Eeparat-Protocoll8 und der Inftructiong- 
Puncte mehr umfaſſen zu laſſen. 

Da Se. Königlihe Hoheit nun Feinesweges in einer fo 
wichtigen Bunbesfache zur Unterhaltung von entflandenen Mißs 
verftändniffen und Theilung der Aufichten Ihrer Mitverbünbeten 
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Königreih Sahin . . . . . . 12,000 
Kurheflen . . . . e  . 95,400 
Großherzogthum deſſen .64,168 
Beſſen Homburg . . . . . . 200 


Großherzogthum Sachſen . 23,010 
Kergoge von Sadin . . . 3493 
Herzoge von Anhalt . . . . . . 1,224 
Sürften von Schwarzburg ee 890 
Sörken Ruf . ER 165 
Summa 32,167 Mem. 


' X. Corps. 
Sannover . . . . . . . . 13,054 
HSolfein . . . . . . . . 3,600 
Braunihweig . . . . . . . 2,096 
Beide Mecklenburnggg. 644298 
Oldbenburg. .27178 


Waldect. 519 
Beide Lippe 931 
Die drei Hanſe⸗Staͤdte 2,180 


Summa 28,856 Mas 


Rariglich· Paieriſche penerzuae über die Grundzäge der Kriegsucrfaffung 
des dentſchen Pundes. 

Don Seiten Baierns iſt ‚bereite bie allgemeine Zuftimmung zu 
Xen Grundzügen ber Kriegsverfaſſung bes beutfchen Bnudes unter 
Borbehatt ber allenfalls nachzutragenden einzelnen Bemerkungen erflärt 
worden. Man würde auch feinen Anftand nehmen, benfelben im 
Ganzen, mit Annahme aller einzelnen Beſtimmungen beizutreten, wenn 
baflelbe von ben übrigen Bunbdesgliedern chen jo geſchähe. Da aber 
bereits mehrere Erinnerungen und Wünſche vorgebradht wurben, Te 
entfteht man nicht, ebenfall® einige Bemerkungen zur näheren ver: 
traulichen Beratbung vorzulegen. 

Ad 6.5. u. B. 

Um zu beurtheilen, in wie weit bie durch ben Entwurf fege 
fegten Anftrengungen ben Kräften der einzelnen Bunbesflaaten ange 
meflen feien, ift vor allem nöthig, ben gegebenen Maaßſtab auf bie 
wirklichen Berhältnifie anzulegen. 

Das Bundesheer fol befichen aus einem Procent ver Be 
völferung, die Neferve aus einem halben Prozent, Ztel ber Reſerve 
(oder tel Procent) follen fogleih in.Bereirfchaft gefeht, amd der 
Ueberreſt bei dem Ausrhden ber Itel Reſerve, auf sin halbes Bram 
ber Verditerung ergaͤnzt werden. 





Anhang 1. 


Der preußifche Entivurf der Bundesverfaffung. 
(Borgelegt am 13. September 1814). 


1. 

Alle Staaten Deutfchlands vereinigen ſich durch einen feierlichen 
Vertrag, ben jeber Theilhaber auf ewige Zeiten fchließt und beſchwoͤrt, 
in einen politifchen Föberatio:Körper, ber ben Namen Deutfcher Bunb 
führt und aus bem Niemand heraustreten darf. Verletzungen des 
Bunbes:Bertrags werben mit ber a beſtraft. 


Dieſer Bund ſoll in ſich Segreifen folgende den Haufe Defterreich 
gehörende Länder: Salzburg, Tyrol, Berchtoldgaben, Voralberg und 
basjenige was biefed Erzbaus am Dberrhein erhalten wird; alles 
was Preußen links ber Elbe befigt und erbält, ferner alle deutichen 
Staaten, fo wie fle von ber Dfifee, der Eyder, der Nordſee, dem 
niederlaͤndiſchen, franzöfifchen und ſchweizeriſchen Gebiet begrenzt 
werben. 
Die bier nicht benannten öfterreihifchen und preußifchen Staaten 
bleiben beßer außerhalb des Bundes, damit es befto weniger Schwierig- 
feiten Habe, diejenigen Theile jener beiden Monardien, bie mit in 
ben Bund aufgenommen werden, allen Bunbed-Gefegen mit zu unters 
werfen und das Band befto fefter zu Fuüpfen. Deſterreich und 
Preußen als Mächte fchließen aber mit der Föderation ein unauf: 
loͤsliches Bündniß und garantiren befonders bie DVerfaffung und 
Integrität derſelben. 


3. 
Jeder jetzt im Beſitz der Landeshoheit ſich befindende Staat übt 
in feinen Grenzen bie landedhoheitlichen Nechte aus, welche bie Bunbess 
Acte nicht zum gemeinfchaftlichen jochen ausnimmt oder befchräntt. 


Diejenigen vormals mit ber Bleihefandfihaft verfehen geweſenen 
dürften, Grafen und Herren, welche mebiatifirt wurben, nehmen 
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Zade dieſer Abtheilungen bedarf ihrer eigenen Bebedung, Ya 
nicht felten im Laufe eines Felbgugs dem Angriffe feindlicher Garn 
auösgefeßt, und dann bie Buhrmweiend:Solbaten, eben wie bei bem 
Geſchütze, als ſtreitbare Mannichaft anzufehen find, was auch gan; 
zit den $. AD übereinftimmt, ‚nach welchem bas Bäderei: Berionel 
zeilitärifch ‚organifirt und bewaffnet fein foll, um nöthigenfalls für 
MertHeibigung der Magazine. vstwendet werben zu £önnen. 

Bei der baierifchen Axınze if daher das gefammte Fuhrweſen 
militärisch organifirt und bewaffnet, und bie Fuhrweſens⸗Solbaten 
werben ohne Unterichieb bei ber einen wie bei ber andern Brandıe 
verwender, und nach Umſtänden von jeber berfelben zum Geſchühze 
oder von dieſem zu audern Abtheilungen verfeßt. 

Man wünfht aus diefem Brunde, Laß das gefammte Fuhrweſen. 
infofern es förulich. militärifch organifirt und bewaffnet iſt, unter die 
ſtreitbare Mannſchafi gerechnet werben möge. 

Ad $. 22—28. 

Mas bie: Bildung ber combinixten. Gorps betrifft, glaubt man, 
denjenigen Staaten, beren ‚Gontingente fich in vereinte Brigaben, 
Divifionen und Arneecorps zu fammeln haben, Üüberlaffen zu müſſen, 
bamit fich dieſelben hierüber, mit Beobachtung der von $. 22—28 
anfgeſtellten Grundſaͤtze, unter Kramer einverfichen mögen. 

Ad 6. 2 


Da bie Bildung. ‚einer guten Cavallerie⸗ und Artillerie⸗Reſerve 
bei jedem Armeecorpsâ auf die beliebende Formulation feinen MBepug 
Kat, fonbern diefe Meferven erft im. Balle des Kriege nad Bebärinif 
und limfländen von dem. Gorps:Gommandanıen aus ven Beſtand⸗ 
theilen feines Armeecorpo hesaudgezogen werben, fo fönnte biejer $ 
füglish ganz. wegbleiben... 

Da bei den Staaten, welche: eine größere. Militärmadt haben, 
. Hierin falls eigene Einrichtungen befteben, welche auf das Ganze be 
rechnet find, fo bürfte hier ausgebrüdt werben, daß biefe Beliimmungen 
für diejenigen. Bunbesfaaten gegeben find, welche für ſich Leine eigene 
Diviflon bilden. Den übrigen, melde eine ganze Divifion aber ein 
eigenes Armeecorp& ftellen, wäre es zu überlaflen, in Friedensſtaudt 
für bie Bereithaltung bes Kriegöftandes nach ihren eigenen Gin: 
richtungen ſelbſt zu forgen.- 

Ad $. 40. 

Diefer F. dürfte auf ben erften Sag zu befchränfen, und bie 
weitere Beſtimmung non. ben. Worten an: 

„dann ob die bereit zu baltenben zwei Drittheile ber Reſerve x." 
als unnötbig wegzulafien fein, da ohnehin bad Ganze ber fünftigen 
BeRlomung bes Bundes im eintretenden Falle überlaſſen bfeibt. 

Ad $. 69, 89, 94 unb 104. 
Zu Rückſicht auf Biltung und Kompetenz einer Generel⸗Jn⸗ 
tendeng, dann auf bie Beſetzungsart der babin gehörigen Giellen, 
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8 
Man fol fuchen, allgemein nügliche Ginrtichtungen und An- 
ordnungen zum Wohl des Ganzen herzuftellen, als 3. ®. ein allges 
meines Geſetzbuch, gleiches Münzweſen, eine zweckmaͤßige Regulirung 
der Zölle, des Poſtweſens, Beförderung und Erleichterung bes Hanbeis 
unb mechfelfeitigen Verkehrs u. f. w. 
9. 


Die Bundesftaaten follen in fleben Kreife eingetheilt werben, 
naͤmlich: Vorder⸗Oeſterreich, 
Baiern und Franken, 
Schwaben, 
Ober⸗Rhein, 
Nieder: Rhein und Weſtphalen, 
Nieder⸗Sachſen, 
Ober⸗Sachfen und ltingen. 


Der vorder⸗dſterreichiſche Per enthält Salzburg, Berchtolsgaden, 
Tyrol und Boralberg. 


Der bayerifch-fräntifche Kreis al Staaten bes Königs von Bayern. 
Der ſchwäbiſche Kreis alle Eraaten des Koͤnigg von Würtemberg. 


13. 

Der oberscheinifhe Kreis dns Zanb, weiches Oeſterreich am 
Dber-Rhein erhalten wird, die großberzoglidh: badenfchen Länder und 
die hohenzolleriſchen Fürftenthümer. 

1 


4. 

Der nieber:cheinifch-weftphälifche Kreis alle Laͤnder, welche ber 
König von Preußen an beiden Rheinufern und bis an bie Weſer 
befigt oder erhalten wird; bie Lippesbetmolblichen, naflauifchen, 
weilburg- unb ufingifchen, auch waldeckiſchen Xänber; bie beutfchen 
Beſitzungen des fouveränen Gürhen ber vereinigten Niederlande. 


Der nieder⸗ſaͤchſiſche Kreis die Länder, welche bad biöherige 
Kurhaus Hannover in Nieverfachfen und Weftphalen befigt ober befigen 
wird, bie des Hauſes Braunfchweig- Wolfenbüttel, bie tes Hauſes 
Holftein, Glückſtadt und Oldenburg, Schaumburg-Lippe und bie brei 
Hanfeflädte Hamburg, Kübel und Bremen. 

Einige flimmen bahin: bie drei KHanfeflänte dem oberjädhfifch- 
thũringiſchen Kreife anzuſchliegen, 

6 


Der oberfähflih:thüringifche Kreis, das Königreich Sachſen, 
die herzoglich mecklenburgiſchen, ſaͤchſiſchen, anhaltiſchen, ſchwarz⸗ 
burgiſchen, reußiſchen Länder, die Staaten der Haͤuſer Heffen-Gaflel 
und Darmſtadt und die freie Bunbeöftabt Frankfurt a. M. 
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ben Stat beffen, was ber Landesdiſtriet unb an welche Heereck-Ab⸗ 
theilungen geleiſtet bat. 

d. Die Omeral: Intendanz bei dem Oberfeldherrn ſollte ans 
Bevollmaͤchtigten aller Armeecorps beſtehen, weiche unter ſich für bie 
verfehiedenen Verwaltunge zweige, bie Vorſtaäͤnde auf eine gewiſſe Zeit 
und aus dieſen ebenfalls einen temporären General⸗Intendanten wählten. 
Diefe SeneralsIntendantur oder bad General-Berwaltungs:Gomite 
hätte bie Abminiftration der eroberten feindlichen Landestheile zu leiten, 
bazu Beamte aus ben Antendamtur:Beamsen ber verfdhiebenen Corpo 
zu beftellen, von benfelben Mechnung zu ‚empfangen unb nady der: 
ſelben die Armercorps. auf. die Geld⸗Ueberſchüſſe und Requiſttions⸗ 
Artikel, mit Berüdfichtigung ihrer momentanen Bedürfniſſe und ihrer 
Dialocation anzuweiſen. Auf ben Grund viefer Rechnungen follte 
fich die @eneral-Intenbantur zugleich ala Liquidations⸗Behörde confi- 
tuiren, für die Parification ber aus: feindlichen Landen gezogenen 
Vortheile unter. die. Bundesflanten. 

- ee, Die im 8.96 und 97. erwähuten Gegenſtaͤnde. ſowie die 
Etablixung gemeinfjafslicher Spitäler dürften der General⸗Intendentur 
zugetheilt bleiben. 

f. Die ©. 89. erwähnte Hanpi⸗ Operationscaſſ⸗ wũrbe ſich vem: 
nach blos auf bie Beſoldung bes Oberfelbhertn, beffen Suite, Burcanr, 
geheime Kriogs-Ausgaben ıc, beſchränken, wozu die. @eneral-Intenbantur 
im Bundesland MWatrifular:Beiträge von ben Bunbesflanten zu geflunen, 
in Feindesland aber bie Mittel aus ben Eandescafjen anzuweiien 


Hätte. 


aniglig- würtenbergiſche — über die Milität-Verhältrifſe des 
deutſchen Bundes. 
J. Grundzüge und Beftimmungen der Kriegöverfaffung deutſchen 
Bundes, in Verbindung mit bem biefelben erläuternden Berichte bei 
Bundedtags-Ausjchufles. 


- Ad ll. Berhälsnif der Waffengattungen. 
Ad $. 13. Das Berhältnif der Reiterei iſt zu einem Sechstheü 
ber Bejammtzahl der Bundesmacht, ſowohl für bas audrückende Heer, 
als auch für die Reſerven, angenommen worben. 

Schon in den Sitzzungen des Militär-Gomite's erklärten ſich der 
königlich: fächfifhe uub ber großherzoglich-heſſiſche Abgeordnete gegen 
diefe® Verhaͤltniß, weil es allzu drückend fei, und ſchlugen, erſterer 
dad von Itel, leterer das von Itel der ganzen Heeresmacht vor. 

Dieſſeits tritt man dieſer Anſicht bei und glaubt, daß das Ver⸗ 
häftniß der Eavallerie gu Itel der Infanterie, nicht, wie vorgeidhlagen 
wurbe, zu Itel ber ‚ganzen Heeresmacht angenonmen werben könne, 
da baflelbe von mehreren europäiſchen Staaten, vamentlich auch von 
Frankrrich, angenommen worben ift, und ba fich Saffelbe militäriid 
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ber muß fehnlich eine baldige und befriedigende Beenbigung derſelben 


wänfcen. 
Ad IV. Bereithaltung im Frieden. 

Ad $. 33. Die Nachweifung des Vorraths au Material ber 
Rüfung möchte mit dem $. 37. vorgefchlagenen Rangliften ber ein⸗ 
zelnen Gontingente zu verbinden fein. 

Ad V. Mobilmachung des Bunbesheeres. 

Ad $. 41. Es fcheint zweckmaͤßiger, daß das bei bem Ausrücden 
des Heeres anzunehmenbe Erkennungszeichen zum voraus vom Bunde, 
auf Vorfchlag bes Ausfchuffes, beffimmt werde, als bie Beflimmung 
ben Oberfelbberen zu überlaſſen. Daburch wirb auch bie zeitige 
Anihaffung bed Zeichens in gehöriger Menge erleichtert. 

Ad $. 42. 88 dürfte ein Termin feftzufegen fein, binnen welchen: 
ih die Bunbesftaaten, welche gemeinfchaftlih ein Armeecorps auf- 
fielen, über den gleichen Kriegsſold zu vereinigen haben, bamit viefer 
Begenftand nicht bis zum Ausrücken ungeregelt bleibe. 

Ad $. 51. Hinſichtlich der Vereinigung über die Waffenübungen 
und dad Dienftreglement in gemifchten Armeecorps möchte gleichfalls 
ein Termin anzurechnen fein. 

Ad VI. Oberfeldherr. 

Ad $. 55. Der Ausſchuß wird bie Formel des von bem Ober⸗ 
feldherrn zu leiftennen Eives zu entwerfen haben. Das nämliche gilt 
auch von ben Bormeln des Eibes, weldhen bie nach 6. 69. theils 
von ben Bunbe theild von bem Oberfeldherrn zu ernennenden Ober- 
offiziere abzulegen Gaben. Auch die Form der Eidesleiftung if 
feftzufeßen.. In biefer Hinficht dürfte anzunehmen jein, daß ber 
Bräfivent ber Bundesverfammlung in Gegenwart einiger gewählten 
Mitglieder berjelben bem Oberfelbberrn und ben vom Bunde gewählten 
Dberoffizieren ben Cid abzunehmen Hätte und ber barüber aufzu⸗ 
nehmente Act im Bundesarchiv niedergelegt werde. Die von vem 
Oberfeldherrn gewählten Oberoffiziere, welche für bie Zeit ihrer 
Dienflleiftung wohl ohne Zweifel dem Bunde zu verpflichten find, 
bätte der Oberfelbberr zu vereiden und bas Protocol an die Bundes⸗ 
verſammlung einzufenden. 

Ueber den Gehalt bed Oberfeldberen und der theild von bem 
Bunde, theils von erflerem gewählten Oberoffiziere, liegt dem Aus- 
fhuffe gleichfalls ein Antrag ob. 

Der ganze Generalſtab dürfte gleichfalls in Gold des Bundes 
zu nehmen fein, ba, wenn ber Oberfeldherr denfelben auch rückſichtlich 
der Dffiziere aus den Gontingenten nehmen follte, diefe doc für bie 
Zeit diefer befondern Dienftfunction bem Gontingentsbienft abgeben, 
auch ihr Sold im Contingente jenen Yunctionen nit angemeffen 
fein könnte. 

Ad $. 75. Die Bormen des Kriegsgerichts, welchen der Ober: 
feldherr vom Bunde unterworfen werben kann, finb näher zu beſtimmen. 


Erſter Theil. MM 
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Gintheilung angenommen, ba fle ver Sache felbft jürberli if und 
die Bejeitigung ber ohnehin nur zu zahlreichen Hinberniffe erlsicgter:. 

Es find died nicht Nüdfichten eines einfeitigen Interefle; es find 
vielmehr Bebingungen einer der Befammtheit vorzüglich wohlthätigen 
Zweckmaͤßigkeit. 

Bon dieſen Anſichten ausgehend, Tann man dieſſeits dem von 
ber großherzoglich⸗heſſiſchen Geſandiſchaft vorgelegten und vortrefflich 
entwickelten Entwurf nur ben unbedingten Vorzug vor dem königlich⸗ 
fähfiihen geben; denn dieſelben Gründe, welche für die Vereinig 
der herzoglich⸗ſachſiſchen Contingente mit dem königlich-ſachniſchen 
ſprechen, erfordern auch die Verbindung bed großherzoglich-heſſiſchen 
Contingents mit dem königlich-würtembergiſchen und großherzoglich⸗ 
badiſchen. 

Dieſſeitige Geſandtſchaft hält es nicht überflüſſig, dieſe Erklärung 
mit einigen Vetrachtungen zu begleiten. 

Man iſt im allgemeinen einverſtanden, über die Zahl, folglich 
auch über die ungefähre Stärke ber zufammengefegten Armeecorps; 
man ift ed über bie Bildung des zehnten Corps und man if es über 
bie Staaten, welche das achte und neunte Korps ausmachen werten. 

Sollte es denn dem ungeachtet noch fo fchwer fein, ſich über 
das zu verfländigen. was zu thun übrig bleibt, wenn mit einem 
unbefangenen nur auf den Zweck gerichteten Willen alle Nebenrückſichten 
entfernt werben? 

Die Eorpseintheilung ift Fein befonberes politiſches Band; fie 
foll und kann ed nicht fein. Sie fol es nicht fein, weil das erfe 
Geſetz des Bundes feine Einheit, und eine Bolge davon bie tes 
Bunbeöheeres ift; fie kann e8 nicht fein, weil fle nur für die Kriegsgeit 
in Wirkfamfeit tritt und weil fie an fich weber ein Mittel für noch 
gegen eine politifche Trennnng if. 

Man barf mit Zuverficht annehmen, ba es allgemein Ernſt mit 
einer unbefangenen Anwendung ber gemeinfam feſtgeſetzten Dirertir- 
Normen ber Corps-Eintheilung fei; was dürfte einfacher, was mehr 
geeignet fein, zu einem beftiedigenden Ziefe zu führen, als den, bereits 
übereinftimmend dem achten und neunten Corps zugetbeilten Buntes: 
gliedern es zu überlaffen, ſich über bie Zufammenfegung bieier beiden 
Corps unter fich zu verfänbigen und das Ergebniß als einen Antrag 
der Bunbesverfammlung vorzulegen, welche benfelben feiner Jwed: 
mäßigfeit an fih nad und mit Ausfchluß jedes Grundes, ber ber 
Sache ſelbſt fremb wäre und auf.Borausfegungen berubte, weiche bie 
Grund-Idee des Bunbes verwirft, zu prüfen haben würbe? 

Die Dauer ber Berhanblungen über biefen an ſich fo einfad 
ericheinenden Begenftand erregt ernfthafte Betrachtungen. em bie 
Cinheit und: Krafı bes Bundes, bad gegenfeitige Bertrauen und ber 
warme Antbeil feiner Olleder an ber Gefammtbeit am Herzen liegt, 
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aus dem Ratural:Borraibe da, mo biefer ſtattſindet, gegen bie Ber- 
binblichfeit eines regelmäßigen Erſatzes ftattfinden, bamit nicht die 
Berpflegungsgegenflände durch allzulanges Aufbewahren verberben. 

Ad $. 99. Ginſichtlich der Verpflegung ber Kriegägeiangenen 
find allervings Beftimmungen erforderlich, und zwar 

a. über die Berpflegungsjäge, 

b. über die Art, wie bie Laft ihrer Verpflegung getragen werben 


fol. 

Erſteres wird von Sachverſtändigen zu begutachten fein, Hinfichtlich 
des legtern bürften aus dem Begriffe eines Bundesheeres folgende 
Grundſaͤtze fü ergeben, und in ihrer Anwendung näher zu beflimmen fein. 

Die Kriegdgefangenen, jomwohl bie, welche das Bundesheer macht, 
als die, welche bemfelben vom Feinde gemacht werben, bilden hin⸗ 
ſichtlich der Ausmechielung und ber Verpflegung in ber Art eine 
Mafle, daß unter denen, dem Bunde gemachten Gefangenen ter vers 
fhiedenen Gontingente ſowohl, als benen, ben Feinde abgenommenen 
Sefangenen bie Zeit der Befangennehmung über die Priorität der 
Auswechfelung entjcheidet; daß die Verpflegung ber von Bunteöheer 
gemachten Gefangenen und die Vergütung der dem Feinde — für bie 
Berpflegung ber von ihm gemachten Gefangenen zu leiftenden Ent⸗ 
ſchädigung eine gemeinfame matritularmäßig zu vertheilende Laſt, die 
von dem Beinde zu gemährenbde Berpflegungs: Vergütung eine gemeinfane 
Borberung bed Bundes ausmacht; daß die Verwahrung und vorſchuß⸗ 
weile Werpflegung zwar, infofern bie Sicherheit es zuläßt, zunächſt 
den Bundesſtaat, deflen Gontingent bie @efangenen gemacht hat, 
obliegt, jedoch bei dem Friedensſchluſſe Hinfichtlih ber Koften nad 
obigen Grundfähen eine Vergleichung unter Zeitung ber Bunbesver- 
fammlung eintritt; daß bem ungeachtet auch ſchon während bes Kriegs 
in Faäͤllen wo es die Sicherheit fordert, große Maffen von Kriegs: 
gefangenen auf einzelne Buncte zu concentriren, eine Verpflegung auf 
gemeinfame Koften bed Bundes flattfinden koͤnne, ein Gegenftand, 
defien Leitung alsdann dem Beneral:Intendanten oder nad Umſtänden 
einen befonbers zu ernennenten Gommifjarius anheim geftellt würde. 

Ad $. 100. und folg. Hinfichtlih der Vergütung ber Durch: 
marfch= und Gantonirungdfoftlen hat gewiß eine allgemeine Ueber: 
eintunft fämmtlicher Bundesflaaten mefentliche Vorzüge vor beſondern 
Gonventionen, ſchon deßhalb, weil bei dem legten Verfahren ber 
Zweit nur dadurch volfändig erreicht werden könnte, daß jeder 
Bundesftant mit allen übrigen eine beionbere Uebereinkunft träfe. 
Die Sache ſelbſt dürfte mit Zuziehung erfahrener Verpflegs- und 
Rechnungsbeamten auch fo ſchwierig nicht fein. 

Befonterd zu berüdfichtigen wäre 

1. eine genaue Beflimmung beifen, was ber Quartierträger zu 
leiten Hätte, wenn er bie Verpflegung ber Soldaten ſelbſt ftellt, oter 
wenn biefe aus einem Magazin erfolgt; 
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Ad Vil. Corps⸗-Commanbanten. 

Ad $. 83. Es wird ber Uebereinfunft der Staaten, welche 
gemeinfchaftlich ein Armeecorps auffteflen, zu überlafien fein, wie fle 
ed mit dem Soibe bed Generalſtabs befielben Kalten wollen; bagegen 
wird es erforderlich fein, einen Termin zu feßen, binnen weichem fie 
ter Bundesverſammlung anzuzeigen haben, daß fie fi über die 
eventuelle Bormation des Beneralftabs vereinigt haben, damit alles 
babin GBehörige bei Zeiten vorgelehen fei. 

Ad $. 84. Die Formen ber linterfuchung, welche ber Corpo⸗ 
Commandant fordern kann, find näher zu beflimmen. 


Ad VII. Bildung des Hauptquartiers. 

Ad $. 87. 88. 89 und 91. Für den Generalquartiermeifter, den 
Seneraladjutanten, den Beneralintendanten, ben Director des Genie 
und bed Artillerieweſens, jowie ben Chef ber Heeres: Polizei, finb 
Dienft:Inftructionen zu entwerfen. 

Da die Eintheilung bes KHaupiquartierd, welche ber Ausfhus 
ber Bunbeöverfammlung in Vorſchlag gebracht hat, von ber bei 
Militär: Gomites fehr wefentlid abweicht, indem erflerer den von 
legterem angetragenen Major:General nicht angenommen bat, fo wurde 
au das von dem Comité entworfene genaue Schema des Haupt: 
quartierd mit allen Unterabtheilungen unanwendbar und der Ausihuf 
ber Bundesverſammlung bielt es fogar für angemeflen, bloß die all: 
gemeinen Beftimmungen zu treffen und bie übrige Bildung bes Haupt: 
quartiers lediglich bem Ermeſſen des Felbherrn zu überlaffen. 

Zwedmäßiger fcheint e8 dagegen unb flimmt in bem vorliegenben 
Falle aub mit dem Urtbeile der Sadhverftändigen überein, durd 
Borbeftimmungen, infoweit fie zuläffig find, ben Feldherrn zu erleichtern, 
da bie erfte Aufftellung eines fo vielfach zufammengefegten Heeres 
ohnehin zu den fhwierigften Aufgaben gehört. Die Unterabtheilungen 
bed Hauptquartierd wären daher nach den von ber Bunbeöverfammlung 
beliebt werdenden Hauptabrheilungen, fowie auch jetem Grabe zu be 
willigenben Transportmitteln, Portionen und Nationen zu entwerfen; 
da aber die Stärke bes Heeres von dem, bei Ausbruch eines Kriege 
darüber von ber Bunbesverfammlung zu faflenden Beſchluß abhängt, 
fo muß in Anfehung ber Zahl bes Perſonals dem Feldherrn eine 
gewifle Breiheit gelaffen und koönnte viefelbe allenfalls in fleigenter 
Progreffion von 50,000 Mann approrimativ angenommen werben. 


Ad IX. Berpflegung. 

Ad $. 97. &8 dürfte als Brunbfag anzunehmen fein, daß im 
jeder Bundesfeſtung auch in Friedenszeit ein breimonatlicher Ber: 
pflegung&bebarf der Kriegäbefagung vorräthig fein müfle; ob in Gelb 
ober in Naturalien, wirb nach ber Localität zu beflimmen fein, bs 
ohne Zweifel die Verpflegung ber Friedensbeſatzungen zur Laſt bed 
Bunbesftaats, der fie fkellt, Reben werben, fo könnte beren Berpflegung 
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General: Auditor abzuurtheilenden Fälle, wäre für biefen eine Inſtruction 
zu entwerfen, 

. Ad $ 111 und 112. Die zur Srhaltung der Ordnung unb 
Subprbination im Heere feflzufeßenden allgemeinen Kriegsartikel, fo 
wie bie gleichfoͤrmigen Strafbeflimmungen gegen bie. Berbrecher des 
Meingides, des Verraths, der Beigheit und ber Infuborbination, find 
durch Sachverſtändige zu entwerfen. 

Ad $. 114. Da ber Dienk ber Sendb’armerie durch dad ganze 
Ser gehet, jo muß auch ein allgemeines bie Ausübung ber Heeres⸗ 
Polizei entwidelndes Dienft:Reglement entworfen werten, welches 
mit ben Ausrüden des Heeres bei allen Gontingenten in Birk: 
famfeit tritt. 

Ueber ein allgemeines, die Genob'armerie auszeichended Erfennungds 
jeihen ift fi zum voraus zu vereinigen. 

Zu den vorläufigen Beftimmungen über bie Bundesfeftungen. 

1. Diefleits nimmt man einen Anftand, bemienigen beizutreten, 
was in Anfehung ber Zufammenfegung ber Local⸗Commiſſionen, deren 
Beſtimmung es fein fol, das Terrain zu unterfuchen und die Bau: 
Entwürfe und Ueberfchläge zu verfaflen, fo wie in Anſehung einer 
Central⸗Commiſſion, weiche bie Arbeiten ber Local⸗Commiſſion prüfen 
fol, in Vorſchlag gebracht wurde. Ich zeige zugleich an, daß Ge. 
Majeſtaͤt der König den Oberften von Baugold zu ber Loral:Com: 
miſſſon nach Ulm, und den ArtilleriersSauptmann von aber zu ber 
nah Donau-Bichingen und Raſtadt ernannt und bereitö abgeorbnet haben. 

Dagegen bin ich 

2. ausbrüdtich angewielen, wieberhelt die Nothwendigkeit zu 
jeigen, baß bie Befefligung eines Punctes ber ſüdweſtlichen Grenze 
in erfler Linie emtweder gleichzeitig mit ber Befeſtiguug von Ulm 
zur Ausführung gebracht werde ober daß, wenn bie gleichzeitige 
Befeſtigung beider Puncte nicht beliebt würbe, bie Befeftigung bes 
Bunctes in der erfien Linie derjenigen bed Punctes in ber zweiten 
Linie vorangehe. 

Geſchaͤhe dies nicht, fo würben alle jene Lande welche vor dem 
befeftigten Puncte in zweiter Linie liegen, zum voraus zum Kriegö- 
ſchauplatz beflimmt werden. 

Wollte und könnte man ungeachtet die vorliegenden Puncte ber 
erftien Linie einer fo ausgebreiteten Befeitigung wie Ulm bedürfen, 
und für die Beieftigung eines Uebergangspunctes über ben Rhein 
ein befonberer Bond vorhanden ift, zur Dedung des Oberrheins nur 
einen Bunct befeftigen, und würde biefer Bunct in ber erſten Linie 
beſtimmt, fo fälle, wenn gfeich nicht bie Räthlichkeit, doch bie un- 
bedingte Nothwenbigkeit, Ulm zu einem großen, bie offene &renze 
ſchützenden Waffenplage zu machen, von felbfi weg, und bie Auf: 
bemahrung eined Belagerungätrain müßte nur, wie biöher, in noch 
weiter aurlidgelegenen Orten bewerfftelligt werben. 
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2. eine Bersinigung über ein Maaß und Gewicht, wonach bie 
Nationen und Portionen allgemein zu berechnen wären, beffen Re 
ductionen in das landübliche Maa und Gewicht vie Landesbehörten 
bakannt zu machen ‚hätten; 

3. daß die Vergütung ver geleifteten Verpflegung in Briedent- 
zeiten von ber marfchirenden Mannfchaft fofort und vor bem Abzuge 
geleifter werde; 


4. daß die Bunbesveriammilung jebes Jahr zu einer beſtimmten 
Epoche, die Vergütungspreife in ſämmtlichen Bunbesflaaten für ein 
Jahr feſtſetze. Dies könnte auf ben Grund ber Marktpreife von be 
drei vorhergehenden Monaten in ber Art gefchehen, daß jeber Bundes 
flaat den höchſten, mittlern und niedrigften Marktpreis von ber be 
deutenften Stabt an jeder Gtapenftraße amtlich eingäbe, woraus ein 
Durchſchnittspreis für ben betreffenden Bundesſtaat gebildet wärte. 
Sn ben Bundesſtaaten weldhe, wie Preußen, jehr entfernt von ein: 
anber liegende Provinzen beflgen, Fönnten bie Preife nach gropen 
Provingial-Abtheilungen angenommen werben, 

5. daß für Kriegszeiten, wo eine fofortige Bezahlung Seitens 
ber warfchirenden ober cantonirenden Truppen unmöglich fällt, doch 
für eine möglihft jchnelle Befrietigung und ein einfaches Kiquibations- 
Verfahren geforgt werbe. Vielleicht bürfte ber nachſtehende Vorſchlag 
geeignet fein, viele Schwierigkeiten zu bejeitigen. 

So wie ber Bund durch bie Bunbesverfanmlung die Nufflellung 
eined Bundesheeres in einer beftlimmten Stärke befchließt, verordnet 
er auch eine berfelben angemeffene matrikular mäßig au vertheilente 
Verpflegungdfteuer. Diefe wird zur Berwenbung bes General:Ie- 
tendanten geftellt, welcher beftinmt, welche Staaten ihren Beitrag 
in Gelb und welche ihn in Naturalien und Transportmitteln abzu- 
führen haben Die Belbeinnahme wird zur Anlegung ber Magazine, 
PBerproviantirung ber Zeftungen u. f. w. verwendet, bie Namrtal⸗ 
Ginnahme aber durch Lieferungen in die Magazine ober durch Ber: 
pflegung und Transport ber marfchirenden Truppen abgeführt, in 
der Art, daß die Bundesflaaten welche ihren Beitrag auf bie legt: 
gebachte Weife abzuführen haben, biefen mit Quittungen ber Magazins: 
Beamten, oder der marfchirenden Truppen entrichten. 

Mittelſt dieſer Ginrichtung werben fämmtliche Bunbeötruppen, 
von ben Tage bes Ausrüdend an aus bem, bem Sutenbanten jur 
Dispofltion geftellten Geld- und Naturalien⸗Fondé verpflegt, jede 
gegenfeitige Abrechnung unter ben Bundesſtaaten fällt weg, indem 
bie Leiftungen in ber allgemeinen Verpflegungsfteuer verglicyen werben, 
aus deren Fonds auch die Ueberzahlungen in Naturalien vergütet 
werben fünnen. 


Ad X. Gerichtsbarkeit. 
Ad $. 108 und 110. Hinfichtlich ker im Hauptquartier durch wen 
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gehört. Wenn eine Bunbesfeftung ſchon om ſich für ben Bunbes- 
ſtaat, in deſſen Gebiet fie belegen if, in Kriegözeiten nicht zu bes 
rechnende Unannehmlichkeiten und Aufopferungen nach fich ziehen muß, 
fo ift es gewiß ber Billigkeit und dem conflitutionelln Grundſatze 
ber Unabhängigkeit ter Bundesglieder angemeflen, in Friedenszeiten 
alle Beſchraͤnkungen ber Landeshoheitsrechte zu vermeiden, welche ber 
Zwed einer Bundesfeftung nicht durchaus forbert. 

Diefer Anſicht gemäß möchte feftzufepen fein, daß der militärifche 
Oberbefehl in Briedenszeiten dem Bunbesftaate zuftehe, in beflen 
Gebiet die Feſtung belegen ift, voraudgefeht, daß berielbe ben von 
Sachverfländigen audzumittelnden normalen Beſatzungoſtand allein 
ſtets vollſtändig zu ftellen vermöge, wibrigenfalld der Oberbefehl 
unter benen bie Beſahung bildenden Staaten abwechſeln würde. 

IH. Das Beſatzungsrecht. Der Bereinigung ber Landeshoheits⸗ 
rechte ber einzelnen Bundesftaaten mit ben Rechten des Bundes er: 
fheint e8 gemäß, anzunehmen, daß baflelbe in Friedendzeiten von 
bemjenigen Bundesſtaate ausgelbt werbe, in beffen Gebiet die Beftung 
belegen ift, in fofern berfelbe bie Normalbejagung bed Friedensſtandes 
ſtets volländig zu unterhalten im Stande iſt, im entgegengefeßten 
Balle würben die zunächftliegenden Bundesflaaten nach einem feflzu: 
ftellenden Verhältniß, Befatungs-Gontingente ftellen, und das fo 
geordnete Befakungsrecht würde als im Auftrage des Bundes aus: 
geübt, anzufehen fein. 

Nach biefen Grundſätzen war das Befatungsrecht in ben vors 
maligen Reichöfeftungen georbnet, deren Beſatzungen fogar in Kriegs: 
zeiten oft leviglih aus ben Truppen ber WReidhöfürften, in deren 
Gebiet bie Reichsfeftung lag, beftanden, weldyes man jedoch, wenn 
gleich auch unter biefen Bedingungen Beifpiele rühmticher Vertheidigung 
3. B. der lebten von Bhrenbreitenftein nachzuweiſen find, Feineswegs 
zmedmäßig finden kann. Gleiche Anfichten ſind bereitd auf bie 
Feſtung Landau, wenn gleich ohne Mitwirfung des Bundes, ange: 
wenbet worben. 

Sollte aber ber Grundſas gemijchter Barnifonen durchaus auch 
in Briedenszeiten geltend gemacht werden wollen, fo fcheint ed dem 
Begriffe ber Nechrögleichheit im Bunde und ber fanbeöhoheitlichen 
Rechte am angemeflenften, daß bie Beſatungen in ten Bunbesfeflungen 
aus ben Truppen bes Landesherrn und aus den Truppen fänmtlicher 
Bundesftaaten, in einer, zum voraus beflimmten, vegelmaßig wechielnber 
Ordnung zufammengefegt werden, und daß Einen der Befehlshaber 
ber Landesheer, vermöge bes fleten Beſatzungsrechto, den Anbern 
aber bie, das Mitbefahungsrecht ausübenden, Bundesftaaten beftellen. 

Wenn der Srundfag ber gemifchten Garniſonen auch in Friedens⸗ 
zeiten angenommen wird, fo wirb auch, in Beziehung auf bie Bundes: 
feftungen einerfeitö, Feinerlei Art von Ausnahmen verlangt und ge: 
ftattet werben konnen, fo baß 3. B. auch jeber Geldbeitrag, ben ber 
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Es kann daher bie Abficht bes Bunbes nicht fein, die DBefefligung 
ber zweiten Linie der ber erften Linie vorgeben zu laſſen, wem, 
wie dies bier augenfcheinlich der Fall ift, eine umgekehrte Orkaunz 
ganzSchwaben und Franken den Berheerungen des Beinbes ausſeten würk. 

Wenn nun gfeidh 

8. in dem 6. 22 die Verhäfmmiffe ber Bunbesfeftungen auf rim 
mit ben übrigen hierbei eintretenden politiſchen Fragen im Zuſammen 
Bang zu dringende Berathung ausgeſetzt worden ift; fo iſt bod zu 
gleich der Antrag darauf gerichtet worden, vorläufig im Allgemeine 
al8 Prinzip anzunehmen, daß diejenigen Bunteöfeftungen, welche aui 
Koften des Bundes erbaus ober unterhalten werben, in Kriegs⸗ un 
Friedenszeiten gemifchte Barnifonen erhalten follen. 

Da 

A. in Kriegözeiten ter Bund bad Recht ausübe, bie Buntel 
feftungen buch bie Aufftellung gemifchter Beſahnngen und die Er⸗ 
nennung und DBeeidigung ber Feſtungs. Befehlshaber fiher zu fellm, 
it eben fo unverfennbar nothwenvig, als daß auch in dieſem Balk 
bem Landeöheren, in Folge ver landeshoheitslichen Gerechtſame, cin 
Mitbefagungsrecht eingeräumt werben müffe. 

Indeſſen wird es bald als unzuläffig erfannt werben, bie An 
und Weife, wie bie Brievensbefagungen für die Dauer bes Kriege 
verflärft werben follen, im voraus beflimmen zu wollen, ba die hiefür 
zu ergreifenben Maaßregeln zum größten Theil von ben Greigaifen 
bes Kriegs abhängen. Es wäre daher lediglich dem Bundegfeldherm 
zu überlaffen fein, das befhalb erforderliche zu verfügen, und ei 
wird die vorläufige Beflimmung derjenigen Nachbarſtaaten genügen, 
weiche bie Pflicht haben follen, die Hrievensbefahung für ben erſten 
Augenblid ber Gefahr durch ihre Kontingente zu verflärfen. 

Eine andere Anficht aber erfcheint 

B. über bie Beflimmung ber Priebensbefahung flatthaben zu 
Eönnen, ba es hier allerbings möglich ift, bie fich gegenfeitig be 
fchräntenden Rechte des Bundes und bes Territorialberrn auf rim, 
dem lettern nicht allzunachtheilige Weiſe auszugleichen. _ 

Sch babe daher fhon früher in bem Bundestags: Ausikum 
folgende Hauptgefihtöpuncte herausgehoben: 

l. Die Eivil-Adminiftration in ben Orten welche zu Bunte 
feftungen erklärt werden. Diefe wird tem Bunbesftaat, in deſſer 
Gebiet eine Bunvesfeflung belegen ift, nicht flreitig gemacht werten. 


Dagegen iſt es als eben fo gewiß anzunehmen, baf ber Granit 


der Unterordnung ber Givil:Adminiftration unter das Mititär:Gom 
mando, fobald ber Platz in Belagerungsftand erflärt worden if, and 
auf bie Bunbesfeftungen werbe angewendet werben. 


II. Der militärifche Oberbefehl. Es ift eintewchtenb, deß ax | 


fremder militärifcher Oberbefehl, auf irgend einem Buncte bes Gehe 


für jeven Staat zu den unangenehmflen und ftörenbfien Verhältuilen 
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Beide Gegenflänbe find, in ber von ben kaiſerlich⸗koniglich⸗ 
öfterreichifchen Hofe in Vorſchlag gebrachten und von dem koͤniglich⸗ 
preußiichen Hofe angenommenen PBunctation über vie Beforgung ber 
Militär: Angelegenheiten, in umflchtige Erwägung gezogen worben. 

Ginverfianden mit ben Zwecke und ber vorgefchlagenen Benennung 
der Militär-Commiſſion glaubt jeboch ber König, mein Herr, baß 
biefelbe für's erfte und bis bie Erfahrung entfchieben haben werde, 
ob viefelbe auch für die Folge beizubehalten erforderlich fei, nur auf 
bie Dauer ber Berathungen über die MilitärsÖrganifation unb bie 
Befeftigungsarbeiten gebilbet werben dürfte. 

Ad I. Zufammenfegung ber Militär:Gommiffton. 
F Fra ber Punctation foll dieſe Commiſſion aus ſechs Mitgliedern 
eben. 

So wenig in der Art der Zufammenfeßung berfelben bie reine 
Abficht bes vorichlagenden Eaiferlich-Föniglich:öfterreichifchen und bes 
bemjelben beiſimmenden Löniglich-preußiichen Hofes, ber Grundſatz 
des Nechtögleichheit in Anwendung zu bringen verlannt werben kann, 
fo ſcheint doch für den, von ben Eöniglichstächfifchen Hofe geäußerten 
Wunſch, bdaß dieſe Militär-Commiſſton entweder nach dem Borgange 
im nunmehr aufgelöften Militär⸗Comité, oder doch in einer ſolchen 
Art zufanimengefegt werben möchte, welche jeder Divifion eines 
combinirten Corps ohne ihre die Verbindlichkeit aufzulegen, doch das 
Recht laſſe, ein Mitglieb zu der Commiſſion abzuorbnen, manches 
zu ſprechen. 

Denn es ſcheint allerdings nicht zu verfennen, 

4. baß bie vorgefählagene Anzahl ber Mitglieder nicht Hin: 
zeigen werbe, um gleichzeitig 

a. bie Arbeiten der Local-CTommiſſionen zu prüfen; 

h. die Ausführung der Beftungsbauten und bie Verwenduug ber 
Gelber, erftere zum Theil durch Abfendung von Mitgliedern an 
Drt und Stelle, zu controliren; unb überdieß noch 

c. bem Ausfchuffe der Bundesverfammlung ſelbſt die bei ben laufenden 
Berchäften erforderliche Hülfe zu leiſten; 

2. daß ber Auftrag der Eommifllon nur um fo vollſtaͤndiger 
erfüllt werde, wenn jedes gewiflermaßen felbfiftändig gebilbete Bere 
haltniß, wie das der Divifionen eines ift, worin alle Bebürfniffe 
der mindermächtigen Staaten begriffen find, ein Organ in ber Com⸗ 
miſſion hat, bem bie Perſonal⸗, Neal: und Localverhältnifie genau 
befannt find; und 

3. daß die Vereinigung vielfeitiger Kenntniffe und Eigenſchaften 
in einer Behörde, beren Geſchäfisthätigkeit fo mannigfach ift, dem 
Erfolge derſelben nur vortheilhaft fein könne. 

Da die Militär:Gommiffion überall keine enticheidenbe, ſondern 
eine lediglich begutachtende und nach gegebenen Normen entfcheibende 
Behörde fein fol, jo dürfte jener Löniglichsfächfifche Antrag um fo 
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Bund zur Anlegung, Dotation und Erhaltung ber Feſtungen zu 
geben haben wirb, nach jemem Grunbfage beurtheilt werben müßre, 
und es wirb anberſeits bie confequente Anwendung jene Brincips 
erfordern, baß bie Norm feſtgeſezt werbe, nach welcher das, nad 
ben Begriffe des gempinfamen Cigenthums und ber Mechtögleichheit, 
ben ſirpilichen Bundesſtaaten zuſtehende Beſatzungsrecht ande 
üben ſei? 

Denn, wenn es dem Begriffe einer Bundesfeſtung zuwiderlaufend 
erachtet wird, daß in Friebenszeit nur ber Landesherr das Befagumgs: 
recht ausübe, fo wird die ausſchließliche Ausũbung deſſelben durch 
bie an,= vpr,= ober zurückliegenden Staaten, burch jenen Begriff 
ebenfalls ausgeichloffen. 

Dem Landesherrn kann das Beſatzungsrecht in feinem Kalle 
entzogen werben, ba dieſes unftreitig in ben lanbeshoheitlidken Rechten 
tief begründet ift; neben ihm erſt if ber ganze Bund berufen, ta 
felbe auszuüben. 

Dies dürfte, auf eine dem Princip ber Rechtsgleichheit em- 
fprechende Weife am füglichften geichehen Eönnen, wenn biejenigen 
Bunbesftaaten, welche ein ober mehrere ſelbſtſtaͤndige Corps flellen, 
und biejenigen, welche ein folches in Verbindung mit anbern bilven 
gemeinſchaftlich als gleichberechtigte Theilhaber jener Befugniß ange 
jehen und berufen werben, biefelbe gleichzeitig und in gewiflen Zeit⸗ 
räumen, nach ber Beſtimmung bed Looſes, ober einer zum voraus 
genommenen Ordnung, regelmäßig abweshfeind, in ben verfchienenen 
Bundesfeſtungen uuszuüben. 

Wenn man hierbei das VBerbältniß ber Bundesmacht und ber Bunbes- 
laft berüdfichtige, und biefer Nüdficht zufolge das Verhältuiß ber 
Armeecorps unterlegt, fo würden beiläufig Oeſterreich ,% 1l, 
Preußen „tel, Baiern „'ztel und bie übrigen, in brei Gorps ge 
theilten Staaten „Ay tel ber gemifchten Beſatzungen flellen, unb bie 
legteren würden fi über vie Ordnung ihres agwechſelnden Be: 

ſatzungsrechts zu vereinbaren haben. 
' ll. Segenflände, weldye yon deu Bunbestags-Ausfchuffe zur 
Inftruetions:Ertheilung hervorgehoben worden find, ohne daß derſelbe 
darüber eine Meinung geäußert bat. 

Der erſte dieſer Begenftänbe Betrifft bie Bildung einer Geutral⸗ 
Commiſſion zur Prüfung der Arbeiten, welche bie für ben Feſtunge⸗ 
bau anzuorbnenden Local⸗Commiſſionen liefern werden, womit Be 
Gontrofe ber Ausführung und bie Verwendung ker Belbmitiel in 
Verbindung fteht. 

Der zweite dieſer Gegenftände betrifft ven Vorfchlag, ber Bundes⸗ 
verfammlung biejenige wilitärifche Hülfe beizugeben, welche zur völligen 
Berichtigung ber auf bie Militär-VBerbältniffe Bezug habenden An: 
gelegenbeiten nöthig iſt und biäher von einem Militär-Gomitd ge 
Leiftet wurde. 
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Gommifflon im Auftrage tes Bundes und für die Geſammtheit Handeln, 
fo werden fle diefer auch verantwortlich gemacht werden mäffen. 


Es fcheint baher der Sat fo gefaßt werben zu können: 

Die Militär-Commiffion If in ihrer Geſammtheit als eine ber 
Bunbesverfammlung untergeoronete Behörde zu betrachten, fo wie 
hingegen die einzelnen Mitglieder berfelben nur den ſie bevollmächtigenden 
Megierungen für bie von biefen erhaltenen befonbern Aufträge ver- 
antwortlich finb. 


Ad Ill. Geſchäftsgang ber Militär⸗Commiſſion. 

In F. 1. biefes Abſchnitts iſt feſtgeſetzt, daß in ber Militär: 
Commiſſion der Befchluß nach ber Gtimmenmehrbeit gefaßt und im 
Galle der Bleichheit der Stimmen bie getbeilte Meinung mit ben 
Gränben, worauf fie fich gegenfeitig fügt, bem Bunbdestags:Ausichufie 
vorgelegt werde. 

Dies ift allerdings nothwenbig und Tann in allen Fällen ges 
ſchehen, wo ihr eine oberfie Leitung und Gontrole aufgetragen iR 
und ihr im Auftrage ber Bunbesverfummlung das ad Il. 4. genaneı 
bezeichnete Necht ber Verfügung überhaupt zufteht. 

Ginerfeitd fragt es ſich aber, ob biefe Vorlage nicht auch dann 
ftatt Haben müffe, wenn es bie Minorität verlangt, und anberfeits 
verfteht es ſich wohl von ſelbſt, daß ein zu erflattenbes Gutachten 
der Commiſſion nicht blos per majora abgefaßt werben könne, fondern 
das demfelben in jeden Kalle die motivirten Anſichten ber bayon etwa 
abweidyenden Minorität beizulegen feien. 

Jedes Gutachten der Sachverſtändigen fol nämlich tur Gründe 
bie Meinung ber Behörde beflimmen, an welche baflelbe abgegeben 
wird; die vielfeitigfte Beleuchtung bed Gegenſtandes Liegt daher 
weientlich in dem Zwecke; bie Anficht ber Diebrheit iſt aber als ſolche 
zumal dann, wenn bie Begutacdhtenden nicht blos ihrer freien Ueber⸗ 
zeugung folgen Eönnen, fondern den abgeorbneten Staaten befonbere 
verantwortlich gemacht, d. h. an Inftructionen gebunden werben follen, 
noch nicht bie beflere. 

Die an fi nothwendige Beſtimmung bes $. 2.,in dieſem Ab- 
ſchnitte, nad welcher wenigftens vier Mitglieder verfamneelt fein 
müſſen, um einen Beſchluß zu faflen, fcheint ebenfalls für bie Zweck⸗ 
mäßigfeit bes oben ſchon berührten Föniglich:fächfifchen Antrages, auf 
eine Bermehrung ber Mitglieder, zu fprechen, ba, wenn zwei bet= 
felben entfendet wären und nur eines durch Krankheit oder andere 
Umfände von ber Sitzung abgehalten würbe, bie Commiſſion in 
Unthätigfeit verjeßt würde, weil fie feinen Beſchluß faflen koͤnnte. 

Die im 6. 6. feftgefehten Beſtimmungen werben fi nad ber 
zum 6. 1. gemachten Bemerkung mobificiren. 

Da nach dem $. 7. dieſes dritten Abſchnitts die genauere Be- 
ſtimmung bed Geſchäftsgange einer nähern Bereinigung überlaflen 
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gerechtfertigter erfcheinen, als das Stinmenverhäftnis im ber Bundes 
verfammlung felbft, ungeachtet es ſich in biefer von wirklichen En 
feheibungen,, folglich von einer ungleich widhtigern Befugniß handelt, 
eine paflende Analogie barbietet und vorausfichtlich nicht alle von den 
ten, zufammıengefegte Diviftonen bildenden, Staaten einzuräumenben 
Rechte Gebrauch machen werden. 

Die Sache felbft aber ik für die vorliegenden Staaten, ſowohl 
in Beziehung auf bie bei jeder militärifhen Bewegung zu treffenden 
Bertheidigungs:Anftalten, als auch beſonders während des Banes ber 
Feſtungen allerdings von großer Wichtigkeit. 

Geſetzt 3. B. es bliebe bei der vom Ausichufle vorgefchlagenen 
Eorps:Eintheilung und Sacſen follte das Mitglied zur Commiſſion 
für das achte Armee⸗Corps flellen. Wie könnte bier, wenn ed ſich 
davon handelt, daß in Würtemberg und Baden Feſtungen gebaut 
oder bei bem Ausbruche eined Kriegs über bie Vertheidigung Iei 
Schwarzmalbdes Notizen ertbeilt werben follen, bie Vertretung durch 
einen ſächſiſchen Offizier, fei er übrigens noch fo einfihrönofl, ben 
Staaten für die er handelt und dem Bunde felber genügen. 


Ad Il. Wirfungdkreis der Militär⸗Commiſſion. 

Im $. 4. biefes Abfchnitts iſt feftgefegt, daß bie Entfchließwngen 
der Militär: &ommiffion in dem Falle, daß ed babei auf rein techniſche 
Beſtimmungen anfomme, dem Bundestags: Ausfchufle nicht vorgelegt 
zu werden braudıten. 

Da aber audy die rein technifchen Beftimmungen, wenn fle nicht 
mit Nothmendigfeit aus den von ber Bundeöverfammlung im Grundſah 
angenommenen Entwürfen und Plänen gefolgert werben können, ber 
vorgängigen Genehmigung berfelben bedürfen, fo muß man bo 
dieffeit8 darauf antragen, daß ber Sag fo gefaßt werde: 

in fo fern e8 jedoch nicht auf rein techniſchen Beſtimmungen, weldt 
bereitö im Grundſatze durch die von der Bundesverſammlung au: 
genommenen Entwürfe und Pläne entfchieben find oder ıc., werben 
biefe (Entfchliegungen) ben Bundedtags-Ausichuffe vorgelegt. 

Im $. 5. diefes Abfchnitts if feflgefeht, daß bie Gntientung 
eines der Commiſſtons⸗Mitglieder dem Präfitirenden des Bundestags 
anzuzeigen fei. Da biefer aber bie Erlaubniß dazu doch von bei 
Benehmigung bes Bundestages abhängig machen wird, fo bürfe 
zwedmäßiger zu fagen fein, daß bie beabfichtigte Entſendung eincd 
Mitglieds der Commiſſion der Bunbesverfammlung durch den Bräs 
fidirenden anzuzeigen fei. 

Nach dem $. 9. befielben Abſchnittes ſoll die Militär-Gonsmiten 
zwar in ihrer Befammtheit als eine der Bunbesverfammiung uatrt: 
geordnete Behörde betrachtet werben , wohingegen die einzelnen Rit- 
glieder derſelben nur ben fie bevollmädhtigenden Regierungen me: 
antwortlich fein follen. Da aber die einzelnen Mitglieder der 
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nicht zur Sprache gebracht worben finb, zu deren nothwendigen Prüfung 
jeboch bie vorliegenden Berhanblungen bie geeignete Beranlaffung 
darbieten. 

Hierher gehört vor allen bie Frage bed Kriegs und Friedens, 
wie dies fchon ber in der Sigung vom 17. Februar 1817 übergebene 
und genehmigte Commiſſions⸗Vortrag über bie Meihefolge der Ge⸗ 
fäfte der Bunbesverfammfung und bie großberzoglich:babifche Abſtim⸗ 
mung vom 16. Bebruar und 12. October vorigen Jahre bemerkt Haben. 

Die Wichtigkeit ber Fragen: Wie kommt bev-Bunb in ben Fall, 
Krieg zu führen? 

Worauf kann eine von ihm ausgehende Kriegserflärung beruhen ? 

Wie ift es mit der Abfchliefung eines Friedens nach einem 

Kriege, woran der gefammte Bund Theil genommen hat, zu 
halten ? 

Wie ift Verluft und Gewinn, die beide aus einen foldhen Friedens» 

ſchluſſe für ben Bund hervorgehen Eönnen, zu vertheilen ? 

und die Schwierigkeit ihrer Löfung fordern zugleich mit ben Übrigen 
politifden ragen, zu beren Erörterung die Drganifation ber Militär- 
Berhältniffe des Bundes die Beranlaffung giebt, eben fo gewiß eine 
vorbereitenbe Bearbeitung in bem Bundestags-Ausfchuffe, als biefe 
Tragen gewiß zu ven bebeutendflen bes Bunbes-Gtaatörechtd gehören 
und einer beflimmten unb erfchöpfenden Feſtſezung bebürfen, wenn 
in die auswärtigen Berbältniffe des Bundes bie fo nothwendige 
Klarheit gebracht werden foll. Wangenheim. 


Großherzoglich ·badiſche Yemerhungen über Die öſterreichiſche Yunctation, 
die Peforgung der Aunar· Angelegenheiten bei dem dentſchen Yundestage 
treffend. 


eff 

Die großherzogliche Geſandtſchaft flehet fih nun, in Gemaͤßheit 
nachträglich erhaltener Inftruction, in ben Stand gefeht, über bie, 
in der erften diesjährigen Sitzung vom 21. Sanuar, von ber Taiferlich: 
Eöniglich:öfterreichifchen vortrefflichen Praͤſidial⸗Geſandtſchaft vorgelegte 
Bunctation über bie Beforgung ber Militär-Angelegenheiten bei bem 
deutfchen Bunbestage, mittelſt Errichtung einer Militär: Gommiffton, 
bie Anfichten ihres höchſten Hofes vorzutragen. 

Indem höchſt berfeibe in jener Vorlage einen erneuerten Beweis 
der patriotifchen Vorforge des kaiferlich-Eöniglichzöfterreichifchen Hofes 
für bie feflere Begründung und Ausbildung ber beutfchen Kriegs⸗ 
verfaflung zum lebbafteften Danke anerkannt, fo ift bie Befanbtfchaft 
beauftragt, nur folgende wenige Bemerkungen zur befonberen Be⸗ 
rädfidhtigung zu empfehlen. 

Ad Il. Wirkungskreis der Militär⸗Commiſſion. 
Ad 5. ift man ber Anficht: 

1. daß bei denen Entfendumgen eines ber Commiſſions⸗Glieber, 

abfeiten der MilitärsGommiffton,, jedesmal zunor bie Anzeige davon, 
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wird, fo habe ich auf Befehl des Königs, meines Gern, in biefer 
Beziehung noch einige Anträge zu machen: 

1. Die Leitung ber Beratbungen und bie nächfte Aufſicht über 
die Führung bes Protocol, fowie über die Audfertigungen, gebührt 
dem Präfidirenden; allein zur Bollftändigfeit und Gültigkeit ber 
Protocolle und ber Ausfertigungen wird gefordert werben müflen, daß 
beide von den anwefenden Mitgliedern ber Commiſſion durch ihre 
Unterfchrift anerfannt worven feien und baß jebem berfelben unbe 
nommen bleibe, fich gegen bie Anficht ber Mehrheit zu Protokoll zu 
verwahren. 

2. Die Art ber Gefchäftsvertheilung unter bie einzelnen Mit- 
glieder der Commiſſion dürfte durch Stimmenmehrheit in der Commiſſion 
felber beſtimmt werben. 

3. Es werben gewifle Tage für die Sitzungen ber Gommifflen 
beffimmt werben; follte aber ein durch ein anderes unterflügtes Mit- 
glieb eine außerordentliche Sigung verlangen, fo bürfte die Abhaltung 
derſelben nicht verweigert werben. 

4. Die an bie Commiſſion eingehenden Anfragen und Berichte 
werben zuerft in ein Diarium verzeichnet, und nachdem ber Bräfpirende 
Cinſicht davon genommen haben wird, ohne Aufenthalt dem Referenten 
zugeftellt werben. 

5. Wenn ber zur Militär⸗Commiſſion Abgeordnete zugleich als 
Repräfentant feiner Regierung betrachtet werben foll, fo wird barans 
folgen, baß er bei einer Berfendung au die Genehmigung be 
committirenden Megierung einholen muß. 

Der britte dieſer Gegenſtände betrifft bie Uebergabe ber bereitd 
durch Staatsverträge zu Bundesfeftuugen vorläufig beſtimmten Plaͤte. 

Ich bin befehligt, mich in Beziehung auf biefen Gegenſtand im 
Weſentlichen mit ber Eöniglich-fächfifchen barüber abgegebenen Aeußerung 
einverftanden zu erflären, babei jedoch zu bemerfen, baf der bei biefer 
Gelegenheit aufgeftellie Grundſatz, nach welchem vie Gelbbeiträge 
zum Bau und zur Unterhaltung ber Bunbdesfeftungen nach Maasgabt 
ded Grads der Sicherheit, welche fie ben verichiedenen Bundesſtaaten 
gewähren Eönnten, fchmerlih aus dem Weſen bed Bundes mödıe 
gerechtfertigt werben Eönnen. Ihm fteht aber ſchon bie Betrachtung 
entgegen, daß fich ber Grad ber Sicherheit, weldhen die Feſtungen ben 
verichiedenen Staaten gewähren, verhältnißmäßig gar nicht anfchlagen 
läßt, und baß, wenn bavon überhaupt bie Mebe fein follte, gerade 
den zurüdliegenden Staaten burd bie Beftungen eine größere Sicher: 
heit als ben vorliegenden erwächſt, ba in feinem Balle bie Feſtungen 
den Feind von ben Bundesgebiet abzuhalten, wohl aber den Krieg 
in ben Borlanden aufzuhalten vermögen, während er fich ohne jene 
Feſtungen durch bie vorliegenden Staaten hindurch ichneller in bie 
zurüdliegenden Staaten verbreiten würde, 

IL Gegenftänbe, welche zwar von bem Bundestags: Ausigufle 
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für die Folge eine Beflimmung über eine etwaige periobifche, gunze 
ober theilweife Erneuerung des Bundestags: Ausichuffes für Bearbeitung 
und Beforgung ber Militär-Angelegenbeiten feflzufehen. 

In Bezug fchließlih auf bie Lebergabe ber bereitö durch Staats⸗ 
verträge zu Bundedfeflungen vorläufig beflimmten Pläge iſt bie 
Geſandiſchaft beauftragt, ſich deshalb ver in ber dritten biesjährigen 
Sitzung abgelegten föniglich-würtembergifchen Abftimmung enthaltenen 
Auſichten angufchließen. Berkheim. 


Prfondere groſßherzoglich · badiſche Pemerhuugen über Die Grundzüge der 


Kriegsverfofung des dentſchen Yundes. 
Ad $. 8. 

Berneinet man nicht, daß es als unumflößlicher Brundfag an⸗ 
zunehmen fei, daß gefammte Ergänzungen bei einem jeden Gontingente 
bie auf ein halbes Progent ergänzte Reſerve nicht überfchreiten können, 
weil höhere Zwede größere Anftrengungen erforbern, und nad 6. 6 
fhon In außerordentlichen Fällen, vermöge befonderer Bundes-Be- 
ſchlüſſe, größere Kraft: Anftrengungen bedingt find. 

Ad $. 11. 

Siehet man einer nähern Beſtimmung hierüber entgegen, wie 
lange Bermißte und ſchwer Verwundete in beren Liften mitgeführt 
werben koͤnnen, ohne erjegt zu werden und iſt bes Dafürhaltens, daß 
bierfür, Hinfichtlich der DVermißten, eine Zeit von vier Wochen, bin: 
fichtlich ber fchwer Berwundeten, ein Zeitraum von brei Monaten 
feftgefeht werden bürfte. 

Ad $. 19. 

Vermiſſet man ganz vollkommen bie Beflimmungen wegen eines 
Belagerungs: Parks und Ponton:Traind, bie beide doch fo weſentlich 
nöthig find, und erachtet, daß entweber für das ganze «Heer bie 
Bildung eined Belagerungs-Parks von einigen hundert Kanonen 
nebft einem PBontons:Train angenommen und auf bie größere und 
mittlere Staaten repartirt, ober daß, was (die längere Verzögerung 
abgerechnet) vorzuziehen wäre, bei künftiger Ausrüftung ber Bundes: 
ſeſtungen, welche ohnebem auf Geſammtkoſten gefchehen muß, auf 
einen Belagerungsd: Park und einen angemefjenen Pontond:Train in 
jeder Feſtung, außer dem zur Vertheidigung derſelben gehörigen 
Geſchüte, abgehoben werbe, über welche VBorfchläge noch die Militär- 
Gommiflion zu vernehmen wäre. 

Ad $. 16. 

Würde die befinitive Beſtimmung wegen bem Verhältniß ber 
Artillerie-Mannfchaft erſt nach ber über ben Belagerungs-Park ein- 
treten Tönnen. 
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unter Vorlegung der Gründe, welche biefelbe motiviren, durch ben 
Präfidirenden an die Bundesverfanmlung zu machen fei, ferner 

2. daß der Grundſatz aufgeftellt werde, daß auf den Ball ter 
Entfendung eined ber. Commiſſtons⸗Glieder während befien Abweſen⸗ 
heit alle bei der Kommilfion vorfommenben Gegenflände, welche Tas 
Particular⸗Intereſſe besjenigen Staates oder benjenigen Staaten, von 
welhem over von welden er zur Militär⸗Commiſſion beauftragt 
worden, beſonders berühren, eutweber bis zu deſſen Rückkehr zurüd: 
gelegt werben follen, ober ba zur Wahrung ihres Interefle die 
Einrichtung beliebt werde, baß berfelbe während ter Zeit feiner Ab- 
weienheit durch einen anderen Abgeordneten dieſes Staates ober bielet 
Staaten erjegt werben möge. 

Ad 6. ift man bed Dafürhaltens, daß, wenn auch bie Militär: 
Commiſſion Eeine eigene Caſſe, fie aber dennoch die Berwenbung der 
ihr zugewielenen Summen zu beforgen bat, ihr auch nothwenbiger: 
weife eine wohlorganifirte, mit ber nöthigen Controlle verfehene 
Rechnungs-Behörde beigegeben werben mülle, deren Verhältniß zu 
berielben fomohl, als zu der Bunbesverfammlung gehörig zu be⸗ 
flimmen wäre. 

Ad 9. hält man dafür, daß hier eine gemeinfchaftlicye Inftructiom 
für bie, die Militär: Commifjion bildenden Abgeordneten plaßgreifend 
fei, und da die einzelnen Mitglieder derielben im Auftrage des Buntes 
und für die Gefammtheit handeln, fie auch dieſem verantwortlich 
jein müſſen. 

Ad II. Geſchäftsgang ber Militär: Gommilfton. 

Ad 19. SHinfichtlich des Vorfchlages, daß die Militär-Gommiifon, 
im Balle der Gleichheit der Stimmen, das Refultat ihrer Berarhung 
bem Bunbestags:Ausfchuffe vorzulegen babe, fo ift man bed Erachtens, 
daß es in ber Natur ſelbſt einec vorbereitenden Commiſſton liegen 
müfje, daß nicht nur bie in Stimmen: Mehrheit überwiegende, fonden 
auch die abweichende ober entgegengefehte Anſicht in uriprünglicder 
Bolftäntigfeit dem Bundes-Ausſchuſſe vorgelegt werbe, um auf biele 
Weiſe bemfelben die erforderliche Vielſeitigkeit der Anfichten und 
badurch zu bezwedende Gründlichkeit zu verſchaffen; daß alfo fein zu 
erflattende® Gutachten ber Commiſſion nur allein, per majora ab⸗ 
gefaßt, vorgelegt werben bürfe, ohne ebenfo bie verichiebenen einzelnen 
davon abweichenden Anfichten darin aufzunehmen, wie auch, baß es 
der Minorität zuftehen müſſe, eine Vorlage berfeiben verlangen zu 
fönnen. 

Hinſichtlich des Bundestags: Ausfchufles für die Bearbeitung und 
Beforgung ber Militär: Angelegenheiten glaubt man noch bie Be 
merfung beifügen zu möüflen, daß, ba die Arbeiten ber beiagten 
Militär: Commiffton ihrer Natur nach von weit ausfehbender Dauer 
fein dürften, es bem angenommenen Grunbfag zufolge, baß feine 
fländige Eommifjionen fein follen, biefjeits als zwedgemäß ericheine, 
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.. Ad$.8 

Schlaͤgt man vor, ver fid Hicen ſollenden Militãr⸗Commiſſion 
die Eoidenthaltung ber Contingente nor der Gaub nach Maaßgabe 
beſtimmter Vorſchriften zu übertragen. 

Ad $. 42. 

Glaubet man bier bie Bemerkung, da von dem Solbe ver 
Truppen bie Rede if, erreichen zu müflen, baß ber Grundſat auf- 
geellt werbe, daß vis Bundestruppen jener Staaten, welche etwa 
vom. Feinde befegt würben, während vieler Drenpation aus ber 
Gentral-Bunbescafie ohne Rüde gütung zu bezahlen fein mögen. 

d 5.4 


Wünſcht man, daß bie — Militar⸗Commiffion ſogleich 
beauftragt werden möge, ein a ae zu entwerfen. 


Erachtet man bie beingente erbiwentigteit daß nach und nach 
eine gänzliche Uebereinſtimmung in Betreff des Calibers ber Gewehre 
und Geſchüͤtze bei dem Bundesheer erzielet werbe, und daß die mehr 
erwähnte Militär: Gommiflion beauftragt werbe, unter Berüdfichsigung 
ber ſchon beſtehenden, bie zmwedlmäßigen Galibers in Borfchlag zu 
bringen. 

46. 


Ad $. 

Hält man dafür, ba die Ausrüftung ber Munition ganz nad 
denen Abtheilungen, wie folche von dem Militär⸗Comité vorgefchlagen 
worden, angenommen werbe, ba. es nicht gleichgültig fein könne, wie 
viel der Armee folge; und was bei der Reſerve und in ben Depots 
verbleiben ſolle, indem es fonft ber Billfür anheimgeftellt wäre, ob man 
das Heer mit Fuhrweſen überladen, ober folhes an Munition Mangel 
leiden Laflen wolle. : 

Ad $. 51 


Büre zu wüniden, daß für das ganze Heer ein Belpbienft- 
Reglement, wenigſtens für bie ‚Dawstiaigen entworfen würde. - 
69. 


Könnte man das Aetilece, und Geniewefen vor der Hand ber 
Direstion ber bei dem Bundestage gebildet werben follenden Militär: 
Commiſſion übertragen, bie Leitung beffelben beim Heer hingegen 
ben bem Oberfelbheren untergeorbneten Artillerie: und Genie. Generalen 
im Hauptquartier überfaffen. 

Mebrigene wäre biefem 6. Abſchnitt noch eine vollftändige 
Tabelle über die Unter-Abtbeilungen bes Generalflabes, nebft benen 
Bunetionen ber Individuen anzufügen und mit Gutwerfung beriolben 
die Militar-Commiſſion zu beauftragen. 

Ad $. 77. 

Crachtet mon, baß,. wenn die zu einem Armeecorpd concurritenden 
Staaten erſt bei dem Ausbruche eines Krieges über ben das Corps 
befehligenden General fich vereinigen follten, es zu manden, für ben 
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Ad 6. 26. 

Iſt man der Anſicht, dab ein Armeecorps wenigſtens ans brei 
Divifionen beftehen müfle, ba, in Gemäßheit der frühern Abſtimmungen 
fein Arnieecorps unter 30,000 Mann flark fein folle. Die Beſtimmung 
einer Infanterie: Brigade zu 3,200, verträgt ſich demnach nicht mit 
ber Stärke einer Divifion von 10,000 Bann. Man fchlägt dem 
zufolge vor, zu beſtimmen, baß eine Diviflon aus zwei Infanterie 
Brigaten, jebe aus 4000 Mann beftehe, indem bie bafür erforberlide 
Artillerie und Gavallerie die zur Vervollſtändigung ber Diviflen 
fehlenden 2000 Mann betragen. 

Eben fo glaubt man auch, daß, ungeachtet von bem tedhnifchen 
Gomite vorgefchlagen worden, bie kleinen Gontingente befondere 
Körper bilden zu laflen, wenn ſolche nämlich aus geübten Schüten 
beftünden und hierdurch das numerifche Verhältniß der Schügen in 
einer Diviflon nicht überfchritten würbe, ed zweckmäßiger fein bürfte, 
foiche Eleinen Gontingente, welche die Stärke eines Bataillons nid: 
erreichen follten, miteinander zu einem ſolchen zu vereinigen. 

3 


Ad $. 32. 

Hält man bafür, daß bie Gabres ber Neferve im Frieben, für 
die Infunterie wenigſtens aus dem britten Theil der Offiziere, 
Unteroffiziere und Spielleute, für die Artillerie und Gavallerie aber 
aus der Hälfte ber Offiziere, Linteroffiziere und Spielleute im ter 
Maaße beftchen, daß babei, wo nicht bie ganze Reſerve, doch }tel 
berfelben zum Grunde gelegt werben, indem ohne eine derartige Be 
ffimmung über das, was binlänglihes Stammperfonal gehalten 
werben muß, eine Willkür flattfinden Fönnte, welche ber Mobil: 
machung ter Reſerve hinderlich wäre. 

Ad $. 35. 

Zu ber Dienftflärfe im Frieden müßten auch bie Meferven der 
Gabdres gefchlagen werden. Der Stand der reitenden Artillerie ik 
jenem ber Gavallerie, mit Berückſichtigung, ob die Batterie aus 6 
ober 8 Piecen beſtehe, gleich zu ftellen. 

Bei ver Beflimmung bes Dienfiftandes der Artillerie: Mannſchaft 
im Frieden zu Ftel ber ganzen Mannfchaft, hatte das Militär«Gomite 
barauf gerechnet, daß fpäterhin zu bem angenommenen numerifäen 
Verhaͤltniß ber Belbartillerie von |'ztel, noch bie, zur Beſetzung ber 
Feſtungen und ber Bedienung eines Belagerungs= Parks nöthige 
Mannfchaft biefer Waffe gefchlagen und ſolche temnah auf „tel 
ober menigftend „I,tel erhöht würde. Unter biefer Boransiegung 
wäre dann der Dienftfland eines Drittheils hinreichend geweſen; wenn 
aber das numerifche Verhältnig der Artilerie-Mannfchaft nur auf 
‚'stel bleiben follte, fo würbe die Herabfegung auf } der Dienffärfe, 
ber Bildung vieler Waffengattung nachtheilig fein, und es mäßte in 
biefem Fall der Dienſtſtand ber Mannfchaft im Frieden auf wenighens 
Die Hälfte erhöht werben. 
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Felblager, ſich FelBR ‚zu veriäftigen: habe, ‘falls aber ganz beſondere 
Sälle ‚eintreten follten., vermöge welcher ‚bie Einwohner aus vor- 

ünden, die WBerpflegung bes Militärs. übernehmen 
müßten, fo; suß.der Erfah vderfelben, wie früher bereits erwähnt. 
worben, nach fünfjährigen Durfchnittspreifen und baar gefchehen, 
indem es nothmenbig ‚fein wird hierüber ‚bei Seiten eine beſtimmte 
Uebereinfunft fegufshen. - 

.Sinfichtlich ber Etsppenpläge Hält man es für zweckmäßig, daß 
nur ein Gommandant für alle Bunbestzuppen ernannt, und berfelde 
wo möglich aus ben Truppen - besjenigen Staats, in welchem ber 
Giappenort fiegel, genommen a 8. . 

Glaubet man , baf der Ober: Bunbeofelbherr unter allen :Um: 
Ränben, ſowohl: in Feindes⸗ als Freunbesland, das Martialgeſetz müfle 
pupliciren tonnen weil dadurch Orbnung und. Boltzek - gehandhabt 
wird: was. der Aufiht fein Realerum, entgehen kann. 

li 


"ef fuget man —* die Ueherht. berjenigen Regiements 
bei, welche annedy zu entwerfen, und ver Bearbeitimg ber bei bei 
Bumbeöwerfammkung: aufgeftellt werben follenben Milicar-Commiſſion 
zu übertragen fein möchten, als nämlich: 

1) Borſchriften über bie. Organifation bes Generalſtabes und ber 
Gentraibehörbe ber Armeeverwaltung, bann die Bildung det 
Generalſtabs⸗ und der Adminiſttations - Behörben bei ben 
‚ Üirmeecorps, - .: 

2) Infruction: für ben eneral⸗ and bie Ober⸗ Intendanten. 

3) Inftzuction. für ben Artillerie⸗ und Genie⸗General. ' 

.4) WBorfchriften über bie Muſterung des Armeecorps. a 

5) Entwafung eine deiddienſt Reglements für bie Hauptgegen⸗ 


nde. 
6) Berfchriften. über sie Berrechnung der ariegeteſe deren 2 
:kirung unb Controlle. 
3) Borfchriften für baß Kriegs: Gomiffarist. 
8). Reglement über bie Bergätung der Berpflogung- und der eiqus 


dation 
9) Bericheiften. über die. ‚Btleichheit: ber Ratıral:Berpflegung. im 
. . Welbe' unb- über bie. Kriegszulagen. 
10) Meglement über :bie Anlegung und Verpflegung ber Godpitkler x x. 
11) Reglement über. bie Anlegung ber Magagine. 
12) Reglement über. bie Berpflegung ber Kriegsgefangenen. 
13) Etapren⸗Reglement 
14) - Borfihriften über Requifktionen. 
157 "Reglement über die Gensdarmerie. 
16) Reglement für: die Seſppoſt. 
12) Befeldungen ber Kentralnerimaitung. 
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Augenblick ſelbſt nachtheiligen Weitläufigkeiten führen könnte, und 

glaubt daher, baf es fachgemäß wäre, den Grunbfag aufzuftellen, im 

Frieden ſchon einen; gewiflen Turnus unter den verfchtedenen zufammıen- 

wirfenten Eontingenten feftzufegen, damit, im Ball bes Krieges, bie 

Brage, welcher Staat ben commanbirenden General zu liefern babe, 

bereits ‚entfchieben jei. Be , 0a 
0 Ad. 83. 


Zur. Erreihung einer Gleichheit bes Generalftabes ber wer: 
fchiebenen. Armeecofpd .würve es, weil bier leicht eine übertricheme 
Vergrößerung deſſelben ſich denken läßt, zweckmaäßig fein, eine genam 
Beſtimmung veflelben entwerfen zu laſſen. 

oo J | .:Ad: 66. 92 - 95. 
IR man ber Anftcht, daß, im Fall eines Krieges, alle derarti 
Lieferungen und Bräftationen, fie mögen nun auf Durchmärſchen, in 
militäriichen Stellungen, ober in Winter-Quartiren geleiſtet worden 
fein, nach einem fchnellen und einfachen Liquibations-Berfahren nad 
fünfjährigen Durchſchnitts⸗Marktpreiſen, wobei die .bem Krieg voran 
gegangenen leßten fünf Jahre zum Grunde zu legen finb, Baar bezabit 
werben. oo. 

Ad $. 99. 

Da ber Fall fi ereignen kann, daß ganze Gontingente eines 
Staatd in. Kriegsgefangenſchaft gerathen, in ſolcher vom feinde 
verpflegt, und. diefe Verpflegung bei etwaiger Auswechfelung ober 
bei eintretenbem Frieden von ihm liquidirt werbe; fo iſt man Mi 
Dafürhattens, daß ber dadurch entfichenbe. Koſten⸗Aufwand nicht bem 
einzelnen betreffenden Staate ‚allein zu tragen zugemuthet werben 
fann, da derſelbe dadurch fchon ein hartes Opfer bringen muß, dab 
er feinen Abgang an Mannſchaft augenblidlich erfeßen, armires wa 
ausrüften muß, und er fonft durch Tragung ber Koften des Verluſtet, 
des Erfapes und ber Verpflegung feiner Gefangenen, breifach com: 
tribuirte, während feine Verpflichtung fi nur auf das GBinfade er 
firedt, es demnach zwedmäßig fei, "daß derartige Koften von bet 
Gejammtheit des Bundes getragen würden. : 

Bas nun aber die Verpflegung feinblicher Kriegsgeſeangenen 
beirifft, fo würde Liefelbe nach ähnlidyen Brunbfägen zu berüdfichtigen, 
babei aber ber Berrag der Raturalverpflegung zu beftimmen fein, ie 
wie, baß die Aufrechnung berfelben nach den laufenden Breiten be 
jedesmaligen Quartiere firirt, als auch, baf der biefen Gefangenen 
verabreicht werbende Golb niemals mehr als .bie Hälfte ihrer Gage 
oder Löhnung betrage. 

Ad $. 101. 

Iſt man des Dafürhaltens, daß innerhalb ver Bunbesflasten 
von bem Grundſatze ausgegangen werben muß, baß ber Solbet im 
Allgemeinen von feinem Duartirträger nur bloß mit Dach und Bub, 
Holz, Licht und Lagerfläte zu verfehen fei, und ſouſt, wie in tem 
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in einer kaiferlich⸗ oſterreichiſchen Abſlimmang gekußert wurde, darnach 
die Möglichkeit ber Leiſtung ermäßigt und dieſer eine ber Erhaltung 
bes Vohlſtandes ver Bunbesflaaten entfprechenbe Grenze geſeht werde. 

Zum $. 12. ik man mit der königlich⸗baleriſchen Bemerkung 
einverflanden, und Hält überhaupt dafür, daß bie bei bem Heere zu 
verwenbendbe Mannfchaft, welches auch ihre Betimmung fei, ba fie) 
gleich dem Golbaten, auf ber Bevölkerung und ben Binangen laſtet, 
in das Gontiugentt einzurechnen ſei. 

Zum F. 26. wird eine Erläuterung baräber gewuͤuſcht, ob die 
Artillerie nur in Batterien von 6 und 8 Stück gebildet werben ſoll, 
ober ob fie auch ben Regimentern zugetheilt werben kann. 

„Zum $. 35 glaubt man, baß ein beſtimmtes Maaß ber Beur⸗ 
laubung feftzufegen nicht noͤthig ſei, wenn nur auf bie Vorſchrift des 
$.30 und 37 gehalten wire. Beſondere Verhaͤltniſſe und Einrichtungen 
können verfchlebenen Staaten ein verfchiebenes, und doch Im Haupt⸗ 
pwecke utreſendee Beurlaubungs⸗Syſtem nůͤdlich ober noth⸗ 
wendig machen. 

Zum $. 85 glaubt wan, daß ein beftimmtes Mach ver Beurlaubung 
feftzufegen nicht nöshig fei, wenn nur auf die Vorfchrift bes 6. 30 
und 37 gehalten wird. Beſondere Werhältniſſe und. Einrichtungen 
können verſchiedenen Staaten ein verfchiebenes und doch im Haupt⸗ 
zwede zufammentreffendes Beurlaubungs⸗Syſtem nůdlich ober noth⸗ 
wendig machen. 

Zum $. 40 ſcheint es, daß die Aufbietung eines Theils der 
Contingente in beren kieineren Beftenbtheilen Schwierigkeiten finden, 
und biefe währe Beſtimmungen wüntchenswertb machen kounten. 
Man glaubt aber auf die Billigkeit ſaͤmmtlicher Bundesglieder gegen 
einander, umb bas gegenfeitige Vertrauen zum voraus rechnen ze 
tönnen, fo daß, im eintretenben Falle, eine ungleiche Behandlung 
ber Bundesftaaten nicht zu beforgen jein wirb. 

Zum $. a1 ſcheint es zweckmaͤßig, ba Vandeo· Erkeununge⸗ 
zeichen gleich zu beſtimmen, ba es bei. ber Vereinigung mehrerer 
Bundeötruppen zu Mufterungen oder ſonſt zu einen gemeinſamen 
Bunveszwede von Nutzen fein kann, auch ein Gommando über 
Bunbestruppen wohl nur unter biejem Zeichen geführt werben Fann. 

Zum $. 45 wird, in MNüdficht auf mögliche Koftenerfnarniß, 
bie Befchleunigung «eines beflimmten. Entfchluffes gewünſcht, fo fern 
bie bezweckte Uebereinſtimmung für eben fo ausführbar gehalten wird, 
als fie nüglich fein würbe. 

Zum 6. 47 wird eine Giurichtung gewünſcht, bie es, fo viel 
die Umſtaͤnde geflatten wollen, möglih macht, ben Kranken bie bes 
fordere Worforge ihres Lanbesheren zu fichern. 

Zum $: 52, in Verbindung mit 6. 77, hält man eine ‚nähere 
Beſtimmung für angemeſſen, um Colliſtonen, in Anfehung des Ranges 
und Gommanbo’s vorzubeugen. Beſonders bei den zuſammengeſetzten 
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18) : Werfshrift Über hie: Verproviantirung ber Feſtungen. 

19) Vorfäriften über die Alnterhaltung ver Feſtungen. 

20) Vorſchritten Aber die "Abminiftration bei: Erbauung ber Feftungen. 
J— Berbheim. 


Peruerkungen, a, Winfihe v.n ‚Seite SelfeinOiderburgs, im Peyichung 

auf die Grundzüge der Kriegsverfaſſang den deutſchen Yundes 

Seine herzogliche Oucchlaucht von Holſtein⸗Oldenbutgꝗ exriennen 
pollfommen den hohen: Werth ‚einer. Arbeit, bie. zu ben ſchwierigſten 
gerechnet werden Fann, "und. münſchen auf das Iebhaftefte, ba ber 
Buntestags:Ausfhuß in dem günftigfen —ã feiner rũhwlichen 
Anſtrengungen den ſchönſten Lohn Ruben möge, ben ein Vaterlande⸗ 
freund ſich wünfchen Tann. - 
‚  n3u .bem bei weiten Eleinflen Kheile ber vorliegenden 114 56. ind 
bisher Bemerkungen gemacht worben,: und nur ſo einige biefer Ber 
merfungen deuten eine wirkliche Werſchiedenheit der Meinungen anı 
mehrere beziehen ſich auf Gegenſtände, beren ausführliche Bearbeitung 
ver Ausſchuß felbſt ‚vorausgefeht hat, umb bie in bem zw faflenten 
Beſchluſſe nur zu veranlaſſen fein wirb, andere endlich bezwecken bie 
Erweiterung ober: nähere Beimmung, ‚der gemachten . Boricläge, 
welche an und für fich gebilligt werden... 
+ Aus biefem Geſichtopunkte mögen nun aud, bie‘ folgenden Be: 
werfungen und Wünfche genommen werke ::’ ::: 
+. Bum 6 1—$.madt men: fid hie Migliq⸗ Saistifihe Bemerkung 
um jo mehr zu eigen, als die Beftimmung bed Bunded⸗Contingenti 
auf ein Procent von ber Art if, daß, auch bis Bundesſtanten, beres 
Umfang feinen großen Militör⸗GEtat uerflattet, auf: bie Dauer werben 
leiften können, was fie hiernach zu übernehmen :haben , : wobei he 
Reſerve allein als eine Morfehrung. zur Sicherſtellnug ver ſieten 
Bollzähligkeit des Contingents zu betrachten wäre, unb ſich übrigens 
von ſelbſt verſtünde, auch noch beſtimmter, als. in 6. 6 geſchehen iR, 
audgefprocdhen werben könnte, baß ver Bund. nach Befchaffenheit der 
Umftänte jebe weitere Anftrengung .befchließen. werde, weiche bie 
Gefahr des Vaterlandes und die. Berfölgung des . Bunbeszwede 
erbeifchen bürfte. Für bie allgemeine und regelmäßige Rüſtung jur 
Bertheibigung ſcheint bie Beftimmung: bes 6. 1. in Berbinbung wit 
ber Vorforge für die zweckmäßige Bereitfhaft und allenfalls möthige 
Ergänzung ber Contingente zu genügen: . Auch wird eine Bergleihung 
ber Hülfsmittel aller Art, welche ben großen Staaten zu Gebot chen, 
mit denen der Eleinern Staaten ſehr leicht den Beweis liefern, dei 
bei einer noch größern Anflrengung, wenigftens in finanzieller Hinſicht. 
zwifchen jenen und dieſen eine beveutende Ungleichheit entfichen au, 
weiche boch gewiß nicht bezweckt wird. Es wäre baber zu münden, 
daß, dem angenommenen Maapftab ver Leitungen nach der Bewöllerung 
unbeſchadet, der E Koſtevauſwand Gerkdfichtigt, und, wie bereits früher 
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unb es fchen baber ihre. Nesanlien mit dem Stande ver Bewölferung 
meift in auffallendſtem Mißverhältnig. Auch Haben: ſchon mehrere 
Staaten :in früheren Abflimmungen billige und günftige Gefinnungen 
in diefer Sinſicht geäußert z. B. Hannover (31. Sig:-1817. $.208. 
p. 283). Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg (32. Sitz. 1817. 
$. 208. p. 418) Balern (37. Sig. 1817.. 6. 259 p. 522) und 
Deflerreih (45. Sig. 1817 sub 3_ und 43 Sig. 1818.: 6. 200, 
pag. 433). EP 

Ad 1..$. 13. 14 sg. Da bie Eleinern Staaten nicht wohl in 
ber Lage find, Gavallerie und Artillerie ftellen zu können, fo wird 
dazauf angetragen, daß ihnen nachgelaflen werben möge, ihr Kontingent 
(ebiglich in. Fußvolk zu. flellen, für welchen Antrag fih ſchon Baiern 
in ber 37. Gigung 1817 $. 239. p. 253. unb in der 9. Sig. 1818. 
$. 33. pag. 77. fehr wohlwallenb geäußert. hat: 

Ad III. $. 25. wunſcht man mit ben herzoglichzfächfiichen Gäufern, 
gotha enneftinifchen Linie, oder auch mit Anhalt und Schwarzburg 
und einigen fächfifchen. Käufern eine Brigade zu formiren. 

Ad IV. $. 34 35 sg, muß in Beziehung auf bie Gimrichtung 
ber Beurlaubungen uud der jährlichen Zufammenziehung ber Gontingente, 
vorbehalten bleiben, daß die Gonvenienz und Rechte ver Einzelnen 
dadurch nicht ‚gefährdet werben. 

Was den Punct der Bunbesfeflungen betrifft, fo findet man 
einen weſentlichen Unterichieb in dem Grabe der Wichtigkeit, welchen 
Mainz für den Bund hat und welchen Landau. und Luremburg haben 
möchten, erwartet aber mit vollem Vertrauen, baß vie weiteren 
Deliberationen zu einem gerechten unb billigen, ben Zwecke bed 
Bundes sumd. ben Verhältniſſen und Interefien .ver einzelnen Glieder 
gleich entſprechenden Beichluffe führen. werden, wo man aldbann 
geneigt fein wird, ben Anfichten ber Majorität ſich anzufchliehen. 

Schaumburg-Kippe: Ä 

Ad L $: 9. Wenn bie bier erwähnten Abgangäberichte beliebt 
werben, fo müßte bazu eine allgemeine Form angegeben werben. 

Ad V. $. 47 unb 48. Das hier Befagte wird wenigſtens burch 
bie Verabredung der einzelnen Corps nähere Beſtimmung erfordern. 

ad $. 49 ift nicht ausbrüdlich gejagt, ob das Bäckerperſonale 
wit zum Militär gerechnet wird. Es fcheint aber bie Meinung nicht 
zu fein und ift auch zweckmäßiger. 

Ueber bie Berechnung ber allgemeinen Koften, vie bei jedem 
einzelnen Corps vorfallen, ift Nichts gefagt worden. Wahrfcheinlich 
jollen diefe Beſtimmungen ten einzelnen Corps überlaflen fein, wobei 
man Nichts zu erinnern findet. Ä 

Ad VI. fcheint es zwar in ber Theorie nöthig, den Bundesfeld⸗ 
beren auf die angegebene Art einigermaßen zu beichränfen; allein 
erwägt man bie gefährlichen Folgen. welche buch Zögerungen ber 
Operationen und Lähmungen der leitenben Gewalt faſt immer herbeis 
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Corps und Diviſtonen Tüamte, sine getenſeitige Mittleilung der 
Anciennetes-Liften 8 weckmaͤßig fein. Das Commando der Truppe: 
Abıbeilungen, als Compagnien, Bataillons :;ıc. wäre nur. O fieleren 
zu übertragen, beren: ‚Dienftrang berfelben entfpricht. 

Weitere allenfallfige Bemerkungen, infundereit bie Bmtek: 
feRungen betreffend, werten vorbehalten. . Berg. 


Einige Bemerkungen und Wänfde der firälihen Beben, 
Sin unfein, ,Kenß, Schenmbsrg-Sippe und Weldch. „gast die ‚tik der 
fehung des deutſchen Yandes.. 

Die Furſtlichen —* Hohenzollern, Hechingen und Gigukringen 
haben noch zuc Zeit beſondere Bemerkungen. über die Grmmpzüge 
Der Rriegeyerfoflung zu machen, nicht für. nöthig :eradjtet, imbem fe 
ſich «in biefer Hinſicht denjenigen vorbern Stimmen anfchliehen,- welche 
den Wehrſtamm und die Sicherſtellung des deutſchen Bundes auf die 
den Kräften und der Kage deſſelben angemeſſenſte Weiſe zu begränben 
bezwecken und dabei zugleich das Intereſſe der einzelnen Bundesſtaaten 
moͤglichſt genau berfidfichtigen: Diefelben auch wegen. Zurtheilung 
Ihres Contingente ben allgemeinen Einrichtungen: unb örtlichen Ver⸗ 
bältniffen nicht nargeeifen, obwohl es ihrem individuellen. Juterefie 
vorzüglich zufagen würde, Ihre Kontimgente zu den großherzeglich 
Heſſiſchen Truppen, ober, je nachdem bie Eorpe-@intheitung ſich noch 
normiren möchte, a ben großherzoglichsbadifchen ftoßen zu laſſen. 

- Beide hohen Gänfer- erfennen mit - befonderd lebhaftem Dante 
die wohlmollende Abfkht ber höchſten alliteten Mächte, die Sicherheit 
des Bundes durch Ueberweifung von Bunbedfeflungen vermehren zu 
wollen, und glauben, daß bie Befakung und Obſorge für bieielben 
ben größern Mächten bed Bundes vertrauensvoll zu Üüberlafjen, fonfl 
aber. über das Detail biefes wichtigen Grgenflanbes weitere & 
ju erwarten jeien. 

Lichtenſtein ſchließt ſich über Ammtiie. -Militäre@egeaflinde 
bem Voto des Eaiferlichsöfterreihitchen ‚Hofes mit dem Wunſche am, 
daß fein Gantingent mit ben großherzoglich<heflifägen Truppen ver 
einigt werben möge. 

Reuß ältere Linie hat noch nicht infveiet. 

Neuß jüngere Linie: ' 

Ad I. 6. 1 und 3 ber Grundzüge, wird auf eine Milberung 
bed Vertheidigungobeitrages ber. mindermächtigen Gtaaten im Ber: 
häftnig zu demjenigen ber mädhtigeren augetragen. Die größer, 
finanziellen. und natürlithen Reſſourcen der mächtigern Staaten lafien 
eine . Herabfegung.. bes Gontingent6 ber kleinern Staaten auf Ziel 
Procent ihrer Bevdlkerung als eine billige Ausnahme von der Regel 
erfcheinen, da die lehtere in ihren Mitten fat einzig und allein anf 
ben geringen Ertrag ihrer Brunbfteuern und ihrer im Laufe ber 
verfloſſenen Kriegsjahre eingeführten Kriegsabgaben heichränft ſind, 
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befriehigen muß, zufit man gebährenber Beifall imb Finbet auck bei 
ber mitgeteilten Punttation über. die Beforgung ber Mitttär-Anges 
legenheiten bei dem Bunbdestage nichts zu erinnern. Der Militär: 
Bevollmächtigte bes zehnten Armeecorp6 würbe darnach das Intereffe 
bes fürflich-tippiichen Contingents mit zu verſchen haben. 

Waldeck Ad II. $. 13. 14. sg. trägt auf das bringendfte 
darauf an, baß bie. Eleineın Staaten von Oder Berbinplichkeit zur 
Stell ung eines Sechstheils bed Contingents in Neiterei des 
Gefhüges u. ſ. w. losgegeben, und ihr Autheil lediglich auf Bußwolt 
rebucirt werbe, wie ſolches in ber erſten oͤſterreichiſch⸗ preußiſchen 
Militär: Bropsfltion. (3. Si. 1818: $. 9. ad II.) bereits feftgefeht 
worben war. Denn wenn auch den kleinern Staaten freigegeben iſt, 
deßhalb mit größeren Uchereinkünfte zu treffen, ſo iſt es doch ftill: 
ſchweigend ber. erfleren . Willkür überlaflen, iebe Waffengattung in 
ihrem Gontingente zu bilden, das im. feinem Galle ju guten Zweden 
würde führen können. 

Ad III. $. 25 würde man es nur ſehr ungern ſehen, wenn burch 
eine andere Cintheilung der Corps die dem Fürſtlichen Contingente 
bis jet zugebachte Bereinigung mit Hannover u. ſ. w. eine Aenderung 
erlitte, wobei man ſich über bie Verbindung in der Diviſion die 
weitere Erklärung vorbehält. 

‚Gbenfo erwartet man in Betreff der Bnndeöfeflungen vorerfi 
ben fernern Bang ber gemeinfchaftlichen Grörterungen. 

Den in bem Faiferlich-öflerreichifchen Botum über Das Militärs 
wefen gemachten Borfchlag wegen einer ber Majorität ber Stimmen 
bei Feſtſezung von Mobalitäten beizulegenden, enticheibenden Kraft, 
findet man volllommen angemeflen und glaubt,. daß bie Discufflonen 
einzelner Punkte allerdings am beiten in vertraulichen Sitzen zum 
Ziele führen werden. 

Bei der kaiſerlich⸗vſterreichiſchen Punctation über bie Cerichtung 
einer Militaͤr⸗Tommiſſion hat man Nichts zu erinnern und will ben 
arößern Staaten, deren Truppen mit ben ürktig-waldekiiihen bas 
zehnte Corps: bilden, fo gern bie des Militär: Bevollmächtigten 
übertaffen. ! 


% » » 


Die Sefandifhaft erwähnt bei Mittheilung biefer Bemerkungen, 
baß fie noch weitern Inftructionen Über die Militär: Angelegenheiten 
entgegenfieht und fich deßhalb etwaige fernere Aeußerungen vorbes 
halten muß. Leon hardi. 
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getährt werben, fo erfcheint es bei einem ausgezeichneten Yelbberrn, 
wie ber Bund ihn allein gebrauchen kann, body gewiß unzweckmäßig, 
feiner Operation zu viel Beichränfung zu geben, wodurch man ihn 
nur lähmen wird. Wenn nun gleich folche Sachen fih oft am 
Ende bei der Anwendung von feld machen und der Erfah dann am 
beften gegen etwa überfchrittene Infiruetionen rechtfertigt, fo fdheint 
ed boch angemefjener, jet gleich ben Grundſatz auszufprecdhen : 

„daß bem Bundeöherrn im Kriege vie größte Macht und Freiheit 

„zu banbeln anvertraut, aber auch bie gröfte Verantwortlichkeit 

„auferlegt. werbe". 

Nach diefem Grundfage würden viele in den Militärplan auf- 
genommenen Beichränfungen bed Oberfelbherrn wegfallen müſſen, 
inobeſondere $ 57 bie Verpflichtung zur Vorlegung feines Operations: 
plans. Dagegen wird. dee Oberfelbherr einer firengen Berantwort: 
lichkeit zu unterwerfen fein, überhaupt aber feine Stelle nur fo lange 
verwalten fönnen, als er das Vertrauen des Bundes befigt, und muß 
bie Bunbeöverfammlung, fobald vieles. verloren geben follte, zur ſo⸗ 
fortigen Ernennung eines Oberfeldherrn bemädhtigt fein. 

Insbeſondere zu $. 65 müßte dem Oberfeldherrn wohl noth- 
wendig bie. Macht eingeräumt werben, wenn fich ſolche Mängel an 
ber Ausrüftung eines Gontingents vorfinden, die bafielbe am ſchlag⸗ 
fertigen Buftande hindern, bieje, wenigftens wenn Gile vorhanden, 
fofort aus eigener Gewalt abzuftellen und abändern zu laflen unb 
folched dann dem Gouvernement, das es betrifft, anzuzeigen. Cine 
vorher anzuftellende Communication möchte leicht zu viel Zeit koſten 

Auch fcheint es wünſchenswerth, daß ver Oberfeldherr fen 
im Frieden gewählt würbe. Bei ben feit neuerer Zeit oft fo plötzlich 
ausbrechenden Kriegen hat ein Felbherr, ber ein fo zufammengefegtes 
Heer zu befehligen erbäft, die gröften Schwierigkeiten zu befänspfen, 
um es nur erft Eennen zu lernen. Es ift zu fürchten, daß er feine 
Kenntniß des Heeres erſt theuer und auf Koften bed Bunbes ſelbſt 
wird erfaufen müflen, ehe er mit temfelben erfolgreich wirken kann. 

Es fönnte nüglich fein und jehr zur Aufmmterung gereichen, 
wenn auch ein bem ganzen Bunde gemeinfchaftliches Ehrenzeichen für 
Auszeichnung im Kriege beffimmt würbe. 

Lippe behält ſich noch etwa nöthig wertente Bemerkungen vor 
und acceptirt eod. 6. 25 die Zutheilung des Kürflichen Gontingents 
zu bem zehnten Korps, wohin geographiſche Lage und eigener Wunfk 
baffelbe weifen und wozu die Ginmwilligung Seiner Königlichen 
Hoheit, des Prinzen:Regenten, auch bereits erfolgt if. 

Mas den wichtigen Punkt der Feſtungen anlangt, fo will man 
deßfalls erft fernere Erörterungen erwarten. 

Der edlen Binfachheit und Liberalität bes kaiſerlich-öſterreichiſchen 
Votums in ber erften biesjägrigen Sigung, welches durch Wieder 
bolung der fchähbaren Grundlagen bes Bundes jebe billige Erwartung 
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feldherrn bed Bundes ſaſtſchon wicsine MeiegserMäräng angefehen 
werben: fönnen. Es wäre. daher vielleicht varhſam, das, was über 
bie bewafßıete : Neutralitaͤt ‚aefügt it, etwas möge Gerausheben, mb 


wenigfiend nach den Wortiny:" . 1:11. 
" iO Re Berhältnifie :be® Friedens· . u .. a 
noch dies. . 


‚woher * Kufhörens be6 Suflanbedeiner Senat —X 


den.. 

„Zum IX. Abfeinite. Ucherhaupt erfcheint bie öglichft aligemeine 
Ausgleichung- ‚aller Laſten unter allen Buubeöflnaten, naumatlic auch 
bie: des Sep lalioniend. md; ber Werforgung veofkünmelice Crieger, 
winſchenawerih· 


[X} 


eye 


1. Ueber die koniglich haieriſchen Bemerkungen. 

ueber ad $. 5 und 8. . Da .die angegebene Stärke bes Bunbes: 

heereb gleichſam: als das Minimum angefehen worben, fo laͤßt fich 
nicht abſehen, wie ſoiches nach verringert werbenkönne. 

Preußen erachtet in feinem Staat eine Anſtrengung von fünf 
Brozent bes Beoöllerung als. nothwendig und Lönne daher nit zu: 
geben ,. daß andere hemtfihe. Staaten. einen ſo kleinen Maaßſtab an⸗ 
nehmen wollen. 

Ueber ad F. 12 und 16. : Eingeine, Mnorbnangen der Militär: 
Organiſation in :ben verichiebenen Bunbesftanten fheinen nicht zum 
Gefeh für Ale dienen zu: können, daher auch das Fuhrweſen⸗ Berfonal 
Allgemein nicht zu ber: fireitbaren Mannſchaft gerechnet werden kaunn. 

Ueber ad $. 22—28. SH ſchon an einem andern Ort beaut⸗ 
wortet. 

Ueber ad $. 2%. Allerdings dat bie Bildung von Cavallerie⸗ 
und ArtillerieeRteſerven auf vie Formation Einfluß. Sie müflen 
nämlidy . fo orgamifixt.: werden, bamit fie ohne. Nachtheil deraſchirt 
werben können; der F. 29 ſcheint daher:überflüſſig zu fein. 

Ueber ad, 6. 35—36. Da bie in dieſen Paragraphen anges 
gebenen Beitimmungen Minimum ſind, welches ben größeren Staaten 
nicht läſtig fein Tann, defien Befolgung aber von den Fleinern Staaten 
nothwenbig ‚gefordert merben kann, fo ift nicht abzufehen, warum 
erftere fih von. ben gegebenen Grundzügen ausſchlleßen wolle. 

Ueber ad.40. Scheint body. nüglich zu fein, wenn ber Paragraph 
unverfürgt ſtehen bleibt... 

Ueber bie.Beilage. wurde bie Rilitr, dommiſſion. ihr ſuichie 
zu geben haben. 
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Defondere ven der Befamdtfhaft. der ſecicn Städte wurgetrugencen Mökafke 
und Pemschungen über die - sn ber riegsuerfefung des Dentfchen 

andrS.: 

Der. Geſandiſchaft des: freien ‚Städte Find won mehreren ihrer 
Committenten. Bemerkungen. und. Wünfche ber Art ‚mitgeibeilt, welche 
indeß gräßten Theils bereits ſchon von mehrer andern Bımbesflaaten 
zur Sprache. gebracht- find. . Da 'es.. bier .nuc auf foldhe Anregung 
anzukommen jcheint, worüber bie weitere Dibcuſſion baun das Mäherr 
angeben wird, fo befchränkt ſich biefelbe, in Gemäßheit erhaltenen 
Auftrags, für jeßt:enf,die Mittheilung einiger, in ben biäherigen 
Verhandlungen nad. nieht vorgekommenen, ibe, theild von Lübeck, 
theild, von Bremen, mitgetheilten Bemerkungen: 

: Ad .$..38 ‚und: 39. wird gemänfcht, daß bie bereits im 18. Artifet 
ber Bunbdeöaste empfohlene Verathung über bie Ginführung möglich 
gleuhförmiger Seunbfäge über die Milttärpflichtigfeit in den -beutfiben 
Buntesftaaten, bei ben weiteren Verhandlungen über daß dentſche 
Militärweſen wieder aufgenommen werden möge: 

Auch ·haͤlt man es zur Beförberung allgemeiner Baifenfertigei 
in Deutſchlaud wänfckenswerth , wenn in Briebenögeiten biejenigen 
bienftpflichtigen . Individuen eines’ Bundbesſtaates, welche ſich, mais dem 
gehörigen Urlaube verfehen, einen andern Bundesſtaat zum temporäen 
Aufenthalte gewählt haben, von ben . allgemeinen Waſſenũbungen, 
welche in biefem. Staate ſtattfinden, nicht ausgefchloflen werben. 

At $. di. Das Bundeszeichen dürfte um fo mehr im Voraus 
buxrch die Bundesverſammbung zu beflimmen fein, als deſſen Gebrauch 
auch in Friedenszeiten nutzlich fein könnte. Wenigſtens follte es 
bei dem gemeinſchaftlichen Dienſte bes Truppen verſchledener Bundes⸗ 
ftaaten, ſei es in Feſtungen oder bei gemeinſchaftlichen Truppen: 
übungen, desgleichen bei Durchmärſchen der Truppen eines Bundes—⸗ 
flaated durch das. Gebiet eined anderen, andy bei Berfügung etwaiger 
Grecutionsmaaßregeln, getragen werden. Sowohl als Sinnbild der 
beutichen Nationalität und ber Unterorbnung unter einem gemeinfamen 
Zwei, wie. auch ‚add. Zeichen gegenfeitiger Achtung, bärfte der Ge— 
braudy beflelben unter allen biefen Berhättnifien eine wehlshätige 
Wirkung hervorbringen. 

Ad $. 44. Wenn bie Bekleitung der Truppen au bem Gr 
meflen jedes Bundesftaates im Allgemeinen überlaflen bleibt, fo bürfte 
doch bei aujammengefeßten Itnppenabtheilungen, zur Berminderung 
ber Buntjcedigfeit, em Minimum. ald Grenze biefer Willkühr an 
zunehmen fein... 

Ad $. 52 ewpfiehlt fi der Zuſatz: „Unbeſchabet der wegen 
„ber Centralſtelen unter den concurrirenden Bundesſtaaten getroffenen 
„Uebereinkunft“. 

Ad F. 53 Nach dem Gintrude, welchen bie Haltung dieſes 
Paragraphen macht, zu urtheilen dürfte die Ernennung eines Ober⸗ 
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dieſe 120 Rain nid eigentlich sum. Troß ‚aehörig geredhnet 
werben mäflen. 

lieber ad $. 25. Der Bändglichepueußifche eſandie iſt nicht 
ermächtigt, für einen andern Iherp&s@intheilungsplan als den von 
dem Buubeötags-Husfehuiie vorgeſchlagenen, zu ſtimmen. ’ 

Ueber ad 6. 30. Die Militärz@inrichtungen anderer Bundes: 
Raaten beweifen, daß bie Friſt von zwei: Monaten nicht in jeber 
Drganifarion erforderlich, und ba bie Erfahrung lehrt, bad Mobil: 
machungen gewöhnlich immer länger bauern, als ‚bie vorgefihriebeme 
Zeit bedingt, fo iſt es wohl rathſainer, eher auf: ein Minimum ders 
jelben anzutragen. 

lieber ad S 30. Merbient bei fpeciellerer- Audarbeitung biefes 
Gegenftanbes aufgenommen zu werben. 

Ueber ad 6. 46. IR auch fo verflauden, nur if fehr zu 
wünfchen ,. baß. die Depots dem Kriegsſchaupiatz möglichft nahe anges 
legt werben, wozu bie Bundesfeſtungen mit vollem Reit benugt 
werben können. . 

Ueber ad $. 51. IR. wichte zu erinnern, wur wird bie Bundes 
verfammiung in Kenniniß von ber aufgeftellten Bereinigung beſedi 
werden müffen. - 

Ueber. ad * 444. HM aufjumebmen, » wenn. über ‚bie Ginsihiang 
der Gensd'armerie ‚bie fpecielle Bearbeitung erfolgt. . 

Ueber ad 3l. a $. 6. Wird durch die Arbeiten ber Militär 
Gommiffien befeitigt werben. .  . 

Nur ber Grundſatz, Daß. bie eutferntern Staaten. weniger ‚zu 
den Bundeafeſtungen beizutragen haben, kann: nicht füglich angenommen 
werben ; benn wenn vder Kriegsfchauplag durch fie von ihren Grenzen 
entferne ‚gehalten wird, fo wird: ihre Gicherheit dadurch erhöht, — 
und darans fcheint zu folgen, daß, wenn eine Bunbesfeftung für das 
Land, worin fie liegt, immer:.eine Laſt iſt, weil ſich ber Krieg: da 
fehfegt, ed der Billigfeit angemeſſen if, daß auch vie. gurüdkliegenben, 
darch Die gefihügten Länder gleichmäßig zu ben allgemeinen Koften 
beitragen. müflen. . Zu ber Approviftonirung berfelben werden übrigens 
aus den umliegenden Gegenden Dinge genommen, bie faun vergütet 
werben Eönnen. Die feindliche Belagerung zerftört bie Stadt unb 
das umliegende Land ıc. 


8. Ueber die Töniglid-hannöperifche Abſtimmung. 
m Ueber ad $. 15. Mit. ber Artillerie wird nachgegeben werben 

můſſen. 

Ueber ad $. 17. Iſt fo. verflanben. 

Ueber ad $. 20. Als Regel ſtatt Brunbfag. 

Weber ad $. 24. Der Gegenſat ſcheint nicht nothwendig, — 
als Stellvertreter mwenben bie mächtigen Staaten nicht erjcheinen. Da 
aber die Fleinern Staaten ihr Gontingent nicht immer complett er» 
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Monate. Bei Mainz und Ulm hinreichtub; wenn. Vorſorge für drei 
Monate vorhanden. 
Heben ad $. 9. — Verothung· 
Ueber ad F. 100.. Dito. 


= Ueber ad X. 108-—114, Ditos 


: Meber die Beſtimmungen! betreffend Die Bunbesfefligen. Dem 
die. Veidmitiel vorhanden; fo:ift: nichto dagegen: einzuwenden, Raftabt 
mit Ulm gleichzeitig anzufangen: Erſteres aber dem Letzteren vor⸗ 
zuziehen, und bie 20: Millionen Franken für ſolches anzuwenden, 
würde, meines Bedünkens, ein großer Mißgriff ſein, weldyes : aus 
der Beſtimmung beiber Befungen hervorgeht. : Ulim folk. ein großer 
Wafſfenplatz für Ober⸗Deutſchlaud ſein. Raſtadt ein: Sperrpunct des 
Rheinthals und bei weldhem die Armee eine Flankenſtellung ‚nehmen 
kaun. Diele Beflimmungen zeigen ſchon beutlich, daß bie Befeſtigung 
von Mafadt nur einen fehr. untergeorbneten Zwed erfüllt, und mit 
der Wichtigkeit eined Hauptwaffenplages für gang Ober: Deutfihland 
in gar_teine DBergleihung kommen kann. 

Daß eine operisenvde Armee einen Hauptwaffenplatz haben muß, 
in weichen fie ihre Depots nicderlegt, {ft wohl einleuchtend, eben ſo 
wird Würtemberg eines ſolchen bebürfen,. um fein Material geſichert 
zu wiſſen: Sollte aber ſowohl jene nid dieſes ihrte Worräthe an. ber 
Gxenge. niederlegen, von welcher ſie bei geringfter ungänftiger Wendung 
abgeſchuitten werden d Höchft wahrſcheinlich werben’ pre Deutfchen wenn 
es die Franzoſen arnſtlich meinen, Baum Zeit haben, fidy in geböriger 
Anzahl in dem Lager vor Raſtadt zu fammeln,. und die Gomsentrirung 
wird vermutblich rückwärts erfolgen müſſen, ehe man in angemeflener 
Stärfe vorgeben fann. Wieiaber kann man fi aus Raſtadt mit 
Geichäg, Munition ıc. verforgen, wenn es von bem Feind umfchloffen 
und vos unferer Brent liegt... Ueberbaups bat bie Kriegs 
geihichte hinlänglich hewiefen, bag, wenn Beflungen nur 
bienen jollen, gewitfe Beogenden zu fperren, das Eindringen 
dem Feinde zu verhinbern, ſolches felten erreicht wird, unb 
daher nuglos find. Unbefreitbar if aber ihr Mugen als 
Waffenpläpe, welche bie Operationen: der Armeen untese 
Rüben, und bann entweder defenſiv im Innern des Landes, 
ober offenfiv an ben Grenzen liegen. . 

Ein Blay erſter Art würde Ulm fein, weicher um fo wichtiger, 
ba fein Dafein die Möglichkeit barbietet, daß Oeflerreid, künftigen 
Antheil an dem Kriege am Rhein nehmen kann, weicher ohne einen 
Waffenplatz kaum möglich, ‚ba beffen Operationslinie von Bien zu 
lang ift, als daß es jeden Abgang ſchnell genug erfeßen Bönnte. 

Die Hauptſache wird aber immer fein, Oeſterrrich biefe Lage zu 
verichaffen, indem biefe Macht denn doch wohl bie guößte Kraft⸗An⸗ 
Arengung zu machen geeignet if. Daß übrigens in einem Grenz⸗ 
lanbe der ‚Kriegöfchauplan fein: wird, iſt begreiflich, daß aber durch 
eine Feſtung folder barin fehr verlängert werben £önnte, iſt nicht 
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wahrſcheinlich. Fine Feſtung wirb leicht maskicrt und vie Sirmer 
dringt weiter vor. 

Raſtadt aber als Offenſiv⸗Maffenplatz anzumehmen, ſcheint and 
nicht zwedmäßig, einmal, weil dann ber Pla ſehr geräumig fein 
müßte, und bann weil ihn ber . viel färlere Play von Straßburg 
entgegen. ſteht, überdies das Elſaß noch iele andere Feſtungen hat. 
| Solches wird weit leiter von Homburg aus bei Nancı 
erobert, ald buch einen Mheinübergang bei Rafabt. 

.&d 3. B. U. Den militärifchen Oberbefchl in die Hände bes 
Landesherrn bes Bunbesfeftung zu; legen, ift. nicht Bundes gemäß. 

Solder:ift oft! bei dem beten Willen nicht im Stande, vie 
Feſtung dem Feinde zu verweigern, . weh ift wohl erforderlich, 
jeder eberraichung vorzubeugen, fowie auch der Mann, weider im 
Kriege einen Platz vertbeibigen. fol, .fich ſchon im Frieben mit Gr⸗ 
lernung feiner Bors und Nachtheile muß befannt gemacht haben. 

Gben fo. ad Hl. Beſatzungsrecht. 

Der immermwährende Wechſel der Garniſon in ben Banbes. 
fetungen, fann gewiß bem Dienf nicht zuträglich jein, eben fo wenig 
wie ber ſtete Wechſel der :Bounerneure. Wo findet man ſo viele 
saugliche Männer, hauptfächlich in ben Eleineren Staaten ? und faum 
hätte. ein folcher Kenntniß von den Feſtungswerken befommen, faum 
bat er ih mit den Verbältnifien einer Bunvesfeftung befanut gemacht, 
Saum kennen fih Ofſicire und Soldaten, fo fol dieſes Band fchen 
wieber zerriffen werden. . Nicht zu gedenken ber großen Koften, welche 
der ftete. vin⸗ und d Hermerſch oft Ten entferater Gontingente verurſacht. 


4. 
Ad II. Gegenſtande ꝛe. 
Ueber ad J. Der Vorſchlag, von jeder Diviſton ein Mitglied 
zu der Militaͤr-Commiſſion zu. ſenden, würde ihre Zahl auf zehm 
fefiehen, und iſt fein Grund vorhanden, warum nicht jete Brigade 
ein gleiche verlangen fünne, wobdurch ſechs zehn Mitglieber ermachſen 
würden. . 

Ad 1. Gleichzeitig it. wohl nicht nöthig, daß bie Feſtungen 
unterfucht werben müflen. 

. Da ferner: die Militär⸗Commiſſion zugleih bie ausubenne Be 
hoͤrde der Bunbeöverfammiung fein ſoll, fo iſt ihre collegialiich 
Form aus. fo vielen Mitgliedern nicht geeignet, einen raſchen Geſchäfie⸗ 
gang: zu beförtern.. Ueberdies bat jedes Mitglied ber Militär-Gom- 
miſſton ‚einen Stellvertreter, ber in: feiner Abmweienheit den Gigungen 
beimohnt, jedoch ohne Stimme zu haben. 

Ueber ad Il. Gleichgültig. 

Ueber. ad IH. Iſt mißverflanden. Es iR geſagt, bab, fo wie 
vier Mitglieder der Militär-Commifſion verfammelt find, ſie ibre 
Beratbungen anfagen kann. Dieſes ſchließt aber für bie Folge ven 
alten Say nicht aus, daß drei Miiglieber ein Collegium bilten können: 
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wenn alfo auch zwei Mitglieber abweſend und eines Trank if, fo 
kann bie Berathbung body fortgefeht werben. 

Uebrigens kann die Abweſenheit ber Mitglieder nie von langer 
Dauer jein. 

Ad 5. Iſt weitläufig, erſt bie Erlaubniß von ber betreffenden 
Regierung einzuholen, unb wenn foldhe verweigert wirh ? 

Ueber ad Ill. GBegenflänbe ıc. 

Zu wünfchen, daß biefe ragen bald erörtert werten. 


5. Ueber die großberzoglich-babifchen Bemerkungen. 

Ueber ad $. 8. Concedo. 

Ueber ad $. 11. An den Milttär:Ausfchuß zu verweifen. 

Ueber ad $. 15 u. 16. Dito. 

Ueber ad $. 26. Es wurde in frühern Anträgen beliebt, Fein 
Armeecorps foll unter 20,000 Mann fein, welches auch in gegen: 
wärtigen Paragraphen beflätig. Uebrigens werben ganz gleiche 
numerifche Bertheilungen in Diyifionen und Brigaben und bexen Stärfe 
nicht wohl ausführbar fein, da bie Gontingente zu ungleichartig. 

Ueber ad $. 32. 35. 37. 42 und 43. Beiflimmend. 

Ueber ad $. 45. Hat viele Schwierigkeiten, wo nicht ganz 
unausführbar, wirb fich Preußen entichließen können, 7000 Kanonen 
umzugießen ? 

Ueber ad $. 51. 69. 77. 83. Beiſtimmend. 

Ueber ad $. 92— 95. Wird näheren Berathungen vorbehalten 
werben müflen. 

Ueber ad $. 99. Verdient Berüdfichtigung. 

Ueber ad $. 101. Der näheren Beratbung. 

Ueber ad $. 109. Beiſtimmend. 

Die zu untermerfenden Reglemente find Gegenflände, welche von 
der Militär-Gommiffion bearbeitet werben müſſen. 


6a, Ueber die gro oglich; e Abſtimmung in ber zweiten 
en Deo Jahres 1er 0 > 

Die Gründe, bie in diefer Abſtimmung ber von bem Bunbes- 
Ausfchuffe vorgefchlagenen Corps-GEintheilung entgegengefegt werben, 
find bereits ſchon feit einem Jahre fo vielfältig biscutirt worden, daß 
es die Militär: Verfaffung Deutſchlands wenig fürbern würde, wieber 
auf benfelben Punct zurüdzufommen., 

Es ift einleuchtenn, ba Zufammenziehungen von Truppen längs 
ber feindlichen Grenze vom Feinde verhindert werben föunen, und daß 
man bie erften Sammelpläge ber einzelnen Corps von ihrer nach⸗ 
maligen Verwendung wohl unterfcheiden müſſe. 


— — —— — 


*) Der Plan der beiden Heſſen war im Verein mit Würtemberg bekanntlich 
dahin gegangen, daß die Truppen dieſer Lande in ein Armee-Corpé vereinigt 
werden möchten. Preußen zeigte nun die Bonfequenzen dieſes Verſchlags. 


Erſter Theil. A6 
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Das achte Corps würbe zu feinem natürlichen Sammelplag, we: 
fern die feindlichen Anftalten ſolches erlauben, Kebl erhalten; denn 
bei Ausbruch des Krieges müſſen förderſamſt bie Grenzen wnmitte: 
baren Schuß Haben, weil vor Bereinigung der ganzen Armee biefehmidt 
durch allgemeine bauptfächlich offenfive Operationen gefchehen dan. 

Wie unnatürlich erfcheint aber, wenn Truppen von Gaffel usb 
Gieſſen nach Kehl ober überhaupt nach Schwaben (Geilbroun oder 
Ulm) marſchiren ſollen, während das Land zwiſchen der Saer 
und dem Rhein, als das anerkannte Schlüſſel-Terrain bei. 
Defenſions-Syſtems von Deutſchland offen bleibt. Wir ſoll 
‚ferner Mainz für ben erfien Anlauf geſichert werben, wenn bie 
umliegenden Truppen folches verlaffen? Sollen die barmfläbtifchen 
und caffelihden Reſerven vielleiht vie Garnifonen ber 
Feftungen in Schwaben bilden heifen und die in und neben 
ihrem Lande ber Gefahr ausfenen, in Beindes Hände zu 
fallen? 

Sollen endlich, im Fall eines Rückzuges, biefe Gontingente ſich 
an die Donau ober nach Augsburg zurüdziehen und von ihrem 
Baterlande und ihren Hülfsmitteln abgefchnitten werben? Es iR alle 
gewip natürlicher, daß bie Sachſen, flatt auf ter Kathete, bie wer 
um etwas weitere Diagonale vorziehen und nach Ober: Deutidlans 
marfchiren, unb mit ihren Depots die bortigen Waffenpläge beſehen 
beifen, wenn bie Gontingente vom Mittelrhein die Borpoften ter 
bebrobteften Grenze verlafien und nady einer minder bedroheten, turd 
diefen Strom geficherten Defenfionslinie marfchiren. 

Mo wird ber Großherzog von Darmſtadt fein ſchönes Material 
an Artillerie und andern Kriegsbebürfnifien bei ausbrechendem Kriege 
in Sicyerdeit bringen, nach Naftadt, Ulm oder nach Mainz? 

Die Vereinigung ber heſſiſchen Käufer mit TWürtemberg und 
Baden if alfo ber. Sicherfiellung Deutfchlanbs durchaus entgegen, fr 
gründet fich nicht auf vermandtfchaftliche Verhältnifie, welche überbied 
den Höheren militärifhen unb allgemeinen Rückſichten flets unter: 
geordnet fein müflen. Sie ift geographiich nicht zu ermeifen, weil von 
Rinteln nah Kehl 62 und von Dresten nach Ulm nur 60 Meilen fat. 

Sie ift enblih dem Intereffe Deutſchlands auch ncd 
befonders dadurch nachtheilig, daß bie vollſtändige Ent: 
wickelung ber preußiſchen Streitkräfte, die eine nothwenbdigt 
Bedingung der Sicherung Deutſchlands iſt, gehindert wird: 
denn wie können dieſe Kräfte ſich entwickeln, wenn ber 
Boden, worauf ſolches geſchehen foll, verloren geht und 
die Feſtungen am Rhein Gefahr laufen, in Feinbes Häunde 
zu fallen, welches zu erwarten ſteht, wenn bie linke Flaske 
der Rheinlande offen gelaffen, wenn befien Nachbern nad 
entfernten Provinzen, ben eigenen Heerd vernadläffigene. 
eilen. Die preußiſchen Länder jenfeits bes Rheins ſoller 
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alfo allein bem erſten Ehoc Breis gegeben werben, fie follen 
ohne Unterflüßung von ihren deutſchen Brübern gelaffen, 
die Hinter ben Oberrhein nah Schwaben ſich zurüdzichen? 
Man foll auf bie Hülfe bes entfernten Sachſen reinen, 
während bie unmittelbar neben und rüdwärts liegenden 
Hefien davon eilen. Wie iſt ſolches gegen bie faum erft 
wiebervereinigten beutfchen Länder zu verantworten, bie, 
ihrer vorliegenden Lage wegen, gewiß alle Berückſichtigung 
verdienen und benen bie Ueberzeugung gewährt werden 
muß, bag Deutſchland auf ihren Schug bedacht nimmt, da⸗ 
mit fie nicht gebrungen werden, fich nach ihren vormaligen 
Berhältniffen zurüdzufehnen Gewiß wird daher Preußen 
feine Zuflimmung nie zu einer Bereinigung geben, die dem 
deutihen Baterlande im Allgemeinen fo nadtheilig und 
weiche ben MRheinländern eine fo große Gleichgültigkeit 
gegen ihre gegründeten Anſprüche beweifen würde. 

Um diefen Einwürfen einigermaßen zu begegnen, iſt zwar an 
gebeutet worden, den Gammelpla bes achten Gorps bei Mannheim 
zu beflimmen. Obwohl nun biefe Direction fehr zwedmäßig, beionders 
wenn es fi von Zufammenziehung ber Armee banbelt, fo hat doch 
Niemand erlebt, baf, wenn ein Krieg mit Franfreich gedroht 
bat, bie Schwaben ihr Land verlaffen haben unb nad ber 
Bfalz marfhirt find, unb folches wird ihnen immer be: 
benttih vorfommen, fo lange nicht mathematifch erwieien, 
ba der Schweizerboben neutral bleiben wirb*). Niemand 
wird aber wohl zu behaupten verfuchen, daß bie Neutralität der 
Schweiz in keinem Ball verlegt und ven Franzoſen das Eindringen 
nah Deutfchland von biefer Seite unmöglich fel. 


6b. Ueber die befondern großherzoglich heſſiſchen Bemerkungen. 
Ueber Bildung und Verwendung ber Reſerven. 

Diefe Bemerkung ift gegrünbet. 

Ueber Verhaͤltniß ber Waffengattungen. 

Wenn aud ben Tleinen Staaten von ber Berbinblichfeit, Reiterei 
gegen Erfah an Infanterie zu bemilligen iſt, fo kann ſolches doch 
nicht den mittlern Staaten zugeflanden werben. 

Den ſechsten Theil von ber Infanterie, flatt von dem ganzen 


*) Der König von Würtemberg nahm diefe Acußerung fehr übel; allein 
die Verteidigung v. Wangenheims in der vertraulichen Sigung vom 4. März 
1819 war doch Fehr ſchwach und fonnte, abgejehen von dem ne ee 
1813, wo wohl eine. freie Parteinahme Würtembergs für die Sache Deutſch⸗ 
lands nicht vorhanden war, fo tapfer auch der damalige Krenpring für bie 
deutiche Sache Tämpfte, nur die Thatſache feftitellen, daß die Schwaben bis 
an den Mhein (1799), aber nicht, daß fie uber den Rhein in die Rheinpfalz 
gelemmen wären. 

46 * 
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Gontingente, als Gavallerie anzunehmen, tft eine unſichere Rodkuung, 
weil die Stärke ber Infanterie nicht gegeben i 
Munitionsbebarf. - 

Es wird in allen Staaten angenommen, baß ber Munidiend 
bedarf bei ausbrechendem Kriege auf eine lebhafte Gampagne vorhanden 
fein muß, und ba ift ber von dem Comité angegebene Bebarf nick 
zu hoch, befonderd da in ben heutigen Kriegen bie Operationslinien 
—** ſich ſchnell verlängern. 

Mißverſtanden if jedoch, daß ſolcher gleich ber Armee nachge⸗ 
führt werden fol, wozu freilich ungewöhnlich viel Transpeortmitzd 
erforderlich fein würden. Es wird daher auch noch näher anzugeben 
fein, wie viel den Bataillonen und Baıterien audgegeben, wie wid 
Reſerve nachgeführt, und wie viel in den Depots zurück bleibt. 

Divifiond: und Armee-Bommando. 

Diefer Bemerkung kann preußifcher Seite im Allgemeinen bei: 

geftimmt werden, wenn bie Betheiligten barüber unter ſich einig fiat. 
% 


Deren Wünfchen ber roßhrcioglig⸗ ‚und herzoglich⸗ſaͤchſtſchen 
Häufer, in Betreff ber Nichtſtellung von Cavallerie und Artillerie 
und. dafür verbältnigmäßigen Mebrleiftung von Infanterie, Recht 
proußiſcher Seits Feine bedeutende Schwierigkeit entgegen, wenn biefer 
Antrag anbermeitig angenommen wirb. 


1. Ueber die großherzoglichen Iuremburgifchen Bemerkungen. 

Ad 1. Es wird demnach die Envallerie deö Bundesheeres aus 
300,000 : 8 = 37,500 Mann beflehen. Grbält nun jebes ber 
10 Corps 3000 Dann Gavallerie, was bleibt dann noch für die 
Referve-Cavallerie übrig? Ueberdies wenn Rußland 800,000, worunter 
100,000 Mann Gavallerie, und Branfreih 5 bis 600,000 Wann 
haben fann, worunter doch gewiß 50,000 Mann Gavallerie fein 
werben, fo kann die deutſche Neiterei nicht ſchwächer auftreten, be⸗ 
ſonders ba ihre Verſtärkung ſchwer Hält und nicht, wie die Infanterie, 
in kurzer Zeit gebildet werben Fann. 

Ad 2. Das Erſtaunen beziept ſich darauf, daß bie lippiſchen 
Häufer und Walbeck, deren Gontingente 1450 Mann betragen, von 
dem neunten Corp& zum zehnten verfeßt worden ifl. Es ſcheint 
angemefjener, daß folches nicht flattfindet, ift aber gewiß nicht fe 
erheblich, um ben Bundes-Ausſchuß darüber fo empfindlich anzugreifen. 
Daß übrigens Luremburg und Nafiau nicht zu Würtemberg, alſo 
nicht von ihrem Heerd getrennt werben wollen, ift begreiflih um» 
ganz an feinem Ort. 

Ad 3. Preußifcher Seits wirb man immer gerne ſehen, je mehr 
zur zweckmäßigen Ausbildung des Bundesheeres im Frieden geſchieht. 
und ift daher nichts zu entgegnen, wenn tel flatt Jiel bei ben 
Fahnen erhalten wird. Un den Mebrbebarf ber Pierte im Kriege 
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zu erhalten, können mancherfei Einrichtungen getroffen werben, welche 
fi aber bauptfächlich auf die Kocatität des Landes beziehen. 

Ad 4. Nach $. 42. ber Grundzüge wird ber gleiche Solb nur 
innerhalb eines und befielben Armeecorpo gewünfcht, nicht aber auf 
bie ganze Arınee ausgedehnt. 

Ad 5. Daß bei ber Berfammlung im Kriege eine Milttär- 
Behörde fein müfle, iſt von jedermann anerkannt worden, nur muß 
beren Wirkungskreis fehr beſchränkt werden und darf fich nicht auf 
Operationen ⁊c. einlaflen, weil man in ber Stube und entfernt vom 
Kriegefchauplag nicht Die Anſichten im Belplager kennen und bes 
urtheilen kann. : 

Dem Felbherrn muß daher dieſe Behörde gleichfalls untergeorbnet 
fein und kann nicht zu feiner Gontrole bienen. 

Ad 6. Diefer Bemerfung trete ich bei. 

Ad 7. Denen Bemerkungen über bie Bundesfeftungen im Al: 
gemeinen trete ich bei, was aber bie einfeitige Erklärung wegen 
Zuremburg betrifft, fo kann ich ohne beſondere Inftructionen mich 
darüber nicht Außern, nur fcheint ed mir immer einleuchtend, baß, 
wenn ber Bund bie Koften der Inftanbfekung von Luxemburg tragen 
fol, ber König ber Niederlande auch das Eigenthumsrecht der 
Feſtungswerke und ber Artillerie dem Bunde übergeben muß. 

®ol%. 


— ' N 


Anhang VI. 

A. Politiſche Fragen des Bundestags: AUusfchuffes 
in Bezug auf des deutichen Bundes völkerrechtliche 
Verhältniſſe des Kriegs und Friedens*), 

Beilage zur 35. Sitzung vom 20. September 1819. 


Nachdem das Butachten wegen ber Neihefolge durch Bundes: 
beihluß angenommen tworben unb bie zweite Beilage beffelben über 
die auswärtigen Verhaͤltniſſe bes Bundes, in Anſehung ber diplo⸗ 
matifhen Beztehungen, nah Num. 1. 2 und 3. vafelbft feit dem 
weiter erörtert und feſtgeſetzt ift, fo bürften nunmehr noch die völfer: 
rechtlichen Berhältnifie bed Kriegs und Friedens nach ben Nun. 4. 
5 ımb 6. eine nähere Beſtimmung und Beſchlußnahme erfordern, fo 
wie deßhalb bie Frage aufgeftellt worben. 

Folgende Säge dürften darnach als eine meitere Auseinander⸗ 


*, Ge if wichtig ſich zu vergegenwärtigen, daß Witgheder dieſes Aus 
ſchuſſes Oeſterreich, Breußen, Baiern, Hannover und Mediendburg waren — 
Gr. Buol, Gr. Goltz, Frh. v. Aretin, v. Martens u. Frh. v. Pleſſen. 
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jegung ber in ber Bunbdesacte enthaltenen Grundzüge anzuiehen unt 
einer näheren Prüfung zu unterwerfen fein. 

1. Der deutiche Bund führe nur Krieg zu Erhaltung 
der Umabhängigfeit und Unverlegbarfeit der einzelnen 
dbeutichen Bunbesftaaten und ihrer ſämmtlichen unter bem 
Bunbe begriffenen Befigungen*). 

2. In allen Borfommenbeiten, welche die Erhaltung ber Aupern 
Sicherheit Deutſchlands und die Unabhängigkeit und Unverlegbarkeit 
der einzelnen Bunbeöftaaten betreffen, bat ter Bund ſich als ein 
Ganzes zu betrachten, um mit vereinigten Kräften zu bewirken, daß 
eines Theils von feinen feiner Mitglieder DVerlegungen gegen And: 
wärtige geübt werten, oder, Walls folches geichehen, dieſelben abzu— 
flelen; andern Theil die von auswärtigen Mächten einem ober 
niehreren einzelnen Bunbesftaaten zugefügte Verlegung, ald wie tem 
gefammten Bunde widerfahren, anzufeben und zu behandeln. 

3. Demnach würde der Bund auf Anrufen bed verlegten Theils 
zunächſt feine Vermittlung und Vertretung einzulegen haben, uns, 
wenn diefe innerhalb gewifler Zeit ohne Hinlängliche Wirkung bliebe, 
eine angemefjene Genugthuung und Sicherftellung durch Aufgeber 
gemeinfamer Kräfte und durch Gewalt fih zu verfchaffen ſuchen. 

4. Alle folche Maasregeln, weldye zum Schug bed verlegtm 
Theils erforderlich werden, Fönnten durch Mehrheit ber Stimmen im 
engern Rathe befchloffen und in Vollziehung gelegt werben , wenn 
eine förmliche Kriegs-Erklärung nöthig erachtet wird, fo märe felkige 
nur im vollen Rathe und durch zwei Drittel der Stimmen deſſelben 
augzufprechen. 

5. In allen ben Bällen, wo der Bund von ben Friebensftante 
in ben Kriegsftand übergeht, ſteht e8 jeden einzelnen Mitgliebe frei, 
nicht nur auf feine Koften eine größere Kriegsmacht als bie, melde 
fein Gontingent mit fich bringt, aufzuftellen, fonbern auch deßhalb 
Subjivien und Allianzen einzugehen; jeboch Fann ben Bunde hieraus 
keine DVerbindlichfeit zu Geld = oder Natural:Beiträgen für ſelbige 
erwachſen. 

6. Der Bund hat aber auch in feiner Geſammtheit das unſtreitige 
Recht, Subjidien-Tractate und Defenfiv: Allianzen mit Auswärtigen 
zu ſchließen; es müßten dieſe jedoch nur unter Zuftimmung von zwei 
Drittel bed vollen Raths unterhanbelt und nur für bie Dauer des 
Kriegs abgeſchloſſen werten. 

7. In ben Bällen eines Kriegs, in welchem Mitglieder 
des Bundes in ihrer Eigenfhaft als europäiſche Macht 


*) Hiermit vergleiche man die Erklärung des Kaifers von Oeſterreich in 
der 15. Sitz. v. 15. April 1818: „S. Maj. wünſchen dadurch (durdy Die 
Nichtaufnahme der Lombardei in den deutfchen Bund) dem deutihen Bunte 
zu bewahren, wie wenig es in Ihrer Abſicht liege, defien Vertheidigungslinte 
ubsr tie Alpen anssudehnen”. 
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zuerfi verwidelt wurden, beſchränkt ſich die Verpflichtung 
bes Bundes bauptfählih darauf, ihre zu bem Bunte ges 
Hörigen Provinzen zu ſchützen und zu deren Vertheidigung 
gegen Außere Angriffe mitzuwirken; jedoch kann der Bund 
auf feine Weife gehalten fein, zur Berflärfung diefer Macht 
feine Truppen außerhalb bes Gebiets des Bundes marſchiren 
zu laffen, wenn nicht befonbere Verträge eine weitere Hülfe- 
leifung hierüber zufihern und dem Bunde bie Verbindlich: 
Feit hierzu auflegen. 

8. Wenn ein Bunbeöftaat von einer auswärtigen Macht fi 
mit Beindfeligleiten bedrohet hält und der Bundesverſammlung bavon 
Anzeige macht, fo foll dieſe fpäteftens binnen vier Wochen einen 
Beſchluß fafien, ob bie Gefahr eines Angriffe zu beforgen fei. Fullt 
ter Beſchluß dahin aus, fo ift glei bamit zu beflimmen, welche 
für den Ball eines Kriegs überhaupt zu verabredende Vertheidigungs⸗ 
Magßregeln alsbald in Wirkfumfeit zu jegen fein. Gebt aber der 
Beſchluß dahin, daß für jeyt die Gefahr eines Angriffe nicht zu be 
forgen fei, fo wird 

9. der Bund gleichwohl, nad bem Gange bes Kriegs und nadh 
dem Grabe ber Gefahr, welche daraus für bie Bundesländer entfteben 
£önnte, bei Zeiten bedacht fein, diejenigen Maaßregeln zu ergreifen 
und gemeinfchaftlich zu verabreben, welche den Umſtaͤnden nach ers 
forberlidh werben, um entweber den Feind von der Verlegung des 
Bundesgebiets abzuhalten, ober, im Ball eines gefchehenen Angriffs, 
ihn mit Gewalt aus felbigem zu vertreiben. 


10. Eine Neutralität bed Bundes kann nur in Kriegen 
biefer Art, an weldhen nämlich einzelne Bunbesglieder als 
europäifche Mächte einen birecten Antbeil nehmen, fatt 
finden, wenn 

a. bas in dem Krieg befangene Mitglieb in biefe Neutra- 
litätö:@rgreifung ausdrücklich williger; 

b. der Bund fiher gefteitt ift, daß bie Neutralität feine® 
im Kriege befangenen Mitgliebes für deſſen Bundes⸗ 
Provinzen vom Feinde eingehalten und beachtet wirb; 

ec. wenn, nad Deurtheilung ber Umſtände und Verhält— 
niffe durch die Majorität bed engern Mathe ber 
Bundesverfammlung, ben zum Bunde gehörigen Pro: 
vinzen bed im Krieg begriffenen Bundesſtaats Fein 
Angriff oder Betahr brobet. 

In Hinficht der Herftellung bes Friedens fcheinen noch folgende 
Sätze einer befondern Prüfung würdig zu fein und auf dieſe ober 
antere Weife in einem künftigen Beſchluſſe berührt werben zu müſſen. 


11. Wenn der Bund einen Krieg mitgeführt hat, jo kann fein 
Bunbesglieb, es fei allein oder auch als europäifche Macht, in einen 
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fegung ber in ber Bunbesacte enthaltenen Grundzüge auzufehen und 
einer näheren Prüfung zu unterwerfen fein. 

1. Der deutihe Bund führt nur Krieg zu Erhaltung 
der Unabhängigkeit und LUnpverlegbarfeit der einzelnen 
deutſchen Bundesſtaaten unb ihrer ſämmtlichen unter bem 
Bunbe begriffenen Befißungen*). 

2. In allen Borfommenheiten, welche die Erhaltung ber änpern 
Sicherheit Deutſchlands und die Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
ber einzelnen Bunbeöflaaten betreffen, Hat ter Bunb fi als ein 
Ganzes zu betrachten, um mit vereinigten Kräften zu bewirken, vaf 
eines Theils von feinem feiner Mitglieder Berlegungen gegen Ans 
wärtige geübt werben, ober, Balls ſolches geichehen, biefelben abzu⸗ 
flellen; andern Theils bie von auswärtigen Mächten einem oder 
mehreren einzelnen Bundesſtaaten zugefügte Verletzung, ale wie bem 
geſammten Bunde wiberfahren, anzufehen und zu behandeln. 

3. Demnach würde ber Bund auf Anrufen tes verlegten Theils 
zunächft feine Vermittlung und Vertretung einzulegen baben, unb, 
wenn diefe innerhalb gewifler Zeit ohne hinlängliche Wirkung bliche, 
eine angemeflene Genugthuung und GSicherfiellung durch Aufgebet 
gemeinfamer Kräfte und burch Gewalt fich zu verfchaffen ſuchen. 

4. Alle folhe Maasregeln, welche zum Schug des verlegten 
Theils erforderlich werden, Fönnten durch Mehrheit ber Stimmen im 
engern Rathe befchloflen und in Vollziehung gefegt werben, wenn 
eine förmliche Kriegs-Erklärung nöthig eracktet wird, fo wäre felbige 
nur im vollen Mathe und durch zwei Drittel der Stimmen beflelben 
auszufprechen. 

5. Sn allen ten Bällen, wo der Bund von bem Friebensſtande 
in den Kriegöftand übergeht, fleht es jedem einzelnen Mitgliebe frei, 
nicht nur auf feine Koſten eine größere Kriegsmacht ald bie, welche 
fein Gontingent mit ſich bringt, aufzuflellen, fonbern auch deßhalb 
Subfivien und Allianzen einzugehen ; jeboch kann bem Bunde hieraus 
feine DBerbinvlichfeit zu Geld- ober Natural:Beiträgen für felbige 
erwachſen. 

6. Der Bund hat aber auch in feiner Geſammtheit dad unſtreitige 
Recht, Subfidien- Zractare und Defenfiv-Alliangen mit Auswärtigen 
zu fchließen; es müßten- biefe jedoch nur unter Zuflimmung von zwei 
Drittel des vollen Raths unterhanbelt und nur für bie Dauer des 
Kriegs abgeſchloſſen werben. 

7. In ben Bällen eines Kriegs, in welchem Miiglieber 
des Bundes in ihrer Bigenfhaft ale europäiſche Macht 

*) Hiermil vergleihe man die Erklärung des Kaifers von Dcherrri im 
der 15. Sig. v. 15. April 1818: „S. Maj. wünfden dadurch (durd bie 
Nichtaufnahme der Lombardei in den deutichen Bund) dem deutichen Bunte 
zu bewähren, wie wenig es in Ihrer Abfichi liege, deſſen Bertheidigungslise 
uber die Alpen auszudehnen“. 
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Geſchaͤft ſelbſt bis Ins Unenbliche verzögern müßten, wenn man ſich 
nicht entfchließen wollte, jenen Mängeln ſoviel als thunlich abzubelfen. 
Es fehlten nämlih ber Müitär-Gommifflon vor allem biejenigen 
aflgemeinen Brundjäge über die Bundesfeftungen, ohne welche es ihr 
rein unmöglich blieb, ein erichöpfendes Gutachten über biefen Gegen⸗ 
fand zu bearbeiten. Selbft bie ftrategifche Wahl ber zu befeſtigenden 
Puncte Hing, zum Theil wenigſtens, von jenen Befimmungen, von 
ber LUebernahne ber beftebenden Bunvesfeflungen und von ihrer 
Glaffification ab. Die von ben Localfommiifionen geforderten Bes 
feffigungsentwürfe enblich hätten, ba frühere Vorarbeiten mehr ober 
weniger verabfäumt worben waren, einen fehr bedeutenden Zeitaufs 
wand erfordert, ohne daß für bad Weſentlichſte in ber Sache etwas 
gewonnen morben wäre. 

Unter diefen Umftänden entfchloß fich bie Militär: Gommifflon, 
vor allem bie Local:Eommiffionen dahin zu inftruiren, baß fie fich 
zuerſt, unter Befeitigung jenes ausführlichen Befefligungs-Entwurfes, 
lediglich mit ber Unterfuhung der Hauptfragen beichäftigen möchten, 
welchen Schwierigfeiten die Befefligung der angetragenen Puncte 
überbaupt unterliege, und wie benjelben am zweckmäßigſten abgeholfen 
werden fönne. Nur baburch konnte bie Militär: Gommiifton in Stand 
gefegt werben, fiber die gegebenen PBuncte felbft und über ihr Ber: 
hältniß gegen einander ein begründetes militärifches Gutachten zu 
bearbeiten. 

Diefe Berichte find bei ihr eingegangen und gewähren im allge: 
meinen Auszug folgende Reſultate. 


Auszug aus den Berichten ber Local-Gommifflonen 
Germersheim. 

Die Recognoscirung ber beiden Ufer des Rheins von Germers⸗ 
beim bis Mainz bat bie Meberzeugung verfchafft, daß zwifchen biefen 
beiden gegebenen Puncten am Linfen Ufer dieſes Yluffes durchaus 
ein andrer ſchicklicherer Punct zur Herſtellung eines foliben Brücken⸗ 
kopfes als bei Germersheim felbft gefunden werben Tonnte. Bei 
Befeftigungsarbeiten auf dem rechten Rheinufer unterliegen längs der 
gegebenen Linie, fo wie bei Germersheim felbft, fehr beveutenden 
Schwierigkeiten, welche fih nur in dem Grabe überwinden laffen, in 
weldyen man bedeutende Zuſchüſſe für biefen Zwed bewilligen wollte, 
Unter biefen Umſtänden erfcheint bie gegebene Summe von 15,000,000 
Brancd auf keine Weife binlänglich zur Herftellung eines boppelten 
Brüdenfopfes. 


Ulm. 

Der Bericht ber Local⸗Commiſſton von Ulm gewährt nicht nur 
allein bie Höcdhft beruhigende Ueberzeugung von ber vortheilhaften Lage 
des Bunctes in fortificatorifcher Hinficht, fondern erweiſt uns auch 
tie Möglichkeit, Ulm in Eurzer Zeit in vertheidigungsfähigen Zuftanb 
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verwickelt werben, — einfeitig, ohne Theilnahme des Bundes, Waffen: 
ftillftandb ober Frieben ſchließen. 

12. Abtretungen eined Bunbeögebietö ober eines Theils deſſelben 
an Auswärtige durch einen Triedbensfhluß Eönnen, ohne Zuſtimmung 
des Bundesſtaats, welchen fle betreffen, nicht anders, als gegen eine 
von dem Bunde dafür zu leiftende Entichäbigung von biefem gültig 
verfügt werben. 

13. QAbtretungen, welche in einem Friebensſchluſſe von Aus: 
wärtigen an ben mit ihnen im Krieg befangenen deutſchen Bub 
gemacht worben, find fo lange ald Bemeingut des Bundes zu be 
trachten ober zu verwalten, bis zwiſchen den Bundesgliedern eine 
Vereinbarung über ben verhältnipmäßigen Anıheil an biefe Eriwerbung 
ober deren Werth ftatt gefunden bat. 


B. Gutachten der Militär: Commitfion über die 


deutſchen Bundesfeftungen; Datirt Frankfurt ben 
28, Juli 1819. 
(Ad $. 217. ber 35. Sigung v. I. 1819). 


Der Bundestages Ausfhuß für bie Militär-Angelegenbeiten kat 
in ber verebrlichen Note vom 5. April d. 3. von ber Militär-Com- 
miſſion unter anderm vorzüglich ein umfaflendered Butachten über bie 
Bundesfeſtungen gefordert und es nächſtdem dem eigenen Grmefles 
berfelben überlaflen, in wiefern folche Sragen, beren baldige Erledigung 
vorzüglich wünſchenswerth fei und welche auch getrennt von tem 
Zufammenhange bed Ganzen füglich behantelt werben können, den 
Bundestagd-Ausjchufle beſonders zur Vorlage gebracht werben möchten. 
In Folge diefer Beranlaffung bat es bie Militär-Commiffion für 
ihre erfte Pflicht gehalten, ſich über diejenigen wefentlichen Gegen: 
flänte zu berathen, über welche eine baldige Entfcheidung ber hoben 
Bunbesverfanmlung dringend nothmendig wird. Sie bat ſich über: 
zeugt, daß vor allen antern bie Beftlimmungen über ben Bau ter 
neuen Bunbeöfeftungen, wenigftend in militärifcher Beziehung, eines 
der bringendften und widhtigften Gefchäfte ber Bunbesverfammiung 
fein bürfte und ſich daher zuerft mit ben Mitteln befhäftigt, melde 
auf dem Fürzeften und grünblichften Wege zu tiefen großen Zwecke 
führen könnten. Die Nefultate ihrer bdiesfallfigen Bemühungen hat 
bie Militär: Commitflon bie Ehre, dem fehr verehrlichen Buntestage- 
Ausfchuffe in Bolgendem ganz ergebenft zu unterlegen. 

Bei der gegenwärtigen Arbeit Eonnten nur allein bie früheren 
Veranlaffungen des Bunbestags-Audichuffes, das Bntachten ber vor: 
jährigen Militär-Commiſſion und die Berichte ber Loeal⸗-Commiſſion 
zur Grundlage dienen. Man überzeugte ſich jedoch fehr bald, daß 
Diefe Baſis an fi eine Menge Unvollfländigfeiten enthalte, bie das 
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2. in die Glaffification ber beſtehenden und ver neu zu erbauenven 

Bunbesfefungen, 

3. in bie Mittel, welche für die baldmöglichfte Befkellung der alten 

Yan für den Bau der neuen Bunbesfeftungen zu ergreifen fein 

en. 

Die politifchmilitärifchen Anfragen in Beziehung auf bie Bunbes: 
feftungen enthalten als einen unmaßgeblichen Vorſchlag die Grund⸗ 
füge, von welchen bie Mehrheit ber Militär: Commiffion glaubt, daß 
fie im Allgemeinen bei der Uebernahme und bei ver Behandlung 
der Bundesfeſtungen zu unterftellen fein bürften: 

Rein militäriihe Gegenſtände. 
Ad 1. Ueber bie ftrategifche Wahl ber zu befefligenden Punkte 
bat fih die Milttär-Gommiffion, wie folgt, entfchieben. 
In Bezug auf Germeröheim erflärte die Befammtheit ber Mits 
glieber einflimmig: 
a. baß ber Punkt von Germersheim auf ber gegebenen Linie ber 
ſchicklichſte Uebergangopunkt über den Rhein fei; 
b. daß ber Bau bed Brüdenfopfes am linken Ufer und einiger 
ueenden Werke am rechten ſobald ala möglich zu beginnen 


ade, 

c. baß unter ben befannten Umſtänden für bad ganze Werk fein 
höherer Erforbernifantrag gemacht werben bürfe, als auf 15,000,000 
Franes, inclufive ber Dotation, 

Nüdfichılih bes Punkies Ulm bat ſich eine Merfchiebenheit ver 

Meinungen ergeben. 

Die Mehrheit, nämlich der öfterreichifche, preußiiche und ber 
Bevollmächtigte vom 9. und 10. Armeecorpé, Hat fich beſtimmt dahin 
ausgeiprocden: 

a. baß ter Punft von Ulm ſich unter allen gegebenen am voll: 
fommenften zu einen Waffenplage für die Gontingente bes 
Oberrheind und für bie zu ihrer Unterftügung berbeieilenben 
Truppenmaſſen der rüdwärts liegenden Bunbesflaaten eigne, und 
zwar deöhalb, weil ex 

a. im Mittelpunfte bes am Oberrhein bedrohten Bogens, und in 
angemeflener Entfernung von bemfelben liegt, und baburdh 
ſowohl, ale dur bie Engpäfle bes Schwarzwaldes gededt, 
feinem erflen Anlauf ausgeſetzt iſt; 

b. weil er bie reinften Öperationglinien in ſich vereinigt; 

e. weil er bem Oberrhein, um obige Zwecke zu erreichen, zunaͤchſt 
liegt, und folglich der urfprünglichen Wipmung ber 20,000,000 
Francs am meiften analog, und zugleich ber wichtige Punkt 
in biefem Theile der eigentlichen Operationsbaſis ift, durch 
befien Befeftigung das Wefentlichfte geſchieht, was bie Kunſt 
für diefe Linie ihun Tann und muß; 

d. weil ber Nüdzug nad biefem Punkte und bie Möglichkeit ge: 
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zu ſetzen; denn mit ber Vollendung ber Befefligung bes Michels⸗ 
bergeö tritt für Ulm ein erfter Zufland der Vertheidigung cin, 
unter deſſen folibem Schutze, vie Beflung, nach Maasgabe ber Zeit 
und ber Mittel, die ber Bund barauf verwenden will, zu benjewigen 
Eigenfchaften eined Hauptwaffenplatzes erhoben wirb, zu weldyen ihn 
feine firatogifche Wichtigkeit, die Urtheile der Sacverfländigen und 
bie bedeutenden Mittel beflimmen, die man zu feiner unverzügliden 
Herftellung zu verwenden im Stande fein wird. Die taktiichen 
Schwierigkeiten, bie fidh bei dem Deboudhiren aus Ulm, finb zwar 
in dem Berichte mit Grünblichkeit erörtert, ſtehen aber in feinem 
Berhältniffe mit der firategiihen Wichtigkeit und mit ber vortheil⸗ 
haften Lage viefes Punktes für die Befefligung ſelbſt. 


Raftabt und Donauefhingen. 

Die Berichte der Local-Commiſſionen von Raſtadt und Donan-: 
efchingen beflätigen die Meinung, daß beide Punkte zwar befefligt 
werben fönnen; ſie erforben jedoch in ihrer Anlage eine bebeutenve 
Ausdehnung und daher einen beträchtlichen Aufwand. 


Homburg. 

Die Befeſtigung bed Punktes von Homburg unterliegt, nad 
ben Berichte ber Local: Commiffion, durchaus Feinen bedeutenden 
Schwierigfeiten, und erfordert von allen angezeigten bie wenigfle 
Ausdehnung. 


Berbandlungen ber Militär-Gommiffion, 

Gleich nachdem dieſe Berichte eingezogen waren, bat es bie 
Militär: Gommifiton für ihre Pflicht gehalten, mit möglichfter Be 
rüdfichtigung der oben angezeigten Schwierigkeiten bie Berhanblungen 
über die Bunbesfeftungen in fo weit ihre Griedigung jetzt möglid 
war, zu unternehmen, und ber Bunbeöverfammiung biejenigen Bunfte 
zu unterlegen, beren Entſcheidung theils an fi als bringenb not: 
wendig erfcheint, theils aber auch ald Grundlage für bie ferneren 
Arbeiten der Militär-Gommiffion unerläßlich iſt. 

* Die Arbeit zerfiel hierdurch von ſelbſt in zwei Hauptabtheilungen, 
nämlich 

I. in folche rein militärifhe Beftlimmungen über die Bunbeb: 
feftungen und über die Wahl ber zu befeftigenden Punkte, über welche 
ber Militär-Commiflion ein entfchievenes Butachten zuftebt: und 

N. in ſolche politifchemilitärifche Anfragen über venfelben Gegen: 
fand, über weiche fih bie Militär-Gommiflion zwar burchaus nicht 
erlauben kann, eine beſtimmte Meinung außzufprechen, bie aber in 
fo vollfommenem Zufammenhange mir bem Ganzen der Bundbes⸗ 
feffungen ſtehen, daß fte fi nicht füglich getrennt behandeln lichen. 

Die rein milltärifhen Befimmungen über bie Bundesfeflungen 
zerfallen in drei Hauptgegenflände: 

1. in bie firategifche Wahl ber zu befefligenden Buncte, 
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Den Bunfı Raſtadt beireffenb, Bat ſich bie Geſammtheit ver 
Mitglieder für bie Nüglichkeit einer Befeſtigung am Oberrhein, in 
fo weit man mindeſtens bie eine ber Öperationälinien gegen ben 
Haupiwaffenplatz decken wollte, — und für ben gleichzeitigen Beginn 
des Baues, wenn von ber Bunbesverfammiung bie bazu nöthigen 
Mittel angezeigt werben follten, ausgefprochen, — nächſtdem aber bie 
öfterreichifche , baieriſche und der Bevollmädhtigte bed LO. und 8. 
Armeecorps für bie flrategiiche Wahl des Punctes von Raſtadt, — 
ber königlich-preußiſche Bevollmädtigte vorzugsweife 
für die permanente Befefigung einiger Poſten bes 
Schwarzwalbes, — ber bed 9. Armeecorpd endlich bafür, daß 
man bie Wahl dieſes Punctes ben dabei näher intereflixten fübs 
veutfchen Buntesfürften Aberlaffen möge. 

Der Abgeorbnete des 8. Armeecorps fügt bier bie Bemerkung 
an, daß er zwar zugebe, die Befefligung von Raſtadt, wie fie jegt 
vorgefchlagen worden, werbe ſehr ausgedehnt und Loftipielig fein; 
dieſes liege aber nicht an ber Localität,, fondern mehr an einem zu 
groß gefaßten Projecte. 

Der öfterreihifche. preußifche und ber Bevollmächtigte bes 9. 
und 10. Armeecorps haben fidh ferner dahin erklärt, daß man ben 
Bau von Raſtadt nicht eher anfangen könne, als bis jene Entfcheidung 
von ter Bundesverſammlung erlangt wäre. 

Dagegen wollte ber koͤniglich⸗baieriſche Bevoflmädhtigte, daß die 
angezeigten 20,000,000 Branch unter gewiſſen Borausfegungen, — 
der des 8. Armeecorps aber, Daß fie unbebingt auf den Punkt von 
Maſtadt vermenbet werben follten. Für bie firategifche Wahl bes 
Punktes von Donauefchingen, im Ball man bort eine zweite Operations: 
finie des obern Rheinthales decken wollte, würde fi wahrfcheinlich 
die Mehrheit erflärt Haben, wenn ihr Die Berichte ber Kocal:Gommiffion 
nicht die Ueberzeugung verfchafft hätten, daß eine Befefligung biefes 
Bunctes allzugroßen Schwierigkeiten unterläge. Selbſt bie bagegen 
angeführten Gründe des Eöniglich:baierifchen Eommiffiond: Mitgliedes, 
welche von bem föniglichbaierifhen MilitärsBevollmächtigten durch 
feine Abftimmung in ber 20. Sigung ber Militär: Gommiflion unb 
neuerdings durch Hinzufügung ber Bemerkung; 

„baß, infofern von Ulm gleichfalls keine Berechnungen vorliegen, 
bei Raſtadt und Donauefchingen durch ben Mangel berielben feine 
geringere Befefligungöfähigkeit bewielen werben fönnen, -— daß 
vielmehr Ulm in Beziehung auf bedeutende Ausdehnung und Koſten⸗ 
aufwand, ba bie Befeſtigung bed Michelsberges doch nur als ver 
Anfang bed Ganzen betrachtet werben Tann, unter ben brei genannten 
Buncten offenbar mit den meiften Anfprücen bervortrete”, 
unterſtützt wurben, Hatten bie Mehrheit ber Militär-Gommiffien 
eines andern nicht überzeugen Eönnen. Gegen bie Beflimmung von 
Donauefchingen zu einem Hauptwaffenplag an bie Stelle von Ulm 
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fihert if, von einem lifer ber Donau auf das anbere überzu⸗ 
jegen; 

e. weil er fi am meiflen bazu eignet, um alle koſtbaren Ber: 
räthe ber benachbarten Grenzſtaaten aufzunehmen, bie man 
gewiß niemals in erfter Linie würbe nieverlegen wollen; 

b. daß der Bau von Ulm, ald der widtigfte und nothwendigſie, 
ungefäumt beginnen, und fürs erfte jene 20,000,000 Branek, 
weiche für bie Errichtung eines vierten Hauptwaffenplages durch 
europäifche Berträge dazu beflimmt wurben, barauf verwendet 
werben möchten; 

c. daß der Antrag für die Befeiligung von Ulm auf nicht mehr 
ald 20,000,000 Francs, ohne Dotation gemacht werben bürfe. 

Dagegen bat ſich ber Föniglich baieriſche Bevollmächtigte dahin 

erklärt, baß er zwar die Schicklichkeit des Punktes von Ulm, alt 
eines rückwärts gelegenen, das ganze Befeſtigungs-Syſtem fdhließenben 
Hauptwaffenplages, nicht verfenne, aber für die Vefeſtigung beflelben 
nicht eher flimmen werbe, als bis die Bunbeöverfammlung folde 
Summen bewilligt hätte, durch welche die Möglichkeit für die Aus: 
bildung eined allgemeinen Befeſtigungs⸗Syſtems nach allen Beziehungen 
gegeben wäre. In biefem Balle würde er, außer den beiden tur 
ben beftehenden Tractat beftimmten Punkten ſich für einen britten im 
Rheinthale und endlich auch noch für Alm entfcheiden. Die vor: 
- handenen 20,000,000 Francs aber mußten, feiner Ueberzeugung nad 
unmittelbar am Oberrhein verwendet werben. 

Der Abgeordnete bed 8. Armeecorps bat fi zwar mit ber 
Mehrheit der Militär:Gommiflion ſowohl für die ſtrategiſche Wahl 
bed Punktes von Ulm, als auch für die Notbwendigfeit ber unge⸗ 
fäumten Befeftigung beflelben erklärt; er meint aber, daß jene 20,000,000 
Srancd für die Befeftigung des Oberrheins beflimmt feien, uud bie 
Beiefligung von Ulm nicht eher flatt finden könne, als bis hierzu 
von dem Bunde bie erforberlihen Summen audgewiefen würden. Gr 
beruft fih in Hinſicht ber Motive auf feine in der 20. Gigung ber 
Militär-Commiffion vorgetragene Abftimmung. 

Es hat fi daher die Militär-Gommiffion einſtimmig für kie 
Rrategifche Wahl von Ulm als Hauptmaffenplag erflärt, der Eöniglid: 
baierifche Bevollmaͤchtigie jedoch unter ben ausgeſprochenen Boraus- 
fegungen, und, da bie Erörterung jebes einzelnen Punftes im be 
dingenden Zuſammenhange flehe, unter ber beflimmten Berufung auf 
den ganzen Inhalt feines in ber 20. Sigung vorgetragenen Borume. 
Aur Über ben Beginn bed Baues und über bie Mittel, die dazu 
verwendet werden follen, find bie Anfichten von einander darin ab- 
weichend, daß eine Mehrheit von A. unbedingt, und ber Bevollmächtigte 
bes 8. Armeecorps bedingt gegen eine fi für ungefäumte Befeſtigung. 
und eine Mehrheit von 4 gegen 2 für Die Beflimmung ber 20,000,000 
Franes für den Punkt von Ulm erklärte 
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ergreifen fein bürften, hat ſich bie Mehrheit ber Militaͤr⸗Commiſſion 
dahin entichieben: 

a. daß die Bunbeöverfammlung erfucht werben möchte, ſich fo bald 
ald möglid 

a. über die Wacht bed Buntes von Ulm, 

b. über die Beflimmung ber bereit liegenden 20,000,000 E&rance 
für biefen Punkt, unb über ihre Empfangnahme zu erklären, 
und endlich 

c. bie Militärs Gommifjion zu ermächtigen, viejenigen Vorbe⸗ 
reitungdmaaßregeln zum Bau ber Feftung Ulm noch in biefem 
Sabre zu veranlaflen, welde den Beginn ber Arbeit felbft mit 
Anfang ber nächſten möglich machen. 

Wenn diefe Beranlaffung erfolgen follte, würbe die Militär: 
Commiſſion ungefäumt ber Bunbesverfammlung einen approxrimativen 
Grforbernißausweis für jene Borbereitungämnaßregeln zu unterlegen 
die Ehre haben. 

Dagegen erfucht ber Eöniglichsbaierifche Bevollmächtigte, welcher 
fich für bie DBerwendung der 20,000,000 Erancd zunähft am 
Dberrhein erklärt, die Bundes⸗Verſammlung, ſich bei ber vorliegenben 
Alternative ſobald als möglich gefällig auszufprecdhen. 

a. ob jene 20,000,000 Franks, nach Beherzigung ber in ber 20. 
Sigung ber Militär-Gommiffion von ihm vorgetragenen Gründe, 
auf bie Befefligung von Ulm mit Hecht verwendet werben 
bürfen; ober 

b. ob vielmehr biefe Summe von einem ber beiben vorgejchlagenen 

Punkte Donauefhingen und Raſtadt in Anfpruch genommen 

werben foll; und daß 

die Militär: Gommiflion ermächtigt werben wolle, biejenigen Vor⸗ 

bereitungömanßregel zum Baue eines dieſer leteren nod in 

diefen Jahre zu veranlaflen, unb den Beginn der Arbeit ſelbſt 
mir Anfang des nächften möglich zu machen. 

Der Abgeorbnete bes 8. Armeecorpé glaubt, in Abſicht auf die 
Mittel, welche für bie baldmöglichſte Herſtellung ber alten und für 
ten Bau ber neuen Bundesfeſtungen zu ergreifen fein bürften, 
folgenden Antrag machen zu möüflen, und zwar 

a. tritt berfelbe demjenigen bei, mas bie Majorltät der Militär- 
Gommiffion in Abfiht auf Uebernahme und Herftellung der be⸗ 
ſtehenden Bunbesfeftungen und auf den Bau von Germersheim 
begutachtet hat; 

b. möchte zu wünichen fein, daß von der hohen Bunbesverfammlung 
entfchieben werde: 

aa. ob ein vollfommenes Vertheibigungs⸗Syſtem auf der füb- 

weſtlichen Grenze gegründet, und mithin Raſtadt, Donau- 
eſchingen, Homburg und Ulm befefligt werben wollen, ober 
bb. ob man fich mit ber Befeſtigung derjenigen Punkte begnügen 


c 
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enticheibet eine Mehrheit von 5 gegen die einzige Gtimme ves 
Eöniglich=baierifchen Verollmächtigten, ſowohl aus den oben augezeigten 
fortificatoriichen, ald auch aus firategifchen Brünben. 

Die ſtrategiſche Wahl bes Punktes Homburg if, (jeboch mehr 
in offenfiver als befenfiver Müdficht) nicht minder als zweckmäßig 
erfannt worden: Allein die Mehrheit hat ſich in fo lange gegen bie 
Befeſtigung beflelben erflärt, bild von ber Bundesſsverſammlung bie 
nöthigen Summen für Ulm, für Raftabt und für bie Herſtellung ber 
älteren Bunbeöfeftungen ausgewieſen fein würben®). 

Ad 2. ‚Ueber bie Glaflifiention ber beftehenben unb ber neu zu 
erbauenben Bundes-Feſtungen hat ſich bie Mehrheit der Militär: 
Commiffion dahin entſchieden, daß die Feſtungen Mainz, Ulm und 
Zuremburg theild wegen ihrer geographifchen Lage, theils aber and 
vermöge der militäriichen Mittel, beren Entwidelung fle fähig wären, 
als Beftungen erften Ranges zu betrachten find. Der Bevollmächtigte 
bed 9. Armeecorps glaubte jeboch Hierbei bie Bemerkung machen ju 
müfen, daß ihm Mainz und Ulm als Gentrals$auptwaffenpläge bie 
hoͤchſte Wichtigkeit für ben ganzen Bund zu haben fcheinen. 

Die Feſtung Landau und bie zur Beiefligung angetragenen 
Punkte von Raftadt, Germeröbeim und Homburg find Bundesfeſtungen 
zweiten Ranges, deren militärifche Wichtigkeit einerfeitö eben fo un: 
verfennbar, als anberfeits bie Anſicht richtig IR, daß fie für bie 
Staaten, in welchen fie liegen, entichieben noch wichtigere Rüdfichten 
haben, als für dad Allgemeine bes beutichen Buntes. Germersheim 
erfcheint unter den vier angezeigten Objecten als bas wichtigere, 
einmal wegen feiner ftrateglichen Zage, ald einziger Ueberganges und 
Berbindungs: Punkt am Oberrhein, — bann aber aus ber beionbern 
Rüdficht, daß auch für biefen Punkt binlängliche finanzielle Mittel 
vorhanden find. 

Dagegen erklärte ber Eöniglichzbaierifhe Bevollmächtigte, es 
fcheine ihm, in fo fern jede Glaflification gewiſſer Feftungen fig ner 
auf ihre beflebenden Gigenichaften und Melationen gründen fann, 
die noch nicht beſtehenden, felbf im Entwurf noch nicht beftätigten 
nicht wohl einer gründlichen Eintheilung ımterliegen können, 

Rückſichtlich der beftehenden, nämlih Mainz, Luremburg und 
Zanbau, ift feine Ueberzgeugung, daß nach rein militärifchem Blide, 
ber fich gegen jebe etwa darauf gu gründende politiiche Konfequenz 
verwahrt, allein Mainz als erfter gemeinfchaftlicher MBaffenplag ge 
fegt werben müfle, und daß Zuremburg, obgleich mit allgemeiner 
taktifcher Stärke bewährt, dennoch wegen Mangels weitgreifenber 
Arategifcher Beziehungen mit Landau in bie zweite Glaffe zu ſtellen fei. 

Ad 3. Ueber bie Mittel, welche für bie balbmöglichfie Her: 
ftellung ber alten und für ben Bau der neuen Bunbdesfeflungen zu 


*) Würde man heute auch noch diefen preuß. Vorſchlag wie damals verwerfen ? 
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amfehen. möchte, ala fe baburdh wenigſtene eine ſchickliche Veranlaffung 
zur batdmöglichften Verhandlung biefer Fragen unb zu deren Ent: 
fcheidung in ber Bundesverſammlung giebt. 

Sie Hat fih in dieſer Beziehung für folgende Vorfchläge zu 
allgemeinen Brunbfägen vereinigt: 

1. Diejenigen Bunbesfeftungen, welde auf dm Grund der euro: 
päifchen Verträge von dem Bunde übernommen, auf gemein- 
ſchaftliche Koften Hergeftellt oder erbauet werben, find ein reines 
Gigentbum des gefammten Bundes, mit gleichen Rechten und 
Pflichten aller einzelnen Mitglieder defjelben. 

2. Die Rechte, welche die Bundesfeftungen ben Mitgliebern bes 
Bundes gewähren, beſtehen 

a, im geweinſchaftlichen Beſitze ber Feſtungswerke und aller in 
ben Beflungen enthaltenen Bertheibigungsmittel; 

b. in ben gemeinfchaftlichen Anipsüchen aller auf den militärifchen 
Schutz, ven fir dem Ganzen und in einyeinen Bällen feinen 
heilen gewähren; 

c. fie bienen zugleich als Waffenpläße, in welchen fämmtliche 
Yundeöflaaten ihre Kriegsvorräthe niederlegen können. 

3. Die Pflichten, welche der Befig der Bundesfeſtungen dem Bunde 
nnd feinen Mitgliedern auflegt, beſtehen 

a. in Beftreitung des Aufiwandes, ben ihre Inſtandhaltung erfordert 

b. in Bewachung berielben, gemeinfchaftlih durch die Truppen 

.. bes Bundes. 

4. Die Bunbdeöfeftungen theilen fi geſchichtlich in drei Claſſen; 

nd 


e 

a. bereits beſtehende Feſtungen, weiche vom Bunde zu übernehmen 
und herzuſtellen fein möchten ; 

b. Buncte, welche zur Befefligung angetragen, und zu beren Her⸗ 
ſtellung nach europäifchen Verträgen bereit8 Summen von 
frangöftfchen Gontributiondgelvern angewiefen wurden; 

c. Punete, welche von der Militär-Gommiflion zur Befefligung 
amgetragen werben, unb für deren Erbauung vom Bunde erft 
Summen audgemittelt werben müffen 

Die Minorität ber Militär⸗Commiſſion, nämlich ber Eöniglich- 
baieriſche und der Benollmächtigte bed 8. Armeecorps, erkannte zwar 
mit der Mehrheit bie nnerläßlihe Nothwenbigkeit der Aufftellung 
folder Brundfäge; auch trat der ded 8. Armeecorps ben gemachten 
Vorfchlägen mit der Bemerkung bei, wie e8 ihm fcheine, bag jene 
Srundfäge burch befondere Verhäaltniſſe ber Territorial: und Hoheits⸗ 
rechte nothwendige Mobificationen erleiden müßten. 

Der töniglich:baierifche Bevollmächtigte wollte fi jedoch auf 
eine genauere Unterfuchung diefer Orunbfäge deshalb nicht einlaffen, 
weil er von der Anficht ausgehe, baß ed wohl ber Militär: Gommiffion 
zuflebe, die Bunbeöverfammlung um Feſtſeyung berfelben zu bitten, 


Erſter Theil. 47 
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wolle, welche die Majorität der Militär:Gommiffion vorge: 
ſchlagen Hat, nämlich mit derjenigen von Raſtadt unb Ulm; 

cc. 06 von Seiten bes Bundes gar feine Beiträge geleifet 
worden, und man fi einzig nur auf bie Verwendung ver 
für bie Befeſtigung bed Oberiheins beſtimmten Summe von 
20,000,000 Franks befchränfen wolle. 

b. Daß die Bunbesverfaumlung fi 

a. über die Wahl des Punktes von Germersheim, 

b. über ben Bau eines einfachen Brüdenkopfes auf bem linken 
Rheinufer daſelbſt und vielleicht einiger ſchützender Werke auf 
dem rechten erflären, unb 

c. bie Mittel und Borbereitungsanftalten unb bie Mobalitäten, 
welche bei der Befefligung dieſes Punktes feflgefekt werben 
bürften, beflimmen möchte; 

c. ba bie Hohe Bundesverſammlung bie Uebernahme ber burd 
europäifche Verträge beftimmten Bunbeöfeflungen veranlaflen, — 
bie Mobalitäten welche bei biefer Uebernahme flattfiuben follen, 
ausfprechen, und dann bie Militär: Gommiflion beauftragen 
wollen, ihr bie Entwürfe zu vollkommener Herflellung berjelben 
zu unterlegen. 

Die MilitärsCommiflion Hält eine baldige Entſcheidung bieled 
Gegenftandes für um fo wichtiger, als ihr einerfeits bie Not: 
wendigfeit bebeutenber Herftellungen in ven Feſtungen Mainz unt 
Zuremburg befannt find, näcftvem fie aber auch bie lebhafte Ueber: 
zeugung hat, wie unerläßlich es fei, fi in einem Augenblide, in 
weihem man über den Bau neuer Beflungen entfcheiben foll, vor 
allem andern die Herftellung der beſtehenden ſicher zu ftellen. 

Die Bundesverfammlung wäre ferner zu erfuchen, fi 

d. über bie Wahl ber Buncte von Raſtadt, Donauefchingen und 
Homburg, fo wie auch über die erforderlichen Mittel zu er: 
flären, mit welchen bie Befefligung berfelben vorgenommen 
werten bürfte. 

Politiſch-militäriſche Gegenſtände. 

In Rückſicht der Aufſtellung allgemeiner Grunbfäge für bie 
Behandlung ter Vundesfeſtungen ift es durchaus nicht bie Abficht ber 
Militär-Gommilfton, fich über diefelben mit Beſtimmtheit auszufpreden. 
Ste iſt aber volllommen von ber Norhmwendigfeit überzeugt, daß jene 
Gruntjäge zuerft von der Bunbesverfammiung beſtimmt werden müflen, 
um die Militär-Gommifflon in ben Stand zu fegen, bad von ihr 
neforderte erfchöpfendere Butachten zu bearbeiten. Indem jedoch tie 
Mehrheit verfelben ſich dahin entfchien, daß bie Hauptgrunbfäge, von 
welchen man bei ber Behandlung ber Bundesieftungen auszugehen 
hätte, zwar allerdings von ber politifchen Behörde beſtimmt werden 
müflen, fo verkanme fle bemumgeadhtet nicht, baß auch unter allen 
Umftänden ber militärifchen Hierbei um fo mehr eine Begutachtung 
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Anhang VI. 


Note der Militär: Eommiffiovn an den zur Aus—⸗ 
arbeitung ded MilitärBerfaffungdpland des deutſchen 
Bundes beftebeuden Bundestags: Husfchuß. 
Datirt Frankfurt den 4. October 1820 (Beilage zu 6. 166 ber 
30. Sigung vom 12. Octbr. 1820). 


Der zur Ausarbeitung bed Militärs Verfafjungsplans bes beutfchen 
Bundes gewählte verehrliche Bundestags = Ausfhuß übergab ber 
Mititär-Commiflion mittel Note vom 5. April 1819 im Auftrag 
der Bunbesverfammlung die von ben verfchiedenen Höfen und 
Regierungen zur Sprache gebrachten Zuſätze, Aenderungen unb 
Begenbemerfungen zu den früher ausgearbeiteten Grundzügen ber 
beutjchen Militärverfafjung, damit biefelbe über dieſe Gegenſtände 
bie gewünjchten Erläuterungen geben, bie nöthigen techniichen Be: 
ſtimmungen feftfegen, bie verfchievenen Anſichten noch einmal einer 
genauen Prüfung unterziehen, und dann alle diejenigen Bemerfungen 
binzufügen möchte, welche ihr zur Vervollkommnung des Ganzen 
militärijch nothwendig ſchienen. 

Nach genauer Erwägung des ihr übertragenen Geſchäftes ver⸗ 
einigte ſich bie Militär-Commiſſion dahin, bie in jener Note und 
ben ihr beigefügten acht Beilagen enthaltenen Fragen und Bemerkungen 
Punkt für Punkt durchzugehen, fie mit den Orundzügen ber Militär: 
verfaflung zu vergleichen, und nach Beichaffenheit entweber bort auf: 
zunehmen, ober dem verehrlichen Bundestags-Ausſchuſſe die Gründe 
audeinanderzufegen, welde bie Militär-Commiffion veranlaßt haben, 
auf Beibehaltung ber früheren Neduction jener Grundzüge anzutragen. 

Se tiefer die Militär- Commiflion in das Wefentliche dieſer 
Arbeit einbrang je mehr überzeugte fie fich von ven Schwierigkeiten, 
welche für bad Geſchäft felbft und für ben verehrlichen Bundestagd- 
Ausſchuß indbefondere fih ergeben würden, wenn ſie ſich Darauf be= 
fhränfen wollte, ihre Anfichten ſowohl über bie erhaltenen Fragen, 
als über bie Zufäge, welche fie in Antrag bringen zu müffen für 
nothwendig erachten dürfte, in einzelnen, unverbundenen Bemerkungen 
aufzuftellen. Sie entjchieb ſich baher bald dahin: 

1) zwar bie Anſichten über die von bem Bundestags: Ausfchuffe 
erhaltenen Bragpunfte in einer befonderen Arbeit zu erledigen; 
zur Grleichterung des ganzen Geſchäfts aber und zu befferem 
Verſtändniſſe dieſer aufzuftellenden Anſichten dem verehrlichen 
Bundestags⸗-Ausſchuſſe 

2) ben Entwurf einer neuen Rebaction ber Grundzüge der deutſchen 
Militärrerfaffung zu übergeben, in welchen zum Theil bie 
Wünſche und Bemerkungen mehrer Bundesſtaaten aufgenomnen, 

47°? 
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nicht aber einen Verſuch ihrer Auſſtellung ſelbſt ihr zu unter: 
legen 

gen Es wuͤrde ver Militar⸗Commiſſion angenehm fein, wenn es ihr 
möglich gewelen wäre, der gegenwärtigen Arbeit einen allgemeinen 
Ueberfchlag ber Koften beizufügen, - weile die Ausführung derſelben 
erfordern dürfte. Sie hat ſich jedoch von ber Unmöglichkeit ũberzengt. 
früher ſolche Srforbernigauffäge zu: machen, bis fi die Bundesver⸗ 
jammlung über die Uebernahme der Beftungen, über ihre Herfirllung 
und über bie Grundfäge und Modalitäten erflärt haben weich, welde 
bei ihrer Beſetzung und ihrem Baue feftgefeht werden müſſen. 
Gründlich können endlich foldye Arbeiten nur nach genauer und Eofl: 
fpieliger Unterfuhung bes Terraing, und dann ' gemacht werben, 
wenn die Bundesverſammlung bie verichievenen Befeſtigungsvorſchläge 
genehmigt haben wird. Beide Arbeiten find Eoftfpielig und es glaubt 
bie Militär-Gommiffion fie nicht früher in Antrag nehmen zu können, 
als bid man fidh über bie Wahl der Punkte entſchieden haben wirt. 

Die Militär: Commiffion hofft, daß ed ihr geglüdt fein möge, 
durch gegenwärtige Note eine allgemeine Ueberſicht deſſen zu bewirken, 
worüber eine baldige Entfcheidung dringend notbwendig If. Sie 
glaubt, alles angewendet zu haben, was bei fo mangelhafter Grunt- 
lage für ihre Verhandlungen fih zur Erreichung jenes 
möglich machen ließ, und Hält es ſchließlich für ihre unerläßliche 
Pflicht, einen fehr verehrlichen BunbestagesAusfhuß darauf auf- 
merffam zu machen, daß, wenn die Entjcheivungen, um welde fie 
hiermit wiederholt die Bundesverfammlung erjucht, nicht noch in 
biejem Jahre, und zwar fo bald ald möglich an die Militär⸗Commiſſion 
gelangen follten, der Beginn der eigentlichen Arbeiten an ben zu be 
feftigenden Punkten böchftens im Spätjahre 1820 erfolgen bärfte, — 
und daß ferner jebe Arbeit an einem erfchöpfenderen Gutachten über 
bie Bunbesfeflungen bis zur Entſcheidung jener Anfragen ihr un- 
moͤglich werde. 

Die Militaͤr⸗Commiſſion ergreift dieſe Gelegenheit, um den ſehr 
verehrlichen Bundestags⸗Ausſchuß Ihrer vorzüglichen Hochachtung zu 
verſichern. 

Frankfurt am Main ben 28. Julius 1819. 

Im Namen der Militär⸗Commiſſion ber deutſchen 
Bundesverfammlung, der Präfldirende und Referent 
Freiherr von Langenau, G. WM. 
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d) über bie Erleichterungen für die minbermächtigen Bunbesftaaten, 
e) über ben Belagerungsparf. 


Ada 

Ueber bie Redaction ber 66. 1 und 2 ber Grundzüge ber 
Milttärverfaflung. 

Die Militärs Sommiffion hat in ihrer 27. Sigung fich ein⸗ 
fimmig dahin erklärt, daß nach ihrer technifchen Anficht ed unter 
allen Umftänden nothwendig fein würbe, ben Begriff über die ftreitbare 
Mannſchaft fo beftimmt als möglich feftzufegen. Schon ver Bundes⸗ 
tags⸗Ausſchuß Hat fich bei ver Ausarbeitung ber erflen Grundzüge 
der Militärverfaffung von ber Nothwenbigfeit diefer genauen Bes 
ſtimmung überzeugt, und bie Militär-Commiſſion Hat in ihrem 
Entwurfe für bie neue Redaction ber Grundzüge in biefer Beziehung 
mefentlich nichts gethan, als bie von bem Bundestags: Ausfchufle in 
ben 66. 1 und 12 aufgeftellten Grundſätze zu mehrerer Deutlichkeit 
in einem Paragraphen vereinigt. Wenn die Ueberzeugung von ber 
Nothwendigkeit biefer Beſtimmung ſchon zu Anfang ber Militärver- 
handlungen ſowohl bei dem Bundestags: Ausfchuffe, ald aud: bei ber 
Militär⸗Commiſſion beftand, fo mußten bie von einigen Bunbesftaaten 
gemachten Gegenbemerkungen hierüber nur dazu beitragen, bie 
Richtigkeit diefer Anfichten auf das Beflimmtefte zu beweifen. Denn 
nur ſolche Bundesſtaaten, welche von dem Brundfjage ausgeben, bie 
Stärke des Bunbeöheeres jo viel ald möglich berabzufegen, haben 
auf eine veränderte Rebaction jener Paragraphen angetragen. Die 
Beſtimmung felbft enthält durchaus nichts Läfliges für diejenigen 
Bundesflaaten, beren Abficht es ift, ihr Kontingent im wahren Sinne 
ber Grundzüge zu ftellen; fle hindert nur die, welche den unvers 
meiblihen Troß, ber leider jebem Heere folgen muß, zum Nachtbeile 
ber Stärfe beileiben in bie wirfliche Zahl ihrer Streiter aufnehmen 
wollen. Die Militär: Gommiflion hält ed für ihre unerläßliche Pflicht, 
bie hohe Bundesverſammlung auf bie unvermeidlichen Mißbräuche 
aufmerkſam zu machen, welche aus einer veränderten Redaction jener 
Paragraphen, d. h. aus einer nicht genauen Beflimmung des Begriffes 
ter flreitbaren Mannfchaft, künftig hervorgehen dürften. Sie glaubt 
endlih, zus gründlicäfien Rechtfertigung ihrer Anſichten, bem ver- 
ehrlichen Bundestags: Ausfchuffe einen Ausrüftungsentwurf für ba 
£ailerlih=fönigliche=öfterreickifche Gontingent zum Bundesheere (erfte 
Beilage) mittheilen zu müſſen. Es ergiebt fick aus viefer Beilage, 
baß bloß zur erſten Ausrüfung bed Gontingents von einem Procent 
ber Bevölkerung, nad Abrechnung bed gelammten Artillerie Fuhr⸗ 
wefend, auf ein Gontingent von 94,822 Mann zu ben verfchiebenen 
Abminiftrationtzweigen der Armee eine fernere Leiſtung von 7,702 
Mann notbwentig wir. Rechnet man hierzu die für die Reſerve 
entftehbende Mehrzahl von 3,851 Mann, und nimmt man das 
öfterreichifihe Contingent als ben britten Theil des gauzen Bundes⸗ 
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zum Theil auch bie früheren Grundzüge nach techniſchen An: 
fidten geordnet wurden. 

Sin Theil der erhaltenen Sragpunfte wurbe gleih in den erſten 
Eißungen erledigt; den anderen aber, da er ſich nicht wohl getrennt 
behandeln ließ, mußte fih die Militär⸗Commiſſion bis dahin vorbe: 
halten, wo fie fih über diejenigen Abjchnitte der Grundzüge, zu 
welchen fie gehören, im Ganzen berathen würbe. 

In foweit e8 die von der Bundesverſammlung mefentlich empfohlenen 
Arbeiten für die Bundesfeftungen zuließen, beichäftigte fich Die Militär: 
Commiſſion zugleich mit der Bearbeitung ber Grundzüge, bis dieſe 
theils durch bie Garlöbader und Wiener Gonferenzen, theils durch 
die Abberufung mehrerer Mitglieder unterbroden wurde. leid 
nah ihrer Wiedervereinigung beeifte fih die Militär-Commiflion, 
dem verehrlihen Bundestags: Ausfchuffe in einer Note vom 24. Juni 
d. 3. den Stand des Geſchäfts anzuzeigen, und bei bemfelben dahin 
anzutragen, daß bie Verhandlungen über die Grundzüge der beuticen 
Militärverfalfung bei der Bundesverlammlung fobald als thunlic im 
Sinne ber Protokolle der Wiener Conferenzen zur endlichen \Wnt: 
ſcheidung gebracht, und an die Militär: Commiflion zur möglichen 
Beendigung der ihr übertragenen Arbeit mitgetbheilt werden möchte. 
Der verehrlihe Bundestags: Ausfhuß unterlegte hierauf ber hoben 
Bundesverfammlung in ihrer 23. dießjährigen Sigung einen Bortrag 
über die Gontingentftellung, welcher den Stand derjenigen weſentlichen 
ragen enthielt, über welche man fich bis jet noch nicht vereinigen 
fonnte. Die in dieſem Vortrage enthaltenen Anträge wurben von 
der hohen Bundesverſammlung zum Theil als Directivnormen, zum 
Theil als Deliberationspunfte an die Militär-Gommiflion zum Be 
hufe weiterer Ausarbeitung verwieſen, und ihr mittelft Note eines 
verehrlichen Bundestags: Ausfchuffes vom 4. September b. 3. über: 
geben. Obſchon die erhaltenen Directivnormen, wie ed die Militär: 
Commiſſion vorhergefeben hatte, fehr bedeutende Veränderungen in 
dem wejentlichjten Theile der Grundzüge der Militär-Verfaffung 
dermaßen nothmendig machten, daß faft alle früher bearbeiteten Abs 
fhnitte dev Grundzüge neuerdings redigirt werden mußten; fo ſah 
fih doch die Militär-Commiffion mit Vergnügen enblidy in ben 
Stand gejegt, die Hauptgrundlagen der Organijation bes Bundes: 
heered mit etwas mehr Beftimmtheit entwerfen zu Fönnen Sie 
beeilte fich, den erwähnten Vertrag in Verhandlung zu nehmen, und 
unterlegt dem verebrlichen Bundestags: Ausfchuffe in Folgendem das 
Nejultat ihrer Arbeiten Über dieſen Gegenftand. 

Ter Vortrag vom 31. Auguft d. 3. enthält fünf Anträge: 

a) über die Redaction ker $$. 1 und 2. ber Grundzüge der 

Militärverfaffung, 
b) über die Stärke und das Verhältniß der Reſerve zum Bunbeäheere, 
c) über das Verhältniß der Neiterei zum Bundesheere, 
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d) über bie Erleichterungen für bie minbermächtigen Bunbesftaaten, 
e) über ben Belagerungepart 
N 


Ada 

Ueber bie Redaction ber 66. 1 unb 2 ber Grundzüge ber 
Militärverfaffung. 

Die Militärs Sommiffion hat in ihrer 27. Sigung fich ein: 
ſtimmig bahin erklärt, daß nach ihrer technifchen Anficht ed unter 
allen Umſtänden nothwenbig fein würbe, ben Begriff über die ftreitbare 
Mannſchaft fo beftimmt als möglich feftzufegen. Schon der Bundes⸗ 
tage: Ausihuß bat fich bei ver Ausarbeitung ber erſten Grundzüge 
der Militärverfaffung von ber Nothwenbigfeit diefer genauen Be⸗ 
Rimmung überzeugt, und bie Militär-Commiſſion bat in ihrem 
Entwurfe für bie neue Redaction ber Grundzüge in biejer Beziehung 
weientlich nichts gethan, ald bie von bem Bundestags: Ausfchufle in 
den 66. 1 und 12 aufgeftellten Grundſätze zu mehrerer Deutlichkeit 
in einem Paragraphen vereinigt. Wenn die Ueberzeugung von ber 
Nothwendigkeit biefer Beſtimmung ſchon zu Anfang ber Militärver- 
bandlungen ſowohl bei dem Bundestags: Ausfchufle, ald aud: bei ber 
Militär-Gommiffion beftand, fo mußten bie von einigen Bunbesflaaten 
gemachten Gegenbemerkungen hierüber nur dazu beitragen, bie 
Richtigkeit dieſer Anfichten auf das Beftimmtefte zu beweifen. Denn 
nur foldhe Bundedftaaten, welche von dem Grunbfahe auögeben, bie 
Stärfe des Bundesheeres fo viel ald möglich berabzufehen, haben 
auf eine veränderte Redaction jener Paragraphen angetragen. Die 
Beftimmung felbft enthält durchaus nichts LKäfliges für diejenigen 
DBunbesflaaten, beren Abficht es ift, ihr Kontingent im wahren Sinne 
ber Grundzüge zu flellen; ſie hindert nur die, welche den unver» 
meidlichen Troß, ber leider jebem Heere folgen muß, zum Nachtheile 
ber Stärke defielben in bie wirflihe Zahl ihrer Streiter aufnehmen 
wollen. Die Militär-Commiflion Hält es für ihre unerläßliche Pflicht, 
bie hohe DBundesverfammlung auf die unvermeiblidden Mißbräuche 
aufmerffam zu machen, welche aus einer veränderten Redaction jener 
Paragraphen, b. 5. aus einer nicht genauen Beflimmung bes Begriffes 
ter flreitbaren Mannfchaft, künftig hervorgehen dürften. Sie glaubt 
endlih, zur grünblichfien Rechtfertigung ihrer Anfichten, dem ver- 
ehrlichen Bundestags:Ausfchufle einen Ausrüſtungsentwurf für das 
£aiterlich:Föniglichesöfterreickifche Bontingent zum Bundesheere (erfte 
Beilage) mittheilen zu müflen. Es ergiebt fit aus dieſer Beilage, 
daß bloß zur erſten Ausrüfung bed Gontingents von einem Procent 
ber Bevslkerung, nah Abrechnung bed gejammten Artillerie Fuhr⸗ 
weiens, auf ein Gentingent von 94,822 Mann zu ben verfchiedenen 
Adminiftrationszweigen ver Armee eine fernere Leiſtung von 7,702 
Mann nothwentig wird. Mechner man hierzu bie für die Reſerve 
entſtehende Mehrzahl von 3,851 Mann, und nimmt man das 
öfterreichifche Kontingent als ben britten Theil des ganzen Bundes⸗ 
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heeres an, fo würde biefem bloß burch die Richtbeſtimmung tes 
Begriffs ber ftreitbaren Mannfchaft ein Verluft von 34,659 Bann 
erwachfen. 
Die Militär. Commiffion glaubt daher den Antrag, daß bie 
65. 1 und 2 ber Grundzüge ber Militärverfaffung fo rebigin 
werben möchten, wie es von ihr nad ben Beilagen vorgefcplagen 
wird, hinlanglich motivirt zu haben. 
A 


Leber bie Stärke und bad Verhältniß der Neferve zum Bunbesherre. 

Mit innigem Bedauern vernahm bie Militär: Gpmmiflien vie 
fehr bedeutende Verminderung der MNeferve und mit ihr bed Buntes: 
heeres, wodurch nicht allein, nad Verhältniß ber in ihrer 14. 
Sitzung techniſch ausgefprochenen Beflimmungen, J Brocent ber Be 
völferung bei ber Erfagmannfchaft abgeht, fondern auch die Nachrückung 
der ganzen Reſerve unmöglich, und jene ihrer Theile bei weitem 
jhwieriger gemacht wird. Sie bat jedoch die erhaltenen Direttiv⸗ 
normen als für fte bindend betrachten müſſen, und bemnadh bie be: 
treffenden Paragraphen ber Grundzüge, ganz den erhaltenen Be 
flimmungen gemäß, aufs neue revigirt. Ungeachtet biefer veränderten 
Beſtimmung ber Reſerve erklärte fih jedoch die Militär-Eommiffien 
einftimmig dahin, daß ſelbſt biefe Feſtſetzungen in der gegebenen 
Zeit nicht erfüllt werden könnten, wenn für bie Reſerve nicht fen 
in Srievendzeiten ber größere Theil ber Gabres vorhanden wäre. 
Die Mehrheit ber Militär-Kommiffion ift fogar der Ueberzeunung, 
baß, um jene Zwecke volllommen erfüllen zu können, fümmtlide 
Cadres auch ſchon im Frieden vollfländig beibehalten werben follten. 
Die Militärs&ommiflion glaubt demnach, dem verehrlichen Buntes- 
tags: Ausichufle in ber zweiten Beilage einen beiläufigen Ausweis 
über jene Cadres vorlegen zu dürfen, melde fchon während bes 
Friedens vorbanten fein müflen, um bie auf J Procent beffimmte 
Meferve bereinft aufftellen und audbilten zu koͤnnen. Sie uf 
jedoch zugleich bemerken, baß biefer Ausweis barum nur funmarii 
für jedes Corps und nach einer fpeciellen Truppenformation ent: 
worfen wurbe, weil ihr zur Zeit Die in den combinirten Armercorps 
getroffenen Ab⸗ und Eintheilungen ber Truppen, bann bie zu Gtante 
gefommenen Verträge ber einzelnen Staaten, hinſichtlich der Ber: 
tretung ber verfchiebenen Waffengattungen noch nicht befannt fünb. 

Ad c. 
Ueber ba8 Berhältniß der Reiterei zum Bundesheere. 

Auch bier erfannte die Militär-Commiſſion leider in ben er: 
baltenen Tirectionormen eine neue Verminderung des Bunbeöherres 
un 7,182 Mann Gavallerie; fie konnte jeboch ebenfalls nickt amter: 
laffen, die auf bad Verhältniß ber Waffengattungen fich beziehenten 
Baragraphen nad ben erhaltenen Beftimmungen abzuändern. ur 
für die Anträge In Rückſicht des Verhältniſſes ber ſchweren zur 
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leick en Reiterei ergaben ſich Schwierigkeiten. Die Militaͤx⸗Commiſſion 
hatte in. ihren. früheren. Arbeiten ihr techniſches Gutachten dahin ab: 
gegeben, daß ein Drittel ber Reiterei aus ſchwerer, und zwei Drittel 
aus leichtex Cavallerie beſtehen ſollten. Im Vertrage bes Bundes⸗ 
tags⸗Nusſchuſſes And zwar nach F. 33 Punkt 2 dieſe Beſtimmungen 
angenommen, im Punkt 3 aber diejenigen Bunbesftanten, welche noch 
Feine. ſchwere Neiterei errichtet Gaben ober feine errichten wollen, von 
jeuem Verhäliniſſe ausgeihloflen; im Bunte 4 endlich den größeren 
Bundesſtaaten, welche eigne Armeecorps bilden, das Verhältniß ber 
Meiterei wach ihren eigenen Ginrichtungen überlaflen. Unter viefen 
Umfländes zog ed bie Militär Gomuwiffion vor, bie Beſtimmungen 
über bie ſchwere Meiterei, ba fie doch für keinen Bundesſtaat vers 
bindlich fein würden, lieber ganz zus ben Grundzügen wegzulaſſen. 


Add, 
Meber bie Srleihteruugen ber mindermächtigen Bundesſtaaten. 
In dieſem Antrage konnte die Militär: Commillion keine Direcs 
timmnormen fondern nur Deliberationgpunete finden. Sie unterzog 
daher in ihrer 29. Sitzung bieie Gegenſtände des Geichäfts ihrer 
Bearbeitung, und legt dem verehriichen Bundbestags-Ausjchufle hiermit 
die Anſichten vor, welche ſich ihr über denſelben entwidelten. 
Nah den Anträgen bes muitgerheilten Vertrages ergaben fi im: 

Weientlihen zwei Hauptgattungen der Grleichterungen 

a. jene, melde ohne Nachtheil für das Ganze ſtattfinden fönnen, und 

b. ſolche, wodurch bie aufgeflellten Grundſätze der Militärverfaffung 
- mehr ober weniger verleht würden. 
Zu ben erſten gehören bie Brfagleiftungen an Neiterei und Artillerie 
durch andere Bundeöftanten. Der verehrliche Bundestags-Ausfhuß 
Dat feine Anſichten über biefe Art ver Grleichterungen in feinem 
Vortrage $. 41 Punkt 3 bis 8 ausgeſprochen. Sie gewähren ben 
mindermächtigen Bundesſtaaten die einzige Art von Erleichterung, auf 
welche fie nad den Anſichten ber Militär: Gommiflion darum ge- 
grüubete Anſprüche Gaben, weil bei ihnen bie Errichtung und Gr: 
haltung dieler. Waffengattungen gröfere Anfrengungen erfordern, 
als in Staaten, in weichen bavon bereitd bedeutende Abtheilungen 
vorhanden find. Diefe Erfapleiftungen follten unter allen Umftänden 
fo viel ala möglich begünftigt werden; benn fie find in politifcher 
und beſonders in militärifcher Sinfiht ber Selammtheit, wie ihren 
Theilen, weſentlich nüglich, politiſch, weil fie eine engere Verbindung 
ber verichiepenen Bunvesflaaten beförberu; milisäriich, weil die Cavallerie⸗ 
und Ariillerie-Körper der gemilchten Armeecorpd, wenn fie von 
ſolchen Staaten geſtellt werden, welche bereits bedeutende Abtbeilungen 
dieſer Waffengattungen beſitzen, befler inſtruirt und organifirt im 
Belte erſcheinen fünnen. Auch geben bie früheren Grundzüge ber 
Militärverfaſſung bierüber im dritten Abfchnitte 6. 28 alle möglichen 
Anleitungen. Die Militär:Gommiffion glaubt daher fi für dieſe 
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Art der Erfagleiftung in allen ihren heilen unbedingt ausiyrechen, 
babei aber bemerken zu müffen, wie es ihr unerläßlich ſcheine, daß 
ein gewiſſer Zeitpunet beſtimmt werde, binnen welchem die Bundes 
glieder ihre zu Stante gekommenen Webereinfünfte hinſichtlich ber 
Vertretung ber verſchiedenen Waffengattungen ber Bundesverſammlung 
anzuzeigen hätten. Auch bürfte ferner, nah bem Wunſche mehrerer 
Herren Mitglieder, am füglichften die Bunbesverfammiung bie Garantie 
folcher gegenleitig eingegangener Berbinblichleiten übernehmen Töanem. 

Die Erleichterungen zweiter Art können nur durch Verminderung 
der Gontingente ober durch Störung bes beftimmten Verhältniſſes der 
Waffengattungen erfolgen. Soweit ber Wilitär:Gommiffion bie Ber: 
handlungen über dieſe Frage bei der Bunbesverfammiung befaunt 
wurden, überzeugte fie ich, Daß eigentlidj nody von feinem ber minder⸗ 
mächtigen Bunbeöftanten, welche auf Erleichterungen antrugen, die 
Gründe ausführlich entwidelt wurben, welche fie zu ſolchen Anfprüchen 
berechtigen. In einem Bunde, ber für jeden Bunteöflaat gleiche 
Rechte in Anfyruch nimmt, werben auch gleiche Pflichten gegen das 
Allgemeine vorausdgefeht, und es kann alfo eigentlich nur berjenige 
Bundesſtaat im Verhältniſſe zu allen Übrigen auf wefentliche Er: 
(eichterung Anſpruch machen, ber zu beweifen im Stande if, daß 
die Anſprüche, welche durch die Grundzüge der Militärverfafiung am 
bad Allgemeine gemacht wurden, ihm ſchwerer ats ben übrigen Bunbes- 
ftaaten zu erfüllen werben. Geld und Menfchen find die Haupter⸗ 
forbernifje zur Zufammenftellung eines Heered. Die Leiflungen en 
Menichen find nad ber Matrifel ausgeworfen morben, welche fig 
auf bie Bendlferung grüntet, und mithin alle Bundesflaaten im 
vollfommener Gleichheit trifft. Die Erhaltung diefer Menichenmofle 
im Kriege und im Frieden ift alfo vie Brage, welche bei ben Ber: 
Handlungen über bie &rleichterungen am weſentlichſten berüdficktigt 
werben follte. Nur derjenige Bundesſtaat, welcher zu bemeifen im 
Stande ift, daß die Stellung feiner Gontingentöpuncte feinen Unter⸗ 
thanen eine größere Laft aufbürbe, als jene feiner deutſchen Grenz 
nahbarn, bürfte, nach ben unmaßgeblichen Anſichten ber Milinir⸗ 
Gomniifflon, gegründete Anfprücde auf eine wefentliche Grleichternng 
und auf Verminderung feiner Gontingentöpuncte machen. Die Unter: 
ſuchung dieſer Brage gehört nicht in den Geſchäftskreis der Militärs 
Commiſſion; fie Hält es jebdoch für ihre Pflicht, die Hohe BVundes⸗ 
verfammlung darauf aufmerkſam zu machen, baf doch ganz unmögli 
ſolche Verminderungen auf alle mindermächtigen Bundesſtaaten ohne 
alle Ausnahme ausgebehnt werben könnten. Nur in einzelnen Fällen 
wo entweder jehr bedeutente Localurfachen ober wirklich verbäftmiß- 
mäßig größere Laften ber Unterthanen bewiefen werben dürften, fiab 
Erleichterungen biefer Art auf ausdrückliche Beſchlüſſe ter Bundes: 
verfemmlung, obgleich militärtfch immmer nachtheilig, yolitifch vielleidge 


zulaͤſſig. 
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Der Bunbettags: Ausfauß bat bexen im O. Buncte des 6. 41 
ſeines Vortrages eine angegeben, durch welche allerdings für bie 
Staaten, benen fle ‚bewilligt würbe, eine fehr bedeutende Erleichterung 
Ratt finden würde; nämlich, Ratt eines Artilleriften und Gavalleriften 
rei Infanteriften zu flellen. 

Dad Berkältnig bes Aufwandes für einen Cavalleriſten und 
Artilleriften gegen einen SInfanteriften aufzuftellen,, fanb das vorige 
Militär-Gomitd wegen ber Schwierigfelt, bei der Mannigfaltigkeit 
der Preiſe in ben verfchiedenen Bunbesftaaten ein richtiges Verhältuiß 
audzumitiein, micht für thunlich; inzwifchen gaben einige Herru 
Bevollmaͤchtigte jened Militär: Gommites mehr ober weniger approri= 
matine Berechnungen jowohl über die Aufſtellungs⸗ als Unterhaltungs 
Koften biefer verfehiebenen Waffengattungen nachträglich zu Protocoll. 
Schon aus biefen Berechnungen geht bervor, dag, wenn man bie 
Auffelungs= und Unterhaltungs-Koften zufammennimmt, ein bei 
weiten größeres Verhältniß ber. Infanterie gegen Gavallerie und 
Artillerie berausfommen dürfte. Die allmählige Abnubung bes 
Materials, bie fortwährenden neuen Anſchaffungen beflelben und ber 
Pferde währenb des Friedens, der mögliche Verluft au beiden im 
Kriege und der Umſtand, daß von biefen beiden Waffengattungen im 
Frieden feine fo große Beurlaubungen als bei ber Infanterie geftattet 
find, nebft andern dazu gehörigen Verwaltungs: und Gtabliſſements⸗ 
Koften, find fo bedeutend, daß bie Militär: Gommilflon ber feften 
Ueberzeugung Ift, es laſſe fih pas Berhältniß ber Koften von Gavallerie 
und Artillerie zu denen von Infanterie für Krieg und Frieden wenigftens 
wie 4}, mo nicht wie 5 zu 1 annehmen. Dei der Umfrage Über 
dieſen Gegenſtand ergab es ſich fogar, daß dieſes Verhältnig in einigen 
Bundesſtaaten, befonter& bei der Artiflerie, wie 1 zu 63 angenommen 
werten müfle Die Erleichterung durch Stellung von brei Infanteriften 
für einen Gavalleriften ober Artillerifien würbe baher eine bedeutende 
Berminderung ber zulegt angegebenen Waffengattungen zur Folge 
haben, in dem Grabe, als fie mehreren ober wenigern zugeflanben 
wärte. Uebrigens ift dieſer Antrag eigentlich bis jeßt nur von Einem 
Bundesſtaate gemacht worben, weicher mit Recht für ſich die Zufällig- 
feit in Auſpruch nimmt, daß man dort Belegenheit Hatte, einige ſehr 
gute Infanterie-tegimenter vortreflli auszubilden, und in biefer 
Beziehung würde fi bort im Verhältniß ber Güte der Truppen 
fein weientlicher Nachtheil für das Bundesheer ergeben. Wenn jedoch 
diefer Bundeöftaat erklärte, daß er keine eigentlichen Grleichterungen 
begehre, fo bleibt es dagegen bie Pflicht ber Militär⸗Tommiſſion, bie 
hohe Bunbesverfammlung darauf aufmerffan zu machen, daB da, wo 
man feine GBrleichterungen wolle, fondern nur ſtets Gavallerie und 
Arılllerie, im richtigen Verhältniß zu den Koften, Infanterie zu fielen 
wüänſche, das Verhältniß nicht wie 1 zu 3, fondern wie 1 au 4} 
bis 5 angenommen werben müßte. 
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Der BundestagssAusfhuß Hat ferner im Bumct bes $. 4 
darauf bingewiefen, ob fih nit ein Grleichterungsmittel entweder 
in Anfehung ber vermehrten Fuhrweſensſtellung oder in einem erhößeten 
Beitrage zu den Gorpäfoften finden ließe. 

Nah den Anfichten ber Militär: „Gommifflon erfcheint ihr jemer 
erſte Vorſchlag durchaus unzuläffig. Denn hat man ſich babei das⸗ 
jenige Fuhrweſen gebacht, weiches bloß zur Adminiſtration ber Armee 
hinter ihre Schladhtlinie gehört, fo ſtreitet biefed einmal mit den von 
der Militär-Commiſſton aufgeftellten Begriffe ftreitbarer Mannfchaft, 
und dann würden es wohl die Bundesſtaaten einander nicht zumuthen 
wollen, daß ein Staat die Mannſchaft gegen den Feind unb der antere 
die Knechte zum Bepäde ſtelle. Iſt aber mit biefem Fuhrweſen bie 
Trainmannfchaft bei dem Geſchütz gemeint, To vereinigt fich die Meber- 
jengung aller Sadverflänvigen babin, daß bie Ausbildung, welde 
man gegenwärtig von einem Artilleriefuhrmeiend-Goldaten verlangt, 
mehr in Anſpruch nehme, als bie eines Cavalleriſten fordern, und 
daß alfo ein Staat, der feine Artillerie zu flellen vermöge,. wohl 
auch eben fo menig im Stande fein könne, Buhrweien fin dieſe Walk 
zu organifiren. 

Die Militär: Gommiiflon glaubt ferner in höheren Beiträgen zu 
ben Corpékoſten, die unter allen Umſtänden, vorzüglich im Frieden, 
unbeteutenb fein werben, feine hinlänglich erheblichen Erleichterungen 
auffinden zu £önnen, 

Der Herr Bevollmächtigte bed 9. Armee-Corps übergab ker 
Militär-Bommilllon in ihrer 29. Sigung einen Aufiag bes Herrn 
Generalmajord von Zezihmig, worin terielbe eine fernere Erleichte⸗ 
rungs⸗Modalität für Diejenigen Staaten angiebt, welche fich bereitwillig 
erflären, ihre GBavaflerie und Artillerie durch größere Mächte bes- 
felben combinirten Corps ftellen zu lafien. 

Diefer Vorfchlag gründet fi eigentlih auf eine abermalige Ber: 
minderung ber zu leiftenden Gontingentsquote an Reiterei und Artillerie. 
In diefer Beziehung gehört er allerdings zu denjenigen @rleichterungen, 
welche dem Bundesheere durch DBerminderung Nachtheil bringen und 
barum auf Feine Weife als allgemein geltend für alle mindermächtigen 
Stauten betrachtet werben fünnen. Bei ſolchen Staaten aber, wo bie 
Bundesverfammlung noch überdieß weſentliche Grleichterungen zulaſſen 
wollte, erfcheint der Militär-Gommiffion biefer Vorſchlag in mili 
tärifcher Beziehung für das Banze noch immer vortbeilhafter, als 
jener frübere, für einen Gavalleriften unb Artilleriſten brei Infan⸗ 
teriten zu ftellen. Sie glaubt daher, daß unter jener Boransfegung 
anch biefer Antrag anzunehmen fein würde. 

Um endlich bie Nachtheile zu beieltigen, welche für fie gemiichten 
Corps daraus entfpringen müſſen, daß fie durch Verminderung Dieter 
Arı zu fchwach an Reiterei und Artillerie werden, glaubt Die Militärs 
Commiifton unmaßgebfich dahin antragen zu müflen, daß diejenigen 
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gemifchten Armeecorp&, beren Verminderung der Meiterei und Artillerie 
ein Bünftel der eigentlihen zu ſtellenden Gavallerie und Artillerie 
überfleige, von ber Stellung dieſer WBaffengattungen zur großen 
Gavallerie = und Artillerie-Meferve befreit werden möchten. 

Nach Austaufhung ihrer Anflchten und mit befonderer Berüd: 
tigung ber von einem verehrlichen Bunbestags-Ausfchufle erhaltenen 
Deliberationspuncte, vereinigte ſich daher die Milttär-Gommiifton, 
in Betreff der angefprochenen Erleichterung auf folgende Beftimmungen 
anzutragen: " 

1. Denjenigen mindermächtigen WBuntesftasten, beren Gontingente 
zum Bundesheere nicht mehr als bie in ben Grundzügen ange: 
nommene Minderzahl von einer Brigade Infanterie (3,200 Mann) 
beträgt, bliebe es überlafien, infofern fie deßhalb eine Vers 
einigung mit andern Bundesſtaaten treffen könnten, ihr Gontingent 
allein an Infanterie zu flellen, wogegen ſie denjenigen Bundes: 
gliedern, weldye für fie ben Antheil ber Artillerie und Eavallerie 
übernähmen, bie größeren Kofen für die Errichtung und den 
Unterhalt diefer Waffengattungen nad einem billigen Anfchlage 
zu vergüten hätten. Bei diefer Art von Grleichterung würden 
jebody folgende Beſtimmungen eintreten müſſen: 

a. Der Erfag ber für biefelben zu ftellenden Artillerie und Reiterei 
könnte in feinem Kalle von einem nicht in der Diviflon ober 
wenigftens in demfelben Armee⸗Corps befindlichen Bundesſtaate 
übernommen tverben. 

b. Die Uebernahme der Stellumg einer Waffengattung eines Bunbes: 
flantes für bem anderen fönnte nur Gegenſtand einer freien 
Vereinbarung unter den Bunbeögliedern fein. 

c. Wenn die zu einer Divifion oder einem Corps vereinigten 
Bunbesflaaten fich über bie Stellung bes Geſchüthes unb der 
Reiterei nicht vergleichen Lönnten, fo hätte bie Bundesver⸗ 
ſammlung vermittelndb einzuwirken. 

d. Sollte durch bie Vermittlung ber Bunbesverfammlung eine 
Vereinbarung nicht erreicht werben, fo bliebe ven betreffenden 
Bunbesflaaten die Verbindlichkeit, ihr Gontingent mit allen 
Waffengattungen nach ber Matrifel und den für bie Allge⸗ 
meinbeit beftehenden Beflimmungen in natura zu ftellen. 

e. Vergleiche obiger Art, welche zwiſchen ben Bundesgliedern zu 
Stande fünıen, wären von beiden Teilen ber Bundeöverfammlung 
drei Monate nach ber beichloffenen Annahme ber Grundzüge 
anzuzeigen. Mit biefer Anzeige hätte ver vertretende Staut im 
Hinfiht der übernommenen Waffengattungen gegen ben Bunb 
ganz bielelbe Berbinblichkeit, weldye bem vertretenen Staat vor 
dem Dergleiche oblag, ber Bund aber bie Barantie der ein: 
gegangenen Verträge fowohl für den einen, als den anderen 
Staat zu Übernehmen. 
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2. Nur in folchen Bällen, wo einer ober der andere ber minter: 
mächtigen Bundesflaaten, durch RKocalumflände dazu veranlaßt, 
bei der Bunbesverfanmfung auf eine fernere Grleichterung feiner 
Contingentſtellung antrüge, tönnten auf befonteren Bundes: 
beſchluß foigende fernere Verminderungen flattfinden: 

a. Stellung von brei Infanteriften für jeden Gavallerifien unb 
jeben Arterien, mit Berädfichtigung der dadurch nöthigen 
Berftärtung ber Reſerve, ſowohl bei ber Grgänzung, als 
auch in dem Balle, wenn größere over Kleinere Abtbheilungen 
berfelben auf Bundesbeſchluß dem Bundesheere nachrüden müſſen. 
Die Abgeoıbneten des 8. und 9. Armee:Gorps bemerken jedoch 
ausdrücklich, daß fie dieſer angetragenen Erleichterungsart wicht 

| beiftimmen £önnten. 

b. Um bie Stellung von Gavallerie und Artillerie durch Ber: 
tretung fo viel als möglich zu erleichtern, Tönnte endlich im 
einzelnen Yällen angenommen werben, daß minbermächtigen 
Bunbesftaaten, bei benen bie QBunbesverlammiung eine Gr: 
leicbterung für nothwendig findet, und bie fich durch größere 
Staaten ihres Corpsô erſetzen laflen wollen, bas Berbälmig 
ber Gavallerie von einem Siebentel auf ein Zehntel, und bei 
der Artillerie auf zwei Drittel bes Gontingents für dieſe Waffen- 
gattung erlaffen würbe, 

3. Denjenigen gemifchten Armee:Gorps, bei welchen durch obige 
Erleihterung bie Verminderung ber Reiterei uub Artillerie eim 
Bünftel ber eigentlich zu flellenden Quote biefer beiden Waffen⸗ 
gattungen überftiege, könnte bie Detachirung zur großen Ganallerie- 
und Artillerie-Referve nachgeiehen werben. 

Darüber, ob viele Beftimmungen für bie Erleichterung der 
minbermäcdtigen Bundeöflaaten vielleicht in einem eigenen Abichnitte 
der Grundzüge ber Militärverfaffung aufgenommen werten follten 
ober nicht, konnte fi die Militär: Gommiffion nicht vereinigen. Sie 
zog es baber vor, dem verehrlichen Bundestags: Audfchufle das Reſultat 
ihrer Anfichten über biefen Gegenſtand fowohl, als ihre darauf ge= 
gründeten Anträge in ber gegenwärtigen Note vorzulegen und über: 
läßt den ferneren Gebrauch ihrer Arbeit feinen weiteren Ermeſſen. 
Sie giaubt jedoch nochmals wiederholen zu müflen, daß ſaͤmmtliche 
angetragenen Grleihterungen ver zweiten Art dem Bundesheere 
wefentlich nachtheilig find; und fie Fann, zum Beten feiner ohnehin 
fo ſehr herabgeiehten Stärke, den Wunſch nicht unıerbrüden, daß 
die hohe Bundesverſammlung von biefen Erleichterungen nur in jeltenen 
Faͤllen Gebrauch machen möge. 

Die Militär. Commiſſion benugt viele Gelegenheit, dem ver: 
ehrlichen Bundestags⸗Ausſchuſſe als dritte Beilage eine tabellariſche 
Meberfiht beizuichließen, aus welcher fi bie Billigkeit der in ben 
Srundzügen enthaltenen Borberung, befonders während bes Friedens, 
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auf das volllommenfte ergiebt. Allerdings hat man bei einer folchen 
Ueberficht auf bie militärifchen Bebräude und Mißbräuche in ben 
verfchiedbenen Bundesftasten nicht wohl Rückſicht nehmen können, . 
fondern ſich darauf befchränfen müflen, in biefer Ueberſicht ben Loco- 
ftand ber verfchiebenen Bontingente für das active Heer, welcher, nad 
Bintritt ber in ben Grundzügen zugeftandenen Beurtaubungen, in 
Friedenszeit noch präfent bei ben Bahnen fein fol, nach einer ſpeciellen, 
und zwar ebenfalls ber äfterreihifchen Iruppenformation anzugeben. 
Es ergiebt fi daraus, daß das Bundesheer im Frieden außer ber 
Grercierzeit, auf eine Bevölkerung von 30 Millionen Menfchen, nad 
Abzug ber Beurlaubung, einen Armeefland von 98,510 Mann befige, 
worunter 7,488 Stab: und ObersÖffiziere und 23,272 Prima⸗ 
planiften und Unteroffiziere mit inbegriffen find. 
Ad e. 


Ueber den Belagerungsparf. 

Die Aufgabe der Militär-Gommiffton in biefer Beziehung würde 
ſich ohne große Schwierigkeiten bewerkftelligen lafien, wenn ber er: 
forderliche Belagerungspart entweder von ben beiden großen Mächten 
bes Bundes ober auf Unkoſten deſſelben gemeinichaftlih ſchon im 
Frieden auf einem gewiſſen beftimmten Punct angefchafft und geftellt 
werben Eönnte, Nachdem fich jedoch bie Bunbesverfammlung babin 
ausgeſprochen Hat, daß ein foldher Belagerungdpark ebenfalls von bem 
einzelnen Bunbesftaaten im Falle des Kriegs zufammengeftellt werben 
folle, fo Hat bie Militär-Gommiffton ſich darauf beichränkt, im Sinne 
der erhaltenen Dirertive bie betreffenden Paragraphen ber Grundzüge 
zu redigiren. Sie glaubt jeboch erklären zu müflen, daß vie Zus 
fammenflellung eines ſolchen Belagerungsparks aus allen Geſchütz⸗ 
gattungen ber verfchiedenen Bunbesflanten nicht obne militärifche 
Nachtheile möglich ſei, und trägt mindeſtens bahin an, daß man bei 
Gintheilung des Belagerungsparfs fi in ben verſchiebenen Armee 
Corps zur Stellung einerlei Geſchühgattung, wo möglid Immer nur 
von einem Bundesſtaate in jedem gemifchten Corps, vereinigen möge. 
Aus gleichen Gründen können bie Koften für einen Belsgerungspart 
nur dann angegeben werben, wenn bie betreffenden Bunbeöflaaten 
durch ihre Bevollmächtigten in ber Militär-Gommiffton dieſer bie bei 
ihnen eingeführten Preiſe mitgetheilt haben werben. 

Nachdem bie Militär-Gommiffton durch bie erhaltenen Directios 
normen in ben Stand gefegt war, bie von der heben Bunbesvers 
fammlung ertheilten Aufträge in Beziehung auf bie Grundzuge ber 
Militärverfafjung ihrerfeits fortzufegen, beeilte fie ſich, in bie bereits 
bearbeiteten fünf erflen Abfchnitte der Grundzüge basjenige aufzu⸗ 
nehmen, was bucch jene Directionormen erforberlih warb. Uebrig 
ift ihr noch die Bearbeitung ver ferneren Abfchnitte jener Grundzüge 
fowie bie Bearbeitung einiger früheren Fragen bes verehrlichen Bundes⸗ 
tags: Ausfchufles und bie Bntwerfung der Reglements. Sie wollte 
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jedoch bie DVerantwortlichkeit nicht auf fih nehmen, biefem erſten 
Theil der Brundzüge aufzuhalten, auf weichem, nad ihrer tedhnifchen 
Ueberzeugung, die Organifation jebes Bundes-Gontingents allein umb 
weſentlich beruht. Er iſt vollfommen in ben bereit rebuzirten fünf 
Abfchnitten ber Grundzüge entwidelt. Jede Organifation der Buntes: 
Gontingente ift fo lange aufgehalten, bis man fi bei ver hoben 
Bundesverſammlung über bieje Baſis befinitiv entfchieden haben wird, 
und mehrere Bundeöftaaten erwarten nach ber Anzeige einiger Mit: 
glieber der Militär⸗Commiſſion dieſe Beſtimmungen dringend zer 
endlichen Drganifation ihrer Gontingente. Die nachfolgenden Ub- 
fhnitte ber zweiten Abtheilung der Grundzüge, bie mehr als notb: 
wendige Bolge ber frühern Grundlage zu betrachten find, werben 
zwar von ber Militär⸗Commiſſion ungefäumt bearbeitet werben, ent- 
halten jedoch nichts, was bie Organijation der Bundes-Contingente 
verhindern ober aufſchieben koͤnnte. 

Die Militär-Commiſſion giebt fi daher bie Ehre, in ver Bei: 
lage 4. die Beantwortung ber unterm 5. Aprilv. 3. ihr mitgetheilten 
Fragen, fo meit fie bis jetzt thunlich war, 

‚ferner in der Beilage 5. einen unmaßgeblichen Eutwurf jur 
Reduction der fünf erflen Abjchnitte ber Grundzüge ber beutichen 
Militärverfaffung, nebſt den dazu nöthigen tabellarifchen Weberfichten, 
und enblich 

in der Beilage 6. den Entwurf zu einem allgemeinen Cartell 
gegenwärtiger Note anzuſchließen. 

Indem fte hierbei wieberholt, daß fie zu biefer neuen Mebuction 
ber Gruntzüge nur durch ben Wunſch beflimmt wurde, ihre mili⸗ 
tärifche Meinung in möglichft gebrängter Ueberficht zur Kenntniß ber 
hohen Bundesverfammlung zu bringen und fih in Rüdficht aller 
betaillirten Bemerkungen hierüber im Weſentlichen auf ihre bem ver: 
ehrlichen Bundestags: Ausichufle bekannten Protokolle bezieht: Tann 
fie nicht umbin, nochmals bie Aufmerkſamkeit berfelben darauf zu 
leiten, daß eine enbliche Enticheitung über bie Baſis ber Organifation 
des Bundesheeres mohl in jeber Beziehung wünſchenswerth umb 
dringend erfcheine. 

Die Militär: Commilflon ergreift mit Vergnügen biefe Gelegen⸗ 
heit, dem verehrlichen Bundestagd-Ausfchuffe die Verſicherung ihrer 
ausgezeichneten Hochachtung zu erneuern. 

Frankfurt a. M. ben 4. October 1820. 

Im Namen der Militär-Gommifjton der deutſchen 
Bunbesverfammlung 
ber Präfidirende 
Freiherr von Langenau, G.M. 
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Anhang VII. 


Bertrag ded Bundestags: Ausfchuffes in Mkilitär- 
Angelegenheiten über Die Eontingentsftellung. 
$. 1. Auftrag. 
: Die. Bundeßverfammlung hatte in ber vertraulihen Sitzung 
vom 17. Auguſt 1820 beichloflen, bem Bundestags: Audichuffe in 
Milirär-Angelegenheiten die bisher vorgelegten vorläufigen Abſtim⸗ 
mungen über die wegen der Gontingentöftellung noch zur Berathung 
ausgeiehien Brgenflände. zu dem Ende mitzutbeilen, damit berfelbe 
in Stand gefegt werbe, fein eventuelled Gutachten der Bundesver⸗ 
ſammlung zur Genehmigung vorzulegen. 
6. 2. Plan des Vortrags. 
Es wird baher das Angemeſſenſte fein, und bie Beichlußnahme 
erleichtern wenn man vor Allem 
I. die Gegenflände der Berathung näher bezeichnet, und in einzelnen 
Puncten aufftellt, jv baum 
I. auf die Grundzüge ber Kriegsverfaſſung bed deutſchen Bundes, 
und bie nach ihrer Entwerfung darüber flatt gefundenen Ver⸗ 
handlungen übergeht, hierauf 
IH. dasjenige barftellt, was hierüber dad Gutachten des achten Aus⸗ 
ſchuſſes der Wiener Gonferenz und das 28. Konferenz 
Protocoll enthält, und enblid 
IV. bei jedem Gegenftande bie neueften Abflimmungen zuſammen⸗ 
fiellt aus welchen ſich | 
V. das nähere Butachten über jeden Bunct ableiten läßt, um dem⸗ 
nähf die Beſchlüſſe zu veranlafien. 
6. 3. Berathungs⸗Gegenſtäͤnbe. 
Ad I. Die Segenftände über welche dermal noch die nähere 
Berathung zu pflegen ift, beftehen hauptſaͤchlich in folgenden: 
das Verhältnig des Bundes⸗Contingents zur Bevölkerung, 
die Beftimmung ber Reſerve, 
die weitere Ergänzung ber Reſerve, 
das Verhältniß der Waffengattungen 
a. ber Reiterei 
ß. der Artillerie, 
die Grleichterung der kleinern Staaten, 
£. bie Erſatzieiſtung an Reiterei und Artillerie burd andere Staaten, 
g. bie Ausmittelung eines billigen Maapftabes der Erſatzleiſtung, 
h. die Stellung bes Belagerungs:Bartd, 
J. bie übrigen einzelnen Beflimmungen, worüber noch etwaß er- 
innert worben if. 
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6. 4. Grundzüge. 
Ad II. Was: die Grundzüge ıc. betrifft, jo muß, bevor beren 
Beftimmungen auf bie einzelnen GSegenflände angewendet werben, noch 
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ein Rüdblid auf ben Bang ber WBerhanblungen im Allgemeinen 
geſchehen. 

Die Grundzüge ıc. wurden in ber 51. Sitzung 1818 ber 
Bunbesverfammlung vorgelegt, und hierauf lediglich die Inftructions- 
Einholung beichlofjen. 

In der 1. bis 4. Sitzung 1819 wurden bie Abfimmungen zu 
Vrotocol gegeben, und ſich vorbehalten, bie einzelnen Bemerlungen 
noch nacyzutragen- 

In der 4. Sigung 1819 wurbe ber Beſchluß gefaßt: 

„Daß die über bie Kriegs: Berfaflung des deutſchen Bunbes von 
dem dazu angeordneten Bundestags: Ausfchuffe bearbeiteten Grundzüge 
im Allgemeinen und Wefentlicden, als Vorarbeit und Grundlage zur 
endlichen Beflfegung eines allgemeinen Vertheidigungs-Syſtems des 
deutfehen Bundes, hiermit angenommen wären, und barüßer unser: 
züglich ein befinitiver Beſchluß gefaßt werden follte, nachdem nur bie 
deffallfigen Wuͤnſche und befondern Bemerkungen zu einzelnen Puncten 
noch weiter zuvor in vertrauficher Sigung vorgebracdht, Darin erörtert, 
und hiernähft an ben Bundestages Ausihuß zur Zufammenftellung 
und allenfalls zu AusgleihungssBorichlägen gewiefen worden“. 

An ber 2. bis 6. Sigung 1819 wurden die einzelnen Bemer- 
kungen und Gegenbemerkungen abgegeben und loco dietaturae gebrudt. 

Diefe wurden fobann in 3 vertraulichen Gigungen, am 4. 2. 
und 22. März 1819 mit den Grundzügen verglichen, und ber Be: 
ſchluß gefaßt, die vorliegenden Bemerkungen und Berabrebungen dem 
Bundestags: Ausfchuffe zur weitern Geſchaͤftsbehandlung zu übergeben. 

Der Bundedtags-Ausfhuß verwies nun die weiter zu erörternten 
SS. der Grundzüge unter bem 5. April 1819 an bie Militär-Gom- 
miſſton. (Militär-Commiff. Protocol S. 61). 

Bei der Mititär-Commifflon wurden ſodann biefe Gegenflänbe 
zum Theil einer weiteren Bearbeitung unterworfen, ohne daß jedoch 
die Refultate der Bundesverfammlung vorgelegt worten wären. 

Zum Theil trat in ber Bolge, aus Veranlaffung ber Wiener: 
Gonferenzen, eine Stodung ein, ohne daß auch in ben fchteren bie 
Tragen befinitiv gelöfet worben wären. 


Nach diefer allgemeinen Darftellung bed Ganges der Verhandlungen 
wird man auf bie einzelnen Puncte übergeben, und jeben berielben 
in ber oben vorgetragenen Orbnung von I. bis V. behandeln können. 

6 


Ad 1. a. Verhaͤltniß des Bundes⸗Contigents zur Bevölfermg. 
Grundzüge. 
Sn ben Grundzügen ift darüber Folgendes beſtimmt: 
5. 1. „Das Bundesheer befteht aus einem Procent der Bevölkerung 
aller Bundesſtaaten, jo wie Ddiefelbe in ber Bundes: Matrifel 
angegeben if”. 
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$. 7. Bemerkungen. 

Gegen tiefe Beflimmung wurde eigentlid von Feiner Seite eine 
Erinnerung gemacht. Was in ben baierfchen Demerfimgen vorkommt, 
benicht fi nur barauf, baß Fein höherer Buß angenommen werden 
follte. 

Olbenburg, welches ſich bemfelben anfchloß, Hat ſelbſt anerkannt, 
bag bie Beſtimmung bed Bundescontingents auf ein Procent von 
der Art fei, daß auch die Bunvesflaaten, beren Umfang feinen großen 
Milliär:Etat geftatte, auf bie Dauer würben leiten fönnen, was fle 
hiernach zu übernehmen haben. 

Was von einigen Stimmen ber fechözehnten Curie, von einer 
Herabfegung auf 3 Procent angebracht wurbe, war nicht für ben 
allgemeinen Maaßſtaab, fondern auf eine Ausnahme für die Eleinern 
Staaten berechnet. 

Nur Breußen jcheint mit dem Maafftabe von ein Procent nicht 
ganz einverftanden geweſen zu fein, indem in ben preußiichen Gegen 
bemerfungen angeführt wird, daß man in den dortigen Staaten felbft 
eine Anftrengung von fünf Procent ber Bevölkerung als nothwendig 
erachte, und alfo nicht zugeben könne, daß anbere beutiche Staaten 
einen fo kleinen Maaßſtab annehmen wollen. — 

6. 8. Vertrauliche Sigung. 

Sn ber vertraulichen Sigung vom 4. März 1819 wurde hierauf 
fefgefegt, daß es bei ber in ben Grundzügen $. 1 außgefprochenen 
Stärke bes Bundesheeres fein unabänberliches Verbleiben habe. 


6. Militär-Gommillion. 

Die Militär: Commiffton nahm auch bei ber neuen Redaction 
bes 1. $. Grundzüge in ver 14. Situng 1819 jene Beſtimmung 
wieber uuverändert auf, nur erweiterte fie biefen Artikel mit folgenven 
Detail:Beflimmungen, welde zum Theil an anderen Stellen ein⸗ 
gefchaltet, zum Theil ganz weggelaflen werben bürften: 

„Zu ber beſtimmten Zahl ber Contingente ift nur die ftreitbare 
Mannfchaft zu begreifen, nämlich, ohne Unterſchied ber Waffen- 
gattungen, die Offiziere, Unteroffiziere, Gemeine, Spiel= und 
Zimmerleute, und für jedes im Durdichnitt 36 Mann, worunter 
bie Artilleriften und diejenigen Artilleriefußweſens⸗Soldaten welche 
diefe Zahl nicht Überfchreiten mit eingerechnet find“. 

„Jene Mannfchaften, welche für das übrige Armeefuhrweſen, 
die Päderei und Sanltätsanflalten ber Armee folgen, müflen, als 
zum flreitbaren Stand nicht gehörig, über jenes Procent von allen 
Bundesſtaaten geftellt werben”. 


6. 10. Wiener Conferenz⸗Ausſchuß. 
Der achte Wiener Eonferenz:Ausfhup war in feinem Antrage 
ber Meinung, daß ein Procent der Bevölkerung bie active Arnıee 
bitven fol, nahm aber Umgang von ber durch bie Militär:Gommifilon 
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vorgeichlagenen Erweiterungen, unb glaubte, daß bie innere Organi⸗ 
fation bes Militärs in ben einzelnen Bunbesflaaten nach ben indivibnellen 
Verhältnifien zu behandeln, und bem GButbefinden ber Regierungen 
zu überlafien wäre, wenn nur den Anforberungen bes Bundes Ge: 
nüge geichebe. 
Die vorgefählagene Baflung lautet fo: 
„Tas orbentlihe Kontingent eines jeden Bundesſtaates, welches 
berfelbe bei befchloflenem Aufgebot zum Bundesheer zu ſtellen bat, 
beträgt überhaupt ven hundertſten Theil feiner in der Bundes 
matrikel begriffenen Bevölkerung". 
„Es find unter biefer Zahl alle Waflengattungen begriffen“. 


F. 11. Acht und zwanzigfte Wiener-Gonferenz. 

In der 28. Wiener Gonferenz wurbe gegen biefen Antrag von 
Seiten Oeſterreichs nichts erinnert. 

Preußen machte dagegen ebenfalls feine Bemerkung. 

Baiern war der Meinung, baß bie bereits beſtehenben Beſchlüſſe 
aufrecht zu erhalten und ber eigentliche Beſtand bed Gontingents 
auf ein Procent ver Bevölkerung feftzufeßen wäre. 

Sachſen bemerkte: da vie Beſtimmung ber Gontingente nicht 
blos Krieg, fonvern auch Aufrechthaltung ber innern Ruhe und 
Ordnung fei, fo möchten die Worte: „bei befchloffenem Aufgebote* — 
ingleihen die Worte: „zum Bundesheer“ weggelaflen werben. 

Bon Seiten Hannovers wurde nichts erinnert, 

Würtemberg bemerkte: bie angetragene Faſſung fönne leicht bie 
Mißdeutung veranlaflen, als ob ſich gegen ben Inhalt ber Grundzüge 
$. 40 von felbft verftände, daß bei jedem Aufgebote die Gontingente 
volftändig ausrüdten, was boch jederzeit von einem vorgängigen 
Bunbeöbeichluffe abhängig bliebe. Durch Beibehaltung bes Wortks 
Inhalts der Grundzüge $. 1 Eönne biefer Anftand gehoben werben. 

Baden erinnerte nichts gegen ben Antrag. 

Kurheflen machte die Bemerkung: im erfien Sag wäre unter 
bem Ausdruck „Aufgebot an ftreitbarer Mannfchaft" die in ben Grumb- 
zügen enthaltene Bezeichnung ber Waffengattungen als unveräubert 
zu betrachten. 

Großherzogthum Heſſen flimmte bem Antrage des achten Aus: 
ſchuſſes dei. 

Holftein und Lauenburg war damit einverflanden. 

Bon Luremburg wurde Nichts bemerkt. 

Die großherzoglich⸗ und herzoglich-fächftfchen Häufer machten 
gegen ben Antrag des achten Ausichufles über biefen erften Vunct 
eben fo wenig eine Grinnerung, als Raflau und Braunſchweig, 

Medienburg, bie 15. und 16. Gurie und bie freien Gtäbte. 

Hierüber wurbe in Wien kein Beſchluß gefaßt, ſondern feftgefeht, 
daß biefe Bemerkungen als Bota angefehen, hierüber die weiteren 
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Inſtructionen eingeholt, unb fonach hierüber das Protocol babier 
eröffnet werben follte. 
6. 12. Neuefte vertraulihe Abftimmungen. 

In den neueflen hierüber flattgefundenen vertraulichen Sigungen 
find nun folgende eventuelle Abflimmungen gegeben worden: 

Defterreich bezog fich auf bie in Wien abgelegte Abflimmung, 
worin über diefen Punct Nichts erinnert wurde. 

Preußen trat im Allgemeinen bei, unter Vorbehalt einzelner 
neü)äntragenber Bemerkungen. Gegen biefe Beflimmung wurde feine 
gemacht. 

Baiern trat der öſterreichiſchen Abflimmung bei, mit welcher 
auch die preußifhe ganz zufammentreffe, und bemerkte über biefen 
Punct, daß ber eigentliche Beſtand bes Gontingents auf den hunbertften 
Theil ber in ber Bundesmarrikel angegebenen Bevölkerung feſtzuſetzen 
und in biefer Zahl alle Waffengattungen zu begreifen wären. 

Sachen flimmte bergeftalt bei, daß das orbentliche Kontingent 
eines jeden Bundesſtaates, welches berfelbe an ftreitbarer Mannſchaft 
zu ftellen habe, überhaupt den hundertſten Theil feiner in der Bundes: 
matrifel bezeichneten Bevölkerung betragen Toll, worunter alle Waffen- 
gattungen begriffen wären. 

Hannover trat dem Brundfage bei, baß das ordentliche Gontingent 
ein Procent ber in ber Bundesmatrikel bezeichneten Bevölferung be⸗ 
trage, mit ben von Sachſen in Wien gemachten Bemerkungen, daß 
in der Redaction alle Ausbrüde zu vermeiden feien, welche vermuthen 
laſſen könnten, daß dieſe Truppenzahl nur bei erfolgendem Kriege 
zufammen zu bringen fei, ba fie vielmehr die Zahl, bie ſchon im 
Friedensſtande bereit gehalten werden müfle, umfafle. Unter biefer 
Zahl feien übrigens alle Waffengattungen begriffen. 

Württemberg flinmte ben vorangegangenen Beflimmungen und 
ber baierifchen insbefondere bei. 

Baden war volltommen bamit einverflanden, baß das Bundes⸗ 
heer aus dem hundertſten Theile ber Bevölkerung zu beſtehen Habe. 

Kurhefien äußerte ſich dahin, daß das ordentliche Kontingent 
jeden Bundesſtaates aus dem humbertften Theile der Bevoölkerung 
beftehen und darunter alle Waffengattungen begriffen fein follen. 

Großherzogthum Heſſen flimmte nach bem Antrage des achten 
Ausfcufies. 

Holflein und Lauenburg erklärten fih im Allgemeinen mit 
ben Grundzügen, fo weit viefe im vergangenen Jahr neu redigirt 
worden, volllommen einverftanben. 

Luremburg ſchloß ſich dem Antrage des achten Ausſchuſſes an. 

Großherzoglich = und Herzoglichsfächfifche Häufer bemerkten über 
diefen Punet nichte. 

Naffau bezog fich auf bie Anträge bes achten Ausichufiee. 

Braunfchweig flimmte wie Hannover. 
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Mecklenburg: Schwerin und Strelitz erklärten fi dahin, daß 
das ordentliche Gontingent aus dem hundertſten Theile der Bevölferung 
befteben foll. 

Holſtein⸗Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg hatten durch 
ihren Gejandten zwar münblih auf eine Gontingentflellung von 
Stel Procent ber Bevölkerung angetragen, in ben ſchriftlichen Ab⸗ 
flimmungen aber bavon nichts mehr erwähnt, fonbern es wurde nur 
im Allgemeinen auszuführen gefucdht, bag keine Anftrengungen geforbert 
werben bürfen, welche bie Kräfte einzelner Staaten im Frieden ers 
fhöpfen, und fie unfähig machen würden, im Kriege zu leiften, was 
dann zu leiften nothwendig fein Eönne. Der Friedensſtand bes Bunbes 
follte nur ein folcher fein, wie ihn jeder Bunbesflaat nad feinem 
befondern Zuſtande zu ertragen vermöge. Es müſſe bader mögliche 
Berminderung des Briebensftandes gewünfcht werden. Da jebod ein 
fpegieller Antrag nicht gemacht, In den frühern Abflimmungen biefer 
Eurie aber auf die Gontingentftelung von einem Procent ber Bes 
völferung eingewilligt wurbe, fo wir dieſelbe auch bermal, was den 
erften Punct betrifft, als zuſtimmend angeſehen werben können. 

Bon Seite ber fechszehnten Eurie wurbe über dieſen Punct 
nicht8 erinnert, 

Die freien Städte traten dem Antrage bes achten Ausfchufles bei. 

6. 13. Reſultate. 

Aus biefer getreuen Zufammenftellung ergeben ſich bie iu den 
Hauptfacken einflimmigen Refultate, daß 

1. das ordentliche Kontingent eines jeben Bundesſtaates, mit 
Inbegriff aller Waffengattungen, aus bem hundertften Theile der im 
der Bundeömatrifel angegebenen Bevölkerung befteben foll, baß aber 

2. was die Baffung betrifft, weber bie zuerft in ben Grundzügen 
entworfene, noch bie des achten Wiener:Eonferenz:Ausfchufles, no 
die neue Nebaction ber Militär:Gommiffton ganz anzunehmen fel; 
dag man indeſſen 

3. darüber ſich zu vereinigen ſcheine, am meiften die erfte Faſſung 
zum Grunde zu legen, ba aus ver Mebaction bed achten Ausfchufles 
basjenige mweggelafien werben follte, was ben Kriegszuſtand allein zu 
bezeichnen ſcheint, und aus ber neuen Baffung ber Militär-Gommifften 
dasjenige, was theild zu jehr in das Detail eingebet, theils auf eine 
nicht angenommene Erhöhung bed Gontingentfußes binführen könnte, 
theils in bie Innere Örganifation bes Militärs in ben einzelnen 
Bunbdesftaaten eingreifen würde, welche nach den individnellen Ber: 
hältniffen zu behandeln und dem Butfinden ber Negierungen zu überlaffen 
wäre, wenn nur ben Anforberungen des Bundes Genüge gefchieht. 

4. Die Rebaction des erften 6. könnte baber allenfalls alfo lauten: 

das Bunbeöheer befteht, mit Inbegriff aller Waffengattungen, aus 
einem Procent ber Bevölkerung aller Bunbeöftaaten, fo wie bie 
felbe in ber Bundesmatrikel angegeben ift“ 
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ober 
„da& ordentliche Kontingent eines jeben Bundesſtaates zum Bundes; 
beere beträgt überhaupt den hunberifien Theil feiner in ber 
Bundesmatrikel begriffenen Bevölkerung”. 
„Es find unter dieſer Zahl alle Waffengattungen begriffen“ 

oder aber 
„das Bundesheer ift aus ben Gontingenten aller Bundesftaaten 
zufanımengefegt". 
„Das Gontingent eines jeben Bunbesflaates beträgt überhaupt ben 
bunbdertfien Theil feiner in ber Bundeömatrifel bezeichneten Be⸗ 
völkerung”. 
„Unter diefer Zahl ſind alle Waffengattungen begriffen”. 

4. Antrag. 

Indeſſen glaubt ber Bundestags: Ausichuß in Militärfachen, daß 
es gegenwärtig zu früh fein würde, in bie Redaction felbft einzugehen, 
fondern daß es zu dem gegenwärtigen Zwede genügen bürfte, wenn 
man fich über die Sache felbft einverftanden hat, bie vorläufigen 
Beſchlüſſe der Militär: Commiffton zur Grundlage ihrer weitern Aus⸗ 
arbeitung zu eröffnen, und zugleich derſelben die Directiv-NRormen 
mitzutheilen, nach welchen fle nicht blos bie unmittelbar in Frage 
ſtehenden Puncte, fondern aud alle übrigen bierauf Bezug habenten 
Artikel abzuändern und neu zu bearbeiten hätte. Was ben ©. 1. 
betrifft, bürfte fie daher auf gegenwärtige Darftellung und die hieraus 
gezogenen Refultate zu verweilen fein. 

$. 15. Reſerve und Ergänzung. 
Adl.b.u.c. Die unmittelbar Hierauf folgenden Puncte betreffen: 
b. die Beſtimmung ber Reſerve, und 
c. beren weitere Ergänzung, 
welche bier, ihrer nahen Verbindung wegen, im Zufammenhange 
beleuchtet werben follen. 
$. 16. Grundzüge. 

In den Orundgügen if darin Folgendes beſtimmmt: 

us. 3. Die Meferve bed Bundesheeres beſteht aus einem halben 
Procent ver Bevölkerung aller Bundesſtaaten“. 

„F. 4. So wie bie Eontingente bed Heeres ausrüden, müſſen 
in allen Bundesſtaaten bie Meferven aufgeftellt werden. Sie bleiben 
aber bis zur wirfliden Aufforderung in bem Bezirk eines jeden 
Bundesſtaates, und treten erſt, wenn fie beilen Grenze überfchritten 
haben, unter bie Befehle bes Oberfelbheren des Bundes“. 

„$. 5. Zwei Drittheile der Reſerve werben für außerordentliche 
Bälle als Verflärkung zum Ausrüden bereit gehalten”. 

„Das legte Drittheil bleibt in jebem Yunbdesftaate als Stamm 
zurüd, und wird nach bem Ausrüden ber erſten zwei Drittheile wieber 
auf die vorige Iteferveflärke ergänzt, um das Ergaͤnzungsdepot zu 

ilden. 
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„F. 6. Wenn in außerorventlichen Bällen noch größere Kreit 
Anftzengungen nothiwendig werben follten, wirb barüber durch beſondere 
Bundesbeſchlüſſe das Nähere beſtimmt werben”. 

us. 7. Die Contingente müflen immer vollzählig erhalten 
werben. 

„Die Ergänzung berfelben gefchieht zunächſt aus bem bereit zu 
haltenden zwei Drittbeilen ber Reſerve ($. 5), und dann, wenn dieſe 
erichöpft ober gleich anfangs mit dem Bundesheer ausgerüdt find, 
aus bem auf ein halbes Procent erhöhten Ergänzungsbepot“. 

„$. 8. Die gefammten Ergänzungen Eönnen bei jebem Gontin- 
gente während eines Belbzuges die auf ein halbes Procent ergänzte 
Reſerve nicht überfchreiten“. 

„Diefe Referve ift in ſechs gleiche Abtheilungen zu theilen, von 
welchen, zur allmähligen Ergänzung bes Bundesheeres, ſechs Wochen 
nah dem Ausrüden beflelben, bie erſte Abtbeilung nachrückt, umb 
dann die Übrigen von zwei zu zwei Monaten folgen". 

„$. 36. Für zwei Drittheile ber Reſerve müflen bie Gabres 
auch im Frieden beſtehen“. 

„$. 40. Der Bund wird auch bei dem Ausbruche bes Krieges 
befchliegen, ob von jebem Bunbesftaate nur ein Theil bes Gontingentes 
oder dad Ganze zu ftellen fei, dann ob bie bereit zu haltenden zwei 
Drittbeile ber Neferve zugleich mit bem Heere ausrüden follen, ober 
ob dem Oberfelbherrn das Recht einzuräumen fei, biefe Reſerve im 
Augenblide der dringenden Gefahr an fich zu ziehen und die Aufs 
forderung hierzu an bie Yunbesflaaten gelangen zu laflen*. 

$. 17. Bemerkungen. 

In dem im Anfange bes vorigen Sahres über bie Grundzüge 
gemachten Bemerkungen und Gegenbemerfungen kommt über biefen 
Gegenſtand Folgendes vor, 

Bon Baiern wurde zu ben 66.5 und 8. erinnert, baß, um zu 
beurteilen, in wie weit bie durch den Entwurf feflgefegten An: 
firengungen ben Kräften ver einzelnen Bundesſtaaten angemeflen feien, 
vor allem nöthig wäre, ben gegebenen Maaßſtab auf die wirflichen 
Berhältniffe anzulegen. Das Bundesheer foll beftehen aus einem 
Procent ber Bevölkerung, bie Referve aus einem halben Brorent, 
tel der Meferve ober Itel Procent follen fogleih in Bereitſchaft 
gefeßt unb der Ueberreſt bei dem Audrüden ber Itel Reſerve auf ein 
halbes Procent der Bevölferung ergänzt werben. Diefes gebe alfo 
Stel Procent ber Bevölferung als Maximum ordinarium für einen 
Beltzug, fobin auf Baiern angewendet, nad einer Volkszahl von 
ungefähr vierthalb Millionen 65,267 Dann. 

Daß dies eine große Anftrengung voraudjege, werte man dann 
am leichteften ermeilen, wenn man nad biefem Verhältniſſe bie 
Mannfchaft bei andern einzelnen Bunbesftaaten berechne, und mit dem 
bisherigen Militärftand vergleiche. Es werde vielfältig gefühlt werden, 
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daß man große Kraft aufbleten müſſe, um biefer Borberung zu 
genügen. 

Es fomme audy zu erwägen, daß, fofern Oeſterreich und Preußen, 
welche in einem Bunbeöfriege als die natürlichen Alliirten des Bundes 
angefehen werben könnten, mit ihren übrigen Staaten auch gleiche 
Anftrengungen wie die Bundesſtaaten machen, ſchon, nach 14 Brorent 
der Bevölkerung, beide Mächte mit einander beiläufig ein ſtehendes 
Herr von 250,000, und eine Reſerve von 125,000 Mann ftellen 
würben, fo baß in biefem Falle die Sache des Bundes durch ein 
Heer von 550,000, mit einer Reſerve von 275,000 Dann vertheibiget 
würde — eine Macht, bie für Vertheidigungskriege wohl hinreichen dürfte. 

Man koͤnne ferner nicht unbeachtet laffen, daß, wenn ber Bund 
größere Anftrengungen ald von 14 Procent leiſten follte, folche 
lediglich die mit ihrem ganzen Länder-limfange im Bunde befindlichen 
Staaten treffen würde, mährend bie übrigen WBunbesglieber ihre 
Gontingente auf bie ganze Bevölkerung ihrer Staaten vertheifen, unb 
ihren deutſchen Ländern alfo kaum die Hälfte ber von ben Andern 
zu tragenden Leiftungen auferlegen würden, wie fchon früher in einer 
hanndverfchen Abſtimmung erinnert worden. 

88 dürfte daher für angemeſſen gefunten werben, bei dem zuerft 
angetragenen Verhältniffe ſtehen zu bleiben und das Maximum ordi- 
narium auf ein Brocent für das ftehende Heer und 4 Procent für 
bie Reſerve ſeſtzuſetzen. 

Werte aber von ben übrigen Bundesgliedern für nöthig erkannt, 
daß das höhere Verhältnig von 15 Procent angenommen werve, fo 
wolle fi Baiern keinesweges biefer größern Anftrengung entziehen, 
föndern werde jederzeit mit Kraft und Eifer Die gemeinfame Sache 
zu unterflügen ſich zur erſten Pflicht machen. 

3u 6. 35 und 36. erinnerte Baiern, baß den Staaten, welche 
eine ganze Divifton oder ein eigenes Armeecorps ftellen, zu überlaffen 
wäre, im Briebendflande für die Vereithaltung bes Kriegsſtandes 
nach ihren eigenen Einrichtungen felbft zu forgen. 

Zu 6. 40 wurde bemerkt, daß biefer F. auf den erften Sa zu 
beſchränken, und bie weitere Beflimmung von ben Worten an: 

„bann ob die bereit zu haltenbe zwei Drittheile ber Reſerve 10." 
als unnötbig wegzulafien fei, ta ohnehin das Ganze ber künftigen 
Befimmung bed Bundes im eintretenden Falle überlafien bleibe. 

Königlich-preußifcher SeitE wurbe gegen biefe baierifchen Be⸗ 
merkungen erinnert: 

Ad 6. 5 und 8. Da bie angegebene Staͤrke bed Bunbeöhreres 
gleichſam als das Minimum angefehen worden, fo laſſe fi nicht 
abjehen, wie folches noch verringert werben koͤnne. Preußen machte 
in feinen Staaten eine Anftrengung von fünf Procent der Bevölkerung 
als nothwendig, und könne daher nicht zugeben, daß anbere beutfche 
Staaten einen fo kleinen Maaßſtab annehmen wollen. 
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Ad $. 35 und 36 wurbe erwiebert; ba bie in biefen an⸗ 
gegebenen Beſtimmungen ein Minimum ſeien, welches den 
Staaten nicht laͤßig fein könne, deſſen Befolgung aber von ben kleinern 
Staaten nothwendig geforbert werben könne, jo fei nicht abzuichen, 
warum erftere fi von ben gegebenen Grundſaätzen ausichliefen wollen. 

Ad $. 40 ſcheine es doch moͤglich zu fein, daß ber $. unver: 
kürzt ftehen bleibe. 

Ju ber königlich⸗ſaͤchſiſchen Abſtimmung wurbe ad 6. 8 bemerft, 
man könne ſich von ber Nothwendigkeit, ta fon ſechs Wochen 
nach dem Ausrüden bes Bundesheeres eine aus bem ſechsſten Theile 
ber Reſerve beftehende Abtheilung an Grgänzungs:Mannihaft nach⸗ 
rüden folle, nicht überzeugen, fonbern ermefje für hinlänglih, wenn 
ber Erſatz fo bereit gehalten werbe, daß er, nach Eingang ber Anzeige 
von dem in ben erſten ſechs Wochen nah ven Abmarfche entflantenen 
Abgange, ohne Aufenthalt nashrüden koͤnne, und daß ber fpäter fid 
ergebende wirkliche Abgang, durch bie von zwei zu zwei Monaten 
nachzuſendende Ergänzungd:Mannfchaft erfegt werde. 

Königlichepreußiicher Seite wurbe dagegen erinnert: 

Die Erfahrung der neueften Kriege haben zur Genüge befätigt, 
baß der Abgang bei dem Heere, befonders im Anfange bes Felbzugs 
Höchft bedeutend; und daß, ohne vorhergehende Vorſorge, bie Con⸗ 
tingente nie im completten Stande zu erbalten fein würden. 

Beſonders fei bied ber Ball auf langen Operationdlinien, we 
bie erſten Depots der Armee entweder näher gerädt werben müßten, 
ober zu veranftalten ſei, daß die abgehenne Mannſchaft zur rechten 
Zeit, aus ihrem Friebens Quartiere abmarfchieren. Dies wurbe 
burch practifche Beiipiele näher erläutert. 

Nah ber badiſchen Bemerkung zu bem 8. $. vermeinte man 
nit, daß es als unumftößlicher Grunbfag anzunehmen ſei, daß 
geſammte Ergänzungen bei einem jeben Contingente, die auf sin halbes 
Procent ergänzte Reſerve nicht überfchreiten Lönnen, weil böhere 
Zwede größere Anftrengung erfordern, und nad $. 6 ſchon im 
außerorbentlihen Faͤllen, vermöge befonberer Bundesbeſchlüſſe, größere 
KraftsAnftrengungen bebingt feien. Koöniglich⸗preußiſcher Seits wurde 
biefe Bemerkung gern Angenommen. 

Die großherzoglich-heffifchen Bemerkungen enthaltgu über biefe 
Gegenſtände folgendes: 

Die Referven follen nad dem $. 4 und 31 ber Grundzüge erſt 
nach dem Aufbruche des Bunbesheeres aufgeftellt werten, fp zwar, 
daß ſechs Wochen barauf zwei Drittheile verjelben marſch⸗ und ſchlag⸗ 
fertig fein — 83 werde aber auch nah dem F. 7 und 4D geforben, 
daß zwei Drittbeile ber Referve gleih Anfangs mir dem Bundesbeere 
ausrüden können. Dies flehe in Widerſpruch. Wenn tie Neferven 
erfi nach dem Aufbruche des Bundesheeres aufgeflellt werben jollen, 
. könnten fie unmöglih mit ihm ausrüden. — Eben fo ſei ber ß. 36, 
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in jo weit er von ben Reſerven ſpricht, eine nur mangelhafte 
Wiederholung des $. 32. Diefe Säge bebürften daher einer be: 
Rimmteren Abfaffung. 

Koͤniglich⸗preußiſcher Seits wurbe dieſe Bemerkung als gegründet 
anerfannt. 


Bon Holſtein-Oldenburg wurde folgendes geäußert: 

Zum $. 1 5i8 8 made man fih die baierifche Bemerkung um 
fo mehr zu eigen, als die Beſtimmung bed Bundes Contingents auf 
ein Procent von ber Art fei, daß auch bie Bundesſtaaten, deren 
Umfang feinen großen Militär-Btat verftatte, auf die Dauer würden 
leiften fönnen, was fie hiernach zu übernehmen haben, wobei bie 
Neferve allein als eine Vorkehrung zur Sicherftellung ber fleten 
Vollzähligkeit des Contingents zu betrachten wäre, und fich übrigens 
von ſelbfi verflünde, auch noch beflimmter, wie im $. 6 gefcheben, 
ausgeſprochen werben Fönnte, daß ber Bund, nach Beſchaffenheit ber 
Umftände, jebe weitere Anftrengung befrhließen werde, melde bie 
Gefahr bed Vaterlandes und die Verfolgung des Bundeszweckes er- 
beifchen bürfte. 

Für bie allgemeine und regelmäßige Rüſtung zur Vertheibigung 
fcheine die Beſtimmung bes F. 1, in Verbindung mit ber Vorforge 
für bie zweckmäßige Bereitſchaft und allenfalld nörhige Ergänzung 
ber Pontingente, zu genügen. Auch merbe eine Vergleichung der 
Hülfsmittel aller Arr, welche den großen Mächten zu Gebote flehen, 
mit benen der Eleinern Staaten fehr leicht den Beweis liefern, daß 
bei einer noch größern Anftrengung, wenigſtens in finanzieller 
Hinſicht, zwifchen jenen und biefen eine bedeutende Ungleichheit ents 
ſtehen müßte, welche body gewiß nicht bezwedt werde. Es wäre 
daher zu wünſchen, daß dem angenommenen Maafftabe der Leiftungen 
noch, der Bevölkerung unbefchadet, ber Koftenaufmanb berüdficktiget, 
und wie bereits früher in einer kaiſerlich-öſterreichiſchen Abflimmung 
geäußert worben, darnach die Möglichkeit der Leitung ermäßigt, und 
diefer eine der Brhaltung des Wohlſtandes der Bundesſtaaten ents 
fprechende Grenze gefeßt werde. 

3» $. 40 wurde bemerft, ed ſcheine bag die Aufbietung eines 
Theild ber Gontingente in beren Fleineren DBeftandtbeilen Schwierig» 
feiten finden, und biefe näheren, Beftimmungen wünſchenswerth machen 
könnte. Dan glaube aber auf die Billigkeit ſämmtlicher Bundes: 
glieber gegen einander, und das gegenfeitige Vertrauen zum Voraus 
zechnen zu Eönnen, fo daß, im eintretenden Balle, eine ungleiche 
Behandlung ber Bundesftaaten nicht zu beforgen fein werde. 

Königlich-preußiiher Seits wurbe hierüber Leine beionbere 
Gegenbemerkung gemad)t. 

Die von ben Fürſten ber fechözehnten Curie zur Dictatur ge- 
£ommene Bemerkungen enthalten über biefe Begenflände Leine ſpeciellen 
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Anträge, Tondern nur im Allgemeinen ven Wunſch möglichfter 
Erleichterung der Gontingentflellung und ber viesfallfigen Leitungen. 
$. 18. Vertrauliche Sitzungen. 

In der vertraulichen Sigung am 4. März 1819 wurben biefe 
Bemerkungen und Begenbemerkungen mit einanber verglichen und 
näher erörtert, und, indem man fle an die Militaͤr⸗Commiſſion ab: 
zugeben beſchloß, kam man zugleich dahin überein, daß 

a. zu $. 1 bis 8. nad) Mehrheit der Stimmen, ed bei ber in 
den Grundzügen audgefprochenen Stärke des Bunbesheeres und ber 
Meferve fein unabänderliches DVerbleiben babe. 

b. Was bie anfcheinenden Wiberforühe in ber Baflung ber 
66. 4. 7 und 40. ber Grundzüge betrifft, fo vereinigte man fh 
dahin, bei bereinfliger befinitiver Redaction ber Bundes-Militär- Ber: 
fafjung und ber von dem Bunbestagd-Ausfchuffe zu erwartenten 
Zufammenftellung, in dem 6.7. nady ben Worten: „wenn dbiefe erfchöpft, 
oder", Die Worte: „gleich Anfangs”, bann in dem $. 40 nach ten 
Worten: „zwei Dritiheile der Reſerve“ das Wort „zugleich“ wegzulaffen. 

c. Auf bie Anftände Badens, daß bie 6$. 6 und 8. ſich zu 
widerfprechen fhienen, unb die Bemerkungen Königreih Sachſens 
gegen $. 8, wegen Nachrücken ver Meferve ıc., wurbe nah näherer 
Erläuterung für gut gefunden, es bei den Grundzügen zu belaſſen. 

In ber weitern vertraulichen Sitzung vom 8. März 1819 hatte 
man zu $. 32. auf die Grinnerung Babens feftgefeht, biefen Bara- 
graphen bahin abzuänbern, daß in allen Bunvesflaaten ſchon im 
Brieben bie Cabres ber Meferven, wenigftend für zwei Drittheile 
beftehen müflen. 

Zu $. 36. wurbe bie erſte Zeile: „für zwei Drittbeile ber Reſerve 
müffen bie Gadres auch im Frieden beftehen” wegzuſtreichen belicht, 
weil der Zufag zu F. 32. foldhes nunmehr überflüffig mache. 

Zu $. 40. ſprach fih bie Mehrheit für bie Beibehaltung bes 
Paragraphen aus, und nur über die Art, wie, im Balle bes Rad: 
rüdens, bie Referven in das active Heer einzutbeilen feien, wurde 
bie Milttär:Gommiffton zu vernehmen verabrebet. 

$. 19. Militär Commiſſton. 

Die Milttär:Gommiffton ftellte nun in ihrer neuen Redactios 
die Hier einfchlägigen Paragraphen in folgender Weife auf: 

n$. 3. Die Referve des Bunbesheeres beftchet aus einem Drirtbeil 
Prozent ber Bevölkerung, nach venfelben Beflimmungen, welche über 
die flreitbare Mannfchaft bes Bunbeöheeres im $. 1. feftgelegt worten. 
Sie muß von dem Augenblid an in Bereitfchaft gehalten werben, 
in welchem ba8 Heer aufgehoten wird; förmlich ausgerüſtet und auf: 
geftelt wird fie jedoch nur durch einen befonbern Beſchluß ber 
Bunbeöverfammlung. Bis zur wirklichen Aufforderung bieibt fie in 
tem Bezirk eines jeben Bundesſtaates, und tritt erft, wenn fie fd 
auf ihrem Gammelplag befindet, unter die Befehle des Oberfeldberrn*. 
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„F. 4. Das Marimum ber Erſatzmannſchaft bes Bunbesheeres 
in einem Sabre befteht aus einem halben Procent der Bevölkerung, 
und wird nach umb nach in Depots aufgeftellt; ein Drittheil davon 
muß unausgeſetzt präfent beifammen fein. Sechs Wochen nach dem 
Ausrüden des Bundesheeres wird von biefen Depots ein Zmölftheil 
von einem Procent ber ganzen Bevölkerung, das beißt, bie Hälfte 
des aufgeftellten Depots ſelbſt, ald Ergänzung bem Heere nachgefenbet, 
mit ben übrigen Nachſendungen aber wird von zwei zu zwei Monaten 
fortgefabren“. 

„F. 8. Wenn in auferorbentliden Yällen noch größere Kraft: 
anftrengungen nothwendig werben follten, wirb darüber durch befondere 
Bundesbefchlüffe dad Nähere beſtimmt werben". 

Die Retaction des $. 27, welder mit dem F. 30 ber früheren 

Faſſung correfpondirt, und bie VBereithaltung bes Gontingents im 

HA betrifft, wurbe bei der bamaligen Berathung noch vorbe⸗ 
lten. 

n$. 28. Eben fo müſſen bie Reſerven, nämlich ein Drittheil 
Prozent ber Bevölkerung eines jeben Bundesſtaates, gleich nach bem 
Audrüden des fehenden Heeres bergeftalt in Bereitſchaft gehalten 
werben, baß fie fpäteftens zehn Wochen nach bem bieöfallfigen Bes 
ſchluß der Bundesverfammlung aufben Sammelplägen jedes Contingents 
zur Berfügung bes Bundesfeldherrn geftellt werden können“ — 

„Sie müffen übrigens in allen ihren Theilen glei bem Heere 
ſelbſt, organifirt, ausgerüftet‘, eingetheilt und behandelt, und alfo bei 
größeren Bunbesfaaten in Diviflonen und Brigaben, bei mittleren 
in Brigaden und Negimenter, unb bei Eeinern in Bataillond und 
Divifionen aufgeftellt werben. Wenn jedoch die Meferve eines 
Bundeöftaates weniger als ein Bataillon ober eine Diviflon ausmachen 
follte, fo kann bdiefelbe dem Gontingente für das active Heer einver- 
leibt werden, wenn es nicht mehrere kleine Staaten vorziehen möchten, 
ihre einzelnen Theile in ein Ganzes zufammenftoßen zu laffen“. 

„S 29. Von dem für bie Erfagmannidhaften (Depots) be: 
ftimmten halben Prozent ver Bevölkerung, muß gleich nach dem Aus⸗ 
rüden des ſtehenden Heeres ein Drittheil, das heißt ein Sechstheil 
von einem Prozent ber Bevölkerung eines jeben Bundesſtaates auf: 
geſtellt, und, mit voller Berückſichtigung der Im erſten Abfchnitt 
6. 4 angeordneten Nachſendungen unaudgefegt complet erhalten 

u 


„Zu biefem Ende müffen die Cadres ter Reſerve ſogleich nach 
dem Ausrüden bes Bunteöheeres in eigene Körper gebildet, und ein 
Sechstheil ber Mannfchaft von jeder Waffengattung berfelben einbe: 
rufen werben”. 

„$. 37. Dee Bund wirb befchliefen, ob von jebem Bundes: 
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ftaate nur ein Theil des Gontingents ober das Ganze zu flellen 
fei — dann, ob die Meferve ganz ober zum Theil mobil gemadt 
werben folle". 

Bei biefer Leberficht der von ber Militär-Gommiffion verab- 
redeten, aber dem Bunbdestagd:Ausfchuffe noch nicht vorgelegten, ein- 
fhlägigen Beſtinimungen, wirb von jelbf in die Augen fallen, daß, 
wenn aud von der einen Seite die Militär-Gommiffion die vorge 
ſchlagenen Abänderungen weiter audgebehnt hat, als eben die Ber: 
anlaffung zunähft dazu gegeben war, auf ber anbern Seite burd 
biefen Entwurf in mander „Hinficht bee Weg einer näheren Ber: 
bindung zwedmäßig eröffnet worden fei. — 

$. 20. Wiener Conferenz:Ausfchup. 

Der bei den Wiener Gonferenzen aufgeftellie achte Ausſchuß 
erftattete in ber 20. Sitzung am 29. März biefed Jahrs feinen 
Antrag, und, indem er ben Grundſatz ber möglichſten Grieidhterung 
im Frieden vorausſchickte, befchränkte er feinen Antrag über ben 
vorliegenden Gegenſtand darauf, dag ein halbes Prozent ber Be 
völferung bie Reſerve bilden ſollte. Zu dieſem Ende ſchlug er 
folgente zwei Artifel vor: 

„Ss. 8. Außer bem beftimmten hundertſten Theil zum eigentlichen 
Gontingente, wird auch noch der zweihundertſte Theil ber Bevölkerung 
als Referve, nur zur Grgänzung bes allmähligen Abganges, nmb 
zur fortwährenden Inftandhaltung im Kriege, nach Bebarf ausgehoben, 
und in bazu erforderliche Bereitſchaft gehalten werden“. 

„F. 9. Weitere außerordentlihe Anftrengungen und Truppen: 
ſtellungen zur Bertheibigung bed Bundes im Laufe eines Krieget, 
werden nach Beſchaffenheit ber Umſtaͤnde und ben jebeömaligen Be 
bürfniffen von ber Bunbeöverfammlung zu beſchließen fein. 

$. 21. Achtundzwanzigſte Wiener: Conferenz. 

Bei der in der 28. Sizung am 11. Mai gehaltenen Plenar⸗ 
Berfammlung ber Gonferenz wurde von 

Deflerreich feine Erinnerung gemacht; 

Eben bafielbe fommt von 

Preußen zu bemerfen 

Baiern flimmte dahin, bag ein halbes Prozent der Benölkerung 
zur Ergänzung als Referve auf vorgängigem Bunbeöbefchluffe derge⸗ 
fait in Bereitichaft zu halten fei, daß ſolches ſechs Wochen nach 
erfolgtem Bundesbeſchluſſe ausrüden, unb unter den Beichl bes 
Dberfeld:Herrn treten könne, fobald bie Truppen das Land verliehen, 
ober in die eigentlike active Armee einrüdten, 

Königreih Sachſen erinnerte nun über ben 9. Artifel des 
Ausſchußantrages, daß entmweber nach ben Worten: „zur Bertheibigung 
bed Bundes im Laufe eined Krieges" zugleich der Beſtimmung dei 
Bunbesheeres zur Erhaltung innerer Ruhe und Sicherheit ebenfalls 
erwähnt, oder, anftatt jener Stelle, ein allgemeiner Auötrud, etws, 
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„Für ben Bund“, gebraucht, ober auc jene Worte ganz weggelaffen 
merben möchten. 

Hannover flimmte den koͤniglich-ſaͤchſiſchen und fpäter folgenden 
turbeflifchen Bemerkungen bei. 

Bon Württemberg murbe hierüber nichts erinnert. 

Bon Baben eben fo wenig. 

Kurbefien bemerkte, daß ber 8. Sag des Ausfchußantrages bie 
Beſtimmung bed 8. 6. ber Grundzüge: „bie gefammten Ergänzungen 
können bei jebem Gontingente während eines Beldzuges die auf ein 
halbes Prozent ergänzte Meferve nicht überfchreiten‘ — keineswegs 
abändern bürfe. 

&o wie der Sag ber Anträge gefaßt fei, Eönne er auch ver: 
flanden werden, als ob der zweihunderiſte Theil ber Bevölkerung 
die Ergänzung für die ganze Dauer bes Krieges ausmachen follte. 

Der Vertrag bes achten Ausſchuſſes enthalte Bemerkungen über 
bie Bereithaltung im Frieben, welche barauf gerichtet fcheinen, bie 
Beftimmungen bes IV. Abfchnittes der Grundzüge überall zu befeitigen. 
In den Anträgen fei bieß allerdings nicht ausgeſprochen, und es 
fheine demnach zuvörberft eine Erläuterung über die Anſicht des 
Ausſchuſſes erforderlich zu fein. 

Man halte auch bafür, daß bie Beftimmungen in Anfehung der 
Bereithaltung und ber Ergänzung ber Reſerve mehr präcifirt, und 
dabei bie Beſtimmungen ber Grundzüge fo wie au vie Arbeiten 
der Militär:Gommiffion, zum Grunde gelegt werben müßten. 

Dieb werde auch bann erforderlich fein, wenn bie Reſerve, mit 
Einfluß ber GErgänzungssDepotd, auf 4 Prozent befchränkt fein 
würte, welches von Seiten Kurheffens in Anſpruch zu nehmen, der 
Geſandte bermal nicht angewiefen fei, und demnach feiner Seits von 
ber allgemeinen Anſicht über die nothwendige Gtärfe bes Bundes: 
Militärs abhänge. 

Großherzogthum Heſſen fimmte ben Anträgen bes achten Aus⸗ 
ſchuſſes bei. 

Holſtein erinnerte über diefen Gegenſtand nichts insbeſondere. 

Bon Luremburg wurbe nichtö bemerft. 

Großherzoglich und herzoglich = fächftifche Käufer nahmen bloß 
im Allgemeinen bie möglicäfte Erleichterung in Anfprucdh, welchen auch 
bie fünfzehnte und fechözehnte Curie beitraten. 

Braunfchweig flimmte wie Sannover, und Naffau erflärte fi 
für die Anträge des achten Ausſchuſſes, auf welche ſich auch Mecklenburg 
bezog. 

| "Bon ken freien Städten wurde hierüber nichts bemerft. 
6. 22. Neueſte vertrauliche Abflimmungen. 

In den neueflen vertraulichen Sitzungen ber Bunbesverfammlung 
vom 10. und 17. Auguft wurden hierüber folgende eventuelle Abs 
fimmungen gegeben: 
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Defterreich wieberholte das in Wien abgegebene Votum. 

Preußen machte keine fpecielle Bemerkung, hielt ſich einzelne 
Erinnerungen bevor, und trat im Wefentlichen Oeſterreich bei. 

Baiern flimmte dafür, daß vie Meferve auf ben zweihundertſten 
Theil der Bevölkerung zu beichränfen, biefelbe aber zur Grgänzung 
auf vorgängigem Bundesbeſchluß dergeſtalt in Bereitſchaft zu Halten 
wäre, daß fotche in Zeit von ſechs Wochen nach erfolgtem Bunbet- 
beichlufle ausrüden, und unter den Befehl bed Oberfeldberrn treien 
könne, fobald bie Truppen das Land verlaflen, ober in bie eigentliche 
active Armee einrüden. 

Die weitere Ausbehnung ber Meferve wäre nicht auszuſprechen, 
und hiernach bie 6$. 5. 7. 36 und 40 ber Brunbzüge abzuändern. 

Königreih Sachſen äußerte ſich dahin, daß außer ben beftimumten 
bunberiften Theil zum eigentlichen Gontingente, auch noch der zwei: 
hundertſte Theil ber Bevölkerung als Neferve, nur jur Ergänzung 
bes allmähligen Abganges und zur fortwährenden Inſtandhaltung 
im Kriege nad Bedarf ausgehoben, unb in bazu erforberlidhe Be: 
zeitichaft gehalten werben folle. 

Weitere außerordentliche Anftrengungen und Truppenflellungen 
würden nach Beichaffenbeit ber Umſtände, und bem jevesmaligen 
Bebürfniffe, von der Bundesverſammlung zu befchliepen fein. 

Hannover trat ben Anträgen bed achten Ausfchufles bei, ſowohl 
in Anfehung ber Beichränfung der Reſerve auf ein halbes Vrozent. 
als in Anfehung ber Art, wie weiter gehende Anftreugungen, um 
verbintlich zu fein, befchloffen werben müßten. 

Württemberg trat ber baierifhen Abflimmung bei, bemerfte 
aber über biefen Punkt noch Folgendes: 

Da die in dem 8. 6. ber Wiener Ausichuß: Anträge enthaltene 
Beſtimmung ber Reſerve bie Gigenfhaft bloßer Erſatzmannſchaft in 
ber Axt geben würde, daß in Briebendzeiten nicht einmal bie Gabres 
ber Reſerve zu halten wäre, und da eine foldde Abänderung bem 
von zwei Militärs Commiffionen anerkannter Bedürfniſſe burd 
Schlagfertigkeit der Erfagmannfchaft die Sicherheit des Bunbes zu 
wahren, nicht entfpricht, fo Tönne man in Mebereinfimmung mit ben 
Anfichten ber vorderen Abflimmungen, nicht umbin, bei ben besfalls 
bereitö in ben Brundzügen aufgenommenen Beflimmungen, nur muter 
Berudfihtigung der von ber iegten Militär-Gommiflion im ihrer 
17. Sigung vorgefchlagenen Mobificationen ſtehen zu bleiben. 

Se. Majeftät legten um deöwillen einen befonderen Werth auf 
bie Beibehaltung des von der Militär:Commiflion gemachten An: 
trages, weil, ihrer Ueberzeugung gemäß, bavon hauptſächlich ter 
geregelte Vebergang von bem Friedens⸗ in ven Kriegöftend ab: 
bängig ſei. 

Baben erklärte ſich bafür, daß bie Meierve, einſchließlich Yer 
Depots, aus einem halben Prozent ber Bevoͤlkerung beftehen ſollten. 
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Kurheſſen ſtimmte ebenfalls bei, daß überhaupt nur der zwei: 
hunberifte Theil ber Bevölkerung zur Reſerve gewinmet, und für bie 
Dauer eines Feldzugs in keinen Falle ein Mehreres begehrt werben 
follte, weitere außerordentliche Anftrengungen aber befonbers von bem 
Bunde zu beſchließen jeien. 

Großherzogthum Heffen trat ben Anträgen des Wiener Aus: 
ſchuſſes bei. 

Holſtein vereinigte ſich mit ber baieriſchen Abflimmung. 

Luxemburg fchloß ſich an das Gutachten des achten Ausichuffes an. 

Großherzoglich⸗ und berzoglichsfächitfche Häufer waren bamit 
einverflanden, baß der zweihundertſte Theil der Bevölkerung zur 
Reſerve beſtimmt werbe. 

Naffau bezog ſich auf die Anträge des achten Ausſchuſſes, und 

Braunfchweig flimmte wie Hannover, Medlenburg: Schwerin 
und Strelitz wünſchten, baß bie von dem achten Ausfehuß in Antrag 
gebrachten Grleichterungen angenommen werben, wollten jeboch, wenn 
es nöthig werden follte, auch einer größeren Anftzengung fich nicht 
entziehen. 

Was insbefondere den vorliegenden Begenftand betrifft, flimmten 
fie für den zweihundertſten Theil ber Bevölkerung als Reſerve, aber 
nur zur Grgängung bed Gontingents, fo daß bie Stellung von ein 
und einhalb Prozent in einem Beldzuge nicht überfchritten werben 
bürfte, fo lange nicht außerordentliche Anftrengungen in ben Bällen 
dringender Noth von ber Bundesverſammlung beſchloſſen würden. 

Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg ſuchten im Allgemeinen 
darzuſtellen, daß es einigen Staaten nad ihrer individuellen Lage 
anerfchwinglich fein würbe, bie in Antrag gefommenen Leiftungen zu 
erfüllen, daß eine Erleichterung barin durchaus nothwenbig jei, und 
baß man vorzüglich auf möglihfle Schonung im Frieden bedacht fein 
möüfle, um die im Kriege nöthigen Anftrengungen möglich zu machen. 
Auf Leiflungen, welche bie Kräfte überfleigen, könne nicht eingewilligt 
werben. Ueber den Maaßſtab ber Reſerven insbefondere wurbe nichts 
erinnert. Die fechözehnte Curie wünjchte die möglichfle Erleichterung 
in ber Gontingentfiellung unb trat ber großherzoglich» und herzoglich⸗ 
fächfiichen Abflimmung bei. 

Die freien Städte flimmten nah ben Anträgen bes achten 


Ausfchuflee. 
. 23. Reſultate. 


$ 

Aus biefer Zufammenftellung dürften ſich, fo viel bie quantitative 
Beſtimmung ber Reſerve und beren Ergänzung betrifft, folgende 
Nefultate bes Befamnitwillens ergeben, welchen ſich auch biejenigen 
Gtaaten, welche noch einigermaaßen bavon abweichen, am leichteften 
anfchließen duͤrften. 

1. Die Reſerven wäre auf ben zweibunbertfien Theil ber Be: 
völferung zu beichränten. 
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2. Aus ber Meferve wären bie Ergänzungen bes allmähligen 
Abgangd bei bem Bunbeöheere zu nehmen. 

3. Die Reſerve wäre bergeftalt in DBereitfchaft zu Halten, daß. 
innerhalb eines zu beftimmenden Zeitraums nad erfolgtem Bunbes: 
—— J größere oder kleinere Abtheilungen derſelben ausrücken 

anen. 

4. Ueber biefen Zeitraum und über die Mobalitäten bes Nach⸗ 
rückens, hätte bie Militär-Gommiffion näheres Gutachten abzugeben. 

5. Sobald die Neferven das Land verlaffen, ober in die eigent: 
liche active Armee einrüdten, follten fle unter ben Befehl des Dber: 
feldherrn treten. 

6. Gine weitere Ausdehnung ber Reſerve über ben zweihunbertſten 
Theil der Bevölkerung folle nicht ftatt finden, und daher bie g5. 5. 
1. 36 und 40 der Grundzüge abgeändert werben. 

7. Die gefammten Grgänzungen Zönnen bei jedem Gontingent 
während eined Feldzuges das Maaß ber auf den zweihundertfien 
Theil ber Bevölkerung beftimmten Reſerve nicht Üüberfchreiten. 

8. Wenn in außerordentlichen Källen noch größere Anftrengungen 
nothwendig werben follten, wäre, nad Beichaffenheit ber Umſtände 
und dem jebesmaligen Bebürfniffe, von ber Bundesverfammlung dead 
Nähere zu befchließen. 

9. Die Beſtimmungen über bie Bereithaltung im Frieben wären, 
mit Rückſicht auf bie möglichfte Erleichterung ber Staaten, zu mebi: 
fiziren, fo weit es ohne Nachtheil der für ben Ball ber Aufforderung 
ſicher zu ſtellenden Schlagfertigkeit geſchehen koͤnne. 

10. Im eintretenden Falle hätte die Bundesverſammlung zu be 
fögließen, ob von jeden Bundesflaate nur ein Theil des Kontingent 
ober das Banze zu ftellen fei. 

6. 24. Antrag. 

Diefe Site von 1—10 wären der Militär: CEommiflion zur 

weiteren Ausarbeitung ald Diele Rormen mitzutbeiilen. 
2 


ad I. d. Das Verhältniß ber Waffengattungen. Grundzüge. 
Hierüber enthalten bie Grundzüge ber Kriegb-Berfaffung folgendes: 
a. Reiterei. 

„F. 13. Das numertfche Verhältniß der Meiterei bes Buntes: 
heeres wird auf ein Sechstheil ber Geſammtzahl ber Bunbesmadt, 
ſowohl für das ausrüdenbe Heer, ald für die Neferven angenommen. 
Hiervon fol Höchftens ein Drittheil aus fehwerer, bie Mehrzahl aber 
aus leichter Meiterei beſtehen“. 

b. Artillerie. 

„$. 14. Bür die Artillerie wirb das Verhältniß bergeflaft fe: 
gefeßt, daß zwei Stüde Befchüged für jebes Taufend Mann vom 
dem ausrüdenben Heere fowohl, als der Reſerve gerechnet werben“. 

„$. 16. Die Berienung bed GBefchüges wird, mit Eiuſchluß 
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bes dazu gehörigen Fuhrweſens, zu Si Mann für jebes Stück an: 
u 


en", Br 

Was biefer Abſchnitt Über das Berbältnig ber Waffengattungen 
noch weiter enthält, betrifft die Berrithaltung des Befchüges in den 
Zeughäufern, um den Abgang zu beiden, technifche Beflimmungen in 
Bezug auf bas Kaliber des Geſchuützes, das Verhältniß der Bionniers 
und Bontemnierd, bann ber Jäger und Scharſſchühen zu ber Ge⸗ 
tammtzahl ber Bundesmacht, endlich in wie fern Landwehr und 
Zanbfiurm zur Stellung bed Gontingents zu verwenden wäre. 

$. 26. Bemerkungen. 

Sn ber 1. bis 4. Sigung vom Jahr 1819 vom 21. und 28. 
Januar und 4. u. 11. Bebruar wurde Aber bie Grundzüge zu Protocol 
abgeflimmt, und in der 4. Sigung vom 11. Zebruar einhellig der 
oben 6. 4. angeführte Beichiuß gefaßt. 

Die von den reſp. Staaten. vorbehaltenen Bemerkungen, fo wie 
auch mehrere dadurch veranlaßten Begenbemerfungen, wurben in ber 
zweiten bis fechöten Gigung abgegeben und loco dietaturae gebrudt. 
Was davon das Verhälſtniß ber Waffengattungen betrifft, ift folgendes: 

Königreih Sachen war ber Meinung, daß es ber Eonvenienz 
ber mittleren und Eleineren Staaten zu überlaffen fei, ob fle leichte 
ober ſchwere Meiterei ftellen wollten. 

Württemberg trug auf eine Verminderung ber Reiterei an, ber 
Art, daß das Verhaͤltniß biefer Baffengattung zu ein Sechstheil ver 
Sufanterie, nicht, wie vorgefchlagen, zu ein Gechötheil der ganzen 
Heeresmacht angenommen werbe. 

Großherzogthum Heſſen Außerte fi in gleichem inne, mit 
dem Beifügen, daß eine mindere Lelflung am Gavallerie, etwa burch 
eine zablreichere Infanterie erfet werben koͤnne. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſachſiſche Häufer trugen auf Gr: 
Leichterung für bie Mindermächtigen in Stellung ber Reiterei und 
bes Geſchützes an, und wäünfchten wenigftens, wenn eine folde Gr: 
leichterung nicht unbebingt eintrete, eine verhältnigmäßige größere 
Zahl an Fußvolk für jene Waffengattungen ftellen zu dürfen. — 

Zuremburg flimmte für das Verhältniß von einem Achtel der 
Heiterei zur Befammtmacht des Bundes. — 

Reuß jüngere Linie und Walde trugen barauf an, daß den 
kleineren Staaten die Gontingentfiellung lebiglih in Infanterie be- 
willigt werde, ’ 

Breußen übergab Gegenbemerfungen, welche insbefondere vie 
Bemerkungen vom Königreich Sadien, von großherzoglich⸗ unb 
herzoglich⸗ſaͤchſiſchen Häufern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen, 
Zuremburg, Reuß und Waldeck zum Gegenſtand hatten, und bie 
Nothwendigkeit darzuthun bezweckten, daß das Verhaͤltniß ber Meiterei 
zu ein Sechstheil der Geſammtmacht belaſſen werde; auch der Antrag 
wurde beſtritten, bie mittleren und kleineren Staaten von ber Stellung 


Erſter Theil. 49 
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ſchwerer Reiterei zu dispenſiren, der Mebrftellung an Jufanterie für 
Cavallerie ſtehe jedoch preußiſcher Seits keine bebeutenbe Schwierigkeit 
entgegen. 

§. 27. Vertrauliche Sitzungen. 

In der vertraulichen Sihung vom 8. März 1819 wurben biefe 
Bemerkungen beiprocdhen, und Hierauf verabrebet, folche ber Militär: 
Commiſſion zuzuftellen, um Borjchläge zu machen, ob, und in wie 
fern die militäriſch nothwendigen Nüdfichten in Betreff des Ber: 
hältnifjes der Meiterei zu bem Bundeöheere, dann der fchweren zur 
leichten Neiterei, mit ben von mehreren Staaten auögefprocdhenen 
Wünſchen zu vereinigen ſei. Desgleihen ein Minimum zu begut- 
achten, unter welhem ein Buubesflaat fein Gavallerie-Gontingent 
ohne Nachtheil des Dienftes nicht. in natura fielen koͤnne. 

Diefer Beſchluß wurbe zum Theil audy auf die von ben Minber« 
mächtigen gewünfchte (Srleichterung, fowohl wegen ber Gavallerie- 
als Artillerie- Stellung angewenbet, was in ben folgenden Punkten 
näher erläutert werben wirb. 

6. 28. Militaͤr⸗Commiſſion. 

Unterm 5. April 1819 wurde biefer Beſchluß in Vollzug gefes, 
und diefe Punkte der Militär-Commiſſion zur weitern Grörterumg 
überwiefen. 

In ihrer 7. Sitzung vom 26. April 1819 beickäftigte fie ſich 
mit ben ihr mitgetheilten Fragen, und vereinigte fich beshalb einhellig 
zu folgendem technifchen Gutachten: . 

1. eine Berminderung bed angenommenen Gavallerie:Berhältuiles 
in der Bundes-Armee im Allgemeinen fei nachteilig; 

2. Fußvolk könne im Allgemeinen nicht als Erfah für bad auf 
mindermädhtige Bundesflaaten fallende Eavallerie Eontingent ange 
feben werben ; 

3. es könne im Allgemeinen weder ber Gonvenienz ber Bunbes- 
ſtaaten überlaffen werben, feichte ober ſchwere Gavallerie zu Rellen, 
nod von dem angetragenen Berhältnifie biefer beiden Gattungen abs 
gegangen werben; 

. das Minimum eines zu flellenden GavalleriesGontingentö fei 
nicht unter einer Divifton von 300 Pferden anzunehmen. Diefem 
Gutachten waren jeboch bie Bevollmächtigten beö achten unb neunten 
Armee Gorps nur in jo weit beigetreten, als es fi auf rein mili⸗ 
tärifche Gründe flüge, fprachen aber auf den Grund fpecieller Ber 
bältnifje ber diefe Armee⸗Corpo bildende Staaten, eine Berminberung 
ber Gavallerie für dieſe an. 

Mas bie Artillerie betrifft, war die Militär:Gommiflien ber 
Meinung, daß für bie Bedienung bed Geſchützes im Durchſchnitt 
86 Mann auf jebe Biece gerechnet werben follen, worunter auch bie 
Artillerie⸗Fuhrweſens⸗Solbdaten mitbegriffen wären, infefern ſolche 
bie fefgefegte Zahl nicht überſchritien. 
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In dieſer Lage blieb der Gegenſtand vor der Hand beruhen, 
und in der 35. Bundestags-Sitzung vom 20. Sepiember 1819, 
6. 219 wurde 

„die matrieularmäßige Gontingentftelung zur weitern Prüfung 
der, wegen angeblich zu großer Anfttengung im Brieden, dagegen 
erhobenen Beſchwerden“ 
zur Inſtructions⸗Cinholung verftellt. 
$. 29. Wiener Gonferenz:Ausfchuß. 

Die Wiener Gonferenzen follten bie Gelegenheit bieten, auch 
biefe Angelegenheit einer fehnelleren Briedigung zuzuführen, es wurbe 
daher bie Gontingentftellung überhaupt unter bie dort zu berathenven 
Punkte aufgenommen. 

Der achte Ausſchuß tem bie vorläufige Erörterung beflefben 
übertragen war, bezog fich in feinen beöfalld erflatteten Bortrag auf 
bie frühern in Sranffurt gepflogenen Berhandlungen, und ben benfelben 
zum Grund gelegten, und in ben vorläufigen Beflimmungen ange- 
wandten Srundfag „ber möglichen Erleichterung im Frieden“. 

Jenen früheren Verhandlungen, reſp. ven baraud hervorgegangenen 
vorläufigen Beſtimmungen, pflichtete der Ausihuß im Ganzen unb 
Mefentlichen bei, und äußerte: es Eönne fonach nicht ſowohl die Rede 
davon fein, für einzelne Bundesſtaaten Begünftigung oder Nachſicht 
zu erlangen, als vielmehr zu verhindern, daB bei ber großen Ver⸗ 
ſchiedenheit unter benfelben, welche durch Verhältniſſe, der Größe des 
Meichthums, ver beftehendeu Militär: Binrichtungen ıc. entflebe, in 
Anwendung bed Grundſatzes auf die Leiftungspflichtigfeit, nicht eine 
Ungleichheit, ein Misverfländniß oder ein Drud hinſichtlich ber 
Mindermächtigen refultire. 

Der Ausfhup war ber Meinung, daß fi die Mittel dazu 
vorzüglih in bem Werhältnifie der Waffengattungen zu einander 
finden laſſe. 

Der beöfallfige Antrag iſt folgenden Inhalte: 

Gavallerie: „Num. 3. dad Verhältniß ber Gavallerie wird 
in ber Regel bei den gemifchten Armee:Gorps auf ben achten Theil 
des Gontingents feftgefegt, und es bleibt dabei benjenigen Bundes: 
ſtaaten, die noch Feine jchwere Reiterei eingerichtet haben, oder nicht 
einrichten wollen, überlaffen, bloß leichte Neiterei zu flellen. Die 
größeren Buntesflaaten, welde eigene Armee Corps bilden, werben 
das Verhältniß ber Gavallerie ſelbſt, nach ihren beſtehenden Gin; 
richtungen beſtimmen“. 

Artillerie: „Num. 6. Für bie Artillerie ift das Verhältniß 
kergeſtalt feſtgeſetzt, daß zwei Stück Geſchütze für jedes taufenb 
Mann des anrüdenten Heeres gerechnet werben. Zur Bedienung 
des Geſchützes werben im Durchſchnitt 36 Wann auf jede Piece 
gerechnet”. 

49* 
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$. 30. Achtundzwanzigſte Wiener-Eonferenz. 

In ber 28. Gonferenz:Situng zu Wien vom 11. Mai L 2. 
wurde über bie Anträge des achten Ausſchuſſes hinſichtlich der Kon: 
tingentftellung abgeftimmt. 

Mas das Verhältnig ber Waffengattungen betrifft, flimmte 

Defterreich für ein Siebentheil Gavallerie des Contingents, aud 
folle es denjenigen Staaten, die noch Feine ſchwere Neiterei errichtet 
. haben, oder errichten wollen, überlaffen bleiben, blos leichte Reiterei 
zu ftellen. Preußen erklärte ber Mehrheit beizutreten, wenn ſich 
diefe für. bie öfterreichifchen Anträge ausfprechen follte. 

Baiern erklärte fich bereit, beizutreten, wenn beliebt werben 
follte, das Verhältniß der Gavallerie auf ben fiebenten Theil herab⸗ 
zufegen. 

Königreich Sachfen machte, dad Verhältniß der MWaffengattungen 
betreffend, feine Bemerfungen zu ben Anträgen bes Ausſchuſſes. 

Mürttemberg war ber Meinung, daß, bei Herabfegung ber 
Gavallerie auf ein Siebentheil, ben Staaten mittlerer Groͤße auch 
bie Detachirung zur großen Gavallerie-Neferve mo nicht ganz, tod 
verhäftnigmäßig zu erlaffen fei; auch werde mit ben Schlußwerten 
diefes Paragraphen bie Vorausſetzung zu verbinden fein, baß bei ben 
nicht gemifchten Corps das DVerhältnig ber Kavallerie zur Infanterie 
bas bisher angenommene bleibe. 

Kurhefien ftimmte nur in dem Falle für bie Verminderung ver 
Gavallerie auf ein Siebentheil für bie gemifchten Gorps, wenn fe 
feine Gavallerie zu ben Reſervemaſſen abzugeben hätten, baß bie 
Staaten, welche eigene Armee:Eorps bildeten, das Verhältniß ber 
Gavallerie felbft feftfegten, fcheine ber näheren Beflimmung zu be 
bürfen, daß tiefes Verhältniß nicht geringer ald dbasienige, welches 
für bie gemifchten Corps angenommen werbe, fein dürfte — 

Hannover wie Kurheſſen. 

Großherzogthum Heſſen flimmte im Allgemeinen ben Anträgen 
des achten Ausichufles bei. 

Holſtein wünfchte, daB von ben Grundbeflimmungen uur aus 
fehr dringenden Gründen abgegangen werbe, erflärte jedoch, einsme 
willigen, bag nach ben Anträgen des achten Ausichuffes, reſpective 
unter Grundlage beren nähern Inhalts, die Militär⸗Commiſſion 
beauftragt werde, bie bisher proviſoriſch aufgefteflten Brumbiäge, 
Behufs demnäcdhft der Bundes: Berfammlung zur Annahme vorzulegenber 
definitiver Beſtimmungen weiter auszuarbeiten. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich-fächfifche Käufer behaupteten bie 
Unmöglichkeit derjenigen Gtaaten, welche Fein Regiment HReiterei, 
oder feine Batterie flellen, etwas zu ben Meferven abzugeben; ebenſe 
zwedmäßig als billig werde es fein, von bem neunten Armee-Gorps 
das Unnüße und Unmögliche nicht zu fordern, um den Betrag biejer 
zur Reſerve zu flellenden Waffengattungen, den minbermächtigen 
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Bnnbesftaaten zu Gute zu rechnen, bei bem achten und zehnten 
Armee:Borps aber eine Berminberung im Verhältniß zu beſtimmen. 
Die fünfzehnte und die fechözehnte Curie traten biefer Anficht bei. 

Naſſau erklärte ſich mit den Anträgen bes Ausfchufles einver- 
fanden. Hierauf wurde beichloffen, fomohl die Anträge des achten 
Ausſchuſſes, als auch die baburch veranlaßten Bemerkungen als Vota 
zu betrachten, und in Branffurt das Protocoll In ber Sache zu 
eröffnen. 

6. 31. Neueſte eventuelle Abflimmungen. 

Als demnächſt die Bunbesserfammlung ihre Sigungen wieder 
begonnen hatte, hielt man es für zwermäfig, bevor das Protocoll 
zur förmlichen Abflimmung eröffnet wurde, in den vertraulichen 
Sigungn vom 10. und 17. Auguft fi die diesfalls erhaltenen 
Snftructionen gegenfeitig mitzutheilen, und vorläufig abzuflimmen. 

Defterreih bezog fih auf dad Borum bes Herrn Bürften 
Metternich, weiches in ver 28. Wiener Konferenz abgelegt wurde. 

Hiernach fol das Verbältnig der Gavallerie des Bunbesheeres 
von ein Sechstheil ver Geſammtheit bes Gontingents auf ein Stebentbeil 
deſſelben fegeießt, und benjenigen Bundesſtaaten, die noch feine 
ſchwere Meiterei errichtet haben, ober nicht errichten wollen, über: 
laflen werben, bloß leichte Meiterei zu ftellen. 

Preußen trat der Defterreichifchen Abftimmung im Wefentlichen bei. 

Baiern flimmte ebenfalls dahin, daß das Verhältniß ber Meiterei 
auf den fiebenten Theil des Gontingents feftzufegen, unb babei ben= 
jenigen Staaten, welche Eeine ſchwere Reiterei haben, zu überlaflen 
fei, bloß leichte Meiterei zu flellen. 

Königreih Sachſen äußerte ſich dahin: das Verhältniß der 
Cavallerie werde als Regel bei den gemiſchten Corpé, auf ben achten 
Theil des Contingents in Antrag gebracht. — Sollte jedoch die 
Mehrheit den ſiebenten Theil vorziehen, ſo würde man auch hiermit 
ſich einzuverſtehen geneigt ſein. 

Denjenigen Bundesſtaaten, welche noch keine ſchwere Reiterei 
errichtet haben, oder nicht errichten wollen, bleibe überlaſſen, bloß 
leichte Reiterei zu ſtellen. 

Für die Artillerie wäre das Verhältniß anzunehmen, daß zwei 
Stück Geſchütze für jedes taufend Mann bes ausrüdenten Heeres 
gesechnet werben. 

Zur Bebienung des Geſchützes wären Im Durchſchnitt 36 Mann 
auf jede Piece zu rechnen. 

Hannover ftimmte bei, daß das Verhältnig ber Eavallerie auf ein 
Siebentheil feſtgeſetzt werde, und ftellte zugleich bie Berechnung auf, 
baßr bei allen zweiundzwanzig Vundesgliedern, deren Bevdiferung 
unter zweimalhunderttauſend Seelen ift, der ganze Unterfchieb, ob 
fie ein Achttheil ober ein Siebentheil fteflen, in 216 Wann 
beſtehe. 
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Würtemberg vereinigte ſich mit denjenigen Stimmen, melde 
auf eine Verminderung ber Neiterei bis auf ein Sechötheil der In: 
fanterie, oder auf ein Achttbeil des Gontingents, oter au, wie 
Tefterreih, auf ein Siebentheil antrugen. Bei einer Herabſetzung 
unter ein Siebentbeil des Gontingentö werbe jedoch vorausgeiegt, dar 
die gemiſchten Armee-Corps von der Detachirung zur großen Garallerie: 
Reſerve werde befreit werten, weil biejelbe jolhe Armee-Gorps um 
die nothwendige Selbftjtäntigfeit bringen würde. 

Wenn Vergünftigungen für einzelne Staaten dadurch eintreten, 
daß dieſelben nur Infanterie ftellen dürfen, jo foll dadurch das Ge 
jammtverbältniß zwischen Infanterie, Gavallerie und Artillerie in 
feinem gemifchten Armee Corps leiten. 

Tenjenigen Bundesitaaten, welche noch Feine ſchwere Cavallerie 
haben, ſei zu überlaſſen, blos leichte Neiterei zu flellen. 

Die größeren Staaten welche eigene Armee-Corps bilden, würten 
dad Verhäliniß ter Gavallerie felbft, nach ihrer dabei beftebenten 
Ginrihtung beftimmen, 

Baben ſtimmte rückſichtlich ter Neiterei auf ein Achttheil Ber 
Gelammtftärfe, erklärte fih auch nicht abgeneigt, dem weitern Bor: 
ſchlage beizuftimmen, daß es Fleinern Bundeöftaaten geflattet werben 
fünne, ſtatt jchwere Neiterei nur leichte zu ftellen. 

Veber das Verhältniß des Geſchützes und deſſen Bebienung jei 
man mit den neu redigirten Grundzügen einverflanden. 

Durch feine einzelne Erleichterung dürfte ba8 Gefammtverhältnif 
der Neiterei und Artillerie im Armee-Corps geftört werden. 

Kurheſſen äußerte jih, zuftimnmen zu wollen, daß bad er: 
hältniß der Gavallerie zu ein Cicbentheil des ganzen ontingents 
angenommen, und ben minbermächtigen Etaaten bie Stellung leichter 
Gavallerie geftastet werte. Eollte die Mehrheit darauf befteben, daß 
das Verhältniß jogar anf ein Achttheil bes Contingents beftimmt 
werte, jo jei mit Gewißheit voraudzufehen, daß bie großen Etnaten 
freiwillig mehr Gavallerie ftelen würden, als Diejed Verhältniß er: 
heiihe, und für dieſen Fall möchten dann, zur Herſtell ung einiger 
Steichheit, Die gemifchten Armee-Corps von ber Abgabe eines 
Theils ihrer Gavallerie zu der großen Gavallerie:Rejerve zu dis— 
penjiren fein. 

Großherzogthum Heilen wollte das Verhältniß der Reiterei auf 
ein Achttheil feftgejeßt willen. 

Holftem war ter Meinung daß die Meiterei mach richtigem 
Verhältniſſe ein Sechstheil des Gontingentd ausmachen ſollte. — 
Würde jedoch die Mehrheit auf ein Siebentheil ftimmen, unb nad: 
gewieſen werden können, daß ein höheres Verhältniß ben minker: 
mächtigen Staaten zu drückend wäre, fo fei man auch nicht entgegen. 
Kenn aber durch dieſe Verminderung die gemifchten Divifionen und 
Corps Gefahr laufen follten, ihre Selbftftändigfeit zu verlieren, Te 
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bürften von. denſelben keine Detachirungen zur großen Gavallerie- 
Reſerve flatt finden. Im Uebrigen wie Baiern und Sachſen. 

Zuxemburg trat dem Butachten. bes achten Ausſchuſſes bei. 

Großherzoglich⸗ und herzoglich⸗ſaächſiſche Häuſer fimmten für 
das Derhältnig von einem Achitheil. 

Braunfchweig wie Hannover; ’ und Raflau nach dem Antrage bes 
achten Ausichuffes. 

Leh teres bemerkte hierbei, daß die gemiſchten Armee:Gorps, Im 
Falle eines: Krieges, immer als Thelle der ganzen Bundesarmee auf: 
zutreten und zu wirken beftimmt feien, mithin es notbwenbig im bie 
Attributionen des Bundesfeldherrn gelegt werden würbe, bei ber 
Anwendung ber einzelnen Armee⸗Corps, ihre Stärke in Gavallerie 
und Infanterie, wie fie einmal angegeben und für immer feftzufeßen 
wäre, zu berüdfichtigen, woraus von felbft folge, daß zum Zwecke 
der Bundeökriegsführung ein gleiches Verhältniß zwiſchen Cavallerie, 
Artillerie unb Infanterie in ben einzelnen Armee⸗Corps nicht er⸗ 
forderlich ſcheine. 

Medienburg : Schwerin und Strelig fimmten, mit dem achten 
Ausſchuſſe, auf dad MWerhältniß von einem Achttheil, wollten ſich 
aber, wenn es nöthig gefunden werben follte, auch auf ein Sieben⸗ 
theil einlaffen. Im MUebrigen ſei man ber Meinung, baß die 
thunlichfte allgemeine Erleichterung eintreten follte. 

Holftein, Dlbenburg, Anhalt und Schwarzburg drangen, in 
weitläufiger Ausführung, im Allgemeinen auf möglichfte Erleichterung 
obne jedoch in fpecielle Qinteäge einzugehen. Es bürfıe daher bie 
Zuflimmung zu dem Gutachten bed achten Ausfchufles angenommen 
werben. 

Die Stimmen ber ſechszehten Curie, welche ebenfalls auf 
moͤglichſte Erleichterung drangen, werben in gleicher Weiſe zu 
nehmen fein. 

Die freien Städte traten bem Antrage bes achten Außsfchuffes bei. 


6. 32. Reſultate. 

Aus biefer Darftellung ergiebt ſich das Reſultat, daß eigentlich 
nur noch wegen des Verhältniſſes ber Reiterei einige Verſchiedenheit 
der Anfichten obwalte, in Nüdfiht ber übrigen Gegenſtände aber 
im Grunde alles einverflanben fei. 

Wegen der Reiterei ſtellen fih bie Stimmen folgender Geſtalt: 

Auf ein Sechstheil geht eine Stimme, welche aber auch dem 
Siebentheil beizutreten geneigt iſt. 

Auf ein Sechstheil, im Berhältnifie jur Infanterie, ober auch 
auf ein Siebentheil ober Achttheil, im Berbältniffe zum Ganzen, 
fimmt eine Stimme. 

Auf ein Siebentheil erklären ſich unbedingt fünf Stimmen unb 
eine halbe, 
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Stimmen. 
Auf ein Achttheil lauten fieben und eine halbe Stimme. 

Wenn man, nach einer richtigen Gomputation, die erfien Stimmen 
zuſammen rechnet, ald für das Verhältniß von einem Siebentheil 
ſtimmend, fo ſtehen neun eine halbe Stimme gegen fieben eine halbe, 
welche fich für das Achttheil erflären; oder wenn man auch Raffen 
als Stimmenführer der ganzen Stimme zurechnet, wie neun zw adht. 

Die Mehrheit, welchem fi etwa auch bie übrigen Stimmen 
anſchließen bürften, da in ber föniglichsbonnöverichen Abfiimmung 
die Unbedeutenheit bed Unterſchiedes klar bargelegt iſt, gebet alle 
auf das Verhältniß ber Heiterei zum Gontingent, wie eins zu fleben. 

$. 33. Antrag. 

Es bürften daher der Militär: Gommifflon folgende Directin- 
Normen vorzuziehen fein: 

1. ba8 numerifhe Berbältnig ber Meiterei bes Bunbesheeres 
fei auf ein Siebentheil bes Gontingents bei ben gemifchten Aruce- 
Gorps feſtzuſetzen. 

2. Ein Drittbeil Hiervon fol aus ſchwerer, unb zwei Drittbeile 
aus leichter Meiterei beftehen. 

3. Denjenigen Bunbeöftaaten, welche noch Eeine ſchwere Reiterei 
errichtet haben, oder feine errichten wollen, bleibe es überlaffen, blos 
leichte Reiterei zu fielen. | 

4. Die größeren Bunbesflanten, welche eigene Armes-Gorps 
bilden, hätten das Verhaͤltniß ber Neiterei jelbft, nach ihren eigenem 
@iurichtungen zu beflimmen. . 

5. Für bie Artillerie verbleibe e8 bei dem Berhältniffe von zwei 
Stüden Geſchützes für jedes taufend Mann, 

6. Zur Bedienung bed Geſchützes follen mit Einfchlug des dazu 
gehörigen Fuhrweſens 56 Mann für jedes Stüd gerechnet werben. 

7. Wenn bie Theilnehmer an einem gemijchten Armee:-Gorps 
unter ſich, über eine abweichende Beitragsleiftung an einer Waffen⸗ 
gattung übereinfommen , foll doch bad Geſammt⸗-Verhältniß zwiſchen 
Infanterie, Reiterei und Artillerie in Bezug auf dad ganze Armee- 
Corpo, ungeftört nad bem obigen Maapftabe bleiben. — 

B4 


Ad I. e. f. und g. Grleichterung ber einen Staaten; Erſag⸗ 
feiftung an Reiterei und Artillerie durch andere Staaten, und Aus- 
mittelung eined billigen Maaßes ber Erfazleiftung. 

Orundzäge. 

Ueber den erften Punct, der übrigens wit bem vorhergehenden 
in ber nächſten Beziehung fleht, da er mit jenem zum Theil feine 
Erledigung erhalten foll, enthalten bie Grundzüge nichts, was ich 
direct darauf beziehen ließe. In ben allgemeinen Grundzügen ber 
Kriegöverfaffung für einen Bund, wo bie Glieder, bei gleichen Rechten, 
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gleiche Verbindlichkeiten tragen, konnte feine Beſtimmung über bie 
Erleichterung Cinzelner aufgenommen werben, welche durch beſondere 
Berbältniffe begründet werden mag. 

$. 35. Bemerkungen und vertrauliche Sitzungen. 

Indeſſen ſchon in ven Eitungen vom 21. und 28. Januar, 
4. und 11. Bebruar, in welden über bie Grundzüge zu Protocol 
abgeflimmt, und in deren letzteren ſolche burch Beſchluß im Allge- 
meinen und Wefentlichen angenommen wurden, erhoben ſich einzelne 
Stimmen, welche auf eine zu hoffende Erleichterung hindeuten. 

Zu ben theild gleichzeitig, theils kurz nachher übergebenen bes 
fonbern Bemerkungen, wurben von mehreren Seiten bie beöfalljigen 
Wünſche ausgeſprochen, und ihnen zugleich eine beftimmte Richtung 
gegeben. Theils gingen fie auf Verminderung ber Stärke des Bundes⸗ 
heeres, und auf bad Berhälmig der Waffengattungen im Allgemeinen, 
und bezwedten durch Abänderung ber Grundzüge bie Erleichterung 
der Ginzelnen in ber Erleichterung des Banzen, theils bezweckten fie 
Ausnahmen von ben Brundzügen für Einzelne. 

Was über die Stärke des Bundesheeres erinnert wurbe, betraf 
größtentheild vie Allgemeinheit; nur von Holflein und Oldenburg 
wurbe eine fpecielle Brleichterung angefprochen, unb ber Antrag ge: 
ſtellt, die Gontingente ber Eleinern Staaten zu mäßigen. Was fonft 
ganz oder zum Theil, einer Erleichterung ber Bundesglieder zugezählt 
werben Eann, betrifft vorzüglich bad Verhältniß ber Waffengattungen 
ober bie Befreiung von Stellung einer berfelben. Großherzoglich⸗ 
unb berzoglich-jächfiiche Haäuſer wünſchten eine gänzliche Befreiung 
von Gavallerie und Geſchütz. und wenn biefe nicht eintreten follte, 
wenigſtens, daß bafür eine verbältnißmäßig größere Anzahl an 
Fußvolk beſtimmt werde. 

Reuß jüngere Linie und Waldeck trugen darauf an, daß den 
a Staaten bewilligt werbe, ihr Gontingent lebiglich in Fußvolk 
zu fiellen. 

. Die Gründe welche biefe Staaten für ihre Anträge anführten, 
find im Weſentlichen: 

Daß die Stellung ber Gavallerie und Artillerie den Eleinern 
Staaten, wegen ihrer inbivibuellen Berbältnifie, weit mehr Koften 
verurfachen als größern Staaten; und baß die erfleren, auch bei aller 
Anfrengung, dieſe Waflengattungen nur in winderer Vollkommenheit 
würden ftellen Eönnen. 

6. 36, Militär: Commiijlon. 

In dem vorhergehenden Punct ad d, das Verbältniß ber 
Waffengattungen betreffend, iſt bereits bes von ber Militär: Commifflon 
veranlaßten Gutachtens Erwähnung geicheben, über die Brage, in wie 
fern ohne Nachtheil des Ganzen in gewiflen Mobificationen hinſichtlich 
bed DVerhältniffes ber Waffengattung ein Mittel gefunden werden 
fönne, ben Wünſchen biefer Staaten zu entiprechen, daß aber ben 
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waren. 

Ebenfalls ift bei dem Punct ad e. bemerkt, daß biefer Gegen: 
ſtand demnächſt unter bie in Wien zu beratbenten Buncte aufge 
nommen toürbe, 

$. 37. Wiener Conferenz: Ausſchuß. 

Der achte Ausſchuß, welchem biefer Gegenſtand zur Berathung 
übertragen war, ftellte vor allem ten Grundſatz auf, daß nicht Die 
Rede davon fein tönne, für einzelne Bunvesflaaten Begünfigung 
oder Nachſicht zu erlangen, ſondern zu verhindern, daß nicht eine 
Ungleichheit, ein Mißverhältniß oder Drud pinfichtlid ter Minder⸗ 
mächtigen refultire. 

Es ift im vorhergehenden Puncte ad d. angegeben worben, daß 
ber Ausfchuß glaubte, bie Mittel dazu vorzüglich in dem Verhaͤltniß 
der Waffengattungen zu finden. 

Es if Hierbei zu bemerken, daß Beflimmungen über bas Ber: 
Hältniß der MWaffengattungen, infofern fie die Allgemeinheit betreffen, 
wenn gleich die Brößeren dabei wenig intereffirt ſcheinen, ba ihr 
Gontingent nach je bem beliebig anzunehmenben Berhälmiß gebedi 
wäre, doch eigentlich nicht eine Erleichterung ber Mindermächtigen 
genannt werben kann. Yür Erleichterung kann nur gelten, was id, 
der Geſammtheit gegenüber „, auf befondere Befugnifie ober Zugeſtänb⸗ 
niffe gründet. 

Nach dieſer Scheidung wurbe bie Zufammenftellung ver erfleren 
unter dem Punct ad d, der zweiten aber unter biefem Puncte ad e 
vorgenommen. 

Die Staaten, welche zur Zeit der Wiener Gonferenzen Recla⸗ 
mationen machten, find namentlich: Naffau, melches von ber Natural 
leiftung der Gavallerie verfhont zu bleiben begehrt; großherzoglich⸗ 
und berzoglich-fächfifche Häufer; Oldenburg; Anhalt; Reuß; Schwarz: 
burg; Waldeck und bie beiden Hänfer von Lippe, welche verlangten, 
von Stellung ber Eavallerie und Artillerie ohne weitere Leiflung 
verichont zu bleiben. 

Die hierauf erfolgten Anträge be3 achten Ausfchufles enthalten 
darüber Folgendes: 

Art. 4. Bunbeöftaaten, beren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade oder weniger betragen, ift außerdem noch überlaflen, nad 
der beöhalb ein für allemal am Bunbestage abzugebenten Grflärung, 
anftatt der eigenen Gavallerie bloß Snfanterie zu ftellen, wogegen 
fle alsdann ben größeren Mitgliedern ber Divifton, welche für fie ben 
Antheil an Gavallerie übernehmen, bie mehreren Koften für bie Er: 
richtung und den Unterhalt ber Gavallerie nad einem billigen Au: 
fhlage zu vergüten haben. Kann unter ben Mitgliedern der Divifion 
feine DBereinbarung hierüber zu Stande fommen, fo barf foldye Uebers 
nahıne ber Gavallerie auch noch von einem andern Bundesſtaate, jeboch 
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— unter Zutheilung an die Diviſion, wozu das Contingent gehört, 
geſchehen. 

Art.:5. Würden Bundesſtaaten es vorziehen, um eine gehörige 
Militär: Abtbeilung von einerlei Waffengattung, wie eine Brigade, 
ein Regiment ober ein Batalllon von bloßer Infanterie bilden zu 
koͤnnen, anfltatt ber gedachten Ablöfung vielmehr drei Infanteriften 
yür einen Gavalleriften zu ftellen, fo fol ihnen ſolches auf ihre 
besfallfige ein für a' emal entichiebene Erftärung am Bunbdestage frei 
fleben, in der Art, daß alsdann ensmeber ein anderes Mitglied ber 
Diviflon, nah der mit diefem Bundesftaate zu treffenden Verabredung, 
in eben dem Berhältniffe die Cavallerie ftellt, und fo viel Infanterie 
in Abzug bringt, ober fonft bei diefer Divifion überhaupt um eben 
fo viel mehr Infanterie und weniger Cavallerie geftellt werben darf. 

Art. 6. — — Staaten, welche feine ganze Batterie zu ſtellen 
haben, werden vorzugämweile in der Divifion tie Erleichterung finden, 
um durch eine billige Abfindung dafür ihr Kontingent ganz in 
Infanterie zu fielen, und für dasjenige, was die Artillerie mehr 
koſtet, ben Erſatz zu lelften, wogegen ber größere Bundesſtaat in ber 
Diviſton ober ſonſt unter Zutheilungen biefe, von einem andern 
Armee-Eorpd bie Artilerieftelung übernehmen und um fo viel weniger 
Infanterie zu flellen haben würbe. 

In Hinfiht diefer Anträge, welche bahin gingen, den Minber- 
mächtigen ein erleichterndes Gurrogat für bie Stellung ber koſt⸗ 
fpieligeren Waffengattung zu bieten, obne fie jedoch, fo wie fie 68 
begehrten, ohne weitere Leiſtung von deren Stellung zu bißpenfiren, 
heißt es im Bericht bed achten Ausſchuſſes: 

„Derfelbe erkenne die Wichtigkeit ver für bas Begehren biefer 
Staaten vorgebrachten Gründe, halte ſich aber feiner Mehrzahl 
nach nicht befugt, von der allgemeinen Bafld noch weitere einzelne 
Ausnabmen in Vorſchlag zu bringen, empfehle jedoch dem Plenum 
jene Wünſche und Borberungen zur möglichften Berüdfichtigung”. 


$. 38. Acht und zwanzigfte Wiener Gonferenz. 

Sn ter 28. Sigung vom 11. Mai 1820 wurben bie Bemer: 
&ungen vernommen, welche die Conferenz⸗Mitglieder zu machen hatten. 

Für Defterreih erklärte Fürſt von Metternich mündlich, wo 
gleihe Nechte wären, müßten auch gleiche Vflichten fein, von einer 
wirklichen Berminderung der Gontingentftellung der kleineren Staaten 
könne aljo nicht die Rede fein. ine Erleichterung in Hinſicht tes 
Berbättniffes ber Waffengattungen, da bie Stellung einiger berfelben 
die Kleineren allerdings mehr als vie Größeren beläftige, ſei zu 
wünfchen, wenn ed ohne Nachtheil für ben Zweck bewirkt werben 
Könne. Berner übergab ber Herr Fürſt mehrere ‘Buncte, wovon 

bie pos. 2 und 3 wörtlih mit jenen unter 4 und 5 ber An⸗ 
träge bes achten Ausfchuffes übereinftimmen, nur mit bem Unter⸗ 
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ſchiede, daß ad 5. eine folhe Begünftigung für diejenigen, welde 
eine Brigade ftellen können, nicht ausgedehnt wird, 

Preußen räumte zwar nicht ein, daß das Verhältniß der Minber- 
mächtigen in Bezug auf die Gontingentftellung läfliger fei, als das 
der Größeren, erklärte ſich jedoch der Mehrheit beizutreten, wenn 
diefe fich für die öfterreichiihen Anträge audfprechen jollte, nur in 
Berreif des zweiten Punctes, nach welchem die Gavallerie-VBertretung 
auch von einem nicht zur nämlichen Diviflon gehörigen Bundesſtaate 
würde übernommen merden Fünnen, behielt fi ver Herr Bevoll- 
mächtigte, nach ten, was deßhalb in Frankfurt verhandelt wortben, 
bevor die Sache ad referendum zu nehmen. 

Maiern äußerte: Zur Erleichterung derjenigen Staaten, bie nicht 
zwei Schmwatronen Gavallerie und eine Batterie Artillerie auf ihr 
Gontingent zu ftellen hätten, könne unbedenklich zugelaffen werten, 
daß die fehlende Gattung durch Ausgleihung mit den andern Staaten, 
die zu demſelben Armee-Corps ihre Gontingente ftellien, übertragen 
werde. 

Sachſen (Königreih) erklärte fih gegen die Uebertragung ber 
GSavallerie auf antere nicht zur Divifion gehörige Bundesftaaten. Es 
wünfchte auch eine nähere Beſtimmung über die Quantisät ber Ber: 
gütung für eine Uebertragung der Gavallerie für den Ball, wenn 
beide Theile deswegen unter jich nicht einig werden könnten, in welchem 
Balle es auch bei dem Vorſchlage ber Militär-Commiſſton bleiben 
möchte, daß die Bundesverſammlung zu entfcheiten Babe. 

Sachſen erklärte fich übrigeng gegen den Theil des Antrages des 
achten Ausſchuſſes, Daß ſtatt Gavallerie oder Artillerie eine Mehr: 
ftelung von Infanterie ftatt finden Fünne. 

Bei Gelegenheit dieſer Föniglich-fächfiichen Erklärung wurde in 
Anſehung ber Gavallerie-Bertretung von mehreren Gonferenz: Mit: 
gliedern bemerft, daß eine folche Vertretung durchaus nur ale ein 
Begenftand freier Vereinigung zwifchen zwei Bundesftauten zu be- 
trachten fei und feine Art von Zwang dabei ftatt finden Fünne. 

Kurbeffen Außerte: Den in 4 und 5 (ter Anträge bes achten 
Ausſchuſſes) in Vorſchlag gebrachten Grundjägen könne man nit 
beiftimmen. Wenn gleih dieſe Sätze nur dahin verflanden würden, 
dap nicht von einer Norm, noch auch von einer Verpflichtung ber 
größeren lieder der gemifchten Corps die Rede fein könne, die 
Gavallerie für die übrigen zu übernehmen, fondern daß dieſes auf 
gegenfeitig freiftebenbder Webereinfunft beruhe, fo folge daraus bock, 
daß ein gemifchted Corps, im Falle nun eine folche Uebereinfunft 
nicht ſtatt fünde, die verhältnißmäßige Kavallerie nicht haben würde. 
Es würde ein ſolches Corps oder eine ſolche Divifion eben dadurch 
theils an Brauchbarkeit verlieren, theild in manchen Fällen dennoch 
größeren Verluften vor dem Feinde ausgejest fein — beides Na: 
theile, die ſowohl den gefummten Bund, als zunächſt und insbeſondere 
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die übrigen Theilnehmer des gemifähten Corps, alfo auch beſonders 
das kurheſſiſche Eontingent treffen würben. Ueberdem würde bie Be 
fchmerlichfeit des Dienſtes in verärktem Grabe auf ber wirklidh vor: 
bandenen Gavallerie laften. In dem neunten Corps würde dies nad 
der dermaligen Gintbeilung am fühlbarften eintreten, weil dtel ber 
dasſelbe bilbenben Bevölkerung, nämlich alle Staaten, außer Kurbefien 
und Königreihd Sachſen, ihre Gontingente auf Infanterie mwürben 
beichränten können. Gbenfowenig könne man beftinmen, baß, wenn 
die Mitgtieder ber Divifion fich wegen Uebernahme ber Ganvallerie 
nicht vereinigten, biefe auch von einen antern Bundesſtaate gefchehen 
tönnte; theils ſtehe diefer Beflimmung ver Beſchluß ber Bundes⸗ 
verfammlung vom 9. April 1818 entgegen; theild werde er duich 
die bei ber Aufftellung ber Gorpseintbeilung vorgefchriebenen Beachtung 
ber geographiichen Berbältniffe ausgefchloffen. Es Eönne daher nur 
eine gegenfeitige freiftehende Uebereinkunft ber Theilnehmer ber Diviflon 
oder auch des Corps, zur wechfelfeitigen Uebernahme einzelner Waffens 
gattungen für zuläffig gehalten werden, in beren Grmangelung aber 
die Verbindlichkeit zur verbäftnigmäßigen Leiſtung befleben. 

Diefelben Erinnerungen fänvden auch gegen den Antrag im fechöten 
Sage, rückſichtlich der von einigen Staaten verlangten Stellung von 
Infanterie flart Artillerie, ober deren Uebertragung gegen Vergütung 
an antere Bundesglieder flatt. 

Hannover vereinigte fih mit den Eöniglich-fächfifhen und kur⸗ 
fürftlich-beflfchen Bemerkungen. 

Würtemberg erklärte, bei Herabſetzung bes Verhältniſſes ber 
Gafalterie werde ben Staaten mittlerer Größe auch bie Detachirung 
zur großen Cavallerie⸗Reſerve, wo nicht ganz, doch verhälnigmäßig 
nachzulaflen fein. 

Zum Schluffe bes 6. (die Uebertragung der Gavallerie betreffend) 
werbe beizufeßen fein, baß ber Bundesſtaat, welcher für einen andern 
bie Gavallerie ftelle, wenn er nicht zur nämtlichen Divifion gehöre, 
doch zu bemfelben gemifchten Armee-Gorps gehören müffe Und ba 
bei einer ſolchen Uebereinkunft ber Bund Leinen Augenblick barüber 
in Ungewißheit bleiben bürfe, bei welchem Bunbesflaat er die Ver⸗ 
bindlichkeit zur Gavallerieftelung geltend zu machen Habe; fo möchte 
feftzufegen fein, daß 

a. jeber Bundesftaat gegen ben Bund zur Stellung feines 
matrifularmäßigen Gontingents nah allen Waffengattnngen in beren 
feſtgeſetztem DVerhältniß verbindlich bleibe, bis derjenige Bundesſtaat, 
mit welchem er eine Uebereinkunft wegen feiner Vertretung in Stellung 
der Cavallerie getroffen, folche ber Bundesverſammlung angezeigt, 
und fich in ſoweit als Vertreter des erfleren gezeigt Gabe; 

b. daß von biefem Augenblide an einzig und allein ber fich als 
Bertreter erklärende Bundesſtaat zur Erfüllung biefer Verbindlichkeit 
gegen den Bund, ald für eine eigene verpflichtet fei; 
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c. daß dagegen aber auch auf Erfüllung aller zwiichen Bundes: 
ftaaten durch dergleichen Webereinfünfte entftandene Verbindlichkeiten 
des vertretenen Bundesflaated gegen ben vertretenden auf Anfuchen 
die Grecution eben jo ſchleunig als bei austrägalrichterlihen Erkennt: 
nijfen erfannt werden jolle, ſobald und ſoweit die Uebereinkunft jelbft, 
entweder vorgängig ſchon von beiden contrahirenden Theilen zur 
Kenntniß der Bundesverſammlung gebracht wäre, oder bei Nachſuchung 
ber Erecution durch eine öffentliche, volle Glaubwürdigkeit habente 
Urkunde ſofort nachgewieſen werde. 

Shen diefe sub a. b. c. gemachten Bemerfungen fünden auch im 
Weſentlichen auf tie im $. 5 und 6. (dev Ausichuß: Anträge) ange: 
tragenen ähnlichen Vertretungen ihre Anwendung, jedoch add. unter 
ber Beftimmung: 

a. daß die Vergünftigung, drei Infanteriften für einen Baval- 
leriften zu ftellen, nur tenjenigen Bundesſtaaten einzuräumen fein 
dürfte, welchen die Befugniß abzulöfen (die eine Brigade oder darunter 
ftellen) zuftebe; 

b. day das Geſammt-Verhältniß der Cavallerie zur Infanterie 
im Corps darunter nicht leide, und daher in einer andern Divifion 
deöjelben Corps um fo viel Buvallerie mehr und Infanterie weniger, 
mittelft Webereinfunft, durch einen andern Bundesftaat geſtellt werte. 

In Hinſicht des Wunſches einiger Staaten von der Stellung 
der Gavallerie und Artillerie ganz befreit zı5 werben, £önne man nicht 
mipfennen, daß es ſehr billig jcheine, diefen Staaten eine Erleichterung 
in Anſehung folher Waffen, welche fte felbft nicht bejäßen, zu be: 
willigen, da bie Mittel eines Landes mit feinem Umfange in eiftiem 
andern ala dem rein arithmetiichen Berhäftsiffe wüchfen. Doch würten 
die Staaten von 200,000 Seelen noch zur Stellung ter Artillerie 
zu verbinden fein. da auf fie vier Stüde, mithin eine halbe Batterie 
falle; tenjenigen aber, welche zulammen eine Neiterabtbeilung von 
300 Pferden ftellen Eönnten, werbe ed zu überlaffen fein, ob fie 
diefelben wirklich jtellen oder die Stellung einem andern Staate, jedoch 
nur in derſelben Diviſion, wenigftens in bemfelben Armee-Corps, 
überlaſſen wollten. 

Großherzogthum Heilen flinmte im Allgemeinen ben Anträgen 
des achten Ausſchuſſes bei, ſprach fidh jedoch gegen jebe Ungleichheit 
in den VBerbindlichfeiten der Bunbeöftaaten aus, und ſtimmte ins: 
beiontere gegen den Antrag, daß irgend ein Buntesftaat die Gavallerie 
oder Artillerie durch einen nicht zu der Divifton gehörigen Staat 
ftatt feiner ftellen laſſen dürfe. 

Holftein äußerte: ed wäre von den in den Grundzügen enthaltenen 
Beltimmungen über die Gontingentftellung, Behufs von einzelnen 
Bundesftaaten gemwünfchten Erleichterungen, nur aus fehr bringenven 
Grünten abzugeben, da Hierin immer bie Grleichterung ber einen, 
wenigftens mittelbar zur größeren Beläftigung ber anderen führe, 
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ober doch führen könne. Man werde inzwifchen Eeinen Anftand 
nehmen, barein zu willigen, baß, nach ben gegenwärtigen Anträgen 
des achten Ausfchufles, die Militär⸗Commiſſton beauftragt werde, 
bie bisher proviforifch aufgekellten Grundſaͤtze, Behufs bemnächft ber 
Bundesverfammlung zur Annahme vorzulegender befinitiver Be⸗ 
flimmungen weiter außszuarbeiten, und babei ben näheren Inhalt 
jener Anträge im Allgemeinen zur Grundlage zu nehnen. 

Ad 5 und 6 müſſe man jedoch barauf antragen, daß in Hinficht 
ber Webertragung an Gavallerie und Artillerie, zur DBerminderung 
jebes Mibverflänbniffes und daraus abzuleitenber möglicher Folgen, 
beſtimmter unb beutlicher audgebrüdt werde, daß eine folche Leber: 
nahme für einen Anbern nur vie Bolge einer freien Uebereinkunft 
fein könne, felbige aber in keinem Balle einem Bundesftaste gegen 
feinen Willen zugemuthet werben bürfe. 

Nur unter biefer Borandiegung könne man zugeben, baß bie 
vorliegenden Anträge zur Baſis ber weiter audzuarbeitenben Con⸗ 
tingentöftellungs:Beftimmungen angenommen werten. 

Der Bevollmächtigte ber großherzoglichs und berzoglich-fächfifchen 
Häufer übergab einen Auffag, worin er weitläufiger auf bie Schwierig- 
feiten zurüd kam, welche ſich Eleinen Staaten in Stellung von 
Waffengattungen entgegen ftellten, zu beren Bildung ihnen bie er: 
forderlichen Anftalten fehlten. Es wird darin ſowohl bad Auskunfts- 
mittel durch Mehrftellung an Infanterie, ald auch die Lebertragung 
einer Waffengattung an einen andern Bundesflaat, welche biefem in 
baarem Gelbe vergütet werden müſſe, als drückend gefchilbert. 

Schließlich wird bemerkt: 

Zu den Refervemaflen ($. 62 und 63 ber Grundzüge) Eönnten 
biejenigen Armee⸗Corpo, welche, wie das neunte, zum größten Theil 
aus Bunvesftaaten zufanımengefeßt feien, die fein Regiment Gavallerie 
und feine Batterie ftellten, unmöglich beitragen, weil entweber das 
Gorps auf ſchwache Abıheilungen Reiterei rebucirt, ober biefe minber 
brauchbaren Abtheilungen zur Reſerve gezogen werben müßten. Gben 
fo zwedmäßig als billig würbe es fein, von bem neunten Armees 
Gorps das Unnüße ober Unmoͤgliche nicht zu fordern, und ben Be⸗ 
trag biefer zur Meferve zu flellenden Waffengattungen ber minder: 
mächtigen Bundesſtaaten zu gut zu rechnen, bei dem achten und 
zehnten Armee⸗Corps aber eine DBerminderung im Verhältnifie zu 
beftimmen. 

Diefen Anträgen traten die fünfzehnte und fechözehnte Curie bei. 

Naſſau insbefondere erklärte fich jedoch mir ben Anträgen bes 
achten Ausichuffes einverflanpen. 

Es if bereits bei bem vorhergehenden Punct ad d. bemerft, 
das bemnähft in ber 28. Sigung vom 11. Mai 1820, in Hinſicht 
ber GontingentRellung überhaupt, alfo auch in Hinficht ber Erleichterung 
ber Minbermächtigen, befchloflen wurde, bie Anträge und Bemerkungen 
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ale Vota zu betrachten, und in der Sache bahier bas Protocol zu 
eröffnen. | 
6. 39. Neueſte eventuelle Abſtimmungen. 

In ben vertraufihen Sigungen vom 10. und 17. Auguf I. 3. 
wurbe über ben Gegenſtand vorläufig abgeftimmt: 

Oeſterreich bezog fi auf bie von bem Kern Bürften von 
Metternich in ber 28. Wiener Gonferenz gegebene Abflimmung. 

Preußen ftimmte dem öfterreichifchen Voto volllommen bei, und 
behielt fich nur über einzelne Puncte noch bevor, einige Bemerkungen 
nachzutragen. 

Baiern Außerte fih dahin: den Eleinern Staaten wäre in Hin- 
fiht bes Verhälmiſſes der Waffengattungen alle Grieichterung zum 
gewähren, welche ohne Nachtheil für ben Zweck flattfinden könne. 

Jedoch wäre ter Erſatz ber für fie zu flellenden Reiterei un 
Artillerie in Eeinem Falle von einem nicht in berfelben Divifion ober 
wenigfiens in bemjelben Armee⸗Corps befindlichen Bunbesgliebe zu 
übernehmen. 

Menn fi bie zu einer Diviſion vereinigten Bunbesflaaten über 
die Stellung ber Reiterei und des Geſchützes nicht vergleichen könnten, 
hätte die Bundesverſammlung vermittelnd einzumirfen. 

Sachſen (Königreidh) gab feine Erklärung, unter hauptſächlicher 
Zugrundlegung ber Anträge des achten Ausfchufles bei ben Minifterial- 
Gonferenzen zu Wien, ingleichen des von bem Herrn Fürſten von 
Metternich biesfalls in ber 28. Sigung abgegebenen Voti, dahin: 

„4. Bundesſtaaten, beren Gontingente überhaupt nur eine 
Brigade oder meniger betrügen, fei außerdem noch zu überlaffen, im 
fo fern, wie weiter unter sub 7 erwähnt werbe, fie hierunter eine 
Bereinigung mit andern Bundesſtaaten träfen, nach ber deßhalb eim 
für allemal am Bunvestage abzugebenden Grflärung, anflatt ber 
eigenen Gavallerie, blos ihre Infanterie zu flellen, wogegen fie aldtann 
benjenigen Bunbeögliedern, welche in Folge ber mit diefer getroffenen 
Uebereinkunft, für fie ben Antheil ber Gavallerie übernehmen, vie 
mehreren Koften für die Errichtung und ben Unterhalt der Gavallerie 
nach einem billigen Anſchlag zu vergüten hätten“. 

5. Würden YBunbeöftaaten, um eine gehörige Milttär- Abtheilung 
von einerlei WBaffengattung, eine Brigade, ein Megiment, oder ein 
Bataillon von bloßer Infanterie bilden zu fönnen es vorziehen, 
anftatt der in bem vorbergebenden Punct bemerften Ablöfung mehrere 
Infanteriften für einen Gavalleriften in verhältnigmäßiger Anzahl zum 
ftellen, und darüber eine Vereinigung mit einem andern Bundesgliede 
dahin treffen, DaB Letzteres in eben bem Verhältniß bie Gavallerie 
ftelle, und bei feinem Gontingente bie von bem Eleinern Bunbesgliebe 
eftellte Mehrzahl an Infanterie in Abzug bringe; fo folle bies auf 
eine beßfallfige, ein für allemal am Bunbestage abgegebene Erklärung 
freifteben*. 
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„6. Staaten, welche Peine ganze Batterie zu ftellen hätten, ftebe 
frei, wegen ber Axtillerieftellung für fle, in vem Manfe, wie bies 
in dem bevorſtehenden vierten und fünften Puncte wegen der Kavallerie 
tiefen. eine Uebereinkunft mit einem größeren. Bunbesflante zu 
treten“.  - 

2. In Beziehung auf die in. dem vierten, fünften und fechsten 
Buncte. nachgelaſſene Stellung der Cavallerie und Artillerie für 
kleinere Bunbesflanten,, wäre jedoch: feftzufegen : 

a. biefe Stellung Enne (mie dies auch bereits von der Militärs 
Gommifflen. in three fünfzehnten Sitzung vom 9. Juni 1819 als 
nothwendig anerkannt worden) lediglich von einem zu eben derſelben 
Diviſton, oder, wenn eine Uebereinkunft in derſelben nicht ſtatt finde, 
wenigſtens nur von einem zu eben demſelben Armee-Corps gehoͤrigen 
Bundesſtaate übernommen werden; 

b. bie besfalls getroffene ebereinkunft wäre von beiden Theilen 
der Bambeeverfemmlung anzuzeigen; 

c. Iegtere habe aladbann über bie genaue Befolgung berfelben 
fortwährend zu wahen; - 

d. da eine ſolche Stellung für einen andern Bunbesflaat, nur 
in Bolge einer, zwiſchen beiden ftattfinbenden, freiwilligen Ueberein⸗ 
kunft eintreſen könne, fo folge hieraus von ſelbſt, daß, wenn diesfalls 
eine: Bereinigung, entweber überhaupt, ober wegen bes Betrags der 
im. vierten Punet erwaͤhnten Vergütung, oder wegen des, in Folge 
des fünften Punctes anzunehmenden Berhältniffes ver Cavalleriſten 
zu den Infanteriften, wider Berboffen wicht zu Stande kommen, und 
bie wegen ber zulegt erwähnten Puncte beftehende Differenz nicht 
etwa durch Vermittelung ober ſchiedsrichterliche Enticheldung bet ber 
Bunbesverfammlung zur Erledigung zu bringen fein follte, ber kleinere 
Staat fein Eontingent auch an Gavallerie und Artillerie in bem, 
vermittelft ber annoch definitiv feſtzuſtellenden Grundzüge, für vie 

geſammten Bundesſtaaten im Allgemeinen zu beſtimmenden Maaße 
zu ſtellen haben würde. 

" Hannover für Sannover und Braunſchweig tritt dem fürſtl. 
Metternich ſchen, auf das Verhaͤltniß der Cavallerie zur - Infanterie 
zu einem Siebentheil des Contingents gerichteten Votum in ſeiner 
ganzen Ausdehnung bei. 

Was bie Artikel. 4—9 ber Anträge, und 2 und 3 bes fürftf. 
Metternich'ſchen Boti vorgefchlagene Grleihterungen für die minder« 
mächtigen Staaten, in Anfehung ber Stellung ber Gavallerie und 
Artillerie ,: betreffe, fo gehe bie Anſicht dahin: 

Daß es zwar allemaf als Kegel feſtſtehen mäfle, daß, fo wie 
Die Mindermächtigen gleiche Rechte in Hinſicht des Bundes in An- 
ſpruch nähmen, ſie auch gleiche verbältnigmäßige DBerbinblichfeiten, 
auch in Hinficht der matrifularmäßigen Stellung und Unterhaltung 
ber Eoflbareren Waffengattungen zu übernehmen: hätten, und ein 
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Unterfcgieb hierin um fo weniger flatt finden koͤnne, als ed unmöglich 
fein würbe, fich über bie Volkszahl zu vereinigen, bei welder man 
in Hinſicht eines Nachlafjes daran flehen bleiben folle. 

Jedoch fcheine in ber doppelten Rückſicht, baß denen, weiche die 
foftbareren MWaffengattungen und bazu erforderlichen Inſtitute nicht 
haben, bie Anſchaffung verjelben unverhältnigmäßig fchwer fallen 
bürfte, andern Theils dem Bundedheere ſelbſt nicht vortbeithaft fein 
würde, wenn biefe Waffengattungen in gar zu Eleinen Unterabtheilungen 
in natura geflellt würden, rathſam, daß den mindermädhtigen Bunbes- 
gliedern, wenn fie audy mehr ald 200,000 Seelen zählten, nachge⸗ 
laffen werde, fich mit einem größern Staat berfelben Diviſton, oder 
doch allenfalls deſſelben Armee:Gorps gütlih bahin zu vergleichen, 
baß entweber 

1. dieſer, gegen zu verabrebende Gelbfummen, ihr Gontiugent 
an biefen foftbareren Waffengattungen mit übernehmen, und, in Au⸗ 
ſehung beflelben, in alle Berbindlichkeiten des Staates, ben er vertritt, 
eintrete, ober 

2. ftatt ber Gelpvergütung, ber Staat, ber fi vertreten laſſen 
will, dafür eine größere Zahl an Infanterie übernehmen, und foldge 
diefem bagegen an feinem Gontingent zu gut gerechnet werde; 

3. daß die Bedingungen dieſes Vergleichs, jo wohl was die 
Beredhnung ber @elbvergütung, ald ben Auſchlag ber Gavallerie 
ober Artillerie gegen Infanterie betrifft, ber freien Willkühr ber 
beiben Kontrahenten überlaffen werben könnten, in fo fern nur 

a. durch dieſe Bedingungen die Stärke bed in Frage ſtehenben 
Corps nicht geſchwächt und ber zu übernehmende Staat nit 
verhindert werbe, fein eigened Tontingent vollzählig zu erhalten; 

b. ber die Laſt ber Vertretung bed Bunbesgliebes übernehmenbe 
Staat; Mitglied ber Divifion ober doch minbeflens besielben 
Gorps fet, wozu ber zu vertretende gehöre; daß hingegen 

c. eine Vertretung durch Truppen eines Staates, welcher zu dem 

Corps nicht gehöre, überall nicht flatt finde. 

4. Daß, im Falle bie Unterhanblungen, wegen Uebernahme ber 
in Frage ftebenden Laſt, es fei gegen eine Gelbvergütung, oder gegen 
Uebernahme einer größeren Zahl an Infanterie zu einem Vergleiche 
führen, berfelbe ungefäumt zur Kenntnif ber Bunbesverfammiung 
zu bringen und bie Vollziehung beöfelben unter die Garantie bes 
Bundes zu ſtellen fei. 

5. Sm alle aber diefe Unterhandlungen in einem au verab- 
rebenden Termin, ohne Erfolg blieben, die Bunbesnerfammlung auf 
Anrufen bed einen ober ber beiben betreffenden Theile, ihre Bers 
wendung zur gütlichen Bermittelung des Vergleichs eintreten zu 
laſſen Habe, im Balle aber auch biefe ohne Grfolg bleiben fellte, 
biefelbe, mit Zurathziehung der Militär-Commilfion, zu entfcheiben 
babe, wie fern in bem vorliegenden Balle, nach ber befonderen 
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Beſchaffenheit veöfelben, dem Stante, welcher bie Uebernahme ber 
toftbareren Waffengattungen auf ein anderes Mitglieb bes (Korps, 
bucch angebotene, Bedingungen zu übertragen ſich vergebens bemüht 
bat, ohne Nachtheil des Banzen entmeber im Nachlaß an ver zu 
Rellenden Cavallerie⸗ oder. Artilerie-Duote ausnahmsweiſe, gegen 
Uebernahme eines Geldbeitrags zu ben Corpskoſten, zu beroilligen 
ober zu geflatten fei, auch ohne Webertragung biefer Quote auf einen 
andern, fich ſelbſt durch Stellung einer größeren Zahl von Infanterie 
zu befreien, beven Beitimmung in dem Maaße der Bundesverfammlung 
zu überlaflen fei, baß dem in Frage ſtehenden Staat, im Falle er 
biefe Beflimmung nicht eingehen will, frei flehe, auf bie matrikular⸗ 
mäßig von ihm gu übernehmende Naturalftellung zurück zu kommen, 
zu der er bis dahin verbunden bleibe. 

Wurtemberg trat im Weſentlichen ben vordern Asliimmungen 
insbeſondere der baieriſchen bei. 

Auf das oͤſterreichiſche Votum wurde geäußert: 

Ad 2. Würtembergiſcher Seits trete man dem erſten Theil dieſes 
Antrags (Uebertragung ber Cavallerie durch ein Mitglied ber. Diviſion) 
ganz bei, ſtimme aber gegen den zweiten Theil deſſelben (Uebertragung 
der Cavallerie dur einen andern Bundesſtaat), welcher eine Aus- 
behnung ber im erften Theil audgebrüdten Bergünftigungen, auch auf 
folge Staaten enthalte, welche zu einem anbern gemifchten ober 
ungemifchten Armee⸗Corps gehörten. 

Nur darauf, daß dergleichen Uebereinkünfte über Cavallerie⸗ und 
Artillerie-Stelung nicht blos mit ben Mitgliedern derſelben Divifion, 
fondern auch wit denen besjelben Armee-Gorps geſchloſſen werben 
tönnten, Hönne man eingeben. 

Um hei folgen Uebereinkünften wegen Stellung: ber Gavallerie 
in feiner Ungewißheit zu bleiben, möchte fefzujeßen fein: 

a. baß jeder Bundesſtaat zur Stellung feines watrifularmäßigen 
Gontingentö fo lange verbunden bfeibe, bis fich Kerjenige Bunbeöftaat, 
weicher bie Stellung ber Gavaflerie für ihn übernommen bat, bei 
ber ‚Ounbeaverfeum{ ung als Vertreter erklaͤrt babe, 

b. daß aber, von dieſem Augenblick an, der vertretende Staat 
zur Srfültung biefer Verbindlichkeit verpflichtet fei, und 

gegen ihn die Execution eben fo fchleunig mühe erkannt 
werben tönnen, als biefed bei austrägal=richterlichen Erkenntniſſen 
geiehlich beſtimmt fei. 

Ad 3. (Ablöfung buch Mehrzahl an Infanterie). Dieſem 
Antrage könne man würtembergiicher Seits um ber Tüchtigkeit des 
Heeres willen, nur unter ber Vorausſetzung beitreten, daß baburch 
bad Geſammtserhältniß zwifchen Infanterie, Gavallerie und Artillerie 
in feinem gemifchten Armee⸗Corps leide. 

Se niebriger ber Veſtand der Eavallerie überhaupt geſetzt werde, 
bo dringender werbe es, barauf zu halten, baß dieſes Geſammi⸗ 
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Verhältniß bewahrt werde, fo daß, wenn in: einer Diviflon mehr 
Infanterie als Gavallerie und Artillerie geftellt werbe, dagegen in 
der andern in gleichem Verhältniß mehr Gavallerie und Artillerie 
als Infanterie geftellt werden müjfe, was nur durch Uebereinfunft 
zwiichen ben Theilhabern eined und desſelben gemiichten Armeecorps 
bewirkt werben könne. Außer biefem übergab der £bniglich-wärtem: 
bergiihe Herr Gefandte noch Bemerkungen über die Anträge bed 
achten Ausichuffes der Wiener-Minifterial-Conferenzen, die, was ben 
bier vorliegenden Bunct betrifft, mit den eben angegebenen Bemerfungen 
zu dem öfterreichifchen Votum im Wejentlichen übereinflimmen. Was 
darin noch meiter enthalten ift, befteht in dieſem: 

Daß die über Ablöfung der Cavallerie gemachten Bemerkungen 
auch auf die Artillerie auszudehnen, und überhaupt bie Befugnip 
der Ablöjung nur denjenigen Staaten eingeräumt werbe, welche eine 
Brigade oder darunter ftellen. 

Baden erklärte ſich ad 4 gleichbedeutend mit dem, was Würtem: 
berg zu 2 ber öfterreichiichen Abftimmung bemerfte; ad 5 und 6 
wird der Vorbehalt einer durchaus freien Uebereinfunft gemacht; ferner 
wird darauf beſtanden, daß Die lLebertragung an Gavallerie und 
Artillerie nur durcb einen Staar beöfelben Armee-Corps geichebe. 

Kurheſſen erachtet, nach dem Grundſatz, daß, wo gleiche Mechte 
vorhanden find, auch gleiche Pflichten obmalten müſſen, eine Er: 
leichterung Einzelner, nur durch eine Krleichterung Aller erlangt 
werden könne. Jedoch Fünne Den mindermädtigen Staaten, wenn 
fie nur eineh Heinen Theil von Gavallerie und Artillerie zu ftellen 
hätten, überlafjen werden, fich wegen der Vertretung mit einem 
gropern Staate abzufinten. Man Eüune aber nicht einwilligen,, bay 
der Vertreter außer der Divifion oder doch außer dem Corps geſucht 
werde. Gben jo wenig könne man einer Medrftelung an Infanterie 
für Gavallerie beiftimmen, wenn nidyt die [eptern von einem andern 
Corpsmitglied übernommen werten, 

Wenn binnen eines zu beitinmenden Termins fein Einverftändnig 
über die Vertretung zu Stande fommt, fo würde die Bundesver— 
ſammlung vermittelnd einzufchreiten haben. 

Großherzogthum Heſſen ftinnmte den Anträgen bed achten Aus 
ſchuſſes wiederholt bei, und fügte noch hinzu, daß eine Befreiung ber 
mindermächtigen Bundesftaaten von Stellung ber Artillerie und Gas 
vallerie nicht nachgegeben, und eben jo wenig verftattet merbe, daß 
ivgend ein Bundesftaat Diele Warfengattungen durch einen nicht zur 
Diviftion gehörigen Staat ftatt feiner ftellen laſſen dürfe. 

Dänemark wegen Holjtein trägt Darauf an, baß, wenn durch 
die Verminterung ter Gavallerieftellung und durch etwaige noch zu 
bewilligende Neluition der Gavallerie durch eine flärfere Aufſtellung 
dev Infanterie die gemischten Diviftonen und Corps Gefahr laufen 
follten, ihre GSelbitftändigfeit zu verlieren, von dieſen gemifchten 
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Divifionen ober Corys keine Gavallerie-Detachirung zur großen. Ganallerie 
Meferne flatt finden Eönne. . 

Die Art und Weiſe, wie bie Gavallerie reluirt werben ſolle, 
nur durch freimillige Vereinbarung im den Diviſtonen oder Cotps zu 
Stande. gebracht: werden; ſollte dieſe auf dem angegebnen Wege nicht 
erreicht werben koͤnnen, ſo werde bie Bundesverſammlung fich zu 
bemühen haben, bie Differenz zu vermitteln; ſollte jeboch auch auf 
dieſe Art die gewünichte Vereinigung nicht erreicht werden können. 
fo tönne nur bie für alle Bunbesfinaten gleichverbindliche Norm, daß 
ein jeder ‚Staat an der Stellung: von ;Snfanterie, Gavallerie und 
Artillerie nach der Matrifel verhältuißmäßig gleigen Antheil nehme, 
wieder in Kraft treten. 

Mon Luxemburg mar ber Herr Geſandie noch nicht inſtruirt, 
erflärte ſich aber für den Antrag des achten Ausſchuſſes, fe viel die 
Grleihterung. an Cavallerie betrifft. . 

Großherzoglich⸗ umd herzoglich⸗ſächſtſche Säufer. verlangten: 

. A..dah: der Geundfag anerkannt werbe, baß jeder größere 
Bundesftant. berashtigt..fei,. für. jeden der mindern, aud. fin. einen 
ſoſchen, deſſen Kontingent ‚nicht mit ben Kontingent bed größeren 
Stantes in einem und ‚bentfelben Corps vereinigt fei, bie Vertretung 
in. Hinfiht. der, :bem mindermächtigen Staate zugetheilten Gavallerie 
und Artillerie (unter Zutbeilung an bie. Divifion zu:. welcher: ba 
Gontingent gehört). und nnter folchen Bedingungen zu übernehmen, 
welche burch eine freie Uebereinkunft zwiſchen dem vertretenden Staate 
und denfenigen ‚welchen ‚er vertritt... fehlgefeßt werben würben. 

2. "Daß auch ten niindermächtigen Staaten freigelafien bleibe, 
bie ihnen zugetheilte Cavallerie und Artillerie in vem Maaße, blos 
barauf rebucirt, im Infanterie zu flellen, daß für einen Gavalteriften 
—J— für zwei Artiũerifien aber, drei Infanteriſten von ihnen geſtellt 

rden. 

Naſſau bezieht ſich auf bie Anträge bed. achten Ausfchuffes, unb 
Gemerkt noch, wie beveitö bei dem vorigen Punct angeführt worden, 
in Anſehung ber freizuftellenden Vertretung ver Gavallerie und 
Artillerie durch ſtaͤrkere Infanterieftellung: daß die Anträge ded achten 
Ausſchuſſes in Hinficht‘ auf tie Vertheidigung bed Bundes in einem 
Bunteättiege um fo. unbebenflicher erichienen, ba bie gemifchten 
Armee⸗Corps, im, Fall eined Krieges immer als Theile der ganzen 
Buntedarmee aufzutreten und zu wirken beſtimmt feien, mithin. es 
nothwendig in die Attributionen des Bunbeöfilbheren werte ‚gelegt 
werben, bei ber Anwendung ber einzelnen Armee⸗Corps ihre Stärke 
in Gavallerie und Infanterie, wie fie einmal angegeben unb für 
immer feflgefeßt jein werde, zu berüdfichtigen, woraus von feihft 
folge, daß zum Zwecke der Bundesfriegäführung ein gleiches Ver- 
hältniß, zwiſchen Kavallerie, Artillerie und Infanterie in den einzelnen 
Armee⸗Corps nicht erforderlich erſcheine. 
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Medlendurg: Schwerin und Strelig bezieht ſich auf feine gegebene 
Zuftimmung zu ben Anträgen des achten Ausfchuffes in Betreff all: 
gemeiner Grleichterung. 

Von gleihmäßiger Grleichterung dürfte überhaupt wohl nur 
tie Rede jein, und jete Ausnahme von ber immer erft allgemein 
teftzufegenden Hegel demnächſt, auf angeftellter Uinterfuchung ber 
einzelnen, oft vorübergehenden Umftände, welde die Ausnahme zu 
begründen vermöchten, erfolgen können. 

Die Uebertragung ber befondern Warfengattungen, werbe zwed: 
mäßig nicht anders, wie in derſelben Divifton, ober doch nur in 
demſelben Armee-Corps zuzulaffen fein, wenn dieſe Abtheilungen in 
ihren innern Ginrichtungen einen gewiſſen Beftand behalten, und bie 
übernommenen Berbinvlichkeiten nicht darunter leiden follten. Die 
Bundeöverfammlung könnte daher auch nur den Mitgliedern eines 
Armee⸗Corps es überlaffen, wegen folcher Vertretungen ſich unter 
einander auf eine billige Weife fo zu vereinbaren, daß die von bem 
Armee-Corps zu erwartende Leiftung dadurch nicht gejchmälert werde. 
Jebe früheren genauen Beitimmungen dieferhalb, möchten nur bie 
Ginbeit ber Divifionen und Armee-Corps flören, und nur in dem 
Valle, wenn über das Maaß und die Billigfeit ber Bebingungen 
einer ſolchen freiwilligen Vertretung einige Verfchiedenheit abmwaltete, 
hätte bie Bundeöverfammlung, fobald fie von ben unterhandelnden 
Mitgliedern angegangen worden, zu verfuchen, durch ihre Vermittelung 
allenfalld nach der Vernehmung ber ſachkundigen Beurtbeilung ber 
Militär-Commiſſion, jene Anſtände noch zu beſeitigen und auszugleichen. 

Holftein, Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg flimmten im 
Allgemeinen den Anträgen der großherzoglich- und herzoglich-ſächſiſchen 
Häufer bei, und drangen auf möglichfte Erleichterung. 

Die Vota dieſer Staaten enthalten Betrachtungen, welche be: 
zwecken, die dringend wiederholte Anforderung um Grleidhterung bei 
ber Gontingentftellung vorzüglich in Hinſicht auf ben Friedensſtand, 
zu begründen; es wird barin behauptet, daß ein Ausſchlag Des 
Gontingentd nach dem mumerifchen Verhältniß mit ber Gleichheit 
der Nedte, in Bezug auf die Mindermäcdhtigen nicht corresponbire, 
und daß es jcheine, al8 habe ber Bund an ber Reluition der Foftbareren 
Waffengattungen, (welche als Grleichterungsmittel dienen folle) mehr 
Intereffe, als die mindermächtigen Staaten felbfl. Die Befreiung 
von Stellung der Gavallerie und Artillerie wird wiederholt ange: 
ſprechen, mit dem Bemerfen, daß fich wohl noch manches Auskunfts⸗ 
mittel werde finden laſſen, wenn man nur nicht allzuftreng auf die 
Bertheilung aller Waffengattungen unter alle Bundesglieder beftehen 
wolle, fo falle fi vielleicht dur) Lebernahme eines Theils be 
Traind von Geiten ber Mindermädtigen eine nicht unzweckmäßige 
Ausgleihung treffen. Sie wünſchten nichts mehr ald daß biele 
höchſtwichtige Angelegenheit in vertrauensvoller Ginhelligkeit ver 
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Bundesglieder georpnet werde. Nur das eine vermdchten fie nicht: 
wiffentlich den Ruin ihrer Unterthanen zu unterfchreiben. 

Lichtenftein, Neuß und Schaumburg-Kippe inhäriren ber groß: 
berzoglih= und herzoglichſaͤchſiſchen Abflimmung, und bringen auf 
thunlichſte Erleichterung ber Eleinern Staaten, mo möglich auf gänzliche 
Befreiung an Stellung ber Gavallerie und Artillerie. 

Lippe fchließt fich, wenn eine gänzliche Befrelung von Gavallerie 
und Artillerie nicht zu erzielen fein follte, den Votis an, welche ben 
Wunſch äußern, daß jeder Feine Staat feine Cavallerie und Artillerie 
entweder in natura fiellen, ober für jeden Gavalleriften zwei Infanteriften, 
brei für jeben Artilleriftien, aufzubringen babe. 

Die freien Städte traten ven Anträgen des achten Ausfchufles 
bei, und bezeugten den Wunſch, baß alle Erleichterungen, welche 
mit bem Zwede vereinbar find, gewährt werden möchten. 

Nachdem man auf diefe Art ſich die Vota vertraulich mitgetheilt 
hatte, flellte dad Präfidtium ber Erwägung der Bundesverfanmlung 
anheim, biefe verfchiedbenen Vota an ten Bundestago⸗Ausſchuß in 
Militär-Angelegenheiten gelangen zu lafien, bamit biefer in Stand 
geſetzt werde, fein eventuelles Gutachten hierüber ber hohen Bunbes- 
verfammiung vorzulegen. 

6. 40. Ad e. Erleichterung ber Fleineren Staaten. Reſultate. 

Wenn man fämmtlihe Abflimmungen im Allgemeinen überfieht, 
fo ergiebt fi, daß auf die Anträge ber Minbermächtigen, wenn man 
fhon vorausfehte, daß Gleichheit ber Rechte auch Gleichheit ber 
Pflichten mit fi bringe, doch die meiften Bundesglieder mit mehr 
ober minderer Beftimmtbeit ſich dahin ausgeſprochen haben, daß es 
billig und wünſchenswerih ſei, den kleinern Staaten alle Erleichterungen 
gebeihen zu laflen, welche nur immer mit der Grreihung bes Zwecks 
ſich vereinbaren lafle. 

Der achte Ausfchuß ber Wiener-Minifterial-Eonferengen erkannte 
die Wichtigkeit der von ben Mindermächtigen vorgelegten Gründe, 
und empfahl beren Wünfche und Borberungen über die von ihm 
gemachten Anträge hinaus, bem Plenum zur möglichften Berüdfichtigung. 

Württemberg räumte bei der Abflimmung in ver 28. Sitzung 
ein, daß bie Mittel eines Landes mit feinem Umfunge in einem 
andern als reinsarithmerifchen DBerbältnifie wüchſen. 

Ad f. Die Erſatzleiſtung an Reiterel und Artillerie durch andere 
Staaten. 

Ueber dad Wie einer auszufprechenden Grieichterung zeigten fich 
jedoch Hin und wieber einige abweichende Anflchten, und zwar in 
DBerfolgung bed bereits früher angeregten unb von bem achten Ausſchuß 
aufs Neue in Antrag gebrachten Grundſatzes, daß bie gewünſchte 
Erleichterung vorzüglih in Befimmung ber Waffengattungen, und 
in Reluirung einiger derfetben gefunden werden mögen. 

Sämmtliche Staaten waren bamit einverflanden, baß bei ben 
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fleineren Gontingenten bie Vertretung der Artillerie und Gavallerie 
durch größere Bundesglieder, als billig und zweckmäßig zu geftatten fei. 

Das Gutachten des achten Ausſchuſſes, und Defterreich wollten 
nachlaſſen, daß die Vertretung ber Artillerie und Gavallerie wenn 
fie nicht zwifchen den Gliedern derfelben Diviftion oder Beflelben 
Armee-Corps zu Stande fonımen, auch durd andere Bundesglieder 
geſchehen könne. Preußen erklärte fich nicht dagegen. Die groß: 
berzoglich= und herzoglich-ſächſiſchen Käufer forderten ausdrücklich 
eine jolde Austehnung dev Reluitiond:Befugniffe. Andere besgleichen, 
indem fie fih den Abftimmungen diefer Häufer anfchloffen; ale: 
Holftein- Oldenburg, Anbalt, Schwarzburg, LKichtenftein, Neuß, Lippe. 
Andere ſcheinen eine ſolche Befugniß dadurch zuzulaflen, daß fie ben 
Anträgen des achten Ausſchuſſes beiftimmten, als: Nafau und freie 
Städte. Dagegen widerfpracen dem, daß bie Vertretung außer der 
Divifion oder dem Armee-Corps ftatt finden könne, zum. Theil mit 
Nachdruck, ald: Baiern, Sachſen (Königreih), Hannover, Würteniberg, 
Kurheſſen, Großherzogthum Heſſen, beide Mesklenburg. 

Ad g. Die Ausmittelung eined billigen Maaßſtabes ver 
Erſatzleiſtung. 

Schon in den Bemerkungen zu den Grundzügen verlangten 
einige Staaten von Stellung der Artillerie und Cavallerie befreit zu 
werden. Die großherzoglich- und herzoglich-ſächſiſchen Häuſer boten 
dafür im Allgemeinen eine Erſatzleiſtung durch Mehrſtellung an 
Infanterie; Reuß jüngere Linie und Waldeck verlangten ebenfalls ihr 
Contingent lediglich in Infanterie zu ſtellen. 

An dieſe ſchloſſen ſich nach und nach, vor und während der 
Wiener Conferenzen, ſämmtliche mindermächtige Staaten an, indem 
ſie theils eine unbedingte Befreiung von Artillerie und Cavallerie 
anſprachen, oder verlangten, dafür mehr Infanterie ſtellen oder ſich 
hinſichtlich der Artillerie und Cavallerie von andern vertreten laſſen 
zu können. 

Die Vertretung wurde, wie bereits bemerkt, von allen Staaten, 
wenn auch mit Beſchränkungen, zugeſtanden, nicht ſo die Reluirung 
durch Mehrſtellung an Infanterie oder eine andere Art, welche das 
angenommene Berhältnig der Waffengattungen verrüden Eönnte. 

Der achte Ausſchuß hatte, in Betrachtung der Wünfche der Fleinern 
Staaten, pas. I. feiner Anträge, den Sag aufgenommen, daß von 
dDiefen Staaten für einen Gavalleriften drei Infanteriften geftellt werten, 
und dann in der Divifion um fo viel Infanterie mehr und Gavallerie 
weniger fein könnte. Dafür ſtimmten Oefterreih, Preußen, Baiern; 
dagegen Hannover und Kurhejien unbedingt, Sachſen und Würtemberg 
außerten ſich nur in fofern Dagegen, als dadurch bezweckt werben 
wolle, Das Verhältniß Der Gavallerie zu vermindern. Cie waren 
damit einverftanden, wenn ein anderer Staat im Armeecorpd um jo 
viel Gayallerie mehr und Infanterie weniger ftellen werte, Hierüber 
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kam auch zur Sprache, in. wirfeen eine Cimwinkung ber Bundes— 
verſammlung ſtatt ſinden koͤnne. 

In der 28. Wiener Conferenz Hatte Sadıfen (Königreich), dahin 
geſtiumt, daß wenn unter ben betreffenden Staaten eine Uebereinkunft 
nicht zu Stande komme, nach dem früheren Antrage ber BRilitär: 
Commiſſion die Bundesverſammlung zu entſcheiden habe. Bei’ Ger 
legenheit dieſer koͤniglich-ſächſiſchen Abſtimmung bemerkten jedoch 
mehrere Conſerenz⸗Mitglieber, daß nur eine freie. Bereinbarung und 
Beine Art von Zwang flatt finden. dürſe: - 

‚ Dannover und: Kurheflen Außestn: im Felle eine. freie Ueber⸗ 
einkunft nicht ſtatt finde, bleibe für einen jeden Staat bie Verbindlich⸗ 
feit dee matrifularmäßigenGontingentftellung nach allen Waffengattungen. 

Würtemberg äußerte fi im ähnlichen Sinne, jedoch in! ber Urt, 
baß ein jeher Staat für ſich verbindlich bleibe, bis er die Bertretung 
durch einen andern angezeigt, dann fei ichterer dafuͤr ben Bunde 
vollkommen. werbinnlich. - tal 

Dänemark für Holftein, und Baden wollen nur eine feeie Ver⸗ 
einbarung zulaſſen. 

Baiern war in ber vertraulichen Sihung vom 17. Auguſt der 
Meinung, daß, wenn zwei Bundesſtaaten über die Vertretung bet 
Woffengattungen fich nicht vereinigen Fönnten, gleichwohl bie Bunbes- 
verſammlung sermittelnb einzujchreiten habe. Welche Anſicht “u. 
Kurheſſen hatte. - 

Nach dieſer Zuſammenſtellung wäre bie: Vendenz der Gefommitci 
allenfalls in folgende Deliberationspuncte zujammen 'zu faffen. 1 

6. 41. Antrag. * 
Ad e. Erleichterung der kleineren Staaten. . 

1. Den mindermächtigen Staaten wäre in «Hinſicht des Ber: 
Hältnifjes ber Waffengattungen alle Grieichterung zu gewähren, weiche 
ohne Nachtheil für ben Zweck Ratt. finden Tann...: 

2. In biefe Cathegorie gehören: alle Bundedſtaaten, deren Gons 
tingent zum Bunbeöheere nicht Über eine Brigabe ausmacht. 

Ah Erfagleiftungen an Reiterei und Artillerie durch andere 
Staaten. 

3. Diefen Staaten iſt uͤberlaſſen, in fofern ſte desfalis eine 
Bereinigung mit andern Bundesſtaaten treffen können, ihr Contingent 
allein an Infanterie zu fisllen, wogegen fie alsdann denjenigen 
Bundesgliedern, welche für fie den Antheil ber Artillerie und. Cavallerie 
übernehmen, die mehreren Koften für die Errichtung und den Unters 
halt diefer Waffengattungen nach einem billigen Anſchlage zu vers 
güten haben 

4. Der Erſatz ber für dieſelben zu ſtellenden Artillerie und 
Reiterei kann in keinem Falle von einem nicht in derſelben Diviſton 
ober wenigſtens in demſelben Armee:Gorps befindlichen Bundesgliede 
übernommen werden. 
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5. Die Mebernahme ber Stellung einer Waffengattung eines 
Bundesſtaates für den andern, fann nur Gegenfland einer freien Ber: 
einbarung unter den Bunbeßgliedern fein. 

6. Wenn die zu einer Divifion vereinigten Bunbesftaaten ſich 
über die Stellung des Geſchützes und ber Neiterei nicht vergleichen 
fönnen, jo bat bie Bundesverſammlung vermittelnd einzumirfen. 

T. Sollte durch die Vermittelung der Bundesverfammlung eine 
Vereinbarung nicht erreicht werden, fo bleibt ben betreffenden Staaten 
die DBerbindlichfeit, ihr Kontingent mit allen Waffengattungen nad 
den für bie Allgemeinheit beftehenden Beftimmungen, nach ber Matrifel 
in natura zu ftellen. 

8. Vergleiche, welche na $. 3. zwiſchen Bundeögliebern zu 
Stande fommen, find von beiten heilen der Bunbesverfammiung 
anzuzeigen. Mit dieſer Anzeige übernimmt der vertreteude Staar, in 
Hinficht der übernommenen Waffengattungen gegen ben Bund ganz 
biefelbe Verbintlichfeit, welche dem vertretenen Staate vor dem Ber: 
gleiche oblag. 


Ad g. Die Ausmittelung eined billigen Maaßſtabes ber 
Erjagleiftung. 

9. Sollten die in $. 2. bezeichneten Bundesſtaaten e8 vorziehen 
(anftatt nad $. 3. mit einem andern Bunbeöfltaate wegen gänzlicher 
Uebernahme der Artillerie und Bavallerie gegen Vergütung ein Ueber: 
einfommen zu treffen), für die Gavallerie und Artillerie mehr Infanterie 
zu ftellen, fo ift ihnen ſolches nach einem Verhältniſſe (welches die 
Militär: Gommiifton naher beftinnmen wird), etwa drei SInfanteriften 
für einen Gavalleriften, geftattet, in der Art jedoch, daß nach einem 
deöfall8 vorhergegangenen Uebereinfommen ein anbered Buntedglied 
der Divijion oder ded Armee-Corps ſich anheifchig macht, nach dem: 
jelben Verhältniß um fo viel Artillerie und Gavallerie mehr, und 
um jo viel Infanterie weniger zu ftellen. 

10. Wäre die Militär Gommiffion zum Gutachten aufzufordern, 
ob ſich nicht noch andere billige Erfagmittel finden lichen, in&beiondere 
ob nicht ein jolches Mittel in einem erhöhten Verhältniß für bie 
Dindermächtigen in Anfebung ber Buhrmwefend:Stellung ober in einem 
Beitrage zu ten Corpskoſten gefunden merden könnte. Dann, in 
wiefern nicht in einzelnen Ballen, no eine DBertretung an Meiierei 
und Artillerie durch Uebereinfunft im Armee-Corps nicht zu erreichen 
wäre, dennoch bie Mehrftelung von Infanterie für jene Waffen⸗ 
gattungen ftatt finden könnte. 

Vorſtehende Buncte könnten der Militär:Gommifjton zur Grund⸗ 
lage dienen, um darauf ihr, der Bundes-Verſammlung zur Genehmigung 
vorzulegented Outachten zu gründen. 
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18. 42. 
Ad I. h. Die Stellung des Belagerungs⸗Parks. 
Orundzüge und Bemerkungen. 

Zu dem $. 15. der Brundzüge ber Kriegäverfaflung bes deutfeken 
Bundes, welder von bem Kaliber des Gefchüges handelt, machte 
Baden bie Bemerkung, daß man bie Beflimmung megen eines Be- 
fagerungsparfs und Bonton-Trains vermifle, und erachtete, baß entweder 
für das ganze Heer die Bildung eines Belagerungsparfs von einigen 
hundert Kanonen nebft einen Ponton: Train angenommen und auf 
bie größeren und mittleren Staaten reyartiret, ober baß, was (die 
längere Berzögerung abgerechnet) vorzuziehen wäre, bei fünftiger 
Ausrüflung ver Bunbesfeftungen, welche obnehin auf Geſammtkoſten 
geſchehen müfle, auf einen Belagerungspart und einen angemeflenen 
Bonton-Train in jeber Beftung, außer dem zur Bertheibigung der⸗ 
jelben gehörigen Geſchütze, Rückſicht genommen werde, über welche 
Borfchläge noch die Militär-Commiſſton zu vernehmen wäre. 

$. 43. Vertrautiche Sigungen und Militär⸗Commiſſion. 

In der vertraulihen Sitzung von 8. März 1819 äußerte auch 
MWürtemberg bie Meinung, daß bie Militär:Gommtifflon zum But: 
achten über die Bildung des Belagerungsparks und Ponton-Trains 
anfzuforbern fe. Womit vor der Hand fümmtlihe Stimmen ein- 
verflanden waren. 

Als demnähft die Milttär-Eommiffton vermöge ber an ſie er= 
gangenen Aufforberung bie Grundzüge burdhging, Fam in ihrer 
funfzehnten Sigung am 9. Juni 1819 bei bem 6. 14, welcher von 
dem Verhältniß ber Artillerie zum ausrückenden Heere Handelt, in 
Antrag, auch den Belagerungsparf zu berühren, zu dem Ende ſich 
über die Zufammenfegung und Ausräftung beöfelben zu verfländigen, 
nach vorbergegangener Uebereinkunft eine Tabelle darüber zu fertigen 
und ben biesfallfigen Entwurf ben Grundzügen bei biefem $. mit dem 
Zufag beizulegen: 

„Ueber diefen Stand der Feldgeſchüßze muß ein Belagerungspart 

von fämmilichen Bundesftaaten in natura nad ber Matrifel geftellt 
und beim Beginnen bed Belbzuges vereinigt werden, wozu ber bei- 
liegende Ausweis dad Erfordernig und bie Bintheilung angiebt". 

Sämmilihe Bevollmächtigten waren ber Meinung, daß bie Bes 
merfung wegen des Belagerungoparks zu biefem Baragraphen gehöre 
und bie vorgefhlagene Tabelle demfelben beizulegen märe, iwenn man 
fi über die Details vereinigt haben werbe. 

6. 44. Wiener Gonferenzen. 

Auch biefer Punct beruhte von ba an bis zu den Wiener Eon: 
ferenzen, mo er in ben Anträgen bes achten Ausfchufles eine Stelle 
fand. Sie ift folgende (pos. 7). 

Die Stellung ber Belagerungsparfs dürften diejenigen Bundes⸗ 
ſtaaten, welche eigene Armee⸗Corps bilden, ober aud bereit mit 
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jolchen Parks verfehen find, für ben Bund zu übernehmen fich geneigt 
finden laffen, jedoch in ber Art, daß die noch näher zu beftimmenten 
Koften für den Gebrauch ſolcher Parks im Kriege auch vom ganzen 
Bunde nach der Matrifel getragen werben. 

Dei der Abftimmung in der acht und zwangigften Wiener Con— 
ferenz über Die Anträge des achten Ausſchuſſes wurde dieſes Punktes 
namentlich nur von Baiern erwahnt, welches erflärte, feinen Antbeil 
zum Belagerungspark in natura ftellen zu können. 

Defterreih nahm im Allgemeinen die in ten Brotocollen ter 
Militär-Commiſſion enthaltenen Beſtimmungen an, wohin alſo and 
jene oben erwähnte über den Belagerungspark gezahlt werben kann 

Preußen erklärte fich für die üfterreichifchen Anträge, wenn Die 
Mehrheit ſich dafür ausſprechen ſollte. 

Großherzogthum Heſſen und Naſſau erklärten ſich mit den An— 
trägen des achten Ausſchuſſes einverſtanden. 

Dänemark für Holſtein willigte ein, daß die Anträge des achten 
Ausſchuſſes der Militär Commiſſion zur Grundlage weiterer Aus— 
arbeitung dienen. 

In den Abſtimmungen, reſp. Bemerkungen, ber übrigen Staaten 
läßt ſich auch feine indirecte Beziehung auf den Belagerungsparf finden. 


$. 45. MNenefle eventuelle Abftimmungen. 

In dev pertrauliden Sigung vom 17. Aug. kam diefer Gegen: 
ftand ebenfalls nur beiläufig bei Gelegenheit ver Gontingentftellung 
zur Sprache. 

Sefterreih. Sn der von dem Herrn Geſandten vertraulich mit: 
getbeilten Inftrnetion wird zwar im Beſondern der Velagerungspark 
nicht erwähnt, jedoch im Allgemeinen die Grundzüge über die Militär: 
Verfaſſung ſowohl, als auch die in ten Protocollen ter Militär: 
Commiſſion enthaltenen Beftimmungen über das Bundesheer ange: 
nommen; es gilt alfo auch bier tie beveitd zu ber öfterreichijchen 
Abftimmung in den Wiener Gonferenzen gemachte Benterfung. 

Preußen erklärte wiederholt, den öſterreichiſchen Anträgen im 
Weſentlichen beizutreten. 

Baiern Außerte: es wäre jedem Bundesſtaat zu überlaffen, feinen 
Untheil am Belagerungsparf in natura zu ftelen, wie ſich dann 
Baiern für das ſiebente Armee-Gorps bereit erklärte. 

Sachſen (Königreich): die Stellung der Belagerungsparks würden 
diejenigen Vundesſtaaten, welche vigene Armee-Corps bildeten, ober 
auch bereits mit folchen Parks veriehen wären, für ben Bund zu 
übernehmen ſich geneigt finden laſſen; jedoch in der Art, daß vie 
noch näher zu beſtimmenden Koften für ten Gebrauch ſolcher VParks 
im Kriege auch von dem ganzen Wunde nach ter Matrifel getragen 
würden. 

Hannover und Vraunfchweig nahmen feinen Anftand, demjenigen 
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frigitreten,. was in ben Antraͤgen des achten Ansfchuffes wegen 
Stellung. bes Velagerungsparf#‘ vorgef@lagen wurde; or. 

Würtemberg wie: Baiern. +: 

Baden unterwirft˖die deöfallfigen- Anträge bes achten Aubſchuſes 
im: — Afigemeinen feinem Anſtand. Dabei erachtet ed, es wäre doch 
allgeinein feſtzuſetzen, daß, ftatt ber Theilnahme an -bew in dieſer 

Beziehung erwachfenden Koften, auch dus VBritreffniß ſelbſt  geftellt 
werben bürfte; weshalb denn auch Baden ben- betzeffenben Anteil in 
natura flellen zu. wollen erfürte - + 

Kurheſſen finde gegen ben Antrag nichts einzuwenden. 

Großherzogthum Heſſen ſtimmt, ſo wie in der 28. Sitzung der 
MWiener MinifteriatsEonferenzen / im Algemeinen ben Anträgen des 
achten Ausjchuffes bei. 

. + Dänemark wegen: Volſtein und Bauenburg, tritt ben baieriſchen 
und ˖ koͤniglich ſachſiſchen Aeußerungen bei.. 

Naſſau ſtimmt ˖nach den Antrügen des achten Aueſchuſſet — 

Mecklenburg-Schwerin und Strelig desgleichen. | 

Die Übrigen Stimmen haben deshalb Feine Etklaärungen abgegeben. 
In Bon der Militär: Kommilfton tft dieſer Punct bes Belagerungs⸗ 
parks noch nicht bearbeitet, nur in ihrer 26. Sitzung vom 27: Ylt 
laufenden Jahrs brachte’ Der':Borfigeitte mehrere noch zu fertfgenbe 
Nudarbeitungen zur Sprache, unter welchen: auch der Entwurf zur 
Aufftellung eines Belagerungsparks für dad Bundesheer benannt tft: 
Die Bertigumg- besfelben ſchien ihm feiner Stywierigkeit au unter: 
liegen , wenn bavin bloß ' 

1. die Anzahl und Gattung des nothwendigen Geſchuͤtzes und 
der dazu gehörigen fonftigen Geräthfchäften und Benürfniffe - ' 

- +2. der für ſelbigen anzunehmenbe:- verhaltnißmaͤßige Munitlone⸗ 
Bedarf, 

3: die Stärfe bed zu feiner Transportitung und Webitnung 
Anentbehrfichen Buhrweiend> und Artillerie⸗Perſonals, 

4. das erforberlike Perfonat an Mineurs und Sappeurs, nebft 
len übrigen: IZngenteur-Bedürfniffen, bie zu einer WBelagerung im 
Verhaͤltniß der angenommenen Trainftärke nothwendig -feien — bes 
vüdfichtiget würden. 

© 46. Antrag. GH 

Diefer Gegenſtand möchte ganz nad biefer ı bon der Militar⸗ 
Commiſſion ſich ſeibſt geſetzten Aufgabe vor allem Atsquarbeiten fein, 
inbem"erft dadurch den einzelnen Bundesſtaaten ein’ Anhaltöpunct 
gegeben wird, ſich über die Mobalitäten ber Aufftellung und Ause 
rüftung und bie zwedmäßigfte Art feiner Vertheilung! mit Sicherheit 
äußern’ zu können. Allenfalld möchte bie ‚Militär: Gommiffton noch 
aufzufotdern fein, ‚einer ſolchen ‚Ausarbeitung auch einen beiläufigen 
Koſtenunſchlag beizufügen, um darin reinen Maaßſtab zu finde, nach 
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melden man au bad auf. die minbermädktigen Giaaten fallen 
Beitrags: Quantum mit einiger Sicherheit beuribeilen Fönnte. 

Gin Gutachten, in wie meit ber Grundſatz, ben einzelum 
Staaten zu geflatten, bad. Betzeffniß in natura zu flellen, im Hinſicht 
ber vefpectiven Bedeutenheit ber Staaten auwendbar fei, ſcheint nicht 
nothwendig, ba nur ſolche Staaten ben Beitrag in natura zu elle 
vermögen, welche eine bebeutenbere, nach allen Waffengattungen 
vollſtändig organifirte Kriegsmacht befiten, bei biefen alſo hinſichtlich 
der Brauchbarkeit des zu flellenden Antheils, keinen Anſtand ob: 
walten könne. 

$. 47. 
Ad I. I. . Die übrigen einzelnen Beſtiamungen, worüber nod etwas 
erinnert worben ift. 

Außer ben bisher behantelten Begenftänben find ſeit Entwerfung 
ber Grundzüge noch einige Vellimmungen zur Sprache gelommen, 
über welde man Veränderungen ober Zufäge verlangt hat. 

Diele find: 

A. theild in ben Bemerfungen und Gegenbemerfungen enthalten, 
welde in der zweiten bis fechöten Gitung 1819 vorgefommen un 
loco dietaturae gebrudt worden find; 

B. theild find fie in ber von Baben, in ber biedjährigen wı: 
traufihen Sigung vom 17. Auguſt abgelegten eventuellen Abfimmung 
angeführt sporben. 

Ad A. Die erfteren ‚dat man in ben vertraulichen Gigungen 
vom 4. 8. und 22. März 1819 mit ben Brundzügen verglichen um 
dein Bunbestags:Yusfchufle zur weiteren GBefchäftsbehandlung über 
geben, welcher vie weiter zu exörternden Paragraphen mit den 
gemachten Bemerkungen, buch Rote vom 5. April 1819, an dr 
Militär:Sonmilfton abgab. 

Diefe hat nur zum Theil biefe Gegenflände ihrer Berathung 
unterworfen, wie die gebruckten Protocolle zeigen. ber bad verlang« 
Gutachten ift noch nicht abgegeben worden, umd wird erſt jett behe 
begründeter, im Zufammenhange mit. ber nach ben jet Zu gebenkn 
Directiv. Normen vorzunehmenden Bearbeitung bes Ganzen, abgegeht 
werben £önnen. , 

Es wird alfo, was biefe zur Sprache gekommenen Gegenflänt 
betrifft, lediglich zugewartet werden müflen, bis die Militär: Gommiller 
ihre weiteren Anträge vorlegen wigb. 

$. 48. Reueſte eventuelle Abflimmungen. 
Ad B. Die von Baden neuerlich erinnerten Gegenſtaͤnde Rab 
folgente: . 

1. Wenn, nad ber betreffenden Stelle ber Grundzöge, ‚di 
Sefangenen ıc. ald Abgang wieder erfegt werden follen, fo müſe 
deren Verpflegung, oder ſonſt etwa vom Feinde in Aufteqnuss 
gebracht werdende Ausgaben, von dem Bunde gemeinſchaftlich um 
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pro rala getragen, niemals aber von den (oft zufällig und nach ben 
wanbelbaren Ereignifien bes Kriegöglüds) allein betheiligten Bundes⸗ 
ftaaten ausſchließlich übernommen werben. 

2. Nicht minder wichtig fei bie zu erörternde Beſtimmung: 
woher diejenigen Bunbes:Gontingente, beren Staut im Laufe ber 
Kriegd: Operationen etwa vom Beinde occupirt werden würde, mit 
Sold und fonftigen Bebürfnigen verfehen werben follen? Auch bier 
erbeifchte Recht und Billigfeit, daß bie allgemeine Bunbes:Operations- 
kaſſe zur Bezahlung und Verpflegung jolcher Eontingente einfchreite, 
damit hierdurch Feine einzelne Auflöfung herbeigeführt, und ein für 
das Allgemeine nachtheiliges Beifpiel gegeben werde. 

3. Auch fei, hinfichtlich des 6.40 ber von der Militär⸗Commiſſion 
neu vedigirten Grundzüge, über bad Neglement wegen der Naturals 
verpflegung des WBundröheeres, womit bie Derproviantirung der 
Geftungen, fo wie die Anlegung von Magazinen, in unzertrennlicher 
Verbindung ftehe, noch die weiter nöthige Beflimmung zu treffen. 

$. 49. Antrag. 

Der Bundestags Ausihuß iſt ber Meinung, ba biefe Puncte 
mit denjenigen weldhe in Bolge ber Wiener-Eongreß: Verhandlungen 
bermal zur Sprache kommen, nicht vermiicht, fondern, fo fern fie 
nicht, wie bei Num. 3 der Ball fein dürfte, von ber Militär: 
Commiſſion ohnehin behandelt werden, zur abgefonberten Berathung 


fommen. 
$. 50. Schluß. 

Indem ber Hohen Bundesverſammlung gegenwärtiger Vortrag 
abgeflattet wird, glaubt ber Bunbestags-Ausfhuß den ihm unterm 
17. Auguft d. 3. ertheilten Auftrag ſchuldigſt erfüllt zu haben. 

Wenn bie Arbeit weitläuftiger geworden, als es für ben nächften 
Zwei nöthig war, fo bürfte der Ausſchuß vielleicht darin eine Ent: 
ſchuldigung finden, baß bie Zufammenftellung auch für Lünftige 
Berathung, wegen leichter Weberficht der vielfältig zerſtreuten Materialien, 
nüglich werben könnte, weßhalb es auch zweckmäßig fein dürfte, ben 
ganzen Vortrag vollfländig ber Militär-Commifflon mitzutheilen. 


Berichtigung. 


Die Angabe ©. 268: „daß der Präfidial-Gefandte einen Antrag weger 
Ausfegung die Sigungen auf unbeflimmte Zeit aeftellt“ betuht auf einem 
Irrthum, welcher durch die unrichtige wenigftens fehr ungenaue Angabe des 
zum Oebrauche der Bundestagsgefandten gefertigten Hauptregifterd von 1816 
bis 1836 Fol. 467 entitanden iſt. Wir find jet in dem Beſttze der gefchrichenen 
Regiſtratur vom 18. September (nicht 28. September, wie es bei uns fälichlih 
eben S. 263 beißt). In diefer genannten Sigung, in welcher die perionlichen 
Etreitigfeiten des Königs ven Großbritannien und des Herzogs Garl ven 
Braunfchiveig verhandelt wurden, war allerdings cine Vertagung auf unbeitimmte 
Zeit Beliebt, allein nur deshalb, weil der Präſidial-Geſandte „ſich außer 
Etande erklärte, die fürnliche viermonatliche Vertagung au proponiren, da es 
nicht angemeſſen erjiheine, dieſelbe früher eintreten zu lajjen, ale die bekannten 
Differenzien zwijen Hannover und Braunfchweig ihrer Erledigung zugeführt 
fein würden.“ 

Dbwohl wir fpüter diefe Angelegenheit genauer zu erörtern haben werden, 
fo wollen wir doch nicht dieſe Berichtigung bis dahin verſchieben, weil in der 
Angabe S. 268 ein harter Vorwurf für die öſterreichiſche Politik liegt. 











